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Druck  von  H.  L.  Brönner  in  Frankfurt  a.  M. 


Vorwort  zur  ersten  Auflage. 


Ich  übergebe  hiermit  der  Oeffentlichkeit  und  der 
Kritik  ein  Werk,  dessen  Grundlagen  schon  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  zusammengetragen,  und  einer  fort- 
währenden Prüfung  und  Sichtung  unterworfen  worden 
sind.  Wenn  irgendwo,  so  ist  hier  das 

„nonum  preniatur  in  annum'-^ 
beobachtet  worden.  Dass  ich  den  gegenwärtigen  Augen- 
blick zur  Herausgabe  wählte,  hat  seinen   Grund  darin, 
dass  neuere  Ereignisse  allenthalben  wieder  staatsrecht- 
liche Fragen  angeregt  haben,  und  doch  des  lebendigen 
politischen   Interesse   ungeachtet,   nirgend  eine   solche 
Aufregung  vorhanden  ist,  dass  eine  Schrift,  welche  sich 
nur  auf  dem  Boden  des  Rechtes  bewegen  will,  und  eben 
darum   keinen  Partheiinteressen   huldigt,   nicht  wenig- 
stens die  Hoffnung  erregen  dürfte,  nicht  ohne  Prüfung 
geächtet  und  verworfen  zu  werden.  Was  den  Standpunkt 
anbetrifft,  von  Avelchem  aus  ich  meijien  Gegenstand  zu 
behandeln   suchte,    so    ist  er  vielleicht  in  so  ferne  ein 
eigenthümlicherj,  als  ich  nicht  beabsichtigte,  ein  Staats- 
recht  nach  meinem  subjectiven  Gefallen  zu  entwerien, 
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oder  eine  Reihe  utopischer  Phantasien  als  \VaIirheiteii 
vor'Aiiti"i«;;eii,  welche  auf  das  Prädicat  einer  allgemeinen 
Vernünftigkeit  und  auf  practische  Geltung  Anspruch 
machen.  Im  Gegentheile  bin  ich  von  der  Ansicht  ausge- 
gangen, dass  dem  allgemein  Bestehenden  allgemein 
wirkende  Ursachen,  dass  den  allgemeinen  Erscheinun- 
gen gewisse  allgemeine  Ideen  zu  Grunde  liegen,  dass  es 
sich  somit  nicht  sowohl  darum  handeln  kann,  neue  Ideen 
zu  erschaffen,  als  die  gegebenen  zum  Bewusstsein 
zu  bringen  und  zu  entwickeln.  Ich  bin  weit  entfernt  von 
der  Anmassung,  als  Reformator  der  Staatswissenschaft 
auftreten  zu  wollen.  Mein  Bestreben  war  vielmehr  nur 
darauf  gerichtet,  manche  bestrittene  und  dunkele  Lehre 
von  einer  bisher  noch  nicht,  oder  doch  weniger  beach- 
teten Seite  zu  beleuchten.  Insbesondere  habe  ich  mir  an- 
gelegen sein  lassen,  die  Begriffe  und  das  Wesen  von 
Souverainität  und  Legitimität  einer  genauen  Unter- 
suchung zu  unterwerfen,  und  die  Verhältnisse  einer 
repräsentativen  Monarchie,  welche  auf  dem  Systeme 
der  T heil ung  der  Gewalten  beruhet,  möglichst  scharf 
von  einer  Staatsform  zu  unterscheiden,  in  welcher  die 
Repräsentation  nur  als  eine  Schranke  gegen  den  Miss- 
brauch der  in  den  Händen  des  Monarchen  ungetheilt 
verbleibenden  Staatsgewalt  erscheint  —  von  jener  Staats- 
form nämlich,  welche  nach  der  ausdrücklichen  und 
grundgesetzlichen  Bestimmung  des  Art.  5T.  der  Wiener 
Schlussacte  vom  15.  Mai  1820  die  einzig  zulässige  in 
den  deutschen  Bundesstaaten  ist. 


Schriften,  welche  allgemein  menschliche  Interessen 
besprechen,  haben  immer  etwas  geleistet,  wenn  sie  im 
Stande  sind,  die  Kritik  in  Bewegung  zu  setzen,  wenn 
sie  auch  nur  wie  ein  chemisches  Reagens  wirken,  oder 
einen  Gährungsprozess  veranlassen,  in  welchem  sich  der 
edle  Stoff  von  den  Schlacken  scheidet.  In  dieser  Art 
zur  Fortbildung  der  Wissenschaft  beizutragen,  ist  der 
einzige  Wunsch,  mit  welchem  ich  den  Eintritt  dieser 
Blätter  in  die  Oeffentlichkeit  begleite.  Ich  will  Niemand 
in  der  Freiheit  seines  Urtheils  beschränken,  und  nehme 
nur  eine  gleiche  Freiheit  zu  denken  in  Anspruch.  Ueb- 
rigens  wird  die  Form  meiner  Darstellung  keinem  Schrift- 
steller, wer  er  auch  sei,  Veranlassung  geben  können, 
sich  persönlich  gekränkt  zu  ftihlen,  mögen  seine  Ansich- 
ten gleichwohl  den  meinigen  geradezu  entgegengesetzt 
sein.  Vor  Allem  war  es  mein  Bestreben,  zu  zeigen,  dass 
man  auch  über  die  wichtigsten  Gegenstände  ohne  Lei- 
denschaft- sprechen  kann. 

Wenn  auch  in  Manchem,  so  glaube  ich  doch  nicht 
über  das  geirrt  zu  haben,  was  unserer  Zeit  nöth  thut,  — 
ein  vernünftiges  Recht  auf  einer  nationalen 
Grundlage.  So  uiögen  denn  diese  Blätter  versuchen, 
unter  den  Vorarbeiten  zu  seiner  Entwickelung  eine  Stelle 
zu  finden! 

Heidelberg,  im  Mai  1841. 

Heinrich  Zöpfl. 


Vorwort  zur  zweiten  Auflage. 


Obgleich  erst  im  Monate  August  d.  J.  versendet, 
hatte  sieh  vorliegender  publicistische  Versuch  eines  sol- 
chen raschen  Absatzes  zu  erfreuen,  dass  hei  Eröffnung 
der  Wintervorlesungen  die  noch  vorhandenen  Exemplare 
nicht  einmal  völlig  für  das  Bedürfniss  meiner  Zuhörer 
ausreichten.  Es  wurde  daher  sofort  eine  neue  Auflage 
nöthig,  welche  sich  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
nothwendig  auf  einen  ftnveränderten  Abdruck  und  auf 
die  Verbesserung  einiger  in  die  erste  Auflage  eingeschli- 
chenen Ungenauigkeiten  beschränken  musste.  Nur  in 
dem  Verzeichnisse  der  deutschen  Verfassungsurkunden 
wurde  das  seit  der  Vollendnng  des  ersten  Abdruckes 
erschienene  neue  Landesgrundgesetz  von  Schwarzburg- 
Sondershausen  vom  24.  September  1841  und  die  königl. 
grossherzogl.  Luxemburgische  Ordonnance  vom  12.  Oct. 
1841,  die  Zusammensetzung  der  Stände  enthaltend,  bei- 
gefügt. 

Heidelberg,  im  November  1841. 

Heinrich  Zöpfl. 


Vorwort  zur  dritten  Auflage. 
A 

Gegenwärtige  Ausgabe  hätte  nach  dem  Wun- 
sche meines  Herrn  Verlegers  schon  im  Sommer 
des  vorigen  Jahres  erscheinen  sollen.  Wenn  auch 
noch  in  vielem  mangelhaft,  wie  ich  selbst  sehr 
wohl  einsehe,  wird  sie  doch  im  Vergleiche  mit 
den  früheren  Auflagen  das  Streben  nach  Verbes- 
serung und  Vervollständigung  nicht  verkennen 
lassen.  Sobald  es  mir  meine  übrigen  Berufsge- 
schäfte möglich  machen ,  gedenke  ich  diesen 
Grundsätzen  des  Staatsrechtes  noch  zwei  andere 
Versuche  folgen  zu  lassen,  welche  mit  densel- 
ben zusammen  einen  Lehrcursus  der  politischen 
Rechtswissenschaften  bilden  sollen;  nämlich 
einen  Versuch  über  die  Rechtsphilosophie  oder 
das  sogenannte  Naturrecht,  als  Einleitung  zum 
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Staatsrechte,  und  einen  Versnch  liber  das  Völ- 
kerrecht, so  dass  sodann  die  Cirundsätze  des 
Staatsreclites  den  zweiten  Band  des  ganzen 
Cursns  bilden  werden. 


Heidelberg,  im  Juli  1846. 


Heinrich  Zöpfl. 


INHALT. 


Einleitung. 

Erster  Abschnitt. 

A,  Allgemeines. 

Vom  Staate,  von  der  Staatswissenschaft  und  dem  Staatsrechte 
überhaupt. 


§.  18. 


Begriff  des  Staates. 

Der  historische  Staat  und  die  Staatsidee. 

Rechtlicher  Charakter  des  Staates. 

Verhältniss  des  Staates  zu  den  Individuen. 

Verhältniss  des  Staates  zu  anderen  Geraeinwesen. 

Verhältniss  des  Staates  zur  Familie. 

Verhältniss  des  Staates  zu  der  bürgerlichen  Gesellschaft. 

Verhältniss  des  Staates  zu  dem  sog.  Naturstande. 

Die  Völkerschaft  als  wahrer  Natnrstand. 

Das  Wesen  der  Völkerschaft. 

Verhältniss  der  Völkerschaft  zum  Staate. 

Faktoren  des  Staates. 

Staatswissenschaft  (Politik);  deren  Begriff  und  Eintheilung. 

Verhältniss  von  Recht  und  Politik. 

Begriff  und  Eintheilung  des  öffentlichen  Rechtes. 

Begriff  des  Staatsrechtes. 

Allgemeiner  Charakter  des  Staatsrechtes:  sein  Verhältniss  zum  Pri- 
vatrechte. 

Eintheilung  des  Staatsrechtes:  allgemeines  und  besonderes:  inneres 
und  äusseres  Staatsrecht.  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht. 

Literatur  des  allyemeinen  Staatsrechtes. 


B.  Besonderes. 

Begiiff,  Kinthcilung  und  Quellen  des  deutschen  Staatsrechtes. 

§.  19.  Begriff  des  deutschen  Staatsrechtes. 

§.  20.  a)  Kiiuheiliing  des  deutschen  Staatsrechtes  nach  den  Gegenständen 
iinrt  Subjekten. 
I.  Relch-sstaalsreclit.    Landestaatsrecht.  Oeffentliches  Recht  des 
Rheinbundes.  Deutsches  Hundesrecht.  Oeffentliches  Recht  der 
Bundesstaaten. 
§.  21.  II.  Generelles  und  spe/ielles  deutsches  Staatsrecht. 

§.  22.         111.  Eintheilung  des  deutschen  Bundesrechtes  insbesondere. 
§.  23.  b)  Eintheilung  des  deutschen  Staatsrechtes  nach  dein  Umfange  der 
Verbindlichkeit  der  Rechtsquellen.    Gemeines   deutsches  und 
partikuläres  Staatsrecht. 
§.  24.  Die  Quellen  des  heutigen  deutschen  Staatsrechtes. 
§.  25.  Von  der  .\n\vendbarkeit  des  ehemaligen  Reichsstaatsrechtes  und  des 

öffentlichen  Rechtes  des  Rheinischen  Bundes. 
§.  26.  Von  dem  Gebrauche  der  recipirten  fremden  Rechte  in  staatsrechtlichen 

Fragen. 
§.  27.  Von  der  praktischen  Anwendung  des  allgemeinen  Staatsrechtes  in 

Deutschli^nd. 
§.  28.  Von  der  Bedeutung  des  Besitzes  und  der  Verjährung  im  Staatsrechte. 
Literatur  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechtes. 

Zweiter  Abschnitt. 
Vom  Staatszweck. 

§.  29.  Der  Staatszweck.  Verschiedene  Theorien. 

§.  30.  Von  der  Theorie,  weiche  den  Zweck  des  Staates  mit  dem  der  Mensch- 
heit identisch  nimmt,  und  ihren  Unterarten. 

§.  31.  Kritik  dieser  Theorie. 

§.  32.  Fortsetzung. 

§.  33.  Von  der  Theorie,  welche  Schutz  und  Sicherheit  der  Rechte  als  aus- 
schliesslichen Zweck  des  Staates  betrachtet. 

§.  34.  Von  den  Bcdingiuigen  der  Ausgleiiluing  dieser  Theorien. 

§.  35.  Versuch  dieser  Ausgleichung.  Theorie  der  allseitigen  Unterstützung. 

§.  36.  Verhältniss  dieser  Theorie  zu  den  vora;enannten. 

§.  37.  Eintheilung  der  Staaten  mit  Rücksicht  auf  den  Staatszweck.  Der 
Rechtsstaat  und  der  Polizeistaat. 

§.  38.  Folgerungen  aus  dem  Staatszwecke.  Von  der  Universalität  und  Ewig- 
keit des  Staates. 

§.  39.  Von  der  Mehrheit  der  Staaten. 

§.  40    Von  der  Grösse  und  dem  Alter  der  Staaten. 

Dritter  Abschnitt. 

Von  dem  Rechtsgrunde  und  der  Entstehung  des  Staates. 

§.  41.  Von  dem  Verhältnisse  der  Untersuchungen  über  den  Rechtsgrund  und 
die  Entstehung  des  Staates  zu  einander  überhaupt. 

§.  42.  Eintheilung  der  Theorien  über  den  Rechtsgrund  und  die  Entstehung 
des  Staates. 


XI 

Erste  U  n  (  e  r  a  h  t  h  e  i  1 11  n  g. 

A.   Jon  den  historischen  Theorien. 

§.  43.   1)  Naturlüstorische  (natin--  oder  geschichls-plülosophisrhe)  Theorie. 

§.  44.  2)  Theorie  der  lebermaclit. 

§.  45.  3)  Patriarchalyriuzip. 

§.  46.  4)  Pat'imonialprinzip. 

§.  47.  5)  Religiöse  Theorie. 

Zweite  Unterabtheil iing. 
B.   Von  der  rationalen  Begründung  des  Staates. 

§.  48.  Von  den  Theorien,  welche  Anspruch  daraiii'  machen,  als  rationale 
Begründiingsweisen  des  Staates  zu  gelten,  überhaupt:  ideale 
Theorie  und  Vertragstheorie. 

§.  49.  Von  der  Vertragstheorie  insbesondere. 

§.  50.  Kritik  der  Vertragstheorie. 

§.  51.  Resultat  der  bisherigen  Untersuchung. 

§.  52.  Folgerungen  aus  der  Vernünftigkeit  des  Staates.  Staatsgewalt  und 
Volksrechte. 


Erster  Theil. 
Verfassungsreclit. 


I.  Abtlieilung. 

Allg^eineines  Verfassung^sreclit. 

I.  Abschnitt. 

Von  der  Staatsgewalt  und  dem  Souverain. 

§.  53.  Idee  und  Begriff  der  Staatsgewalt. 

§.  54.  Von  dem  Gegensatze  und  Verhältnisse  der  Macht  und  der  Herrschaft 

im  Begriffe  der  Staatsgewalt. 
§.  55.  Von  der  Uebertragung  der  Staatsgewalt. 
§.  5fi.  Von  der  WiderruHichkeit  der  Staatsgewalt. 
§.  57.  Rechtlicher  Charakter  der  Staatsgewalt. 
§.  58.  Natürliche  Begränzung  der  Staatsgewalt. 
§.  59.  Der  Souverain.  Begriff. 
§.  60.  Verhältniss  des  Souverains  zur  Staatsgewalt.  Territorial-Prinzlp. 


XII 


II.  Abschnitt. 
Von  der  Erwerbung  der  Souverainilät. 

I.  Unterabtheilung. 

A.  Allgemeines. 

§.  61.  Von  den  Subjekten,  welche  die  Souverainilät  besitzen  können,  und 
der  hierdurch  bedingten  Eintheilung  in  Monarchien,  Aristokratien 
und  Demokratien. 

§.  62.  Eintheilung  der  Erwerbsarten  der  Souverainität. 

§.  63.  Von  der  Legitimität  und  Illegitimität  im  allgemeinen. 

§.  64.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  zum  Volke. 

§.  65.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  zn  einer 
älteren  Dynastie. 

§.  66.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  zu  auswär- 
tigen Staaten. 

§.  67.  Von  der  legitimen  regelmässigen  Erwerbsart  der  Souverainität  ins- 
besondere. 

§.  68.  Legitime  ausserordentliche  Erwerbsarten. 

§.  69.  Fortsetzung. 

§.  70.  Illegitime  Erwerbsarten  der  Souverainität.  Usurpation. 

§.  71.  Von  der  Umwandlung  der  illegitimen  Herrschaft  in  legitime. 

§.  72.  Von  dem  Beweise  und  der  Geltendmachung  der  Souverainität. 

§.  73.  Von  der  rechtlichen  Natur  der  Thronfolge  in  der  Erbmonarchie  und 
von  der  Verpflichtung  des  Nachfolgers  aus  den  Handlungen  des 
Vorgängers. 

§.  74.  Von  der  Kechtsgültigkeit  der  Handlungen  eines  Zwischenherrschers. 

II.  ünterabtheilung. 

B.  Besonderes. 

Das  Familien-  und  Erbrecht  der  deutschen  souverainen  Familien. 

§.  75.  Verhältnisse  des  Familien  und  Erbrechtes  der  deutschen  souverainen 
Familien  zu  dem  sog.  deutschen  Privatfürstenrechte. 

§.  76.  Stellung  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen  souverainen 
Familien  im  Rechtssysteme. 

§.  77.  Von  den  Quellen  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  souverainen 
deutschen  Häuser. 

§.  78.  Von  der  väterlichen  und  Familiengewalt  der  deutschen  Souveraine. 

§.  79.  Von  den  Eigenthiimlichkeiten  des  Eherechtes  der  deutschen  sou- 
verainen Familien. 

§.  80.  a)  In  kirchlicher  Beziehung.  Gewissens-Ehe. 

b)  In  staatsrechtlicher  und  civilrechtlicher  Beziehung.  Eheliche 
Gfiterverhältnisse. 

§.81.  c)  Morganatische  Ehe. 

§.  82.  d)  Missheirath. 

§.  83.  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

§.  84.  Adoption. 

§.  85.  Volljährigkeit. 

§,  86.  Vormundschaft  über  Minderjährige:  insbesondere  Regierungsvor- 
mundschaft. 


XIII 

§.  87.  Von  der  Regiernngsiiachfolge.   tebersicht  der  Delationsgrönde. 

§.  88.  I.  Erbfolge  nach  Gebliitsrecht. 

a)  Ableitung  des  Rechtes  der  Folge  vom  ersten  Erwerber.  Vor- 
zug des  Mannsstammes.  Ausschluss  wegen  ünwürdigkeit. 

§.  89.  b)  Fortsetzung.  Erfordernisse  der  Successionsfähigkeit. 

§.  90.  c)  Fortsetzung.  Wart-  und  Anfallrecht.  Folge  der  Descendenteo 

des  letzten  Besitzers. 

§.91.  d)  Folge  der  Collateralen. 

§.  92.  e)  Fortsetzung.  Successionsrecht  der  später  erzeugten  Descen- 

denz  eines  Ausgeschlossenen.  Unabhängigkeit  der  Thron- 
folge von  der  Succession  in  das  Frivatvermögen. 

§.  93.  f)  Fortsetzung.  Einführung  der  Primogenitur.  Apanagen.  Aus- 

steuer. 

§.  94.  g)  Fortsetzung.  Cognatische  Succession. 

§.  95.  II.  Testamentarische  Erbfolge. 

§.  96.  III.  Vertragsmässige  Erbfolge. 

§.  97.  IV.  Von  der  Succession  aus  Sammt-  und  Eventualbelehnungen  und 
Lehns- Anwartschaften. 

§.  98.  Von  dem  Gerichtsstande  der  Mitglieder  soiiverainer  Familien. 

III.  Abschnitt. 

Von  den  Wirkungen  der  Souverainität  oder  den  Hoheitsrechten. 

§.  99.  Von  den  Rechten  des  Souverains  im  allgemeinen.  Oberste  Ein- 
theilung.  Wesentliche  und  ausserwesentliche  Hoheitsrechte 
(Regalien). 

§.  100.  Von  der  Eintheilung  der  wesentlichen  Hoheitsrechte. 

§.  101.      I.  Von  den  Majestätsrechten. 

§.  102.    II.  Von  den  materiellen  Hoheitsrechten. 

a)  Deren  Eintheilung.  Innere  und  äussere  Hoheitsrechte. 

§.  103.  b)  Ueberslcht  der  inneren  Hoheitsrechte. 

§.  104.  c)  üebersicht  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

§.  105.  III.  Von  den  formellen  Hoheitsrechten  oder  den  poHtischen  Gewal- 
ten. Gesetzgebende  und  vollzieheude  Gewalt  (Repräsentativ- 
Gewalt). 

§.  106.  Von  der  sog.  oberaufsehenden  Gewalt. 

§.   107.  Von  der  sog.  richterlichen  Gewalt. 

§.  108.  Von  der  Theilung  der  Gewalten. 

IV.  Abschnitt. 

Von  der  Beendigung  der  Souverainität. 

Von  der  Beendigung  und  dem  Verluste  der  Souverainität  im  all- 
gemeinen. 

Von  der  Entsagung  auf  die  Krone  (Abdankung,  Abdicatio')  in  der 
Erbmonarchie  insbesondere. 

Von  der  Unfähigkeit  zu  regieren,  und  von  der  in  der  Erbmonarchie 
hierdurch  begründeten  Eröffnung  der  Thronfolge  oder  Reichs- 
verwesung. 

Von  der  Anordnung  einer  Mitregenlschaft. 

Vom  Missbrauche  der  Staatsgewalt. 

Von  der  Revolution. 


§• 

109. 

§• 

110. 

§• 

111. 

§• 
§. 
§• 

112. 
113. 
114, 

S- 

115. 

S- 

116. 

§• 

117. 

§• 

118. 

§ 

119. 

§• 

12U. 

§. 

121, 

§• 

122, 

§• 

123, 

Ji. 

124. 

§• 

125. 

§■ 

126. 

§■ 

127. 

§• 

128. 

XIV 


V.  Abschnitt. 

Von  den  ünterthanen  und  deren  Pflichten  und  Rechten. 

.  Begriff  von  L'nterthaii  und  Staatsbürger. 

,  Begründung  der  Inteithanschaf't. 

.  Von  der  allgemeinen  Rechtswirkung  der  Lntertiianschaft,  oder  von 

dem  staatsbürgerlichen  Gehorsam. 
,  Von  dem  Widerstandsrechte  der  l'nterlhanen. 

,  Von  der  Bestärkung  der  l  nterthaneiipdicht  durch  den  Huldigungseid. 
,  Von  den  besonderen  Rechtswirkungen   der    bleibenden   Unterthan- 

schaft. 

a)  Gerichtspflichtigkeit.  Landsassiat. 

b)  Eingebornenrecht.  Staatsbürgerrecht. 
.  Von  dem  Genüsse  und  der  Ausübung  der  staatsbürgerlichen  Privat- 
rechte. 

.  Erwerbung  des  Eingebornenrechtes. 
.  Von  den  Wirkungen  des  Eingebornenrechtes. 
.  Verlust  des  Eingebornenrechtes. 
.  Von  den  besonderen  Standesrechten. 
.  Von  dem  Adel  insbesondere. 

.  Von  den  Rechtswirkungen  des  Adels  und  seiner  gegenwärtigen  po- 
litischen Bedeutung. 
§.   129.  Von  der  Rechtsfähigkeit  der  Fremden. 

VI.  Abschnitt. 

Von  den  Volksrechten. 

« 
§.   130.  Begriff  und  Wesen  der  Volksrechte. 
§.   131.  Eintheiluug  der  Volksrechte. 

1)  Von  den  materiellen  Volksrechten. 
§.   132.  2)  Von  den  formellen  Volksrechten. 

a)  Von   der   ursprünglichen  Ausübung   der    Volksrechte 
oder  von  der  volksmässigen  Rechtsbildung. 
§.   133.  b)  Von  der  volksmässigen  Rechtsbilduug  oder  von  dem 

Herkommen  in  Bezug  auf  das  deutsche  Staatsrecht 
insbesondere. 
§.  134.  Von  den  besonderen  Organen  für  die  Ausübung  der  Volksrechte. 
§.    135.  Von  der  durch  die  Organisation  der  Volksrechte  bedingten  Unter- 
scheidung von  Beherrschungs-  und  Regierungsformen, 
a)  Von  den  IJeherrschungsformen. 
§.   136.  b)  Von  den  Regierungsformen. 

VII.  Abschnitt. 
Von  der  Verfassung. 

§.  13T.  Begriff  der  Verfassung. 

§.  138    Entstehung  und  Eintheilung  der  Verfassungen. 

§.  139.  Von  der  Abänderung  und  Auslegung  der  Verfassung. 

5.  140.  Von  der  besten  Verfassung. 


XV 


IL  Abtheiliiiig. 

Verfassiiug-sreelit  der  constKutionellen  !TIouarcliie. 

I.  Abschnitt. 

Von  der  constitutionellen  Monarchie  überhaupt. 

§.  141.  Begriff  der  coiistitutionellen  Monarchie. 

§.  142.  Von  den  Ideen,  auf  welclieu  die  constitutionelle  Monarchie  beruht. 

§.  14.3.  Fortsetzung. 

§.  144.  Fortsetzung. 

§.  145.  Fortsetzung. 

§.  146.  Fortsetzung. 

§.  147.  Fortsetzung. 

§.  148.  Von  den  Vortheilen,  welche  die  constitutionelle  Monarchie  gewährt. 

§.  149.  Von  dem  Unterschiede  der  Repräsentativ-  und  der  älteren  deutschen 
ständischen  Verfassung. 

II.  Abschnitt. 

Von  dem  Organe  der  Volksrechte  oder  dem  Repräsentantenkör|)er. 

150.  Begriff  der  Volksrepräsentation. 

§.  151.  Publicistischer  Charakter  der  Repräsentation. 

§.   152.  Zusammensetzung  des  Repräsentautenkörpers. 

153.  Von  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit. 

154.  Fortsetzung. 

155.  Von  der  Wahlfähigkeit  der  Staatsbeamten  insbesondere. 
§.   156.  Von  dem  sog.  Ein-  und  Zweikammern- System. 

157.  Von  der  Repräsentation  nach  Interessen. 
§.   158.  Von  den  Bedingung^p  der  Wahl  tüchtiger  Abgeordneten. 

159.  Von  der  Zeit  der  Versammlung  des  Repräsentantenkörpers. 

160.  Von  der  Dauer  der  Vollmachten  der  Repräsentanten  und  der  Art  der 
Erneuerung  des  Repräsentantenkörpers. 

161.  Von  den  Rechten  der  Mitglieder  des  Repräsentantenkörpers. 

162.  Oeffentlichkeit  der  Kammersitzungen  und  der  Kammerprotokolle. 

III.  Abschnitt. 

Von  den  Volksiechten,  welche  durch  den  Repräsentantenkörper 
ausgeübt  werden. 

.  16.3.  Vorbemerkung. 

.  164.  Von  den  Befugnissen  des  Repräsentantenkörpers  im  Verhältnisse  zur 
gesetzgebenden  Gewalt. 

.  165.  Von  den  Befugnissen  des  Repräsentantenkörpers  in  Bezug  auf  die 
vollziehende  Gewalt. 

.  166.  Von  dem  Steuerverwilliguugsrechte  der  Landständeinsbesondere. 

.   167.  Von  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  insbesondere. 

.  168.  Verhältniss  des  Repräsentantenkörpers  zu  den  einzelnen  Staats- 
bürgern. 


XVI 

IV.  Abschnitt. 

VoD  der  fürstlichen  Prärogative. 

§.  169.  Begriff  und  Nothwendigkeit  der  fürstlichen  Pnlrogative. 

§.   170.  Inhalt  der  fürstlichen  Prärogative. 

§.   171.  Von  der  fürstlichen  Sanktion  und  dem  fürstlichen  Veto. 

§.  172.  Von  dem  Rechte  des  Monarchen,  den  Repräsentantenkörper  aufzu- 
lösen. 

§.   173.  Von  dem  Rechte  des  Regenten,  Pairs  zu  ernennen. 

§.  174.  Von  der  Trennung  der  Regierung  und  der  Verwaltung  und  der  Con- 
trasignatiir  der  Minister  in  der  constitutionellen  Monarchie  als 
nothwendige  Folge  der  fürstlichen  Prärogative. 

V.  Abschnitt. 

Von  den  Volksrechten,  welche  in  der  constitutionellen  Monarchie 
von  jedem  einzelnen  Staatsbürger  selbst  ausgeübt  werden  können. 

§.  175.  Von  dem  Rechte  der  freien  Gedankenäusserung  überhaupt. 

§.  176.  Von  dem  Rechte  der  freien  Aeusserung  in  Bezug  auf  die  gesetz- 
gebende Gewalt. 

§.  177.  Von  dem  Rechte  der  freien  Aeusserung  iu  Bezug  auf  die  vollziehende 
Gewalt. 

§.  178.  Von  dem  Missbrauche  des  Rechtes  der  freien  Aeusserung  und  den 
möglichen  Schutzmitteln  hiergegen. 

VI.  Abschnitt. 

Von  den  Garantien  der  Verfassung. 

§.  179.  Eintheilung  und  Aufzählung  der  Garantien  der  Verfassung. 

a)  Moralische  Garantien.  % 

§.  180.  b)  Politische  Garantien. 

111.  Abtheilung. 

Von  der  Oemeindeverfassung'  in  Ueutscliland* 

§.   181.  Begriff  von  Gemeinde. 

§.  182.  Entstehung.  Verfall  und  Widerbelebung  der  freien  Gemeindeverfas- 
sung in  Deutschland. 

§.  183.  Von  dem  publicistischen  Verhältnisse  der  Gemeinden  und  insbeson- 
dere des  Gemeindevermögens  zum  Staate. 

§.  184.  Von  den  Befugnissen  des  Staates  in  Bezug  auf  das  Vermögen  anderer 
Korporationen  in  den  Gemeinden. 

§.  185.  Von  dem  Verhältnisse  der  Gemeinden  und  ihrer  einzelnen  Glieder  zu 
der  Gemeindeverwaltung  und  der  Gemeindebehörden. 

§.  186.  Anhang.  Von  den  freien  Städten  in  Deutschland. 


XVII 


Ziveiter  Theil. 
Verwaltungsrecht. 


I.  Abschnitt. 
Von  der  Ausübung  der  politischen  Gewalten. 

187.  I.  Von  der  AusübuDg  der  gesetzgebenden  Gewalt  im  allgemeinen. 

188.  Von  den  Gesetzen  und  Arten  derselben  überhaupt. 

189.  Von  den  Grundgesetzen. 

190.  Von  den  organischen  Gesetzen. 

191.  Von  den  übrigen  Gesetzen. 

192.  Von  den  Gränzen  der  gesetzgebenden  Gewalt. 
§.  193.  Von  der  rückwirkenden  Kraft  der  Gesetze. 

194.  Von  den  unwiderruflich  erworbenen  Rechten. 
§.   195.  Von  den  erworbenen  Privatrechten. 

196.  Von  der  Entschädigungspflicht  des  Staates  wegen   Entziehung  er- 
worbener Privatrechte. 

197.  Von  den  Rechten,  welche  nicht  als  erworbene  Rechte  gelten  können. 

198.  Von  der  Verpflichtung  des  Staatsherrschers  aus  seinen  eigenen  Ge- 

setzen. 
§.  199.  II.  Von  der  vollziehenden  Gewalt. 
§.  200.  Von  den  Verordnungen  und  ihrem  Verhältnisse  zu  den  Gesetzen. 

II.  Abschnitt. 

Von  der  Ausübung  der  materiellen  Hoheitsrechte. 

A.  Von  den  inneren  Hoheitsrechten. 

§.  201.  I.  Von  der  Gebietshoheit. 
§.  202.  Von  der  Verbindung  mehrerer  Staatsgebiete. 
§.  203.  Von  den  deutschen  Staatsgebieten. 
§.  204.  II.  Von  der  Justizhoheit. 
§.  205.  Von  den  rechtsprechenden  Behörden. 
§.  206.  Von  den  Justizsachen. 
§.  207.  111.  Polizeihoheit. 
§.  208.  IV.  Privilegienhoheit. 
§.  209.  V.  Finanzhoheit  und  Fiskalhoheit. 
§.  210.  VI.  Aeusserstes  Recht  des  Staates. 
§.  211.  VII.  Landesdiensihoheit. 

§.  212.  a)  Von  der  sog.  gemeinen  Landesdiensthoheit. 

§.  213.  b)  Militärhoheit. 

§.  214.  c)  Aemterhoheit. 

§.  215.  Von  den  Staatsbeamten  und  der  Begründung  des  Staatsdiener- Ver- 
hältnisses. 
§.  216.  Von  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten. 

** 


XVIII 

§.  217.  Von   der  Verpflichtung   des   Staates   aus   den    Handinngen    seiner 

Beamten. 
§.  218.  VIII.  Von  den  relativ-wesentlichen  inneren  Hoheitsrechten,  welche 

in  Deutschland  vorkommen. 

1 )  Lehnhoheit. 
§.  219.  2)  Kirchenhoheit. 

a)  Begriff. 
§.  220.  b)  Verhältniss  der  Kirche  znm  Staate. 

§.  221.  c)  Unterschied  von  Kirchenhoheit  und  Kirchengewalt. 

§.  222.  d)  Allgemeine  Grundsätze  in  Bezug  auf  die  Kirchenhoheit, 

§.  223.  Uebersicht  der  Befugnisse,  welche  in  der  Kirchenhoheit  liegen. 
§.  224.  A.  Von  dem  Rechte  der  Aufnahme  (Jus  ref'ormandi). 
%.  225.  B.  Von  dem  Rechte  der  Beaufsichtigung  der  Kirche. 
§.  226.  C.  Von  dem  landesherrlichen  Schulzrechte. 
§.  227.  IX.  Von  den  ausserwesentlichen  Hoheitsrechten  oder  Regalien. 

a)  Begriff  und  Arten. 
§.  228.  b)  Grundsätze. 

1)  Entstehung  und  Erwerbung. 
§.  229.  2)  Rechtsmittel.  Erlöschung.  Verhältniss  zu  den  Hoheits- 

rechten. 

B.   Von  den  äusseren  Hoheitsrechten. 

§.  230.  Von  der  völkerrechtlichen  Bedeutung  der  äusseren  Hoheitsrechte. 


Anhang  I. 

Oeffentliches  Recht  des  deutschen  Bundes. 

Einleitung. 

Literatur. 

§.     1.  Begriff  und  Zweck  des  deutschen  Bundes: 
§.     2.  Entstehungsgeschichte  des  deutschen  Bundes. 
§.     3.  Quellen  des  deutschen  Bundesrechtes: 

A.  Grundverträge  oder  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes. 
§.     4.  B.  Bundesgesetze  oder  Beschlüsse  der  Bundesversammlung. 

§.     5.  C.  Die  übrigen  Quellen  des  Bundesrechtes. 

Erste  Abtheilung. 

Verfassungsrecht  des  deutschen  Bundes. 

§.     6.  Publizistischer  Charakter  des  deutschen  Bundes. 

§.     7.  Verhältniss  des  deu(schen  Bundes  zum  deutschen  Reiche  und  zu  dem 

Rheinbünde. 
§.     8.  Mitglieder  des  deutschen  Bundes. 
§.     9.  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 
§.  10.  Bundesgebiet. 


XIX 

§.    11.  Abtretung  von  Bundesländern. 

§.   \1.  Rechtsgleichheit  der  Bundesglieder. 

§.   13.  Kaugverschiedenheit  der  Bundesglieder. 

§.    14.  Titelverändening  einzelner  Bundesglieder. 

§.   15.  Subjekt  der  Bundesgewalt.  Bundesversammlung. 

§.  16.  Innere  Organisation  der  Bundesversammlung.  Engerer  Ralh  und 
Plenum. 

§.   17.  Zahl  und  Verhältniss  der  Stimmen  im  engeren  Rathe  und  im  Plenum. 

^.    18.  Gegenstände,  welche  vor  das  Plenum  gehören. 

§.  19.  Gegenstände,  die  nur  durch  Stimmeneinhelligkeit  entschieden  werdeu 
können. 

§.  20.  Verhanulungart  im  Plenum. 

§    21.  Verhandlungart  im  engeren  Rathe. 

§.  22.  Von  dem  Enthalten  und  der  Versäumniss  der  Abstimmung. 

§.  23.  Regelmässige  und  ausserordentliche  Sitzungen.  Vertrauliche  Be- 
sprechung. Förmliche  Berathung. 

§.  24.  Diktatur  und  Druck  loco  Dictaturae. 

§.  25.  Wappen,  Siegel  und  Titel  der  Bundesversammlung. 

§.  26.  Vertagung  der  Bundesversammlung. 

§.  27.  Von  der  authentischen  Interpretation  der  Bundesgesetze  insbesomlere. 

§.  28.  Von  den  organischen  Einrichtungen  des  Bundes. 

§.  29.  Von  den  .luribus  singulorum  insbesondere 

§.  30.  Von  den  Interessen  oder  sog.  politischen  Rechten  der  Bundesglieder. 

§.  31.  Von  den  gemeinnützigen  Anordnungen. 

§.  32.  Von  den  Bundestagscommissionen  und  den  Bundescommissionen. 

§.  33.  Geschäftskreis  des  Präsidenten  der  Bundesversammlung. 

§.  34.  Verhältniss  der  Bundestagsgesandten  zur  freien  Stadt  Frankfurt. 

Zweite  Abtheilung. 

Verwaltungsrecht  des  Bundes. 

§.  35.  Charakter  der  Bundesgewalt. 

§.  36.  Die  Bundesgewalt  als  oberste  politische  Autorität  in  Deutschland. 

§.  37.  Verhältniss    der   Bundesgewalt   zu    den    Unterthanen    der   einzelnen 

Bundesstaaten. 
§.  38.  Aufzählung  der  in  der  Bundesgewalt  liegenden  Rechte. 
§.  39.  Von  der  Competenz  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die  von 

ihr  zu  behandelnden  Gegenstände  im  allgemeinen. 
§.  40.  Von  den  Berathungs-  und  Vollziehungsgegenständen. 
§.  41.  1.  Formelle  Rechte  der  Bundesversammlung: 
A.  Von  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Bundes. 

1)  Rechtlicher  Charakter  der  Bundesgesetzgebun^  überhaupt. 
§.  42.  2)  Verhältniss  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  deutschen  Landes- 

herren zur  gesetzgebenden  Gewalt  des  Bundes. 
§.  43.  3)  Verhältniss  der  Bundesgesetzgebung  zu  den  deutschen  Land- 

ständen. 
§.  44.  B.  Vollziehende  Gewalt  des  Bundes. 

1)  Executivmittel  der  Bundesversammlung. 
§.  45.  2)  Verfahren  bei  der  Execution. 

§.  46.  II.  Von  den  materiellen  Rechten  der  Bundesgewalt. 

A.  Von  der  sog.  richterlichen  Gewalt  (Gerichtsbarkeit)  des  Bundes 

überhaupt. 
§.  47.  Von  dem  Austrägalgerichte  insbesondere. 
§.  48.  Von  dem  Bundesschiedsgerichte. 


XX 

§.  49.  B.  Von  der  Polizeigewalt  des  deutschen  Bundes. 

a)  Im  alljj;eineinen. 
§.  50.  b)  In  Bezug  anf  die  Krliallung  der  öffentlichen  Ordnunff  und  des 

RechtszHstandes. 
§.  51.  c)  In  Bezug  auf  die  Pressfrelheif. 

§    52.  d)  In  Bezug  auf  Universitäten. 

§.  53.  In  Bezug  auf  Nachdruck  und  Schutz  des  sog.  geistigen  F.igt-nihnmes. 
§.  54.  In  Bezug  auf  den  Negerhandel. 
§.  55.  (".  Finanzverfassung  des  Bundes. 
S.  56.  D.  Kriegsverfassung  des  Bundes. 
§.  57.  E.  Repräsenlativgewalt  des  Bundes. 

Dritte  Abtheiliiiii*:. 

Besondere  Bestimmungen. 

§.  58.  Vorbemerkung. 

§.  59.  1.  Von  der  Nolhwendigkeit  von  Gerichten  dritter  Instanz  und  von  der 
.\klenversendung. 

§.  60.  II.  Bundesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  landsländische  Ver- 
fassung. 

§.  61.  Bundesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
mediatisirten  reichsstänJischen  Relchsfürsteii  iin<l  Reichsgrafen, 
so  wie  über  die  zur  ehemaligen  Reichsritterschaft  gehörigen  Fa- 
milien. 

§.  62.  Fortsetzung, 

§.  63.  Fortsetzung. 

§.  64.  Fortsetzung. 

§.  65.  Fortsetzung. 

§.  66.  Fortsetzung. 

§.  6T.  Bundesgesetzliche  Bestimmungen  zu  Gunsten  einzelner  Personen. 

§.  68.  Bundesgesefzliche  Zusicherung  von  Rechten  der  Inteiih.uien  in 
sännntlicheu  deutschen  Bundesstaaten. 


Anhang  II. 

Die  Grundg^esetze  des  deutschen  Bundes. 

A.  Die  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815. 

B.  Die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerialconferenzcn  v.  15.  Mai  1820. 


Einleitung. 


Er^toi*  Albiseluiitt. 

A)  Allgemeines, 

Vom  Staate,  von  der  Staats  Wissenschaft  nnd  dem 
Staatsrecht  überhaupt. 

§1. 

Begriff  des  Staates. 

Die  Thatsache,  dass  ansässige  Familien  in  völker- 
schaftlich organisirter  Einigung  auf  einem  bestimmten 
Landesbezirke  mit  fester  Abgränzung  gegen  Aussen  be- 
stehen, wird  Staat  genannt.  Als  Produkt  des  Zusammenwirkens 
natürlicher,  sittlicher  und  intellectueller  Elemente  ist  der  Staat 
als  Thatsächliches  betrachtet,  ein  Zustand,  und  als  sol- 
cher die  Quelle  und  der  Grund  eigenthümlicher  Rechtsverhält- 
nisse ^).  Im  Gegensatze  und  zur  Unterscheidung  von  anderen, 
sodann  sogenannten  natürlichen  Zuständen  wie  die  Familie, 
wird  der  Staat  auch  häufig  als  politischer  Zustand  bezeich- 
net 2).  In  Deutschland  vertrat  früher  der  Ausdruck  „Reich"  oder 


')  Auf  dieser  Grundanscbaming  beruht  auch  im  Civilrecht  die  ganze 
Lehre  von  den  juribus  Status  oder  Zustaudsrechten,  wie  dies  in  Bezug  auf 
die  Familie  sehr  schön  ausgeführt  ist  bei  v.  Savigny,  System  des  heu- 
tigen römischen  Rechtes,  I.  Bd.,  §.  5J,  p.  .^45.  —  Andere,  z.  B.  H.  A.  Zachariä, 
deutsches  Staatsrecht,  I.,  §.  12,  fassen  den  Staat  nur  als  Anstalt  auf. 

*)  Die  nähere  Entwickelung  und  Kritik  dieser  Bezeichnung  Avird  in  dem 
nächstens  folgenden  ersten  Bande  dieses  Curses  in  der  Lehre  von  den  Zu- 
ständen überhaupt  gegeben  Averden.  —  Siehe  auch  unten  §.  13. 

Z(»|)tl,  Staatsrecht,  .'jte  Ausg.  1 


„Land"  die  Stelle  des  Wortes  „Staat"  und  wird  noch  jetzt 
häufig  als  hiermit  gleichbedeutend  gebraucht  ^). 

§.2. 
Der  historische  Staat  und  die  Staatsidee. 

Der  Staat  kann  in  zweierlei  Beziehung  Gegenstand  wissen- 
schaftlicher Untersuchungen  werden:  insofern  man  ihn  nämlich 
entweder  histori  seh  undconcret,  oder  philosophisch 
und  absolut  in  Betrachtung  zieht.  Hiernach  muss  man  den 
Staat  in  der  Erscheinung  —  den  historischen  Staat  — 
und  den  Staat  in  der  Idee  —  die  Staatsidee  —  unterscheiden. 
Letztere  beruhet  in  dem  vernünftigen  Bewusstsein  von  dem 
Wesen,  und  somit  der  sittlichen  und  natürlichen  Nothwendig- 
keit  des  Staates:  ersterer  stellet  sich  dagegen  als  eine  locale 
und  concreto  praktische  Verwirklichung  der  letzteren  dar. 
Hieraus  folgt  aber  noch  keinesweges,  dass  die  Staatsidee  der 
Zeit  nach,  respective  historisch,  als  dem  Staate  in  der  Erschei- 
nung nothwendig  vorausgehend  betrachtet  werden  müsse.  Als 
Idee  stehet  die  Staatsidee  an  sich  ausser  aller  Zeit:  zum  con- 
creten  Bewusstsein  gelanget  aber  die  Staatsidee  regelmässig 
erst  dann,  wenn  das  natürliche  Bedürfniss  bereits  zum  Staate 
gedrängt,  d.  h.  er  sich  als  Zustand  selbst  erschaffen  hat,  so 
dass  sein  Dasein  als  unzertrennlich  von  seinem  Bewusstsein 
erscheinet.  Der  Staat  in  der  Erscheinung  ist  überhaupt  kein 
uranfänglicher  Zustand  der  Menschheit,  sondern  ein  Product, 
und  zwar  mitunter  ein  sehr  spätes  '),  ihrer  allmähligen  sitt- 
lichen und  natürlichen  Entwickelung.    Er  ist  aber  so  wie  ein 


')  Eine  recht  gute  übersichtliche  Zusammenstellung  der  verschiedenen 
BegriflTsbestinunungen  vom  Staate  siehe  bei  H.  A.  Zachariä,  deutsches 
Staatsrecht,  §  12.  —  Die  meisten  leiden  an  dem  Fehler,  dass  sogleich  die 
Angabe  des  Staatszweckes  hereingezogen  wird. 

•)  So  z.  H.  sind  noch  alle  Nomadenvölker  nicht  auf  der  Stufe  des  Staats- 
zustandes angelangt,  und  können  dies  nicht,  wenn  ihnen  nicht  möglich  ist, 
ihr  Wanderleben  aufzugeben,  woran  sie  vielleicht  natürliche  Verhältnisse 
immer  verhindern  werden.  Doch  haben  selbst  diese  Völker  stets  einen  ge- 
wissen Kreis,  in  dem  sie  sich  bewegen  und  den  sie  für  ihre  Bewegung  aus- 
schliesslich in  Anspruch  nehmen.  Die  Civilisation  selbst  hat  ihren  Namen  von 
der  Verbreitung  der  Staatsidee  (civitas).  A.  M.  ist  Dahlmann,  Politik,  §.  2. 
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naturliches,  so  auch  ein  sittHches  Bedurfniss,  und  eben  darum 
eine  Natur-  und  Vernun  ft-Noth  wendigkeit  2),  so  wie  bei 
einem  Theile  der  Menschheit  die  uatiirHchen  Vorbedingungen 
aller  Entwickelung  —  Familie,  Ansässigkeit  und  Grund- 
besitz, d.  h.  die  Idee  des  Immobiliar-Eigenlhums  einmal 
vorhanden  sind.  Da  diese  natürlichen  Voraussetzungen  der 
Staatenbildung  nicht  bei  der  gesaramten  Menschheit  gleich- 
zeitig, noch  auch  durchaus  gleichmässig  hervortreten,  und 
da  überdies  jede  praktische  Idee  in  sich  selbst  das  Streben  nach 
möglichst  viel-  und  allseitiger  Entwickelung  trägt,  so  ergibt 
sich  auch  die  Vielheit  und  Mannigfaltigkeit  der  Staaten  in  der 
Erscheinung  von  selbst  und  mit  Nothwendigkeit. 

§.3. 
Rechtlicher  Charakter  des  Staates. 

Bezeichnet  man  eine  Verbindung,  welche  unter  mehreren 
Personen  zur  Geltendmachung  von  Interessen  bestehet, 
welche  sie  als  gemeinsame,  gleichmässige  und  blei- 
bende, d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  gegründete,  und  somit 
als  sittliche  Interessen  anerkennen,  als  ein  Gemeinwesen 
(universitas),  so  tritt  auch  der  Staat  in  Folge  seines  Charakters 
als  völkerschaftliche  und  stetige  Einigung  in  rechtlicher 
Beziehung  unter  den  Gattungsbegriff  von  Gemeinwesen. 
Ueberdies  tritt  der  Begriff  von  Gemeinwesen  historisch  zuerst 
nur  da  hervor,  wo  eine  Anzahl  stammverwandter  ansässiger 
Familien  sich  in  sittlicher  Einheit  zu  erfassen  anfängt.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  der  Staat  ursprünglich 
(historisch)  sogar  vollkommen  mit  Gemeinwesen  identisch, 
d.  h.  er  ist  ursprünglich  das  einzige,  und  zwar  durch  sich 
selbst,  d.  h.  durch  seine  Vernünftigkeit  und  Naturnothwendig- 
keit  unmittelbar  begründete  ^),  keiner  höheren  Bestätigung  be- 


•)  Dies  ist  auch  die  Meinung  von  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  57.  „Der 
Staat  ist  die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  —  der  sittliche  Geist  als 
der  offenbare,  sich  selbst  deutliche  substanzielle  Wille,  der  sich  denkt 
und  weiss,  und  das  was  er  weiss,  und  insoferne  er  es  weiss,  vollführt." 

')  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  2.58.  „Der  Staat  ist  an  sich  vernünftig 
als  Wirklichkeit  des  substanzielleu  Willens." 


diirftioe  Gemeinwesen ''),  oder  ö f Ten t lieber  Zustand  (res 
publica  sc.  res  populica)  im  Gegensalze  des  engeren  FamiUen- 
kreises.  Eben  darum  aber,  weil  der  Staat  den  Recbtsgrund  sei- 
ner Existenz  in  sich  selbst  (in  seiner  Vernünftigkeit)  trägt, 
kömmt  ihm  auch  als  einem  lebendigen  Organismus  ■*)  Persön- 
lichkeit^), nämlich  die  Eigenschaft  einer  sogenannten  mora- 
lischen oder  j uristisch en  Person  und  zwar  im  höchsten 
Grade  zu  —  d.  h.  er  ist  absolutes  oder  souveränes  Gc- 
mein^\esen  ^). 

§.4. 

Verhältniss  des  Staates  zu  den  Individuen. 

Da  der  Charakter  des  Staates  als  Gemeinwesen  (§.  3) 
in  dem  Bestehen  eines  nach  dem  Principe  der  Gleichheit  und 
somit  des  Rechtes  ^)  geordneten  gesellschaftlichen  Zustandes 
beruht,  so  folgt  hieraus,  dass  die  Specialinteressen  der  einzel- 
nen Staatsmitglieder  den  Interessen  der  Gesammtheit  — 
dem  sogenannten  öffentlichen  Wohle  —  untergeordnet  sein 
müssen,  so  weit  als  dies  der  Staatszweck  fordert,  und  hierdurch 


')  Hiermit  übereinstimmend  sagt  v.  Savigny,  System  des  römischen 
Rechtes,  I.  §.  9.  p.  22.  „Die  Erzeugung  des  Staates  ist  die  höchste  Stufe  der 
Rechtserzeugimg." 

')   Cicero,  de  rep.  „Homo  ex  plnribiis  iinus." 

*)  V.  Savigny,  System  des  römischen  Rechts,  1.  p.  23.  „In  dem  Staate 
erst  erhält  das  Volli  wahre  Persönlichkeit,  also  die  Fähigkeit  zum  Handeln." 

*)  A  b  s  o  1  u  t  ist  in  philosophischem  Sinne,  was  aus  und  durch  sich  selbst 
besteht,  und  folglich  aus  und  durch  sich  selbst  gerechtfertigt  ist.  Dasselbe 
bezeichnet  der  Ausdruck  „souverän"  in  der  Politik.  —  Durch  Nichtbe- 
achtung der  bei  der  Gemeinde-  und  Staatenbildung  mit  Nothwendigkeit  wir- 
kenden natürlichen  und  sittlichen  Momente  ist  R.  Maurenbrecher,  die 
deutschen  regierenden  Fürsten  und  ihre  Souveränität,  Frankf.,  1839,  S.  275 
u.  f.,  zu  der  unrichtigen  Behauptung  verleitet  worden,  dass  die  nniversitas 
nur  ein  positivrechtlicher  und  resp.  nur  römisch  -  privatrechtlicher  Begriff 
sei,  und  dass  daher  der  Staat  auch  nur  in  soferne  eine  Persönlichkeit  habe, 
als  seine  privatrechtlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  wie  P^igenthum 
und  Schulden,  in  Frage  seien.  —  Vergl.  auch  Wipp  ermann,  Beitr.  I.,  S.  36. 

')  Die  Identität  von  Gleichheit  und  Recht,  so  dass  letzteres  nur  da 
denkbar  ist,  wo  erstere  hinsichtlich  des  Wesens  der  Subjecte  vorhanden  ist, 
und  somit  das  Recht  selbst  nur  als  Ausdruck  dieser  Gleichheit  des  Wesens 
erscheinet,  hat  die  Rechtsphilosophie  nachzuweisen. 
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erscheinet  der  Staat  seinem  Wesennach  als  Herrschendes 
über  dem  Individuum.  Das  öffentliche  Wohl  selbst  besteht  aber 
in  der  niöolichst  gleichmässigen  und  harmonischen  Befriedigung- 
all er  Specialinteressen,  und  ist  daher  nichts  anderes,  als  die 
Ausgleichung  und  dasProdtict  derselben 2),  Als  Gemeininferesse 
gilt  im  Falle  eines  Conflictes  dasjenige,  was  der  Staat  in  gewis- 
sen als  gesetzlich  anerkannten  Formen  positiv  dafür  erklärt  ^). 

§.5. 
Verhältniss  des  Staates  zu  anderen  Gemeinwesen. 

Als  absolutes  Gemeinwesen  ( §•  3 )  und  als  unerlässliche 
formelle  Bedingung  (§.  2)  für  die  Entwickelung  und  den  Fort- 
schritt der  Menschheit,  kann  der  Staat  in  sich  keine  Verbin- 
dung dulden,  welche  eine  absolute  Unabhängigkeit  von  ihm 
in  Bezug  auf  ihre  äussere  Erscheinung  in  dem  Kreise  des 
Staatslebens  in  Anspruch  nehmen  wollte  ^).  Daraus  folgt,  dass 
keine  Corporation  im  Staate  bestehen  und  keine  Verbindung 
diesen  Charakter  sich  beilegen  kann,  sie  sei  denn  vom  Staate 
gebilligt  2).  In  dieser  Beziehung  —  d.  h.  hinsichtlich  der  prak- 
tischen Ausübung  corporativer  Rechte  —  ist  daher  der  Staat 
die  Mutter  und  Quelle  aller  in  ihm  bestehenden  Corporationen, 
und  jede  Gemeinheit  (miirersifas^  im  Staate  ein  von  diesem 
selbst  abgeleiteter  und  nach  seinem  Vorbilde  geschaffener 
Rechtsbegriff.  Hiermit  soll  aber  keinesweges  behauptet  werden, 
dass  es  nicht  Verbindungen  geben  köime,  welche  nicht  von 


*)  Cicero,  de  offic.  III.  c.  6.  „Urniin  debet  esse  omnibiis  propositiim,  ut 
eadem  sit  ntilitas  imiusciijiisque  et  iiniversoniin."  —  Der  Staat  ist  für  Alle, 
nicht  für  Einzelne.  —  In  diesem  Sinne  hat  jeder  Staat  eine  demokra- 
tische Grundlage,  d.h.  er  ist  auf  die  allgemeinen  Interessen  gegründet, 
selbst  wenn  er  in  despotischer  Form  regiert  wird,  was  auch  der  sogenannte 
despotisme  eclaire  geradezu  anerkennt.  —  Aehnlich  sagt  v.  Savigny, 
1.  c.  I.  §.  9.  „Das  Recht  hat  sein  Dasein  in  dem  gemeinsamen  Volksgeiste, 
also  in  dem  Gesammtwillen,  der  insofern  auch  der  Wille  jedes  Einzelnen  ist." 

')  Cicero,  de  rep.  I.  32.  „Domini  sunt  cives  legum,  belli,  pacis,  foederum, 
capitis  uniuscujusque,  pecuniae." 

')   Sog.  Status  in  Statu. 

*)  Diese  Theorie  ist  im  römischen  Rechte  sehr  entwickelt,  und  gilt  daher 
auch  positiv  als  die  gemeinrechtliche  in  Deutschland. 


Haus  aus,  d.  h.  wegen  ihrer  sittlichen  und  a  ernünftigen  Zwecke 
einen  Anspruch  darauf  hätlen,  von  dem  Staate  als  Corporationen 
anerkannt  zu  werden,  so  dass  der  Staat  einen  grossen  Fehler 
begehen  würde,  wenn  er  ihnen  die  Anerkennung  und  praktische 
Geltung  als  solche  verweigern  wollte.  Namentlich  gilt  dies  von 
Verbindungen,  welche  zum  Theile  historisch  älter  sind,  wie 
der  Staat,  und  aus  welchen  er  seihst  bei  einer  gewissen  Nation 
erst  erwachsen  ist  —  welche  also  sogar  oft  lange  Zeit  seine 
Stelle  vertreten  haben,  wie  z.  B.  in  Deutschland  die  Stadt- und 
Landgemeinden^).  Noch  weit  mehr  muss  dies  aber  von 
Verbindungen  gelten,  welche  mit  dem  Staate  meistens  gleich 
uranfänglich,  ja  sehr  oft  mit  ihm  selbst  zu  einem  Ganzen 
verwoben  sind,  und  erst  nach  und  nach  sich  von  dem  Staate 
ausscheiden  und  absondern,  wie  die  Kirche  *).  Wo  aber  der 
Staat  in  sich  eine  Verbindung  als  Corporation  anerkennt,  ist  sie 
von  ihm  nicht  nur  wesentlich  durch  ihren  besonderen  Zweck, 
sondern  überdies  dadurch  hauptsächlich  unterschieden,  dass 
sie  nicht  souveraines  Gemeinwesen  ist,  sondern  von  dem 
Staate  die  Lex  ihres  Daseins  erhält  ^),und  eben  dadurch  mehr 
oder  minder  ein  integrirender  Theil  seines  eigenen  Organismus 
wird. 

§.6. 

Verhältniss  des  Staates  zur  Familie. 

Die  Familie  als  natürliche,  auf  Gemeinschaftlichkeit  des 
Thorus,  des  Blutes  und  des  Heerdes  sich  gründende  Verbin- 
dung, ist  als  solche  ein  eigenthümlicher,  von  dem  Begriffe  und 


')  Auch  bei  den  Griechen  und  Römern  hat  sich  die  Staatsidee  zunächst 
aus  der  städtischen  Verfassung  (itöhQ)  entwickelt. 

*)  Vergl.  meine  Anzeige  der  Schrift  des  Hrn.  v.  Tejada  über  die  Eigen- 
thumsrechte  der  Kirche,  Madrid,  1840,  in  den  Heidelberger  Jahrb.  1841, 
II.  Doppelheft  Nro.  17,  p.  259  u.  f.  —  Sehr  gut  entwickelt  dieses  Verhältniss 
von  Staat  und  Kirche :  R  o  t  h  e ,  die  Anfänge  der  christlichen  Kirche  und  ihrer 
Verfassung.  Wittenberg,  1837.  Bd.  1,  §.  1  —  18. 

*)  Dies  setzt  aber  nicht  gerade  ein  ausdrückliches  Privileg  voraus,  son- 
dern es  kann  sich  eine  Norm  auch  durch  Herkommen  oder  Uebung  in  un- 
vordenklicher Zeit  bilden. 


dem  Bestehen  des  Staates  an  sich  vöUig  unabhängiger 
Rechtsbegriff  ^).  Die  Familienverbindung  ist  wohl  bei  allen  Völ- 
kern früher  vorhanden  gewesen,  als  der  Staat,  so  wie  auch  in 
ihrer  Erweiterung  das  natürliche  Element  der  Völker- Gemein- 
den- und  Staateubildung  selbst  liegt  2).  Sie  ist,  an  sich  be- 
trachtet, selbst  schon  eine  Art  von  kleinem,  wenn  gleich  un- 
vollkommenem Geraeinwesen  (gleichsam  der  Typus  des  Staates), 
d.  h.  sie  ist  im  Verhältnisse  zu  ihren  Mitgliedern  bereits  schon 
ein  durch  natürliche  Elemente  vermittelter,  von  einem  gemein- 
samen sittlichen  Geiste  durchdrungener  Zustand,  der  jedoch  im 
Vergleiche  mit  dem  Staate,  als  dem  allgemeinen  (der  eigent- 
lichen res  publica  s.  universorura),  doch  imr  als  concreter  Zu- 
stand erscheint.  So  lange  der  Staat  noch  nicht,  oder  nur  wenig 
entwickelt  ist,  so  lange  tritt  die  ursprüngliche  corporative 
Bedeutung  der  Familie  naturgemäss  noch  mächtig  hervor  als 
Famihen-Cultus,  Familienrath,  Familiengericht  und  Familien- 
rache ').  Hat  aber  die  Staatenbildung  einmal  stattgefunden,  so 
tritt  die  Familienverbindiing  selbst  unter  die  Aufsicht  und  den 
Schutz  des  Staates  ^),  welcher  ihr  eine  um  so  grössere  Auf- 
merksamkeit zu  widmen  hat,  als  er  darin  fortwährend  die  eigent- 
liche Basis  seiner  eigenen  physischen  und  moralischen  Existenz 
anerkennen  muss  ^).  Je  kräftiger  sich  der  Staat  entwickelt,  je 
mächtiger  er  seine  Gesetzgebung,  Gerichtsbarkeit  und  Polizei- 
gewalt entfaltet,  um  so  mehr  tritt  die  corporative  Bedeutung 
der  Familie  in  den  Hintergrund,  und  während  sie  ursprünglich 
bei  fast  allen  Völkern  sogar  ein  souveraines  Jus  vitae  et  necis 
ausübt,  sinket  sie  allmählig  zu  einem  einfachen  und  unterge- 
ordneten, hauptsächlich  nur  noch  privatrechtliche  Wirkungen 


')  Pompon.  „Jura  sanguinis  nullo  jme  civili  dirimi  possunt."  (L.  8.  Dig. 
de  R.  J.) 

')  So  bezeichnet  Horaz  sehr  schön  den  Zeitpunct  der  ersten  Civilisation 
bei  den  Griechen,  als  es  dem  Orpheus  gelang  „concubitu  prohibere  vago."  — 
Ars  poet.  398. 

')  Grundansicht  des  älteren  germanischen  Rechtes. 

*)  Vergl.  V.  Savigiiy,  System  des  römischen  Rechtes,  I.  p.  23. 

*)  Daher  die  Ehegeselze  des  Staates.  Voidef/lich  erkannte  der  Imper. 
Octavianus  Angustus  die  Wichtigkeit  dieser  Verhältnisse  in  seinen  Reden 
de  maritandis  ordinibus  etc.  an.  Heineccius,  antiq.  Rom.  L.  I.  tit.  25.  §.  VII. 
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äussernden  bürgerlichen  Zustande  herunter  ^)  Uebrigens  sind 
Staat  und  Familie  sowohl  durch  ihre  Begründungsar t  und 
durch  ihren  Zweck,  als  auch  durch  den  Hecht  sgrund,  den 
Umfang  und  die  G ranzen  der  in  ihnen  geltenden  Gewalt 
genugsam  unterschieden. 

§.7. 

Verliältiiiss  des  Staates  zur  bürgerlichen  GesellscLan;, 

Seit  Schlüzer  ^)  hat  man  häufig  eine  Unterscheidung  zwi- 
schen dem  Staate  und  der  bürgerlichen  Gesellschaff 
gemacht,  und  unter  letzterer  eine  solche  Verbindung  verstan- 
den, in  welcher  die  Beherrschung  nur  die  natürlichen  Interessen 
der  Individuen  an  ihrer  Existenz  und  Subsistenz  und  nur  indi- 
viduellen Rechts -Schutz  und  Sicherheit  des  Eigenthums  zum 
Zwecke  hat,  und  nur  in  kleinen  localen  Verbindungen  solcher 
Personen  erscheint,  welche  in  den  angegebenen  Beziehungen 
von  einander  naturgemäss  abhängen,  während  man  der  Be- 
herrschung im  Staate  noch  ein  weiteres  Ziel  bestimmen  zu 
müssen  glaubte  2).  Diese  bürgerliche  Gesellschaft  soll  nun 
durch  den  Staat  nicht  aufgehoben  werden,  sondern  in  und 
unter  ihm,  sowie  auch  dann  noch  als  etwas  natürlich  nothwen- 
diges  und  unzerstörliches  fortbestehen,  wenn  der  Staat  selbst 
wieder  aufgelöst  wird.  Allein  das  Vorkommen  einer  bürgerlichen 
Gesellschaft  in  dem  angegebenen  Sinne  als  einer  allgemeinen 
üeber  gan  gs-Stufe  zum  Staate  ist  eben  so  unerweisslich, 
als  die  Fiction  derselben  überflüssig  ist,  um  die  Genesis  des 
Staates  zu  erklären.  Eine  bürgerliche  Gesellschaft  in  dem  ange- 
gebenen Sinne  ist  nämlich  nichts  anderes,  als  ein  wirklicher, 


.  ®)  Auffassung  im  Justiiiianeisihen  Rechte,  und  überhaupt  in  den  moder- 
neren Gesetzen.  —  Nur  im  deutschen  Privatfiirstenrechte  tritt  mitunter  die 
altgermanische  corporative  Bedeutung  der  Familie,  resp.  der  Agnaten  noch 
stärker  hervor. 

*)  Allgemeines  Staatsrecht,  1703,  §.  4.  —  Am  consequentcsten  entwickelt 
findet  sich  dieser  Gegensatz  bei  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  183.  188. — 
Auch  hat  ihn  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  Staate,  1839,  I.  p.  54,  ange- 
nommen. 

2)  Denselben  Gegensatz  sucht  Vollgraf  f,  System  der  pract.  Politik  im 
Abendlande,  Bd.  I.,  durch  die  Worte  „Stat  und  Staat"  auszudrücken. 
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wenn  auch  kleiner  Staat,  welcher  jedoch  nur  erst  auf  einer  nie- 
deren Cultur-  und  Enlwickelungs- Stufe  steht').  Von  einem 
Fortbestehen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  im  Staate  kann  man 
aber  nur  insofern  sprechen,  als  auch  in  einem  höher  civilisirten 
Staate  die  Sorge  für  das  Gemeine  und  Nothdürftige  nicht  auf- 
hören kann,  oder  insofern  die  kleineren  Gemeinwesen,  aus 
welchen  etwa  ein  grösserer  Staat  erwachsen  ist,  in  demselben 
mit  verändertem  Charakter  als  untergeordnete  Localgemeinden 
fortbestehen.  Wo  letzteres  der  Fall  ist,  können  sie  auch  wohl 
die  Auflösung  jenes  Gross -Staates  überdauern,  treten  aber  eben 
hiermit  in  ihre  frühere  Selbstständigkeit  zurück,  und  sind  dann 
eben  auch  wieder  nichts  anderes ,  als  wirkliche,  wenn  gleich 
kleine  Staaten. 

§.8. 

Verhältniss  des  Staates  zu  dem  sogenannten  Naturstande. 

Häufig  setzet  man  dem  Staate  als  einem  Zustande  der  Be- 
herrschung —  societas  cum  imperio  —  (§.  4)  einen  soge- 
nannten Naturstand  als  einen  Zustand  blosser  Socialität  ohne 
Beherrschung  (societas  sine  imperio )  als  äussersten  contra- 
dictorischen  Gegensatz  entgegen  ^).  Dieser  Naturstand  soll  dem 
Staate  historisch  allenthalben  vorangehen,  und  somit  der  ur- 
sprüngliche und  somit  eigentlich  natürliche  Zustand  der  Mensch- 
heit sein:  der  Staat  selbst  aber  soll  sodann  die  Aufgabe  haben, 
diesen  Naturstand  in  sich  aufzunehmen  und  zu  schützen.  Allein 
schon  die  Bezeichnung  dieses  Zustandes  einer  beherrschungs- 
losen Socialität  als  Naturstand  ist  nicht  glücklich  gewählt,  da 
auch  der  Staat  durchaus  nichts  widernatürliches,  sondern 
jedenfalls  auch  ein  natürlicher,  d.  h.  in  der  menschlichen  Natur 
Avurzelnder  und  mit  Nothwendigkeit  sich  hieraus  entwickelnder 
Zustand  ist  2).  Ueberdies  ist  aber  die  Realität  des  sogenannten 
Naturstandes,  d.  h.  eine  sociale  Coexistenz  von  menschlichen 


^)  Dies  gibt  Hegel  §.  183  eigentlich  selbst  zu,  indem  er  daselbst  die 
bürgerliche  Gesellschaff  einen  Noth-  und  Vers  tandes- S  taat  nennt. 

1)  Soz.  B.  K.  S.  Zach ariä,  40  Bücher  vom  Staate,  1839, 1.  Bd.,  S.  19  u.  f. 

")  Dies  übersehend  gelangte  K.  S.  Zachariä,  a.  a.  0.,  I.,  S.  160,  dahin, 
den  Staat  geradezu  „ein  Lebel"  zu  nennen! 
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Individuen  ohn  e  eine  Beherrschung,  historisch  fiir  keine  Zeit 
und  für  kein  Volk  nachweisbar.  Wo  immer  Menschen  vorkom- 
men, da  erscheinen  sie  gruppenweise,  in  bakl  kleineren  bald 
grösseren,  auf  der  Grundansicht  einer  Blu  t  seinlieit  und  ge- 
meinschaftlichen Abstammung  beruhenden  Verbindungen 
(Familien,  Volksstämme),  Avelche  eben  in  ihrer  Massenhaflig- 
keit  schon  das  natürliche  Element  und  die  Wirklichkeit 
der  Beherrschung  in  sich  tragen.  Was  man  den  Naturstand  zu 
nennen  pflegt,  ist  nichts  anderes  als  eine  schulmässige  Abstrac- 
tion,  und  das  sogenannte  Recht  des  Naturstandes  nichts  anderes 
als  die  Theorie  des  abstracten  Rechtes,  d.  h,  ein  Inbegriff  von 
Rechtsverhältnissen,  zu  deren  Begründung,  Erklärung  und  Ver- 
ständniss  die  Idee  des  Staates  nicht  als  nothwendige  Voraus- 
setzung erscheint  ^). 

§.9. 

Die  Völkerschaft  als  wahrer  Naturstaiid. 

So  wie  die  Familie  eine  natürliche,  d.  h.  durch  sinnliche 
Triebe  bedingte,  jedoch  schon  die  ersten  Keime  einer  sittlichen 
Entwickelung  in  sich  tragende  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
blutsverwandter  Individuen  ist  (§.  ö),  so  ist  auch  die  Völker- 
schaft  (Volk,  Nation  ')  als  natürliche  Erweiterung  der  Fa- 
milie, ursprünglich  eine  natürliche  Schutz-  und  Trutz-Ver- 
bindung stammverwandter  Familien  mit  der  Anlage  und  dem 
Triebe  zu  sittlicher  Gesammt -Entwickelung,  und  insoferne  im 
Begriffe  der  Menschheit  schon  ein  Hinausreichen  über  die  Grän- 
zen  einer  einzelnen  Familie  liegt,  so  erscheint  eben  die  völker- 
schaftliche Verbindung  als  der  eigentliche  Naturstand  der  Mensch- 
heit 2). 


*)  Solche  Rechtsverhältnisse  entstehen  und  bestehen  auch  im  Staate 
immerfort,  und  fallen  dort  in  die  Sphäre  des  Privatrechtes.  Vergleiche  unten 
§.  15  und  17. 

1)  Bei  den  Römern  ist  Natio  mitunter  nur  Volksstamm;  fiens  aber  ein  In- 
begriff von  Völkerstämmen :  jedoch  ist  diese  Terminologie  nicht  ganz  fest. 
Tacit.  Germ.  c.  2.  vergl.  mit  c.  38. 

2)  Familie  und  Völkerschaft  stehen  in  beständiger  Wechselwirkung.  Wie 
sich  letztere  aus  der  erstem  bildet,  so  bildet  sich  erstere  in  und  aus  der 
letzteren. 
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§.  10. 

Das  Wesen  der  Völkerschaft. 

In  dem  Begriffe  einer  Völkerschaft  liegen   (implici(e)  fol- 
gende Momente  ^): 

1)  die  Nationalität,  als  erweitertes  physisches  (ver- 
wandtschaftliches, in  derBhitseinheit  beruhendes) Element 
der  Familie:  d.  h.  das  Bewustsein  eines  gemeinschafthchen 
Ursprungs  (communis  origo)  und  Gleichheit  der  Race.  Am 
Anfange  der  Geschichte  und  bei  allen  unvermischten  Völ- 
kern äussert  sich  dieses  Bewustsein  der  Einheit  des  Blu- 
tes in  der  Form  eines  traditionellen  Glaubens  an  einen  ge- 
meinschaftlichen Stammvater,  nach  welchem  sich  auch 
sodann  regelmässig  die  unvermischten  Völker  nennen 
und  den  Namen  auf  das  Land  selbst  übertragen  2).  In  der 
modernen  Zeit,  wo  der  Glaube  an  einen  mythischen  St  am  m- 
Vater  nicht  mehr  ausreicht,  und  die  Bevölkerung  wenig- 
stens in  Europa  und  im  civilisirten  Amerika  selten  mehr 
eine  ganz  ungemischte  ist, muss  an  seine  Stelle  —  gleich- 
sam als  historisch  erweisliche  Stamm-Mutter  —  das 
Land  selbst  (als  Geburtsland,  Vaterland)  treten  und  die 
Geburt  im  Lande  ohne  weiteres  zum  Mitgliede  der  Völker- 
schaft d.  h.  zum  Landeskind  und  Landsmann  ma- 
chen ^),  und  gehet  sodann  umgekehrt  der  Name  des  Lan- 
des auf  die  Landeskinder  über. 

2)  In  dem  Wesen  einer  Völkerschaft  liegt  ferner  das  Vorhan- 
densein einer  gemeinsamen  Ansicht  und  lebendigen  Ueber- 
zeugung  von  der  natürlichen  und  sittlichen  Nothwendigkeit 
des  Aneinanderschliessens  und  Zusammengehörens,  wo- 
mit zugleich  die  concreto  Völkerschaft  in  einen  selbstbe- 
wussten  Gegensatz  zu  andern  Völkern  tritt  und  sich  von 


•)  Vergleiche  überhaupt  meine  Anzeige  von  Christ,  über  deutsche  Xa- 
tionalgesetzgebnng,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  1842,  Xro.  52  und  53. 

*)  So  z.  B.  die  Deutschen;  Deutschland:  ebenso  bei  den  Russen:  ebenso 
bei  den  meisten  Völkern  der  alten  Welt,  Juden,  Griechen  u.  s.  w. 

')  Unbedingt  spricht  diesen  Grundsatz  aus  der  Code  iSapoleon,  art.  9 — 13. 
Einige  Beschränkung  fügt  bei  das  Bad.  Landrecht,  art.  9,  a. 
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denselben  sclieidet:  d.  h.  mit  dem  Beo;iifle  einer  Völker- 
schaft oder  Nation  sind  auch  die  BeorifTe  von  National- 
gefühl, Nati  onalehre  "*) ,  Nationalfreiheit  •^)  und 
nationaler  Selbstständigkeit  ••)  von  selbst  gegeben. 

3)  Mit  dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  immer  zugleich 
eine  gemeinsame  Anschauuno-  von  der  sittlichen  Nolh- 
wendigkeit  einer  gewissen  Handlungsweise  d.  h.  eine 
concreto  Auffassung  des  allgemeinen  Sittengesetzes  ge- 
geben, d.  h.  es  gibt  keine  Völkerschaft  und  kann  keine 
geben  ohne  eine  eigenthümliche  praktische  Volksphilo- 
sophie ^),  Nationalsitte,  und  daraus  hervorgehenden 
Nationalcharakter,  so  wie  auch  eben  so  nothwendig 
sich  jede  Nation  für  den  ihr  eigenthümlichen  Ideenkreis 
sich  ihre  eigene,  für  ihre  Mitglieder  gemeinsame  Aus- 
drucksweise, d.  h.  ihre  Nationalsprache  erschafft  ^). 

4)  Mit  dem  Dasein  gemeinsamer  nationaler  Lebensanschau- 
ungen —  (der  Nationalsitte  und  dem  Nationalcharakter)  — 
ist  aber  auch  zugleich   und  hiervon  untrennbar  ^),  eine 


*)  Die  National -Ehre  äussert  sich  hauptsächlich  als  Forderung  völker- 
rechtlicher Achtung  schon  darum,  weil  man  einer  gewissen  Nation  angehört. 
Ihr  Bewusstsein  gehet  über  in  Nationalstolz,  wo  die  Mitglieder  einer  Na- 
tion Ursache  haben,  ihre  Institutionen  und  ihre  politische  Bedeutung  für  vor- 
züglicher als  die  anderer  Völker  zu  erkennen. 

*)  Die  Thatsache,  dass  eine  Völkerschaft  ist,  ist  für  sie  auch  abso- 
luter Rechtstitel  ihres  Daseins. 

*)  Kein  Volk  kaiui  und  darf  seinem  Begriffe  nach  Fremdherrschaft 
dulden ! 

')  Ursprünglich  hat  eben  so  wie  jede  Familie  ihre  eigenen  Penaten  und 
Sacra  pvirata,  so  auch  jede  Völkerschaft  ihren  eigenthümlichen  Cultus  oder 
besondere  Religion.  Die  Bedeutung  der  Religion,  als  eines  nationalen  Ele- 
mentes, ist  aher  vielfach  durch  die  zersetzende  Kraft,  welche  der  religiösen 
Universalität  des  Christenthums  inwohnet,  verwischt  worden.  Doch 
fehlte  es  in  Deutschland  wenigstens  seit  der  Zeit  der  Reformation  nicht  an 
Versuchen,  auch  das  christlich  kirchliche  Element  als  ein  nationales  zu 
gestalten. 

^)  Fichte,  Reden  an  die  deutsche  Nation,  p.  120.  „Nicht  eigentlich  redet 
der  Mensch,  sondern  in  ihm  redet  die  menschliche  Natur  und  verkündigt  sich 
ihres  Gleichen." 

^)  Die  Nationalität  ist  nichts  Einseitiges  und  verträgt  auch  keine  ein- 
seitige Entwickelung. 
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gemeinsame   volksthümliche  Ansicht  von  der   Nothwen- 
digkeit  der  Handhabung  gewisser  Interessen  als  allge- 
meiner und  gemeinsamer  d.  h.  als  Recht,  durch  die 
Gewalt  der  Gesammtheit  gegen  die  blos  individuellen  In- 
teressen Einzelner  gesetzt:  d.  h.   mit  dem  Dasein  einer 
Völkerschaft  ist  auch  zugleich  eine  individuelle  Rechts- 
anschauung—  ein  nationales  Recht  und  hiermit  auch  eine 
nationale  Beherrschung  gegeben. 
>Vo  eine  grosse  zahlreiche  Nation,  wie  z.B.  die  deutsche,  in 
mächtige  Stämme  zerfällt,  kann  sie  selbst  in  mehrere  Völker- 
schaften   zerfallen,    w^elche    neben   einander   eine   partikuläre 
Selbstständigkeit  behaupten  ^^).  Allein  so  lange  die  vorgedach- 
ten physischen  und  moralischen  Bedingungen   der  Gesammt- 
nationalität  nicht  zu   wirken  aufhören,  werden  sich  auch  hier 
die  verwandten  Völkerschaften   stets   zu  einander  angezogen 
finden  und  eine  bleibende  und  organische  Verbindung  unter  sich 
als  unabweisliches  Bedürfniss,  und  als  die  Bürgschaft  ihres  in- 
dividuellen politischen  Bestehens  selbst,  erkennen. 

§.  11. 

Yerhältniss  der  Völkerschaft  zu  in  Staate. 

Die  Völkerschaft,  als  Inbegriff  stammverwandter  Personen 
Lnd  Familien  ist  von  dem  Staate  noch  insofern  zu  unterschei- 
den, als  in  ihrem  Begriffe  an  sich  nicht  das  den  Staat  auszeich- 
nende Moment  der  Stabilität,  d.  h.  der  Ansässigkeit  der 
Familien  und  somit  auch  eines  festen  Volkswohnsitzes  (eines 
Gebietes)  enthalten  ist  ').  Es  kann  daher  wohl  auch  das  Da- 


'*)  Man  verwechsle  nicht  P  artiknlarismus  und  Separatismus. 
Ersterer  ist  bei  zahlreichen  Völkern  hinsichtlich  ihrer  Stämme  organisch 
nothwendig  und  unvermeidlich 5  letzterer  eine  widernatürliche  Verirrung. 
Der  Stanimespartikularismus  verhält  sich  zur  Gesanimtnationalität  wie  die 
Familie  (das  Haus)  zum  Staate  —  indem  er  nur  selbstständig  in  seinem 
Kreise  die  gemeinsame  Idee  verarbeitet:  letzterer  aber  fasst  besondere 
und  von  dem  gemeinen  Geiste  abweichende  Ideen  auf,  die  er  mit  Exclu- 
sivität  verarbeKet. 

')  Es  gab  und  gibt  wohl  Wandervölker  (Nomaden)  und  wandernde,  d.  h. 
zur  Eroberung  neuer  Wohnsitze  ausgezogene  Völker  —  aber  keine  wan- 
dernden Staaten! —  A.  M.  ist  E.  Wippe  rmann,  Beiträge  zum  deutschen 
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sein  einer  Völkerschaft  dem  Staate  historisch  vorangehen,  wo 
nämUch  die  Völkerschaft  nicht  gleich  anfänglich  als  eine  s ess- 
hafte in  einem  bestimmten  Lande  erscheint:  allein  dies  ist  eben 
so  wenig  absolut  nothwendig  '^),  als  auch  überhaupt  in  jeder 
Völkerschaft,  welche  die  Natur  nicht  unter  ganz  ungünstigen 
Verhältnissen  erschaffen  hat,  der  natürliche  Trieb  liegt,  Staat 
zu  werden,  d.  h.  feste  Wohnsitze  und  ein  ausschliessliches  Ge- 
biet zu  erwerben,  womit  erst  die  Scheidung  der  Völkerschaft 
von  arideren  (§.  10)  und  ihre  Selbstständigkeit,  d.  h.  ihre  Indi- 
vidualität und  corporative  Persönlichkeit  vollkommen  gegrün- 
det und  befestigt  wird.  Auch  nach  dem  Uebergange  der  Völker- 
schaft in  den  Staat  wird  häufig  gleichbedeutend  mit  letzterem 
das  Wort  Volk  oder  Völkerschaft  gebraucht,  besonders  in 
den  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen  Staaten  un- 
ter einander  —  was  sich  vollkommen  rechtfertigt,  da  durch  den 
Uebergang  in  den  Staatszustand  (die  Staatsform)  die  Völker- 
schaft an  sich  nicht  endiget. 

§.  12. 

Factoren  des  Staates. 

Der  Staat  besteht  zufolge  seines  Begriffes  in  subjectiver 
Beziehung  aus  zwei  Factoren:  aus  dem  Staatsherrscher  — 
(Sou verain,  in  monarchischen  Staaten  Fürst)  —  und  aus 
den  Unterthanen  —  (dem  Volke)  ^).  —  In  objecti  ver  Be- 
ziehung ist  der  Staat  bedingt  durch  das  Staatsgebiet  (Terri- 
torium) 2)  —  in  formeller  Beziehung  endlich,  durch  die 
Verfassung  ^).  — 


Staatsrechte,  Göttingen,  18J3,  p.  49.  —  Zum  ThellauchDahlraanii,  Politik, 
Einleitung,  §.13. 

2)  Der  Staat  kann  sich  unmittelbar  aus  der  Familie  entwickeln,  wo  An- 
sässigkeit von  Haus  aus  vorhanden  ist. 

')  Die  Bezeichnung  „Volk"  für  die  Gesammtheit  der  Unterthanen  deutet 
darauf  hin,  dass  sich  in  Deutschland  die  Staatsidee  unter  den  überwiegenden 
Einflüssen  des  fürstlichen  Gefolgschafts- Wesens  entwickelt  hat. 

')  In  dem  Territorium  liegt  jenes  stätige  (stabile)  Element,  von 
welchem  der  Staat  selbst  seinen  Namen  hat,  und  ohne  welches  er  gar  nicht 
geflacht  werden  kann  (§.  11). 

•')  Es  gibt  keinen  Staat  ohne  Verfassung,  d.  h.  ohne  Organisation. 
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§.  13. 

Staatswissenscliaft  (Politik);  deren  Begriff  und 
Eintheiliing". 

Staatswissenschaft,  Staatslehre  (Politik  \)  im  Avei- 
teren  Sinne)  ist  der  systematische  Inbegriff  sämmtlicher  auf  das 
Staatsleben  sich  beziehenden  Kenntnisse.  Sie  befasst  sich 

1)  mit  der  Rechtfertigung  des  Staatszweckes,  der  Darstellung 
der  rechtlichen  Zulässigkeit  und  Nothwendigkeit  des  Staa- 
tes und  mit  der  Entwickelung  der  sämmflichen  auf  ihn  be- 
züglichen Verhältnisse  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rech- 
tes —  Staatsrecht  — 

2)  mit  der  Darstellung  der  tauglichsten  Mittel  zur  Errei- 
chung des  Staatszweckes  und  zur  practischen  Darstellung 
des  Staatsrechtes  —  Staatsklugheitslehre  (Politik 
im  engern  Sinn)  2). 

Die  Lehre  von  den,  dem  Staate  vorausgehenden,  denselben 
historisch,  philosophisch  und  rechtlich  bedingenden  Verhältnis- 
sen wird  gewöhnlich  als  Metapolitik  oder  Propolitik  be- 
zeichnet 3). 

§•  14. 

Verhältniss  Ton  Recht  und  Politik. 

Recht  und  Politik  verhalten  sich  wie  sittliche  Nolh wen- 
digkeit und  Zweckmässigkeit,  oder  wie  Allgemeines  (Idee)  und 


•')  Politik  ist  gramm.  die  Wissenschaft  von  den  Verhältnissen  städti- 
scher Gemeinwesen  und  der  Kunst  ihrer  Leitung.  Da  alle  städtischen  und 
staatlichen  Zustände  auf  allgemeine  Interessen  und  deren  zweckmässige  Ver- 
folgung gegründet  sind,  so  nahm  das  Wort  „Politik"  bald  die  Bedeutung 
von  Klugheit  überhaupt  an:  die  höcliste  Art  der  Klugheit  ist  aber  immer 
die  Staatsklugheit,  da  es  diese  mit  den  höchsten  und  meisten  Interessen  zu 
thun  hat. 

2)  Verwandte  Wissenschaften  sind:  a)  die  politische  Na turl ehre,  als 
Darstellung  der  physikalischen  Gesetze,  nach  welchen  die  Staaten  in  der  Er- 
fahrung existiren; —  b)  die  politische  Naturbeschreibung  oder  Sta- 
tistik, als  Lehre  von  dem  Zustande  eines  oder  mehrerer  Staaten  in  einer 
gewissen  Periode  ihres  Daseins. 

')  Kigentlich  metapolitische  Zustände  sind  nur  die  Familie  und  die 
Völkerschaft  vor  der  Begründung  einer  festen  Niederlassung  (§.  t  1). 
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dessen  concrele  Darstellung  (Praxis).  Die  Aufgabe  der  Politik 
ist  daher  dem  Hechte  zur  Macht,  d.  h.  zur  praktischen  Geltung 
zu  verhelfen,  und  hierzu  die  unter  gegebenen  factischen  Ver- 
hältnissen zweckniässigsten  und  besten  Organisationen  zu  er- 
schaffen. Die  wahre  (richtige)  Politik  kann  daher  nie  mit  dem 
Rechte  in  AViderspruch  stehen,  insbesondere  da  das  Recht  selbst 
das  höchste  und  allgemeinste  Interesse  der  Menschheit  ist.  Um- 
gekehrt kann  vielmehr  das  Recht  die  Politik  nicht  entbehren, 
da  es  an  sich  als  Ideales  und  Gültiges  (d.  h.  gelten  sollendes) 
nur  durch  kluge  und  zweckmässige  Organisation  der  Gemein- 
wesen zur  praktischen  Geltung  in  Raum  nnd  Zeit  gelangen,  d.  h. 
wirklich  geltendes  Recht  werden  kann.  Daher  ist  auch  alles 
historische  Recht  zugleich  politisches,  d.  h.  durch  Rücksichten 
der  Zweckmässigkeit  und  Klugheit  modificirtes  Recht  (§.  4).  — 

§.  15. 

Begriff  und  Eintheilung  des  öffentlichen  Rechtes. 

So  wie  der  Staat  in  Folge  der  Gemeinschaftlichkeit  der  In- 
teressen der  Staatsgenossen  sich  als  öffentlicher  Zustand 
darstellet,  so  erscheinen  auch  ebenmässig  die  sämmtlichen  durch 
das  Dasein  des  Staates  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen 
Rechtsverhältnisse  als  öffentliches  Recht,  und  dieses  selbst 
als  contradictorischer  Gegensatz  des  Privatrechtes,  als  jenes 
Rechtes,  welches  nur  in  den  Interessen  der  Individuen  als  Ein- 
zelnen wurzelt  und  nur  zu  diesen  Beziehung  und  für  dieselben 
Bedeutung  hat  i).  Die  durch  das  Dasein  des  Staates  begründeten 


')  Sehr  schön  theilten  schon  die  römischen  Juristen  mit  Rücksicht  auf 
den  Unterschied  der  Gas  am  mt -Interessen  und  der  Sonder- Interessen 
das  gesammte  Recht  in  ins  publicum  (quod  ad  statum  reipublicae  spectat) 
und  in  jus  privatum  (quod  ad  singulorum  utilitatem)  —  „sunt  enim  quaedam 
publice  utilia,  quaedam  privatim."  (Ulpianus.)  —  L.  1.  Dig.  de  Just,  et  iure. 
(1.  1.)  —  Die  Eigenschaft  dieses  Gegensatzes  als  eines  contradictorischen, 
und  somit  auch  die  Richtigkeit  der  darauf  gebauten  obersten  Eintheihing  des 
Rechtes,  bestreitet  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  Staate,  1839,  Bd.  I., 
p.  ITl.  172;  und  in  s.  lit.  Nachlasse,  1843,  p.  120  u.  f.,  und  will  dagegen 
die  Unterscheidung  yon  Naturrecht,  als  Recht  des  Naturstandes,  (siehe 
oben  §.  8)  und  Staatsrecht  an  die  Spitze  des  Systems  gestellt  wissen. 
Allein  das,  was  er  Naturrecht  nennt,  ist  in  seinem  Wesen  eben  nichts  an- 
deres, als  das  Privatrecht  selbst,  wobei  er  aber  übersieht,  dass  der  Gegen- 
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und  somit  öffentlichen  Rechtsverhältnisse  treten  aber  in  zwei 
hauptsächlichen  Beziehuno en  hervor :  theils  in  Beziehun«^  nach 
Aussen,  d.  h.  zu  anderen  Staaten  oder  Völkerschaften,  theils  in 
Beziehung  nach  Innen,  d.  h.  in  Bezug  auf  die  Factoren  des  Staa- 
tes selbst  (§.  12).  Hiernach  theilet  sich  das  öffentliche  Recht 
naturgemäss  in  zwei  Hauptklassen:  das  Völkerrecht  als  äus- 
seres und  das  Staatsrecht  als  inneres  öffentliches  Recht. 

§•  16. 
Begriff  des  Staatsrechtes. 
Unter  dem  Staatsrechte  als  Theil  des  öffentlichen  Rech- 
tes im  Gegensatze  des  Völkerrechtes  (§.  15)  hat  man  den  Inbe- 
griff der  Rechte  und  Pflichten  zu  verstehen,  welche  für  den 
Staatsherrscher  und  die  Unterthanen  gegenseitig  so 
wie  auch  für  die  letzteren  unter  sich  durch  den  Staatszu- 
stand begründet  Averden.  Häufig  wird  jedoch  auch  das  Staats- 
rechtselbst noch  öffentliches  Recht  (gleichsam  im  engeren 
Sinne)  genannt,  was  aber,  da  die  deutsche  Sprache  in  ersterem 
Worte  einen  vollkommen  bezeichnenden  Ausdruck  bietet,  zu 
vermeiden  sein  dürfte  ^). 

§.  17. 

Allgemeiner  Charakter  des  Staatsrechts :  sein  Ver- 

hältuiss  zum  Privatrecht. 

Alles  Staatsrecht,  so  wie  überhaupt  alles  öffentliche  Recht, 
trägt  den  Charakter  einer  sittlichen  Nothwendigkeit  an  sich. 
Es  ist  eben  so  nothwendig,  dass  regiert  als  dass  gehorcht 
werde.   Dies  ist  die  unmittelbare  Folaerung  aus  dem  Wesen  des 


satz  von  Privatrecht  und  Staatsrecht  nicht  sowohl  ausserhalb  des  Staates, 
als  vielmehr  in  demselben  zum  Bewustseiu  kommen  muss,  wie  dies  schon 
die  Römer  richtig  bemerkt  haben. 

')  Die  lateinische  Sprache  bot  hier  freilich  nur  den  Ausdruck  jus  publi- 
cum: und  dies  erklärt  sich  recht  wohl  daraus,  dass  zur  Zeit  der  römischen 
Herrschaft  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  noch  viel  zuwenig  entwickelt 
waren,  als  dass  man  sie  als  besonderen  Rechtstheil  von  dem  Staatsrechte 
zu  scheiden  Veranlassung  hätte  finden  können.  In  den  modernen  romanischen 
Sprachen,  z.  B.  im  Französischen,  wird  jetzt  droit  politü/ue,  Engl,  political 
law,  hauptsächlich  in  der  Bedeutung  von  Staatsrecht  gebraucht,  und  ihm  das 
Völkerrecht  als  droit  des  gens,  the  law  of  nations,  gegenüber  gestellt. 

Z()|>H,  Staatsrecht.  3te  Augg.  2 
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Staates  selbst,  insoferne  er  als  die  unerlässliche  Bedingung  einer 
vernunftgeniässen  socialen  Existenz  erkannt  wird  (§.  2.§.  5).  — 
Alle  polilisclien  Rechte  sind  daher  mit  Pflichten  gemischt  — 
d.  h.  sie  wurzeln  in  Pflichten,  und  finden  ihre  natürlichen 
G ranzen  in  diesen  Pflichten  ').  —  Diese  Pflichten  selbst  sind 
aber  sowohl  auf  Seite  des  Staatsherrschers  als  der  Unterthanen 
durch  den  Zweck  des  Staates  vollkommen  bestimmt,  und  aus 
diesem  zu  entwickeln.  Politische  Rechte  tragen  daher  in  subjec- 
tiver  Beziehung  auch  nicht  jenen  Charakter  des  absoluten  Be- 
liebens {jus  disponendi)  an  sich,  welcher  die  Privatrechte 
auszeichnet  2),  sondern  der  Berechtigte  ist  verpflichtet^) 
sie  auszuüben,  wenn  gleich  nicht  jede  solche  Pflicht  eine  Zwangs- 
pflicht ist  ■*)  und  sein  kann  ^).  —  Hieraus  ergibt  sich  zugleich, 
dass  der  Berechtigte  in  der  Regel  auf  die  Ausübung  seines  po- 
litischen Rechtes  nicht  verzichten  kann,  und  dass  überhaupt  das 
öffentliche  Recht  über  aller  Einwirkung  der  Einzelnen  steht  8). 
Dagegen  ist  umgekehrt  alles  Privatrecht  hinsichtlich  seiner  prak- 
tischen Gültigkeit  vom  Staate  abhängig  und  demselben  unter- 
geordnet ^). 


')  So  z.  B.  ist  der  Staat  nur  darum  berech tip;t  zu  strafen,  weil  er  zu 
strafen  verpflichtet  ist;  und  er  ist  nicht  berechtigt,  eine  andere  Strafe  zu 
vollziehen,  als  er  zu  verhängen  verpflichtet  ist. 

*)  Alles  Privatrecht  beruht  auf  dem  Begriffe  der  „Dispositions  be - 
fugniss"  und  ist  mit  derselben  identisch.  Daher  der  oberste  Grundsatz  des 
Privatrechts:  ,,jure  suo  uti  nemo  cogitur."  L.  un.  Cod.  ut  nemo  invitus.  (8.  7.) 

')  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt,  wo  die  Gesetzgebung  eines  Landes  ein 
politisches  Recht  entweder  nur  als  benefic htm  legis  aufstellt,  oder  faculta- 
tiven  Gebrauch  ausdrücklich  gestattet,  oder  eine  Weigerungs  -  und  Ableh- 
nungsbefugniss  des  Berechtigten  anerkennt,  z.B.  wenn  er  durch  die  Wahl  zum 
Deputirten  zum  Gebrauche  seines  politischen  Rechtes  aufgefordert  worden  ist. 

*)  Je  mehr  in  einem  Staate  den  politischen  Berechtigungen  der  Charakter 
einer  Zwangspflicht  aufgeprägt  ist,  desto  vollkommener  ist  der  Staat  selbst 
organisirt. 

*)  So  z.  B.  das  Begnadigungsrecht  des  Staatsherrschers. 

*)  „Jus  publicum  privatorum  pactis  immutari  nequit."  L.  38.  Dig.  de 
pactis  (2.  12.) 

'')  Daher  liegt  auch  das  einzige  Kennzeichen  eines  Privatrechtes  im  po-  ^ 
sitiven  Staatsleben  darin,  dass  der  Staat  Aas  jus  disponendi  der  Privatper- 
sonen anerkennt,  sei  es  durch  ausdrückliche  Gestaltung  einer  Klage  oder 
Einrede,  sei  es  durch  stillschweigende  Billigung  des  natürlichen  Reclites. 
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§.  18. 
Eintheiluno^  des  Staatsrechtes:  alls^eineiues  und  beson- 
deres:  inneres   und  äusseres  Staatsrecht:   Verfas- 
sungs-  und  Yerwaltungsrecht. 

Das  Staatsrecht  (§.  16)  kann  auf  dreifache  Weise  einge- 
theilt  werden : 

I.  nach  seinen  Quellen.  Hiernach  hat  man  das  allgemeine 
(philosophische  —  jus  publicum  universale  — )  und  das  beson- 
dere, positive  oder  historische  Staatsrecht  der  einzelnen  Staa- 
ten —  jus  publicum  proprium  cujuscunque  civitatis  —  zu  unter- 
scheiden, je  nachdem  nämlich  die  staatsrechtlichen  Normen 
unmittelbar  aus  dem  Begriffe  und  Wesen  des  Staates  oder  aus 
positiven  Quellen  geschöpft  werden,  welche  sich  bei  einzelnen 
Völkern  historisch  erzeugt  haben.  Das  allgemeine  Staatsrecht 
kann  auch  als  das  natürliche  bezeichnet  werden,  insoferne  es 
nichts  anderes  ist,  als  der  Inbegriff  der  möglichen  logischen 
Entwickelungen  aus  dem  Staatsbegriffe,  und  alles  dasjenige 
natürliches  Recht  genannt  Averden  darf,  Avas  aus  irgend  einem 
gegebenen  Rechtsbegriffe  durch  logische  Folgerung  abgeleitet 
werden  kann. 

II.  Nach  den  Gegenständen,  auf  welche  sich  die  staats- 
rechtlichen Normen  beziehen  können,  ist  inneres  und  äusse- 
res Staatsrecht  zu  unterscheiden.  Das  innere  Staatsrecht  ^) 
hat  jene  gegenseitigen  politischen  Rechtsverhältnisse  des  Sou- 
verains  und  der  Unterthanen  und  dieser  unter  sich  zum  Gegen- 
stande, welche  allein  in  der  corporativen  Persönlichkeit  des 
Staates  —  in  seiner  Natur  als  an  sich  abgeschlossenes  Gemein- 
wesen—  wurzeln:  das  äussere  Staatsrecht  dagegen  ist  der  In- 
begriff jener  Befugnisse,  welche  als  Rechte  des  Staatsherr- 
schers in  Bezug  auf  die  äusseren  Staatsverhältnisse,  d.  h.  in 


')  Häufig  werden  inneres  Staatsrecht  und  inneres  öffentliclies 
Recht  (§.  15)  verwechselt.  Es  ist  aber  alles  Staatsrecht  inneres  öffent- 
liches Recht.  Die  Unterscheidung  beider  Begriffe  beruht  darauf,  dass  der 
Begriff  des  öffentlichen  Rechtes  viel  weiter  ist,  als  der  des  Staatsrechtes. 
Wer  inneres  öffentliches  Recht  und  inneres  Staatsrecht  für 
gleichbedeutend  nimmt,  ist  genöthigt,  auch  äusseres  öffentliches  Recht 
(VöJkerrocht)  und  äusseres  Staatsrecht  für  gleichbedeutend  zu  nehmen,  ob- 
gleich zwischen  beiden  ein  wesentlicher  Unterschied  staltfindet. 

,2* 
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Bezug  auf  die  Verhältnisse  des  Staates  zu  anderen  Staaten  oder 
Völkerschaften  von  seinen  Unterthanen  anzuerkennen  sind. 
Das  äussere  Staatsrecht  ist  also,  ehen  so  wie  das  V  ö  1  k  e  r  r  e  c  h  t, 
bedingt  durch  die  Existenz  mehrerer  Völkerschaften  neben  ein- 
ander, weiche  freilich  nie  fehlt,  so  wie  auch  nur  eine  Völker- 
schaft sich  zum  Staate  durchgebildet  hat:  es  ist  aber  von  dem 
Völkerreehte  wesentlich  dadurch  unterschieden,  dass  es  nicht, 
wie  dieses  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiede- 
nen Völkerschaften  oder  Staaten  unter  einander  als  freier,  selbst- 
ständiger, corporativer  Individualitäten  oder  Gemeinwesen,  d.  h. 
nicht  den  Völkerverkehr  selbst  befasst,  sondern  sich  auf  die 
Nachweisuno;  der  exclusiven  Zuständigkeit  der  völkerrechtlichen 
Befugnisse  für  den  Souverain  im  Gegensätze  der  Unterthanen 
beschränkt  ^) . 

III.  Mit  Rücksicht  auf  die  Form  und  Thätigkeit  der  Staats- 
gewalt ist  sodann  endlich  das  Verfassungsrecht  und  Ver- 
waltungsrecht zu  unterscheiden.  Ersteres  ist  der  Inbegriff 
der  in  einem  Staate  hinsichtlich  der  B eh errschungs- und  Re- 
gierungsform geltenden  Grundsätze:  seine  AVissenschaft  be- 
greift daher  die  Lehre  von  den  Subjecten  der  politischen  Rechte 
überhaupt  und  den  ihnen  zuständigen  Befugnissen  ^).  Das  letz- 
tere ist  der  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sich  auf  die 
Ausübung  der  Staatsgewalt,  respective  der  einzelnen  Hoheits- 
rechte innerhalb  der  durch  das  Verfassungsrecht  bestimmten 
Formen  und  Gränzen  beziehen  *). 


2)  Vou  dem  ätisseren  Staatsrechte  ebenfalls  unterschieden,  und  als  ein 
Theil  des  Völkerrechtes  aufzufassen,  ist  das  sogenannte  S  taat  en  r  e  cht, 
als  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sich  auf  die  gegenseitigen  Verhält- 
nisse von  Staaten  beziehen,  welche  sich  selbst  in  einer  staatenähnlichen 
bleibenden  Verbindung  (Staatenbund  oder  Bundesstaat)  befinden. 

')  Es  ist  zu  enge,  wenn  man  das  Verfassungsrecht  nur  auf  die  Lelire  von 
dem  herrschenden  Subjecte  und  seinen  Befugnissen  allein  einschränkt : 
dies  würde  sich  kaum  bei  einer  autokratischen  Regierungsform  rechtfer- 
tigen lassen.  —  Als  Inbegriff  der  Normen,  die  sich  auf  Form,  Richtung 
und  Gränzen  der  höchsten  Gewalt  beziehen,  erklärt  das  Verfassungsrecht, 
Hoffmann,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St.  W.,  1844,  Hft  1,  p.  191. 

*)  Ueber  die  verschiedeneu  Ansichten  von  dem  Begriffe,  dem  Umfange 
und  den  Theilen  des  Verwaltungsrechtes,  vergleiche  besonders  Hoffmann, 
a.  a.  0.,  S.  190  u.  f. 
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BJ  Besonderes. 

Begriff,  Eintlieilimg  und  Ouellen  des  deutschen 
Staatsrechtes. 


§.  19. 
Begriff  des  deutschen  Staatsrechtes. 

Das  deutsche  Staatsrecht  ist  ein  besonderes  Staatsrecht 
in  dem  §.  18.  I.  angegebenen  Sinne.  Man  verstehet  unter  deut- 
schem Staatsrechte  im  allgemeinßn  den  Inbegriff  aller  poHti- 
schen,  d.  h.  auf  den  Staatszustand  bezüglichen  Rechtsnormen, 
welche  überhaupt  in  Deutschland  seit  seiner  ersten  Gestaltung 
zu  einem  Staatskörper  in  Anwendung  gekommen  sind,  oder 
noch  jetzt,  d.  h.  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes,  zur 
Anwendung  kommen  ^).In  einem  engeren  Sinne  begreifet  man 
aber  unter  deutschem  Staatsrechte  jene  politischen  Normen, 
welche  in  einheimischen  deutschen  Rechtsquellen  ihren  Ur- 
sprung haben  2). 


1)  Hiermit  ist  auch  die  Eintheiliiiig  in  antiquirtes  und  praktisches 
(sog.  heutiges  oder  dogmatisches)  deutsches  Staatsrecht  gegeben.  Un- 
genau ist  es,  wenn  Manche  das  erstere  auch  als  historisches  bezeichnen, 
denn  auf  dieses  Prädikat  hat  auch  das  praktische  Staatsrecht  Anspruch: 
auch  lässt  sich,  was  antiquirtes  deutsches  Staatsrecht  ist,  nicht  durch 
die  Aufstellung  gewisser  Perioden  bestimmen,  indem  sehr  vieles  aus  der  Zeit 
der  alten  Reichsverfassung  uud  des  Rheinbundes  sich  fortwährend  praktisch 
erhalten  hat. 

*)  Sog.  lus  publicum  proprium  s.  domesticum.  Den  Gegensatz  bildet  das 
ausländische  oder  fremde  Staatsrecht,  (juspubl.  peregrinum),  Avelches 
in  soweit,  als  es  in  Deutschland  zur  Anwendung  kommen  kann,  in  den  Begriff 
von  jus  receptum  übergeht. 
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§■  20. 

a)  Eintheilung  des  deutschen  Staatsrechtes  nach  den 
Gegenständen  und  Subjecten. 

I.  Reiclisstaatsrecht.  Landesstaatsreclit.  OefFentliches 
Recht  des  Rheinbundes.  Deutsches  Bundesrecht. 
OefFentliches  Recht  der  deutschen  Bundesstaaten. 

Das  deutsche  Staatsrecht  zerfiel  zur  Zeit  der  Reichsverbin- 
dung in  zwei  Haupttheile: 

1)  in  das  Reichsstaatsrecht,  als  Inbegriff  der  Rechtsnor- 
men, welche  sich  auf  die  Verfassung  und  Regierung  des 
gesammten  Reichskörpers  bezogen ; 

2)  in  das  Territorialstaatsrecht,  oder  Landesstaats  recht, 
als  Inbegriff  der  hinsichtlich  der  Verfassung  und  Regie- 
rung der  einzelnen  deutschen  Länder  geltenden  Rechts- 
normen. 

Nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  war  für  die  dem 
Rheinbunde  beigetretenen  Staaten  das  öffentliche  Recht  des 
Rheinbundes  an  die  Stelle  des  Reichsstaatsrechtes  getreten. 
Heut  zu  Tage  sind  zu  unterscheiden : 
1)  das  öffentliche  Recht   des  deutschen  Bundes,  oder 

das  sogenannte  deutsche  Bundesrecht; 
2}  das   Staatsrecht   der  souv^eränen  deutschen  Bundes- 
staaten, wofür  man  die  Bezeichnung  „Landesstaats- 
recht" beizubehalten  pflegt  ^). 

§•  21. 
IL  Generelles  und  specielles  deutsches  Staatsrecht. 

Je  nachdem  sich  die  staatsrechtlichen  Normen  auf  alle  Klas- 
sen von  Personen,  Gegenständen  oder  Verhältnissen,  oder  nur 


')  Mau  r  eil  b  rech  er,  Grunds,  des  heut.  deut.  Staatsr.,  §.  4,  bezeichnet 
das  deutsche  Laudesstaatsrecht  als  partikuläres  Staatsrecht:  dies  ist 
aber  gegen  den  bisherigen  Sprachgebrauch  und  überhaupt  unpassend,  da  er 
sich  sodann  genöthigt  sieht,  allgemeines  und  besonderes  partikuläres 
Staatsrecht  zu  unterscheiden.  (Vergl.  unten  §.  23.) 
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auf  einzelne  Klassen  derselben,  auf  Individuen  n.  s.  \v.  be- 
ziehen, ergibt  sich  eine  weitere  Eintheilung  des  deutschen 
Staatsrechtes  in  generelles  und  spezielles  Staatsrecht  '). 

§.22. 

III.   Eiiitheilung  des  deutschen  Bundesrechtes 

insbesondere. 

Unter  dem  öffentlichen  Rechte  des  deutschen  Bundes  oder 
dem  deutschen  Bundes  rechte  hat  man  zu  verstehen 

1 )  in  weiterer  Bedeutung,  den  Inbegriff  sämmtlicher  Kechts- 
normen,  Avelche  sich  auf  die  Verhältnisse  der  souveränen 
deutschen  Staaten  sowohl  unter  einander,  als  auch  auf  die 
politischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  beziehen, 
insoferne  sie  in  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes 
und  in  den  Beschlüssen  der  Bundesversammlung  aufge- 
stellt sind. 

2)  In  engerer  Bedeutung  verstehet  man  aber  unter  dem 
deutschen  Bundesrechte  nur  diejenigen  Rechtsnormen, 
welche  in  Folge  der  Errichtung  des  deutschen  Bundes  für 
die  souveränen  deutschen  Staaten  in  Beziehung  auf  dieses 
Bundesverhältniss  praktische  Gültigkeit  haben. 

§.  23. 

h)  Eintheihing  des  deutschen  Staatsrechtes  nach  dem 

Vmfanye  der  Verhindtichkeit  der  Rechtsquellen. 

Gemeines  deutsches  und  particuläres  Staatsrecht^). 

I.  Je  nachdem  den  Quellen  des  Staatsrechtes  der  Charakter 
der  Gemein  verbindlichheit  für  sämmtliche  deutsche  Staaten 
zukommt,  oder  dieselben  nur  für  einzelne  deutsche  Länder 
verbindliche  Normen  enthalten,  theilet  sich  das  deutsche  Staats- 


')  Zu  letzterem  rechnete  man  z.  B.  früher  das  relchsritterschaftliche  und 
i-eichsstädtische  Staatsrecht:  h.  z.  T.  kann  man  die  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Standesherren ,  des  fürstlichen  Hauses  Taxis  u.  s.  \v.  dahin 
zählen. 

*)  Vergl.  überhaupt:  C.  G.  v.  Wächter,  gemeines  Recht  Deutschlands. 
1844.— 
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recht  in  gemeines  (jus  publicum  commune)  und  in  partiku- 
läres Staatsrecht  (jus  pubHcum  particulare).  Als  gemeines 
deutsches  Staatsrecht  in  diesem  Sinne  —  auch  sogenanntes 
juristisch-gemeines  Staatsrecht  —  sind  zu  betrachten: 

1)  alle  politischen  Rechtsnormen,  welche  von  der  höchsten 
gemeinsamen  politischen  Autorität  in  Deutschland  ausge- 
gangen sind  oder  noch  ausgehen  werden  (jus  publicum 
commune  scriptum)  ^). 

2)  Alle  poliilschen  Rechtsnormen,  welche  durch  ein  erweis- 
liches gemeinsames  Herkommen  in  sämmllichen  deut- 
schen Staaten  als  verbindlich  anerkannt  sind  (jus  publicum 
commune  non  scriptum)  ^). 

II.  Im  Gegensatze  des  sogenannten  juristisch  gemeinen 
deutschen  Staatsrechtes  kann  man  von  einem  gemeinen  deut- 
schen Staatsrechte  noch  insofern  sprechen,  als  nachweisbar  in 
einer  oder  der  anderen  Beziehung  eine  Uebereinstimmung 
unter  den  partikulären  Staatsrechten  der  einzelnen  deutschen 
Länder  bestehet.  Wenn  dieses  sogenannte  historisch  ge- 
meine Staatsrecht  auch  nur  als  etwas  rein  zufälliges,  resp. 
nur  als  ein  Produkt  des  Paralellismus  zu  betrachten  wäre,  so 
würde  doch  in  keinem  Falle  dessen  wissenschaftliches  Interesse 
in  Abrede  zu  stellen  sem"*).  Die  doctrinelle  Bedeutung  selbst 


^)  Dahin  gehören  z.  B.  die  deutschen  Reichsgesetze,  so  weit  sie  noch  an- 
wendbar sind  (§.  25);  die  deutschen  ßundesgesetze;  die  Staatsverträge, 
Friedensschlüsse  u.  s.  w.,  welche  von  Deutschland,  als  einem  politischen 
Ganzen  (Reich  oder  Bund),  mit  auswärtigen  Mächten  abgeschlossen  wurden. 

*)  Allerdings  sind  solche,  auf  einem  wirklichen  gemeinsamen  Ilerkom- 
men  beruhende  staatsrechtliche  Normen  in  dem  heutigen  praktischen  deut- 
schen Staatsrechte  nicht  mehr  sehr  häufig;  doch  fehlen  sie  nicht  gänzlich, 
wie  unten  in  der  Lehre  von  dem  Herkommen  gezeigt  werden  wird:  auch  ist 
die  fortwährende  Bildung  eines  solchen  Herkommens,  wenigstens  in  Bezug 
auf  das  deutsche  Bnndesrecht  im  engeren  Sinne  (§.  22)  unstreitig  fort- 
während möglich.  —  Zu  weit  geht  daher  wohl  v.  Mohl,  Staatsr.  des  Königr. 
\V  ürte  m  bergj  Tübingen,  1840,  I.,  S.  86,  wenn  er  die  Existenz  nnd  prak- 
tische Bedeutung  eines  gemeinen  deutschen  Landesstaatsrechts  ganz  läugnet, 
Vergl.  dagegen,  Reyscher,  in  der  Zeitschrift  f.  deut.  Recht,  Bd.  IIL,  Hft.  3. 
p.  194  H.  f. 

*)  Nur  in  diesem  Sinne  will  Maurenbrecher,  Grunds.,  §.  6,  ein  gem. 
deut.  Landesstaatsreclit  anerkennen,  und  legt  ihm  daher  auch  nur  allein 
doctrinelle  Bedeutung  bei. 
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dieses  sogenannten  historiscli  gemeinen  Rechtes  mnss  aber 
liberdies  auch  insoweit  als  eine  praktische  anerkannt  wer- 
den, als  man  die  Bedeutung  des  Partikularismus  im  deutschen 
Hechte  und  namentlich  die  historische  Nothwendigkeit  dessel- 
ben gehörig  würdigen  lernt  ^),  und  sich  überzeuget,  dass 
in  der  [Jebereinstimmung  der  Partikularrechte  nicht  sowold  ein 
Spiel  des  Zufalles  obwaltet,  als  vielmehr  dieselbe  die  noth- 
w endige  Folge  von  dem  wirklichen  und  lebendigen  Dasein 
eines  gemeinsamen  nationalen  Geistes,  und  das  historische 
Zeugniss  davon  ist,  wie  sich  derselbe  überall  in  den  einzel- 
nen Staaten  gleichmässig  schöpferisch  und  rechtsbildend  äussert, 
was  er  freilich  bei  der  eigenthümlichen  politischen  Gestaltung 
Deutschlands  von  jeher  grossentheils  nicht  anders,  als  in  der 
Form  des  Partikularismus  zu  thun  vermochte  ^).  Eben  so,  wie 
alle  einzelnen  deutschen  Stämme  an  einer  und  derselben  Natio- 
nalität Antheil  nehmen,  so  müssen  auch  die  Partikularstatuten  in 
diesem  nationalen  Zusammenhange  aufgefasst  werden.  Wenn 
daher  die  Uebereinstimmung  der  Parlikularrechte,  d.  h.  der  über- 
einstimmende Inhalt  derselben  in  seiner  Totalität,  zwar  nicht 
als  der  Rechts  grün  d,  warum  etwas  gemein- verbindlich  ist, 
betrachtet  werden  kann,  so  darf  sie  doch  als  praktischer  Er- 
kenntnissgrund der  gemeinsamen  Rechtsidee  (com- 
munis ratio)  aufgefasst  werden,  welche,  so  wie  sie  einmal 
durch  historisch-wissenschaftliche  Forschung  als  die  Urquelle 
der  partikulären  Erscheinungen  aufgefunden  und  erkannt  ist, 
in  umgekehrte  Wechselwirkung  zu  den  einzelnen  Partikular- 
rechten selbst  tritt  und  eben  so  zur  Erklärung  wie  zur  Ergän- 
zung derselben  dienet,  weshalb  denn  auch  das  sogenannte 
historisch-gemeine  Recht,  in  dieser  Art  aufgefasst,  allerdings 
einen  subsidiären  Charakter  neben  den  einzelnen  Partikular- 


*3  Siehe  oben  §.  10,  Note  10. 

")  In  der  Entwickehiiig  der  Beziehung  des  Partikulären  zu  dem  Allge- 
gemeinen  beruhet  der  Charakter  aller  analytischen  oder  regressiven 
Methode.  Es  ist  nicht  nur  kein  Grund  vorhanden,  warum  dieselbe  bei  der 
Behandlung  des  deutschen  Staatsrechtes  (oder  überhaupt  des  deutschen 
Rechtes)  ausgeschlossen  sein  sollte,  sondern  im  Gegentheil  leitet  die  histo- 
rische Erscheinung  der  deutschen  Völker  selbst  auf  die  Anwendung  dieser 
Methode  hin. 
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Statuten  behauptet  '^).  Aus  diesem  quellenmässigen  Verhältnisse 
der  als  hi storische  von  derDoctrin  nachjjewiesenen  ffe- 
meinen  Rechtsideen  zu  den  Partikularrechten  ergibt  sich  so- 
dann als  Folgesatz,  dass  eine  Abweichung  der  letzteren  von 
den  ersteren  nie  vermuthet  werden  darf,  und  selbst  erweisliche 
Abweichungen  als  Singularitäten  nur  in  der  geringsten  Ausdeh- 
nung anzunehmen  sind. 

III.  Insoferne  endlich  das  Logisch-Richtige  in  allen  Be- 
ziehungen einen  Anspruch  auf  allgemeine  Anerkennung  und 
Gültigkeit  in  sich  selbst  trägt,  d.  h.  insoferne  alles,  was  der 
streng -rechtlichen  Natur  eines  Verhältnisses  gemäss  ist  (das 
sogenannte  jus  strictum),  im  doctrinellen  Sinne  als  gemei- 
nes Recht  (jus  commune)  bezeichnet  wird  ®),  so  dürfen  auch 
alle  jene  Staatsrechtsgrundsätze  als  gemeinrechtliche  bezeich- 
net werden,  welche  sich  als  logische  (und  somit  doctrinelle) 
Entwickelungen  aus  dem  Begriffe  und  der  Natur  der  einzelnen 
deutschen  politischen  Rechtsinstitute  darstellen,  wenn  gleich- 
wohl ein  solches  Rechtsinstitut  nicht  in  allen  Staaten  vorkommt 
(doctrinelles  gemeines  Recht)  ^). 

§.  24. 

Die  Ouelleii  des  heutigen  deutschen  Staatsreclites. 

Verstehet  man  unter  dem  heutigen  deutschen  Staatsrechte 
dasjenige,  welches  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes 
praktische  Bedeutung  behalten  oder  erhalten  hat  (§.  19,  Note  1), 
so  sind  zu  den  Quellen  desselben  zu  rechnen: 

1)  alle  Arten  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  insoweit 
sie  staatsrechtliche  Verhältnisse  berühren; 

2)  alle  Arten  von  Staatsverträgen,  sowohl  der  deutschen 
Staaten  unter  sich  oder  mit  auswärtigen  Staaten,  als  auch 
der  einzelnen  Regierungen  mit  ihrem  Volke  oder  ihren 
Landständen  oder  auch  einzelnen  Familien  oder  Personen, 


')  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  §.  2. 
8)  Vergl.  Thibaut,  System  des  Fand.  Rechtes,  §.  34. 
')  In  diesem  Sinne  gibt  es  z.  B.  ein  doctrinelles  gemeines  Recht  der  Pri- 
mogenitur, der  constitutionelleu  Monarchie  u.  s.  \v. 
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insoferne  nämlich  denselben  vertragsmässig  besondere 
politische  Rechte  eingeräumt  oder  von  ihnen  besondere 
politische  Verpflichtungen  übernommen  werden,  unter 
welcher  Voraussetzuns:  allein  ein  Vertrag  einer  Staats- 
regierung  mit  einzelnen  Familien  oder  Personen  unter  die 
Kathegorie  der  Staatsverträge  (pacta  juris  publici)  fallen 
kann; 

3)  die  Ilausgesetze  und  Hausverträge  der  regierenden 
Familien; 

4)  das  Herkommen,  und  zwar  sowohl  das  eigenthümliche 
Staatsherkommen  als  das  Familienherkommen 
der  regierenden  Häuser; 

5)  der  Gerichtsgebrauch,  insoweit  sich  ein  solcher  in 
politischen  Verhältnissen  überhaupt  bilden,  und  derselbe 
als  eine  Unterart  des  Herkommens  oder  Gewohnheitsrech- 
tes betrachtet  Averden  kann; 

6)  die  Analogie  der  bisher  genannten  Rechtsquellen  '). 

Die  Eindieilung  dieser  Rechtsquellen  in  geschriebene  und 
ungeschriebene  ergibt  sich  v^on  selbst  in  gleicher  Weise 
wie  im  Privatrechte. 

§■  25. 

Von  der  An\\endbarkeit  des  ehemaligen  Reichs -Staats- 
rechtes und  des  öffentlichen  Rechtes  des  rheinischen 
Bundes. 

So  wesentlich  auch  die  gegenwärtige  politische  Gestaltung 
Deutschlands  von  seiner  früheren  Staatsform  verschieden  ist, 
so  ist  sie  doch  nur  eine  allmählig  vorbereitete  Phase  seiner 
historischen  Entwickelung,  welche  mit  den  älteren  staatsrecht- 
lichen Verhältnissen  noch  in  vielfacher  Beziehung  und  quellen- 
mässigem  Zusammenhange  stehet.  Es  ist  daher  auch  keines- 
weges  das  gesammte  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  d.  h. 
der  gesammte  hibegriff  der  politischen  Rechtsnormen,  welche 


')  Für  die  Analogie  gelten  auch  im  Staatsrechte  keine  anderen  Grund- 
sätze, als  im  Privatrecht.  —  Vergl.  darüber  besonders  v.  Wächter,  wür- 
tembergisches  Privalreclit,  II.,  §.  13. 
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zur  Zeit  des  Reichsv^erbandes  für  die  Verfassung  und  Reffieruna: 
des  ganzen  Reichskörpers  und  der  einzelnen  Territorien  galten, 
unpraktisch  ge\vorden.  Vielmehr  niuss  als  obersler  Grundsatz 
betrachtet  werden,  dass  alle  staatsrechtlichen  Normen,  welche 
zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  Geltung  halten,  noch  fortwäh- 
rende Geltung  haben,  insoferne  sie  überhaupt  eine  solche 
noch  haben  können:  d.  h.  sie  behaupten  nicht  nur  da  fortwäh- 
rende praktische  Anwendbarkeit,  wo  es  sich  um  die  Beurlhei- 
lung  älterer,  in  der  Reichs-Zeit  selbst  schon  bestandener 
politischen  Rechtsverhältnisse  handelt,  sondern  auch  überall 
da,  wo  dieselben  politischen  Verhältnisse  noch  fortdauern, 
d.  h.  wo  ihr  Object  noch  vorhanden  ist,  insoferne  sie  nicht 
speciell  durch  neuere  Rechtsnormen  aufgehoben  sind.  Der  Grund 
hiervon  liegt 

1)  soviel  die  aus  der  Zeit  der  Reichsverbindung  stammenden 
Gesetze  anbelangt,  darin,  dass  die  Souveränität  in 
Deutschland,  welche  früher  bei  Kaiser  und  Reich  war,  und 
worin  die  Verbindlichkeit  der  Reichsgesetze  Avurzelte, 
bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  an  sich  nicht 
erloschen  ist,  sondern  nur  die  Form  und  theilweise  das 
S  ubj  e et  gewechselt  hat,  und  gleichsam  durch  eine  Art  von 
Appropriation  an  die  jetzigen  souveränen  Landesherrn 
übergegangen  ist,  so  dass  diese  —  jeder  für  sein  Terri- 
torium —  als  die  unmittelbaren  Rechtsnachfolger  von 
Kaiser  und  Reich  erscheinen.  Die  forldauernde  Gültigkeit 
der  übrigen  politischen  Gesetze,  welche  schon  zur  Zeil 
des  Reiches  nur  von  der  landesherrlichen  Gewalt  aus- 
gegangen waren,  kann  aber  —  insoferne  sie  nicht  durch 
neuere  Normen  aufgehoben  sind  —  noch  weniger  einem 
Bedenken  unterliegen,  da  durch  das  Emporsteigen  des 
Landesherrn  zur  vollen  Souveränität  wohl  eine  ErAveite- 
rung  seiner  pohtischen  Befugnisse  bewirkt,  aber  keines- 
weges  das  frühere  Verhältniss  zu  den  ünterthanen  unter- 
brochen worden  ist. 

2)  In  keiner  Weise  sind  durch  die  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  jene  Rechtsnormen  unverbindlich  geworden, 
welche  auf  einem  gemeinen  oder  partikulären  Herkom- 
men oder  ähnlichen  Quelle  beruhten,  da  die  Rcchtserzeu- 
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gung  durch  Herkommen,  d.  h.  durch  thatsiichUche  Aeus- 
serung  des  nationalen  Geistes,  und  somit  auch  der  Rechts- 
grund und  die  VerbindHchkeit  solcher  Normen  an  sich  von 
der  Form    der  Staafsregierung  unabhängig    sind,    das 
deutsche  Volk   aber  und   dessen  Rechtsbewusslsein  und 
Nationalität  zu  keiner  Zeit  aufgehört  haben. 
Nur  allein  für  die  dem  Rheinbunde   beigetretenen  Staaten 
war  im  Art.  2  der  Rheinbundes-Acte  ^)  positiv  festgesetzt  wor- 
den, dass  sie   und  ihre  ünterthanen  durch  die  Reichsgesetze 
nicht  mehr  verpflichtet  sein  sollten.  Des  allgemeinen  Wortlautes 
ungeachtet  kann  aber   hier  doch  nicht  zweifelhaft  sein ,  dass 
hierdurch  nicht  die  Verbindlichkeit  solcher  Reichsgesetze  auf- 
gehoben werden  wollte   und  konnte,  welchen  nebenbei  noch 
der  Charakter  von  Staatsverträgen  und  insbesondere  Friedens- 
schlüssen, sei  es  der  ehemaligen  Reichsstände  unter  sich  oder 
mit  auswärtigen  Staaten,  zukommt,  wie  z.  B.  der  Religionsfrie- 
den V.  J.  1555  und  der  Westphälische  Frieden  v.  J.  1648.  Aus- 
serdem wurden  in  den  Rheinbundsstaaten  selbst  mitunter  theils 
ausdrücklich,  theils  durch  die  Praxis  manche  Reichsgesetze  als 
fortwährend  ffültis:  bis  zur  Einführung;  einer  neuen  Gesetzte- 
bung  beibehalten,  insbesondere  solche,  welche  sich  auf  die 
bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege  bezogen  2). 

Das  öffentliche  Recht  des  Rheinbundes  hat  ohnehin  über  die 
Rheinbunds-Acte  vom  12.  Juli  ISOö  hinaus,  keine  grosse  legis- 
lative oder  praktische  Entwickelung  erlangt.  Dass  jene  Bestim- 
mungen der  Rheinbunds-Acte,  welche  sich  auf  das  Bundes- 
verhältniss  bezogen,  mit  der  allmähligen  und  Stillschweigen- 
den Auflösung  des  Rheinbundes  im  Jahre  1813  unpraktisch 
geworden   sind,   bedarf  keiner  Erörterung:   dagegen  hat   der 


■)  Rheinbunds-Acte,  art.  2.  „Toute  loi  de  l'Empire  germanique, 
qiii  a  pu  jiisqu'ä  present  concerner  et  obliger  Leiirs  Majestes  etc.  leiirs 
Sujets  et  leurs  etats  ou  partie  d'iceux,  sera  ä  l'avenir,  relativemeut  ä  Leurs 
diles  Majestes  etc.  ä  leurs  etats  et  siijets  respectifs  nulle  et  de  nulle  effet." 
Ausgenommen  wurden  nur  und  als  fortwährend  verbindlich  erklärt  in  dem- 
selben Artikel  die  Bestimmungen  des  Reichsdeputatioushauptschlusses  vom 
23.  Februar  1803,  1)  hinsichtlich  der  Rechte  der  Gläubiger  und  Pen- 
sionäre, und  2)  hinsichtlich  des  0  c  tr  oi  der  Rheinschi  ff  fahrt,  a.  39. 

*j  Vergl.  überhaupt  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht,  §.  50. 


übrige  Inhalt  der  Rheinbunds-Acte,  wie  jeder  andere  Slaatsver- 
trag',  durch  dessen  Vollziehung  erworbene  Rechte  begründet 
worden  sind,  fortwährend  praktische  Bedeutung  ^). 


§.26. 

Von  dem  Gebrauche  der  recipirten  fremden  Rechte  in 
staatsrechtliehen  Fragen  *). 

Insoferne  man  unter  deutschem  Staatsrechte  im  engeren  und 
eigenthchen  Sinne  dasjenige  versteht,  welches  auf  eigen- 
thündicher  und  nationaler  Rechtsanschauung  des  deutschen 
Volkes  beruht  (§.  19),  so  können  die  als  gemeines  subsidiäres 
Recht  in  Deutschland  recipirten  fremden  Rechte,  wie  das  römische 
und  canonische  Recht  und  das  lombardische  Lehnrecht,  nicht  zu 
den  Quellen  des  deutschen  Staatsrechts  gerechnet,  sondern 
es  kann  nur  die  Zulässigkeit  ihres  Gebrauches  in  Deutschland 
bezüglich  staatsrechdicher  Verhältnisse  überhaupt  in  Frage  ge- 
zogen werden.  Schon  aus  der  Stellung  dieser  recipirten  Rechte 
als  subsidiäre  ergibt  sich,  dass  alle  darin  aufgestellten  staats- 
rechtlichen Grundsätze,  welche  sich  speziell  auf  die  Eigenthüm- 
Hchkeit  der  römischen  oder  einer  anderen  auswärtigen  mittel- 
alterlichen Staatsverfassung  beziehen,  eben  wegen  des  Mangels 
dieser  Voraussetzung  in  Deutschland  von  selbst  hinwegfallen  ^). 
Dagegen  sind  die  recipirten  Rechte  insoferne  völlig  praktisch, 
als  es  sich  um  solche  staatsrechtliche  Institutionen  handelt, 
welche  aus  denselben  wirklich  und  erweislich  in  Deutschland 
oder  in  einem  einzelnen  deutschen  Staate  recipirt  worden  sind  *), 


')  Vergl.  Kl  über,  öffentliches  Recht,  §.  47. 

')  Vergl.  Pütt  er,  instit.,  §.22.  —  Dessen  Beiträge  zum  deut.  Staats- 
und Fürstenr.,  IL,  p.  30,  und  dessen  Erörterungen,  I.,  p.  299.  —  Kl  üb  er, 
öffentl.  Recht,  §.  73.  —  H.  A.  Zachariä,  deut.  Staats-  und  Bundesr.,  §.  5, 
I.,  A.  —  Weiss,  System  des  deut.  Staatsr.,  §.  14. 

*)  So  z.  B.  der  Grundsatz  der  L.  31.  Dlg.  de  Legibus  (1.  3.)  „Princeps 
legibus  solutus  est,"  und  dgl.  —  Ebenso  sind  die  römischen  Grund.sätze  über 
die  Amtsthätigkeit  der  Magistratus  und  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Uni- 
versitatcs  durchaus  nicht  unbedingt  auf  unsere  Beamten  oder  Gemeinden 
anwendbar.  , 

')  So  z.  B.  aus  dem  röm.  Rechte  die  Lehre  von  den  Privilegien  des  Fiskus. 
Besonders  ist  das  canon.  Recht  Quelle  für  das  Staatskirchenrecht  in  katho- 
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oder  das  gleiche  publicistische  Verhältniss  auch  in  Deutsch- 
land schon  der  Natur  der  Sache  nach  vorkommt  *).  Insbesondere 
sind  das  römische  und  canonische  Recht  und  die  Libri  Feudorura 
von  wenigstens  mittelbarer  Bedeutung  für  das  praktische  Staats- 
recht, so  weit  sie  subsidiäre  Quelle  des  deutschen  Privatfür- 
sten rechtes  sind  ^).  Unbedenklich  dürfen  auch  das  römische 
und  canonische  Recht  als  praktisch  in  jenen  Materien  betrachtet 
\\'erden,  welche  als  allgemeine  und  logische  Lehren  (doc- 
trinae  universales)  in  das  Staatsrecht  eben  so,  wie  in  alle  an- 
deren Rechtstheile  einschlagen  ^).  Eine  vorzüglich  hohe  Bedeu- 
tung hatten  die  Libri  Feudornm  für  das  deutsche  Staatsrecht,  so 
lange  noch  die  Reichsverbindung  bestand,  und  das  Lehenwesen 
der  Reichsverfassung  zur  Grundlage  diente  ^) .  Heut  zu  Tage 
lässt  sich  aber  für  das  Lehnrecht  überhaupt  nur  noch  insofern 
ein  praktischer  Einfluss  auf  staatsrechtliche  Fragen  behaupten, 
als  es  sich  entweder  um  die  Beurtheilung  älterer  Verhältnisse 
handelt,  oder  lehenrechtliche  Analogien  in  dem  Privatfürsten- 
rechte Platz  greifen  können. 

§.  2T. 

Von  der  praktischen  Anwendbarkeit  des  allgemeinen 
Staatsrechtes  in  Deutschland. 

Die  Frage,  ob  das  allgemeine  oder  sogenannte  natür- 
liche Staatsrecht  in  Deutschland  als  praktisches  Recht  zu 
betrachten  sei  und  neben  den  Quellen  des  historischen  Rechtes 
zu  subsidiärer  Anwendung  kommen  könne,  ist  in  neuerer  Zeit 
vielfach  streitig  geworden  ^).  Einige  verneinen  dies  aus  dem 


tischen  Ländern.  —  In  Baden  ist  das  canon.  Recht  durch  das  zweite  Ein- 
führungsedikt  des  Landrechts  v.  22.  Dez.  1809  abgeschafft. 

*)  Die  Bedeutung,  Wirkung  und  .Anfechtung  der  Rescripta  principis  u.  dgL 

*)  Klub  er,  öffentL  Recht,  §.  73,  Not.  a. 

*)  Z.  B.  die  Lehre  von  den  allgemeinen  Erfordernissen  der  Verträge,  vom 
dolus,  error,  vis,  possessio,  protestatio  u.  dgl. 

')  Genau  zu  unterscheiden  sind  aber  in  den  Libris  feudorum  jene  Con- 
stitutionen deutscher  Kaiser,  welche  nur  für  Italien  bestimmt  waren,  z.  B. 
die  Constit.  Frid.  I.  in  II.  Feud.  56.  Quae  sint  regalia. 

')  Wenn  auch  hier  die  praktische  Anwendbarkeit  des  allgemeinen  Staats- 
rechtes in  Deutschland  vertheidigt  wird,  so  durfte  es  doch  nicht  unter  den 


Grunde,  weil  das  allgemeine  oder  philosophische  Staatsrecht 
nur  ein  Recht  sei,  welches  nach  der  Idee  des  Staates  gelten 
könne  oder  solle,  womit  aber  noch  nicht  bestimmt  sei,  was 
in  einem  Staate  wirklich  gelte:  auch  wird  hierbei  hervorge- 
hoben, dass  das  philosophische  Staatsrecht  an  sich  etwas  will- 
kührliches,  und  nie  allgemein  anerkannt  sei  2).  Andere  läugnen 
die  praktische  Anwendbarkeit  des  philosophischen  Staatsrech- 
tes darum,  weil  mit  dem  Begriffe  eines  Volkes  auch  stets  zu- 
gleich der  Begriff  einer  demselben  eigenthümlichen ,  seine 
sämmtlichen  Lebensverhältnisse  umfassenden  concreten  Rechts- 
anschauung, und  mithin  ein  positives  Recht  gesetzt  sei,  daher 
auch  bei  keinem  Volke  jemals  ein  anderes,  als  sein  positives, 
und  zwar  in  Bezug  auf  alle  Rechtstheile  nur  ein  positives  Recht 
gelten  könne  ').  Allein  der  erstere  Einwand  beruhet  auf  einer 
irrigen  Vorstellung  von  dem  Vernünftigen,  wobei  sein  Charakter 
als  sittlich  Noth^v endiges  und  folglich  an  sich  Praktisches 
nicht  gehörig  aufgefasst  ist  *).  Ueberdies  könnte  man  aber  auch 
gegen  das  ganze  positive  Recht  den  gleichen  Einwand  vorbrin- 
gen, dass  es  nie  allgemein,  sondern  nur  individuell  erkannt 
werden  könne  ^ ) ,  wenigstens  insoweit  als  es  sich  um  seine 
Anwendung  auf  die  einzelnen  Fälle  handelt,  worin  eben  allein 
die  praktische  Bedeutung  des  Rechtes  erst  hervortritt  ^). 


Quellen  des  deutschen  Staatsrechts  aufgezählt  werden,  insoferne  hier- 
unter nur  das  besondere,  historisch  national  und  eigenthümlich  ausge- 
prägte Staatsrecht  zu  verstehen  ist  (§.  19). 

')  Vergl.  M  a  u  r  e  n  b  r  e  c  h  e  r ,  Grunds.,  §.  7. 

*)  V.  Savigny,  System  des  heutigen  röm.  Rechtes,  I.,  §.  7.,  p.  14.  — 
V.  Wächter,  würtemberg.  Privatr.,  Bd.  11.,  §.  13  vergl.  mit  Bd.  I.,  Abth.  2, 
§.  131.  —  Schwankend  ist  H.  A.  Zachariä,  deut.  Staatsrecht,  §.  4  vergl. 
mit  §.  7.  — • 

*)  In  dieser  Beziehung  gehört  auch  alles  das  hieher,  was  gleich  nach- 
folgend bei  der  Prüfung  des  zweiten  Einwandes  über  die  Bedeutung  des 
Positiven  im  philosophischen  Sinne  angegeben  worden  ist. 

*)  AVie  viele  Gesetze  sind  nicht  einer  mehrfachen  Auffassung  und  ver- 
schiedenen Auslegung  fähig!  Die  unzähligen  Controversen  im  römischen 
Rechte  geben  davon  ein  schlagendes  Beispiel.  Auch  die  Analogie  wird  nur 
Individuell  erkannt,  und  doch  ist  sie  bisher  überall  für  eine  praktische 
Rechtsquelle  geachtet  worden. 

*)  Ks  gibt  nun  einmal  für  die  Menschheit  keiue  andere  Weise  der  Er- 
kenntnis» der  Wahrheit,  als  nur  die  individuelle:  nicht  die  Menschheit 
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Was  aber  den  zweiten  Einwand  anbelangt,  so  liegt  dem- 
selben ein  Missv^erständniss  des  Begriffes  vom  positiven 
Rechte  zu  Grunde.  Indem  man  nämlich  anfing,  das  mit  dem  Be- 
griffne eines  Volkes  zugleich  gesetzte,  in  dessen  Bewusstsein 
lebendige  Recht  '^),  sein  positives  Recht  zu  nennen,  selbst  be- 
vor es  noch  eine  äusserlich  erkennbare  Form  als  Gesetz, 
Herkommen,  oder  Urtheil  gewonnen  hat  —  (während  nach  dem 
früheren  juristischen  Sprachgebrauche  die  Bezeichnung  „po- 
sitives Recht"  erst  dann  für  statthaft  gehaben  wurde,  wenn 
das  mit  dem  Begriffe  des  Volkes  gesetzte  Rechtsbewusstsein 
bereits  eine  solche  äussere  Form  der  Erkennbarkeit  erlangt 
hatte)  —  so  warf  man  den  Begriff"  des  Positiven  im  philo- 
sophischen Sinne  und  den  Begriff" des  Positiven  im  histo- 
rischen Sinne  durch  einander.  In  ersterer  Beziehung  ist  näm- 
lich alles  positiv,  was  wirkli  ch  ist,  wenn  es  auch  noch  keine 
concreto  äussere  Gestaltung  gewonnen  hat ;  in  letzterem  Sinne  ist 
aber  nur  das  positiv,  was  bereits  äusserlich  erkennbar  hervor- 
ffetreten  ist.  In  dem  ersteren  Sinne  ist  daher  auch  alles  sogenannte 
philosophische  oder  allgemeine  Recht  ein  positives,  da  der  allge- 
meine Menschengeist  auch  ein  positiver,  d.  h,  ein  wirklicher 
ist.  Diejenigen,  welche  das  im  lebendigen  Bewusstsein  eines 
jeden  Volkes  liegende  Recht  als  positives  bezeichnen,  be- 
finden sich  daher  in  einer  Täuschung,  wenn  sie  glauben,  hier- 
mit das  sogenannte  allgemeine  Recht  beseitiget  zu  haben,  in- 
dem sie  es  vielmehr  nur  unter  dem  Namen  des  positiven 
untergebracht  haben  ^).  Ueberdies  werden  sogar  eben  jene 
nationalen  Rechtsideen,  welche  uranfänglich  als  Rechts- 


denkt  als  Abstraktes,  sondern  nur  der  Mensch  als  Individuum  denkt  und 
kann  das  allgemein  Menschliche  denken!  Da  aller  positiven  Rechtsquellen 
(wie  Gesetze)  ungeachtet,  das  Recht  nur  individuell  im  concreten  Falle  er- 
kannt werden  kann,  d.  hi,  da  eben  im  concreten  Falle  immer  wieder  in  Frage 
steht,  was  als  positives  Recht  hier  anzuerkennen  sei,  so  hat  man  in  allen 
Staaten  das  formelle  (judicatmässige)  Recht  erfunden,  und  sich 
damit  begnügen  lernen  müssen. 

■*)  Yergl.  auch  oben  §.10. 

8)  Wer  das  Allgemeine  oder  Philosophische  P  ositives  nennt,  für  den 
kann  es  freilich  kein  Allgemeines  mehr  geben.  Es  ergibt  sich  aber  eben  hier- 
aus, dass  eine  solche  Terminologie  in  der  Jurisprudenz  nur  unpassend  und 
verwirrend  ist. 


ge fühl  im  Volke  liegen,  und  sich  zuerst  in  einzelnen  Urlheilen 
und  in  praktischer,  gleichsam  instinktartiger  Uebung  äussern  — 
(auf  welcher  Basis  sodann  alhiiählig  erst  Herkommen,  Gerichts- 
gebrauch und  Gesetz  erwachsen) — naturgemäss  von  jedem  Volke 
für  allgemein  gültiges  oder  rationales  (ideales)  Recht  gehalten, 
d.  h.  das  Volk  hält  sie  für  natürliches  Recht,  weil  sie  ihm 
nach  dem  Grundtypus  seines  Charakters  natürlich  sind,  wenn 
sie  gleich  etwa  von  einem  höheren,  universelleren  Standpunkte 
aus  betrachtet,  nur  für  ein  individuell  ausgeprägtes,  oder  na- 
tionales Recht  geachtet  werden  können.  Diese  Verwechselung 
oder  vielmehr  Identification  des  rationalen  (idealen)  und  natio- 
nalen Rechtes  ist  für  jedes  Volk  unvermeidlich  ^),  weil  es  sich 
als  eine  Darstellung  der  Menschheit  und  des  allgemeinen  mensch- 
lichen Geistes  in  concreter  Staatsform  begreift  ^^).  Auf  dieses 
sein  n  atürliches  Recht  greifet  jedes  Volk  bei  dem  Stillschwei- 
gen seiner  positiven  Quellen  als  auf  die  oberste  Wurzel  dersel- 
ben zurück,  und  in  diesem  Sinne,  als  Inbegriff  der  Volks phi- 
losophie  über  das  Recht,  d.  h.  als  Ausdruck  des  sogenannten 
gesunden  Menschenverstandes  hat  das  natürliche  Recht 
in  jedem  Volke  fortwährende  praktische  Bedeutung,  und  ist  so- 
gar durchaus  unentbehrlich,  indem  sonst  die  doch  jedenfalles 
für  unerlässlich  zu  erkennende  Rechtsprechung  über  neu  ent- 
stehende, noch  durch  kein  Gesetz  oder  Herkommen  oder  Ge- 
richtsgebrauch regulirte  Rechtsfragen  eine  Unmöglichkeit  sein 
würde  ^^).  Dieses  natürliche  Recht  ist  aber  nichts  anderes,  als 
eine  logische  Anwendung  des  allgemeinen  und  eben  darum 
auch  volksmässiffen  Rechtsbesriffes  auf  die  Verhältnisse  des 


*)  Nur  der  Einzelne  kann  sich  davon  losmachen,  wenn  er  anfängt,  die 
Rechte  verschiedener  Völker  zn  vergleichen.  Völker,  die  ein  tüchtiges  un- 
vermischtes  Nationalrecht  besitzen,  haben  nie  eine  hochstehende  Rechts- 
philosophie als  Wissenschaft  des  allgemeinen  Rechtes  im  Gegensatze  des 
Volksrechtes,  und  empfinden  auch  nicht  das  Bedürfniss  derselben. 

••)  Vergl.  meinen  Aufsatz  über  nationales  und  rationales  Recht,  in  der 
Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  1841,  Bd.  4,  p.  l  u.  f. 

1')  Jede  Rechtsfrage,  über  deren  Entscheidung  sich  ein  Gerichtsgebrauch 
gebildet  hat,  war  einmal  zum  erstenmale  da,  und  ist  entschieden  worden, 
und  musste  entscliieden  werden,  und  wenn  dies  nicht  nach  dem  hier  erör- 
terten allgemeinen  oder  sog.  natürlichen  Rechte  geschehen  wäre,  so 
würde  nie  die  Bildung  eines  Gerichtsgebrauches  möglich  gewesen  sein. 
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nationalen  Lebens,  und  somit  ist  das,  was  man  in  der  neueren 
Zeit,  als  im  Volksbewustsein  lebendig  gesetzt,  positives  Recht 
nennen  wollte,  in  seinem  Wesen  eben  dasselbe,  was  in  der  frü- 
hern Zeit  die  (juristische)  Natur  der  Sache  genannt  wurde  '2). 
Erwägt  man  aber  endlich,  dass  keni  Volk —  seiner  nationalen  In- 
dividualität ungeachtet  —  jemals  aufhört,  ein  Theil  der  Mensch- 
heit zu  sein,  so  kann  es  nicht  fehlen,  dass  nicht  das  nationale 
Recht  eines  jeden  Volkes  auch  solche  Rechtsgrundsätze  in 
grosser  Anzahl  in  sich  begreift,  welche  wirklich  den  Charakter 
der  allgemeinen  Vernünftigkeit  und  somit  der  allgemeinen  Gül- 
tigkeit an  sich  tragen,  denn  auch  das  sogenannte  allgemeine, 
natürliche  oder  Vernunftrecht  ist  kein  willkührlich  gemachtes 
Recht,  sondern  ein  in  der  sittlichen  Natur  des  Menschen  liegen- 
des, mit  dem  Begriffe  des  Menschen  und  der  Menschheit  gesetz- 
tes, und  also  im  philosophischen  Sinne  ebenfalls  positives 
Recht,  und  AA^egen  dieser  Qualität,  d.  h.  wegen  seiner  Realität, 
ist  es  auch  stets  und  überall  ein  praktisches  Recht,  d.  h.  es 
will  und  muss  gelten,  so  wie  es  gehörig  erkannt  ist.  Selbst  das 
historische  Recht  will  und  kann  nur  darum  (vernünftigerweise) 
gelten,  dass  es  als  concrete  (nationale)  Entwickelung  und  Dar- 
stellung des  allgemeinen  vernünftigen,  d.  h.  der  menschlichen 
Natur  gemässen  Rechtes  erfasst  wird,  und  erhält  also  eben  nur 
durch  diese  seine  Beziehung  auf  das  Allgemeine  seine  Weihe 
und  seine  Rechtfertigung.  Eben  hieraus,  dass  das  historische 
Recht  als  individuelles  seine  Wurzel  in  dem  allgemeinen  Rechte 
hat,  ergibt  sich  aber  die  unmittelbare  praktische  Anwendbarkeit 
dieses  letzteren  überall  da  von  selbst,  wo  und  so  weit  noch 
keine  concrete  historische  Rechtsbildung  stattgefunden  hat  ^'), 
Das  Erkennen  und  Aussprechen  dessen,  was  als  allgemeines. 


>2)  Auch  das,  was  von  v.  W  ä  c  li  t  e  r ,  wiirtemberg.  Privatrecht,  IL,  §.  13, 
„Rechts-Aualogie"  im  Gegensatze  von  Gesetzes-Analogie  ge- 
nannt wird,  fällt  zum  Theile  unter  diesen  Gesichtspunkt. 

'')  Hiermit  ist  auch  die  Regel  für  die  Anwendung  des  allgemeinen 
Rechtes  ausgesprochen.  —  Sehr  unbestimmt  äussert  sich  darüber  v.  Mehl, 
würtemberg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  1.,  p.  88.  —  Wo  einmal  die  Thatsache 
historisch  feststehet,  dass  ein  Staat  ist,  muss  also  alles  für  praktisch  gelten, 
was  sich  als  logische  Folgerung  aus  diesem  Begriffe  ergibt,  so  weit  nicht 
die  historische  Rechtsbilduug  erweislich  modificirend  oder  beschränkend 
eintritt. 


d.  h.  als  vernunftiges  Recht  zu  gelten  hat,  geschieht  aber  in 
concreto  durch  den  Richter,  und  dieser  ist  —  (da  ihn  auch  Ge- 
setz und  Herkommen  nur  bei  dem  Aufsuchen  des  Vernünftigen 
unterstützen  sollen  und  selbst  nichts  anderes  sein  wollen,  als 
erkennbare  Formen  des  Vernünftigen)  —  nicht  nur  befugt, 
sondern  auch  verpflichtet,  überall  nach  dem  allgemeinen, 
d.  h.  dem  vernünftigen  und  dem  Staats-  und  Rechtsbegriffe  ent- 
sprechenden Rechte  zu  erkennen,  wo  das  historisch  positive 
Recht  schweigt  '*).  Auch  kann  Niemand  vernünftiger  Weise 
mehr  verlangen,  und  Niemand  wird  auch  jemals  mehreres  in 
der  Praxis  erreichen,  als  ein  der  Bildungsstufe,  dem  Geiste  und 
der  Philosophie  seiner  Zeit,  d.  h.  dem,  Avas  dieselbe  für  ver- 
nünftig und  darum  für  allgemein  gültig  erkennt,  angemesse- 
nes Urtheil,  und  man  dürfte  sich  glückhch  schätzen,  wenn  dies 
nur  durchgängig  und  sicher  zu  erreichen  wäre. 

§.28. 

Von  der  Bedeutung  des  Besitzes  und  der  Verjährung  im 

Staatsrechte. 

Da  nur  dasjenige  als  eine  Rechtsquelle  anerkannt  wer- 
den kann,  worin  sich  Rechtsnormen  (Regeln,  jus  in  sensu 
objectivo)  aufgestellt  finden,  so  ergibt  sich ,  dass  Besitz  und 
Verjährung  nicht  unter  die  Rechtsquellen  des  Staatsrechtes 
zu  zählen  '),  sondern  nur  als  Erwerbs  arten,  d.  h.  als  That- 
sachen  zu  betrachten  sind,  welche  unter  Umständen  politische 
Befugnisse  in  concreto  (jus  in  sensu  subjectivo)  begründen 
können.  Um  aber  eine  solche  praktische  Gültigkeit  zu  haben, 
setzen  also  Besitz  und  Verjährung  selbst  eine  Rechtsquelle 
voraus,  wodurch  ihre  Rechtswirkung  anerkannt  ist. 

Hinsichtlich  des  Besitzstandes  ist  diese  Rechtsquelle  in  der 
Vernunft  selbst  (der  Natur  der  Sache  resp.  in  dem  allgemei- 
nen Staatsrechte)  zu  erkennen,  da  der  Begriff  des  Besitzes 
ein  universeller,  d.  h.  für  alle  Rechtstheile  gleichmässig  gültiger 


^*)  Sehr  schön  bestimmt  hier  der  Code  Napoleon,  art.  4.  „Le  jnge,  qui 
refnserade  juger,  sous  pretexte  du  silence,  de  l'obscurite  oii  de  l'insnfficence 
de  la  loi,  pourra  etre  poursuivi  comme  coiipable  de  denie  de  justice." 

»)  Nicht  ganz  bestimmt  erklärt  sich  darüber  Klub  er,  öffentl.  Recht, 
§.  68.  77. 
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Begriff  ist.  Es  hat  aber  der  Besitz  in  staatsrechtlichen  Verhält- 
nissen nicht  nur  wie  im  Privatreclite  rechtliche  ^^'irku^gen,  so 
dass  er  wenigstens  provisorischen  Scliulz  begründet ''), 
sondern  er  wirkt  in  den  poUtischen  Verhältnissen  sehr  häufig 
noch  in  weit  höherem  Maase  —  als  Recht  oder  Rechtstitel 
selbst,  nämlich  überall  da,  wo  er  sich  als  dauernder  Zustand 
behauptet,  weil  und  insoweit  in  der  Politik  die  Kritik  eines  that- 
sächlichen  Zustandes  durch  eine  richterhche  Instanz  unmöglich 
ist,  und  also  die  Thatsache  selbst  als  unanfechtbar  an  die  Stelle 
des  Rechtes  tritt  und  das  höchste  praktisch  Geltende  ist  ^).  Die 
grosse  Bedeutung  eines  unvordenklichen  Besitzstandes  für 
staatsrechtliche  Verhältnisse  ergibt  sich  hiernach  von  selbst, 
weil  hier  der  Zustand  nicht  nur  als  ein  dauernder,  sondern 
als  ein  solcher  erscheint,  dessen  Anfang  sogar  nicht  mehr  als 
ein  unrechtmässiger  (illegitimer)  im  Vergleiche  mit  einem  etwa 
noch  früheren  Zustande  nachgewiesen  werden  kann  und  also 
eine  unzerstörliche  Vermuthung  seiner  Rechtlichkeit  (praesum- 
tio  tituli)  in  sich  trägt. 

Die  Verjährung  oder  Ersitzung  dagegen  (wozu  der  un- 
vordenkliche Besitzstand  nicht  zu  rechnen  ist)  *)  kann  als  ein 
Institut  des  blos  positiven  Rechtes  überhaupt  nur  in  seltenen 
Fällen  im  öffentlichen  Rechte  als  Erwerbsart  von  Rechten  in 
Betracht  kommen,  theils  weil  es  in  den  meisten  politischen  Ver- 
hältnissen an  Gesetzen  fehlt,  welche  eine  Verjährung  zulas- 
sen, resp.  eine  Verjährungszeit  bestimmen,  theils  und  haupt- 
sächlich aber,  weil  in  den  meisten  Fällen  der  Besitz  selbst  im 
öffentlichen  Rechte  als  genügende  Erwerbsart  für  die  Zustän- 
digkeit politischer  Befugnisse  gut,  und  sehr  häufig  die  Stelle 
eines  Titulus  zugleich  vertritt  ^). 


')  Dies  spricht  positiv  aus  die  Wiener  Schliissacte  von  1820.  Art.  19. 

*)  Hierauf  beruht  das  politische  System  unserer  Zeit,  welches  einerseits 
den  Schutz  des  Status  quo  proclainirt,  andererseits  keinem  fait  uccornpli 
seine  Anerkennung  verweigert,  wie  z.  B.  im  Jahre  1844  das  Benehmen  Russ- 
lands bei  der  Einführung  der  griechischen  Constitution  gezeigt  hat. 

*)   Vergl.  V.  Savigny,  System  des  röm.  Rechts,  IV.,  p.  528. 

*)  Der  Grund  dieser  hohen  Bedeutung  des  blossen  Besitzes  im  Staats- 
rechte liegt  dai-in,  dass  der  Staat  seiner  Idee  nach  ein  Zustand  der  Geltung 
des  Rechtes  durch  souveräne  Gewalt  ist,  daher  umgekehrt  in  der  Praxis 
letztere  als  geltendes  Recht  erscheint. 
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Literatur  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechtes. 
I.  Literarische  Uebersichteii  enthalten: 

J.  J.  Moser,  bibliotheca  jiir.  piibl.  III.  Thl.  1729 — 1734;  desselb.  neueste 
Gesch.  der  deutschen  Staatsrechtslehre  etc.  1770;  und  desselb.  neueste 
Bibliothek  des  allg.  deut.  Staatsr,  1771.  —  Besonders:  Pütt  er,  Lit.  des 
deut.  Staatsr.  III.  Thl.  1776—1783;  (als  Fortsetzung)  J.  L.  Kl  üb  er,  neue 
Lit.  des  deut.  Staatsr.  1791 ;  und  J.  Th.  Roth,  Beitr.  z.  deut.  Staatsr.  etc. 
1791.  — •  F.  S.  Ersch,  Handb.  der  Lit.  d.  Jurisprud.  u.  Politik  seit  d. 
Mitte  des  18.  Jahrh.  2.  Aufl.  Leipz.  1823. —*H.  Th.  S  chle  tter,  Handbuch 
der  Jurist,  u.  staatswissenschaftl.  Lit.  (die  4.  Lief.)  1841.  — 

II.  OueUen-Sainiidungen  und  Coniiuentare  über  die 
•  Quellen. 

A)  Für  die  älteste  Zeit  gehören  hieher  die  Sammlungen  der  Leges  Barba- 
rorum und  der  Capitularien  der  fränkischen  Könige  (Herold,  Lindenbrog, 
Baluz,  Heineccius  s.  Georgisch,  Canciani,  Walter  u.  A.);  besonders  Pertz, 
Monum.  Germ.  Legg.  T.  L  u.U.  1825.  1837.  Der  1.  Band  enthält  die 
Constitutionen  der  fränkischen  Könige,  der  2.  Band  enthält  die  Constitu- 
tionen der  dent.  Könige  und  Kaiser  bis  1313  (Heinrich  VII.).  — 

B)  Für  die  Zeit  der  deutschen  Reichsverfassung  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert (Conrad  II.).  Die  ersten  Versuche  einer  Zusammenstellung 
staatsrechtlicher  Grundsätze  und  Auszüge  aus  Landfrieden  und  Reichs- 
abschieden finden  sich  im  Sachsenspiegel  und  im  Schwaben- 
spiegeL  —  (Koch)  Neue  und  vollständigere  Sammlung  der  Reichsab- 
schiede, Frkf.  a.  M.  1747.  u.  f.  —  C.  F.  Geratlacher,  Corp.  jur.  Germ.  publ. 
et  priv.  (in  syst.  Ordnung),  4  Bde.  1783  u.  f.  Desselb.  Handbuch  der 
deut.  Reichsgesetze,  XI  Bde.  1786  u.  f.  —  J.  J.  Schmmiss,  (^orp.  jur.  publ. 
acad.  1722.  (zuletzt)  1794.  —  G.  Emmiiiyhaus ,  Corp.  jur.  germ.  tarn 
publ.  quam  priv.  acad.  1824  (2.  Aufl.  1844).  —  A.  Michaelis,  Corp.  jur. 
PH^I.  germ.  acad.  1825.  —  Oertel,  die  Staatsgrundgesetze  des  deutsch. 
Reichs,  zusammengestellt,  eingeleitet  u.  histor.  erklärt.  Leipz.  1841.  — 
A.  C.  Gas  pari,  der  Reichsdeputationsrecess  (v.  25.  Feb.  1803)  mit 
histor.  geograph.  u.  Statist.  Erläuterungen,  2  Thle.  1803.  —  Protokoll 
der  ausserordentl.  Reichsdeputation  z.  Regensburg.  2  Bde.  u.  4  Bde.  Beil. 
1803.  —  Ueber  ältere  Sammlungen  v.  Goldast,  Hortleder,  Leh- 
mann, H.  A.  vergl.  Pütt  er,  Lit.  I.  S.  178  u.  f.  —  Von  den  Sammlungen 
der  Staatsakten  sind  hier  besonders  zu  erwähnen:  J.  C.  Lünig's,  deut. 
Reichsarchiv.  24  Bde.  1710—1722.  fol.  —  Anton  Faber's  (Chph.  Leonh. 
Leucht),  europ.  Staatskanzlei  115  Bde.  1697—1760  (9  Bde.  Haupt- 
register, 1761 — 1772).  Dessen  neue  europ.  Staatskanzlei,  55  Bde.  1761 
—1702.  —  J.  A.  Reuss,  deut.  Staatskanzlei,  55  Bde.  1783—1803.  — 
Theatrtim  Europaeiim  (von  verschiedenen  Herausgebern),  19  Bde.  1617 
— 1712.  —  J.  J.  Moser,  deut.  Staatsarchiv,  13  Bde.  1751 — 1757.  —  Des- 


42 

sen  Samml.  der  neuesten  Deductionen,  8  Bde.  1752.  1754.  —  üeber  an- 
dere ähnliche  Sammlungen  vergl.  Pütt  er,  Lit.  I.  S.  305  ii.  f.  — 

C)  Für  die  Zeit  des  Rheinbundes:  Winkopp,  d.  rheinische  Bund  (Zeit- 
schrift), 69  Hfte  in  23  Bänden  u.  1  Suppl.  Hft.  1806  —  1814.  —  A.  F.  W. 
Crome  und  C.  Jaup,  Germanien,  4  Bde.  1807 — 1811;  u.  v.  denseib. 
Germanien  und  Europa,  1812.  —  Ueber  die  Lit.  des  öffentl.  Rechts  des 
Rheinbundes  s.  auch  v.  Kamptz,  Beitr.  z.  Staats-  u.  Völkerr.  Bd.  1;  und 
Kl  über  öffentl.  Recht  d.  deut.  B.  §.  24.  Note  2.  — 

D)  Für  die  Zeit  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes:  J.  L.  K 1  ü  b  e  r , 
Akten  des  Wiener  Congresses.  8  Bde.  1815 — 19.  —  Desselben:  Staats- 
archiv des  deut.  ßundes.*2  Bde.  1816.  17;  und  Ouellensamml.  zu 
dem  öffentl.  R.  des  deut.  B.  (3.  Aufl.  1830J  nebst  Fortsetzung  1833.— 
Die  Protokolle  der  deut.  Bundesversammlung  seit  5.  Nov.  1816.  (Da- 
von besonders  im  Bundes-Rechte.)  —  Ausser  den  unter  A.  angeführten 
Sammlungen  v.  Em  min  gh  aus  u.  Michaelis  gel^ören  noch  hieher: 
Grävell,  die-(}uellen  des  allgera.  deut.  Staatsrechts  seit  1813  — 1820. 
Thl.  I.  1820.  —  Quellen  des  öffentl.  R.  der  deut.  Bundesstaaten  von 
1800—1821.  2  Thl.  Carlsruhe,  1822.  —  Elvers,  Hauptquellen  des  deut- 
schen Bundesstaatsrechts.  1824.  —  Schmalz,  Grundgesetze  des  deut. 
Bundes,  1825.  —  G.  L.  v.  Zangen,  die  Verfassungsgesetze  deutscher 
Staaten  in  systemat.  Zusammenstllg.  3  Bde.  1S28  —  36.  —  A.  Müller, 
Arch.  f.  die  neueste  Gesetzgeb.  in  Deutschland  (IX.  Bd.  1839).  —  Ph.  A. 
G.  V.  Meyer,  Staatsakten  f.  Gesch.  u.  öffentl.  R.  des  deut.  Bundes,  2. 
Aufl.  (früher,  1822,  unter  d.  Titel  Corp.  Jur.  Conföderationis  Germanicae), 
Frkft  a.  M.  1833.  fortges,  1840.  —  D  esse  Ib.  Corpus  Constitutionum 
Germaniae,  oder  die  sämmtlichen  Verfassungen  der  Staaten  Deutsch- 
lands, mit  den  beiden  Grundverträgen  des  deutschen  Bundes  u.  deren 
wesentl.  Ergänzungen.  1.  Lief.  Frkf.  a.  M.  1845.  — 

III.  Wissenschaftliehe  Schriften. 

A)  Aus  der  Zeit  der  Reichsverfassung. 

Ueber  die  staatsrechtlichen  Arbeiten  der  Glossatoren,  s.  Pütt  er  Lit.  ^  S.  54 
u.  f.  —  Ueber  die  ersten  staatsrechtlichen  Streitschriften  im  XIV.  Jahr- 
hundert bei  Gelegenheit  des  Zerwürfnisses  des  K.  Ludwig  des  Bayern 
mit  dem  römischen  Stuhle  (Marsilius  de  Menandrino,  Wilhelm  ab  Occam, 
Lupoid  v.  Bebenburg,  s.  Pütt  er,  Lit.  L  S.  67  u.  f.  Eichhorn,  deut.  St. 
u.  R.  G.  III.  §.  393.  —  Ueber  Petrus  de  Andlo,  de  imp.  Rom.  Germ,  libri 
II  (um  1460),  herausgegeben  V.  M.  Freher  1612,  s.  Pütter,  I.  c.  I.  p.  77 
u.  f.;  Hugo,  in  d.  Ztsch.  f.  gesch.  R.  W.  I.  S.  346  u.  f.  —  Eichhorn, 
I.  c.  §.  393.  Not.  a;  auch  meine  Ausgabe  u.  Comment.  über  das  alte 
Bamberger  Recht,  1839,  S.  44  u.  Anh.  III.  —  Ueber  die  publicistische  Be- 
deutung der  Arbeiten  der  Reichskammergerichtsassessoren  im  16.  Jahr- 
hundert (Mynsinger,  f  1578,  Gail,  f  1587  u.  A.),  s.  Pütter,  Lit.  I. 
S.  116  u.  f.  —  Erste  Schriften  mit  der  Tendenz  praktischer  Erörterung 
der  Quellen:  Dominicus  Arumaeus  (geb.  1579  f  1637,  der  erste  Lehrer 
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des  Staatsrechts  zu  Jena)  disctirsus  academici  de  jure  publ.  5  Bde.  1616  — 
23. —  Limnaeus,  de  jure  publ.  lib.  IX.  4  Bde.  1629  —  45.  —  Vergl.  hier- 
über Pütt  er  Lit.  I.  S.  165  u.  f.  194  u.  f.  —  Erste  Anfänge  theils  einer 
geschichtlichen  Begründung,  theils  einer  politischen  Kritik  der  gegebe- 
nen Zustände:  Herrn.  Conring  (geb.  160fi  f  1681)  zu  Helmstädt,  in  s. 
publicistischen  Dissertationen  seit  1635  (Pütt er,  Lit.  I.  S.  2Ü3  u.  f.). 
Hyppotithus  a  Lapide  (Ph.  v.  Chemnitz),  de  ratione  Status  imperii  Rom. 
1640.  —  Severinus  de  Monzambano  (S.  Puffendorf'),  de  statu  imp.  Germ, 
ad  Laelium  fratrem  liber  1667.  —  Caesarintis  Füstenerius  (v.  Leihnitz), 
de  jure  suprematus  ac  legationum  princlpum  Germ.  1677.  (Vergl.  Pütt  er 
Lit.  L  S.  203.  207.  234.  249.)  —  Erste  Anleitung  zur  Rcgierungsliunst 
eines  deutschen  Staates:  Veit  Ludwig  v.  Seckendorf,  deutscher  Für- 
stenstaat 1655.  (Pütt er,  Lit.  I.  S.  225.)  —  Erste  compendiarische  und 
andere  systematische  Schriften:  Gabriel  Schiveder  (Prof.  in  Tübingen), 
introductio  in  jus  publ.  imp.  R.  G.  novissimum.  1681.  —  Ph.  Rieh.  Vitria- 
ritis  institutiones  juris  publ.  (zuerst  unter  dem  Namen  Nie.  Dankwerth) 
1683.  Hierzu:  J.  F.  Pf'effinger,  Vitriarius  illustratus  1661.  stark  vermehrt, 
Gotha  1739,  unter  dem  Titel,  Corp.  jur.  publ.  etc.  (Dazu  das  Repertor.  v. 
Rice  ins,  1741).  —  Aus  dieser  Zeit  sind  noch  besonders  zu  erwähnen: 
Joh.  Nie.  Hert,  geb.  1652  (eine  Uebersieht  s.  publicist.  Dissert.  s.  bei 
Pütter,  L  S.  256.);  H.  Cocceji,  iur.  publ.  prudentia  compendio  exhibita 
(zuerst)  1695;  Joh.  Ph.  Datt,  de  pace  imp.  publica  1698;  J.  Schilter, 
institutiones  iur.  publ.  1696;  Gottl.  Gerh.  Titius,  Specimen  jur.  publ.  R.  G. 
(zuerst)  1698.  —  üeber  die  Verdienste  der  Hallischen  Juristen  vom  Aus- 
gang des  1 7.,  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  Avie  Christ.  T  h  o  m  a  s  i  u  s 
(geb.  1655  f  1728),  Samuel  Stryck  (geb.  1640  f  1710),  Joh.  Peter 
Ludewig  (geb.  1668  f  1743),  Nie.  Hier.  Gundling  (geb.  1671  f  1729), 
Joh.  Sam.  Stryck  (geb.  1668  f  1715),  Just.  Henning.  Böhmer  (geb. 
1674  f  1748),  Joh.  Gottl.  Heineccius  (geb.  1680  f  1741),  u.  A.  vergL 
Pütter,  Lit  I.  S.  326  u.  f. — B.  G.  Strur,  Syntagma  jur.  pubL  1711;  so- 
dann vermehrt  unter  dem  Titel:  Corp.  Jur.  publ.  imp.  1720.  1731.  Ein  .Aus- 
zug daraus  ist  seine  iuris  publ.  prudentia.  1712.  1730.  1740.  Nach  sei- 
nem Tode  (-}•  1738)  erschien  seine  Jurisprudentia  heroica,  7  Bde.  1743 
—  53.  edirt  v.  J.  A.  Helfeld.  —  Am  bedeutendesten  sind  unter  den  gleich- 
zeitigen und  nachfolgenden  Publicisten:  J.  J.  Mascov,  princ.  jur.  publ. 
(zuerst  1729.  V.  Ausg.  1761).  —  J.  J.  Moser  (geb.  1701  f  1785).  Ausser 
seinen  bereits  unter  I  u.  II.  B.  angeführten  Schriften  u.  Sammlungen  ge- 
hören hleher:  dessen  deutsches  Staatsrecht,  50  Thle.  1737  —  53,  u. 
2  Thl.  Zusätze  u.  1  Register,  1754;  dessen  Neues  Staatsrecht,  21  Bde. 
u.  1  Bd.  Register,  1 766—1775, u.  3.Bde. Zusätze  1 781—8.3.  —  J.  C.  May  e r, 
deutsches  geistl.  Staatsr.  2  Thle.  1773;  desselben  weltL  Staatsr.  3  Thle. 
1 775.  1 776.  —  Von  J.  S t.  P  ü  1 1  c  r  (geb.  1 725  f  1 807)  sind  hier  anzuführen : 
Institutiones  iur.  publ.  (zuerst  1770),  6.  Aufl.  1802;  dessen  Beitr.  z. 
deut.  Staats-  u.  Fürstenr.  2  Thle.  1777.  1779;  Erörterungen  u.  Bei- 
spiele des  deut.  St.  u.  Fürstenr.  2  Bde.  1793.  1794;  historische  Ent- 
wiek  elung  der  heut.  Staatsverf.  des  deut.  Reichs,  3  Bde.  (zuerst  1786) ; 


44 

desselb.  Geist  des  Westphäl.  Friedens.  1795.  —  (.1.  B.  Fol  seh)  Erklä- 
rung des  dent.  Staatsr.  nach  Pütter.  Wien.  1793.  —  C.  F.  üäberlin, 
Handb.  des  deiit.  Staatsr.  3  Bde.  1794—1797.  (Bd.  1  u.  2  sind  1802  u.  1803 
neu  aufgelegt.)  —  J.  L.  Kl  üb  er,  Elinleitung  zu  einem  neuen  Lehrbegriffe 
des  deut.  Staatsr.  1803.  —  J.  C.  Lei  st,  Lehrb.  des  deut.  Staatsr.  1803. 
(2.  Aufl.  1805.)  —  N.  Tb.  Gönner,  deut.  Staatsr.  1804.  —  T.  Schmalz, 
Handb.  des  deut.  Staatsr.  1805.  —  Kine  gedrängte  Uebersicht  der  deut. 
Reichsverfassung  gewährt  auch  K.  E.  Schmid,  Lehrb.  des  gem.  deut. 
Stq,atsr.  Jena  1821.  Kap.  3.  S.  253  u.  f.  —  VergL  auch  (Buder)  Reper- 
tor.  reale  pragmat.  jur.  publ.  et  feud.  1751 ;  umgearbeitet  und  vermehrt 
(aber  nur  von  A  —  R  ausgeführt)  v.  H.  G.  Scheitemantel  und  C.  F. 
Häberlin,  Reportorium  des  deut,  Staats-  u.Lehnr.  1782 — 1795.  4  Bde. — 

B)  Aus  der  Zeit  des  rheinischen  Bundes. 

Hieher  gehören  ausser  den  oben  IL  C.  angeführten  Zeitschriften :  K.  S.  Za- 
chariae,  jus  inihl.  civitatum,  quae  foederi  Rhenano  adscriptae  sunt.  1807 
u.  dessen  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  und  das  rhein.  Bundesr., 
erl.  in  einer  Reihe  v.  Abhandl.  1810.  —  J.  Z Intel,  Entwurf  eines  Staatsr. 
f.  den  rhein.  Bund.  1807.  —  J.  F.  N.  Brauer,  Beitr.  z.  einem  Staatsr. 
der  rhein.  Bundesstaaten,  1807.  —  G.  H.  v.  B  erg,  Abhandlungen  z.  Erläu- 
terung der  rhein.  Bundesakte.  1808.  —  W.  J.  Behr,  syst.  Darstellung  des 
rhein.  Bundes,  1808. — •  J.  L.  Klub  er,  Staatsr.  des  Rheinbundes,  1808. — 

C)  Seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes. 

(Die  Schriften,  in  welchen  nur  das  öffentliche  Recht  des  deutschen  Bun- 
des ausschliesslich  behandelt  wird,  sind  unter  Anhang  I  im  Bundesrechte 
angegeben.) 

a)  Systematische  Werke:  J.  L.  Klub  er,  öffentl.  R.  des  deut.  Bundes  u. 
der  Bundesstaaten  (zuerst  1817),  4.  Aufl.  1840.  — E.  H.  de  S.  (Schwarz- 
kopf) Expose  du  droit  public  de  FAllemagne.  Geneve  et  Paris.  1821.  — 
K»  E.  Schmid,  Lehrb.  des  gem.  deut.  Staatsr.  L  Abth,  1821  (unvollen- 
det). —  Schmalz,  deut,  Staatsr.  Berlin  1825.  —  S.  Jordan,  Lehrb.  d. 
allgem.  u.  deut.  Staatsr.  L  Abthl.  1831  (unvollendet).  —  R.  Mauren- 
brecher, Grds.  des  heut.  deut.  Staatsr.  1837.  —  H.  A.  Z  achariae,  deut. 
St.  u.  Bundesr.  L  AbthL  1841.  IL  Abthl.  1842  (unvollendet).  —  K.  E. 
Weiss,  System  des  deut.  Staatsr.  1843.  — 

b)  Abhandlungen  über  mehr  e  re  öffentliche  Rechtsfragen:  Abhandlun- 
gen über  Gegenstände  des  allgem.  Staatsr.  in  Neudeutschland.  I  Bd.  in 
2Abth.  1824.  — A.W.  Heffter,  Beitr.  z.  deut.  St.  u.  Fürstenr.  1829.  — 
L.  V.  Dresch,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentl.  R.  sowohl 
des  deut.  Bundes  überhaupt,  als  auch  einzelner  Bundesstaaten.  1830.  — 
J.  L.  Kl  ü b  e  r,  Abhandlungen  u.  Beobachtungen  f.  Geschichtskunde,  Staats- 
u.  Rechtswissenschaften.  II  Bde.  1830.  1834.  —  A.  L.  Reyscher,  publi- 
cistische  Versuche.  1832.  —  F.  v.  Gruben,  Abhandl.  über  Gegenstände 
des  öffentl.  R.  des  deut.  Bundes  u.  d.  Bundesstaaten,  1835.  2  Hfte.  — 
(Die  Abhandlungen  über  einzelne  Rechtsfragen  werden  am  betreffenden 
Orte  angegeben).  —  Staatslexikon,  oder  Encyclopädie  der  Staats- 
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Wissenschaften,  heraiisg.  v.  C.  v.  Rolteck  xmd  C.  Welcker,  15  Bde. 
(begonnen  1834,  vollendet  1844.) 
c)  Zeitschriften:  Pölitz  (jetzt  Fr.  Bfilau),  Jahrbücher  d.  Geschichte 
u.  Politik.  —  Buddeus,  deiit.  Staatsarchiv;  seit  1842.  —  Biedermann, 
deiit.  Mouatschrift;  seit  1842. —  K.  Weil,  constitutionelle  Jahrbücher; 
seit  1843.  —  v.  Mo  hl  (in  Verbindung  mit  mehreren  Prof.  z.  Tübingen), 
Zeitschrift  f.  d.  gesammte  Staatswissenschaft;  seit  1844.  —  E  ber  ty, 
Zeitsch.  f.  volksthüml.  R.  u.  nationale  Gesetzgebung;  seit  1844. — 

Das  praktische  Staatsrecht  einzelner  deutscher  Staaten  hat  bisher 
noch  wenige  tüchtige  Bearbeiter  gefunden.  Die  vorzüglichsten  neueren 
Schriften  sind:  R.  v.  Mohl,  Staatsrecht  des  K.  Würtemberg,  2.  Aufl. 
1840.  —  C.  Cucumus,  Lehrb.  d.  Staatsr  der  constit.  Monarchie  Bay- 
ern's,  1825.  —  v.  Dresch,  Grundzüge  des  bayer.  Staatsr.  2.  Ausg., 
1835.  —  E.  V.  Moy,  Lehrb.  d.  bayerischen  Staatsr.  I.Thl.  l.Abthl.  1840, 
2.  Abth.  1841.  II.  ThI.  1843.  —  Weisse,  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr. 
2  Bde.  1824.  1827.  —  Fr.  Bülau,  Darstellung  der  Verf.  u.  Verwalt.  des 
K.  Sachsen.  (Bd.  I.  Verf.)  1833.  —  J.  Grünler,  Beitr.  z.  Staatsr.  des 
KR.  Sachsen.   (Auswärtiges   Staatsr.)  1838.  —  Fr.  Milhauser,   d. 
Staatsr.  des  K.  Sachsen,  I.  Bd.  1839. —  C.  W.  Schweitzer,  öffentl. 
R.  des  Grossherzogth.  Sachsen  -Weimar- Eise  nach,  I.  Bd.  1825. — E.  J. 
J.  Pfi  ster,  Geschichtl.  Entwickelung  des  Staatsr.  des  Grossherz.  Ba- 
den, I.  Bd.  1836.  IL  Bd.  1.  Abth.  1838.  —  Murhard,  GrundL  des  jetzi- 
gen Staatsr.  des  Kurfü  rst  enth.  Hessen,  2  Bde.  1834.  1835.  —  Pfeif- 
fer, Gesch.  d.  landständ.  Verf.  in  Kurhessen,  1834.  —  K.  E.  Weiss, 
System  des  öffentl.  R.  des  Grossherz.  Hessen,  Bd.  1.  (Verf)  1837.  — 
Schlegel,  Staatsr.  des  K.  Dänemark,  u.  der  Herzogthüiner  S  chl  ess- 
wig,  Holstein  und  Lauenburg.  A.  d.  dänischen  übers,  v.  Sarauw. 
Schlesswig,  1828. —  A.  Mirus,  übersichtl.  Darstellung   des  preuss. 
Staatsr.  1833.  —  C.  J.  Bergius,Preussen  in  staatsrechtl.  Beziehung, 
2.  Aufl.  1843.  —  Heinr.  Simon,  das  preuss.  Staatsr.  II  Bde.  1844.  — 
Von  älteren  Werken  über  das  Landes-Staatsrecht  sind  auszuzeichnen: 
V.  Kreitniayer,  Grundr.  des  allg.  u.  bayer.  Staatsr.  3.  Tbl.  1770.  — 
v.  Römer,  Staatsr.  u.  Statistik  des  Kurfürstenthums  Sachsen,  3.  Thl 
1787 — 1792.  —  J.  J.  Moser,  Staatsr.  des  fürstl.  Hauses  Anhalt,  1741. — 
Dessen  EinL  in  das  churfürstl.  u.  fürstl.  Braunschweig.  Staatsr. 
1 755.  —  Dessen  EinL  in  das  markgräfl.  Baden'  sehe  Staatsr.  1 772.  — 
J.  G.  Estor,  origines  jur.  publ.  Hassiaci,  1738;  u.  dessen  Jus  publ.  Has- 
siacum,  1752.  —  Jos.  Kropa tscheck,  Staatsverf.  Oesterreich's, 
5  Bde.  1794. —  A.  J.  Schnaub  ert,  Anfangsgründe  d.  Staatsr.  d.  ge- 
sammten  Reichslände,    1787.  —  v.  Roth,  Staatsr.    deut.   Reichslande, 
2  Bde.  1788.  1792.  —  (  Wilib.  Held  )  Reichsprälatisches  Staatsr.,  2  Bde. 
1787 — 1785.  —  J.  V.  Sart  ori,  geistl.  u.  weltl.  Staatsr.  d.  deutsch -ka- 
thoL  geistl.  Erz-,  Hoch-  u.  Ritterstifter,  2  Bde.  1 788—1 791.  —  J.  G.Ker- 
ne r,  Staatsr.  d.  unmittelb.  freien  Reichsritterschaft  in  SchAvaben,  Frau- 
ken u.  am  Rhein,  3.  AbthL  1786—1789.  — 


40 


5E>v<'itor  Albi^cliiittt. 

Vom  Staatszweck. 

§•  29. 

Der  Staatszweck.  Verschiedene  Theorien. 

Der  Staatszweck  ist  die  vernünftige  Idee,  welche  durch 
das  Dasein  (die  Thatsache)  des  Staates  verwirklicht  wird,  und 
die  eben  darum,  weil  sie  das  sittliche  Wesen  desselben  bil- 
det, in  Bezug  auf  die  Mitglieder  des  Staates  als  praktische  Ver- 
nunftforderung erscheint  ^).  Die  verschiedenen  Ansichten  über 
den  Staatszweck  lassen  sich  auf  zwei  Haupttheorien  zurück- 
führen. Nach  der  einen  ist  der  Zweck  des  Staates  derselbe  wie 
der  Zweck  der  Menschheit  selbst:  nach  der  anderen  aus- 
schliesslich nur  Geltung  des  Rechtsgesetzes  2).  Das  was  die 
Untersuchungen  über  den  sogenannten  Staatszweck  hervorge- 
rufen hat,  ist  das  Bestreben  ein  Prinzip  aufzufinden,  nach  wel- 
chem mit  allgemeiner  praktischer  Gültigkeit  die  Aufgabe  und 
die  Gränzen  der  Staatsgewalt  bestimmt  werden  könnten.  Alle 
diese  Untersuchungen  beruhen  auf  der  erfahrungsmässigen 
Beobachtung,  dass  in  jedem  Staate  ein  Gegensatz  der  Indivi- 


•)  Der  Streit  darüber,  ob  man  von  einem  Zwecke  des  Staates  sprechen 
könne,  da  er  selbst  ein  Zweck  sei  (siehe  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom 
Staate,  1.  Aufl.,  Bd.  I.,  S.  212u.  f.)  ist  ein  reiner  Wortstreit,  Der  Zweck  und  das 
(sittliche)  Wesen  des  Staates  sind  durchaus  identisch.  Eben  durch  seinen 
Zweck,  d.  h.  durch  seine  sittliche  Idee,  ist  der  Staat  ein  Zustand  (status, 
§.  1  u.  3),  sowie  das  Individuum  durch  die  in  ihm  lebendige  sittliche  Idee 
Person  ist. 

^)  F.  Murhar  d,  der  Zweck  des  Staates,  Eine  propolitische  Untersuchung 
im  Lichte  unseres  Jahrhunderts,  1832.  —  Theilweise  abweichend  von  seiner 
früheren  Ansicht  erklärte  sich  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  v.  Staate  (Um- 
arbeitung) I.,  S.  148.  —  Maurenbrecher,  Lehrb.,  §.  22  —  28.—  H.A. 
Zachariä,  deut.  Staatsr.,  I.,  §  13.  —  Wippermann,  Beiträge,  1.,  S.  54 
u.  f.  —  Vergl.  besonders  K.  Hagen,  über  die  histor.  Entwicklung  der  Idee 
des  Staates,  in  s.  Fragen  der  Zeit,  Bd.  II.    1845. 
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dualität  und  der  Gesammtheit  vorhanden  ist,  welcher  in  ihm 
selbst  seine  befriedigende  Lösung  suchen  muss.  Die  verschie- 
denen Resultate  dieser  Untersuchungen  erklären  sich  aber  als 
nothwendige  Folge  davon,  dass  sich  in  den  bestehenden  Staa- 
ten überall  (und  in  verschiedenen  Zeiten  auch  in  demselben 
Staate),  das  Yerhältniss  der  individuellen  Persönlichkeit  zur 
Gesammtheit  (historisch)  verschieden  entwickelt  vorfindet,  wo- 
durch eben  der  weiteren  Fortbildung  und  Fortentwickelung  die 
Aufgabe  gesetzt  ist,  durch  Erweiterung  oder  engere  Begrän- 
zung  des  Staatszweckes  das  richtige  und  harmonische  Yerhält- 
niss zwischen  den  angegebenen  beiden  Gegensätzen  herzustel- 
len, je  nachdem  die  Individualität  auf  Kosten  der  Gesammtheit, 
oder  umgekehrt,  übermässig  begünstiget  erkannt  wird. 

§.  30. 

Von  der  Theorie,  welclie  den  Zweck  des  Staates  mit 
dem  der  Meusclilieit  identisch  nimmt,  und  ihren  Unter- 
arten. 

Die  Theorie,  welche  dem  Staate  die  Aufgabe  setzt,  die  Zwecke 
der  Menschheit  selbst  zu  den  seinigen  zu  machen,  kann  von 
einem  doppelten  Standpunkte  ausgehen,  nämlich  entweder  von 
dem  Standpunkte  des  Idealismus,  oder  von  dem  Standpunkte 
des  Materialismus.  Von  dem  ersteren  Standpunkte  aus  be- 
trachtet, wird  die  möglichste  allseitige  Vollendung  und  Ausbil- 
dung des  Menschen,  d.  h.  die  Verwirkhchung  der  Herrschaft  des 
Sittengesetzes,  als  Zweck  des  Staates  ausgesprochen  (  soge- 
nannte Theorie  des  Sitte ngesetzes).  Von  dem  anderen  Stand- 
punkte aufgefasst,  wird  der  Staatszweck  in  die  wirkliche  Be- 
gründung eines  allgemeinen  Wohlbefindens  gesetzt,  und  damit 
dem  Staate  die  Sorge  für  das  materielle  Wohl  der  Unterthanen 
zur  Pflicht  gemacht,  ohne  gerade  die  Verbindlichkeit  zur  Ent- 
Avickelung  der  moralischen  Seite  des  Menschen  absolut  auszu- 
schliessen —  (sogenannte  Wohlfahrts-Theorie).  Auf  dieser 
Gleichstellung  der  Zwecke  der  Menscheit  und  des  Staates  be- 
ruhten die  Staatsverfassungen  des  gesammten  nicht -germani- 
schen Alterthums,  und  zwar  in  der  .\rt,  dass  bald  die  eine,  bald 
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die  andere  der  beiden  Hauptrichtungen,  in  welcher  diese  Grund- 
ansicht entwickelt  werden  kann,  als  vorwaltend  erscheint.  So 
umfassen  die  Theokratien  der  alten  Welt  mit  ihren  auf  ein  idea- 
les Princip  gegründeten  Institutionen  stets  eben  sowohl  den 
ganzen  Menschen  in  allen  seinen  Beziehungen,  wie  ihn  auch 
die  antiken  Republiken,  namentlich  in  Griechenland,  in  seiner 
Totalität  erfassen  ^),  wenn  gleich  hier  mehr  die  sinnliche,  le- 
bensfrohe, ja  frivole  Richtung  des  Materiahsmus  überwog. 

§.  31. 

Kritik  dieser  Theorien. 

So  vollständig  und  erschöpfend  der  Zweck  des  Staates  aus- 
gesprochen zu  sein  scheint,  wenn  man  an  ihn  die  Forderung 
stellt,  die  sämmtlichen  Zwecke  des  Menschen  als  die  seinigen 
anzuerkennen,  so  kann  doch  diese  Forderung  so  wenig  vor 
einer  philosophischen  Kritik  bestehen,  als  sie  das  Zeugniss  der 
Erfahrung  über  eine  absolute  praktische  Brauchbarkeit  und  Halt- 
barkeit für  sich  geltend  zu  machen  vermag.  Rein  theoretisch 
betrachtet,  liegt  der  Grundfehler  dieser  Theorie  in  der  Verwech- 
selung der  Menschheit  und  ihrer  Zwecke  mit  der  Form,  in  wel- 
cher sie  am  vernunftgemässesten  besteht  und  ihren  Zwecken 
nachstrebt.  In  Folge  dieser  Verwechselung  stellt  sich  der  Staat 
so  hoch  über  das  Individuum,  dass  dieses  in  ihm  völlig  unter- 
geht und  der  Staat  sonach  mehr  das  Grab  als  eine  Schufzwehr 
der  individuellen  Freiheit  wird.  Wo  nämlich  der  Staatszweck 
rein  oder  vorherrschend  idealisch  bestimmt  wird,  muss  der 
Staat  unvermeidlich  mehr  oder  minder  eine  theokratische  Fär- 
bung ainiehmen  und  sich  mit  der  Kirche  mehr  oder  minder  iden- 
tificiren:  er  muss  den  Menschen  nicht  nur  in  seinen  äusseren, 
sondern  auch  in  seinen  inneren  Handlungen,  in  seiner  Gesin- 
nung, in  seinem  Meinen  und  in  seinem  Glauben  beherrschen:  er 
muss  den  Menschen  desshalb  unter  eine  fortwährende  Vormund- 


')  Dies  thut  selbst  die  Lykurgische  Gesetzgebung.  Der  Politik  des 
Ptato  und  Aristoteles  liegt  dieselbe  Auschauuug  zu  Grunde.  Die  Römer 
folgen  hierin  iliren  Lelirmeistern,  den  Griechen.  — ■  Nach  dieser  Theorie  geht 
der  Mensch  im  Bürger  unter.  —  Daher  der  einzige  Stolz:  „Ego  sum  civis 
Romanus." 
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Schaft  stellen,  und  hierdurch  muss  das  Staatsleben  nothwendig 
in  eine  Slanheit  und  Stagnation  gerathen,  welche  mit  dem  natür- 
lichen Triebe  und  dem  sittlichen  Berufe  des  Menschengeschlech- 
tes zu  fortschreitender  Entwickelung  in  geradem  Widerspruche 
steht.  Diese  Erstarrung  findet  sich  auch  in  allen  Theokratien 
des  Alterthums,  Wo  aber  in  einer  Nation  der  Sinn  für  indivi- 
duelle Freiheit  nicht  ganz  durch  einen  über\Aiegenden  Hang  zu 
einem  contemplativen  und  sich  in  die  üeberschwänglichkeit 
seiner  Gefühle  versenkenden  (orientalischen)  Leben  unterge- 
gangen ist,  da  hat  sich  überall  der  Staat  theils  gewaltsam  von 
dem  theokratischen  Elemente  losgerissen,  theils  sich  nach  und 
nach  von  demselben  losgewunden,  verfolgt  aber  sodann  eben 
desshalb  nur  noch  einen  Theil  der  Zwecke,  welche  die  Theo- 
kratie  —  als  Einheit  von  Kirche  und  Staat  —  zuerst  insgesammt 
zu  erreichen  gesucht  hatte.  Im  Mittelalter  machte  die  römische 
Hierarchie  den  Versuch,  dem  Staate  wieder  universell  einen 
theokratischen  Charakter  aufzuprägen  ^).  Allein  der  gewaltig- 
sten Anstrengungen  ungeachtet,  scheiterte  dieses  Unternehmen 
an  der  nationalen  Opposition  der  germanischen  Völker  2) . 

§.  32. 
Fortsetzung. 

Setzt  man  dagegen  den  Zweck  des  Staates  in  die  Bewirkung 
der  allgemeinen  Wohlfahrt,  d.  h.  eines  allgemeinen  Wohlbe- 
findens aller  Staatsangehörigen,  so  wird  eben  dadurch  die  Auf- 
gabe desselben  völlig  unbestimmt  gelassen,  indem  hier  gerade 
das  Kriterium  mangelt,  nach  Avelchem  über  die  Anerkennung 
gewisser  Interessen  als  Gemeininteressen  und  über  die  ünter- 


*)  Man  darf  übrigens  nicht  verkennen,  dass  sich  die  Kirche  zu  einem 
solchen  Streben  aufgefordert  und  gedrungen  finden  imisste,  da  der  Staat 
damals  ausser  einer  überdies  höchst  niaugclhaften  Rechtspflege  gar  nichts 
leistete,  und  die  Kirche  anfänglich  sogar  die  heidnischen  Germanen  für  die 
Civilisation  heranzubilden  hatte. 

2)  Vortreffliche  Andeutungen  über  die  Gegensätze  des  classischen  Alter- 
thums und  des  Mittelalters  und  die  Tendenzen  dieses  letzteren  im  Refor- 
mationszeitalter enthält  K.  Hagen,  Deutschlands  liter.  und  religiöse  Ver- 
hältnisse im  Reformationszeitalter.  Erlangen,  1841. 

Zöpif,  Staatsreclit.  3te  Ausg.  4 
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Ordnung,  die  Verschmelzung  und  Ausgleichung  der  einzchien 
Spezialinteressen  entschieden  werden  darf,  und  dieses  Kriterium 
soll  eben  der  Staatszweck  selbst  sein.  Die  allgemeine  Wohlfahrt 
ist  stets  die  natürliche  und  unmittelbare  Folge  des  erreichten 
Staatszweckes,  und  steigt  und  fällt  daher  in  demselben  Masse, 
in  welchem  der  Staat  sich  der  Lösung  seiner  Aufgabe  nähert 
oder  sich  von  derselben  entfernt.  Die  allgemeine  Wohlfahrt  kann 
somit  als  ein  Wahrzeichen  gelten,  Avonach  die  Tüchtigkeit  des 
Staatsorganismus  und  die  Weisheit  der  Regierung  ermessen 
werden  kann:  sie  ist  aber  selbst  dadurch  bedingt,  dass  der 
Zweck  des  Staates  richtig  erkannt  und  praktisch  durchgeführt 
ist.  Betrachtet  man  die  öffentliche  Wohlfahrt  als  den  Zweck  des 
Staates  selbst,  so  verwechselt  man  Wirkung  und  Ursache, 
und  die  Folge  dieser  Verwechselung  müsste  —  wo  sie  conse- 
quent  durchgeführt  würde  —  nothwendig  wieder  die  Vernich- 
tung der  individuellen  Freiheit  sein  ^) .  Hiernach  Avürde  der  Ein- 
zelne —  ja  sogar  jede  Klasse  von  Staatsangehörigen  —  der 
Gesammtheit  gegenüber  rechtlos  werden,  weil  sie  beliebig  als 
Mittel  für  die  allgemeine  Wohlfahrt  aufgeopfert  werden  könn- 
ten 2).  Die  allgemeine  Wohlfahrt  wäre  aber  sonach  selbst  eine 
Chimäre,  und  würde  nur  als  die  Wohlfahrt  der  Mehrzahl  auf 
Kosten  der  Minderzahl  oder  gar  nur  als  Wohlfahrt  einer  mäch- 
tigen und  compacten  Minorität  oder  auch  nur  eines  Einzel- 
nen ^)  auf  Kosten  der  Mehrzahl  oder  aller  üebrigen  erscheinen. 
Die  allgemeine  Wohlfahrt  hat  daher  zu  allen  Zeiten  sowohl  der 
Revolution  als  dem  Despotismus  zur  Beschönigung  von 
Gewaltstreichen  dienen  müssen. 


1)  Gerade  in  diesem  Untergehen  des  Einzelnen  in  dem  Verhältnisse  zur 
Gesammtheit  findet  das  Wesen  des  Staates,  Vollgraf f,  System  der  prak- 
tischen Politik  im  Abcndlande,  1.,  p.  30,  50,  66. 

2)  Ein  solches  Veihältniss  mag  sich  durch  einen  Nothstand  erklären 
und  entschuldigen  lassen,  wie  z.  B.  das  Aufopfern  von  Truppen  im  Kriege 
etc.  —  Es  kann  aber  nimmermehr  tUe  Grundlage  eines  geordneten  und  regel- 
mässigen socialen  Zustandes  werden.  Auf  einen  solchen  Nothstand  geht  das 
bekannte :  „Salus  publica  suprema  lex  esto !"  ~  „Consul  videat,  ne  quid 
detiimenti  respublica  capiat!" 

')  Louis  XIII.  „L'etat  c'est  moi!" 
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§.  33. 

Von  der  Theorie,  Avelclie  Schutz  und  Sicherheit  der  Rechte 

als  ausschliessliclien  Zweck  des  Staates  betrachtet. 

Die  Unbestimmtheit  der  bisher  erwähnten  Theorien  und  der 
Vorschub,  Avelchen  sie  jeder  Willkührherrschaft  —  der  Revolu- 
tion, sowie  dem  Despotismus  —  zu  leisten  im  Stande  sind,  da 
ihnen  mit  Leichtigkeit  ein  unrichtiger  und  den  selbstsüchtigen 
Tendenzen  der  herrschenden  Parthei  entsprechender  Sinn  un- 
terstellt werden  kann,  hat  das  Bestreben  hervorgerufen,  durch 
eine  möglichst  enge  Begränzung  des  Staatszweckes  eine  feste 
Scheidelinie  zwischen  einer  vernunftgemässen  Staatsgewalt 
und  der  Willkührherrschaft  aufzustellen,  dadurch  die  individuelle 
Freiheit  überhaupt  gegen  üebergriffe  der  Staatsgewalt  zu  si- 
chern, dem  Menschen  neben  dem  Bürger  Anerkennung,  Be- 
deutung und  Geltung  zu  verschaffen,  und  namentlich  der  geisti- 
gen Freiheit  und  Entwickelung  des  Menschen  durch  eine  scharfe 
Scheidung  von  Moral  und  Recht,  Staat  und  Kirche,  einen  unbe- 
schränkten Spielraum  zu  eröffnen  ^).  Man  glaubte  daher  den 
Zweck  des  Staates  nur  allein  in  die  Gewährung  von  Rechts- 
schutz und  Rechtssicherheit,  d.  h.  in  die  Bewirkung  eines  ge- 
ordneten Rechtszustandes  2)  setzen  zu  müssen,  so  dass 
also  der  Staat  selbst  nur  als  eine  Rechtsanstalt  erscheinen  sollte, 
in  welcher  es  dem  Individuum  möglich  und  verstattet  wäre,  den 
von  ihm  selbst  als  vernünftig  erkannten  Zwecken,  seiner  gei- 
stigen und  sittlichen  Entwickelung  und  äusseren  Wohlfahrt,  in 
voller  Freiheit  ohne  vormundschaftliche  Leitung:  und  Beenirunar 
durch  die  Staatsgewalt  nachzustreben.  So  wie  sich  Extreme 
immer  berühren,  so  rausste  diese  Theorie  nothwendig  aufge- 


^)  Diese  Richtung  wurde  in  Deutschlaud  schon  seit  Pufendorf,  beson- 
ders aber  seit  Kant  bemerklich.  In  der  neueren  Zeit  wurde  diese  Theorie 
besonders  voll  B  ehr,  Jordan,  v.  Rotteck  u.  A.  vertheidigt. 

^}  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit  im  buchstäblichen  Sinuc  kann  der 
Staat  nie  schaffen,  da  er  nicht  alle  Rechtsverletzungen  unmöglich  machen, 
d.  h.  verhüten  kann:  praktisch  kann  mau  also  die  Aufgabe  des  Staates  in 
dieser  IJcziehuug  uur  dahin  bestimmen,  dass  er  einen  geordneten  Rechts- 
zustand erhalte,  d.h.  dafür  sorge,  dass  jede  rechtswidrige  Handlung 
von  der  entsprechenden  rechtlichen  Folge  betroffen  werde,  was  be- 
sonders für  das  Criminalrecht  von  Bedeutung  ist. 

4* 
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stellt  und  verfochten  werden,  nachdem  die  Erfahrung  das  Unse- 
hgedesZuvielregierens  und  der  ungemessenen  Einmischung  der 
Staatsgewalt  in  alle  Verhältnisse  der  Individuen  und  Familien  auf 
eine  empfindliche  Weise  erkennen  gelehrt  hatte  ^).  So  schätz- 
bar die  Tendenz  dieser  Theorie  an  sich  ist,  und  so  viel  sie  dazu 
beigetragen  hat,  die  Aufgabe  des  Staates  genauer  und  fester  zu 
bestimmen,  so  trifft  sie  dagegen  auf  der  anderen  Seite  der  Ta- 
del, dass  sie  den  Zweck  des  Staates  viel  zu  enge  und  einseitig 
aufgefasst  hat,  indem  die  Bewirkung  eines  geordneten  Rechts- 
zustandes allerdings  zwar  eine  unerlässliche,  jedoch  keines - 
wegcs  die  einzige  Bedingung  eines  vernunftgemässen  socia- 
len Zustandes  ist  *). 

§.34. 

Von  den  Bedingungen  der  Ausgleichung  dieser  Theorien. 

Eine  Ausgleichuns:  der  verschiedenen  Ansichten  über  den 
Staatszweck  ist  durch  eine  solche  Bestimmung  desselben 
bedingt,  welche  die  Unbestimmtheit  der  einen  und  die  Ein- 
seitigkeit der  anderen  Theorie  gleichmässig  v^ermeidet.  Bei 
einem  derartigen  Versuche  muss  man  davon  ausgehen,  dass  die 
Vorstellung  von  dem  Staatszwecke  nach  der  Bildungsstufe  und 
den  sonstigen  individuellen  Verhältnissen  der  Völker  nothwen- 
dig  verschieden  sein  muss,  und  so  wie  die  Möglichkeit  einer 
fortschreitenden  Entwickelung  ihrer  sittlichen  und  politischen 
Cultur  nicht  geläugnet  werden  kann,  so  muss  auch  eine  Er- 
weiterung des  Bewusstseins  vom  Zwecke  der  Staatsgesell- 
schaft für  möglich  und  nothwendig  anerkannt  werden.  Es  muss 
daher  auch  der  Staatszweck  und  somit  das  Wesen  des  Staates 
auf  solche  Weise  bestimmt  werden,  dass  dadurch  zugleich  dem 
Staate  in  seiner  historischen  Erscheinung  eine  zeitgemässe 
Bildungsfähigkeit  beigelegt  wird  '). 


')  Dahlmanu,  Politik,  §.  11.  „Der  schlechte  Staat  . . .  verschlingt  die 
Familie  mit  der  Macht  seiues  Gesetzes,  legt  sich  ein  Obereigenthiim  bei, 
dringt  jeder  Regel  eine  Ausnahme  auf." 

*)  Vergl.  J.  J.  Wagner,  der  Staat,  1815.  —  Hegel,  Rechtsphilosophie, 
§.  257  u.  f. 

>)  Dahlmann,  Politik,  §.  15.  „Weil  die  Menschheit  in  jedem  Zeitalter 
neue  Zustände  gebiert,  so  lässt  sich  keiu  Staat  gruudfest  darstellen,  ausser 


53 


§.  35. 

Versuch  dieser  Ausgleichung.  Theorie  der  allseitigen 
Unterstützung. 

Bei  der  Bestimmung  des  Staatszweckes  muss  man  von  der 
Grundansicht  ausgehen,  dass  der  Staat  seinem  Begriffe  nach 
ein  durchaus  vernunftgemässer  socialer  Zustand  ist  (§.  3).  Er 
darf  daher  von  dem  Menschen  kein  Opfer  seiner  Individualität 
fordern,  da  diese  die  Grundbedingung  für  die  Entwickelung  und 
den  Fortschritt  der  Menschheit  selbst  ist,  d.  h.  der  Staat  soll  eine 
Garantie  und  nicht  der  Untergang  der  individuellen  Frei- 
heit sein.  Die  Hindernisse  aber,  welche  der  vernunftgemässen 
Entwickelung  der  individuellen  Freiheit  entgegen  stehen,  und 
deren  Ueberwindung  und  Beseitigung  sonach  als  ein  Gemein- 
interesse der  .Menschheit  als  der  Totalität  aller  Individuen  er- 
scheinet, gehen  nicht  von  diesen  allein  gegen  einander  aus, 
d.  h.  sie  sind  nicht  blos  Rechtsläsionen,  sondern  sie  liegen 
auch  in  vielen  anderen  äusseren  Verhältnissen  ^),  deren  feind- 
licher und  hemmender  Einfluss  nur  durch  ein  gemeinsames  Zu- 
sammenwirken  und  durch  die  Beschaffung  gemeinsamer  An- 
stalten  bezwungen  und  beseitigt  werden  kann.  Ueberhaupt  ist 
der  Mensch  von  Natur  aus  Socialwesen  und  darauf  angewiesen, 
seinen  Zwecken  in  Verbindung  mit  Anderen  nachzustreben.  Die 
Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes  kann  daher  nur 
als  die  negative  Seite  der  vom  Staate  zu  lösenden  Aufgabe 
in  Betracht  kommen  2) :  die  positive  Seite  derselben  besteht 
aber  in  der  Bewirkung  solcher  Institutionen  und  Anstalten,  deren 


mit  den  Mitteln  und  unter  den  Bedingungen  irgend  eines  Zeitalters,  ausser 
gebunden  an  die  Verhältnisse  irgend  einer  unmittelbaren  Gegenwart."  — 
Ueber  die  VeränderlicLkeit  der  Interessen  des  Staates  mit  den  thatsächlichen 
Verhältnissen,  worauf  sie  beruhen,  s.  K.  S.  Zachariii,  40  Bücher  (Umarb.), 
I.,  S.  166  u.  f. 

')  Dergleichen  Verhältnisse  sind  oft  sogar  rein  physisch  bedingt,  und 
nichts  desto  weniger  für  den  Staat  von  grosster  Wichtigkeit,  z.  B.  Feuers- 
und Wassers  -  Gefahren,  ansteckende  Seuchen  u.  s.  w. 

*)  Das  Recht  hat  nur  Läsionen  zu  seinem  Gegenstande:  es  ist  somit 
gleichsam  durch  die  Missstände  bedingt,  welche  in  der  Socialität  selbst  wur- 
zeln und  als  deren  krankhafte  Auswüchse  erscheinen. 
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BeschafTung  ausserhalb  der  Kraft  des  Individuums  liegt,  deren 
Existenz  aber  nicht  weniger  als  die  Geltung  und  Handhabung 
des  Rechtes,  die  Bedingung  einer  fortschreitenden  vernuMf(ge- 
mässen  Entwickelung  der  Nationen  ist  •*).  Diese  Institutionen 
oder  Anstalten  können  nicht  numerisch  aufgeführt  werden,  noch 
bedarf  es  einer  solchen  Aufzählung :  die  einzelnen  Arten  und 
die  Zahl  derselben  sind  durch  die  individuellen  Verhältnisse  der 
einzelnen  Staaten  bedingt,  und  daher  weder  aller  Orten  noch  zu 
allen  Zeiten  gleichmässig  nothwendig  oder  zweckmässig.  Für 
dieTheorie  ist  der  Staatszweck  bestimmt  genug  ausgesprochen, 
wenn  man  ihn  mit  Rücksicht  auf  seine  negative  und  positive 
Seite  ii>  die  Realisirung  sämmtlicher  äussercii  Bedin- 
gungen einer  wahren  Humanität  setzt  —  was  nichts  an- 
deres ist,  als:  Erwirkung  allseitiger  UuterstUtzuugr  ^^m 
Behufe  allseitiger  Entwickelung. 

§.  36. 
Verhältiiiss  dieser  Theorie  zu  den  vorgenannten. 

Die  eben  entwickelte  Theorie  unterscheidet  sich  von  der 
Theorie  des  Rechtsgesetzes  dadurch,  dass  sie  ausser  der 
Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes,  auch  die  Errich- 
tung und  Pflege  von  solchen  Institutionen  als  eine  durch  den 
Staat  zu  realisirende  Vernunftforderung  erklärt,  welche  auf  all- 
seitige Entwickelung  der  Humanität  und  Befriedigung  ihrer 
fortschreitenden  Anforderungen  abzielen.  Nach  dieser  Theorie 
darf  dem  Staate  kein  menschliches  Interesse  fremd  bleiben,  so 
wie  es  bei  einem  gewissen  Volke  (in  concreto)  hervortritt  ^). 
Die  Herrschaft  des  Rechtsgesetzes,  die  Hebung  der  öffent- 
lichen Moral  und  die  Beförderung  des  allgemeinen  materiel- 
len Wohlstandes  liegen  sonach  gleichmässig  in  der  Auf- 


')  Nie  ist  diese  zweifache  Seite  des  Staatszweckes  bestimmter  und 
richtiger  ausgesprochen  worden,  als  von  Cicero,  de  rep.,  I.,  c.  25.  „Est  autem 
res  publica  res  populi :  populns  autem,  non  omnis  hominum  coetus  quoque 
modo  congregatus,  sed  coetus  raultitudinis,J?<r<Ä  consensu'et  titilitatis  com- 
munione  sociatus." 

')  In  diesem  Sinne  muss  der  Staat  den  Grundsatz  adoptiren:  nil  humani 
u  me  alienum  esse  puto- 
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gäbe  des  Staates  2).  Von  der  Theorie  des  Sittengesetzes  und 
der  sogenannten  Wohlfahrtstheorie  unterscheidet  sich  aber  die 
Theorie  der  gegenseitigen  Unterstützung  dadurch,  dass  sie  den 
Staat  als  ein  Mittel  für  die  Zwecke  der  Individuen,  nicht  aber 
die  Individuen  als  Mittel  für  den  Staatszweck  auffasset,  und 
sich  darauf  beschränkt ,  von  dem  Staate  die  Herstellung  der 
äusseren  Bedingungen  einer  humanen  Entwickelung  des 
Volkes  zu  verlangen,  ohne  ihm  die  Freiheit  des  Gewissens,  der 
individuellen,  religiösen,  moralischen  und  intellectuellen  Ueber- 
zeugung  aufzuopfern  ^).  Der  Staat  wird  also  nur  für  verpflichtet 
erklärt,  den  Individuen  die  Möo^lichkeit  allseitiger  Entwicke- 
lung  durch  freie  Benützung  der  von  ihm  darzubietenden  An- 
stalten zu  verschaffen  und  Hülfe  da,  wo  sie  verlangt  wird,  zu 
gewähren  *),  ohne  dass  derselbe  für  berechtigt  erkannt  wäre, 
die  Individuen  zur  Benützung  seiner  Anstalten  weiter  zu  zwin- 
gen, als  es  noth wendig  ist,  um  die  Behinderung  der  übrigen 
an  der  vernünftioen  und  freien  Verfolijunor  ihrer  Zwecke  zu  be- 
seitigen  5),  und  gemeingefährliche  Ereignisse  abzuwenden.  Nach 
der  Theorie  der  gegenseitigen  Unterstützung  soll  also  das 
Individuum  keinesweges  im  Staate  untergehen,  sondern  es  wer- 
den hier  dieselben  Garantien  der  individuellen  Freiheit  verlangt, 


*)  Lässt  der  Staat  auch  mir  ein£n  Theil  dieser  dreifachen  Aufgabe  un- 
gelöst, so  kann  er  die  beiden  andern  gleichfalls  nicht,  wenigstens  nicht  voll- 
kommen, lösen.  So  bedingen  sich  insbesondere  die  öffentliche  Moral  und 
der  öffentliche  Wohls  t  a  n  d  gegenseitig  und  schon  Filangieri  hat  sehr 
gut  bemerkt,  dass  die  Bliithe  der  Staaten  und  die  Kraft  einer  Nation  dadurch 
bedingt  ist,  dass  das  Volk  bei  massig  er  Arbeit  ein  genügendes  Aus- 
kommen finde. 

')  Dahlmann,  Politik,  §.10.  „Der  seiner  hohem  Bestimmung  getreue 
Mensch  bringt  dem  Staate  jedes  Opfer  des  Eigenthums  und  der  Person,  nur 
nicht  das  Opfer  seiner  höheren  Bestimmung  selber:  alles  sein  Recht  mag  er 
hingeben,  nur  nicht  das,  worüber  er  kein  Recht  hat.  Das  ist  der  Ruhm  und 
die  Gefahr  der  menschlichen  Dinge,  dass  der  Einzelne  am  Ende  unberechenbar 
gegen  den  Staat  steht."  —  „Ueber  die  Seele  kann  und  Avill  Gott  Niemand 
lassen  regieren,  denn  sich  allein."  —  Luther,  v.  d.  Uuterthanen  Pflicht 
gegen  die  Obrigkeit.  0 

*)  Z.  B.  Akademien,  polytechnische  Schulen  etc. 

*)  Dahin  gehört  z.  B.  der  Zwang  zum  Besuch  der  nie  dem  Volks-  oder 
Elementarschulen,  worin  ein  hauptsäcliliches  Mittel  liegt,  dieMoralität 
zu  heben  und  dem  Verderben  vorzubeugen. 


50 

wie  bei  der  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf  Erhaltung  des 
Rechtszustandes.  Es  soll  hiernach  auch  nicht  die  Regierung 
das  Volk  beglücken,  sondern  ihm  vielmehr  nur  die  Möglichkeit 
eröffnen,  sich  selbst  zu  beglücken.  Darin  besteht  auch  das 
Emporheben  einer  Nation,  dass  man  ihr  Mittel  und  Wege  an 
die  Hand  gibt,  die  in  ihr  schlummernden  Kräfte  selbst  zu  ent- 
falten und  zu  gebrauchen,  nicht  aber  darin,  dass  man  von  Oben 
herab  den  Individuen  eine  bestimmte  Richtung  aufzunöthigen 
sucht  ß). 

§.  37. 

Eintheilung  der  Staaten  mit  Rücksicht  auf  den  Staats- 
z,weck.  Der  Rechtsstaat  und  der  Polizeistaat. 

Entsprechend  den  l3eiden  extremen  Grundansichten  über  den 
Zweck  des  Staates  hat  man  in  der  neueren  Zeit  auch  eine  Ein- 
theilung der  Staaten  in  Rechts-Staaten  und  Polizei-Staaten 
aufgestellt,  je  nachdem  in  der  Verfassung  und  Regierung  die 
eine  oder  die  andere  Theorie  zu  überwiegen  schien.  Insbeson- 
dere verknüpfte  man  mit  ersterem  die  Idee  eines  Staates,  in 
welchem  die  individuelle  Freiheit  volle  Garantien  finde,  während 
man  mit  letzterem  die  Vorstellung  einer  drückenden  Bevor- 
mundung der  Staatsbürger  durch  die  polizeiliche  Thätigkeit 
der  Regierung  verband.  An  sich  betrachtet  darf  aber  in  einem 
wohlorganisirten  Staate  eben  so  wenig  eine  genügende  Ga- 
rantie der  individuellen  Freiheit  fehlen,  als  Avie  irgend  ein  Staat 
jemals  die  Pohzei,  d.  h.  eine  gehörige  Beaufsichtigung  und 


*)  Diejenigen,  welche  die  Geltung  des  Rechtsgesetzes  als  Staatszweck 
vertheidigen,  suchen  der  Magerkeit  dieser  Theorie  meistens  noch  durch  eine 
Unterscheidung  von  historischem  und  philosophischem,  nächstem  und  ent- 
ferntem, mittelbarem  und  unmittelbarem,  Haupt-  und  Neben -Zweck,  prakti- 
schem und  Natur -Zweck  des  Staates  u.  dgl.  abzuhelfen.  —  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (Umarbeit.),  1.,  p.  147  u.  f.  • —  H.  A.  Zachariä,  deiit.  Staatsr, 
§.  13.  —  Wippermann,  Beiträge,  I.,S.  64,  will  ausser  dem  historischen 
und  philosophischen,  auch  noch  einen  j  uristischen  Staatszweck  unter- 
scheiden: allein  was  er  so  nennt,  ist  nur  der  Weg,  auf  welchem  im  Staate 
positiv  bestimmt  wird,  was  als  Staatszweck  anzuerkennen  und  zu  verfolgen 
ist.  (Vergl.  oben  §.  4,  a.  E.) 
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oberste  Leitung  entbehren  kann  ^) ,  so  dass  also  jeder  Staat  in 
diesem  Sinne  Rechts  -  und  Polizei  -  Staat  zugleich  sein  soll  2) . 
Auch  hat  die  Erfahrung  bewiesen,  dass  kein  bedeutender  Staat 
seine  Thätigkeit  für  die  Dauer  auf  die  Erhaltung  des  Rechtszu- 
standes allein  beschränken  konnte  ').  So  ist  z.  B.  auch  ein 
Hauptgrund,  warum  die  deutsche  Reichsverfassung  untergehen 
musste,  und  warum  ihr  Untergang  bei  der  Nation  weder  eine 
schmerzliche  Theilnahme,  noch  eine  politische  Aufregung  her- 
vorrief, darin  zu  erkennen,  dass  das  deutsche  Reich  als  solches 
nur  für  die  Handhabung  des  öffentlichen  Rechtszustandes  eini- 
ges, und  selbst  dies  nur  in  sehr  beschränktem  Masse,  für  die 
materiellen,  sittlichen  und  intellectuellen  Interessen  des  deut- 
schen Volkes  aber  so  viel  wie  nichts  geleistet  hat,  und  dass  alles, 
was  zur  Zeit  der  Reichsverfassung  in  diesen  Beziehungen  ge- 
leistet worden  ist,  stets  nur  von  den  einzelnen  Landesregie- 
rungen ausging,  wesshalb  auch  die  Unterthanen  längst  ge- 
wohnt waren,  nur  von  dieser  Seite  etwas  zu  erwarten.  Ent- 
schieden ist  es  aber  die  Richtung  unserer  Zeit,  die  YortrefFlichkeit 
der  Staatsverwaltung,  die  Höhe  der  Civilisation  eines  Volkes 
lind  die  Blüthe  des  Staates  nach  der  Menge  und  Tüchtigkeit  der 
öffentlichen  Anstalten  zu  bemessen,  welche  der  Entwickelung 
der  intellectuellen,  moralischen,  materiellen  und  industriellen 
Kräfte  im  Volke  und  der  Linderung  des  vorhandenen  Elends  ge- 
widmet sind.  Der  sprechendeste  Beweis  dafür,  welche  grossen 
und  unabweislichen  Anforderungen  unsere  Zeit  in  diesen  Be- 
ziehungen an  den  Staat  macht,  und  wie  das  Bedürfniss  ihrer 
Anerkennung  von  Seite  der  Regierungen  bereits  in  das  (wenn 


1)  Der  Staat  ist  seinem  Wesen  nach  politischer  Zustand  (§.  l),?iincl 
gerade  in  der  Polizei  tritt  dieser  sein  Charakter,  wie  das  Wort  selbst  an- 
deutet, am  entschiedensten  hervor.  Nicht  das  kräftige  Wirken  der  Polizei, 
sondern  das  üebermass  ihrer  Thätigkeit  ist  verwerflich:  darum  sollte  man 
den  Ausdruck  „Polizeistaat"  vermeiden,  und  für  den  damit  verbundenen 
Begriff  vielmehr  nur  den  Ausdruck  „  B  e  v  o  r  m  u u  d  u  n  g  s  -  Staat"  gebrauchen. 

*)  Eine  schädliche  Ueberniacht  der  Polizei  zu  verhüten,  ist  die  Aufgabe 
der  Verfassungs  -  und  Verwaltuugspolitik. 

')  Ein  Staat,  der  keine  anderen  Institutionen,  als  Rechtsanstalten  (Ge- 
richte, Strafanstalten  u.  dgl.)  aufzuweisen  hätte,  wäre  eine  armselige  Er- 
scheinung. 
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auch  vielfach  unklare)  Bewusstsein  der  grossen  Massen  einge- 
drungen ist,  beweisen  die  neuen  Erscheinungen  des  Commu- 
nis mus  und  Socialismus,  worin  sich  sogar  die  extreme  Idee 
des  Bevormundungs-Slaates,  nur  in  ein  demokratisches  Gewand 
eingekleidet,  auf  eine  sehr  beachtenswerthe  Weise  kund  gibt^). 

§.  38. 
Folgerungen  aus  dein  Staatszwecke.  Von  der  Univer- 
salität und  Ewigkeit  des  Staates. 

Was  immer  für  eine  Ansicht  über  den  Zweck  des  Staates 
vorgezogen  und  für  richtig  erkannt  werden  mag,  so  muss  man 
doch  darin  überein  kommen,  dass  der  Staat  eine  Yernunftforde- 
rung  ist.  Hieraus  folgt  aber  unmittelbar,  dass  der  Staat  seiner 
Idee  nach  universell  und  ewig  ist,  welche  Eigenschaften 
allen  praktischen  Vernunftforderungen  gleichmässig  zukommen. 
Hierdurch  ist  aber  nicht  mehr  ausgesprochen,  als  dass  der  Staat 
für  alle  Menschen  vernunftnoth wendig,  und  es  also  eine 
(moralische)  Pflicht  für  jeden  Menschen  ist,  in  einem  Staate  zu 
leben,  und  denselben  praktisch  mit  zu  begründen  ').  Es  ist  ein 
grosser  Irrthum,  der  zunächst  mit  der  unrichtigen  Auffassung 
des  Staates  als  einer  Anstalt  (§.  1,  Note  1)  zusammenhängt, 
wenn  Viele  den  Staat  nur  für  einen  Durchgangspunkt  der  Mensch- 


*)  L.Stein,  der  Socialismus  und  Comraunismus  des  heutigen  Frank- 
reichs. 1842.  —  W.  Weitling,  Garantien  der  Harmonie  und  Freiheit,  1842. 
—  Die  Commuuisten  in  der  Schweitz,  nach  den  bei  W  e  i  1 1  i  n  g  vorgefundenen 
Papieren.  Wörtlicher  Abdruck,  des  Commiss.  Berichtes  an  die  h.  Regierung 
des  Standes  Zürich,  1843.  —  J.  W.  Kaiser,  die  Persönlichkeit  des  Eigen- 
thums  in  Bezug  auf  den  Socialismus  und  Communismus  im  heutigen  Frank- 
reich, 1843.  —  F.  Stromeyer,  Abhülfe  der  Arbeitsnoth  durch  Organisation 
der  Arbeit,  1844.  —  0  elk  ers,  über  Socialismus  und  Communismus,  1844.  — 
W.  Dönniges,  Vorlesung  über  die  wissenschaftl.  und  prakt.  Bedeutung 
des  Socialismus  und  Communismus,  in  der  Augsb.  Allgem.  Zeitung,  1845, 
Beilage,  Nr.  69. 

■)  Plato  nennt  den  Menschen  desshalb  „si~tov nolt-ri-Mv.^'  Aristoteles,!.,  1, 
erklärt  denjenigen,  der  nicht  am  Staate  Theil  nimmt,  weil  er  es  nicht  nöthig 
hat,  für  ein  übermenschliches  Wesen:  denjenigen  aber,  welcher  daran 
Theil  zu  nehmen  unfähig  ist,  für  ein  Thier.  —  Ueberhaupt  liegt  der  sittliche 
Charakter  des  Menschen  in  seiner  Rel ig ions-,  Rechts-,  Staats-  und 
G  e  s  c  h  i  c  h  t  s  -  F  ä  h  ig  k  e  i  t. 
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heit,  oder  für  eine  Form  halten,  welche  bei  vollendeter  Entwicke- 
lung  der  Menschheit  als  überflüssig  hinwegfallen  werde.  Viel- 
mehr ist  der  Staat  so  wesentlich  in  der  menschlichen  Natur 
gegründet,  dass  er  an  sich  als  die  höchste  Form  ihrer  Vollendung 
(ihr  höchstmöglicher  Zustand)  erscheinet,  und  je  mehr  die 
Menschheit  sich  selbst  entwickelt,  desto  unentbehrlicher  ist  ihr 
die  Staatsform. 

§.39. 

Von  der  Mehrheit  der  Staaten. 

Aus  der  Universalität  des  Staates  (d.  h.  der  Staatsidee  §.  38) 
folgt  aber  nicht,  dass  die  ganze  Menschheit  in  einem  einzigen 
Staate  vereinigt  sein  sollte,  oder  dass  eine  Vereinigung  zu 
einem  solchen  Universal-Staate  zweckmässig  oder  auch 
nur  möglich  wäre.  Vielmehr  wird  der  Forderung  der  Vernunft, 
dass  der  Mensch  im  Staate  leben  solle,  am  zweckmässigsten 
durch  die  Bildung  mehrerer  Staaten  Genüge  geleistet,  und  eben 
die  Mannigfaltigkeit  derselben,  welche  schon  durch  tellurische 
Verhältnisse  naturgemäss  bedingt  und  geboten  ist,  kann  der 
allseitigen  Entwickelung  der  Staatsidee  nur  förderlich  sein. 

§.  40. 

Von  der  Grösse  und  dem  Alter  der  Staaten. 

Ursprünglich  erscheinet  der  Staat  nur  in  der  Form  kleiner 
Gemeinwesen,  da  die  sittlichen  und  natürlichen  Bedürfnisse  sich 
zunächst  in  engeren  localen  Kreisen  fühlbar  machen.  Mit 
der  Erweiterung  des  Verkehres  und  überhaupt  mit  der  Verviel- 
fachung der  Berührungspunkte  unter  diesen  kleinen  Gemein- 
wesen entwickelt  sich  allmählis:  dasBewusslsein  allgemeiner 
Interessen  in  grossen  Kreisen,  und  somit  das  Bedürfniss  der 
Bildung  grösserer  Staaten  ^),  welches  theils  auf  dem  Wege 
freier,  theils  auf  dem  Wege  unfreiu  iUiger  Vereinigung  seine 
Befriedigung  sucht  und  findet,  je  nachdem  das  Bedürfniss  einer 
Ausdehnung  des  Staates  von  mehreren  Ur-Gemeinwesen  gleich- 


0  Vergl.  Da  hl  mau  11,  Politik,  §.  68. 
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massig  ^)  ,  oder  vorerst  nur  v^on  einem  derselben  empfunden 
wird.  Im  letzteren  Falle  tritt  dieses  Bedürfniss  meistCFis  in  der 
Form  des  Selbsterhaltungstriebes  hervor,  welcher  leicht  in  Er- 
oberungslust ausartet  ^).  So  wie  für  die  Gesundheit  des  Indivi- 
duums die  mittlere  Grösse  (das  Normalmass)  des  Körperbaues 
am  zuträglichsten  ist,  so  gibt  es  auch  für  die  Staaten  eine  solche 
mittlere  Grösse,  welche  die  Erreichung  des  Staatszweckes  am 
meisten  begünstigt*).  Uebermässige  Ausdehnung  der  G ran- 
zen, besonders  Vereinigung  von  Völkern  verschiedener  Natio- 
nalitäten unter  einem  Scepter  ist  der  erste  Schritt  zum  Verfalle  ei- 
nes Staates,  wenn  gleichwohl  diese  Katastrophe  durch  die  Staats- 
kunst noch  Jahrhunderte  lang  hinausgeschoben  werden  kann. 
Eben  so  kann  eine  übermässige  Vermehrung  der  Bevölkerung 
einem  Staate  Verlegenheiten  bereiten:  allein  hier  bietet  die  Aus- 
wanderung eine  natürliche  Abhülfe  ^).  Auch  haben  die  Staaten 
ihr  Alter,  und  durchlaufen  ähnliche  Entwickelungsstufen,  wie 
die  Individuen.  Noch  kein  europäischer  Staat  hat  sich  über  tau- 
send Jahre  ohne  Umwälzung  erhalten  ^).  Wo  aber  und  soweit 


*)  Dies  ist  meist  der  Fall,  wo  eine  gemeinsame  Nationalität  (§.  10)  be- 
steht, und  wo  das  Andrängen  feindlicher  Volker  zum  vereinigten  Wider- 
stände nöthigt. 

')  Ein  Staat,  welcher  den  Weg  der  Eroberung  einmal  betreten  hat,  kann 
auf  demselben  nicht  leicht  ohne  unmittelbare  Gefahr  für  seine  eigene  Existenz 
stille  stehen.  Belehrend  ist  hierüber  die  Geschichte  des  römischen  Reichs, 
und  der  englischen  Herrschaft  in  Ostindien. 

*)  Dreissig  bis  vierzig  Millionen  Menschen  scheinen  die  geeigneteste  Zahl 
für  einen  europäischen  Staat.  Kleinere  Staaten  müssen  suchen,  durch  eine 
Conföderation  dieser  Zahl  nahe  zu  kommen,  die  eben  so  genügend  erscheint, 
die  Selbstständigkeit  der  Gesammtheit  zu  garantiren,  als  sie  noch  nicht  für 
die  Nachbarstaaten  bedrohlich  wird. 

*)  Es  ist  gut,  v.enn  der  übermässige  Zuwachs  der  Bevölkerung  abge- 
führt wird:  nur  sollte  dies  nicht  so  planlos  geschehen,  wie  gegenwärtig  in 
Deutschland,  wo  die  Auswanderung,  ihrer  Beträchtlichkeit  ungeachtet,  sich 
noch  immer  selbst  überlassen  ist,  und  aller  Vorsorge  der  Regierungen  ent- 
behrt. Die  Folge  davon  ist,  dass  Deutschland  alle  Vortlieile  entbehrt,  welche 
sonst  ein  Mutterland  von  seinen  Colonien  erwarten  kann,  dass  es  überhaupt 
keine  deutschen  Colonien  gibt,  und  die  deutsche  Nationalität  der  Auswan- 
derer bald  unter  einer  ausländischen  (besonders  der  englisch -amerikani- 
schen) verschwindet. 

^)  So  auch  Deutschlaud.   Die  Stiftung  des  deutschen  Kaiserreichs  ge- 


61 


eine  ungemischte  und  scharf  ausgeprägte  Nationah'tät  bestehet, 
da  ist  in  derselben  ein  unzerstörlicher  Keim  vorhanden ,  ans 
welchem  das  Staatsleben  sich  von  Zeit  zu  Zeit  regeneriren  und 
mit  verjüngter  Kraft  zu  einer  neuen  Entwickelungsperiode  über- 
gehen kann  '). 


Dritter  Aliscliuitt. 

Von  dem  Reclitsgrimde  und  der  Entstehung  des 

Staates. 

§•  41. 
Von   dem  Verhältnisse   der  Untersuchungen  über   den 
Rechtsgrund  und  die  Entstehung  des  Staates  zu  ein- 
ander überhaupt '). 

Da  der  Staat  als  souveränes  Gemeinwesen  (§.  3)  sich  als 
Herrschendes  über  das  Individuum  erhebt,  und  dieses  in  allen 
Beziehungen  sich  unterordnet,  so  ist  hiermit  ein  Gegensatz 
zwischen  dem  Staate  und  der  individuellen  Freiheit  gegeben, 
welcher  nicht  verfehlen  konnte,  eine  Reihe  von  Untersuchungen 
über  den  Rechtsgrund,  d.  h.  den  Rechtfertigungsgrund  dieser 
Herrschaft  des  Staates  und  der  Unterordnung  des  Individuums 
hervorzurufen.  Indem  man  aber  häufig,  jedoch  nicht  ganz  richtig, 
den  Rechtsgrund  einer  Erscheinung  überhaupt  als  eine  mit  ihr 
im  Causalzusaramenhanoe  stehende  Thatsache  auffasste,  deren 


schab  durch  Karl  d.  G.  im  Jahre  800.  Die  Auflösung  des  Reiches  wurde  im 
Jahre  1806  ausgesprochen. 

')  In  eine  solche  neue  Periode  ist  Deutschland  im  Jahre  1815  durch  die 
Stiftung  des  deutschen  Bundes  getreten. 

')  Uebersichten  der  verschiedenen  Theorien  gewähren  besonders  die 
oben,  S.  22  und  23,  angeführten  Schriften  von  Hall  er  (Restauration  der 
Staatswiss.},  v.  Räumer  und  W  e  i  t  z  e  1 :  auch  C.  S.  Z  a  c  h  a  r  i  ä ,  40  Bücher, 
I.,  S.  61u.  f.  Schmitthenuer,  12  Bücher  vom  Staate,  I.  Bd.,  S.  10  u.  f. — 
Hüllmann,  Urgeschichte  des  Staates,  1817.  —  Maurenbrecher,  Grunds. 
§.  31  n.  f.  —  H.  A.  Zachariä,  Lehrb.  §.  15  u.  16. 
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Kichfigkeit  bereits  feststehet  2),  so  musste  man  dahin  gelangen, 
den  Kechtsgrund  des  Staates  in  der  Art  und  Weise  (dem 
Modus)  seiner  Entstehung  zu  suchen.  Man  nahm  daher 
häufig  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  des  Staates  und  die 
nach  seiner  Entstehung  für  gleichbedeutend,  und  forschte  demge- 
mäss  nach  einer  allgemeinen  Entstehungsweise  des  Staates. 
Dabei  unterschied  man  zwar  regehnässig  die  Frage  nach  der  Ent- 
stehung der  einzelnen  Staaten  als  eine  historische  Frage, 
stellte  aber  dagegen  als  Problem  der  philosophischen  Specu- 
lation  auf,  zu  ergründen,  wie  der  Staat  überhaupt  rechtlich 
entstanden  «edacht  werden  müsse?  Diese  Frage  ist  aber  an 
sich  unklar,  und  beruhet  auf  einer  Verwechslung  der  Staaten 
als  historischen  Erscheinungen  mit  dem  Staate  in  der  Idee,  d.  h. 
mit  der  Vernunftvorstellung  vom  Staate.  Vernünftigerweise  kann 
nämlich  kein  Ding  anders  entstanden  gedacht  werden,  als 
es  wirklich  entstanden  ist.  Der  Staat  in  der  Idee  aber  ent- 
stehet gar  nicht,  sondern  er  ist  mit  dem  Gedanken  selbst 
vorhanden,  weil  er  selbst  nur  ein  Gedachtes  ist.  Die  Frage 
nach  der  Entstehung  des  Staates  ist  daher  nur  eine  histo- 
rische. Die  Frage  aber,  welche  die  Philosophie  zu  beantworten 
hat,  kann  nur  folgende  sein:  „welche  Idee  muss  dem  histo- 
rischen Factum,  d.  h.  den  bestehenden  Staaten  als  zu  Grunde 
liegend  betrachtet  werden?"  —  oder:  „wie  und  wodurch,  d.  h. 
durch  die  Bezugnahme  auf  welche  allgemeine  vernünftige  Idee 
ist  das  Dasein  des  Staates  und  seine  Herrschaft  über  das  Indi- 
viduum an  sich  gerechtfertigt?"  Hierbei  ist  nun  allerdings  mög- 
lich, ja  sogar  regelmässig  der  Fall,  dass  diese  Idee  bei  einem 
Volke  lange  Zeit  hindurch  nicht  zu  einem  klaren  Bewusstsein 
gelangt  ist,  und  zuerst  nur  ein  instinktartiges  Gefühl,  gleichsam 
ein  nisus  formathus,  zu  den  Anfängen  eines  geordneten  so- 
cialen Zustandes  hingeführt  hat.  Allein  diese  Thatsache  schnei- 
det keineswegs  die  Untersuchung  über  den  Rechtsgrund  des 
Staates  ab,  wenn  das  Bewusstsein  erwacht  und  der  Geist  be- 
ginnet, dem  Wesen  der  Erscheinungen  nachzuforschen. 


2)  Es  wird  hier  häufig  Gruud  uud  Ursache  verwechselt. 


§•  42. 

Eintheilung  der  Theorien  über  den  Reclitsgrund  und  die 
Entstellung  des  Staates. 

Die  verschiedenen  Theorien  über  die  Entstehung  und  den 
Rechtsgrund  des  Staates  lassen  sich  am  zweckmässigsten  in 
zwei  Klassen  —  historische  und  rationale  (oder  ideale) 
Theorien  —  eintheilen,  je  nachdem  nämlich  der  Staat  durch  Be- 
zugnahme auf  eine  historische  Thatsache,  oder  durch  Bezug- 
nahme auf  seine  vernünftige  Idee  oder  das  Wesen  der  sittlichen 
Freiheit  selbst  gerechtfertigt  werden  will.  Mitunter  hat  man 
auch  als  solche  Hauptklassen  Vertragstheorien  und  Noth- 
wendigkeitstheorien  unterschieden  i).  Allein  bei  dieser 
Eintheilung  sind  die  Gegensätze  der  einzelnen  Theorien  nicht 
scharf  genug  hervorgehoben.  Einerseits  ist  es  nämlich  unpas- 
send, Theorien,  welche  den  Staat  nur  aus  einer  oder  der  anderen 
Art  von  Naturnothvvendigkeit  hervorgehen  lassen,  und  durch 
die  Verweisung  hierauf  sein  Dasein  gerechtfertigt  erklären,  mit 
jenen  Theorien  in  eine  Klasse  zusammenzustellen,  welche  den 
Staat  auf  Vernunftnothwendigkeit,  und  also  auf  sittliche  Frei- 
heit gründen:  anderseits  will  aber  die  Yertragstheorie  selbst 
als  Unterart  dieser  letzteren  Theorie  gelten,  und  muss  also  auch 
von  diesem  Standpunkte  aus  geprüft  werden.  Noch  Andere  2) 
unterscheiden  Willkühr-Staaten  (auch  sog.  Gewalt-  oder 
Natur-Staaten),  Glaubens-Staaten  ^)  und  Rechts-Staaten, 
je  nachdem  nämlich  das  gewillkührte,  das  geoffenbarte  oder 
das  mit  sittlicher  Freiheit  erkannte  Recht  darin  vorwaltet,  d.  h. 
je  nachdem  Willkühr  und  Macht  (das  Recht  des  Stärkern  oder 
patriarchalische  Verhältnisse),  oder  Offenbarung,  oder  sittliche 
Freiheit  den  Rechtsgrund  der  Herrschaft  des  Staates  über  das 
Individuum  bilden,  und  somit  der  Rechtsbegriff  auf  Naturgesetz, 
Glauben  oder  Vernunft  beruhend  erkannt  wird.  Diese  Einthei- 


')  H.  A.  Zachariä,  deut.  Staatsr.,  I.,  §.  16. 

2)  Z.  B  P.  A.  Pf  izer,  Gedanken  über  Recht,  Staat  und  Kirche,  I.,  S.  151. 
U.,  S.  8  u.  f.  —  Aehnlich  unterschied  Maur  enbr  echer,  Grunds.,  §.  32  u.  f., 
geschichtliche,  religiöse  und  rationale  Begründungen. 

')  Eine  Unterart  hiervon  sind  die  hierarchischen  Staaten. 
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hing  stimmt  im  Wesentlichen  mit  der  Unterscheidung  histo- 
rischer und  rationaler  (idealer)  Theorien  überein,  da  der  Glau- 
bens-Staat,  je  nach  der  Auffassung  des  religiösen  Prinzipes 
der  einen  oder  der  andern  dieser  Klassen  beizuzählen  ist  ■*), 
und  daher  gleichsam  den  Uebergang  von  der  ersteren  zu  der 
letzteren  vermittelt.  Ueberhaupt  lässt  sich  unter  den  Theorien 
über  die  Entstehung  und  den  Rechtsgrund  des  Staates  ein  in- 
nerer Zusammenhang  erkennen,  und  darf  auch  unbedenklich 
einer  jeden  derselben  in  einer  oder  der  andern  Beziehung  mit 
gehöriger  Beschränkung  eine  gewisse,  wenn  auch  nur  theil- 
weise,  Richtigkeit  zugestanden  werden^).  Die  Abweichungen 
der  einzelnen  Theorien  unter  einander  erklären  sich  nämlich 
als  nothwendige  Folge  der  Verschiedenheit  des  (meistens  mehr 
oder  minder  einseitigen)  Standpunktes,  von  w^elchem  man  bei 
der  Eröffnung  dieser  Untersuchungen  ausging,  so  dass  die  Man- 
nisfaltiffkeit  der  Theorien  im  Wesentlichen  nur  die  verschie- 
denen  möglichen  Entwickelungsstufen  des  Bewusstseins  der 
einen  und  universellen  Staatsidee  bezeichnen. 


Erste  llnterabtlieilung-« 

A)  Von  den  historischen  Theorien. 

§.43. 

1)  Naturhistorische  (Natur-  oder  Geschieht» - 
philosophische)  Theorie. 

Da  der  Staat  als  thatsächhche  Erscheinung  überall  gefunden 
wird,  wo  ein  Theil  der  Menschheit  zu  einer  gewissen  Stufe  der 
Entwickelung  gelangt  ist,  so  dränget  sich  die  Auffassung  seiner 
Entstehung  als  einer  Natur-  oder  historischen  Nothwendigkeit 


*)  Vergl.  unten  §.  4Y. 

*)  Sicher  würde  die  Wissenschaft  weiter  gefördert  werden,  wenn  man 
sich  mehr  bemühte,  in  den  Ansichten  Anderer  das  wirklich  Gute  und  Richtige 
anzuerkennen,  als  blos  die  Mängel  derselben  hervorzuheben. 
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von  selbst  auf ') .  Diese  Ansicht  ist  übrigens  selbst  wieder  einer 
mehrfachen  Entwickelung  fähig,  je  nachdem  man  den  Staat  nur 
als  ein  instinktartiges  Produkt  sinnlicher  Triebe,  oder  als  das 
Produkt  einer  psychologischen  Nothwendigkeit,  oder  beider  zu- 
gleich darstellt  2).  Unverkennbar  hat  diese  Theorie,  selbst  sogar 
bei  solcher  einseitigen  Entwickelung,  eine  Seite  vom  AVesen  des 
Staates  ganz  richtig  erfasst.  Nie  wird  geläugnet  werden  können, 
dass  nicht  bei  der  Biklung  der  Staaten  das  gegenseitige  Bedürf- 
niss  und  die  menschlichen  Triebe,  insbesondere  der  Socialitäts- 
trieb,  als  wesentlich  wirkende  Momente  in  Anschlag  zu  bringen 
wären,  und  dass  nicht  Staaten,  welche  aus  einem  überlegten, 
freien  und  selbstbewussten  Willensakte  der  Staatsgenossen  her- 
vorgegangen sind,  zu  den  seltensten  Erscheinungen  in  der  Ge- 
schichte gehörten.  Es  muss  daher  dieser  Theorie  das  Verdienst 
zuerkannt  werden,  auf  das  natürliche  und  psychologische  Ele- 
ment, welches  bei  jeder  Staatenbildung  mehr  oder  minder  mit- 
wirkt, vorzugsweise  aufmerksam  gemacht  zu  haben.  Der  Staat 
ist  sonach  mit  Nothwendigkeit  vorhanden,  so  wie  seine  Ele- 
mente oder  Faktoren  (§.  12)  vorhanden  sind:  er  ist  also  mit 
dem  Dasein  einer  sess haften  Völkerschaft  von  selbst  gesetzt. 
Hiermit  ist  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  des  Staates  von 
selbst  ab-  und  durchgeschritten:  der  Staat  bedarf  hiernach  gar 
keiner  weiteren  Rechtfertigung,  sondern  der  Rechtsgrund  seines 
Daseins  liegt  in  diesem  Dasein  als  einer  nothwendiffen  That- 
Sache  selbst^).  In  ihrer  vollständigsten  und  geistvollsten  Ent- 
wickelung erfasst  aber  diese  Theorie  (als  naturphilosophische) 
den  Staat  als  ein  nothwendiffes  Ghed  des  ffesammten  Natur- 


')  Diese  Theorie  findet  sich  schon  bei  Aristoteles  (S.  §.  38,  Note  1).  — 
Cicero,  de  rep.,  I.,  25.  „  .  .  .  prima  causa  coeimdi  non  est  tarn  imbecillitas, 
quam  naturalis  quaedam  hominum  quasi  congregatio:  non  est  enim  singulare 
aut  solivagum  genus  hoc." 

2)  Hiernach  wird  bald  der  Socialitäts  tri  eb,  die  Sympatliie,  die 
Hulfsbedürftigkeit,  die  gegenseitige  Unentbehrlichkeit,  das  ewige  Bedfirfniss 
(Hume,  Ancillon),  oder  die  Furcht  und  die  Beseitigung  des  sonst  in  Folge 
des  Selbsterhaltungstriebes  und  des  Egoismus  eintretenden  Nothstandes 
(Hobbes)  als  Grund  der  Entstehung  des  Staates  angegeben. 

')  Wie  das  Individuum,  sagt  hiernach  der  Staat  von  sich  selbst:  „Sum, 
quia  sum."  —  Was  keiner  Rechtfertigung  bedarf,  weil  es  seinen  Rechtsgrund 
in  sich  selbst  trägt,  ist  eben  darum  absolut  gerechtfertigt. 

Zöpfl,  Staatsrecht.  3 te  Ausg.  5 
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und  Welt -Organismus  *).  Erkennet  man  in  diesem  die  notli- 
wendige  werkthätige  Offenbarung  des  absolut  vernünftigen  und 
silllicben  Geistes  (der  Weltseele  oder  Gottheit),  so  erscheinen 
auch  die  physischen  Elemente  des  Staates  als  nothwendige 
Träger  sittlicher  Ideen,  so  dass  mit  seiner  naturhistorischen 
Entwickelung  zugleich  die  Entwickelung  der  Herrschaft  des  ver- 
nünftigen Geistes  beginnt.  Sonach  fällt  die  naturphilosophische 
Theorie  in  ihrer  höchsten  Ausbildung  im  Wesen  mit  der  ratio- 
nalen Theorie  in  Eines  zusammen,  welche  den  Staat  durch 
seinen  Begriff  für  gerechtfertigt  erldärt^). 

§.44. 

2)  Theorie  der  Ueberniacht. 

Zunächst  mit  der  vorigen  verwandt  ist  die  Theorie,  welche 
den  Staat  aus  der  Ueberniacht  oder  dem  Rechte  des  Stär- 
keren entspringen  lässt  ^).  Diese  Theorie  hat,  als  historische 
aufgefasst,  das  für  sich,  dass  wirklich  sehr  viele  Staaten  aus 
der  Uebennacht  Einzelner  oder  einzelner  Familien  und  Ge- 
schlechter hervorgegangen  sind.  Auch  kann  zur  Yertheidigung 
dieser  Theorie  mit  grossem  Gewichte  geltend  gemacht  werden, 
dass  wirklich  kein  Staat  anders  in  der  äussern  Erscheinung  auf- 
treten kann,  als  durch  die  Ueberniacht,  und  dass  jeder  Staat 
nur  so  lange  faktisch  bestehet,  als  ersieh  in  der  Uebermacht 
gegen  die  einzelnen  Staatsgenossen  erhält,  oder  kein  anderer 
niächti oberer  Staat  ihn  unterworfen  hat.  Dieser  Begriff  der 
Ueberniacht  liegt  auch  in  dem  Worte  „Staatsgewalt"  selbst, 
und  jedes  positive  Recht  hat  seine  Wurzel,  d.  h.  den  histo- 
rischen Grund  seiner  Gehung,  so  wie  die  Bedingung  seiner 
Handhabung,  wirklich  nur  in  dieser  Uebermacht  des  Staates  ira 


*)  So  z.  B.  schon  Spinoza  u.  A. ;  in  der  neuem  Zeit  besonders  J.  J. 
Wagner,  Krause  u.  A.  —  Vergl.  auch  v.  Schelliug,im philosophischen 
Journal  von  Fichte  und  Niethammer,  1799,  II.,  S.  271  u.  f.  —  Nibler,  der 
Staat  aus  dem  Begriffe  des  Universums  entwickelt.  1805. 

*)  Vergl.  unten,  §.  48. 

')  Diese  Theorie  wurde  schon  im  Alterthume  von  den  griechischen  So- 
phisten vertheidigt;  in  der  neueren  Zeit  besonders  von  Herrn  v.  Haller,  in 
seinem  Werke:  Restauration  der  Staats  Wissenschaft  etc. 
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Verhältnisse  zu  den  Individuen  ^).  Es  kömmt  daher  dieser 
Theorie  in  diesen  Beziehungen  offenbar  eine  gewisse  Univer- 
salität zu^),  und  zwar  in  einem  höheren  Grade,  als  dies  bei 
den  übrigen  historischen  Theorien  der  Fall  zu  sein  pflegt.  Nichts 
desto  weniger  würde  sie  aber  doch  mit  Unrecht  auf  das  Prädikat 
einer  rationalen  Theorie  Anspruch  machen,  insoferne  der  Cha- 
rakter einer  solchen  darin  zu  setzen  ist.^  dass  sie  die  letzten 
Gründe  für  die  Rechtlichkeit  des  Staatszustandes  angibt.  Die 
Theorie  der  Uebermacht  begnügt  sich  aber  mit  der  Erkenntniss 
der  Thatsache,  dass  die  Macht  gilt,  wo  sie  vorhanden  ist:  aber 
sie  gibt  sich  nicht  die  Mühe,  das  Sittliche  in  der  Geltung  der 
Macht  nachzuweisen  —  mit  anderen  Worten:  die  Theorie  der 
Uebermacht  charakterisirt  vortrefflich  die  (äussere)  Erschei- 
nung, erkläret  aber  nicht  das  Wesen  der  Staatsgewalt.  In- 
soferne sie  daher  mehr  als  eine  historische  Theorie  sein  will, 
verfällt  sie  in  den  Fehler,  die  Macht  (das  Faktum)  —  mit  dem 
Rechte  (der  Idee)  zu  verwechseln  *),  und  da  sie  das  in  der 
Materie  nothwendig  und  ewig  Avirkende  sittliche  Moment  — 
(die  Universalität  des  sittlichen  Geistes)  —  gänzlich  übersieht, 
so  erscheint  sie  als  eine  Theorie  der  Verzweiflung  oder  der  Re- 
signation in  den  Zeiten  eines  ideenleeren  Despotismus  oder 
einer  blutigen  Anarchie. 

§.45. 

3)  Patriarchalprinzip. 

Gleichfalls  verwandt  mit  der  naturhistorischen  Theorie,  so 
wie  auch  verwandt  mit  der  Theorie  der  Uebermacht,  ist  die- 
jenige, welche  den  Staat  aus  der  väterlichen  Gewalt  hetvor- 


^)  In  dieser  Beziehung  —  auf  das  positive  Recht  —  konnten  die  grie- 
chischen Sophisten  den  Satz  vertheidigen:  „Recht  ist,  was  den  Mäch- 
tigen (d.  h.  dem  Herrscher)  gefällt."  —  Richtig  ist  hieran  so  viel,  dass 
die  Macht  die  Form  ist,  in  welcher  allein  das  Recht  zur  praktischen  Gel- 
tung gelangen  kann.  Wenn  aber  auch  die  Aufgabe  des  Staates  ist,  dem 
Rechte,  so  wie  dem  Vernünftigen  überhaupt  zur  Geltung,  d.  h.  zur  Macht  zu 
verhelfen,  und  Recht  und  Macht  in  ein  harmonisches  Verhältuiss  zu  setzen, 
so  folgt  daraus  noch  nicht  die  Identität  beider  Begriffe. 

')  Es  ist  dies  die  Universalität  der  Materie! 

*)  Hegel,  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechtes,  §.  258,  in  der  Note. 
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gehend,  und  aus  der  Erweiterung  der  Familien -Verbindung  zu 
einem  Volksstamnie  von  selbst  erwachsen  belrachfet ').  Diese 
Theorie  ist  von  allen  die  älteste.  Es  wird  vielleicht  kaum  ein 
Volk  auf  der  Erde  gefunden  werden,  bei  welchem  sich  diese 
Ansicht  nicht  als  eine  Stammsage  gebildet  und  traditionell  er- 
halten hat  2).  Den  Werth  und  die  Richtigkeit  derselben  in  Bezug 
auf  ein  gewisses  Volk  zu  prüfen,  muss  der  Kritik  seines  Sagen- 
kreises überlassen  werden.  Als  historische  Theorie  aufgcfasst, 
stehet  sie  mit  den  vorgenannten  nicht  nur  in  keinem  Wider- 
spruche, sondern  vervollständiget  vielmehr  dieselben  durch  Hin- 
weisung auf  die  stufenweise  Entwickelung  der  Staatenbildung. 
Unverkennbar  tritt  aber  überdies  in  dieser  Theorie  schon  das 
Bestreben  hervor,  einen  sittlichen  Grund  zur  Rechtfertigung  der 
Uebermacht  anzugeben,  und  desshalb  wird  hier  auf  die  Analogie 
des  väterlichen  Verhältnisses  hingewiesen  ^) .  Auch  lässt  sich 
nicht  in  Abrede  stellen,  dass  hierdurch  eine  sehr  humane  An- 
sicht über  das  Verhältniss  des  Staatsherrschers  zu  dem  Volke 
eröffnet,  ja  sogar  schon  eine  Pflicl\t  des  Staatsherrschers  an- 
erkannt wird,  in  dem  wohlverstandenen  Interesse  seines  Volkes 
zu  regieren.  Die  Patriarchal- Theorie  ist  gleichsam  die  idea- 
lisirte  Theorie  der  Uebermacht,  indem  mit  letzterer  hier  die  Idee 
einer  sittlichen  Verbindlichkeit  (§.  17)  verbunden  wird.  Der 
Herrscher  erfüllet  sonach,  indem  er  herrscht,  nur  die  (mora- 
lische) Pflicht  des  Stärkeren,  den  Schwächeren  zu  schützen'*). 
Allein  auf  der  anderen  Seite  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass 
diese  Theorie,  indem  sie  den  in  concreto  (in  Bezug  auf  ein  ge- 
wisses Volk)  etwa  geltenden  Rechtsgrund  der  Beherrschung 
mit  dem  absoluten  Rechtsgrunde  der  Staatsgewalt  zusammen- 
wirft, höchstens  nur  zur  Rechtfertigung  der  Staatsgewalt  in 


')  Diese  Theorie  fand  besonders  bei  den  Engländern  im  17.  Jahrhundert 
Beifall  (Locke,  Film  er  u.  A.). 

*)  Für  Deutschland  erinnere  ich  hier  nur  an  die  Sage  vom  Tuisco,  dem 
Mau  US  und  seinen  Söhnen.  Tatit  Germ.  c.  2. 

^)  Diese  Hindeutung  liegt  auch  in  der  Beziehung  des  Staatsherrschers 
als  L  a  u  d  e  s  V  a  t  e  r. 

*)  Lässt  sich  die  Theorie  der  Uebermacht  in  dem  Satze  zusammenfassen: 
„Du  kannst,  also  darfst  Du!"  So  lässt  sich  das  Patriarchalprinzip  da- 
gegen folgender  Massen  ausdrücken:  „Du  kannst,  also  sollst  Du!" 
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einer  Einherrschaft,  nicht  aber  auch  zur  Rechtfertigung  der- 
selben in  anderen  Staatsformen,  wie  Demokratie  oder  Aristo- 
kratie, gebraucht  werden  könnte  und  mithin  jener  Universahlät 
entbehrt,  welche  als  das  unerlässliche  Prädikat  jeder  philoso- 
phischen Doktrin  zu  fordern  ist.  Ueberdies  aber  könnte  gerade 
die  Analogie  der  väterlichen  Gewalt  für  die  Monarchie  zu  äus- 
serst bedenklichen  Folgerungen  führen,  und  consequent  ent- 
wickelt, zu  der  (irrigen)  Annahme  verleiten,  als  wenn  die  Ein- 
herrschaft nur  für  ein  unmündiges  Volk  geeignet,  ein  mün- 
diges Volk  aber  dieser  Staatsform  entwachsen  wäre^). 

§.  46. 
4)  Patrimoiiialprinzip. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland  ist  die  Theorie,  nach  welcher  das 
Eigenthum  an  Grund  und  Boden  (die  Patrimonialität)  als 
Grund  der  Staatsgewalt  betrachtet  wird.  Von  den  ältesten  Zeiten 
an  hing  nämlich  in  Deutschland  die  politische  Befähigung  eines 
Mannes  mit  seinem  Grundbesitze  zusammen,  und  stieg  und  er- 
weiterte sich  in  gleichem  Verhältnisse  mit  der  Grösse  und  der 
Bedeutung  dieses  letzteren.  So  war  die  Schölfenbarkeit  (Schöf- 
fenfreiheit) und  die  Rittermässigkeit  bedingt  durch  den  Besitz 
eines  gewissen  grösseren  Gutes  —  (Schöffengut,  Rittergut)  — 
und  auf  dieselbe  Weise  war  die  Befugniss,  die  Verleihung  der 
landesherrlichen  Regierungsrechte  —  des  Bannes  oder  der 
jurisdictio  omnimoda  ^)  —  von  dem  Kaiser  zu  verlangen,  be- 
dingt durch  den  allodialen  oder  feudalen  Besitz  eines  Reichs- 
landes, einer  Herrschaft  u.  dergl. -).  Diese  Theorie  geht  von 
der  Idee   aus,   dass  der  Herr  des  Bodens    (der  Grundherr) 


*)  Nirgends  tritt  die  Wahrheit  der  Bemerkung:  „Omne  simile  Claudicat" 
mehr  und  deutlicher  hervor,  als  im  öffentlichen  Rechte.  Nichts  ist  hier  ge  - 
f  ä  h  r  1  i  c  h  e  r ,  als  Analogien  des  P  r  i  v  a  t  r  e  c  h  t  e  s. 

')  Später  sog.  ho  heLandesobrigkeitoder  Landeshoheit.  Instr. 
pac.  Osnabr.  Art.  VIII. 

2)  Sachs.  LdR.  III.  64.  §.  5.  (Homeyer).  „Die  Koning  ne  mach  mit 
rechte  nicht  weigeren  den  bau  to  liene,  deme  it  gerichte  gelegen  is." 
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ipso  jure  auch  politischer  Herrscher  (Gerichlslierr),  d,  h.  ver- 
pflichtet und  berechtigt  sei,  für  die  Erhaltuno;  der  öfTentlichen 
Ordnung  (des  Landfriedens)  zu  sorgen^).  Historisch  wurzelt 
diese  Theorie  in  uralter  kriegerischer  Occupation,  und  ist  in- 
sofern mit  der  Theorie  der  Uebermacht  verwandt  und  aus  der- 
selben durch  die  Vermittelung  des  ritterlichen  Gefolgschafts- 
wesens und  des  Feudalismus  hervorgegangen.  Aus  der  an 
sich  richtigen  Ansicht,  dass  keine  Geriolitsbarkeit  —  überhaupt 
kein  Regierungsrecht  —  ohne  einen  bestimmten  Bezirk  seiner 
Ausübung  (Gerichtssprengel,  Regierungsbezirk,  terrUoriuni) 
bestehen  und  wirkend  gedacht  werden  könne,  hatte  das  Mittel- 
alter durch  eine  eigenthümliche,  aber  aus  dem  Interesse  der 
Kronvasallen  an  der  Durchsetzung  der  Erblichkeit  der  Fahn- 
lehen wohl  erklärliche  und  daher  absichtliche  Verwirrung  der 
Begriffe  die  Vorstellung  gebildet,  als  wenn  der  Regierungsbe- 
zirk (das  territorlnm^  als  eine  selbstständige  Sache  einer 
gewissen  Familie  oder  Corporation,  wie  z.  B.  einer  Kirche,  als 
erbliches  oder  bleibendes  Besitzthum  zustehen  könne,  und 
zwar  in  der  Art,  dass  es  selbst  den  Rechtstitel  zur  Aus- 
übung der  Regierung*)  für  den  jedesmaligen  Besitzer  ent- 
halte, während  an  sich  betrachtet,  gerade  umgekehrt  die  Ver- 
leihuns:  der  Reffierunosrechte  durch  den  Kaiser  den  Rechts- 
titel  zur  Besitznahme  des  Territoriums  hätte  enthalten 
müssen^). 

Die  Patrimonial- Theorie  beruht  aber,  insoferne  sie  nicht 
bloss  eine  germanisch-historische,  sondern  eine  universell  und 
bleibend  gültige  sein  will,  eben  so  wie  die  Theorie  der  Ueber- 
macht, auf  einer  an  sich  richtigen,  aber  einseitigen  Anschauung 
und  bloss  äusserlichen  Autfassung  des  Staatslebens.  So  Avie 
kein  Staat  ohne  Territorium  gedacht  werden  kann  (§.  12),  so 


')  Diese  Theorie  hängt  zunächst  mit  der  des  Rechts- Staates  (§.  37) 
zusanimL'n. 

*)  Sachs.  LdR.  III.  53.  §.  3.  „Man  ne  miit  ok  neu  gerlchte  .  .  .  lien  .  .  . 
de  dem  it  dar  gelegen  is." 

*)  Es  erhellet  hieraus,  dass  das  Patrimonialprincip  in  Deutschland  nur 
in  Bezug  auf  die  landesherrliche  Gewalt  Bedeutung  liatte.  Die  kai- 
serliche Regierungsgewalt  wurde  aus  einem  anderen  Prinzipe  abgeleitet. 
Davon  in  §.  47. 
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ist  auch  in  Bezug  auf  einen  Staat  in  concreto,  unlaugbar  der- 
jenige der  Staatsherrscher,  welcher  der  Herr  des  Terri- 
toriums ist.  Es  hat  daher  auch  wirkhch  das  Patrimonialprinzip 
in  demselben  Sinne  eine  gewisse  Universalität  in  sich,  wie  die 
Theorie  der  Ueberraacht  (§.  44):  allein  gerade  wie  diese  ver- 
mag es  seiner  rein  sinnlichen  Auffassung  des  Staatsverhält- 
nisses wegen  nur  den  faktischen  Grund  der  Beherrschung 
eines  gewissen  Staatsvereines,  nicht  aber  den  Rechtsgrund 
der  Staatsgewalt  an  sich  zu  erklären,  üeberdies  setzt  die  Inne- 
habun<j  des  Staatsgebietes  immer  den  Besitz  der  U ebermacht 
voraus:  und  aus  diesem  Grunde  ist  auch  philosophisch  be- 
trachtet das  Patrimonialprinzip  nichts  anderes  als  nur  eine 
Unterart  oder  ein  Ausfluss  und  eine  einseitige  Entwickelung 
der  Theorie  der  Uebermacht.  Uebrigens  kann  die  Patrimonial- 
theorie   in  einer  dreifachen  Weise  aufgefasst  werden: 

1)  rep.ublikanisch,  wenn  nämlich  Grund  und  Boden  (das 
Land)  als  Eigenthum  der  Gesammtheit  erklärt  wird,  so  dass 
dieses  eigentlich  selbst  nur  als  ein  politisches  Recht,  d.  h.  als 
ausschliessliches  Recht  der  Staatsgemeinde  erscheint,  die  Ein- 
zelnen aber  nur  ein  von  derselben  abgeleitetes  und  von  ihr 
temporär  oder  für  die  Dauer  der  Familie  garantirtes  Besitz- 
recht haben,  wonach  sodann  umgekehrt  der  Staatsich  selbst 
als  eine  Conföderation  von  Grundbesitzern  darstellt^).  Diese 
Auffassung  der  Patrimonialtheorie  ist  sogar  einer  wirklich  inii- 
versellen,  völkerrechtlich  praktischen  Entwickelung  fähig, 
da  jeder  Staat,  auch  der  monarchische,  in  seinen  völkerrecht- 
lichen Beziehungen  sich  als  ein  Ganzes  (universitas)  erfasst, 
und  unter  dem  Namen  des  Staatsobereigenthums  oder  der  Ge- 
bietshoheit die  Unabhängigkeit  und  Integrität  seines  Territo- 
riums nach  der  Analogie  eines  Eigenthums  (Patrimonium)  gegen 
die  anderen  Staaten  in  Anspruch  nimmt,  und  dadurch  auch  den 
Privatbesitz  innerhalb  der  Staatsgränzen  garantirt. 

2)  Aristokratisch  gestaltet  sich  die  Patrimonialtheorie, 
wenn  das  Grundeigenthum  in  der  Gestalt  grosser  und  geschlos- 


®)  Dies  war  die  älteste  in  Deutschlaiul  praktische  Theorie.  Tacitus, 
Germ.  c.  26.  „Agri  pro  nuinero  cultorum  ab  universis  per  vices  (vicos) 
occiipantur,  quos  mox  inter  se  secundnm  diguationem  partiinitiir." 
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sener  Bezirke  an  bestimmte  Familien  oder  privilegirte  Corpora- 
tionen  übergeht,  so  dass  einerseits  die  Grund -Aristokratie  in 
ihrer  Gesamintheit  die  Gesanimt-Staatsgewalt  ausübt,  anderseits 
aber  jeder  Grundherr  in  seinem  Gutsbezirke  als  besonderer  po- 
litischer Herrscher  erscheint,  und  eben  desshalb  auch  der  Staat 
sich  in  Bezug  auf  die  grossen  Massen  der  Gehorchenden  (die 
Hintersassen  der  Aristokratie)  als  eine  coniplizirte  Despotie 
darstellet,  welche  kaum  in  der  Einwirkung  der  Gesammtstaats- 
gewalt  einigermassen  eine  Schranke  findet '') . 

3)  Als  Prinzip  eines  monarchischen  Staates  kann  das 
Patrimonialprinzip  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Sinne  nur 
unter  der  Voraussetzung  aufgestellt  werden,  dass  auch  der  Mo- 
narch wirklicher  Grundherr  seines  ganzen  Landes  ist.  Dies  ist 
aber  selbst  in  älterer  Zeit,  wo  die  monarchische  Staatsform  mit 
der  feudal-aristokratischen  vielfach  vermengt  war  ^) ,  in  Deutsch- 
land nicht  sehr  häufig,  und  dann  höchstens  nur  in  kleinen  Län- 
dern der  Fall  gewesen  ^) .  Mit  der  Erweiterung  der  Gebiete,  ins- 
besondere mit  der  Erwerbung  von  Gebietstheilen,  über  welche 
dem  Landesherrn  kraft  des  Erwerbtitels  nur  Regieruiigsrechte 
aber  keine  grundherrlichen  Rechte  zustehen  konnten  ^''),musste 
aber  die  Theorie  erschüttert  werden,  dass  das  Eigenlhum  an 
Grund  und  Boden  der  Rechtsgrund  der  Landesregierung  sei''). 
Nachdem  man  aber  zu  der  Einsicht  gelangt  war,  dass  das 
Eigenthum  ein  rein  privat-  und  sachen-rechtlicher  Begriff  sei, 
so  musste  sich  auch  demgemäss  die  Ansicht  von  der  Patrimonia- 
lität  der  Landesregierung  umbilden.  Dies  geschah  dadurch,  dass 
man  auf  das  monarchische  Herrscherrecht  hinsichtlich  seiner 


')  Wo  das  Lehnwesen  die  Grundlage  der  Staatsverfassung  und  des 
grossen  Grundbesitzes  bildet,  Avie  in  den  germanischen  mittelalterlichen 
Staaten,  gestaltet  sich  diese  Entwickelung  des  Patrimonialprinzips  als  feu- 
dal-aristokratisch. 

^)  Wer  nämlich  in  Bezug  auf  das  Reich  als  Mitglied  der  regierenden 
Aristokratie  erschien,  regierte  in  seinem  Territorium  als  Monarch. 

*)  Solche  Staaten  nannte  man  vorzugsweise  Patrimonialstaaten. 

*")  Sog.  Aggregat-  oder  Landsassiat- Staaten. 

")  Hiergegen  schrieben  schon  Rave,  Beiträge  über  den  Unterschied  der 
Oberherrschaft  und  des  Eigenthums.  1760.  —  Posse,  über  das  Staatseigen- 
thum  in  den  deutschen  Reichslanden.  1794.  —  Vergl.  auch  Ch.  G.  ßiener, 
de  natura  et  indole  dominii  in  terrltoriis  Gerraaniae.  1780. 
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Zuständigkeit  für  ein  bestimmtes  Subjekt  die  Analogie  eines 
erblichen  Immobiliarrechtes  übertrug.  Durch  die  Bezeich- 
nung der  Staatsgewalt  als  patrimonial  will  somit  nunmehr 
ausgedrückt  werden,  dass  sie  —  obschon  an  sich  und  ihrer 
Wirkung  nach  ein  politisches  Recht  —  in  gewissen  Beziehungen 
den  Charakter  eines  Eigenthumes,  nämlich  den  Charakter  der 
absoluten  Zuständigkeit  und  Erblichkeit  ^2^,  wohl  auch 
sogar  den  Charakter  der  Unbeschränktheit  ^^)  und  absoluten 
Dispositionsbefugniss'*)  an  sich  trage.  Die  Patrimonial- 
theorie  in  dieser  modernen  Entwickelung  setzt  sich  demnach 
nicht  mehr  die  Aufgabe,  den  Rechtsgrund  des  Staates  oder  der 
Beherrschung  überhaupt  (in  abstracto)  nachzuweisen,  sondern 
sie  beschränkt  sich  darauf,  in  den  Erbmonarchien  die  Qua- 
lität des  Herrscherrechtes  als  eines  Eigenthums-ähnlichen  Rech- 
tes rechtfertigen  zu  wollen,  wobei  die  Rechtlichkeit  und  Noth- 
wendigkeit  einer  Beherrschung  (in  abstracto)  als  sich  von  selbst 
verstehend  oder  sonst  anderweitig  nachgewiesen  vorausge- 
setzt wird.  Hiernach  kann  die  Patrimonialtheorie  in  dieser  ihrer 
letzten  Entwickelungsform  sogar  eine  Verbindung  mit  einer 
anderen,  wie  z.  B.  mit  der  rationalen  Theorie  (§.  48)  eingehen, 
und  somit  wenigstens  in  einiger  Beziehung  den  Gegensatz 
von  Geschichte  und  Spekulation  vermitteln. 


'^)  d.  h.  ilie  OualUät  des  domininm  als  jus  exclusivum  et  hereditarium. 

")  In  diesem  Sinne  fasste  schon  Hucio  Grotms,  d.  J.  B.  et  P.  Lib.  111. 
c.  11  und  12,  die  Patrimonialstaateu  („imperia  in  pleno  jure  proprietatis, 
i.  e.  in  patrimonio  imperantis")  auf.  Als  Entstehungsart  derselben  betrachtet 
er  kriegerische  Eroberung  oder  unb  edingt  e  Ergebung  des  Volkes  („ut 
nil  exciperetur"),  wozu  sich  das  Volk  mitunter  „majoris  mali  vitandi  causa" 
entschliesst.  (Ein  Beispiel  dieser  Art  ist  die  üebertragung  der  unum- 
schränkten Gewalt  an  den  König  Friedrich  111.  von  Dänemark,  auf 
dem  Reichstage  zu  Kopenhagen,  1660).  Im  Gegensatze  der  Patrimonial- 
staateu bezeichnete  H.  Grotius  die  Staaten,  worin  der  erste  Herrscher  oder 
Stammvater  der  Dynastie  durch  Volkswahl  auf  den  Thron  gelangt  und 
keine  unbeschränkte  Gewalt  hat,  als  imperia  usvfriictuaria. 

'*)  In  solcher  übermässiger  Ausdehnung  ist  das  Patrimonialprinzip  auf- 
gefasst  von  Maurenbr echer,  die  deutschen  regierenden  Fürsten  und  die 
Souveränität.  1839.  —  Vergl.  dagegen:  Wahrheit  undlrrthum  in  der  Mau- 
reubrecher'schen  Schrift  etc.  Kassel.  1839. 
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§•  47. 

5)  Religiöse  Theorie. 

Den  Ucber<jang  von  den  historischen  zu  den  rationalen  Theo- 
rien über  die  Entstehung  der  Staaten,  biklet  die  religiöse 
Theorie,  nach  welcher  der  Staat  als  eine  Stiftung  Gottes 
betrachtet  wird.  Insoferne  diese  Theorie  so  verstanden  sein 
will,  dass  die  Völker  durch  die  göttliche  Vorsehung  an  gewisse 
Personen  oder  Familien  als  ihre  Regenten  gewiesen  worden 
sind,  inuss  sie  noch  den  historischen  Theorien  beigezählt  wer- 
den, indem  sie  in  dieser  Hinsicht  der  Bezugnahme  auf  ein  ver- 
mittelndes Faktum  nicht  entbehren  kann,  durch  welches  der 
Wille  der  Vorsehung  bei  einer  Nation  in  concreto  zum  Bewusst- 
sein  gekommen  ist.  Dieses  vermittelnde  Faktum  kann  aber  seiner 
Natur  nach  sehr  verschieden  sein,  so  wie  überhaupt  die  Mittel 
und  Wege  verschieden  sind,  durch  welche  die  Vorsehung  das 
Menschengeschlecht  zur  Erkenntniss  ihres  Willens  führt.  Es 
kann  daher  dieses  Faktum  in  einer  unmittelbaren  Offenbarung, 
oder  in  der  Bezeichnung  des  zum  Herrscher  von  der  Gottheit 
ausersehenen  Subjektes  durch  einen  Propheten  ^)  —  es  kann 
aber  auch  darin  gefunden  werden,  dass  die  Gottheit  einen  Mann 
mit  solchen  strahlenden  Eigenschaften  des  Geistes  und  des  Ge- 
müthes,  mit  solcher  Kraft  und  äusseren  Gütern  ausrüstet,  oder 
den  Sieg  in  der  Art  an  seine  Waffen  fesselt,  dass  der  ihm  auf- 
geprägte Stempel  seines  göttlichen  Berufes  mit  gleichsam  mag- 
netischer Gewalt  die  Massen  dahin  führt,  ihn  als  ihren  Staats- 
lierrscher  anzuerkennen ,  ja  sogar  das  Herrscherrecht  seiner 
legitimen  Nachkommenschaft  als  den  präsumtiven  Erben  seines 
Geistes  und  seiner  Macht  einzuräumen  2),  In  dieser  Art  auf- 
gefasst  erscheinet  also  die  religiöse  Theorie  als  die  Vereinigung 
aller  historischen  Theorien  in  einem  gemeinschaftlichen  Ge- 
sichtspunkte, welcher  sich  zugleich  als  der  oberste  Rechtfer- 


')  Alt -testamentarische  Auffassung. 

2)  Neu- testamentarische  AiifTassiing.  —  „Jedermann  sei  iinterthan  der 
Obrigkeit,  die  Gewalt  über  ihn  hat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  ohne  von 
Gott,  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  verordnet."  Römerbrief, 
Cap.  XIII.,  1.  —  Durch  die  Vei-weisung  auf  den  Willen  der  Gottheit  wird 
hiernach  alle  weitere  Kritik  abgeschnitten.  (Was  Gott  thut  ist  wohlgethan.) 
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tigungsgrund  —  der  Grund  der  Legitimität  —  der  sämmt- 
lichen  einzelnen  historischen  Entstehungsarfen  der  Staatsgewalt 
darstellet.  Eben  durch  diese  Beziehung  der  einzelnen  histori- 
schen Begründungsarten  der  Staaten  auf  einen  obersten  Recht- 
fertigungsgrund —  den  götthchen  Willen  —  schreitet  aber  die 
religiöse  Theorie  über  das  Bereich  der  historischen  Theorien 
hinaus,  und  nimmt  selbst  den  Charakter  einer  rationalen  Theorie 
an.  Indem  nämlich  zufolge  dieser  religiösen  Betrachtungsweise 
der  Rechtsgrund  der  Staatsgewalt  in  den  Willen  der  Gottheit 
gesetzt  wird,  so  wird  zugleich  ausgesprochen,  dass  der  Staat 
an  sich  vernunftnothwendig  sei,  da  die  Yernunft  dem  Menschen 
von  der  Gottheit  selbst  als  Erkenntnissquelle  gegeben  worden 
ist.  Die  religiöse  Theorie  eröffnet  daher,  wenn  sie  richtig  auf- 
gefasst  wird,  eine  sehr  würdige  Ansicht  über  das  Yerhältniss 
der  Staatsgewalt  zu  den  Unterthanen  ^),  und  in  dem  hier  an- 
gegebenen Sinne  ist  auch  die  Lehre  von  dem  göttlichen  Ur- 
sprünge der  Herrschergewalt  in  dem  germanischen  Mittel- 
alter aufgefasst  und  als  die  Grundlage  der  kaiserlichen 
Regierungsgewalt  augesehen  Avorden^).  Die  religiöse  Theorie 
kann  als  ein  Beleg  für  das  überwiegende  sittliche  Element  in 
dem  Menschen  angeführt  werden ,  in  Folge  dessen  es  dem 
menschlichen  Geiste  unmöglich  ist,  sich  bei  einem  Faktum  an 
sich  zu  beruhigen,  sondern  er  sich  unwiderstehlich  angetrieben 


')  Die  Iniieliabung  einer  Herrschaft  erscheint  hiernach  als  ein  göttlicher 
Beruf  (ins  divinum),  wie  auch  die  bei  der  Krönung  katholischer  Kaiser  und 
Könige  übliche  Salbung,  so  wie  auch  der  Regententitel  „von  Gottes 
G  n  a  d  e  n  "  andeutet. 

*)  Sachsen  p.  Art.  1.  „Tuei  svert  lit  got  in  ertrike,  to  bescermene  de 
kristenheit.  Denie  pavese  is  gesät  dat  geistlike,  deine  keisere  dat  wert- 
like."  Diese  Theorie  liegt  namentlich  auch  der  berühmten,  stets  zu  den 
Grundgesetzen  des  deutscheu  Reiches  gezählten  Constitutio  Ludovici  Bavari 
a.  1338  zu  Grunde,  in  welcher  die  Wahl  durch  die  Kurfürsten  als  das  ver- 
mittelnde Faktum  angegeben  wird,  wodurch  das  göttliche  Recht  an  den 
Kaiser  übergeht.  „. .  .  declaranuis,  quod  imperialis  dignitas  et  potestas  est 
immediutp.  a  solo  Deo:  et  quod  de  jure  et  imperii  cousuetudine  antiquitus 
approbata,  postquam  aliquis  eligitur  in  Imperatorem  sive  Regem  et  Elec- 
toribus  imperii  concorditer  vel  majori  parte  eorumlem,  statim  ex  sola  elec- 
tione  est  Rex  verus  et  Imperator  Romanorum  censendus"  etc.  —  iMan  über- 
sehe aber  nicht,  dass  diese  Theorie  besonders  darum  vertheidigt  wurde,  um 
den  päpstlichen  Anmassungen  entgegen  zu  treten. 
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fühlet,  bis  auf  den  letzten  Grund  der  Erscheinungen  und  ihre 
vernünftige  Rechtfertigung  durchzudringen.  Darum  dürfen  und 
können  auch  die  rationalen  Theorien  über  die  Entstehung  des 
Staates  nicht  als  Gegensätze  der  religiösen  Theorie,  sondern 
nur  als  fortgesetzte  Entwickelungsversuche  desselben 
Grundgedankens  aufgefasst  werden,  durch  welchen  die  reli- 
giöse Theorie  sich  über  die  rein  historischen  Theorien  er- 
hebt 5). 


Xivcitc  Unterabtlieilung-. 

BJ  Von  der  rationalen  Begrimdmig  des  Staates. 

§.  48. 
Von  den  Theorien,  welche  Anspruch  darauf  machen,  als 
rationale  Beoründungsweisen  des  Staates  zu  gelten, 
überhaupt:  ideale  Theorie  und  Vertragstheorie. 

Alle  jene  Theorien,  welche  ein^n  Anspruch  darauf  machen, 
als  rationale  Theorien \'ibeii  die  Ejitsfe^ung  des  Staates  zu  gel- 
ten, abstrahiren  von  der  Beantwortung  der  Frage,  Avie  und  auf 
welche  Weise  die  Staaten  historisch  entstanden  sind;  vielmehr 
suchen  sie  den  allgemein  gültigen  Grund  anzugeben,  aus 
welchem  das  Bestehen  einer  obersten  Gewalt  in  den  einzelnen 
Staatsvereinen  ger  echtfertig«*,  jff.h.  als  etwas  Rechtliches 
zu  betrachten  ist.  Sänimtliche -Theorien,  welche  zur  Lösung 
dieser  Frage  aufzustellen  versucht  werden  sind,  stimmen  darin 
überein,  dass  sie  den  Staat,  und  somit  das  Bestehen  einer  Be- 
herrschung als  eine  Vernunftforderung  betrachten:  jedoch 
zeigt  sich  im  übrigen  unter  denselbell'efiie  wesentliche  Ver- 
schiedenheit. Nach  einer  Ansicht  reichet  nämlich  das  Erken- 
nen, d.  h.  das  Bewusstsein  dieser  Vernunftforderung  schon 
völlig  hin  zur  Rechtfertigung  des  Staates  und  der  Beherrschung, 


*)  Vertheldigt  wird  die  religiöse  Theorie,  besonders  mit  Beziehung  auf 
das  christliche  Dogma,  in  den  oben,  S.  22  und  23,  angeführten  Schriften 
von  Ad.  Müller,  Stahl  und  v.  Kraiiss;  auch  mitunter  von  Franzosen, 
wie  z.  B.  V.  Bonald,  le  Meistre,  de  la  Mennais,  Chateaubriand  etc. 
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und  ist  diese  somit  schon  in  dem  Begriffe  und  Wesen  des 
Staates  selbst  oder  in  dem  Staatszwecke  enthalten^).  Nach 
der  anderen  Ansicht  wird  aber  überdies  zur  Begründung  und 
Rechtfertigung  des  Staates  noch  ein  Willensakt  —  (ntiitims 
consensns,  Vertrag)  —  für  nothwendig  erachtet,  um  die  an- 
erkannte Vernunftforderung,  dass  ein  Staat  und  eine  Staats- 
gewalt existiren  solle,  praktisch  zu  realisiren.  Erstere  Theorie 
kann  man  füglich  die  ideale  Theorie  nennen,  da  hiernach  die 
Rechtfertigung  des  Staates  in  seine  vernünftige  Idee  aus- 
schliesslich gesetzt  ist-):  die  letzere  ist  man  gewohnt,  als 
Vertragstheorie  zu  bezeichnen. 

§.  49. 

Von  der  Vertragstheorie  insbesondere. 

Die  Vertragstheorie  ist  aus  dem  Bestreben  hervorgegangen, 
im  Gegensatze  der  Theorie  der  Uebeimacht  und  der  damit  v  er- 
wandten Theorien,  wonach  das  Individuum  stets  der  Staats- 
gewalt gegenüber  als  rechtlos  erscheinet,  den  Staat  auf  eine 
solche  Weise  zu  begründen^  oass  aucji  dem  fndividuum  gegen- 
über von  der  Staatsgewalt  noch  unantastbare  Rechte  zuerkannt 
werden  können^).  Dadurch,  dass  man  den  Rechtsgrund  der 


')  Vergl.  oben  §.  29. 

*)  Diese  (ideale)  Theorie  witrde.  unter  den  Neueren  zuerst  von  Kant, 
(inetaphys.  Anfangsgründe  der  ReChtsIehre,  1797)  aufgestellt,  imd  der  Staat 
durch  das  Rechtsgesetz  gerecbtfertigi  erklärt.  (Ebenso  noch  K.  S.  Za- 
chariä,  40  Bücher  [ümarbeitiifig],  I.,  S.  61.)  —  Uebrigens  war  die  ideale 
Theorie  schon  dem  classischen  Alterthiune  nicht  fremd,  insbesondere  inso- 
ferne  sie  mit  der  natur  philaaophis  chen  Theorie  übereinstimmt.  (Vergl. 
§.  43.  j  Diese  Theorie  wjrd  axv0^  (in  verschiedenen  Modificatiouen)  von  allen 
bedeutenderen  deutschen  Philosophen  vom  Fache  gehalten:  die  juristischen 
Schriftsteller  haben  sich  dagegen  meistens  der  (scheinbar  mehr  praktischen) 
Verlragstheorie  zugewandt.  Nach  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258,  Note, 
ist  der  Staat  gerechtfertigt,  durch  „den  allgemeinen  Willen,  als  das  an 
und  für  sich  (d.  h.  seinem  Begriffe  nach)  vernünftige." 

')  Darum  begann  man  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Vertragstheorie,  durch 
Rousseau  1762  neu  zugerichtet,  sich  unter  den  Massen  verbreitete,  die 
neuen  politischen  Organisationen  mit  einer  Erklärung  der  Menschenrechte. 
Vergl.  die  Unabhängigkeitserklärung  der  nordamerikanischen  Frei- 
staaten vom  4.  Juli  1776;   die  Declaralion  der  Mensclieurechte  durch  die 
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Beherrschung  in  einen  (ausdrücklichen  oder  stillschweigenden) 
Vertrag  setzet,  soll  das  Bestehen  einer  zAvingenden  Gewalt 
mit  der  individuellen  Freiheit  in  Einklang  gebracht  werden  2), 
indem  hiernach  die  Gellung  derselben  in  einem  concrelen  Kreise 
auf  einen  freien  und  gemeinsamen  AVillensakt  der  Indivi- 
duen Qa  volonte  generale)  gestützt  wird  "*).  Uebrigens  bestehen 
unter  den  Vertheidigern  der  Verlragstheorie  selbst  wieder  man- 
cherlei Abweichungen  in  den  Ansichten  über  das  Wesen  des 
Staatsvertrages.  Nach  Einigen  ist  die  Eingehung  des  Staats- 
vertrages etwas  rein  Willkührliches^),  nach  Anderen  ist  sie 
rechtlich  nothwendig^) :  Manche  sehen  in  dem  Staatsver- 
trage einen  sog.  Urvertrag,  d.  h.  einen  Vertrag,  der  von  den 
Staatsjjcnossen  bei  der  ersten  Gründuo"^  des  Staates  ausdrück- 
lieh  oder  stillschweigend  geschlossen  wurde,  und  sich  in  seiner 
Wirkung  auf  die  folgenden  Generationen  fortv^ererbt^),  Andere 


französische  Nationalversammlung  am  4.  August  1789;  und  die  erste 
Constitution  von  Frankreich  vom  3.  September  1791,  Art.  1  u.  f. 

2)  Diese  Richtung  tritt  schön  bei  Hohhen  hervor.  Auch  v.  Ha  11  er  kleidet 
zuletzt  die  (natürliche)  Herrschaft  der  Mächtigen  und  die  Abhängigkeit  und 
Dienstbarkeit  der  Schwächeren  in  die  Form  von  unzähligen  Privatver- 
t ragen  ein,  wodurch  die  Schroffheit  seiner  Theorie  der  Uebermacht  ge- 
mildert werden  soll. 

')  Die  Vertragstheorie  war  längst  in  England,  Holland  und  Deutschland 
(durch  HobbeSj  Locke,  Huifo  Gvot'ais,  Sam.  de  Pii/'endorf'u.  A.)  bekannt  und 
in  der  Schule  verbreitet,  als  Rousseau  (1762)  in  seinem  contrat  social  sie 
in  Frankreich  dadurch  populär  machte,  dass  er  demokratische  Conse- 
quenzen  aus  derselben  zog.  —  Die  Bedeutung  der  Theorie  von  Rousseau 
für  die  Wissenschaft  erkennet  auch  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258,  an: 
„Rousseau  hat  das  Verdienst  gehabt,  ein  Prinzip,  das  nicht  nur  seiner 
Form  nach  (wie  etwa  der  Socialitätstrieb,  die  göttliche  Autorität),  sondern 
dem  Inhalte  nach  Gedanke  ist,  und  zwar  das  Denken  selbst  ist,  nämlich 
den  Willen,  als  Prinzip  des  Staates  aufgestellt  zu  haben."  —  Dahlmann, 
Politik,  §.  234:  „Rousseau's  Prinzip  schmeichelt  den  selbstständigen  Nei- 
gungen der  Menschen  durch  ein  Minimum  des  Staatszwanges.  Daher  der 
stürmische  Beifall." 

*)  So.  z.  B.  L  0  cke  und  Rousseau. 

ä)  Z.  B.  .lordan,  Versuche  über  allgem.  Staatsrecht,  S.  101  u.  f. 

")  Die  Theorie  der  Urver träge  ist  die  am  meisten  verbreitete.  Sie 
findet  sich  sowohl  bei  den  älteren  Schriftstellern  (Note  3),  als  bei  Rousseau 
und  den  meisten  deutschen  Publicisten,  wie  Scheidemantel,  Schlözer,  Fichte, 
Poelitz,  Krug,  v»  Weber,  v.  Rotteck,  Welcker,  v.  Dresch,  Jordan  u.  A. 
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dagegen  fassen  den  Staatsvertrag  ganz  in  der  Bedeutung  eines 
Privat-  oder  Partikular-Vertrages  auf,  welchen  jeder  Un- 
terthan  thatsächlicli  schliesst,  und  gleichsam  jeden  Augetdilick 
stillschweigend  erneuert^).  Auch  sind  die  Anhänger  der  Theorie 
der  Urverträge  darin  nicht  einig,  ob  der  Staatsvertrag  nur  als 
ein  einziger  Akt  zu  betrachten  sei,  oder  ob  nicht  in  ihm  mehrere 
Momente,  wie  z.  B.  ein  Vereinigungs-,  Verfassungs-  und 
Unterwerfungs-Vertrag  (pactum  unionis,  ordinationis  s. 
constitutionis  et  subjectionis)  unterschieden  werden  müssten^). 

§.  50. 

Kritik  der  Yertragstlieorie. 

So  leicht  fasslich  und  der  individuellen  Freiheit  günstig  die 
Vertragstheorie  auch  bei  dem  ersten  Anblicke  erscheinen  mag, 
so  hat  sie  dennoch  keinen  Anspruch  darauf,  als  eine  rationale 
Theorie  zu  gelten,  da  sie  nicht  das  Wesen  der  Beherrschung 
rechtfertiget,  sondern  nur  die  Form  angibt,  in  welcher  die 
Staatsgewalt  (angeblich  bei  allen  Völkern)  zur  praktischen  Be- 
deutung gelangt').  Insoferne  diese  Theorie  den  Rechtsgrund 
der  Beherrschung  in  einem  wirklich  abgeschlossenen,  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden,  Vertrage  erkennen  will,  kann 
sie  eben  darum,  weil  sie  sich  hiernach  auf  eine  historische 
Thatsache,  den  Vertrag,  gründet,  doch  nur  für  eine  histo- 
rische Theorie  geachtet  werden,  und  mag  sodann  als  solche 
wohl  mitunter  historische  Bedeutung  und  Gültigkeit  haben,  näm- 
Hch  da,  wo  ein  gewisser  Staat  wirklich  durch  einen  nachweis- 
baren Vertrag   seiner  Mitglieder  zu  Stande  gekommen  ist  ^) . 


')  Die  Theorie  der  Privatverträge  findet  sich  am  meisten  entwickelt  bei 
V.  Haller,  in  seiner  Restauration  der  Staatsvvissenschaft,  und  nach  ihm  bei 
Schmalz,  deutsches  Staatsrecht,  §.8  —  12. 

®)  So  nimmt  z.  B.  Hohbea  (als  Vertheidiger  der  absoluten  Monarchie) 
nur  einen  Unterwerfungsvertrag  an:  Rousseau  einen  Vereinigungs- und 
Verfassungsvertrag ;  v.  R  o  1 1  e c  k ,  nur  einen  Vereinigungsvertrag ;  Jordan 
einen  Vereinigungs-,  Verfassungs-  und  Lnterwerfungsvertrag. 

')  Dies  gibt  selbst  zu:  Jordan,  Vers,  über  allg.  Staatsr.  S.  101  u.  f.  105. 

*)  Anvillon,  die  Souveränität,  S.  10.  —  Eine  grosse  Hinneigung  zur 
Vertrags  massigen  Ordnung  der  Beherrschung  findet  sich  von  jeher  bei 
den  germanischen  Völkern.  Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  rtpublikani- 
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Dem  Ansprüche  der  Vertragstheorie  auf  die  Anerkennung  als 
eine  allgemein  gültige,  spekulative  Theorie  stehet  aber  ins- 
besondere entgegen,  dass  gerade'durch  die  Beziehung  auf  einen 
Vertrag  ein  solcher  Endzweck  der  Theorie,  die  Beherrschung 
absolut  zu  rechtfertigen,  verfehlt  wird,  indem  hiernach  das  Be- 
stehen des  Staates  nicht  als  etwas  sittlich  NothAvendiges  und 
somit  durch  sich  selbst  gerechtfertigtes,  sondern  als  etwas 
willkührlich,  wenn  auch  gemeinsam  gewolltes,  aufgefasst 
wird,  was  man  sonach  auch  nicht- wollen  kann  ').  Hierdurch 
wird  aber  die  Geltung  aller  Staatsgewalt  prekär,  und  dauert  nur 
so  lange  als  der  Volkswille  dauert,  der  sie  hervorrief,  welcher 
aber  an  sich  veränderlich  ist,  wonach  also  die  Revolution 
zum  Prinzipe  des  Staates  gemacht  würde*),  was  in  sich 
einen  AViderspruch  enthält.  Dadurch,  dass  die  Beherrschung  von 
dem  allgemeinen  oder  Volks- Willen  abgeleitet  wird,  wird 
sie  eben  nur  wieder  von  der  Uebermacht  abgeleitet,  da  diese 
doch  thatsächlich  in  der  Masse  liegt.  Auch  wird  durch  die  Ver- 
tragstheorie nur  insoferne  etwas  für  die  individuelle  Freiheit 
geleistet,  als  man  annimmt,  dass  das  Volk  den  Staatsvertrag 
nur  mit  sich  selbst  schliesst^),d.h.  darin  das  Prinzip  der  Volks- 
souveränität aufstellet '') .  Ausserdem  würde  durch  den  Staats- 
vertrag —  gerade  weil  dei:  Vertrag  Willkührlich  es  ist,  diese 


sehen,  volksthümlichen  Bestreben,  den  absolutistischen  Conseqiienzen  des 
von  dem  Fürstenstande  aufgenommenen  Patrimonialprinzips  (§.  46)  ent- 
gegen zu  wirken.  —  Veigl.  K.  S.  Zachariä,  40.  Bücher,  (ümai'beitung)  1., 
S.  64  u.  f. 

')  Hegel,  Rechtsphil.,  §.  258,  nachdem  er  das  Verdienst  Rousseau 's 
anerkannt  hat  (siehe  §.  49,  Note  3)  fährt  fort:  „Allein  indem  er  den  Willen 
nur  in  bestimmter  Form  des  ein  z  ein  en  Willens,  und  den  allgemeinen 
Willen,  nicht  als  das  an  und  für  sich  Vernünftige  des  Willens,  sondern  nur 
als  das  Gemeinschaftliche,  das  aus  diesem  einzelnen  Willen  als  be- 
wusstera  hervorgehe,  fasste,  so  wird  die  Vereinigung  der  Einzelnen  im  Staate 
zii  einem  Vertrage,  der  somit  ihre  Willkühr,  Meinung  und  beliebige  aus- 
drückliche Einwilligung  zur  Grundlage  hat,  und  es  folgen  die  weiteren  bloss 
verständigen  das  an  und  für  sich  seyende  Göttliche  und  dessen  absolute 
Autorität  und  Majestät  zerstörenden  Consequenzen."  —  Vergl.  Ebendas.  §.  75. 

*)  Im  Gebrauche  dieses  Ausdruckes  gefallen  sich  besonders  die  fran- 
zösischen Staatsmänner  seit  der  .luli- Revolution  18.30. 

»)  Jordan,  a.  a.  0.,  S.  105. 

«)  Dahlraann,  Politik,  §.  232.  233. 
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Theorie  geradezu  eine  Entäusserung  der  Reclite  des  Indivi- 
duums und  des  Volkes  an  den  Staatsherrscher  zur  Folge  ha- 
ben^), und  ist  daher  nicht  weniger  geeignet  der  Despotie  als 
der  Revolution  zu  dienen.  Auch  l>eruht  die  Lehre  vom  Staats- 
vertrage, insofcrne  sie  allgemein  gültig  sein  will,  auf  einer 
durchaus  unhaltbaren  Voraussetzung,  nämlich  darauf,  dass  dem 
Staate  ein  sog.  Naturstand  (§.  8)  vorangegangen  sei^),  und 
ist  endlich  in  ihrem  Wesen  doch  nur  eine  (wenn  gleich  in  wohl- 
wollender und  liumaner  Absicht)  erfundene  Fiktion,  deren  es 
aber  um  so  weniger  bedarf,  als  das  Individuum  seinem  Begriffe 
als  sittliches  Wesen  gemäss  nie  rechtlos  sein  kann  und  zur  Er- 
haltung der  Befugniss  als  Rechts-Subjekt  und  in  rechtlichen 
Zuständen  zu  existiren,  durchaus  nicht  erst  eine  vertragsmäs- 
sige  Zusicherung  Anderer  nöthig  hat^). 

§.51. 

Resultat  der  bisherigen  Untersuchung. 

Das  Resultat  der  bisherigen  Untersuchung  besteht  darin, 
dass  der  Staat  (in  abstracto)  in  seiner  Vernünftigkeit  seine 
oberste  und  vollständige  Rechtfertigung  findet,  daher  denn  auch 
nur  die  ideale  Theorie  allein  Anspruch  darauf  machen  knnn 
als  eine  rationale  allgemein  ffüIliffeBesründunos  rt  zu  oelien. 
Einzelne  Staaten  sind  aber  dann  begründet,  sobald  in  einem 
concreten  Kreise  der  S t aal sz weck  als  Zweck  der  Beherr- 
schung anerkannt  wird,  wobei  übrigens  völlig  gleichgültig 
ist,  durch  welches  historische  Faktum  der  einzelne  Staat  ent- 
standen, d.  h.  die  Staatsidee  bei  der  in  ihm  vereinigten  Men- 
schenmasse zum  Bewusstsein   gekommen  sein  mag.   Man 


')  Siehe  oben,  §.  46,  Note  13.  —  L.  1.  Dig.  de  constit.  Princip.  (1  4.) 
„Qiiod  principi  placuit,  legis  habet  vigorem;  utpote  cum  leife  regia,  qiiae 
de  imperio  ejus  lata  est,  populus  ei  et  in  eum  omne  suum  imperiuin  et  po- 
testatem  conferat." 

8)  Vergl.  Jordan,  a.  a.  0.,  S.  100. 

^)  Thilo,  der  Staat  mit  Hinsicht  auf  Wesen,  Wirklichkeit  und  Ursprung, 
zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  er  auf  einem  Vertrag  beruhe.  Breslau,  1827. 
—  Eine  ausführliche  Kritik  der  Vertragstheorie  findet  sich  auch  bei  K,  S. 
Zachariä,  40  Bücher,  (Umarbeitung)  I.,  S.  73  u.  f. 

1)  Die  Art,  wie  eine  sittliche  Idee  sich  zum  Bewusstsein  entwickelt,  ist 
an  sich  durchaus  gleichgültig.  So  ist  auch  das  Dasein  eines  jeden  Indi- 

Zöj)!!,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  6 
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kann  dies  auch  so  ausdrücken:  der  metaphysische  Grund  der 
Gültigkeit  der  Staatsgewalt  ist  ihre  Vernünftigkeit:  der 
historische  Grund  ihrer  Geltung  ist  ihre  Eigenschaft  als 
Macht  selbst.  Die  Macht  ist  nämlich  allein  die  historisch  ver- 
mittelnde Thatsache,  wodurch  Ideen  zur  praktischen  Geltung 
ffelanffen,  und  eben  durch  die  Verbindung  mit  der  Macht  wird 
die  Idee  erst  Zustand  (status),  d.  h.  in  der  Sinnen  weit  mit 
Bewusstsein  herrschender  Gedanke.  Keine  historische  Theorie 
über  die  Entstehung  des  Staates  ist  daher  an  sich  unrichtig, 
sondern  sie  wäre  dies  nur  insoferne,  als  sie  sich  nicht  begnügen 
würde,  in  concreto  zu  gelten,  sondern  eine  absolute  Gültigkeit 
derselben  behauptet  werden  Avollte^).    Wenn  nun  aber  auch 

srleichwohl  kein  Staat  historisch  eher  entstanden  o;edacht  wer- 
ft ~ 

den  kann,  als  bis  bei  dem  Volke  die  Staatsidee  zum  Bewusst- 
sein gekommen  ist,  und  wenn  auch  gerade  der  Moment,  in 
welchem  dieses  Bewusstsein  erwacht,  den  Anfangspunkt  des 
Staates  bezeichnet,  so  ist  es  doch  ein  Irrthum,  so  wie  es  auch 
ganz  überflüssig  ist  und  nichts  erklärt,  wenn  man  die  eben  er- 
wähnte gemeinsame  Anerkennung  des  Staatszweckes 
durch  die  zum  Staate  vereinigten  Individuen  als  einen  aus- 
drücklichen oder  stillschweigenden  Vertrag  bezeichnet.  Man 
übersieht  hierbei,  dass  es  viele  Verhältnisse  gibt,  deren  Ver- 
nünftigkeit oder  ünvernünftigkeit,  Rechtlichkeit  oder  Widerrecht- 
lichkeit,  alle  Menschen  und  Völker  anerkennen,  d.  h.  worüber 
alle  gleichmässig  denken,  ja  als  vernünftige  Wesen  gleich- 
massig  denken  müssen  —  worüber  also  eine  allgemeine 
lieber  Zeugung  bestehet,  ohne  dass  jemals  eine  Besprechung 


viduums  an  sich  gerechtfertiget  durch  dessen  sittlichen  Charakter,  die  Art 
aber,  wie  es  zum  Dasein  gelangte,  hierbei  völlig  gleichgültig. 

^)  Die  Frage :  Avodurch  ist  das  Bestehen  einer  gewissen  Herrschaft,  (d.  h. 
die  Herrschaft  eines  gewissen  Subjektes)  über  ein  (in  concreto)  bestimmtes 
Volk  gerechtfertigt,  kann  überhaupt  nur  bei  der  monarchischen  Staats- 
form aufgeworfen  werden,  und  ist  hier  mit  der  Frage  nach  der  Legi ti - 
mität  des  Staatsherrschers  (wovon  im  §.  63)  gleichbedeutend,  und  in  dieser 
Beziehung  als  historische  Frage  auch  mit  Rücksicht  auf  die  historischen  Titel 
der  Beherrschung  in  concreto  zu  beantworten.  In  einer  Republik  fällt  der 
Natur  der  Sache  nach  die  Frage  nach  dem  Grunde  der  Gültigkeit  der  Staats- 
gewalt (des  souveränen  Volkes)  in  concreto,  mit  der  nach  der  Rechtferti- 
gung der  Staatsgewalt  in  abstracto  in  Eines  zusammen. 
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oder  eine  gegenseitige,  als  verpflichtend  abgegebene,  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende  Erklärung  stattgefunden  hätte'). 
Man  übersieht  also,  dass  nicht  Alles,  worin  Alle  überein- 
stimmen, durch  einen  Vertrag  festgesetzt  ist,  und  eben  so 
auch  nicht  das,  was  an  sich  auf  all o^em eine  Gülti":keit 
Anspruch  macht,  hinsichtlich  seiner  praktischen  Geltung  durch 
die  vorgängige  Existenz  eines  Vertrages  bedingt  ist^). 

§.52. 

Folgerungen  aus  der  Yernünftigkeit  des  Staates. 
Staatsgewalt  und  Volksrechte. 

Geht  man  von  der  Betrachtung  aus,  dass  der  Staat  ein  ver- 
nunftnothwendiger  socialer  Zustand  für  den  Menschen  ist, 
so  ergeben  sich  von  selbst  nachstehende  Folgesätze,  welche 
zugleich  als  die  obersten  Prinzipien  für  die  praktische  Darstel- 
lung des  Staates  erscheinen: 

I.  Der  Staat  ist  ein  durchaus  rechtlicher  Zustand,  und 
mithin  die  in  ihm  bestehende  Beherrschung  (die  Staats- 
gewalt) an  sich,  d.  h.  absolut  rechtlich. 


')  Z.  B.  dass  man  seiu  Versprechen  halten  müsse,  dass  der  Mord,  dass 
Gewaltthat  widerrechtlich  und  unerlaubt  sind,  u.  s.  \v.  —  Auch  in  Bezug  auf 
physikalische  Verhältnisse  gilt  dasselbe:  wenn  z.  B.  allgemein  anerkannt 
wird,  dass  die  Erde  rund  ist,  so  ist  sie  doch  nicht  rund  in  Folge  einer  ver- 
tr  agsm  ä  ssige  n  Cebereinkunft.  Vergl.  §.  55,  Note  9. 

*)  Der  hauptsächlichste  Grund,  aus  welchem  die  Vertragstheorie  so  viele 
Anhänger  selbst  unter  dem  nichts  weniger  als  revolutionär  gesinnten  Pub- 
likum, insbesondere  unter  dem  Juristenstande  zählt,  liegt  darin,  weil  man 
derselben  nicht  entbehren  zu  können  glaubt,  um  dem  Volke  der  Staatsge- 
walt gegenüber  Rechte  zu  vindiciren.  Allein  gerade  hier  zeigt  sich  die  Ent- 
behrlichkeit der  Vertragstheorie  am  deutlichsten.  Um  darzuthuu,  dass  das 
Volk  im  Staate  nicht  rechtlos  sein  kann,  bedarf  es  nichts  weiter,  als  einer 
Verweisung  auf  die  Vernünftigkeit  und  Rechtlichkeit  des  Staates  selbst  — 
resp.  auf  die  ideale  Theorie  —  welche  durch  keine  historische  Theorie 
ausgeschlossen  wird,  sondern  neben  jeder  und  in  V  e  r  bin  d  ung  damit  ihre 
praktische  Gültigkeit  behauptet.  Ein  Zustand,  in  welchem  die  Individuen  — 
einzeln  oder  in  Masse  —  der  bestehenden  Gewalt  gegenüber  rechtlos  sein 
—  mit  andern  Worten  —  aufhören  würden,  Rechtssubjekte  und  folglich 
Menschen  zu  sein  —  wäre  eben  darum  selbst  kein  rechtlicher  und  folg- 
lich auch  kein  vernünftiger  Zustand  —  also  gerade  das  Gegentheil  von 
dem,  was  der  Staat  seinem  Begriffe  nach  ist  und  sein  will. 

6* 
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II.  Aus  gleichem  Grunde  können  aber  durch  die  Vereinigung 
zum  Staate  die  vereinigten  Individuen  selbst  der  Staatsgewalt 
gegenüber  nicht  rechtlos  werden.  Die  Rechte,  welche  den 
Individuen  in  ihrer  Gesammtheit  der  Staatsgewalt  gegenüber 
zustehen,  heissen  Volksrechte. 

Alles  praktisc/ie  Kecht  im  Staate  löst  sich  daher  in  den  Ge- 
gensatz von  Staatsgewalt  und  Volks  rechten  auf.  Hiermit 
ist  auch  der  Darstellung  selbst  der  Weg  vorgezeichuet. 


Erster  Theil. 
Verfassungsrecht. 


L  Abtlieilimg. 
Allgemeines  Vef;fassimgsrecht, 

I.  Albi^cliititl:. 

Von  der  Staatsgewalt  und  dem  Souverain. 

§.  53. 

Idee  und  Begriff  der  Staatsgewalt  *). 

Die  Staatsgewalt  ist  ihrer  Idee  nach  nichts  anderes,  als 
der  vernünftige,  auf  die  Erreichung  des  Staatszweckes  selbst 
gerichtete  V^^ille,  der,  ausgerüstet  mit  der  noth wendigen  äus- 
seren Macht  zu  seiner  praktischen  Geltendmachung,  eben 


*)  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.  29.  —  H.  A.  Zacharlä,  deutsches 
Staatsrecht,  §.  14.  — ■  F.  Ailcillon,  von  der  Souverainität.  1815.  —  K.  S. 
Zachariä,  40  Bücher  (Umarbeitung),  I.,  S.  82  u.  f. 
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darum  als  herrschend  erscheint  ^).  Objectiv  aufgefasst,  ist  sie 
der  Inbegriff  der  dem  Staatsherrscher  als  solchem  zuste- 
henden Rechte  (Inbegriff  sämmtlicher  Hoheitsrechte): 
subjectiv,  d.  h.  als  Prädikat  eines  Subjektes  betrachtet,  er- 
scheint sie  als  der  Zustand  der  Innehabung  der  Hoheits- 
rechte (^exercitiuin  sive  quasi- possessio  juris  imperandi)  in 
einem  bestimmten  Staatsgebiete  und  somit  auch  als  das  Recht 
des  herrschenden  Subjektes,  in  dem  Sinne,  wie  jeder  Besitz, 
über  welchem  nichts  höheres  gedacht  werden  kann,  als  ein 
Recht  wirkt  (§.  28).  In  dieser  letzteren  Beziehung  wird  die 
Staatsgewalt  vorzugsweise  Souverainität  2)^  jus  supre- 
matus  ^)  genannt,  obgleich  dieses  Wort  an  sich  mit  „Staats- 
gewalt überhaupt"  gleichbedeutend  ist. 


1)  In  dieser  Weise,  als  ein  vermögender  Wille,  findet  sicli  die  Staats- 
gewalt namentlich  bei  Hegel  nnd  K.  S.  Zachariä  aufgefasst.  —  Die  Yer- 
scliiedenheit  dieser  Auffassung  von  der  volonte  generale  Rousseau's,  die 
nur  arithmetisches  Produkt  der  einzelnen  Willen  im  Staate  ist,  erhellet  von 
selbst.  —  Vergl.  oben  §.  49  u.  50. 

^)  Zuerst  findet  sich  der  Ausdrucli,  Souverainete,  im  französischen  Ent- 
wurf des  Westphälischen  Friedens,  Art.  8,  jedoch  hier  in  Bezug  auf  die 
deutschen  Reichsfürsten,  als  Bezeic|inung  der  ihnen  zuständigen  Hoheits- 
rechte (gleichsam  als  Umschreibung  ihrei-  Landeshoheit).  „Que  tous  les 
princes  et  Estats  en  general  et  en  particulier  seront  maiutenus  dans  tous 
les  autres  droits  de  souverainete,  qui  leur  appartiennent."  Gegenwärtig 
begreift  man  unter  Souverainität  nur  eine  durcliaus  von  einer  höheren  Ge- 
walt unabhängige  Staatsgewalt,  im  Gegensatze  der  Unterordnung,  in  wel- 
cher sich  früher  die  deutschen  Landesherren  zu  Kaiser  und  Reich  befanden. 

')  Dieser  Ausdruck  wurde  zuerst  von  Leibnitz  gebraucht,  in  der 
Schrift,  Caesarinus  Fürstenerius,  de  jure  suprematus  ac  legationis  prin- 
cipum  Germ.  1677.  —  Er  nahm  diesen  Suprematus  (Landesholieit  in  höherem 
Sinne)  für  sämmtliche  grösseren  Reiohsfiirsten  in  Anspruch,  als  „jus  edu- 
cendi  militem  et  participiendi  negotia  publica  Europae,"  (was  hinsichtlich 
der  Kurfürsten  schon  längst  der  Fall  war)  im  Gegensatze  der  zunächst  auf 
Gerichtsbarkeit  und  innere  Administration  beschränkten  Landesherr- 
lichkeit (superioritas  territorialis,  Landesobrigkeit,  Landeshoheit  im  nie- 
deren Sinne)  der  kleineren  Landesregenten,  welchen  er  das  Recht  Truppen 
zu  halten  nur  zu  dem  Zweck  und  in  dem  Umfang  zuspricht,  als  erforderlich 
ist,  die  Unterthanen  im  Gehorsam  gegen  die  Gesetze  zu  erhalten.  —  Vergl. 
Pütt  er,  Lit.  d.  Staatsr.,  L,  S.  249. 
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§.54. 

Von  dem  Gegensätze  und  Verhältni.sse  der  Macht  und 

der  Herrschafli  im  Begriffe  der  Staatsgewalt. 

Verstehet  man  unter  Macht  im  allgemeinen  eine  Kraft,  in- 
soferne  sie  einer  anderen  Kraft  überlegen  ist,  so  ist  in  diesem 
Sinne  ein  jeder  Staat  eine  Macht,  d.  li.  durch  sich  selbst,  als 
Gemeinwesen,  dem  Einzelnen  überlegen.  Ist  eine  Macht  zu- 
gleich ihrer  Geltung  sich  bewusst  und  willens  fähig:,  was  da 
der  Fall  ist,  wo  sie  einem  denkenden  Subjekte  (Individuum  oder 
Versammlung)  zur  Verfügung  stehet  und  somit  als  ein  Ver- 
mögen desselben  erscheinet,  so  wird  sie  insbesondere  Gewalt 
genannt  ^)  :  das  Vermögen  der  Verfügung  über  die  Macht  selbst 
bildet  aber  das  Wesen  der  Herrschaft.  Erscheinet  demnach 
jede  Gewalt  als  ein  Vermögen  2),  so  ist  die  Staatsgewalt  ihrer 
materiellen  Seite  nach,  als  der  Inbegriff  aller  im  Staate  lie- 
genden Vermögen,  oder  als  das  Co llectiv- Vermögen  des  gan- 
zen Staates  als  Gemeinwesen  aufzufassen.  Jede  Gewalt,  als 
die  Verbindung  von  Macht  und  Wille,  ist  aber  durch  sich 
selbst  (absolut)  geltend,  d.  h.  herrschend,  weil  sie  als 
Macht  naturgemäss  gar  nicht  anders  kann,  als  gelten  und 
herrschen^).  Hieraus  erklärt  sich,  warum  im  Staate  stets  die 
Mehrheit  herrscht,  so  Avie  sie  nur  herrschen  will,  d.  h.  so  wie 
sie  gemeinsam  denkt,  da  sie  im  Verhältnisse  zur  Minderzahl 
an  sich  die  Macht  ist.  Es  ist  daher  auch  nicht  sowohl  eine 
Rechtsfrage,  ob  oder  warum  die  Mehrzahl  über  die  Minder- 
zahl zu  herrschen  berechtiget  sei,  sondern  dies  ist  eine  that- 
sächliche,  erfahrungsmässige  Wahrheit,  und  das  in  allen 
Staaten  wirkende  Naturgesetz^).    Dieses   Verhältniss  der 


^)  In  diesem  Sinne  spricht  man  z.  B.  auch  von  väterlicher  oder  elter- 
licher Gewalt  u.  dergl.,  aber  nicht  von  väterlicher  oder  elterlicher  Macht. 
Sehr  scharf  tritt  der  Gegensatz  von  Gewalt  und  Macht  hervor  iu  den  Aus- 
drücken Staatsgewalt  und  Staatsmacht.  Letztere  ist  das  Object, 
worüber  die  erstere,  d.  h.  der  Staatsherrscher,  verfügt. 

2)  Vergl.  §.  53,  Note  1. 

')  Man  verwechsle  hier  nicht  Geltung  und  Gültigkeit.  Erstere  be- 
ruht auf  der  blossen  Tha  tsache  des  Sein's  :  letztere  auf  seiner  Sittlichkeit. 

*)  Vergl.  v.  Rotteck,  Lehrbuch  des  Vernunftrechtes,  II.,  §.18.  —  Was 
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Mehrzahl  zur  Minderzahl  kann  auch,  als  in  der  Natur  der  Sache 
gegründet,  niemals  an  sich,  sondern  nur  scheinbar  (formell) 
verändert  werden.  Die  Möglichkeit  dieser  (scheinbaren)  Ver- 
änderung beruhet  aber  darauf,  dass  die  Vermögen  im  Staate 
nicht  blos  physische,  sondern  auch  geistige  (intellektuelle 
und  moralische)  sind,  und  dass  die  Stärke  der  letzteren  nicht 
durch  Extensivität,  d.  h.  nicht  durch  die  Kopfzahl,  sondern 
durch  Intensivität  bedingt  ist,  d.  h.  grosse  intellektuelle  und 
moralische  Fähigkeiten  sind  immer  nur  eine  Auszeichnung 
Weniger  oder  Einzelner,  was  ebenfalls  naturgemäss  ist.  Da 
aber  im  Staate  die  Mehrzahl  regelmässig  politisch  unlhätig 
(passiv)  ist,  und  sieii  zu  keinem  gemeinsamen  willenskräftigen 
Entschlüsse  erhebt '*),  so  kann  und  muss  es  kommen,  dass  die 
thätige,  intelligente  und  vigilante  Minderzahl  herrscht, 
aber  nur  darum,  weil  sie  das  in  der  unthätigen  Mehrzahl  lie- 
gende physische  Element  (die  willenlose  Kraft)  zu  ihrer  eige- 
nen macht,  und  dadurch  die  Mehrheit  mit  sich  verbindet^).  In 
diesem  Sinne  herrscht  sonach  jeder,  der  (als  Minderzahl  oder 
Einzelner)  über  die  iMassen  herrscht,  nur  durch  die  Massen  ^). 


die  Anerkennung  dieser  tliatScäclilicheu  Erscheinung  im  Staatsleben  anbe- 
langt, so  stimmen  darin  die  Theorie  der  Uebermacht  (v.  Haller)  und  die 
Vertragstheorie  (Rousseau)  übereiu.  Auch  ist  schon  oben  (§.  44)  bemerkt 
worden,  dass  nicht  die  Auffassung  der  äusseren  Erscheinung  der  Staats- 
gewalt, sondern  nur  die  sittliche  Begründung  derselben  nach  diesen  Theorien 
unbefriedigend  ist. 

*)  Die  Masse  liebt  die  Ruhe;  sie  will  im  Staate  sich  behaglich  fühlen, 
und  will  darum  regiert  werden:  nur  ausserordentlicherweise  erhebt  sich 
die  Masse  als  solche,  ist  aber  eben  dann  auch  furchtbar. 

^)  Es  erhellet  hieraus,  wie  wichtig  es  für  jede  Regierung  ist,  die  Ta- 
lente für  sich  zu  gewinnen.  Findet  das  Talent  nicht  einen  entsprechenden 
Wirkungskreis  in  der  Regierung  selbst,  so  sucht  es  naturgemäss  die  Massen 
an  sich  zu  ziehen,  denn  es  kann  sodan»  die  Massen  nicht  entbehren,  um  sich 
politische  Bedeutung  zu  schaffen,  und  erhält  diese  sodann  durch  die  Massen 
eben  so,  wie  die  Nullen  der  Zahl  erst  ihre  Bedeutung  geben. 

')  Jeder  Regierung  muss  daher  uothwendig  daran  gelegen  sein,  die 
Massen  (die  Macht)  sich  ergeben  zu  erhalten.  Die  Wege  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  sind  aber  verschieden.  Entweder  wählt  die  Regierung  hierzu 
den  Weg,  die  Theilnahme  des  Volkes  an  den  öffentlichen  Interessen  zu  be- 
leben (System  der  constitutiouellen  Monarchie),  oder  sie  sucht  die  Massen 
von  einer  solchen  Theilnahme  möglichst  zu  entfernen,  und  sie  dadurch  im 
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§.55. 

Von  der  Uejj ertragung  der  Staatsgewalt. 

Die  Macht,  als  die  Thatsache  der  überlegenen  Kraft  (§.  54), 
ist  ihrer  Natur  nach  unveräusserlich:  darum  kann  sie  auch 
gar  nicht  an  ein  Subjekt  übertragen  werden,  sondern  sie 
bleibt,  als  physische  Gewalt  belrachtet,  stets  bei  der  Masse, 
resp.  bei  dem  schlagfertigen  und  kampfgerüsteten  Theiie  der- 
selben —  als  moralische  Kraft  aber  bei  dem  oder  den  Sub- 
jekten, welche  die  geistige  Ueberlegenheit,  d.  h.  die  höhere 
Intelligenz  und  Willenskraft  besitzen.  Mit  dieser  höheren 
Intelligenz  und  Willenskraft  ist  aber  auch  die  Möglichkeit  der 
Verfügung,  d.  h.  die  Herrschaft  (imperium)  über  die  phy- 
sische Macht  (die  Massen)  von  selbst  gegeben,  da  in  der  Masse 
das  Bedürfniss,  und  eben  darum  auch  die  Receptivität,  d.  h.  Fä- 
higkeit der  Anerkennung  der  Intelligenz  und  Willenskraft  in 
den  begabten  Subjekten,  liegt.  Diese  Verfügung  über  die  phy- 
sische Macht  und  über  die  niederen  Intelligenzen,  welche  das 
Wesen  der  Herrschaft  bildet,  ist  aber  auch  alles  und  allein 
das,  was  bei  einem  intelligenten  Subjekte  sein  kann  ^),  so  Avie 
umgekehrt  keine  Staatsform  ohne  das  Bestehen  einer  solchen 
Verfügung,  d.  h.  Herrschaft,  gedacht  werden  kann.  Was  nun 
aber  den  Grund  der  Zuständigkeit  der  Herrschaft  anbelangt,  so 
ist  es  eine  sehr  häufige  Behauptung,  dass  die  Staatsgewalt  eine 
dem  regierenden  Subjekte  vom  Volke  übertragene  Gewalt 
sei.  Insoferne  diese  Behauptung  auf  allgemeine  Gültigkeit  in 
allen  Staaten  und  Staatsformen  Anspruch  machen  will,  stellet 
sie  sich  als  eine  Folgerung  aus  der  Vertragstheorie  (§.  49)  dar, 
kann  aber  nach  dieser  selbst  nicht  als  gerechtfertiget  betrachtet 
werden,  weil  vor  der  Anerkennung  eines  Subjektes  als  Sou- 


Ziistanrle  einer  willenlosen,  und  eben  darum  'lu  ihrer  Verfügung  gestellten 
Kraft  (im  Zustande  politischer  Unmündigkeit)  zu  erhalten. 

')  Im  Jahre  1525  schrieb  Johann  v.  Schwarzenberg  an  seinen  Sohn 
Friedrich:  „Und  handel  genetich  mit  den  leuten.. .  So  du  die  lent  in  diesen 
lauften  dir  hessig  machest,  wurde  dir  grossen  nachteil  bringen,  und  du 
kanst  nit  yderman  allein  erschlagen.  Dis  verstee  im  besten."  — 
(Siehe  meine  Mittheihingen  in  v.  Jage  mann  und  Mölln  er,  Zeitschrift  für 
deutsches  Strafverfahren,  Bd.  I.,  Hft.  2,  S.  142. 
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verain  noch  gar  keine  Staatsgewalt  vorhanden  wäre,  welche 
überfragen  werden  könnte  2).  Wer  jede  bestehende  Staatsge- 
Avalt  als  auf  einer  IJebertragung  durch  das  Volk  beruhend  be- 
trachten wollte,  würde  sich  theils  eine  historische  Unrichtigkeit 
zu  Schulden  kommen  lassen  ^),  theils  sich  genöthigt  sehen,  zu 
gehaltlosen  Fiktionen  zu  greifen  ^),  um  die  Geltung  einer  Herr- 
schaft als  Staatsgewalt  da  zu  erklären,  wo  sie  erweislich  ohne 
solche  Uebertragung  durch  das  Volk  entstanden  ist  5).  Ueber- 
haupt  aber  ist  auch  die  Frage  nach  der  Uebertragung  der  Staats- 
gewalt keine  Frage  der  Spekulation,  sondern  nur  der  Geschichte, 
und  hat  überdies  als  solche  zunächst  nur  für  die  monarchische 
Staatsform  Bedeutung,  indem  in  den  Republiken,  welche  auf 
dem  Prinzipe  der  Volkssouverainität  beruhen,  ohnehin  nur 
von  einer  Uebertragung  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  an 
Beamte  im  Namen  des  souverainen  Volkes,  nicht  aber  von  einer 
Uebertragung  der  Souverainität  selbst  die  Rede  sein  kann, 
sondern  letztere  vom  Volke  als  mit  seinem  Dasein  als  Republik 
von  selbst  (absolut)  gegeben  und  ihm  unmittelbar  zuständig 
betrachtet  wird.  Offenbar  sind  die  Vertheidiger  der  Meinung, 
dass  die  Staatsgewalt  (in  den  monarchischen  Staaten)  als  dem 
Staatsherrscher  durch  das  Volk  übertragen  betrachtet  werden 
müsse,  in  der  Meinung  befangen,  dass  einestheils  nur  durch  eine 
solche  Fiktion  dem  Volke  Rechte  gegenüber  vom  Staatsherr- 
scher erhalten  werden  könnten,  anderntheils  aber  ein  Subjekt, 
um  als  berechtigter  Staatsherrscher  zu  gelten,  eines  (we- 
nigstens fingirten!)  Besitztitels  bedürfe.  Eine  solche  Fiktion  ist 
aber  in  erster  Beziehung  ganz  unnölhig  ^) ;  in  zweiter  Bezie- 
hung aber  wird  übersehen,  dass  die  Staatsgewalt,  eben  weil  sie 


*)  Dies  hat  auch  Maiir  enb  re  eher  in  der  oben,  §.  46,  Note  14,  ange- 
führten Schrift,  die  deiit.  Fürsten  und  die  Souveränität,  1839,  gut  ausgeführt. 

')  INicht  jeder  Staatsform  ist  eine  Demokratie  oder  Voljissouveränität 
vorhergegangen;  im  Gegentheile  tritt  historisch  erweislich  die  republika- 
nische Verfassung  meistens  nur  erst  später  nach  dem  Sturze  anfänglich  mo- 
narchischer Verfassungen  hervor. 

*)  Z.  B.  nachfolgende  stillschweigende  Genehmigung  des  Volkes  u.  s.  w. 

*)  Z.  B.  da,  wo  in  Folge  einer  Eroberung  oder  eines  Friedensschlusses 
ein  Landstrich  an  einen  neuen  Herrscher  übergeht. 

*)  Vcrgl.  oben  §.  51  und  52. 
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an  sich  (absolut)  vernünftig  und  für  den  Staatsherrscher  eine 
über  aller  richterhchen  Beurtheilung  stehende  ^)  tlialsächliche 
Innehabiing  (Besitz,  §.  53)  ist,  dem  Unter(han  gegenüber 
selbst  ein  genügender  Titel  ist,  d.  h.  den  Rechtsgrund  ihrer  Gül- 
tigkeit in  sich  selbst  enthält^),  und  dass  somit  in  dieser 
Beziehung  die  Art  und  Weise,  wie  die  Anerkennung  eines 
Subjektes  als  herrschenden  bewirkt  wurde,  ebenso  gleich- 
gültig ist**),  wie  die  Art  und  Weise  der  historischen  Entste- 
hung des  Staates  selbst  ^^). 

§.56. 

Von  der  Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt. 

So  Avie  die  Vertragstheorie  (§.  49)  hauptsächlich  aus  dem 
Bestreben  hervorgegangen  ist,  um  die  (allerdings  durchaus  un- 
richtige) ^)  Ansicht  zu  bekämpfen,  als  ob  das  Volk  dem  Staats- 
herrscher gegenüber  rechtlos  wäre,  und  so  wie  man  desshalb 
glaubte,  seine  Zuflucht  zu  der  Fiktion  nehmen  zu  müssen,  dass 
alle  Staatsgewalt  dem  Souverain  vom  Volke  unter  Vorbehalt 
seiner  Rechte  übertragen  sei  (§.  55),  so  musste  man  bei 
consequenter  Entwickelung  der  Vertragslheorie  auch  dahin  ge- 
langen, dem  Volke  das  Recht  beizulegen,  die  Staatsgewalt  dem 
Herrscher  wieder  zu  entziehen,  d.  h.  dieselbe  (wie  ein  Mandat 
oder  Depositum)  zu  widerrufen,  wo  dieselbe  auf  eine  dem 
Volkswillen  missfällige  Art  ausgeübt  werde.  Ueberzeugt  man 
sich  aber  von  der  Unrichtigkeit  obiger  Voraussetzungen,  so  hat 
man  sofort  auch  gegen  die  Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt 
entschieden.  Wer  die  Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt  be- 
hauptet, huldiget,  vielleicht  ohne  sich  dessen  selbst  bewusst  zu 
sein,  der  Theorie  Rousseau's  über  die  Volkssouverainität^),  und 


»)  Vergl.  oben  §.  28. 

®)  Die  nähere  Begriincliing;  siehe  unten,  §.  63. 

^)  Anerkennung  ist  ßewusstsein  von  dem,  was  wirklich  Gelten- 
des ist,  und  daher  ihrem  Begriffe  nach  gleichgültig,  ob  sie  freiwillig  oder 
unfreiwillig  oder  mit  Widerstreben  geschieht.  Vergl.  §.  51,  Note  3. 
»»)  Vergl.  oben  §.51. 

»)  Vergl.  §.  52. 

2)  Vergl.  §.  50.  —  Thilo,  die  Volkssouverainität  in  ihrer  wahren  Gestalt, 
Breslau,  1833. 
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verwechselt  den  Sfaafslierrscher  mit  dem  Magistratiis  einer 
Republik,  welchem  die  Ausübung  der  exekutiven  Gewalt  vom 
souverainen  Volke  übertragen  ist.  Gleichwie  aber  hiernach  die 
Frage  nach  der  Widerruflichkeit,  in  soferne  sie  von  der  Staats- 
gewalt selbst  verslanden  werden  will,  nur  in  Monarchien  Be- 
deutung haben  könnte,  so  ist  gerade  in  diesen  die  Fiktion  eines 
widerruflichen  Charakters  der  Staatsgewalt  ohne  alle  praktische 
Bedeutung,  wenn  es  auf  die  Beantwortung  der  Frage  ankommt, 
ob  es  Fälle  geben  könne,  in  welchen  das  Volk  befugt  wäre, 
dem  Staatsherrscher  den  Gehorsam  zu  verweigern^). 

§.  57. 

Rechtlicher  Charakter  der  Staatsgewalt*). 

Fasset  man  die  Staatsgewalt  als  die  Summe  aller  im  Staate 
liegenden  Vermögen  und  Kräfte  auf  (§.  54),  so  ergibt  sich  von 
selbst,  dass  es  im  Staate  keine  höhere  Gewalt  geben  kann, 
als  die  Staatsgewalt,  und  daher  wird  dieselbe  auch  als  potestns 
snprema  oder  soiiverainete  bezeichnet  (§.  53).  Eben  darum, 
weil  sie  die  höchste  Gewalt  im  Staate  ist,  ist  sie  auch  eine 
absolute  Gewalt,  in  soferne  als  jede  Gewalt  so  bezeichnet 
werden  kann,  welche  hinsichtlich  des  Grundes  ihrer  Geltung^), 
von  keiner  anderen  abgeleitet  oder  abhängig  ist  2).  Sie  ist 
ferner   als   höchste   Gewalt   auch   unwiderstehlich   in  dem 


^)  Hiervon  im  IV.  und  VI.  Abschnitt. 

*)  Ma  uren  br  echer,  Grundsätze,  §.  30.  —  K.  S.  Zach  a  riä,  40  Bücher 
(Umarbeitung),  I.,  S.  88  u.  f.  —  Schmi  tth  enn  er,  12  Bücher  vom  Staate, 
Bd.  3,  S.  284.  —  Recht  gut  hat  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  I., 
§■  n,  gegen  die  gewöhnliche  Annahme  bemerkt,  dass  Eigenschaften,  welche 
nur  Gott  zukommen,  wie  Unfehlbarkeit,  Allgegenwart  u.  dergl.  der  Staats- 
gewalt nicht  zukommen  können;  nicht  ganz  richtig  ist  es  aber,  wenn  er  die 
persönlichen  Attribute,  welche  dem  Subjekte  der  Staatsgewalt  wegen 
deren  Innehabung  zukommen  (s.  111.  Abschnitt),  wie  Unverantwortlichkeit 
und  Heiligkeit,  zu  den  Eigenschaften  der  Staatsgewalt  selbst  rechnet. 

^)  Hiermit  ist  keineswegs  gesagt,  dass  die  Staatsgewalt  hinsichtlich  des 
Umfange  s  ihrer  Thätigkeit  eine  absolute,  d.  h.  unbeschränkte  und  will- 
kuhrliche  Gewalt  wäre. 

2)  Hierdurch  ist  die  Souverainität  von  der  zur  Zeit  der  deutschen  Reichs- 
verbindung bestandenen  Laudeshoheit  der  deutschen  Fürsten  wesentlich 
unterschieden. 
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Sinne,  dass,  wenn  es  irgend  einer  Macht  gelingen  würde,  der 
AVirksamkeit  der  Staatsgewalt  innerhalb  ihrer  Sphäre  mit 
Erfolg  einen  von  ihr  nicht  überwindiichen  Widerstand  entgegen- 
zusetzen, damit  die  Staatsgewalt  selbst  vernichtet  und  aufge- 
hoben wäre.  AVegen  der  Einheit  ihres  Zweckes  und  ihrem  Be- 
griffe als  höchste  Gewalt  zufolge  ist  die  Staatsgewalt  endlich 
auch  ihrem  Wesen  nach  eine  untheilbare  Gewalt-').  In- 
appellabel kann  aber  die  Staatsgewalt  nur  in  soferne  genannt 
werden,  als  die  Zweckmässigkeit,  nicht  aber  in  soferne  als 
die  Legalität  der  Regierungshandlungen  in  Frage  steht*). 

§.  58. 
Natürliche  Begränzung  der  Staatsgewalt*). 

Daraus,  dass  die  Staatsgewalt  die  höchste  Gewalt  im  Staate 
ist,  folgt  aber  nicht,  dass  sie  eine  schrankenlose  Gewalt  sei. 
Yielmehr  ist  ihr  Umfang  durch  ihren  Begriff  als  rechtliche 
Gewalt  selbst  begränzt,  und  demzufolge  sind  ihr  natürliche 
Grenzen  durch  den  Zweck  des  Staates  selbst  gesetzt.  Wo  die 
Staatsgewalt  endigt,  beginnen  die  Volksrechte  (§.  52),  und 
diese  sind  daher  ihrem  Wesen  nach  mit  den  natürlichen  Gränzen 
der  Staatsgewalt  selbst  identisch.  Hiermit  ist  auch  angedeutet, 
wie  die  Staatsgewalt  und  diö  Volksrechte  neben  einander  in 
voller  Wirksamkeit  und  Kraft  bestehen  können. 


')  Tacit.  Annal.  I.  6.  „Ea  est  conditio  imperandi,  iit  non  aliter  ratio 
constet,  quam  si  iiiii  rcddatiir."  —  Die  Untlieilbarkeit  der  Staatsgewalt  ist 
für  die  deutschen  Bundesstaaten  überdies  positiv  und  grundgesetzlich  durch 
a.  57  der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  ausgesprochen. 

*)  Diese  Unterscheidung  ist  die  Consequenz  davon,  dass  der  Staat  ein 
absolut  rechtlicher  Zustand  sein  soll  (§.  52).  Keine  Handlung  der 
Staatsgewalt  oder  eines  Individuums  darf  daher  im  Staate  der  recht- 
lichen Prüfung  enthoben  sein.  Wird  die  Legalität  der  Regierungshand- 
Inngen  bestritten,  so  ist  die  Prüfung  derselben  Sache  unabhängig  ge- 
stellter Gerichte.  Die  weitere  Begründung  siehe  bei  der  Darstellung  der 
Lehre  von  der  sogenannten  richterlichen  Gewalt.  —  VergL  auch  die  Wiener 
Schlussakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  29. 

')  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.  39.  —  Weiss,  deutsches  Staats- 
recht, §.  255.  —  Vergl.  auch  Wipp  er  mann,  Beiträge,  S.  69.  119. 
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§.  59. 

Der  Soiiveraiii.  Begriff. 

Der  Souverain  (Staatsherrscher)  ist  das  Subjekt,  in  wel- 
chem die  StaalsgeAvalt  (die  Herrschaft  §.  54)  personifizirt 
wird.  Er  ist  also  der  Repräsentant  des  allgemein -vernünftigen 
auf  die  Verwirklichung  des  Staatszweckes  gerichteten  Willens. 
Mit  der  Anerkennung ')  eines  Individuums  oder  einer  mora- 
lischen Person  (welche  letztere  aber,  wie  z,  B.  in  der  Demo- 
kratie, sogar  das  Yolli  in  seiner  Gesammtheit  selbst  bilden  kann) 
als  Subjekt  der  Staatsgewalt,  erhält  erst  der  Staat  praktische 
Realität,  d.  h.  er  tritt  aus  der  Sphäre  der  Gedanken  in  die  Reihe 
der  (historischen)  Erscheinungen.  Die  Begriffe  von  Souverain  und 
Staat  bedingen  sich  daher  gegenseitig,  und  ist  daher  auch  umge- 
kehrt kein  Staatsherrscher  früher  als  der  Staat  selbst.  An  sich 
betrachtet  ist  der  Ausdruck  „Staatsherrscher"  nur  in  soferne 
zu  rechtfertigen,  als  man  darunter  den  Herrscher  im  Staate  be- 
greift. Irrig  wäre  es  aber  damit  die  Vorstellung  zu  verbinden, 
als  ob  der  Souverain  über  dem  Staate  stehe,  da  der  Staat  selbst 
nur  das  Produkt  (die  Einheit)  des  Gegensatzes  von  Herrscher 
nnd  Beherrschten  (sog.Unterthanen)  ist 2).  Umgekehrt  kann 
auch  aus  gleichem  Grunde  nicht  der  Staat  im  staatsrecht- 
lichen Sinne  (§.  15)  souverain  genannt  werden,  sondern  er 
hat  (in  sich)  einen  Souverain.  Nur  in  völkerrechtlicher 
Beziehung  kann  man  von  souverainen  Staaten  in  soferne  spre- 
chen, als  man  damit  den  Begriff  von  unabhängigen  Staaten, 
d.  h.  von  solchen  verbindet,  deren  Souverain  seine  Herrschaft 
nicht  von  der  Verleihung  eines  anderen  Staates  ableitet  ^) . 


*)  üeber  diesen  Begritf  siehe  §,  55,  Note  9. 

')  Der  Souverain  steht  über  dem  Volke  (als  Masse  der  gehorchenden 
Individuen)  und  über  dem  Lande,  aber  nicht  über  dem  Staate. 

')  Vieles  Unklare  und  Unrichtige  findet  sich  hierüber  neben  manchem 
Richtigen  in  der  Schrift  von  Maurenbrecher,  die  deutschen  Fürsten  und 
die  Souverainität,  1839,  unter  der  Bezeichnung  „Fürstensouverainität 
und  Staatsso uverainität"  vorgetragen. 
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§.  60. 

Verhältnis^  des  Souverains  zur  Staatsgewalt. 
Territorialprinzip. 

Jeder  Staatsorganismus,  die  Staatsform  sei  welche  sie  wolle, 
beruht  auf  der  Rechts fiktion,  dass  der  Wille  des  Souve- 
rains der  vernünftige  Wille  sei  (§.  59).  Die  Staatsgewalt 
ist  daher  das  innere  juristische  Wesen  des  Souverains:  sie 
ist  dem  Unterthan  gegenüber  sein  Recht,  welches  ihm  kraft 
seines  Begriffes  an  sich  und  ohne  weitere  Yermittelung  zu- 
steht. Um  diesen  absoluten  Charakter  der  Souverainität,  d.  h. 
ihre  Unabhängigkeit  von  jeder  anderen  Gewalt  auszudrücken, 
pflegt  man  sie  mitunter  (Analogien  des  römischen  Civilrechts 
einmengend)  als  das  Eigenthum  {Dotniniutn  polificum)  des 
Souverains  zu  bezeichnen  ^),  und  hierdurch  ist  auch  wirklich 
der  Souverain  von  einem  Älagistratus,  Beamten  oder  sog.  De- 
positar der  Staatsgewalt  unterschieden,  welcher  stets  ein  Sub- 
jekt der  Staatsgewalt  ausser  ihm  voraussetzt  2),  Fasset  man 
dagegen  den  absoluten  Charakter  der  Staatsgewalt  hinsichtlich 
ihrer  Zuständigkeit  für  den  Staatsherrscher  nach  der  Vorstel- 
lungsweise der  germanischen  Völker  auf,  so  erscheinet  die 
Souverainität  als  ein  politisches  und  zwar  als  das  höchste 
politische  Iraraobiliarrecht^).  Diese  Auffassungs weise  kann 


')  Dies  thiU  z.  B.  Man  ren  bre  eher,  die  deiit.  Fürsten  etc.,  S.  167  ii.  f. 
Die  äiiiiliclie  AufFassung  in  der  älteren  Schule,  z.  B.  bei  Hugo  Grotius,  siehe 
oben  bei  der  Darstellung  des  Patrimouialprinzips,  S.  7.S,  Note  12  u.  13.  — 
Bedenklich  und  Missverständnisseu  ausgesetzt  ist  aber  die  Bezeichnung  der 
Souverainität  als  dotnmium  darum,  weil  sich  mit  diesem  Worte,  besonders 
uach  dem  römischen  Sachenrechte,  welchem  es  entlehnt  ist,  nicht  nur  der 
Begriff  der  absoluten  Zuständigkeit,  sondern  auch  des  absoluten  Gebrauches 
(quodlibet  licet)  verbindet,  was  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  als  sitt- 
licher Gewalt  (§.  58),  widerspricht. 

*)  Es  ist  daher  eine  unrichtige  und  verwirrende  Bezeichnung,  wenn 
Roiisaeau,  contr.  soc.  L.  3.  c.  1.,  dem  ersten  Executiv  -  Beamten  seiner  Re- 
publik den  Namen  Souverain  beilegt. 

')  Die  spezielle  Nachweisung  und  Begründung  wird  in  dem  II.  Bd.  meiner 
in  der  Umarbeitung  begriffenen  deutscheu  Staats-  und  Rechtsgeschichte  ge- 
geben werden.  —  Die  Auffassung  der  Souverainität  als  I  m  m  o  b  i  1  i  a  r  r  e  c  h  t 
bestätigt  auch  der  Ausdruck,  dass  der  Souverain  mit  der  höchsten  Gewalt 
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sogar  auf  allgemeine  Gültigkeit  Anspruch  machen,  da  alle 
Staatsgewalt  durch  die  Innehabung  (den  Besitz)  eines  Landes 
bedingt  ist,  und  mit  dem  Lande  erworben  und  verloren 
wird  *) ,  und  daher  für  den  Souverain  selbst  hinsichtlich  ihrer 
praktischen  Geltung  ein  Ausfiuss  (Rechts -Wirkung)  seines 
Territorialbesitzes,  mithin  ein  Recht  des  Besitzes  (jus  pos- 
sessionis im  Gegensatze  von  jus  possidendi)  ist.  Dieser  Grund- 
satz, dass  der  Besitz  des  Landes  an  sich  der  historische 
Grund  der  praktischen  Geltung  der  Staatsgewalt  in  demselben 
ist  —  ein  Grundsatz,  der  wegen  seiner  durchgreifenden  Gültig- 
keit zugleich  als  dei'  oberste  Grundsatz  des  gesammten  prak- 
tischen Staatsrechtes  erscheint —  wird  das  Territorialprinzip 
genannt^). 


bekleidet  sei,  worin  unverkennbar  eine  Auspielimg  auf  den  gewöhnlichen 
Erwerb  von  Immobilien  und  Territorien  in  der  Zeit  des  Reiches  durch  In- 
vestitur hervortritt. 

*)  Hieraus  erklären  sich  auch  die  mit  Souverain  und  Souverainität  im 
allgemeinen  gleichbedeutenden  Ausdrücke  „Landesherr"  und  „Landes- 
herrschaft"; ebenso  die  Bezeichnung  des  Staatsherrschers  durch  Be- 
nennung nach  dem  Lau  de,  z.B.  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  England. 
Um  den  Schein  einer  Anerkennung  des  Patrimonialprinzipes  (§.  46)  zu  ver- 
meiden, ist  in  der  neueren  Zeit  in  den  Titeln  der  Souveraine,  deren  Herrschaft 
durch  einen  Akt  der  Volksso  uverainität  gegründet  worden  ist,  die  Be- 
zeichnung des  Herrschers  uach  dem  Volke,  z.  B.  Roi  des  Francais,  Roi  des 
Grecs  etc.  Sitte  geworden.  Ein  ähnlicher  Unterschied  bestand  früher  zwi- 
schen dem  römischen  Königs-  oder  Kaisertitel  und  dem  deutschen  Königs- 
titel (Imperator  s.  Rex  Romanorum:  Rex  Germaniae). 

*)  Vergl.  oben  §.  53  und  §.  18  a.  E. 

*)  Das  Territorialprinzip  war  zMar  bisher  den  publizistischen 
Schriftstellern  nicht  unbekannt;  jedoch  beschränkte  man  sich  darauf,  es  in 
einer  einzelnen  Lehre  (von  dem  Staatsgebiete  oder  der  Gebietshoheit)  an 
die  Spitze  zu  stellen.  Es  ist  aber  diesem  Prinzip  in  Bezug  auf  das  praktische 
Staatsrecht  unbedingt  der  Platz  an  der  Spitze  des  ganzen  System's  anzu- 
weisen, wodurch  auch  erst  Zusammenhang  in  seine  einzelnen  Consequenzen 
gebracht  wird.  —  Das  Territorialprinzip  unterscheidet  sich  von  dem 
Patrimonialprinzip  dadurch,  dass  es  1)  nicht  das  Eigenthum  an 
Grund  und  Boden  zum  Grunde  der  Staatsgewalt  selbst  macht,  sondern  nur 
die  Thatsache  der  Unterwürfigkeit  des  Landes  als  den  allgemeinen 
historischen  Grund  der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  in  demselben  dar- 
stellt, und  2)  dadurch,  dass  es  die  Frage,  wie  und  aus  welchem  Rechts- 
titel  das  Land  oder  die  Herrschaft  darin  besessen  werde  —  (ob  jure  patri- 
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II.  Ali^icliiiitt. 

Von  der  Erwerbung  der  Souverainiiäl. 


1.  Unterabflieilitiig'. 

A)  AlUje7neines. 

§.  61. 

Von  den  Subjekten,  welche  die  Souverainität  be;sitz.en 
können,  und  der  hierdurch  bedingten  Eintheilung 
der  Beherrschungsformen  in  Monarchien,  Aristokra- 
tien und  Demokratien. 

Der  Natur  der  Sache  nach  ist  die  Herrschaft  thatsächlich 
immer  und  nothwendig,  in  Wahrheit  und  Wirklichkeit  da,  wo 
das  höchste  Vermögen,  d.  h.  die  meiste  Macht,  Intelhgenz  und 
Willenskraft  ist  i).  Darum  ist  die  natürliche  und  eigentlich  pri- 
mitive Beherrschungsform  Aristokratie,  d.  h.  Herrschaft  der 
vereinigten  willenskräftigen  Mächtigen  über  die  willensträgen 
Massen  2):  sie  geht  aber  in  ihrer  historischen  Entwickelung  all- 


monii,  oder  jure  usufructiiario,  d.h.  als  ein  eigenlluimsähnliches  oder  von  der 
Volkssouveränität  abgeleitetes  Recht,  §.  46,  Note  13)  —  überhaupt  gar  nicht 
berührt.  Das  Territorialprinzip  ist  seinem  Wesen  nach  die  von  der  Prä- 
tension, den  absoluten  Rechtsgrund  der  Staatsgewalt  angeben  zu  wollen, 
entkleidete,  und  auf  die  blos  praktische  Erklärung  der  Erscheinung,  dass 
geherrscht  wird,  eingeschränlcte  Theorie  der  Uebermacht  (§.  44). 

')  Vergl.  §.  54.  —  Ganz  in  diesem  Sinne  berichtet  Erchanbert  (Frag, 
bei  Bouquet,  IL,  S.  690)  über  den  Verfall  der  Merowinger  seit  dem  Auftreten 
Pipin's  des  Mittlern:  „Ex  hinc  reges  nomen,  non  honorem  habere  coepe- 
runt." 

*)  Die  Aristokratie  tritt  historisch  übei-all  sogleich  hervor,  so  wie  der 
politische  Zustand  über  den  einfach -patriarchalischen  Famillenzustand  her- 
aufgewachsen ist;  auch  zeigt  sogar  die  Familie  selbst  fast  überall  frühzeitig 
ein  aristokratisches  Element  in  der  höheren  Berechtigung  der  Agnaten  oder 
Schwerdtmagen.  —  Auch  die  Theokratie  ist  nur  eine  Form  der  Aristo- 
kratie. D ah  1  mann,  Politik,  §.  22. 
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niählig  entweder  in  Demokratie,  d.  h.  Selbstherrschaft  der 
3Iassen,  oder  in  Monarchie,  d.  h.  in  Herrschaft  eines  Einzel- 
nen, über.  Ersteres  ist  der  Fall,  wenn  die  gesammte  Masse  des 
Volkes,  als  das  jederzeit  an  sich  physisch -Mächtigste,  anfängt, 
sich  selbst  als  die  grösste  Intelligenz  zu  betrachten  und  einen 
Gesammtwillen  zu  äussern,  und  somit  sich  zur  Ueberlegenheit 
über  die  wenigeren  Aristokraten  erhebt^).  Das  Letztere  tritt 
ein,  wenn  sich  die  Masse  entweder  freiwillig  unter  die  Lei- 
tung eines  Einzelnen  stellt,  um  das  Joch  der  Aristokraten  ab- 
zuschütteln ^),  oder  es  einem  einzelnen  Ehrgeitzigen  gelingt, 
mit  Hülfe  des  kampflustigen  Theiles  der  Massen  die  alte  Ari- 
stokratie zu  stürzen  und  die  übrige  Masse  als  etwas  Willen- 
loses mit  fortzureissen  und  sich  zu  unterwerfen  ^). 

Die  Herrschaft  der  Macht,  der  Intelligenz  und  der  Willens- 
kraft über  die  Schwäche  und  Trägheit  ist  überdies  ein  so  sehr 
natürliches  Verhältniss,  dass  es,  genau  betrachtet  (dem  Wesen 
nach),  nie  eine  andere  Beherrschungsform,  als  die  Aristokratie 
gibt,  so  dass  die  Demokratie  und  Monarchie  eigentlich  nur  ver- 
schiedene Entwickelungsformen  der  ersteren  und  Abstufungen 
ihrer  äusseren  Erscheinung  sind.  Es  drängen  sich  nämlich  auch 
in  der  Demokratie  und  in  der  Monarchie  fortwährend  die  ein- 
zelnen politischen  Partheien  flanach,  ihren  Ansichten  und  Inte- 
ressen vorzugsweise  Geltung  zu  verschaffen,  d.  h.  Aristo- 


^}  Dies  tritt  regelmässig  ein,  wo  die  Aristokratie  übermiithig  wird. 

*)  Diesen  gewülinllchen  Entwickelungsgang,  das  Hervortreten  der  Mo- 
narchie als  Opposition  gegen  die  Aristokratie,  häufig  nach  einer  kurzen 
demokratischen  Episode,  welche  nur  den  Uebergang  vermittelt  (wie  bei 
Caesar  und  Napoleon)  hat  schon  Cicero,  de  offic,  IL,  12,  sehr  gut  bemerkt: 
„Mihi  quidera  non  apud  Medos  solum,  ut  ait  Herodotus,  sed  etiam  apud 
majores  uostros  justitiae  fruendae  causa  videntur  olim  bene  meriti  reges 
constituti.  Nam  qunm  premeretur  inops  multitudo  ab  iis,  qui  majores  opes 
habebant,  ad  iinum  aliquem  confugiebant  virtute  praestantem,  qui  quum 
prohiberet  injuria  tenuiores,  aequitate  constituenda  summos  cum  infimis 
pari  jure  retinebat."  (Vergl.  oben  §.  46,  Note  13.) 

*)  So  berichtet  im  16.  Jahrhundert  IF.  Pirckheimer,  censura  de  Ger- 
maniae  rebus  publicis  (in  Opp.  Edit.  Frkf.  1765,  p.  201),  über  die  Art,  wie 
die  Bischöfe  verfuhren,  um  sich  die  Reichsstädte  zu  unterwerfen :  „Sed  cum 
primum  plebem  contra  optimates  instigassenf,  brevi  eos  nbique  ejecere,  ac 
deinde  stulto  opprcsso  populo,  omnia  suae  ditioni  subjecerunt." 

Zöpfl,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  7 


kratie  zu  sein.  Nirgends  vermag  auch  der  Monarch  etwas 
(praktisch)  ohne  Aristokratie^),  und  eben  so  verfällt  die  De- 
mokratie unvermeidlich  in  Anarchie  und  Auflösung,  so  Avie  in 
ihr  nicht  mehr  die  natürlichen  Aristokraten  herrschen,  d.  h.  so 
wie  die  Volksmeinung  nicht  von  jenen  (immer  sehr  seltenen) 
Talenten  geleitet  .wird,  welche  ohne  Erstrebung  persönlicher 
Yortheile  nur  zum  Wohle  der  Gesammtheit  zu  wirken  suchen '^). 
In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  auch  kein  Staat  im 
Wesen  etwas  anderes  sein  solle,  als  eine  Aristokratie:  denn 
dass  die  Besten  (die  Tüchtigsten)  herrschen,  ist  vernünftig. 
Da  in  der  Demokratie  das  Volk  zugleich  Herrscher  und  ge- 
horchende Masse  ist,  so  ergibt  sich  von  selbst,  dass  bei  dieser 
Staatsform  nicht  von  Erwerbung  der  Souverainität  in  staats- 
rechtlicher Beziehung  die  Rede  sein  kann  ^),  sondern  hier  ist 
die  Souverainität  unmittelbar  mit  dem  Dasein  des  Volkes  in  sol- 
cher Staatsform  gegeben:  dagegen  aber  ist  die  Frage  nach 
der  Erwerbung  der  Souverainität  bereits  möglich  bei  aristokra- 
tischer Regierungsform,  am  meisten  aber  von  praktischer  Be- 
deutung in  monarchischen  Staaten. 


*)  Das  Wesen  der  Monarchie  bestehet  eben  in  der  Verbindung  sämmt- 
licher  in  dem  Staate  mögliclicr  Aristokratien  mit  dem  Staatsherrscher  und 
dadurch  unter  sich  selbst.  Es  lassen  sich  aber  vier  solche  Aristokratien 
unterscheiden:  1)  die  Aristokratie  des  grossen,  geschlossenen  und  unver- 
äusserlichen Grundbesitzes,  sogen.  Geburts- Aristokratie;  2)  die  Aristo- 
kratie des  beweglichen  Vermögens  und  des  freien  veräusserlichen  Grund- 
besitzes, sogen.  Geld- Aristokratie;  3)  die  Aristokratie  der  Intelligenz,  d.  h. 
Geistlichkeit-  und  Beamten -Aristokratie;  4)  Aristokratie  der  physischen 
Kraft,  resp.  die  militärische  Macht  des  Staates,  Landwehr  u.  s.  w.  — ■  Dass 
die  Monarchie  überall  wieder  eine  Vielherrschaft  gebährt  (Beamten- Ari- 
stokratie), die  unter  Umständen  höchst  drückend  sein  kann,  hat  auch  schon 
recht  gut  bemerkt,  D  a  h  1  m  a  n  n ,  Politik,  §.21. 

')  Hinsichtlich  der  politischen  Charakteristik  der  drei  genannten  Staats- 
formen vergl.  Da  hl  mann,  Politik,  §.  19  u.  f. 

8)  Hier  könnte  nur  von  Erwerbung  der  Souverainität  in  völkerrecht- 
licher Beziehung  die  Rede  sein,  insoferne  z.  B.  eine  Provinz  sich  von  einem 
bestehenden  Staate  losreisst,  und  als  souveraine  Republik  auf  eine  völker- 
rechtliche Stellung  Anspruch  macht. 
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§.  62. 
Eiiillieilunüf  der  Erwerbsarteii  der  Souverainität. 


"O 


Daraus,  dass  die  Souverainität  auf  dem  Territorialprinzip 
beruht,  und  eben  darum  auch  für  den  Souverain  sich  als  ein 
Recht  des  Besitzes  (ius  possessionis)  charakterisirt  (§.59), 
ergibt  sich  von  selbst,  dass  dieselbe,  wie  jeder  Besitz,  auf 
zweifache  Weise  erworben  werden  oder  entstehen  kann, 
nämlich  rechtlich  oder  widerrechtlich.  Da  das  Bestehen 
einer  Staatsgewalt  an  sich  (absolut)  vernünftig  und  darum 
rechtlich  ist,  so  ist  auch  jede  Erwerbung  oder  Entstehung 
derselben  rechtlich,  welche  nicht  mit  einem  älteren,  recht- 
hch  noch  nicht  erloschenen  Kronbesitzrechte  eines  anderen 
Subjektes  in  Widerspruch  steht,  und  umgekehrt  ist  sie  da,  aber 
auch  nur  da  widerrechtlich,  wo  und  so  lange  ein  solcher 
Widerspruch  besteht.  Noch  deutlicher  wird  vielleicht  dieses  Ver- 
hältniss  ausgedrückt,  wenn  man  auf  dasselbe  die  germanische 
Terminologie  überträgt,  wodurch  die  bei  dem  deutschen  Immo- 
biliarbesitze, der  Gewer  an  Immobilien,  vorkommenden  Rechts- 
verhältnisse charakterisirt  werden  —  eine  Uebertragung,  welche 
um  so  mehr  gerechtfertigt  und  auch  mehr  als  eine  blosse  Ana- 
logie zu  nennen  sein  dürfte,  da  die  Souverainität  selbst  voll- 
ständig den  Charakter  eines  germanischen  Immobiliar- Rechtes 
an  sich  trägt  (§.  59).  Hiernach  kann  die  hier  aufgestellte 
Theorie  auch  folgendermassen  ausgesprochen  Averden:  Jede 
faktisch  bestehende  Souverainität  ist  eine  Gewer,  aber  nicht 
jede  ist  eine  rede  liehe,  d.  h.  bona  ßde  et  justo  tltitlo  erlangte 
Gewer:  jede  faktisch  bestehende  Souverainität  hat  also  als 
solche  rechtliche  Wirkungen,  aber  in  einem  Widerstreite  der 
bloss  faktischen  mit  der  überdies  noch  besonders  titu- 
lirten  Gewer  entstehet  die  Frage  nach  der  stärkeren  Rechts- 
wirkung der  einen  vor  der  anderen,  d.  h.  die  Frage  nach  der 
besseren  Gewer.  Hiernach  theilen  sich  also  die  Erwerbs- 
arten  der  Souverainität,  wie  die  der  Gewer,  in  rechtliche,  d.  h. 
titulirte,  sog.  legitime  Erwerbsarten,  und  in  widerrecht- 
liche, d.  h.  mit  einer  legitim  begründeten  Souverainität  in  Wi- 
derspruch stehende,  sog.  illegitime  Ervverbsarten. 

7* 
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§.  63. 

Von  der  Legitimität  und  Illegitimität  im  Allgemeinen. 

Geht  man  von  dem  Prinzipe  aus,  dass  jede,  wenn  auch  nur 
faktisch  bestehende  Souverainität  an  sich  ein  Recht  und  ihr 
faktisches  Bestellen  selbst  schon  ein  Rechtstitel  ist  (§.  60.  62), 
so  ergibt  sich  hieraus,  dass  der  Begriff  der  Illegitimität  kein 
absoluter  Begriff  ist,  d.  h.  dass  eine  bestehende  Souverainität 
niemals  an  sich  und  unter  allen  Verhältnissen,  sondern  nur 
dann  und  unter  der  Voraussetzung  und  auch  nur  in  soweit  eine 
Widerrechthchkeit  sein  kann,  als  sie  mit  dem  älteren  und  bes- 
seren Ansprüche  eines  anderen  Subjektes  auf  die  Sou- 
verainität im  Widerspruche  steht.  Darum  hat  die  Frage 
nach  der  Legitimität  und  Illegitimität  des  Staatsherrschers  auch 
nur  in  den  Monarchien^)  und  zwar  vorzugsweise  in  den 
Erbtnonarchien  2)  praktische  staatsrechtliche  Bedeutung.  Hier 
kann  die  Legitimität  in  drei  Beziehungen  in  Frage  kommen, 
nämhch  erstens,  in  Beziehung  zum  Volke,  sodann  in  Bezie- 
hung zu  einem  früheren,  d.  h.  zu  einem  vertriebenen  Souve- 
rain  und  dessen  Familie,  sowie  zu  einem  einzelnen,  gleichfalls 
auf  die  Krone  Anspruch  erhebenden  Mitgliede  desselben  Für- 
stenhauses, und  endlich  in  Beziehung  zu  dritten  Staaten. 

§.  64. 
Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Verhält- 
nisse zum  Volke. 

Dem  Volke  gegenüber,  es  mag  vor  der  Unterwerfung  unter 
den  gegenwärtigen  monarchischen  Souverain  als  eine  Republik 


^)  Nichts  hat  von  jeher  iu  die  Wissenschaft  mehr  Verwirrung  gebracht, 
als  das  allzuviele  Geueralisiren.  Viel  scheint  für  die  Erörterung  eines  Rechts- 
verhältnisses gewonnen,  wenn  es  gelingt,  die  speziellen  Beziehungen  scharf 
zu  bestimmen,  unter  welchen  es  allein  vorkommen  kann.  Auch  ist  das  Wort 
„Legitimität"  seit  dem  Wiener  Congresse  von  1814,  wo  sich  Tal- 
leyrand  zuerst  desselben  bediente,  iu  der  Diplomatie  stets  auch  nur 
in  Bezug  auf  Erbmonarchien  gebraucht  worden. 

2)  Da  ausser  dem  Kirchenstaate  in  Europa  keine  Wahlmonarchie 
mehr  besteht,  so  wird  sich  die  folgende  Darstellung  auf  die  Eutwickelung 
der  Legitimitäts  -  Theorie  für  die  Erbmonarchien  beschränken. 
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sich  selbst  regiert  oder  einem  anderen  Subjekte  gehorcht  haben, 
gibt  es  von  dem  Standpunkte  des  praktischen  Staatsrechtes 
aus  angesehen,  niemals  einen  illegitimen  Staatsherrscher '). 
In  demselben  Augenblicke  nämlich,  in  welchem  es  einer  Person 
gelungen  ist,  sich  in  den  Besitz  des  Territoriums  zu  setzen  2), 
und  hierdurch  sich  das  Volk  gleichviel  mit  oder  gegen  dessen 
Einwilligung  zu  unterwerfen,  hat  dieselbe  die  Gesetze  in  ihrer 
Hand  und  in  ihrem  Dienste.  Der  Moment,  in  Avelchem  der  Mo- 
narch die  Gerichte  in  Abhängigkeit  von  sich  gebracht  hat, 
bezeichnet  daher  auch  den  Zeitpunkt,  von  welchem  an  er  für 
das  Volk  der  gesetzlich  nothwendig  anzuerkennende  Souverain 
ist,  indem  von  diesem  Augenblicke  an  der  Unterthan  als  Hoch- 
verräther und  Rebell  gestraft  wird,  wenn  er  gegen  den  Staats- 
herrscher eine  feindliche  Handlung  unternimmt,  oder  sich  in 
eine  Verschwörung  zu  Gunsten  des  früheren  Zustandes  oder 
der  vertriebenen  Herrscherfamilie  einlässt.  Dem  Volke  gegen- 
über bestimmt  sich  also  der  Begriff  der  Legitimität  des  Souve- 
rains  dahin:  legitimer  Staatsherrscher  ist  dasjenige  Sub- 
jekt, welches  das  positive  Gesetz  und  die  Gerichte  in  dieser 
Eigenschaft  schützen^).  Das  positive  Gesetz  schützt  aber 
der  Natur  der  Sache  nach  in  dieser  Eigenschaft  jedes  Subjekt, 
das  sich  zum  Herrn  des  Territoriums  gemacht  hat^).  Die  Le- 


1)  Wer  das  Gegentheil  behauptet,  fällt  eben  hierdurch  in  die  Vertrags- 
theorie. Uebrigens  ist  sogar  der  Spi-achgebrauch  dafür.  Nie  hat  man  einen 
Cäsar,  einen  Octavianus  Angustus,  oder  sonst  einen  Manu  von  Kraft  und 
Talent,  dem  es  gelang,  eine  Republik  in  eine  Monarchie  umzuwandeln, 
einen  illegitimen  Herrscher  genannt,  wenn  man  ihn  gleichwolil  etwa  mit 
dem  Titel  eines  Tyrannen  belegte. 

^)  Darum  ist  die  Entdeckung  fi-emder  Länder,  deren  Bevölkerung  noch 
nncivilisirt  war,  und  noch  keinen  Staat  bildete,  unter  den  seefahrenden 
europäischen  Nationen  stets  für  einen  Erwerbstitel  der  Souverainität  ge- 
achtet worden. 

^)  So  lange  es  ein  Subjekt  noch  nicht  bis  auf  diesen  Punkt  gebracht  hat, 
ist  es  eben  noch  nicht  Souverain,  sondern  erst  ein  Kämpfer  um  die  Sou- 
verainität. 

*)  Mau  kann  dieser  Theorie  nicht  vorwerfen,  dass  sie  jeder  gelungenen 
Revolution  oder  Usurpation  das  Wort  rede.  (Dies  scheint  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  [Umarbeitung],  S.  116,  118,  anzunehmen,  dessen  Darstellung  der 
Legitimitätslehre  aber  in  keiner  Weise  befriediget,  da  er  die  drei  Be- 
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gitiraität  des  Staatsherrschers  im  Verhältniss  zum  Volke  ist  also 
eine  durch  das  positive  Gesetz  und  die  Gerichte  ge- 
schützte (garantirte)  Innehabung  der  Staatsgewalt.  Da  nun 
aber  nur  der  jeweilige  Staatsherrscher  es  ist,  welcher  das  po- 
sitive Gesetz  gibt  und  die  Gerichte  bestellt,  und  hierdurch  sich 
selbst  in  seiner  Souverainität  schützt,  so  liegt  also  immer  die 
Quelle  seiner  Legitimität  dem  Volke  gegenüber  in  ihm  selbst, 
d.  h.  dem  Volke  gegenüber  beruhet  die  Legitimität  lediglich  in 
dem  Besitze  der  Souverainität:  der  Besitz  ist  sich  hier  selbst 
und  zwar  einziger  und  ausschliessender  Rechtstitel  und  jede 
höhere  Beziehung  überflüssig  und  unpraktisch. 

§.  65. 

Von  der  Legitimität  des  Staatslierrsehers  im  Verhältnisse 
zu  einer  ältei-en  Dynastie. 

Die  Beziehung  des  Besitzes  der  Souverainität  auf  einen 
weiteren,  ausser  ihm  selbst  liegenden  und  daher  höheren 
und  von  ihm  möglicherweise  auch  getrennt  bestehenden 
Rechtstitel  wird  aber  da  möglich,  ja  nothwendig  und  unentbehr- 
lich, wo  nicht  das  Verhältniss  des  Souverains  zum  Volke,  son- 
dern das  Rechtsverhältniss  des  gegenwärtigen  Inhabers  der 
Souverainität  zu  dem  als  älter  und  besser  behaupteten  An- 
sprüche eines  anderen  Subjektes  auf  dieselbe  Souverainität 
in  Frage  gezogen  wird.  Dieser  Fall  ereignet  sich  in  den  Erb- 
monarchien, wenn  das  herrschende  Subjekt  oder  die  herr- 
scherberechtigte Familie  entfernt  worden  ist,  oder  unter  ihren 
Mitgliedern  selbst  Thronstreitigkeiten  sich  erheben.  Die  Mög- 
lichkeit und  die  Nothwendigkeit  der  Beziehung  des  Besitzes 
der  Souverainität  auf  einen  höheren  Rechtstitel  ist  aber  in  der 
Erbmonarchie  in  deren  eigentlicher  Natur  und  Wesen  selbst  be- 
gründet. In  jeder  Erbmonarchie  erscheint  nämlich  die  Krone 
(das  Herrscherrecht,  die  Souverainität)  nicht  nur  als  der  Be- 


ziehungen, in  welchen  die  Legitimität  in  Frage  kommen  kann  [§.  63] ,  nicht 
gehörig  luitersclieidct).  —  Diese  Theorie  erkennet  aber  nur  an,  was  un- 
leugbare Thatsache  ist,  und  will  nur  dies  zum  klaren  Bewusstseln 
bringen. 
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sitz  eines  Individuums  gegenüber  dem  Volke,  sondern  sie 
nimmt  auch  zugleich  die  Natur  eines  Patrimonium's,  mit- 
unter und  meistentheils  (aber  nicht  nothwendig)  sogar  die 
Natur  eines  Majorates  einer  gewissen  Familie  an,  indem  sich 
hier  der  Begriff  der  politischen  Herrschaft  mit  dem  Charakter 
eines  Privat-Rechtes,  nämlich  mit  der  Erblichkeit  ver- 
bindet und  zu  einem  Ganzen  verschmilzt^).  Die  rechtmässige 
(legitime)  Abstammung  aus  der  herrschenden  Familie,  durch 
vollgültige  Ehe 2)  und  die  Berufung  zur  Thronfolge  durch 
die  in  einem  Herkommen  oder  Hausgesetze  oder  auch  unter  ge- 
wissen Umständen  (§.  68)  in  einer  letztwilligen  Disposition 
des  bisherigen  Souverains  begründete  Successions-Ord- 
nung  bilden  daher  in  der  Erbmonarchie  einen  historischen  Titel 
für  die  Ergreifung  des  Besitzes  der  Souverainität  selbst, 
d.  h.  sie  enthalten  analog  dem  privatrechtlichen  Eigenthums- 
und  Erbrechts-Begriffe  ein  besseres  Besitzrecht  im  Yer- 
hältniss  zu  einem  Besitze,  welcher  sich  im  Widerspruche 
hiermit  geltend  zu  machen  sucht,  und  dieser  Oualification  ent- 
behrt. Die  Legitimität  ist  daher  in  Bezug  auf  die  Erbmonarchie 
nichts  anderes,  als  das  Kronbesitzrecht,  welches  auf  recht- 
mässiger Abstammung  aus  dem  Herrscherhause  und  Berufung 
durch  die  Thronsuccessionsordnung  beruht^), und  welches  eben 
sowohl  mit  dem  wirklichen  Besitze  der  Souverainität  verbun- 
den, als  von  demselben  getrennt  gedacht  werden  kann.  AVo 
nun  aber  das  Kronbesitzrecht  von  dem  faktischen  Besitze 
der  Souverainität  wirklich  getrennt  ist,  da  erscheint  dieser 


•)  Daher  wird  auch  noch  in  Deutschland  das  Familien-  und  Erbrecht 
der  souveränen  und  übrigen  früher  wirklich  reichsständisch  gewesenen  Fa- 
milien als  Privatfürsteurecht  bezeichnet. 

')  Die  Bedingungen  der  Vollgültigkeit  der  Ehe  können  partikulär  ver- 
schieden modifizirt  sein,  z.  B.  durch  Forderung  der  Ebenburt  der  Gemahlin  etc. 

')  Man  hat  die  Legitimität  auch  als  Thronbesitzrecht  kraft  göttlichen 
Rechtes  (§.  47,  Note  3)  definirt.  Diese  Begrilfsbestimmung  stimmt  mit  der 
hier  entwickelten  Theorie  genau  zusammen,  in  soferue  hierdurcli  in  mög- 
lichster Kürze  ausgedrückt  wird,  dass  die  Legitimität  des  Staatsherr- 
schers an  sich  nicht  von  einer  freiwilligen  (ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden vertragsmässigen)  Uebertragung  der  Staatsgewalt  durch  das 
Volk  abhängt,  da  diese  unter  Umständen  selbst  als  rechtswidrig  (revolu- 
tionär) erscheinen  kann. 
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letztere  dem  ersten  gegenüber,  d.  h.  in  Beziehung  auf  das  kron- 
besitzbererhtigte  Subjekt  als  nicht-titulirter,  folglich  als  recht- 
lich schlechterer,  und  dem  besseren  Rechte  widerstreitender 
Besitz,  und  mithin  im  Vergleiche  mit  jenem  als  widerrecht- 
licher oder  illegitimer  Thronbesitz,  und  hier,  aber  auch  nur 
hier  allein,  kann  von  einem  Gegensatze  des  Herrschers  ih  jure 
und  des  Herrschers  de  facto  gesprochen  werden. 

§.66. 

Von  der  Legitimität  des  Staatslierr.schers  im  Verhält- 
nisse zu  auswärtigen  Staaten. 

Da  der  Besitz  einer  Krone  nur  im  Verhältnisse  zu  einer  äl- 
teren Dynastie  illegitim  sein  kann,  so  ergibt  sich  als  Folge- 
rung, dass  die  Legitimität  eines  Souverains  an  sich  keine 
Frage  ist,  welche  sein  Verhältniss  zu  anderen  Staaten  berührt. 
Vielmehr  gelten  in  dieser  Beziehung  ganz  dieselben  Grundsätze, 
wie  in  Bezug  auf  die  Legitimität  eines  Staatsherrschers  im 
Verhältnisse  zum  Volke  (§.  64).  Im  Verhältnisse  zu  anderen 
Staaten  ist  daher  jeder,  wenn  auch  nur  faktische  Staatsherr- 
scher befugt,  sich  als  herrsch  er  her  echt  igt  zu  betrachten 
und  Anerkennung  seiner  Herrschaft  zu  verlangen,  schon  darum, 
weil  sie  thatsächlich  besteht.  Der  Grund  hiervon  liegt  darin, 
weil  in  völkerrechtlicher  Beziehung  jeder  Staat  als  ein  sou- 
veraines  Gemeinwesen  erscheint,  und  daher  über  nichts,  was 
seine  inneren  Verhältnisse  betrifft,  ein  anderes  als  sein  eigenes 
Urtheil  anzuerkennen  braucht,  am  wenigsten  aber  eine  so  wich- 
tige Frage,  wie  die  Legitimität  seines  Souverains  ist,  von  dem 
Belieben  auswärtiger  Staaten  abhängig  machen  kann  ^).  Nur  in- 
soferne  bestehet  ein  Unterschied  zwischen  der  Legitimität  in 
Bezug  auf  das  Volk  und  der  Legitimität  in  Bezug  auf  andere 
Staaten,  als  erstere  schon  mit  der  Innehabung  der  Gewalt 
völlig  erworben  ist  und  thatsächlich  besteht  (§.  64),  letztere 
aber  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  mehr  sein  kann,  als  ein 
Rechtstitel  für  den  Sou verain  ^),  die  Anerkennung  seines 


»)  Vergl.  §.  3,  Note  5. 

*)  Dies  nämlich  in  dem  Sinne,  als  jeder  Besitz,  über  dessen  Reclitlichkeit 
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Herrscherrechtes  von  den  anderen  Staaten  zu  verlangen,  und 
wenn  sie  nicht  freiwilhg-  gewährt  wird,  zu  erzwingen.  Da  aber 
die  anderen  Staaten  als  souveraine  Gemeinwesen  ebenfalls 
nicht  schuldig  sind,  hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Herrscher 
(Je  facto  auch  Herrscher  de  Jure  in  ersterem  Staate  sei,  ein  an- 
deres wie  ihr  eigenes  Urtheil  anzuerkennen,  so  bleibt  die  Le- 
gitimität, d.  h.  die  Herrscherberechtigung  des  Herrschers 
de  facto  in  Bezug  auf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse 
eben  so  lange  zweifelhaft  und  im  Schweben,  bis  es  ihm  ge- 
hngt,  von  den  anderen  Staaten  deren  Anerkennung  freiwillig 
oder  unfreiwillig  zu  erlangen.  Da  diese  Anerkennung  von  den 
einzelnen  Staaten  mitunter  auch  nur  einzeln  und  nach  und  nach 
erlangt  werden  kann,  so  ergibt  sich,  dass  ein  Souverain  in  Be- 
zug auf  einige  Staaten  bereits  als  legitimer  Herrscher  seines 
Staates  gelten  kann,  während  er  von  anderen  noch  nicht  dafür 
geachtet  wird  ^). 

§.67. 

Von  der  legitimen  regelmässigen  Erwerbsart  der 
Souverainität  insbesondere. 

So  wie  von  legitimen  und  illegitimen  Erwerbsarten  der  Sou- 
verainität und  dadurch  bedingtem  legitimen  und  illegitimen  Be- 
sitze derselben  überhaupt  nur  in  Bezug  auf  die  Monarchie  die 
Rede  sein  kann  (§.  63),  so  kann  insbesondere  nur  in  Bezug 
auf  die  Erbmonarchie  eine  Unterscheidung:  von  regelmässi- 
gen  und  ausserordentlichen  legitimen  Successionsarten 
mit  praktischer  Bedeutung  gemacht  werden.  Da  nach  der  Grund- 
idee der  Erbmonarchie  die  Krone  stets  ein,  wenn  auch  nicht 
nothwendig  bis  zu  dem  Begriffe  eines  Majorates  gesteiger- 
tes ^),  Patrinionimn  des  Souverains  ist  (§.  65),  so  ergibt  sich 

sich  der  Besitzer  selbst  das  souveraine  Urtheil  beilegen  darf,  eben  darum 
als  Recht  wirkt,  und  seinen  Titel  in  sich  selbst  trägt.  (Vergl.  §.  28,  Note  4.) 

')  Der  Grundsatz  des  Civilrechtes:  „die  Legitimität  ist  un- 
th  eilbar,"  findet  in  diesen  Beziehungen  des  öffentlichen  Rechtes  keine 
Anwendung. 

')  Ob  dies  der  Fall  ist,  muss  als  historisches  Faktum  in  concreto  er- 
wiesen werden,  in  sofcrne  es  nicht  notorisch  ist,  wie  z.  B.  in  Deutschland. 
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von  selbst,  dass  die  regelmässige  legitime  Successionsart 
die  Intestaterbfolge  ist.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  die  Inte- 
staterbfolge in  die  Krone  sich  bei  einem  jeden  Volke  ursprüng- 
lich genau  nach  denselben  (volksrechtsmässigen)  Prinzipien 
richtet,  nach  welchen  die  Immobilien  unter  den  Privaten 
vererben  2).  So  hat  sich  aus  dem  bei  den  Franken  gültigen 
Erbrechts-Systeme,  wonach  der  Mannsstamm  bei  der  Immobi- 
liar-Erbfolge  einen  unbedingten  Vorzug  vor  dem  Weibs- 
stamme genoss-*),  jenes  System  der  Thronfolge  gebildet,  wel- 
ches noch  heut  zu  Tage  in  Frankreich  und  in  ganz  Deutschland 
seit  den  Zeiten  seiner  Verbindung  mit  der  fräidiischen  Monar- 
chie^) ununterbrochen  gilt,  und  noch  jetzt  unter  dem  Namen 
der  Thronfolge  nach  dem  Salischen  Gesetze  bekannt  ist. 
Im  Gegensatze  hiervon  hatten  die  sächsischen  Völker  dem 
Mannsstamme  keinen  so  unbedingten  Vorzug  eingeräumt,  son- 
dern Hessen  bei  der  Erbfolge  in  die  Immobilien  nur  die  Sohne 
den  Töchtern  vorgehen,  zogen  diese  aber  den  entfernteren 
Agnaten  vor^).  Dasselbe  Erbsystem  finden  wir  noch  jetzt  unter 
dem  Namen  der  cognatischen  Successionsordnung  als  das  prak- 
tische in  England,  dessen  gesammte  Rechtsverfassung  auf 
den  Elementen  des  sächsischen  Rechtes  beruht.  Auf  ähnliche 


2)  Es  liegt  hierin,  wenigstens  in  Bezug  auf  die  germanischen  Völker,  ein 
historischer  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Behauptung,  dass  die  Souverainität 
ein  Inimobiliarrecht  ist  (§.  60).  —  Es  ist  überhaupt  bemerkenswerth,  wie 
in  Deutschland  die  praktische  Gültigkeit  des  alten  nationalen  Familieu- 
und  Erbrechts  immer  auf  engere  Kreise,  Adel-  und  Fürs ten stand,  ein- 
geschränlit  worden  ist,  während  es  bei  dem  Volke  selbst  durch  das  römische 
Recht  grösstentheils  verdrängt  wurde. 

')  Lex  Salica  tit.  62.  „De  terra  vero  Salica  nuUa  portio  hereditatis  mu- 
lieri  veniat:  sed  ad  virilem  sexum  tota  terrae  hereditas  perveniat." 

*)  In  politischen  Beziehungen  galt  in  dem  ganzen  Mittelalter  das 
fränkische  Recht  als  das  gemeine  Recht  des  deutscheu  Reiches. 
Schwabensp.  (Wackern.)  c.  104.  —  „Als  der  künic  erweit  wird,  von 
swelhem  lande  er  geboren  ist,  des  reht  hat  er  verloren,  uude  sol  haben 
vrensches  (fränkisches)  Recht.  Vergl.  Sachsensp.  III.,  54,  §.  4. 

*)  Lex  Saxon.  tit.  VII.,  §.  1.  „Pater  aut  mater  defuncti,  fiUo  non  fiUae, 
hereditatem  relinquit."  —  §.  5,  „Oui  defunctus  non  filios  sed  filiaa  reliquerit, 
ad  eas  omnis  haereditas  pertinet.  —  Sachsensp.  I.,  17,  §.  1.  —  Schon 
Tacitus  (Agrlc.  c.  16.)  sagt  von  den  Britten:  „neque  sexum  in  imperiis 
discernunt." 
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Weise  erkannte  man  auch  bei  dem  gothischen  Stamme  m 
Spanien,  nachdem  dort  endhch  auch  die  Erbmonarchie  Ein- 
gang gefunden  hatte,  nur  ein  Vorzugsrecht  der  Söhne  vor  den 
Töchtern  bei  der  Thronfolge  an,  so  wie  auch  nur  dieser  be- 
schränkte Vorzug  des  Mannsstammes  bei  den  Majoraten  des 
spanischen  Adels  vorkommt^).  Die  privatrechtUche  Natur  der 
Erbhchkeit  der  Krone  trat  ursprünglich  so  stark  hervor,  dass 
man  sogar  häufig  den  Grundsatz  der  Theilbarkeit  des  Erbgutes 
unter  die  gleich  nahen  Erben  noch  lange  Zeit  auch  bei  der 
Thronfolge  beibehielt  ^),  bevor  die  politischen  Interessen  so  viel 
Gewicht  erlangen  konnten,  dass  man  sich  entschloss,  das  alte 
volksthümliche  Immobiliar-Erbprinzip  in  soweit  zu  modifiziren, 
dass  man  die  Untheilbarkeit  des  Landes  und  den  Vorzug  des 
Erstgebornen  zur  Regel  erhob ^).  Eröffnet  wird  die  regel- 
mässige Erbfolge  entweder  durch  den  physischen  Tod  oder 
durch  Entsagung  (Abdikation)  des  Vorgängers,  oder  durch 
absolute  Regierungsunfähigkeit  des  zunächst  berufenen  Thron- 
erben ^) . 

§.  68. 
Legitime  ausserordentliche  ErAverhsarten. 

Ausserordentliche  legitime  Erwerbsarten  der  Souverainität 

sind: 

1)  Die  Ernennung  eines  Nachfolgers  durch  den  derzeitigen 

Souverain,  sei  es  durch  ein  förmliches  Gesetz,  oder  in 

Form  eines  Erb  vertrage  s,  oder  einer  Adoption  ^),  oder 


*)  Zum  erstenmale  wurde  dieser  Grundsatz  in  Spanien  in  Gesetzesform 
ausgesprochen  im  Jahre  1260,  unter  Alphons  X.  in  den  Siete  Partidas. 
Leg.  2,  tit.  14,  Part.  2.  —  Vergl.  meine  Schrift  über  die  spanische  Succes- 
sioasfrage.  Heidelberg,  1839,  p.  19. 

">)  Man  erinnere  sich  z.  B.  an  die  Landestheilungen  unter  den  Söhnen  und 
Enkeln  C  h  1  o  d  o  w  i  g '  s  u.  s.  w. 

^)  In  Deutschland  geschah  dies,  und  zwar  nur  in  Bezug  auf  die  Kur- 
fürstenthümer  erst  durch  die  goldene  Bulle  Karl's  IV.,  cap.  25,  im  J.  1356. 

•j  Hiervon  im  IV.  Abschnitte. 

')  Ihrem  juristischen  Wesen  nach  ist  die  Adoption  selbst  nichts  an- 
deres, als  eine  eigen thüm liehe  Art  von  Erb  vertrag,  d.  h.  das  künst- 
liche Erschaffen  eines  Erben  mit  dem  Charakter  eines  Intestat-  und  Noth- 
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einer  letztwilligen  (testamentarischen)  Verfügung, 
Die  Befiigniss  eines  Erbmonarchen  zu  einer  derartigen  Be- 
stimmung über  die  Versendung  der  Krone  gründet  sich 
im  Allgemeinen  auf  den  derselben  in  der  erblichen  Monar- 
chie zukommenden  Charakter  eines  Patrimonium's  (§.  64). 
Auch  wurde  diese  Befugniss  bei  den  germanischen  Völkern 
wenigstens  in  den  Fällen  nie  bezweifelt,  wo  der  gegen- 
wärtige Souverain  als  der  erste  Erwerber  oder  als  der 
letzte  Erbe  der  Krone  erscheint,  indem  sie  hier  der  na- 
tionalen Ansicht  über  die  Rechtsverhältnisse  bei  den  bonis 
ex  conquisitu  und  erblosem  Erbe  vollkommen  entsprach. 
Gerade  auf  diesem  Prinzipe  beruhet  auch  sogar  die  allge- 
mein anerkannte  Befugniss  des  ersten  Erwerbers  2)  einer 
Souverainität,  zu  Gunsten  seiner  eigenen  Descendenz  die 
Krone  für  ein  Majorat  und  Familienfideicommiss  zu 
erklären,  und  hiermit  nicht  nur  einerseits  eine  besondere 
(spezielle)  von  der  volks-  und  privatrechtlichen  abwei- 
chende Successionsordnung,  wie  die  Primogenitur  u.  dergl. 
einzuführen,  sondern  auch  anderseits  das  Successions- 
recht  seiner  Descendenten  in  infinitnm  durch  ein  Verbot 
anderweitiger  Dispositionen  des  jeweiligen  Besitzers  der 
Krone  sicher  zu  stellen,  resp.  dem  Thronfolgerechte  den 
Charakter  eines  jws  quaesitum  für  seine  ganze  Nachkom- 
menschaft beizulegen.  Wo  aber  eine  solche  Beschränkung 
des  jeweiligen  Besitzers  in  dem  Verfügungsrechte  über 
die  Krone  weder  durch  ein  Famiüenstatut  noch  durch  ein 


Erben.  —  Eines  der  ältesten  Beispiele  der  Adoption  eines  Thronerben  bei 
den  germanischen  Völkern  ist  die  Adoption  des  Königs  der  Heruler  durch 
Theodorich  d.  G.  Dieser  beruft  sich  dabei  auf  „mos  gentium"  und  recht- 
fertigt diesen  Akt  insbesondere  durch  die-  Bemerlvung:  „Ignavi  esse  nes- 
ciunt,  qiios  per  judicia  peperuut."  Cassiod.  Varia  IV.  Nr.  2. 

^)  Mau  hüte  sich  aber,  mit  einem  ersten  Erwerber  einen  Prinzen  einer 
anderen  Linie  zu  verwechseln,  welcher  selbst  nur  kraft  Erbrechtes  succe- 
dirt.  Diese  Verwechslung  wird  häufig  bei  der  cognatischen  Succession 
gemacht,  wobei  hinsichtlich  der  aus  der  cognatischen  Linie  stammenden 
Prinzen  natürlich  der  Fall  eintritt,  dass  sie  den  Namen  eines  anderen 
Fürstenhauses,  nämlich  jenes  Hauses  führen,  dem  sie  als  Agnaten  ange- 
hören. 
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Gesetz  oder  ein  verbindliches  Herkommen  eingeführt  wor- 
den wäre^),  und  wo  daher  der  Krone  der  Charaktereines 
Majorates  oder  Familienfideicommisses  nicht  oder 
doch  nicht  unbedingt  zukäme^),  da  muss  man  conse- 
quent  aus  dem  Begriffe  des  Patrimonium's  und  der  Sou- 
verainität  fortschliessend,  dem  jeweiligen  Souverain  die 
Befugniä^  beilegen,  über  die  Thronfolge  frei  zu  verfügen  ^), 
so  dass  in  diesem  Falle  die  übrigen  Glieder  der  Familie 
des  Souverains  nur  ein  Erbhoffnungsrecht,  aber  kein 
unwiderruflich  erworbenes  Recht  auf  die  Krone  haben 
können^).  Dieses  Yerhältniss  findet  sich  auch  wirklich 
praktisch  da,  wo  entweder  die  Monarchie  vollkommen  und 
absolut  autokratisch  besteht'),  oder  auch  der  Monarch 


^)  Ein  solches  Herkommen  besteht  z.  B.  allgemein  in  Bezug  auf  die  Sou- 
verainität  in  Deutschland  (p.  54,  Note  1),  und  musste  hier  schon  desshalb 
sich  bilden,  da  hier  die  Souverainität  historisch  aus  dem  Patrimonialprinzip 
und  Feudalismus  (§.26)  und  also  aus  dem  alt-nationalen  Stamm- 
guts- System  hervorgegangen  ist.  Sehr  schön  bemerkt  Hugo  Grotius,  de 
Jure  B.  et  P.  L.  IL,  c.  7,  §.  XI.,  Nr.  2,  dass  man  von  dem  Erwerber  einer 
Krone  vermuthen  müsse :  ,,id  de  sua  successione  statuisse,  quod  lex  aut  mos 
habet  popidi."  Dieser  Satz  ist  um  so  bedeutender,  wo  —  wie  in  Deutsch- 
land —  es  der  Stolz  des  Fürsten  ist,  mit  seinem  Volke  die  Nationalität 
zu  theilen. 

*)  Letzteres  ist  der  Fall  in  Staaten,  wo  das  Volk  (oder  Parlamente) 
mit  dem  Monarchen  die  Souverainität  theilen,  oder  doch  einige  aus  einer 
solchen  Theiluug  herrührende  Rechte  sich  erhalten  haben. 

*)  Der  Grund  hiervon  ist,  wie  Hugo  Grotius,  1.  c.  L.  IL  cap.  7,  §.  X., 
Kr.  2,  selir  treffend  angibt,  der:  dass  unter  solchen  Voraussetzungen  die 
Intestaterbfolge  selbst  nichts  anderes  ist,  als  „tacitum  testamentum  ex  vo- 
luntatis  conjectura." 

^)  Sehr  gut  bemerkt  auch  in  dieser  Beziehung  Hugo  Grotius,  1.  c.  §.  XL, 
Nr.  1  und  §.  XXV.,  dass  die  natürliche  Pietät  den  Monarchen  dahin  führen 
müsse,  nicht  diejenigen  auszusohliessen  oder  zu  übergehen,  welche  ihm 
durch  das  Blut  am  nächsten  gestellt  sind:  dass  aber,  wo  keine  positive 
den  Monarchen  im  Verhältuiss  zu  seinen  Familieugliedern  bindende  Norm 
vorhanden  sei,  er  allerdings  zu  einer  beliebigen  Ausschliessung  (exhere- 
datlo)  vom  Throne  befugt  sei,  indem  nicht  Alles,  was  der  natürlichen  Billig- 
keit am  meisten  entspreche,  desshalb  auch  nach  dem  natürlichen  Recht 
absolut  nothwendig  sei. 

')  Dies  galt  z.  B.  in  Russland  nach  der  Thronfolgeordnung  Peter's  I. 
von  1722.  —  Wo  der  Souverain  absoluter  Monarch  ist,  da  ist  er  auch 
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die  Souverainität  nur  dem  Namen  nach  vollständig  be- 
sitzt, dem  Wesen  nach  aber  die  pohtisclien  Gewalten  mit 
dem  Volke,  d.  h.  mit  Ständen  oder  Parlamenten  theilt^), 
in  welchem  letzteren  Falle  der  Monarch  in  Gemeinschaft 
mit  den  Ständen  jede  Veränderung  in  der  Thronfolge,  welche 
durch  die  politischen  Verhältnisse  geboten  scheint,  rechts- 
gültig vornehmen  kann^).  Die  Wichtigkeit  und  die  politi- 


iinbeschränkter  Herr  des  Lebens  und  aller  Rechte  seiner  Familienglieder.  — 
Ueber  die  eigenthümlichen  Grundsätze  hinsichtlicli  der  Tluoufolge  in  der 
Türkei  vergl.  den  Vortrag  des  Herrn  v.  Hammer  in  der  königl.  Akademie 
der  Wissenschaften  zu  München  (Augsb.  allg.  Zeitung,  1841,  Nr.  242,  Beil.). 

^)  Solche  Staaten  pflegte  man  früher  regna  tistifrtictuaria  zu  nennen, 
lind  bezeichnete  im  Gegensatze  davon  diejenigen,  wo  der  Souverain  allein 
vollliommen  freie  Verfügung  über  die  Thronfolge  hatte,  als  regna  patri- 
tnonialia.  (Vergl.  oben  §.  46,  Note  13.)  In  den  ersteren  betrachtete  mau 
die  Souverainität  des  Monarchen  als  donum  populi,  d.  h.  als  .\usfluss  der 
Volkssouverainität.  Vergl.  Hugo  Grotius,  de  J.  B.  et  P.  Lib.  IL,  c.  7,  §.  XXVI. 

*)  So  z.  B.  in  England.  Sehr  merkwürdig  ist,  wie  sich  Blackstone, 
das  Orakel  der  englischen  Jurisprudenz,  bekannt  als  ein  grosser  Conser- 
vativei",  T.  L,  p.  195,  hierüber  ausspricht.  „Unter  dem  Erbrecht  wird  (in 
England)  keineswegs  ein  unbedingtes  Recht  auf  den  Thron  verstanden. 
Niemand,  denke  ich,  wird  solches  behaupten  wollen,  der  unsere  Gesetze, 
Verfassung  und  Geschichte  ohne  Vorurtheil  und  nur  mit  einiger  Aufmerk- 
samkeit geprüft  hat.  Die  höchste  gesetzgebende  Gewalt  des  Königreiches, 
nämlich  der  König  und  die  beiden  Häuser  des  Parlaments,  besitzt  unzweifel- 
haft das  Recht,  die  Erbfolge  zu  vernichten  und  durch  besondere  Statute, 
Einschränkungen  und  Vorkehrungen  den  unmittelbaren  Erben  auszu- 
sch Hessen,  so  wie  einen  anderer^  zur  Erbfolge  zu  berufen.  Dies  stimmt 
auch  ganz  genau  mit  unseren  Gesetzen  und  unserer  Verfassung  überein  und 
wird  aus  dem  in  unserem  Statute-book  so  häufig  gebrauchten  Ausdruck: 
„des  Königs  Majestät,  seine  Erben  und  Nachfolger"  abgeleitet. 
Wir  ersehen  hieraus,  dass  so  wie  unter  dem  Worte  „Erbe"  nothwendig 
eine  Erbfolge  oder  ein  Erbrecht  verstanden  wird,  eben  so  das  Wort  „Nach- 
folger", im  strengen  Sinne  genommen,  erheischt,  dass  diese  Erbfolge  zu- 
weilen vernichtet,  oder  dass  ein  Nachfolger  des  Königs  vorkommen  kann, 
ohne  gerade  sein  (Intestat-)  Erbe  zu  sein.  Und  dies  ist  so  sehr  in  der  Ver- 
nunft begründet,  dass  ohne  solch  eine  Gewalt  unsere  Verfassung  sehr  man- 
gelhaft wäre;  denn  nehmen  wir  einfach  den  traurigen  Fall  an,  der  Erbe 
wäre  verrückt,  blödsinnig,  oder  sonst  unfähig  zu  regieren,  wie  elend  würde 
die  Lage  der  Nation  sein  etc."  —  Man  ersieht  hieraus,  dass  Blackstone  den 
Gebrauch  dieses  Rechtes  auf  die  dringendesten  Fälle  —  gleichsam  auf  einen 
Notiistand  einschränken  will.    Indessen  sind  die  von  ihm  angeführten 


111 

sehe  Gefährlichkeit  einer  solchen  Veränderung  aber  haben 
selbst  in  solchen  Staaten,  in  welchen  die  ursprünglichen 
Parlamente  im  Laufe  der  Zeit  fast  ganz  unterdrückt  worden 
waren,  die  Monarchen  veranlasst,  einen  solchen  Akt  nicht 
ohne  deren  Beiziehung  und  mit  einer  fast  ängsthchen  Be- 
obachtung der  Formen  vorzunehmen  ^^). 

§.  69. 
Fortsetzung. 

Als  ausserordentliche  Erwerbsarten   der  Souverainität  er- 
scheinen noch  ferner 

2)  Die  Adjunktion  des  Thronerben  als  Mitregenten,  oder 
die  Berufung  desselben  zur  vormundschaftlichen  Regie- 
rung, sog.  Regierungs  -  Vormundschaft,  oder  Re- 
gentschaft —  erstere  mit  dem  Charakter  einer  theil- 
weise  anticipirten,  letztere  mit  dem  einer  interimi- 
stischen Thronfolge.  — 

3)  Desgleichen  die  Abtretung  eines  Landes,  im  Ganzen  oder 
einzelner  Provinzen,  durch  Friedensschlüsse  oder  an- 
dere Staatsverträge  mit  dem  bisherigen  Souverain,  wie 
Kauf,  Tausch  oder  Schenkung  oder  auch  Verpfändung^) 
eines  Territoriums :  endlich 

4)  auch  ohne  Friedensschluss  durch  Krieg,  insoferne  in 
demselben  die  frühere  Regentenfamilie  völlig  unterge- 


Fälle  der  Unfähigkeit  des  Tlironerbeii  doch  nur  als  Beispiele  aufgeführt, 
und  das  Urtheil,  ob  im  gegebenen  Falle  eine  genügende  Ursache  zur  Ab- 
weichung von  der  Erbfolge  vorhanden  sei,  ist  dem  Arbitrium  des  Königs 
und  der  Parlamente  anheim  gestellt.  —  Uebrigens  ist  das  jetzt  in  England 
regierende  Haus  Braunschweig  selbst  in  Folge  dieses  Grundsatzes  auf 
den  Thron  erhoben  worden. 

*<')  So  z.  B.  in  Spanien.  Die  Mitwirkung  der  Cortes  sollte  hier  eine  Ga- 
rantie dafür  gewähren,  dass  der  König  nicht  anders,  als  aus  höchst  dringen- 
den politischen  Beweggründen  von  seinem  Veränderungsrechte  der  Tliron- 
folge  Gebrauch  mache.  —  Meine  Schrift  über  die  spanische  Successionsfrage. 
Heidelberg,  1830,  p.  59  u.  f. 

')  Diese  gibt,  ähnlich  wie  die  Regierungs  -  Vormundschaft,  dem  Pfaud- 
besitzer  ein  interimistisches  Regierungsreclit. 
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gangen  und  erloschen  ist 2),  weil  sodann  kein  Subjekt 
mehr  vorhanden  ist,  welclies  gegen  den  Sieger  ein  besse- 
res Besitzrecht  auf  die  Krone  geltend  machen  könnte  ^). 
Yerjährung  ist  nach  dem  allgemeinen  und  auch  nach  dem 
positiven  Staatsrechte  keine  Erwerbsart  der  Legitimität  im 
Yerhältniss  zu  dem  alleren  Ilerrscherhause*).  Der  Grund  hier- 
von ist  der,  dass  sie  ihrem  Wesen  nach  nichts  anderes  ist,  als 
eine  Rechtsfiktion  eines  besten  oder  stärksten  Besitz- 
rechtes, d.  h.  eines  solchen,  welches  Avegen  seiner  ununter- 
brochenen Dauer  während  gewisser  Fristen  sogar  einen 
früher  bestandenen  titulirten  Besitz  überwiegen  soll.  Allein 
eben  desshalb  kann  eine  Verjährung  gar  nicht  gedacht  werden 
ohne  ein  positives  Gesetz,  welches  die  Fristen  derselben  be- 
stimmt. Ein  solches  Gesetz  besteht  aber  zur  Zeit  noch  in  keinem 
Staate  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  der  Souverainität. 

§.70. 

Illegitime  Erwerbsarteii  der  Souverainität.  Usurpation. 

Ein  Krön -Besitz,  welcher  dem  Rechte  einer  älteren  Dynastie 
in  einer  Erbmonarchie  widerstreitet,  kann  auf  dreifache 
Weise  entstehen: 

1)  dadurch,  dass  eine  Person,  welche  nicht  zu  der  Herrscher- 
familie des  Landes  gehört,  (ein  Unterthan)  mit  Verdrän- 
gung derselben  sich  die  Souverainität  anmasst:  oder 

2)  dadurch,  dass  ein  Mitglied  der  Herrscherfamilie  selbst, 
mit  Verdrängung  des  besserberechtigten  Erben,  sich  der 
Regierung  bemächtiget:  oder  endlich 

3)  dass  ein  fremder  So u verain  ohne  einen  genügenden 
Rechtstitel  das  Land  kriegerisch  erobert  und  die  frühere 
Rejrentenfamilie  vertreibt. 


2)  Ueber  den  Fall,  wenn  der  Souverän  nur  vertrieben  ist,  s.  §.  71. 

')  Auch  im  Verhiltniss  zum  Volke  ist  die  Vei-j  ährung  kein  Erwerbs- 
gruud  der  Souverainität:  denn  in  Bezug  auf  dieses  ist  letztere  schon  mit 
dem  Besitze  vollständig  erworben  (§.  64)  und  daher  in  dieser  Hinsicht  die 
Verjährung  überflüssig. 

*)  Selbst  die  Annahme  einer  I  mm  emo  rial- Verjährung  würde  keinen 
anderen  publizistischen  Gesichtspunkt  eröffnen  können,  als  jenen,  der  durch 
das  Verhältniss  des  älteren  Besitzes  zu  dem  jüngeren  an  sich  eröffnet  ist. 
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In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Thronbesteigung  im  Verhält- 
nisse zur  bisherigen  Dynastie  eine  rechtswidrige  (illegitime) 
Besitzunterbrechung  der  bisher  bestandenen  Herrschaft,  und 
wird  eben  desshalb  als  Usurpation  ^)  bezeichnet.  Hieraus  folgt, 
dass  der  vertriebene  Souverain  befugt  ist,  sein  Recht  auf  den 
Thron  fortwährend  geltend  zu  machen,  so  lange  nicht  beson- 
dere Rechtsgrüude  eintreten,  wodurch  der  ursprünglich  illegi- 
time Thronbesitz  des  Usurpators  in  einen  legitimen  Besitz 
umgewandelt  wird.  Darauf,  ob  das  Volk  den  Usurpator  aner- 
kannt hat,  ob  es  vielleicht  mit  ihm  conspirirte  und  ihm  zur  Ver- 
treibung des  früheren  Souverains  behülflich  gewesen  ist,  kann 
zufolge  des  Gesichtspunktes,  unter  welchem  in  der  Erbmonarchie 
der  Streit  über  die  Legitimität  des  Kronbesitzes  aufzufassen  ist 
(§.  63  u.  flg.),  in  keiner  Beziehung  etwas  ankommen,  indem 
einerseits  der  Usurpator  dem  Volke  gegenüber  schon  durch 
den  Besitz  der  HerrschergOAvalt  vollkommen  herrscherberech- 
tigt ist  (§.  63),  anderseits  in  der  Erbmonarchie  das  Volk  keine 
richterliche  Instanz  ist,  welche  befugt  wäre,  dem  einen  Sub- 
jekte sein  Herrscherrecht  von  Rechtswegen  ab,  und  einem 
anderen  zuzuerkennen  ^) . 

§.71. 

Von  der  Umwandlung  der  illegitimen  Herrschaft  in 
legitime. 

Da  der  Usurpator  und  der  vertriebene  Souverain  der  Natur 
der  Sache  nach  keine  richterliche  Instanz  als  corapetent  über 


1)  Dieser  in  der  Politik  langst  eingebürgerte  Ausdruck  ist  unverkennbar 
der  Besitzlehre  entlehnt,  und  liefert  zugleich  den  Beweis,  dass  man  in 
der  Lehre  von  der  Erwerbung  der  Souverainität  niemals  unterlassen  konnte, 
auf  diese  Grundsätze  des  Besitzes  zurückzugreifen,  wenn  man  gleich- 
wohl dessen  prinzipielle  Bedeutung  für  die  Souverainität»  -  Verhältnisse 
nicht  vollständig  erkannte. 

*)  Eine  Ausnahme  findet  nur  insoweit  statt,  als  die  Verfassung  den  Par- 
lamenten in  Verbindung  mit  dem  anerkannt  legitimen  Souverain  die  Befug- 
niss  beilegt,  ein  Subjekt  als  unfähig  von  der  Thronfolge  auszuschliessen 

(§.  69)- 

Zöpfl,  Staatsrech«.  :Ue  Aus-g.  Q 
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sich  anerkennen  '),  und  also  zwischen  ihnen  nur  eine  gütliche 
Vereinbarung  2)  oder  die  Gewalt  der  Waffen  eine  endliche 
Entscheidung  herbeiführen  kann,  so  ergibt  sich,  dass  ein  illegi- 
timer Thronbesitz  nur  dadurch  als  in  einen  legitimen  umge- 
wandelt betrachtet  werden  kann,  dass  entweder  die  vertriebene 
Dynastie  förmlich  ihren  Rechten  entsagt  und  den  Usurpator 
freiwillig  anerkennt,  oder  dass  sie  ausstirbt,  oder  durch  den 
Ausgang  des  Kampfes  in  die  absolute  Unmöglichkeit  ver- 
setzt wird,  ihre  Ansprüche  ferner  mit  der  Gewalt  der  Waffen  zu 
verfolofen.  Hiermit  werden  nämlich  die  Rechte  der  vertriebenen 
Dynastie  selbst  praktisch  bedeutungslos  2),  und  folglich  darf 
sodann  der  Usurpator  den  Charakter  der  Legitimität  für  seine 
Herrschaft  in  gleichem  Sinne  in  Anspruch  nehmen,  als  jeder 
Besitz  legitim  ist,  welchem  kein  Recht  mehr  mit  Wirkung 
entgegengesetzt  werden  kann.  Es  ergibt  sich  daher,  dass  die 
ausdrückliche  Anerkennung  durch  die  vertriebene  Dynastie 
dem  Usurpator  nicht  absolut  erforderlich  ist,  um  legitim  zu 
werden,  so  wie  er  auf  anderem  Wege  dahin  gelangt,  seinen 
Kronbesitz  gegen  jede  fernere  oder  erneuerte  Anfechtung  von 
Seite  der  gestürzten  Herrscherfamilie  sicher  zu  stellen.  Dies 
ist  nach  den  gegenwärtigen  europäischen  Zuständen  der  Fall, 
so  wie  es  dem  Usurpator  gelingt,  gleichviel  aus  welchen  Grün- 
den und  auf  welche  Weise,  die  Anerkennung  der  Gross- 
mächte,  welche  eine  natürliche  Aristokratie  unter  den  euro- 
päischen Staaten  bilden,  zu  erlangen,  und  mit  denselben  in 
diplomatische  Verbindung  zu  treten *) .  Hiermit  hat  der Thron- 


')  Eine  solche  Instanz  könnte  aber  wohl  für  Staaten  erschaffen  werden, 
welche  in  einem  bleibenden  Biindesverhältnisse  stehen. 

*)  Hieher  ist  auch  die  etwaige  Entscheidung  durch  Schiedsrichter 
(sog.  Austrag)  zu  zählen. 

*)  Der  Krieg  und  die  Waffen  sind  in  der  praktischen  Politik  stets  die 
letzten  und  obersten  Entscheidungsgründe,  das  Gottesurtheil  zwischen 
Fürsten  und  Völkern.  —  Wohl  mag  über  eine  solche  End-Entscheidung  der 
Publizist  noch  mit  Cato  sprechen:  „Victrix  causa  Diis  placuit,  sed  vieta 
Caioni."  Allein  diese  Censiir  darf  ihn  doch  nicht  hindern,  analog  der  Rechts- 
kraft eines  (subjektiv)  für  unrichtig  erkannten  Urtheils  die  praktische 
Gültigkeit  der  durch  die  Waffen  herbeigeführten  Entscheidung  anzuerkennen. 

*)  Von  dem  .Augenblicke  an,  wu  ein  Staat  eine  neue  Dynastie  in  einem 
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besitz  der  neuen  Dynastie  die  höchste  in  der  Politik  mögliche 
(positive)  Garantie  erhalten,  und  darum  stellt  sich  auch  die 
Legitimität  selbst  in  praktischer  Beziehung  als  ein  durch  die 
europäischen  Grossmächte  anerkanntes  und  verbürgtes 
Besitz  recht  einer  Krone  dar^).  Da  aber  kein  (positives) 
Recht  länger  dauert,  als  der  positive  Titel,  auf  welchem  es  be- 
ruht, thatsächlich  besteht,  und  da  keine  Garantie  dafür  möglich 
ist,  dass  die  Grossmächte  eine  neue  Dynastie  stets  anerkennen 
werden,  so  kann  mit  ihrer  späteren  Weigerung  fernerer  Aner- 
kennung auch  die  durch  ihre  Anerkennung  bedingte  Legitimität 
wieder  hinwegfallen  ^) . 

§.  72. 

Von  dem  Beweise  und  der  Geltendiuachiiiig  der 
Souverainität. 

Die  Souverainität  bedarf  innerhalb  des  Territoriums  den  Un- 
terthanen  gegenüber  niemals  eines  Beweises,  sondern  ist 
durch  sich  selbst  (durch  ihr  Bestehen)  notorisch.  Ein  Beweis 
der  Souverainität  kann  nur  notliAvendig  werden  im  Verhältniss 
zu  einem  Kronprätendenten,  in  welchem  Falle  er  mchls 
anderes,  als  der  Bew^eis  der  Legitimität  sen)st  ist.  Als  eine 
Unterart  dieses  Verhältnisses  niuss  es  aufgefasst  werden, 
wenn  zwischen  zwei  Souverainen  ein  Souverainitätsstreit  nur 
in  Bezug  auf  einen  gewissen  Theil  ihrer  Territorien,  eine  ge- 
wisse Provinz  oder  Stadt  u.  dergl.  entsteht.  Ein  solcher  Sou- 
verainitäts-  oder  Legitimilätsstreit  kann  wie  der  Streit  über  ein 
jedes  Immobiliarrecht  sowohl  den  Charakter  eines  blossen  Be- 
sitzstreites, oder  auch  eines  Avahren  Rechtsstreites  an 


anderen  Staate  anerkennt,  ist  er  nämlich  verpflichtet,  der  vertriebenen  Dy- 
nastie alle  Riistnugeu  n.  dergl.  zur  Wiedererlangung  ihrer  Herrschaft  auf 
seinem  Gebiete  zu  untersagen. 

*)  Dieser  pralvtische  Begriff  der  Legitimität  ist  auf  dem  Wiener  Con- 
gresse  zur  allgemeinen  europäischen  Anerkennung  gekommen. 

*)  Dies  war  Napoleons  Schicksal.  —  In  dem  Völkerverkehre  bestehet 
eben  keine  bleibende  Rechtskraft,  da  hier  freie  (willkiihrliche)  Aner- 
kennungen anstatt  der  Urtheile  die  praktische  Geltung  des  Rechtes  in  con- 
creto festsetzen. 

8* 
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sich  tragen,  je  nachdem  nur  über  eine  Störung  in  der  bisheri- 
gen ungehinderten  Ausübung  der  Souverainität,  oder  über  den 
Kechtsgrund  (Titel),  d.  h.  über  die  Rechthchkeit  der  Erwer- 
bung derselben  gestritten  wird.  Insoferne  ein  solcher  Streit  nicht 
auf  diplomatischem  Wege  erledigt  wird,  und  die  Interessen- 
ten die  Entscheidung  nicht  von  dem  Glücke  der  Waffen  ab- 
hängig machen  wollen,  sondern  einer  wirklichen  nach  der  Art 
und  Weise  der  gewöhnlichen  Civilgerichte  urtheilenden  Instanz, 
einem  Compromiss-  oder  Austrägalgerichte*),  die  Fäl- 
lung eines  rechtlichen  Urtheiles  überlassen  —  (wozu  die  deut- 
schen Bundesglieder  durch  die  Bundesakte  Art.  1 1  ausdrücklich 
verpflichtet  sind)  —  so  muss  man  v^or  dieser  Instanz  zur  Füh- 
rung des  Rechtsstreites  nach  der  Lage  des  Falles  dieselben 
possessorischen  und  dinglichen  Rechtsmittel  (Klagen) 
für  zulässig  erkennen,  welche  zur  Geltendmachung  der  Immo- 
biliarr  echte  überhaupt  vor  den  Civilgerichten  zulässig  sind  2). 

§.73. 

Von  der  rechtlichen  Natur  der  Thronfolge  in  der  Erb- 
monarchie,  und  von  der  Verpflichtung  des  Nachfol- 
gers aus  den  Handlungen  des  Vorgängers. 

I.  Da  der  Staat  keinen  Augenblick  ohne  Souverain  gedacht 
werden  kann  *),  ohne  seinem  Begriffe  nach  vernichtet  zu  sein, 
so  folgt  hieraus,  dass  in  der  Erbraonarchie  die  Krone  an  den 
legitimen  Thronerben  unmittelbar  von  Rechtswegen  (ipso 
jure,  de  plein  droit)  und  kraft  eigenen  d.  h.  in  einem  grund- 
gesetzlich anerkanntem  Titel  wurzelnden  Rechtes  in  dem  Mo- 


1)  Austragen  heisst  im  a^ten  deutschen  Rechte  so  viel,  als  amicahi- 
liter  vomponere.  Ueberhaupt  nannte  man  das  Verfahren  vor  Civilgerichten 
„freundliches  Rech  t." 

^)  Diese  Grundsätze  galten  schon  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  in  Be- 
zug auf  die  Lanrteshoheitsstreitigkeiten.  Pütter,  inst.  jur.  publ.  475.  flg.  Ueber 
die  Beweisgründe,  vergl.  Klüber,  öffent.  Recht,  §.  270  u.  flg. 

')  Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  bestand  daher  wegen  seiner  Eigen- 
schaft als  Wahlreich  für  den  Fall  eines  Interregnums  bis  zur  Wahl  eines 
neuen  Kaisers  ein  grundgesetzliches  Reichsvikariat  von  Kur-Pfalz  und  Kur- 
Sachsen. 
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mente  übergeht,  in  welchem  der  Thron  durch  das  Hinwegfallen 
des  Vorgängers  erledigt  wird,  ohne  dass  von  seiner  Seite  eine 
ausdrückliche  Erklärung  seines  Erbantrittes  nothwendig  wäre. 
Die  Thronfolge  in  der  Erbmonarchie  charakterisirt  sich  also  ih 
rem  Wesennach  auf  dieselbe  Weise,  wie  jede  Immobiliar- 
Erbfolge  nach  germanischen  Rechtsbegriffen,  als  ein  dem 
Thronerben  zustehendes  Anfalls-Recht  (saiswe)^),  so  dass 
er  also  den  Territorial-  und  Kronbesitz  des  Verstorbenen  ohne 
Unterbrechung  fortsetzt.  Dies  ist  der  Sinn  der  bekannten 
Parömie:  „der  Köiiig  stirbt  nicht')."  II.  Die  Thronfolge 
ist  daher  in  demselben  Sinne  auch  eine  Singularsuccession, 
Avie  eine  jede  germanische  Immobiliarsuccession,  die  Stammguts- 
und Familienfideicomraissfolge,  eine  solche  ist:  d.  h.  die  eigen- 
thümlichen  und  auf  der  Rechtsfiktion  einer  Fortsetzung  der 
Person  des  Erblassers  beruhenden  Grundsätze  des  römischen 
Rechtes  über  die  sog.  Universalsuccession  finden  bei  der 
Thronfolge  keine  Anwendung.  Es  lässt  sich  daher  auch  keine 
absolute,  unbeschränkte  Verpflichtur)g  des  Thronfolgers  ver- 
theidigen,  sämmtliche  Regenten -Handlungen^)  seines  Vorgän- 
gers für  sich  als  verbindlich,  d.  h.  als  unabänderlich  anzu- 
erkennen^). Vielmehr  ergibt  sich  eben  daraus,  dass  der  Thron- 


2)  Wo  die  Erbmonarcliie  bereits  (wie  in  Deiitschlaud  allgemein)  den 
Charakter  eines  Stammgutes  oder  Familienfideicomniisses  angenommen  liat 
da  liat  der  Thronfolger  nicht  nur  das  Anfallsrecht,  la  Saisine,  d.  h.  das 
Recht  des  Ueberganges  der  Krone  ipso  jure  —  (nicht  zu  verwechseln  mit 
dem  deutschen  Fall-  oder  Rückfall-Recht  bei  der  Erbfolge  der  Seiten- 
verwandten) —  sondern  er  hat  sodann  auch  War tr echt  (jus  devolutio- 
nis),  d.  h.  ein  festes,  ihm  regelmässig  durch  keine  Verfügung  des  Vorgängers 
eutziehbares  Erbrecht.  (Vergl.  §.  68).  — 

')  Dies  ist  nichts  anderes,  als  die  Uebertraguug  der  bei  der  deutsch- 
rechtlichen (und  französischen)  Immobiliar-Erbfolge  geltenden  Regel :  „Der 
Tode  erbet  den  Lebendigen,le  mort  saisit  le  vif''  auf  die  Thronfolge. 

*)  Regentenhandlung  heisst  hier  jeder  Akt  des  Souveraius,  den  er 
in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsherrscher  vorgenommen  hat,  wenn  auch 
sonst  das  Geschäft  nur  privatrechtlicher  Natur  ist,  wie  z.  ß.  die  Contrahirung 
von  Schulden,  Ertheilung  von  Belehuungen  mit  Staatalehn.  Vergl.  Weiss, 
System  §.  250  I. 

*)  Schon  Maurenbrecher,  Grundsätze  §.  243  Not.  e.  hat  richtig  be- 
merkt, dass  eine  Meinungsverschiedenheit  der  Schriftsteiler  in  dieser  Lehre 
weit  mehr  in  Bezug  auf  das  Prinzip,  als  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Fälle 
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folger  nicht  die  Person  des  Versiorbenen  repräsentirt,  sondern 
vielmehr  den  Kronbesilz  dieses  Letzleren  kraft  eiffenen 
Rechtes  fortsetzt,  das  Prinzip:  .,dass  dem  Thronfolger  gerade 
„dieselben  Rechte,  wie  dem  Verstorbenen,  aber  auch  nicht 
„mehr,  zukommen."  Letzteres  ist  an  sich  unmöglich,  weil  das 
Recht  des  Thronfolgers  kein  anderes  Recht  ist,  als  das  des 
Vorgängers,  dieses  selbst  aber  das  höchste  denkbare  Recht 
ist  —  die  Souv^erainität.  Aus  dem  angedeuteten  Prinzipe  er- 
gibt sich  aber  die  praktische  Folgerung:  ,,der  Thronfolger  ist 
„befugt,  jede  Regentenhandlung  seines  Vorgängers,  welche 
„ihrer  Natur  nach  über  dessen  Regierung  hinaus  Wirkung  äus- 


Tiervortritt.  Die  Meisten  stützen  sich  anf  die  Ewigkeit  des  Staates  —  („der 
ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten")  —  und  leiten  darans  als  Re- 
gel ab,  dass  der  Nachfolger  durch  die  Regentenhandliingen  des  Vorfahrers 
verpflichtet  sei.  So  z.  B.  Baldiis  (f  1400)  Consil.  Lib.  I.  cons.  27;  Lib.  II. 
cons.  159  Nr.  4.;  Klüber,  öff.  R.  §.  252;  K.  S.  Zachariae,  40  Buch. 
(Umarb.)  I.  S.  92;  H.  A.  Zacharlä,  deut.  St.R.  I.  §.  58;  Weiss,  System 
§.  520.  Vergl.  auch  A.  J.  Schnaubert,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm 
und  seinen  Vorfahren  gegebenen  Gesetze  gebunden,  a.  d.  Lat.  v.  Ilage- 
meister,  Rost.  1795.  —  v.  Kamptz,  Erörterung  der  Verbindlichkeit  des 
weltlichen  Reichsfürsten  niis  den  Handlungen  seiner  Vorfahren,  Neustrelitz, 
1800.  —  W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wie  ferne  Ist  der  Regent  eines  Staates 
an  die  Handlungen  seines  Regierungsvorfahrers  gebunden  etc.  Bamberg, 
1818.  —  V.  Eberz,  Versuch  über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines 
Regenten  für  s.  Regierungsnachfolger,  Landshut,  1819.  —  Hugo  Grotius, 
L.  II.  c.  14.  §.  10  bis  12  stellt  zunächst  alles  darauf,  ob  der  Nachfolger  als 
Universalsuceessor  erscheine,  wie  bei  der  Succession  in  einen  Patrimonial- 
staat,  oder  nicht:  im  ersteren  Falle  nimmt  er  eine  unmittelbare  Verpflich- 
tung des  Nachfolgers  an,  im  zweiten  eine  mittelbare  (per  interpositam 
civitatem),  was  anf  die  obige  Vorstellungsweise  hinauskommt. — Mau- 
renbrecher, Grundsätze,  §.  243  und  besonders  in  der  Schrift,  die  deut. 
reg.  Fürsten  (1839)  stellt  alles  darauf,  ob  durch  die  Handlungen  des  Vor- 
fahrers wohlerworbene  Rechte  begründet  vorden  sind.  Die  meisten  Be- 
denken gegen  die  Verbindlichkeit  des  Nachfolgers  ans  den  Handlungen  des 
Vorgängers  entnahm  man  früher  aus  dem  Charakter  der  Thronfolge  als  Sin- 
gnlarsnccession  (M.  Hof  mann,)  Versuch,  in  wie  weit  ist  der  Successor  sin- 
gularis  ex  pacto  et  Providentia  majonim  zur  Anerkennung  der  Verträge  und 
Handlungen  des  Vorfahrers  verpflichtet?  1797. —  K.  T.  Wedekind,  können 
die  deutschen  Stammgntsgrundsätze  einen  Regierungsnachfolger  befreien, 
die  Regentenhandlungen  seines  Vorfahrers  zu  vertreten,  mithin  die  erweis- 
lichen und  redlichen  Schulden  desselben  zn  bezahlen.  Frankf.  1802.  —  Man- 
nigfache zum  Theil  sehr  unhaltbare  Unterscheidungen  finden  sich  bei  Gön- 
ner, deut.  Staatsrecht,  §.  24 1.  " "  " 
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„  Sern  kann,  und  zwar  in  so  weit  und  in  jenen  Tornien  und  mit 
„jenen  Rechtsfolgen,  aber  auch  nicht  anders,  abzuändern  oder 
„aufzuheben,  wie  der  Vorgänger  selbst  hierzu  befugt  gev/esen 
„wäre^)."  Hiernach  sind  folgende  Fälle  zu  unterscheiden: 

A.  Der  Nachfolger  ist  aus  den  Regentenhandlungen  des  Vor- 
gängers nicht  verpflichtet: 

1)  wenn  die  Regentenhandlung  des  Vorgängers  an  einer 
formellen  oder  materiellen  Nullität  (z.  B.  wegen  Verfas- 
sungswidrigkeit)  leidet,  wozu  auch  der  Fall  gehört,  wenn  die 
Zustimmung  der  fürstlichen  Agnaten  nicht  eingeholt  worden  ist, 
wo  sie  nach  Grund-  oder  Hausgesetzen  erforderlich  war^)  ; 

2)  wenn  der  Vorgänger  überhaupt  nur  eine  ihrer  Natur  nach 
widerrufliche  oder  blos  eine  Hoffnung  (dass  er  eine  Re- 
gentenhandlung vornehmen  werde)  begründende  und  somit  eine 
nur  ihn  persönlich  verpflichtende  Zusage  ertheilt  hat.  Dahin 
dürfen  unbedenklich  alle  Arten  von  Anwartschaften  auf 
Staatsämter  oder  heimfallende  Staatslehn  (Exspectativen) 
gerechnet  werden^),  in  soferne  sie  nicht  schon  überhaupt 


*)  Pütt  er,  prim.  lin.  jiir.  priv.  princ.  §.  64.  —  Leist,  deiit.  Staats- 
recht, §.  42. 

^)  Die  Frage  selbst,  ob  die  Zustimmung  der  Agnaten  erforderlich  war* 
kann  im  einzelnen  Falle  oft  grossen  Schwierigkeiten  unterliegen.  Zur  Zeit 
der  Reichsverbindung  konnte  die  Behauptung  der  Nullität  einer  Regenteu- 
handlung des  Vorgängers  Gegenstand  gerichtlicher  Verhandlung  werden. 
(Leist,  deut.  Staatsr.  1.  c).  Bei  völlig  veränderter  Verfassung  ist  dies  heut 
zu  Tage  in  den  deutschen  Bundesstaaten  nur  noch  insoferne  möglich,  als  die 
Verfassungswidrigkeit  '-inzelner  Verwaltungsmassregeln  oder  Spezialver- 
ordnungen  des  Vorgängers,  nicht  aber  insoferne  die  von  demselben  ein- 
geführte Verfassung  selbst  in  Frage  steht,  da  in  letzterer  Beziehung  die 
Conipetenz  der  Landesgerichte  nicht  begründet  ist. 

8)  Hierüber  war  von  jeher  viel  Streit.  Vergl.  G.L.Böhmer,  diss.  de 
obligatione  successoris  ex  exspectativa  femlali  antecessoris.  1749.  (Ejusd. 
elect.  .1.  F.  T.  H.  Nr.  VI.).  (C.  F.  v.  Hof  mann.)  Von  der  Verbindlichkeit 
des  Landes-  und  Lehn-Nachfolgers  an  die  vom  Vorfahren  ertheilte  Anwart- 
schaft und  Eventualbelohnung.  1778.  —  S  trüben,  Bedenken,  L,  Nr.  115.  — 
Runde,  Beiträge,  II.,  Nr.  4  und  5.  —  L'nter  deil  Neueren  halten  die  Anwart- 
schaften für  unverbindlich  für  den  Nachfolger:  Pätz,  Lehnrecht,  §.  132. 
Gönner,  Staatsrecht,  §.  244;  Maurenbrecher,  Staatsr.,  §.  243.  Not.  g. 
und  in  der  Schrift:  die  deutschen  Fürsten,  S.  145  und  152;  Weiss,  deutsch. 
Staatsrecht,  §.  250.  —  A.  M.  ist  H.  A.  Zachariä,  deutsches   Staatsrecht, 
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(Itu'ch  Landesgesetze  untersagt,  und  daher  gleich  anfänglich 
nichtig  sind^). 

Dagegen  aber  ist 

ß.  der  Nachfolger  verpflichtet,  alle  Regentenhandlungen  des 
Vorgängers  als  gültig  anzuerkennen,  welche  von  demsel- 
ben in  gehöriger  Form  und  innerhalb  der  Gränzen  seiner  ver- 
fassungsmässigen Befugnisse  vorgenommen  worden  sind,  ohne 
Unterschied,  ob  sie  sich  auf  politische  Verhältnisse  beziehen 
und  wie  Gesetze  allgemeinen  Inhalts  sind,  oder  ob  es  neue 
Verfügungen  speziellen  Inhalts  oder  einzelne  Rechtsgeschäfte 
sind,  wodurch  für  Privaten  erworbene  Rechte  begründet  wur- 
den^''), wie  z.  B.  die  Aufnahme  von  Darlehn  zur  Bestreitung 
von  Staatsbedürfnissen  ^^)  ,  oder  wirkliche  Anstellungen  im 
Staatsdienst  ^^)  ,  oder    die  Ertheiluug  von  Eventualbelehnun- 


S.  201.  —  Für  unverbindlich  erklären  die  vom  Vorgänger  ertheilte  Lebns- 
exspectanzen  ausdrücklich  das  Bayerische  Gesetz  vom  20.  October  1804 
(Reggsbl.  1805,  S.  109);  u.  d.  Bayer.  Lehn-Edikt,  §.  41 ;  eben  so  d.  Baden. 
Lehu-Edikt  von  1807.  §.  22.  —  Ueber  kaiserl.  Anwartschaften  an  Reichs- 
lehn,  vergl.  unten  Note  21.  — 

®)  Z.  B.  Bayerische  Verf.  ürk.  Tit.  III.  §.  5;  —  Churhessische 
Verf.  ürk.  §.  54  u.  A. 

'»)  Cap.  3.  de  seutent.  et  re  jud.  in  VI.  (2.  14.)  Innocent.  IV.  a.  1250. 
„Cum  tarn  supradicti  avi  donatio,  quam  locorum  acquisitio  praemissorum 
fuerint  nomine  regui  factae,  memoratus  rex  donatiouem  servare  hujus- 
raodi  tenebatur."  —  Schreiben  Kaiser  Franz  II.  an  die  Kurfürsten,  wegen 
der  preussischen  Occupationeu  iu  Franken  vom  7.  Septbr.  1796  in  Häb  er- 
lin's  Staatsarchiv,  Heft  IX.,  .Nro.  1.  „Man  überlässt  hierbei  einem  jeden, 
die  weitaussehenden  Folgen  zu  berechnen,  welche  nothwendig  in  ganz 
Deutschland  entstehen  würden,  wenn  je  die  Meinung  herrschend  werden 
sollte,  dass  der  Nachfolger  iu  der  Regierung  an  die  Handlungen  seiner  Vor- 
fahren, die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  regierende  Fürsten  vorgenommen 
haben,  der  Regel  nach  nicht  gebunden  sei."  —  Unter  den  neueren  Verfas- 
sungs-Urkunden hat  nur  allein  die  Altenburgis  che  eine  hieher  gehörige 
allgemeine  Bestimmung,  Art.  14:  ,,Die  Regentenhandhingen  des  Vorfahrers 
sind  von  dem  Landesnachfolger  anzuerkennen,  und  zu  vertreten,  insoferne 
sie  ohne  Ueberschreitung  der  verfassungsmässigen  und  hausgesetzlichen 
Befugnisse  unternommen  worden."  — 

1')  Cap.  1.  X.  de  solut.  (3.  23.)  Alexander  III.  a.  1170.  „Sicut  filius  de- 
bita  patris  solvere  tenelur,  ita  praelatus  sui  praedecessoris,  pro  Ecclesiae 
necessitate  contracta."  — 

'*)   Gönner,  deutsches  Staatsrecht,  §.  244.  V.  C.  4. 
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gen  ^"*)  ,  so  ferne  letztere  nicht  durch  die  partikuläre  Gesetzge- 
bung oder  Verfassung  eines  Staates  überhaupt  untersagt  sind  ^^) . 


'')  Ausdrücklich  sagt  dies  das  Badische  Lehn- Edikt,  §.  22.  —  Nach 
dem  älteren  deutschen  Lehnrechte  (Sachsenspiegel,  Lehnrecht,  [Ilomeyer] 
Art.  1 1 ,  §.  1.)  lind  dem  älteren  lombardischen  Lehnrecht,  L  F.  9.,  war 
der  Nachfolger  nicht  an  die  vom  Vorgänger  ertheilte  Eventualbelehnung  ge- 
bunden, so  wie  sie  auch  der  Descendenz  des  Eventualbelehnteu  kein  Recht 
gab.  Der  Grund  hiervon  lag  aber  nur  darin,  dassman  eine  Investitur  zu  einer 
Zeit,  wo  das  Gut  noch  in  der  Gewere  eines  berechtigten  Vasallen  (also  pos- 
sessio non  vacna)  war,  für  nichtig  hielt.  (Vergl.  I.  Fg.  9;  Schwabenspie- 
gel, Lehnrecht  [Lassberg]  Cap.  19.).  Später  wurde  diese  Ansicht  aufgegeben 
und  die  bedingte  Investitur  nach  Analogie  der  bedingten  Schenkung  (vergl. 
Cap.  3.  de  sent.  et  re  jud.  in  VL  2.  14.  princ.)  für  zulässig  geachtet,  jedocli 
nur  bei  weltlich  en  Lehn,  während  bei  den  geistlichen  das  ältere  Recht 
beibehalten  wurde.  (L  F.  9.  vergl.  IL  F.  26.  „Moribus  receptum  est,"  etc. 
und  IL  F.  35.).  Hiervon,  dass  die  eventuelle  Investitur  nunmehr  ein  Recht 
eben  so,  wie  die  unbedingte  Belehnung  begründete,  war  es  blosse  Conse- 
quenz,  dass  man  den  Immobiliar-Erben  des  Lehnsherrn  für  schuldig  halten 
jnusste,  auch  erstere  anzuerkennen,  wie  er  letztere  anzuerkennen  verbunden 
war,  weil  sie  nunmehr  ebenfalls  als  ein  ebenso  legitimer  Dispositions- 
akt des  Vorgängers  erschien,  als  die  unbedingte  Infeudation  seiner  \llodien, 
und  weil  das  Anfeclitungsrecht  des  deutschen  Immobiliar-Erben  nie  weiter 
ging,  als  die  unbefugten  Veräusserungen  seines  Vorgängers  umzustossen. 
(Der  Charakter  der  deutschen  Immobiliar-Erbfolge  als  Singularsuccession 
führt  durchaus  nicht  dahin,  wie  man  häufig,  aber  sehr  irrig  annimmt,  dass 
der  Nachfolger  keine  llandlungen  des  Vorgängers  anzuerkennen  brauche!) 
Es  ist  einerseits  eben  so  willkührlich,  Avenn  man  die  angeführten  lombardi- 
schen Lehnrechtstexte  nur  von  Privatlehn  verstehen  will,  während  der 
Liber  Feudorum,  die  Afterlehn  abgerechnet,  gar  nichts  anderes  voraussetzt, 
als  dass  Ritter-Lehn  nur  von  regierenden  Herren  gegeben  werden  (vergl.  L 
F.  1.),  als  es  anderseits  unrichtig  ist,  wenn  man  glaubt,  dass  die  Bestim- 
luung  der  Lehntexte  durch  die  concurrirende  Qualität  des  Nachfolgers  als 
Erbe  im  römischen  Sinne,  d.  h.  durch  Einflüsse  der  Theorie  von  der  Successio 
universalis  bedingt  sei.  Das  Wort  „Heres"  in  den  angeführten  Texten  ist  nur 
eine  Uebersetzung  des  deutschen  „Erbe"  und  ist  nirgends  eine  Veranlassung 
gegeben,  dasselbe,  besonders  in  Bezug  auf  den  Nachfolger  des  Lehnsherrn, 
in  einem  anderen,  als  im  deutschrechtlichen  Sinne  und  verbunden  mit  den 
Wirkungen  des  deutschen  Rechtes  aufzufassen,  da  unbestreitbar  der  Nach- 
folger des  Lehnherrn  (in  IL  F.  35  auch  stets  nur  Successor,  nicht  Heres 
genannt)  nicht  dessen  Erbe  nach  dem  Prinzip  der  römischen  Allodialverlas- 
senschaft  geworden  zu  sein  braucht,  um  in  der  Lehnherrlichkeit  (z.  B.  wo  sie, 
wie  gewöhnlich,  Stammguts-  oder  fideicommissarische  Eigenschaft  hat)  suc- 
cediren  zu  können,  so  wie  auch  die  hinsichtlich  der  Descendenz  des  Yasalleniu 
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III.  Daraus  aber,  dass  der  Nachfolger  diese  Kegcntenhaiid- 
lungen  seines  Vorgängers  als  gültig  anerkennen  niuss,  folgt 
noch  nicht,  dass  sie  für  ihn  unabänderlich  sind,  was 
schon  mit  der  unaufhaltsam  fortschreitenden  Entwickelmig  des 
Staatslebens  unvereinbar  wäre.  Aus  dem  Grundsatze  aber,  dass 
der  Nachfolger  die  Regentenhandlungen  des  Vorgängers  nur  so 
weit  abändern  und  aufheben  kann,  als  dieser  selbst  hierzu  be- 
fugt gewesen  wäre,  folgt 

1)  dass  die  Aufhebung  der  für  Privaten  durch  spezielle 
Verordnungen  oder  Verleihungen  oder  Vertragsgeschäfle  mit 
der  Regierung  des  Vorgängers  erworbenen  Rechte  durch  den 
Nachfolger  regelmässig  gar  nicht,  ausnahmsweise  aber,  wo  es 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  für  unvermeidlich  er- 
scheint, nur  unter  denselben  Bedingungen  geschehen  kann, 
unter  welchen  allein  einzelne  Privaten  schuldig  sind,  ihre  er- 
worbenen Rechte  dem  Staatswohl  zum  Opfer  zu  bringen,  d.  h. 
nur  gegen  vollständige  Entschädigung. 

2)  Hinsichtlich  der  Regentenhandlungen  des  Vorgängers, 
welche  politischen  und  allgemeinen  Inhaltes  sind,  muss  man 
aber  noch  folgende  Fälle  unterscheiden: 

a)  der  Vorgänger  hat  ein  neues  Verfassungsgesetz  er- 
theilt  und  darin  über  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  der 
Hoheitsrechte  dem  Volke  oder  den  Landständen  erweiterte  Be- 
fugnisse eingeräumt  und  der  Krone  früher  nicht  vorhandene 
Beschränkungen  aufgelegt.  Ist  hier  der  ganze  Akt  nicht  we- 
gen eines  Formfehlers  nichtig,  so  ist  er  auch  für  den  Nach- 
folger verbindlich,  weil  der  Vorgänger  nicht  nur  ein  Kron- 
recht, sondern  sogar  eine  Pflicht  der  Krone,  eine  Herrscher- 
pflicht ^^),  ausübt,  wenn  er  das  Verhältniss  der  Volksrechte  zu 


II.  F.  45  eiilhaltene  Vorschrift  jedenfalls  auf  den  Nachfolger  des  Lehnsherrn 
keine  analoge  Anwendung  leidet.  —  Ueber  die  verschiedenen  Ideen  Anderer 
vergl.  H.  A.  Zachariä  deutsches  Staatsrecht,  I.,  S.  201 ;  Maiirenbrecher, 
Staatsrecht,  §.  213,  Note  g.  und  dessen  Comment.  ad  1.  Feud.  9.  1827.  — 

'^)  So  z   B.  im  Bayerischen  Lehn -Edikt  von  1808.  Art.  41. 

'*)  Vergl.  §.  17.  —  Diese  Herrscherpilicht,  dem  Volke  eine  zeitgemässe 
Verfassung  zu  geben,  ist  in  Deutschland  durch  .'\rt.  13  der  deutschin  Bun- 
desakte positiv  ausgesprochen,  und  hat  der  Bund  darüber  zu  v«achen,  dass 
dieselbe  nicht  unerfüllt  bleibe.  Vergl.  noch  unten  im  VIII.  .Vbschnitt  die  Lehre 
von  der  Errichtung  der  Constitutionen. 
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den  Hoheitsrechten  ordnel.  Wie  viel  er  auch  dem  Volke  oder 
den  Landständen  hierbei  Rechte  eingeräumt  haben  mag,  so 
hat  er  doch  keinen  illegitimen  Gebrauch  von  seiner  Sou- 
verainität  gemacht,  indem  er  dem  Wesen  nach  durch  urkund- 
liche Anerkennung  gewisser  Volksrechte  und  die  Vorzeichnung 
gewisser  Formen  für  ihre  Ausübung  nur  von  dem  Rechte  der 
Sou verainität,  sich  ihre  praktischen  Schranken  selbst  zu  be- 
stimmen, Gebrauch  gemacht  hat.  Aus  diesem  Grunde,  weil  näm- 
lich eine  von  dem  Vorganger  gegebene  Verfassung  stets  die 
Schöpfung  eines  an  sich  legitimen  Aktes  ist,  kann  auch  der 
Nachfolger,  wenn  er  Ursache  zu  haben  glaubt  mit  dem  Inhalte 
derselben  unzufrieden  zu  sein,  nur  für  befugt  geachtet  werden, 
die  von  dem  Vorgänger  gegebene  Verfassung  auf  legitimem, 
d.  h.  auf  dem  in  ihr  selbst  begründeten  verfassungsmässigen 
Wege  aufzuheben  '^). 

b)  Was  die  übrigen  ausser  den  Verfassungsgesetzen  unter 
der  Regierung  des  Vorgängers  erlassenen  Gesetze  und  Verord- 
nungen anbetrifft,  so  darf  man  nicht  übersehen,  dass  in  keinem 
Staate  ein  solches  Gesetz  oder  eine  Verordnung  oder  irgend  ein 


1")  Schon  die  Politik  iniiss  dem  Thronfolger  rathen,  die  von  dem  Vor- 
gänger gegebene  Verfassung  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege  abzu- 
ändern. Nichts  schadet  dem  Prinzip  der  Legitimität,  worauf  die  Erbmonarchie 
gebaut  ist,  mehr  in  den  Augen  des  Volkes,  als  wenn  der  Nachfolger  den  le- 
gitimen Vorgänger  selbst  illegitimer  Handlungen  beschuldigt.  — 
Leberdies  schreibt  die  W.  S.  A.  v.  15.  Mai  1820.  art.  56.  ausdrücklich  vor, 
dass  die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  Verfassungen  nur  auf 
verfassungsmässigem  Wege  abgeändert  Averden  sollen.  —  Merkwürdig  ist 
die  schon  im  hohen  Alterthume  vorkommende  Anerkennung  des  Grund- 
satzes, dass  der  Thronfolger  die  Handlungen  des  Vorgängers  für  sich  als 
verbindlich  anerkennen  müsse.  Lex  Bajuvar.  Üb.  II.  c.  8.  „St  quis  ho- 
minem  per  jiia.sionem  regis  vel  diicis  sui  occiderit,  noii  ret/niratur  ei, 
nee  f'aidosus  sit,  t/tiiajussio  domiiii  sui  ftiit,  et  non  potuit  contvadicere 
jiissioncm.  Sed  Dux  dej endet  eum  et  filios  ejus  pro  eo.  Et  si  dux  ille  mor- 
tiiiis  juerit,  alius  dux,  i/ui  in  loco  ejus  succedit,  def'endut  euin.^' 
Glaubt  der  Nachfolger,  dass  die  von  dem  Vorgänger  gegebene  Verfassung 
dem  monarchischen  Prinzip  ungebührlich  P^iutrag  thue,  so  gibt  ihm  der 
art.  57.  der  W.  S.  A.  die  ßefugniss,  eine  Erklärung  der  Unverträglichkeit 
derselben  mit  der  Verfassung  des  Bundes  bei  der  Dundesversamnilung  aus- 
zuwirken. Vergl.  auch  Maurenbrecher,  die  deutscheu  Fürsten,  S.  118 
flg.  -266.  — 


124 

hierdurch  begründetes  Uechtsverhältniss  in  solcher  Kraft  be- 
stehen kann,  dass  es  nicht  durch  ein  neueres  Gesetz  oder  eine 
neuere  Verordnun«;  wieder  aufgelioben  zu  werden  vermöchte. 
Es  unterhegt  daher  keinem  Zweifel,  dass  alle  dergleichen  Ge- 
setze und  Verordnungen  von  dem  Regierungsnachfolger  eben 
sowohl  aufgehoben  werden  dürfen,  als  der  Verkündiger  der- 
selben ebenfalls  dazu  befugt  war.  Ob  und  in  wiefern  aber  die 
Aufhebung  mit  rückwirkender  Kraft  geschehen  könne,  ist 
daher,  wenn  auch  die  Aufhebung  unter  dem  Nachfolger  ausge- 
sprociien  wird,  durchaus  nicht  nach  besonderen,  sondern  ganz 
nach  denselben  Grundsätzen^zu  beurtheilen,  nach  welchen  diese 
Frage  unter  derjenigen  Regierung  selbst  zu  beantworten  wäre, 
unter  welcher  das  Gesetz  oder  die  Verordnung  ergangen  ist. 

IV.  Ob  der  Nachfolger  nebenbei  des  Vorgängers  Erbe  im 
Sinne  des  römischen  Civilrechts  geworden  ist  oder  nicht,  ist 
hinsichtlich  seiner  Verbindlichkeit  aus  den  Regenfenhandlungen 
des  letzteren  völlig  gleichgültig*^),  so  wie  sich  der  Staat  über 
den  Zustand  eines  rohen  Patrimonialstaates  im  eigentlichen 
Sinne  herausgebildet  hat  ^^).  Es  kann  daher  im  ersteren  Falle 
diese  Verbindlichkeit  nicht  an  Umfang  gewinnen,  so  wie  sich 
umgekehrt  ihre  Stärke  im  letzteren  Falle  nicht  vermindert,  son- 
dern ist  hier  die  zweifache  Person  des  Vorgängers  als  Souve- 
rain  und  als  Privatmann  durchaus  genau  zu  unterscheiden  *^). 
Eben  so  gleichgültig  ist  es,  ob  der  Nachfolger  Sohn  oder  Seiten- 
verwandter des  Vorgängers  ist  ^O),  oder  in  irgend  einer  anderen 
Eigenschaft,  z.  B.  als  vertragsmässiger  oder  testamentarischer 
Nachfolger  zur  Thronfolge  berufen  wird.  Wohl  aber  kann  die 
Verbindlichkeit  des  Nachfolgers  dadurch  vermehrt  werden,  dass 
er  sich  durch  eine  besondere  Zusage  zur  Anerkennung  einer 
ihn  ausserdem  nicht  bindenden  Regentenhandlung  des  Vorgän- 
gers verpflichtet^^). 


■      ")  Lei  st,  Staatsrecht,  §.  42. 

'*)  Vergl.  die  Note  5  angeführte  Theorie  des  Hugo  Grotiiis. 

")   W  eis s,  deutsches  Staatsrecht,  §.  250. 

^'•)  Die  Unterscheidungen,  welche  hinsichtlich  der  Succession  der  Söhne 
und  Seitenverwandten  in  11.  Feud.  45  gemacht  werden,  finden  bei  der  Thron- 
folge nicht  statt.  Leist,  a.  a.  0. 

^')  So  z.   B.  versprach   der   deutsche   Kaiser  in   der  Wahlcapltulation 
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V.  Die  Privathandliingen  des  Vorgängers  hat  der  Thronfolger 
der  Natur  der  Sache  nach  nur  dann  anzuerkennen,  wenn  und 
soweit  er  wirkhch  Erbe  des  ersferen  geworden  ist  22).  Zu  den 
Privathandlungen  des  Vorgängers  sind  auch  jene  Verfügungen 
zu  zählen,  jedoch  als  eine  besondere  Klasse  derselben  zu  be- 
trachten, welche  das  fürstliche  Familiengut  (Domänen-  oder 
Kamniergut)  betreffen.  In  dieser  Beziehung  ist  der  Nachfolger 
nur  schuldig:,  die  Handlungen  des  Voroänoers  in  dem  Umfanae 
anzuerkennen,  als  zu  deren  Vornahme  überhaupt  der  Inhaber 
eines  Stammgutes  oder  Familienfideicommisses  befugt  wäre  23) . 
Erweitert  kann  die  Verbindlichkeit  des  Nachfolgers  in  dieser 
Beziehung  nur  dadurch  werden,  dass  der  Vorgänger  über  das 
Familiengut  erweislich  in  cler  Eigenschaft  als  Landesherr  ver- 
fügt hat,  z.  B.  wenn  er  darüber  in  einem  Grundgesetze  oder 
sonst  mit  den  Ständen  errichtetem  Gesetze  Bestimmungen 
traf  2*).  Hier  müssen  dann  hinsichtlich  der  Frage,  in  wieferne 
der  Nachfolger  eine  solche  Verfügung  zurückrufen  kann,  die 
über  die  Abänderung  und  Aufhebung  der  von  dem  Vorgänger 
erlassenen  Grund-  und  anderen  Gesetze  geltenden  allgemeinen 
Grundsätze  in  Anwendung  gebracht  werden. 

Art.  XI.,  §.  12  die  Aiierkenniino;  der  gültig  von  seinen  Vorgängern  eriheilten 
Anwartschaften  auf  Reichslehn.  Nach  der  W.  C.  Art.  VI.,  §.  10  durfte  aber 
der  Kaiser  kein  Reichslehn  leihen  oder  eine  Anwartschaft  daraufgehen  ohne 
die  Einwilligung  des  betreffenden  reichsständischen  Collegiums. 

**)  Verpflichtet  zum  Antritt  der  Privatverlassenschaft  des  Vorgän- 
gers ist  der  Thronfolger  nicht,  selbst  nicht  der  Sohn.  Auch  in  dieser  Be- 
ziehung findet  II.  F.  45  keine  analoge  Anwendung.  Leist,  a.  a.  0.  — 
V.  Kamptz,  Versuch  über  das  Longobardische  Lehengesetz,  II.  F.  45. 
Göttingen,  1794. —  Verfassungs  -  Urkunde  v.  S  chwarzbu  rg -Sonders- 
hausen, §.  23.  „Der  Regierungsuachfolger  hat  für  die  Privatschulden,  so- 
wie für  die  besondern  Dispositionen  des  Vorgängers  in  Bezug  auf  sein 
Privat- Vermögen  nur  in  soweit  zu  haften,  als  der  Privatnachlass  in  seine 
Hände  gekommen  und  zureichend  ist,  und  er  kann  sich  dieser  Privaterb- 
schaft auch  dann  entschlagen,  wenn  er  Sohn  des  Vorgängers  ist."  — 

**)  Gönner,  Staatsrecht,  §.244.  V.  B.  —  Maurenbrecher,  deutsches 
Staatsrecht,  §.  244.  —  Weiss,  deutsches  Staatsrecht,  II. 

2*)  Verfassungs  -  Urkunde  von  Schwarzburg -Sondershausen, 
^.  28.  „Alle  übrigen  Veräusserungen  und  Schulden  sind  für  den  Nachfolger 
unverbindlich,  wenn  sie  nicht  unter  Zustimmung  der  Stände  erfolgt  sind." 
(Vergl.  §.  68). 
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§■  71. 

Von  der  Rechtsgültigkeit  der  Ilaudluiigeii  eines 

ZwischenherrscJiers  *). 

Da  der  Usurpator  —  (gemäss  der  Grundansichf ,  dass  der 
Staat  nie  ohne  Regierung  sein  kann  §.  73)  —  nicht  darin  Un- 
recht thut,  dass  er  regiert,  nachdem  er  sich  der  höchsten  Gc- 
AvaU  hemächligt  hat,  sondern  da  die  Rechtswidrigkeit  der  Usur- 
pation nur  eine  relative  ist,  d.  h.  nur  darin  Hegt,  dass  eine  äUere 
und  darum  besser  tituHrte  Dynastie  an  der  Regierung  verhindert 
Avird  (§.  65),  und  da  sich  die  Herrschaft  des  Usurpators  in  Be- 
ziehung zu  dem  Volke  und  zu  den  übrigen  Staaten  von  einer 
legitimen  Regierung  niclit  unterscheidet,  so  wie  er  einerseits 
die  Gerichte  in  Abhängigkeit  gebracht  (§.  64),  anderseits  die 
Anerkennung  der  Grossmächfe  (§.  68.  71.)  erlangt  hat,  so  folgt 
hieraus,  dass  wenn  es  auch  später  der  vertriebenen  Dynastie 
gelingt,  den  verlornen  Thron  wieder  zu  besteigen  (sog.  Re- 
Stauration),  sie  dennoch  alle  Regierungshandlungen  des  so- 
dann sogenannten  Zwischenherrschers,  mit  Ausnahme 
der  Yerfassungsveränderungen,  als  gültige  Regierungs- 
akte anerkennen  muss  ^).  Die  alte  Verfassung  ohne  weiteres 
wieder  herzustellen,  ist  der  restituirte  Fürst  darum  befugt,  weil 
diese  den  Rechtsgrund  seines  Wiedereintrittes  in  die  Re- 
gierung enthält.  Weiter  gehet  aber  sein  Wiederherstellungs- 
oder  Restaurationsrecht,  (das  sog.  staatsrechtliche  jus  postti- 


*)  K.  S.  Za Charta,  über  die  Verpllichtuiig:  zur  AiifreohÜuiUung  der 
Haudliuigei)  des  Köniü;reiciis  Westphalen.  IS  16.  —  W.  J.  ßeür,  p:rörteriiiig, 
ia  wie  ferne  ist  der  Regent  eines  Staates  an  die  Handinngen  seines  Regie- 
ningsvorfahrs  gebunden.  1818.  S.  52  flg.  —  B.  VV.  Pfeiffer,  in  wie  ferne 
sind  Regierungshandlungen  eines  Zwischenherrschers  verbindlich?  1819.  — 
L.  Sc  hau  mann,  die  rechtlichen  Verhältnisse  des  legitimen  Fürsten,  des 
Usurpators  und  des  unterjochten  Volkes.  1820.  —  K.  S.  Zachariä,  10.  Buch. 
(Uniarb.)  111.,  S.  118.  f.g.  —  Klub  er,  öfl'entliches  Recht,  §.  253  und  254.  — 
Maurenb  recher,  Lehrbuch,  §.  146,  Note  1.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsches 
Staatsrecht,  I.,  §.  58  (S.  203).  —  Weiss,  System,  §.251. 

»)  Mau  übersehe  nicht,  dass  der  Begriff  eines  Zwischcnbe  rrschers 
nur  auf  jenen  Usurpator  angewandt  wird,  welcher  durch  die  erlaugte  .\ner- 
kenming  der  Grossinächte  bereits  legitimisirt  war. 
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miiiü)  iiiclit.  Er  kann  daher  nicht  durch  Gesetze  mit  rückwir- 
kender Kraft  die  Gesetze  des  Zwischenherrschers  aufheben, 
noch  auch  überhaupt  in  gleicher  Weise  die  während  der  Zwi- 
schenregierung  für  Privatpersonen  durch  Rechtsgeschäfte  mit 
der  Zwischenherrschaft  begründeten  Privatrechte  vernichten^), 
gleichviel  ob  sie  für  diese  durch  einen  lucrativen  oder  one- 
rosen  Titel  ^)  begründet  worden  sind,  wenn  nur  bei  ihrer  Er- 
werbung die  zur  Zeit  derselben  während  der  Zwischenherr- 
schaft gesetzlichen  Formen  richtig  beobachtet  worden  sind*). 
Hiermit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  der  restituirte  Fürst  ausser 
den  Verfassungsgesetzen  überhaupt  keine  Gesetze  des  Zwi- 
schenherrschers aufheben  oder  ausser  Kraft  setzen  dürfe,  son- 
dern nur  so  viel,  dass  wenn  er  sie  aufheben  will,  welche  Be- 
fugniss  ihm  schon  aus  dem  Grunde  zukommt,  weil  er  doch  neue 


')  Urtheil  der  Juristenfakiiltät  zu  Giessen,  in  Betreff  der  Angelegenheiten 
der  westphälischen  Domänenkäiifer.  Fi-ankfurt,  1820.  —  Stickel,  Beitrag 
zu  den  Lehren  der  Gewährleistung  und  der  Rechtsbeständigkeit  der  Hand- 
lungen eines  Zwischenherrschers.  Giessen,  1826,  und  besonders  die  daselbst 
S.  41  und  42  angeführten  Schreiben  des  k.  preuss.  Staatskanzlers  Fürsten 
V.  Hardenberg  vom  21.  Januar  und.  4.  .März  1816. —  Vergl.  besonders 
den  Vortrag  des  k.  würtemberg.  Gesandten  v.  Wangenheim  im  Protokoll 
der  Bundestags-Versammlung  vom  5.  Juni  1823,  §.  98;  und  überhaupt  die 
verschiedenen  Abstimmungen  in  den  Bundestags- Versammlungen  über  die 
sog.  wes  tphäl  ischcn  Angelegenheiten  seit  1816.  (Eine  übersichtliche 
Darstellung  der  Verhandlungen  hierüber  siehe  bei  Klüber  öffentl.  Recht, 
§.  169,  Note  e;  vergl.  auch  H.  k.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  I., 
S.  202.) 

*)  Das  allgemeine  Staatsrecht  kann  eine  etwaige  Unterscheidung  zwi- 
schen einer  Erwerbung  titulo  lucrativo  sive  oneroso  nicht  rechtfertigen. 
Friedensschlüsse  haben  mitunter  schon  diesen  Unterschied  gemacht, 
Z.  B.  der  I.  Pariser  Frieden,  vom  30.  Mai  1814,  Art.  27. 

*)  Aus  gleichen  Gründen  ist  der  restaurirte  Fürst  auch  verpflichtet,  die 
von  der  Zwischenherrschaft  contrahirten  Anleihen  anzuerkennen.  Umge- 
kehrt hat  der  restaurirte  Fürst  kein  Forderungsrecht  mehr,  wenn  der  Zwi- 
scheuherrscher  die  Staatskapitalien  eingetrieben  hat.  —  Urtheil  des  Ober- 
Appellations-Gerichts  zu  Kassel  vom  27.  Juni  I&18.  (Stickel,  a.  a.  0.,  S.  45.) 
B.  W.  Pfeiffer,  das  Recht  der  Kriegseroberung  in  Beziehung  auf  Staats- 
Kapitalien.  1823.  —  Dagegen:  J.  G.  K.,  Können  die  vormaligen  Schuldner  der 
früherhin  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten  Kapitalien 
.sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten  Eroberer  der- 
selben die  Schuld  getilgt  haben?  1821;  und  Weiss,  Sy.steni,  %.  251. 
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Gesetze  machen  kann. er  dieselben  nur  unter  Beobaclifiing  jener 
Formen  und  unter  denselben  Voraussetzungen  und  Rechtsfolgen 
aufiiebcn  kann,  unter  welchen  er  die  Gesetze  eines  jeden  an- 
deren legitimen  Regierungsvorgängers  aus  seiner  eige- 
nen Familie  oder  seine  eigenen  Gesetze  aufheben  könnte. 
Wenn  daher  die  von  Privaten  während  der  Zwischenherrschaft 
gemachten  Erwerbungen  von  Staats-  oder  Domainen-  oder  fürst- 
lichen Privat-Gütern^)  durch  eine  landesherrliche  Verordnung 
bei  der  Restauration  zurückgezogen  werden  wollen^),  so  ge- 
bührt denselben  —  weil  sie  in  diesem  Falle  der  Restauration  ihre 
unter  der  Zwischenherrschaft  Staats-  und  völkerrechtlich  legitim 
begründeten  Rechte  (jnra  qnoesita)  zum  Opfer  bringen  müs- 
sen —  volle  Entschädigung^)  aus  der  Staatskasse,  die  somit 
die  hieraus  erwachsende  Belastung  als  einen  casuellen,  dem 
Lande  durch  die  ungünstigen  Zeitverhältnisse  (injuria  tempo- 
rnm^  zugegangenen  Schaden  zu  tragen  hat^).  Nur  dann  lässt 
sich  die  Entschädigungspflicht  des  Staates  bezweifeln,  wenn 
Privaten  während  einer  feindlichen  Occupation  oder  während 
eines  Aufstandes  des  Landes  mit  der  von  dem  Eroberer  nieder- 
gesetzten Regierung  eher  freiwillige  Geschäfte  machen,  z.  B. 


*)  A.  M.  ist  hinsichtlich  der  Domänen-  und  Privatgiiter  des  vertriebenen 
Souverains,  Weiss,  deutsches  Staatsrecht,  §.  251.  Er  übersieht  aber  hier 
den  Einflnss  des  Eroberungsrechtes  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen 
(Jus  belli  est  infinitum). 

*)  Eine  solche  Verordnung  kann  nämlich  ihrem  Inhalte  nach  immer  nur 
als  eine  Sp  ezial -Verordnung,  d.  h.  als  gegen  einzelne  Personen  gerichtet 
betrachtet  werden,  wenn  sie  auch  allgemein  publizirt  wäre. 

')  Also  auch  Ersatz  der  zur  Verbesserung  der  herauszugebenden  Güter 
gemachten  Verwendungen.  Klub  er,  öffentliches  Recht,  §.  254.  —  Ganz  ab- 
weichende Grundsätze  stellt  hierüber  auf  die  kurhessische  Verordnung  vom 
18.  Januar  1814;  und  die  authentische  Interpretation  dieser  Verordnung  in 
Bezug  auf  die  Staatskapitale  vom  31.  Juli  1818.  — Vergl.  auch  die  herzogl. 
braunschweig'sche  Erklärung,  die  Doniänenkäufer  und  Pächter  betreffend, 
im  Protokoll  der  Bundestags-Versammlung  vom  30.  Juni  1818. 

*)  In  jedem  Falle  muss  man  die  Staatskasse  in  soweit  zur  Entschädi- 
gung, resp.  Rückgabe  der  empfangenen  Kaufgelder  etc.  für  verpflichtet 
halten,  als  diese  ihr  selbst  zugeflossen  sind  und  also  eine  versio  in  rem  statt 
gefunden  hat.  Klüber,  öffentliches  Recht,  §.  254.  —  Weiss,  System, 
^.  251.  a.  E. 


129 

derselben  Darlehn  vorstrecken  oder  Güter  von  derselben  er- 
werben, bevor  der  legitime  Souverain  noch  nicht  ganz  in  die 
Unfähigkeit,  den  Krieg  weiter  fortzuführen  versetzt,  und  eben 
dadurch  in  den  Zustand  eines  Privatmannes  heruntergebracht 
worden  ist.  In  diesem  Falle  nimmt  nämlich  ein  solches  Geschäft 
den  Charakter  eines  aleatorischen  Vertrages  an^).  Es  verstehet 
sich  übrigens  von  selbst,  dass  ein  Privatmann,  welcher  die  von 
dem  Fiskus  während  einer  Zwischenherrschaft  erkauften  Güter 
weiter  an  einen  andern  verkauft  hat,  diesem  wegen  deren  spä- 
terer Entziehung  durch  eine  Verordnung  des  restaurirten  legi- 
timen Souverains  keine  Entschädigung  zu  leisten  hat,  da  eine 
solche  Entwährung  in  Bezug  auf  das  Kaufgeschäft  ein  rein 
casuelles  und  späteres  Ereigniss  ist^"). 


n»  Unterabtlteilting;^« 

BJ  Besonderes* 

Das  Familien-  und  Erbrecht  der  deutschen 
souverainen  Familien. 

§.75. 

Yerhältniss  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen 
souverainen  Familien  zu  dem  sogenannten  deutschen 
Privatfürstenrechte  *). 

Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  bezeichnete  man  das  Fami- 
lien- und  Erbrecht  der  landesherrlichen  und  reichsständischen 
Geschlechter,  welches  die  Grundlage  der  legitimen  Erwerbung 


•)  Voet,  Comment.  ad.  Fand.  Lib.  XXL,  Tit.  IL,  Nr.  VL— Sticket,  I.e., 
S.  13.  19. 

"»)  L.  11.  Dig.  de  evictione  (XXL  2.). 

•)  Literatur:  D.  B.  G.  Struvii  jurispriidentia  heroica  VII  Part.  Jenae., 
1743 — 53.  — J.  J.  Moser,  Farailienstaatsrecht  der  deutseben  Reichsstände. 
II  Bde.  Frankf.  u.  Leipz.  1775.  —  J. St.  Pütteri  primae  lineae  juris  privati 
principum,  speciatiin  Germaniae.  Göttiug.  1789;  dessen  Beiträge  z.  deut. 
Staats-  u.Fürsten-R.  2  Bde.  Götting.  1777 — 79;  und  dessen  Erörterungen 

Zöpfl,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  9 
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ihrer  Landesregierung  und  Keichsstandschaft  bildete,  als  Jus 
privatumillustiüim,  persönliches,  Privat-  oder  Familien- 
Staatsrecht  oder  Privat  fürs  teure  cht.  ^)  Die  wissenschaft- 
liche Darstellung  dieses  Hechtes  selbst  pflegte  man  Jnrispriulen- 
tia  heroica  zu  nennen.  Da  nunmehr  eine  grosse  Anzahl  der 
ehemals  landesherrlichen  und  reichsständischen  Familien  die 
eigentlichen  und  höheren  Regierungsrechle  verloren  hat,  so  kann 
nurnoch  das  besondere  Familien-  und  Erbrecht  der  übrigen  ehe- 
mals landesherrlichen  und  reichsständischen  Familien,  welche 
gegenwärtig  zur  Souverainität  empor  gestiegen  sind,  in  der 
Lehre  von  der  Erwerbung  der  Staatsgewalt  in  Betracht  gezogen 
werden. 

§.76. 

Stelluiio"  des  Familien-  und  Eibrechtes  der  deutschen 
souverainen  Familien  im  Rechts -Systeme. 


Das  Familien-  und  Erbrecht  der  gegenwärtig  souverainen 
deutschen  Häuser  gehört  eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  der  Reichs- 
verbindung hinsichtlich  des  sogenannten  Privatfürstenrechts 
überhaupt  der  Fall  war,  in  einer  Beziehung  dem  Privatrechte, 
in  anderer  Beziehung:  dem  öffentlichen  Rechte  an.  Ersteres 


und  Beispiele  z.  deut.  St.  u.  Fürsten-R.  Göttiiig.  1793.  94.  —  A.  W.  Hef  f- 
ter,  Beitiäge  z.  deut.  Staats-  und  Fürstciuecht.  Berlin  1829.  —  Veigl.  auch 
J.  C.  Kohl  er,  Handbuch  des  deutschen  Privatfiirstenrechts  der  vormals 
reichsständischen,  jetzt  mittelbaren  Fürsten  und  Grafen.  Sulzbach,  1832.  — 
A.  Bauer,  Beitr.  z.  deut.  Privatfürstenrechte.  Göttingen,  1839.  —  Leist, 
Lehrb.  des  deut.Staats-R.,  §.24 flg.—  Gönner,  deut.Staats-R.§.  233 Hg. — 
Klüber,  öffcntl.  R.  §.  11.  238.  11g.  —  Maurenbrecher,  Grds.  d.deut.St.- 
R.  §.  22T.  flg.  —  Weiss,  Syst.  des  deut.  St.-R.  §,  1.  Note  h;  §.  6.  Note  b; 
§.  252.  Note  a;  §.  238.  flg.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  St.-R.  I.  §.  46.  flg.— 
')  Einige  zogen  auch  dasFamilien-  und  Erbrecht  der  nicht-  reichsstän- 
dischen reichsunmittelbaren  adelichen  Familien,  welche  sie  mit  den  reichs- 
ständischen unter  der  Bezeichnung  illustres  zusammenstellten,  unter  den 
Begriff  des  Privatfürstenrechts;  so  z.  B.  Pütter,  prim.  lineae,  §.2.  —  Dies 
Konnte  insoferue  gerechtfertiget  werden,  als  auch  den  blos  reichsun- 
mittelbaren Geschlechtern  die  Autonomie  in  ihren  Familiensachen  zustand, 
und  hierdurch  vielfach  bei  ihnen  ülinliche  Einrichtungen,  wie  bei  den  reichs- 
ständischen Geschlechtern  hervorgerufen  wurden. 
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ist  der  Fall,  insoweit  die  Grundsätze  desselben  aus  dem  gemeinen 
deutschen  Privatreclite  und  aus  dem  deutschen  Adelsrechte  ge- 
schöpft werden,  und  insofern  man  das  Familien- und  Erbrecht  über- 
haupt in  das  Privatrecht  zu  rechnen  pflegt : letzteres  findet  dagegen 
insofern  Statt,  als  eines  Theiles  die  eigenthümlichen  Grundsätze 
des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen  sou verainen  Fami- 
lien in  Staats- Grundgesetzen  oder  anderen  politischen  Rechts- 
normen wurzeln  und  anderen  Theiles  dieses  Familien-  und  Erb- 
recht eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  politischen  Verhältnisse 
selbst  äussert.  Dieser  zweiseitige  Charakter  des  Privatfürsten- 
rechtes der  souverainen  Familien  ist  ein  unmittelbarer  Ausfluss 
des  Begriffes  der  Erbmonarchie,  in  welchem  der  Begriff  der 
politischen  Herrschaft  mit  einem  privatrechtlichen  Begriffe  (der 
Erbfolge)  zu  einem  Ganzen  verbunden  ist. 

§.77. 

Von  den  Quellen  des  Familien-  und  Erbrechtes  der 
deutschen  souverainen  Häuser. 

Neben  einigen  wenigen  reichsgesetzlichen  Bestimmungen 
erschien  zur  Zeit  des  Reichsverbandes  als  die  vorzüglichste 
Quelle  des  Familienrechtes  der  landesherrlichen  und  reichsslän- 
dischen  Geschlechter  die  denselben  zustehende  Autonomie, 
welche  sich  bald  in  der  Form  des  Herkommens,  bald  in  jener 
von  Hausverträgen,  Testamenten,  Hausgesetzen  und  pragmati- 
schen Sanctionen  äusserte.  So  weit  keine  solchen  besonderen 
Quellen  vorlagen,  kam  das  gemeine  deutsche  Privatrecht  zur 
Anwendung,  Subsidiär  galt  dabei  das  römische  Recht,  als  ge- 
meines recipirtes  Reichsrecht  ^).  Diese  Quellen  sind  auch  noch 
gegenwärtig  von  praktischer  Bedeutung,  soweit  ihre  Anwend- 
barkeit nicht  durch  neuere  Quellen  ausgeschlossen  ist.  Seit  der 
Umwandlun<y  der  Landeshoheit  in  eine   Souverainität  sind  in 


')  Veigl.  P  ü  t  L e  r,  priiii.  iin.,  §.  3 — 8.  —  Ueber  die  liielier  gehörigen  Urkiui- 
deu  vergl.  J. D.  I^ciciie,  cliroiiologisch-systematisclies  Verzeichiiiss  zui- Er- 
läuterung des  deut.  Frivatlürstenrechts  vorzüglich  gehöriger  Urkunden. 
Bückeburg,  1785.  —  Moser,  Kaniilienstaats-R.  H.  S.  964  Jlg. —  Kohler, 
Handbuch,  S.  535  Hg.  —  Kl  üb  er,  öilentl.  R.  §.  75.  Note  a.  — 

9* 
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mehreren  deutschen  F'urslenhänsern  neue  Ilausgesetze  errich- 
tet worden  2);  auch  enthalten  die  neuen  Verfassungsgesetze  der 
constitutionellen  Staaten  mehrfach  Bestimraunjjen  über  das  Fa- 
milien-  nnd  Erbrecht  des  regierenden  Hauses.  Der  Grund,  aus 
welchem  schon  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  das  gemeine 
deutsche  Privatrecht  mit  Einschluss  des  römischen  Rechtes  als 
subsidiären  Rechtes  im  Privatfürstenrechte  zur  Anwendung  liam, 
lag  darin,  weil  es  das  Landesrecht  (Reichsrecht)  in  Deutsch- 
land war  ^).  Aus  demselben  Grunde  kam  in  dem  Privatfürsten- 
rechte sogar  das  partikuläre  Landesrecht  zur  Anwendung, 
aber  nur  in  soweit,  als  es  auf  einem  Landesherkommen  be- 
ruhte, nicht  aber  in  soweit  als  es  als  Produkt  einer  landesherr- 
lichen Gesetzgebung  erschien  *).  Dies  erklärt  sich  dar- 
aus, dass  das  Landesherkommen  als  Ausfluss  einer  freien,  wenn 
gleich  nur  partikulären  Rechtsbildung  und  volksmässigen  Ent- 
wicklung des  nationalen  Geistes  anfgefasst  werden  musste,  an 
welcher  auch  die  fürstliche  Familie  unmittelbaren  Antheil  nahm, 
wogegen  aber  dem  jeweiligen  Landesherrn  und  Reichsstande 
als  solchem  keine  gesetzgebende  Gewalt  im  eigentlichen 
publizistischen  Sinne  über  die  Mitgheder  seiner  Familie  zustand, 
da  diese  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Reichsunmittelbare 
nur  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Kaisers  und  Reiches  selbst 
unterworfen  waren.  Dieses  Verhältniss  hat  sich  in  der  neueren 
Zeit,  nachdem  die  jetzt  bestehenden  deutschen  Staaten  zur  vol- 


*)  Hieher  gehören  z.B.  das  Bayerische  Familiengesetz  v.  28.  Jul.  1808 
(in  Wiiikopp,  Rhein.  Bund,  Ilft.  49,  3);  Bayer.  Faiuiliengesetz  v.  18.  Jan. 
1816  (Reg.-Bl.  1816.  Nr.  40);  Bayer.  Hausgriiudgesctz,  als  künftig  allein 
gültiges  Haiisgesetz,  v.  5.  Aug.  1819  (Reg.-Bl.  1821.  Nr.  1.);  —  K.  Sächsi- 
sches Hausgesetz  v.  30.  Dec.  1837.  —  Würtemberg.  Hausgesetz  v.  8.  Jul. 
1828.  —  Badisches  Hausgesetz,  v.  4.  Oct.  1817.  —  Kurhessisches 
Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4.  März  1817.  —  Mecklenburg -Schwerin-  und 
Streliz.  vorläufiger  Hausvertrag  v.  5.  Decemb.  1808.  (Vergl.  Rhein.  Bund, 
Hft.  53.) 

^)  Vergl.  oben  §.  67.  —  Aehnlich  betrachteten  die  Karolinger  die  Lex 
Ripuariorura  als  massgebend  für  ihre  Familienverhältnisse.  Charta  divis. 
Ludov.  Pii  a.  817.  c.  16.  (Vergl.  meine  deut,  St.  u.  R.  Gesch.  Stuttgart 
1846.  Bd.  IL  Abth.  1.  S.  32.  Not.  12. 

*)  Unbestritten  fand  daher  z.  B.  bei  den  sächsischen  reichsständi- 
schenFamilieu  sächsisches  Recht  Anwendung.  Fütter,  prim.lin.,  §.3. — 
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len  Souverainität  empor  gestiegen  Rin<l,  wesentlich  vei\än(iert, 
da  nunmehr  die  Mitglieder  eines  souveraiuen  Hauses  wirkliche  ü  n- 
terthanen  des  regierenden  Herrn  geworden  und  seiner  Staats- 
gewalt (Gesetzgebung,  Jurisdiction  u,  s.  w.)  unterworfen  sind  ^). 
Hiernach  muss  gegenwärtig  auch  die  eigentliche  Landesgesetz- 
gebung als  subsidiäre  Rechtsquelle  im  Familien  -  und  Erbrechte 
des  souverainen  Hauses  betrachtet  werden,  msoferne  nicht  ent- 
weder durch  eine  ausdrückliche  Declaration,  oder  durch  ein  be- 
ständiges Herkommen  die  Anwendbarkeit  der  Landesgesetze  in 
den  fürstlichen  Familien -Verhältnissen  ausgeschlossen  und  die 
fortwährende  alleinige  Gültigkeit  der  zur  Zeit  des  Reichsverban- 
des als  subsidiär  anerkannten  Rechtsquellen  bestätiget  wor- 
den ist. 

§.  78. 
Von  der  väterlichen  und  Familien -Gewalt  der  deutschen 

Souveraine. 

In  den  deutschen  regierenden  Häusern  steht  dem  Souverain 
nicht  nur  die  väterliche  Gewalt  über  seine  eigene  legitime 
Descendenz  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  deutschen 
Privatrechts,  sondern  überdies  kraft  seiner  Eigenschaft  als  sou- 
veraines  Haupt  der  ganzen  Familie  und  als  Ausfluss  seiner  Sou- 
verainität über  dieselbe  eine  eigenthümliche  Familiengevvalt 
zu*).  In  Folge  derselben  ist  der  Souverain  1)  befugt,  durch  Ver- 
fassungs-  oder  Hausgesetze  die  für  die  Erhaltung,  den  Glanz 
und  die  Wohlfahrt  der  Familie  nothwendigen  Anordnungen  zu 
treffen  ^),  daher  auch  die  Einholung  seiner  Einwilligung  bei 


*)  In  dieser  Beziehuiig  sind  alle  Mitglieder  eines  jetzt  noch  regierenden 
deutschen  Fürstenhauses,  mit  Ausnahme  des  jeweilig  regierenden  Herrn, 
wirklich  mediatisirt  worden.  Ueber  die  ehemalige  Stellung  der  Familien- 
glieder zum  deutschen  Reiche  s.  die  bei  Maurenbrecher,  Grundsätze 
§.  245.  Note  b.  angef.  Literatur.  — 

')  Maurenbrech  er,  Grundsätze,  §.245.  Notec,  bemerkt  sehr  richtig, 
dass  diese  Familiengewalt  des  regierenden  Fürsten  auf  einer  anderen  Grund- 
lage, als  der  väterlichen  Gewalt  beruht,  daher  die  Analogie  dieser  letzteren 
hier  nicht  ausreichet. 

^)  Hieher  gehören  z.  B.  Bestimmungen  über  Volljährigkeit,  Vormund- 
schaften, den  Gerichtsstand  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses.  In  wie- 
ferne der  Consens  der  Agnaten  dabei  erforderlich  ist,  vergl.  unten  §.  93. 
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der  Schliessung  von  Ehen  vorzuschreiben  ^).  Ehen,  welche 
ohne  die  haus-  oder  grundgesetzlich  vorgeschriebene  Einwilli- 
gung des  Souverains  —  (gleichviel,  ob  innerhalb  oder  ausserhalb 
des  Staatsgebietes)  —  geschlossen  Averden,  können  für  die  dar- 
aus entspringenden  Kinder  kein  Thronfolgerecht  und  keinen  An- 
spruch auf  den  Rang  und  die  Titel  von  Mitgliedern  der  regieren- 
den Familie  begründen  ^).  Doch  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass 
dieser  Mangel  durch  die  nachfolgende  Genehmigung  des  Sou- 
veräns wieder  gehoben  werden  kann.  2)  Der  Souverain  ist  be- 
fugt, die  Mitglieder  seines  Hauses  zu  beaufsichtigen,  ihre  Er- 
ziehung, Ausbildung  und  Reisen  zu  überwachen;  auch  stehet 
3)  dem  Souverain  in  Folge  seiner  Familiengewalt  die  Gerichts- 
barkeit über  die  Mitglieder  seines  Hauses  zu  •''). 

§.79. 

Von  den  Eigentliümlichkeiten  des  Ehereclites  der  deut- 
schen souverainen  Familien, 
rt)  iti  kirchlicher  Beziehung.  Gewissens- Ehe. 

Die  kirchlichen  Erfordernisse  einer  gültigen  Ehe  sind  hin- 
sichtlich der  3Iitglieder  regierender  Familien  m\  Allgemeinen 
dieselben,  wie  bei  allen  übrigen  Mitgliedern  einer  der  christli- 


')  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  wurde  die  Einwilligung  des  Kaisers 
bei  den  Ehen  der  Erlauchten  nicht  erfordert,  und  eben  so  die  Einwilligung 
des  Familienoberhauptes  nur  in  jenen  Häusern,  in  welchen  dies  durch  Haus- 
gesetze oder  Herkommen  vorgeschrieben  war.  —  Vergl.  Moser,  Famil.-  St.- 
R.  Bd.  II.  Cap.  14.  §.  6.  —  Hieran  ist  durch  die  Erwerbung  der  Souverainität 
nicht  mehr  geändert,  als  dass  jetzt  der  Souverain  in  dem  Interesse  seines 
Hauses  eine  derartige  an  sich  sehr  zweckmässige  Vorschrift  erlassen  kann: 
keinesweges  verstehet  sich  aber  nunmehr  eine  solche  Verpflichtung  der  Fami- 
lienglieder, die  Einwilligung  des  regierendenHerrn  nachzusuchen,  von  selbst. 
A.  M.  ist  Maurenbrecher,  Grds.  §.  245. —  Vergl.  auch  Feelix,  des  ma- 
riages,  contractes  en  pays  etranger.  Paris,  1842.  S.  158  (lg.  — 

*)  Vergl.  dieVerf.ürkk.  v.  Bayern,  Tit.  II.  §.3.  Würtemb.  Cap. II.  §.8. 
Kurhess.  §.  12.  Hesseu-Darmst.  §.5.  Altenburg  §.  28.  In  Baden  war  die  Ein- 
holung der  Bewilligung  des  regierenden  Herrn  schon  durch  Testament  des 
Markgrafen  Georg  Friedrich  v.  Baden-Durlach  a.  1615  vorgeschrieben. 
Moser,  I.  c,  §.  3  b. 

*)  Hiervon  unten  §.  98. 
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chen  Confessionen^).  In  den  katholischen  souverainen  Häusern 
kommen  daher  die  Vorschriften  des  canoiiischen  Rechtes  und 
des  Tridentinischen  Concils  zur  Anwendung,  während  die  Pro- 
testanten sich  nur  allein  an  die  im  Neuen  Testamente  enthaltenen 
Grundsätze  gebunden  erachten.  In  den  protestantischen  Regen- 
tenhäusern kann  auch  der  Souverain  als  Inhaber  der  Kirchen- 
gewalt sowohl  den  Mitgliedern  seines  Hauses,  als  auch  sich 
selbst,  Dispensation  von  kirchlichen  Ehehindernissen,  so  wie 
auch  von  dem  Aufgebote  und  der  kirchlichen  Trauung  ertheilen. 
Ueberhaupt  kann  einer  von  einem  Mitgliede  eines  protestanti- 
schen Regentenhauses  ohne  kirchliche  Einsegnung  eingegan- 
genen Ehe  (einer sogenannten  Gewissens- Ehe,  matrimoniura 
conscientiae)  die  volle  Rechtswirkung  nicht  abgesprochen  wer- 
den, soferne  sie  einer  solchen  Verbindung  nicht  durch  Haus-  oder 
Verfassungsgesetze  entzogen  ist  ^).  Die  Trauung  selbst  ge- 
schieht häutig  durch  einen  Stellvertreter  (per  procuratorem). 

§.  80. 

b)  in  staatsrechtlicher  und  civilrechtlicher  Beziehung.  Eheliche 
GnterverhäUnisse. 

Bei  der  Schliessung  von  Ehen  in  regierenden  Häusern  wer- 
den regelmässig  urkundliche  Eheverträge  errichtet  ^),  jedoch 
bestehet  hierüber  keine  gesetzliche  Vorschrift,  und  könnte  daher 
auch  in  der  Unterlassung  der  urkundlichen  Ausfertigung  kein 
Nichtigkeitsgrund  gesehen  werden.  Auch  hinsichtlich  des  Inhal- 
tes bestehen  keine  besonderen  Vorschriften;  vielmehr  wird  in 
dieser  Beziehung,  so  weit  nicht  Haus-  und  Verfassungsgesetze 
entgegenstehen,  die  unbeschränkteste  Autonomie  anerkannt  2). 


>)  Pütter,  priin.  lineae,  §.  67.  —  Maurenbreclier,  Grundsätze, 
§.  246.  — 

2)  Klüber,  öffentl.  Reclit,  §.  261.  Not.  c.  —  H.  A.  Zacliariae,  deut. 
Staatsrecht,  I.  S.  157.  — C.  F.  Di  eck,  die  Gewissensehe,.  Legitimation  durch 
nachfolgende  Ehe  und  Missheirath.  Halle,  1838.  — 

1)  P ü  1 1  er,  prim.  lin.,  §.  68. —M o  s  e r,  Familienstaatsrecht,  II.  §.71  flg.— 
Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.246.—  Kohler,  Privatfürstenreclit, 
§.  58—63. 

2)  Diess  zeigt  sich  insbesondere  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  das 
Throufolgerecht  der  Kinder.  Vergl.  §.  81. 
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Insbesondere  hängt  die  Bestimmung  der  ehelichen  Güterverhält- 
nisse von  der  autonomischen  Bestimmung  der  Paciscenten  ab. 
Die  Eheverträge  schUessen  sich  in  dieser  Beziehung  regelmässig 
den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  ehehchen  Güterrechtes 
an  und  bestimmen  daher  gewöhnlich  die  Aussteuer,  die  Morgen- 
gabe, das  Witlhum  und  die  Nadelgelder  der  Gemahlin:  auch  fin- 
det man  mitunter  ein  Anschliessen  an  das  römische  Dotalsystem 
oder  ein  oder  das  andere  aus  demselben  fliessende  Rechtsinsti- 
stut.  Allgemeine  Gütergemeinschaft  der  Ehegatten  ist  in  den 
regierenden  Familien  nicht  gebräuchlich  und  wohl  ohne  Beispiel. 
Die  Gemahlin  des  Souverains  tritt  mit  der  Verehelichung  als  Un- 
terthanin  unter  dessen  Staats-  und  Familiengewalt,  w^enn  sie 
derselben  nicht  schon  vorher  unterworfen  war.  Dasselbe  gilt 
von  den  Gemahlinen  der  Prinzen  des  Hauses,  und  eben  so  auch 
umgekehrt  von  dem  Gemahle  einer  durch  die  weibliche  Thron- 
folge zur  Setbstregierung  gelangten  Fürstin.  Die  Gemahlin  des 
Souverains  nimmt  übrigens  an  dessen  Rang,  Titeln  und  Würden 
Antheil  und  führt,  wenn  sie  aus  einem  an  Rang  höheren  Hause 
stammt,  nebenbei  meistens  ein  hierauf  bezügliches  Prädikat  fort. 
Der  Titel  des  Gemahles  einer  selbstregierenden  Fürstin  muss 
aber,  so  weit  er  sich  auf  diese  Verbindung  bezieht,  durch  ein 
Staatsgesetz  besonders  bestimmt  werden. 

§.  81. 
c}  Morganatische  Ehe. 

Zufolge  der  Autonomie,  welche  den  Mitgliedern  souverainer 
Häuser  hinsichtlich  des  Inhaltes  der  Ehe  verträge  zustehet  (§.80), 
sind  dieselben  auch  befugt,  eine  sog.  Ehe  zur  linken  Hand  oder 
morganatische  Ehe  (matrimonium  ad  legem  Saligam)  einzuge- 
hen ').  Man  verstehet  hierunter  eine  Ehe,  bei  deren  Eingehung 
vertragsmässig  festgesetzt  wird,  dass  dieGemahhn  undKin- 


>)  Pütt  er,  prim.  lineae,  §.  23. —  Moser,  Familienstaatsrecht,  II. 
§.  67.  flg.  —  Kohler,  Privatfürstenrecht,  §.  51.  flg.  —  H.  A.  Zachariae, 
deiit.  Staatsr.,  I.  S.  166.  —  Weiss,  System,  §.  240.  — Ueber  die  historische 
Entwickelung  dieses  Instituts  vergl.  meine  deutsche  Staats-  u.  Rechts- 
geschichte B.  II.  Abth.  2. 
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der  an  dem  Range  und  Stande  des  Gemahles  und  Vaters  keinen 
Antheil  nehmen,  und  letztere  auch  keine  Successionsrechte  in 
die  Krone  und  die  dem  regierenden  Hause  gehörigen  Stamm- 
und  Familienfideicommissgüter  (Domänen)  haben  sollen.  Das 
Erbfolgerecht  der  Kinder  ist  hier  hinsichtlich  der  väterlichen  Hin- 
terlassenschaft auf  dasjenige  beschränkt,  was  ihrer  Mutter  unter 
dem  Namen  als  Morgengabe  oder  unter  einer  anderen  Bezeich- 
nung als  ein  auf  sie  zu  übertragendes  Vermögen  ausgesetzt  oder 
ihnen  selbst,  als  zu  hoffender  Descendenz,  in  dem  Ehevertrage 
bestimmt  worden  ist.  Gewöhnlich  werden  morganatische  Ehen 
dann  eingegangen,  wenn  bereits  aus  einer  früheren  Ehe  suc- 
cessionsfähige  Descendenten  vorhanden  sind,  um  die  Erbrechte 
derselben  nicht  durch  die  Concurrenz  der  Kinder  einer  zweiten 
Ehe  zu  schmälern,  oder  um  dem  Lande  nicht  zu  grosse  Lasten 
in  Bezug  auf  die  standesmässige  Erhaltung  einer  zahlreicheren 
fürstlichen  Nachkommenschaft  aufzubürden.  Eben  so  ist  die 
Schliessung  solcherEhen  zur  linken  Hand  gebräuchlich,  wenn  die 
Gemahlin  von  niedrigerem  Stande  ist;  jedoch  ist  nicht  nothwendig 
eine  jede  morganatische  Ehe  eine  Missheirath  ^).  Die  morgana- 
tische Ehe  kann  als  bedingte  und  als  unbedingte  eingegan- 
gen werden.  Wenn  dieselbe  eine  bedingte,  d.  h.  wenn  den 
daraus  stammenden  Kindern  nur  unter  Voraussetzung  der  Exi- 
stenz gewisser  anderer  successionsberechtigter  Personen  oder 
Linien  die  Thronfolge  entzogen  ist,  so  kann  das  Successions- 
recht  dieser  Kinder  bei  dem  Hinwegfalle  jener  Personen  oder 
Linien  nicht  bezweifelt  werden  3),  es  müsste  denn  etwa  die 


^)  Sehr  gut  charakterisirt  ist  dieses  Institut  in  II.  F.  29:  „Quidam  h  a- 
bens  filium  ex  nobili  conjuge,  post  mortem  ejus  non  valens  continere, 
aliam  minus  nobilem  duxlt:  qui  nolens  existere  in  peccato,  eam  despon- 
savit  ea  lege,  ut  nee  ipsa  nee  filii  ejus  ampiius  habeant  de  bonis  patris, 
quam  dixerit  tempore  sponsaliorum  ...  quod  Mediolanenses  dicunt  aceipere 
uxorem  ad  morganaticam:  alibi  lege  Saliga."  Vergl.  auch  II.  F.  Ä6.  §.  15. 
(Vergl.  unten  Note  4.) 

')  So  z.  B.  ist  das  jetzt  regierende  grossherzogliche  Haus  Baden  aus  der 
bedingten  morganatischen  (zweiten)  Ehe  des  Markgrafen,  nachher  Kurfür- 
sten und  sodann  Grossherzogs  Karl  Friedrich  entsprossen.  Vergl.  Pfi- 
ster,  geschichtl.  Eutwickelung  des  Staatsrechts  des  Grossherzogthums 
Baden.  Heidelberg,  1836.  I.  S.  102  flg.—  Aeltere  Beispiele  bei  Pütter,  1.  c, 
§.  24.  iNote  d. 


bedingte  morganatische  Ehe  zugleich  auch  eine  wahre  Misshei- 
rath  (§.  82)  sein.  Hinsichtlich  der  unbedingten  morganatischen 
Ehen  hatte  die  Wahlkapitulation  Karl's  VII.  bestimmt,  dass  der 
Kaiser  den  daraus  erzeugten  Kindern  ohne  Einwilligung  der 
Agnaten  weder  die  väterlichen  Titel,  Ehren  und  Würden  beilejren 
noch  weniger  sie  zum  Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  für  suc- 
cessionsfähig  erklären  dürfe  *).  Es  war  somit  die  Regierungs- 
nachfolge der  aus  morganatischer  Ehe  entsprossenen  Kinder 
von  der  Reichsgesetzgebung  lediglich  als  eine  Familienangele- 
genheit der  einzelnen  reicbsständischen  Häuser  aufgefasst, 
und  stand  daher  der  Regierungsnachfolge  solcher  Kinder  in  die 
allodialen  Besitzungen  reichgesetzlich  nichts  im  Wege,  wenn 
die  Agnatenzustimmten,  oder  keine  vorhanden  waren  ^);  hinsicht- 
lich der  Reichslehen  aber  stand  es  sodann  unter  gleicher  Voraus- 
setzung dem  Kaiser  frei,  dieselben  zur  Lehnfolge  zuzulassen.  Da 
nunmehr  alle  Kronen  in  Deutschland  allodial  sind,  so  kann  wohl 
nicht  mit  Grund  bestritten  werden,  dass  bei  Ermangelung  von 
anderen  successionsberechtigten  Agnaten  der  Souverain  befugt 
ist,  seine  (oder  eines  anderen  Prinzen  seines  Hauses)  in  einer 
morganatischen  Ehe  erzeugte  Descendenz  durch  eine  autono- 
mische  Verfügung  (pragmatische  Sanction)  oder  durch  ein  Te- 
stament oder  einen  Erbvertrag  zur  Thronfolge  zu  berufen  und 
für  befähigt  zu  erklären,  soferne  derselbe  nicht  durch  die  Ver- 
fassung in  einer  solchen  Verfügung  besonders  beschränkt  und 
die  Mitwirkung  der  Landstände  zu  der  Gültigkeit  eines  solchen 
Aktes  für  erforderlich  erklärt  ist. 


«)  Wahlkap.  v.  J.  1712.  Art.  22.  §.  4. 

*)  II,  F.  29.  (fährt  fort) :  „Hlc  filiis  ex  ea  siisceptis  decesslt  Ist!  in  pro- 
prietatera  non  sucoediuit  aliis  extautibiis:  sed  iiec  in  feiido,  etiara 
allls  non  existentibus:  qiii  licet  legitimi  sint,  tarnen  in  beneticio  minime 
SHCcedunt.  In  proprietate  veio  siiccedunt  patri,  prioribiis  neu  existentibus." 
—  Hinsichtlich  des  Allodes  enthielt  also  nach  diesem  Texte  die  morgana- 
tische Ehe  stets  die  stillschweigende  Clausel,  dass  die  Kinder,  weil  sie  doch 
legitimi  seien,  dann  ipso  jure  erben  sollen,  wenn  keine  anderen  Leibes-Erben 
vorhanden  sind. 
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§.82. 
d)  Missheirath  *). 

Ebenfalls  als  ein  Ausfluss  der  Autonomie  der  souverainen 
Häuser  in  ihren  Faniiliensachen  erscheinet  die  Behandlung  ge- 
wisser unstandesmässigen  (nicht-ebenbürtigen)  Ehen  als  M  i  s  s- 
heirathen,  d.  h.  als  solcher  Ehen,  bei  welchen  die  Descendenz 
wegen  des  niedrigeren  Geburtsstandes  des  einen  Ehegatten  ^) 
kraft  eines  Herkommens  oder  Familienstatutes  oder  Verfas- 
sungsgesetzes von  der  Succession  in  die  Krone  und  die  Stamm- 
und  Familienfideicommissgüter  eben  so  zum  Vortheile  der  Ag- 
naten ausgeschlossen  wird,  wie  dies  bei  einer  morganatischen 
Ehe  kraft  des  Ehevertrages  der  Fall  ist.  In  der  Reichsgesetzge- 
bung findet  sich  nur  eine,  und  zwar  überdiess  unvollständige  Be- 
stimmung über  die  Missheirathen.  Die  WahlkapitulationKarl's  VII. 
V.  J.  1742,  Art.  22.  §.  4.  verbietet  nämhch  dem  Kaiser  (eben  so 
wie  hinsichtlich  der  aus  einer  morganatischen  Ehe  stammenden 
Kinder)  „den  aus  unstreitig  notorischer  Missheirath  er- 
zeugten Kindern  eines  Standes  des  Reiches,  oder  aus  sol- 
chemHause  entsprossenen  Herrn,  zur  Verkleinerung  des  Hauses 
die  väterlichen  Titel,  Ehren  und  Würden  beizulegen,  viehveniger 
dieselben  zum  Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  und  ohne  deren 
besondere  Einwilligung  für  ebenbürtig  und  successionsfähig  zu 
erklären",  mit  dem  Beifügen,  „dass  wo  dergleichen  vorhin  be- 
reits geschehen,  solches  für  null  und  nichtig  angesehen  und 
geachtet  werden  solle."  Was  aber  eine  unstreitig  notorische 
Missheirath  sei,  wurde  hier  nicht  bestimmt,  und  ist  die  damals 
vorbehaltene  und  in  Aussicht  gestellte  reichsgesetzliche  Erklä- 
rung hierüber  niemals  erfolgt.  Es  kann  daher  auch  mit  Rücksicht 
auf  den  Fall,  welcher  die  Veranlassung  zur  Aufnahme  der  an- 


*)  Vergl.  Moser,  Familienstaatsrecht,  II.  §.  13.  flg.  —  Pütter,  priin. 
lin.  §.  24.  t\g.  —  Derselbe,  über  Missheirathen  deutscher  Fürsten  und  Gra- 
fen. Göttlngeu,  1796.  —  Leist,  Lehrbuch,  §.  26. —  Gönner,  deut.  Staats-R. 
§.  74.  —  Heffter,  Beiträge,  Nr.  I.  —  Klüber,  öffentl.  R.  §.  245.  —  H.  A. 
Zachariae,  deut.  Staats-  u.  Bundesrecht,  I.,  S.  160.  flg.  —  Weiss,  Sy- 
stem, §.  240.  — 

')  Auch  Prinzessiuen  können  Missheirathen  eingehen. 
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geführten  Bestimmung  in  die  Waklkapitulation  gegeben  hat  ^), 
auch  nicht  melir  mit  Grund  behauptet  werden,  als  da.ss  nur  die 
Verbindung  eines  Mitgliedes  aus  einem  damals  schon  reichs- 
ständi sehen  ^)  Hause  mit  einer  Person  von  bürgerlicher 
Herkunft  gemeinrechtlich  für  eine  unstreitig  notorische  Miss- 
heirath  zu  achten  sei,  keinesweges  aber  eine  Verbindung  mit 
Personen  aus  alten  rittermässigen  oder  sogar  reichsritterschaft- 
lichen  Familien  ^).  Die  neueren  Hausgesetze  und  Verfassungs- 
Urkunden  in  den  jetzt  souverainen  deutschen  Staaten  begnügen 
sich  aber  grossentheiles  nicht,  als  Bedingung  der  Thron -Suc- 
cessionsfähigkeit  der  Kinder  das  negative  Erforderniss,  dass 
die  Ehe  nicht  Missheirath  sei,  vorauszusetzen,  sondern  fordern 
vielmehr  häufig  ausdrücklich,  dass  die  Ehe  eine  ebenbürtige, 
d.h.  volle  Standesgleichheit  der  Ehegatten  vorhanden  sei^). 


*)  Es  war  dies  die  Khe  des  Herzogs  Anton  Ulrich  von  Sachsen-Mei- 
ningen mit  Philippina  C  äsareaSchiirrmann  (um  1713.)  — Vergl.  Kohl  er, 
Privatfiirsten-R.  S.  125.  flg. 

*)  A.  M.  ist  M  aurenbrech  er,  Grdsätze,  §.  233. 

*)  Die  angeführte  Stelle  der  Wahlkapitulation  ist  nur  auf  Betrieb  der 
alt  fürstlichen  Häuser  aufgenommen  worden,  von  denen  sich  einige  (säch- 
sische und  anhaltische)  schon  im  J.  1717  verbunden  hatten,  die  hierin  auf- 
gestellten Grundsätze  für  die  Zukunft  unter  sich  aufrecht  zu  erhalten, 
auch  noch  mehrere  fürstliche  Häuser  zum  Beitritte  zu  bestimmen  und  zur 
Erhaltung  ihres  Ansehens  eine  entsprechende  reichsgesetzliche  Bestimmung 
zu  erwirken.  Vergl.  Moser,  Familienstaatsrecht,  IL  S.  38.  119.  120. — Auch 
ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Wahlkapitulation  hier  kein  neues  Recht 
gründen  wollte  —  (daher  sie  auch  sofort  die  Rückanwendung  des  von  ihr 
ausgesprochenen  Grundsatzes  auf  frühere  Fälle  aussprechen  konnte)  — 
und  dass  es  am  wenigsten  in  der  Absicht  des  Gesetzes  lag,  anderen  reichs- 
unmittelbaren Familien  diesen  Grundsatz  aufzudringen,  oder  die  künftig 
zur  Reichsstandschaft  gelangenden  Familien  zu  der  Anerkennung  desselben 
zu  nöthigen. 

*)  Ebenbürtigkeit  der  Ehen  fordern  jetzt:  Bayern,  V.-U.  Tit.  II.  §.  3i 
Sachsen,  V.-ü.  §.  6,u.Hausgesetz  v.30.Dec.l837.  §.  10;  Hannover,  V.-U. 
6.  Aug.  1840.  §.  12;  Würtemberg,  V.-U.  §.  8,  und  Hausgesetz  v.  8.  JuH 
1 828.  Art.  18. flg. ;  Kurhessen,  V. -U.  §.3;  Grossh.  Hessen,  Art.  5;  Braun- 
schweig, neue  Landschaftsordnung,  §.14;  Hohenzollern-Sigmaringen,  V.- 
U.  §.  5;  Schwarzburg-Sondershauseu,  V.-ü.  §.  7.  — ■  Die  V.-U.  von  Coburg 
(1821)  §.  4.  und  die  von  Altenburg  (1831)  §.  13.  sprechen  zwar  nur  von 
leiblicher  gesetzmässiger  Nachkommenschaft,  verweisen  aber  dabei, 
wie  auch  die  V.-U.  v.  Meiuingen  (18t9.  §.3.,  auf  die  Verträge  und  Obser- 
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Wo  dieses  positive  Erforderniss  aufgestellt  ist,  können  nur 
Verbindungen  mit  anderen  souverainen  deutschen  oder  auswär- 
tigen Häusern,  sowie  mit  Mitgliedern  früher  wirklich  reichsstän- 
discher, oder  durch  Staatsverträge  oder  Bundesbeschlüsse  als 
ebenbürtig  erklärter  Familien  der  Descendenz  Thronfolgerechte 
gewähren  ^) .  Wird  ein  Sprosse  eines  souverainen  oder  diesem 
ebenbürtigen  Hauses  von  diesem,  ungeachtet  der  Unstandesmäs- 
sigkeit  der  Ehe,  aus  welcher  er  entsprungen  ist,  als  succes- 
sionsfähig  anerkannt,  so  kann  keinem  MitgHede  eines  andern 
souverainen  Hauses  wegen  einer  ehehchen  Verbindung  mit  dem- 
selben fernerhin  der  Vorwurf  einer  unslandesmässigen  Verbin- 
dung gemacht  werden. 

§.83. 

Legitimation  unehelicher  Kinder*). 

Dass  den  unehelichen  Kindern  der  Mitglieder  eines  ehemals 
reichsständischen,  jetzt  souverainen  Hauses  keine  Familienrechte 
in  demselben  zukommen  können,  ist  ein  unbestrittener  Grund- 
satz 1).  Auch  konnte  man  zur  Zeit  des  Reichsverbandes  einer 
vom  Kaiser  ohne  Zustimmung  der  Agnaten  erwirkten  Leg itimalio 
per  rescriptum  nicht  die  Wirkung  beilegen,  diesen  Mangel  einer 


vanzen  in  dem  sächsischen  Gesaramthause.  Dieses  hat  schon  zur  Zeit  des 
deutschen  Reiches  stets  die  strengsten  Grundsätze  über  Ebenbürtigkeit  der 
Ehen  verfochten.  Vergl.  Moser,  Familien-St.-R.,  \\.  S.  122. 

*)  Am  bestimmtesten  spricht  sich  in  eben  diesem  Sinne  hierüber  aus: 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  §,7.  „DerRegierungsfolge  fähig  sind  nur 
die  Kinder  aus  ebeubürtigenEhen,  d.h.  aus  Ehen  mit  Personen  aus  souverainen 
fürstlichen  und  solchen  Häusern,  welche  diesen  durch  die  Gesetze  des  deut- 
schen Bundes  gleichgestellt  sind."  —  Ueber  die  Wirkung  von  Bundesbe- 
schlüssen, welche  nicht  durch  Stimmen-Einhelligkeit  zu  Stande  gekommen 
sind,  vergl.  unten  das  deut.  Bundesrecht,  im  Anhang  I.  §.  61.  Not.  7.  — 
l'eber  die  Bedeutung  der  den  Standesherrn  im  kvt.  14.  der  deut.  Bundes- 
akte namentlich  eingeräumten  Ebenbürtigkeit  siehe  ebenfalls  untenAnhangl. 
§.  61.  N.  1. 

*)  Pütter,  prim.  lin.,  §.  27.  — Moser,  Famil.-Staats-R.  §.  75.  flg.  — 
Leist,  deut. Staats-R.  §.27.  —  H.A.  Zachariae,  deut. Staatsr.  I.  S.  155.— 

1)  Pütter,  prim.  lin.,  §.  27.  „lllegitimae  prolis  plane  nulla  in  terrispa- 
teruis  successio  est." 
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rechtmässigen  Geburt  zu  heben,  da  schon  in  Bezug  auf  morga- 
natische Ehen  und  Missheirathen  die  kaiserliche  Machtvoll- 
kommenheit in  dieser  Beziehung- beschränkt  war  (§.  81.  82)2). 
Wenn  aber  die  Zustimmung  der  Agnaten  erfolgt,  oder  keine 
legitimen  Successionsberechtigten  vorhanden  sind,  so  kann  der 
Souverain  wohl  unehelichen  Kindern  die  Anerkennung  als  suc- 
cessionsfähige  Mitglieder  seines  Hauses  ertheilen,  insoferne  ihm 
nicht  die  Landesverfassung  eine  besondere  Beschränkung  auf- 
erlegt ^).  Mit  Unrecht  sprechen  aber  Viele  ^)  auch  der  Legiti- 
matio  per  subseqtiens  matrhnoninm  die  Wirkung  einer  völligen 
Uebertragung  des  Rechtes  ehelicher  Kinder  in  Bezug  auf  den 
Familienzustand  und  die  Erbfolge  in  die  Regierung,  Stamni- 
und  Fideicommissgüter  ab  ^).  Zwar  ist  so  viel  richtig,  dass  man 
bis  in  das  XIII.  Jahrhundert  bei  den  deutschen  weltlichen  Ge- 
richten das  Successionsrecht  der  durch  nahfolgende  Ehe  legi- 
timirten  Khider  in  Allod  und  Lehen  nicht  anerkennen  wollte  ''). 


2)  Moser,  Familienstaats-R.  §.  77. —  Ob  einem  päpstlichen  Legiti- 
matlons-Rescripte  eine  grössere  Kraft  beizulegen  sei,  wurde  schon  in  der 
älteren  Zeit  von  den  Canonisten  selbst  wenigstens  stark  bezweifelt.  Vergl. 
die  Summa  zu  Cap.  13.  X.  quifilii  sint  legitirai  (4. 17.).  —  Geradezu  widerspricht 
diess:  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  47.  „Gewinnet  aber  ein  man  ein 
sun  vnelichen,  den  mag  de  pabest  wol  zeinem  ekind  machen,  vnd  och  der 
Keiser . . .  aber  weder  pabest  noch  Keiser  die  mögen  in  daz  reht  nimen  geben, 
dazsi  ir  mage  geerben  mugen.  als  ob  si  iu  ir  muter  übe  ekind  warin  gewesin." 

^)  Schon  Cap.  13.  X.  cit.  gibt  als  Grund  an,  warum  der  Papst  die  von 
einem  fränkischen  Könige  bei  ihm  nachgesuchte  Legitimation  seiner  unehe- 
lichen Kinder  ohne  Bedenken  habe  gewähren  können:  „Insuper  cum  Rex  su- 
peiüorem  iu  temporalibus  minime  recognoscat,  sine  juris  alterius  laesione  in 
eo  se  jurisdictioni  nostrae  subjicere  potuit,  iu  quo  videtur  aliqulbus,  quod 
per  se  ipsum  (non  tanquam  Pater  cum  filiis,  sed  tanquam  princeps  cum  sub- 
ditis)  potuit  dispensare." 

«)  Vergl.  Pütter,  L  c.,§.  27. 

*)  Nur  wo  die  eheliche  Verbindung  selbst  unter  den  Begriff  der  Miss- 
heirath  (§.  82.)  fallen  würde,  kann  eine  solche  Behauptung  ohne  Ein- 
schränkung gerechtfertiget  werden. 

*)  Mit  Unrecht  beruft  man  sich  hier  gewöhnlich  (z.B.  H.A.  Zachariae, 
1.  c.)  auf  den  Sachsenspiegel,  L  36.  37.  Allein  die  erste  Stelle,  welcher 
der  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  40.  correspondirt,  behandelt  nur  die 
Frage  nach  der  rechtszeitigen  Geburt  eines  Kindes  nach  römischen  Grund- 
sätzen (vergl.  meine  Gesch.  der  deut.  Rechtsquelleu,  2.  Aufl.  Stuttgart,  1845. 
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Ebenso  schliesset  auch  eine  Stelle  im  Lombardischen  Lehnrechte 
die  legitiniirten  Kinder  von  der  Lehenfolge  aus  ^),  ohne  (dem 
Wortlaute  nach)  zwischen  der  Legitimation  durch  Rescript  oder 
durch  nachfolgende  Ehe  zu  unterscheiden  ^).  Wollte  man  aber 


S.  87);  die  zweite  Stelle  handelt,  wenn  sie  überhaupt  auf  Legitimation  un- 
ehelicher Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  bezogen  werden  darf,  was  sehr 
zweifelhaft  ist  (vergl.  die  von  Honieyer  vorgesetzte  Rubrik:  „von  der  Ehe 
mit  einer  Entehrten"),  doch  nur  von  der  Statthaftigkeit  der  Legitimation  von 
adtUterinis.  —  Dagegen  gehört  hieher:  S  chwabeuspieg  el  (Lassberg) 
c.  377,  woselbst  aber  auch  zugleich  die  Umbildung  dieser  Lehre  bezeugt  wird. 
Siehe  unten  Note  14. 

')  11.  F.  2.6.  §.  10.  „Naturales  filii,  licet  postea  fiant  legitimi,  ad  succes- 
sionem  feudi  uec  soll  nee  cum  aliis  admittuntur."' — Die  Legitimati  sind  hier- 
nach, so  viel  das  Lehen  anbetrifft,  eben  so  wie  die  Kinder  aus  morgana- 
tischer Ehe  behandelt  (vergl.  II.  F.  29),  und  eben  dies  und  nichts  anderes 
soll  durch  die  Worte  „nee  soIi  nee  cum  aliis"  ausgedrückt  werden.  Auf  kei- 
nen Fall  darf  aber  dieser  lehnrechtliche  Grundsatz,  wenn  auch  diese  Stelle 
nicht  blos  auf  die  per  rescriptum  legitimatos  zu  beziehen  wäre,  auf  die 
allodiale  Succession  übertragen  werden,  da  seit  der  Abfassung  der  Libri 
Feudorum  das  Allodialsuccessionsrecht  der  Filii  natui'ales  bei  den  Lombar- 
den schon  eigenthiimlich  bestimmt  war  (Lombarda,  Legg.  Rothar.  c.  154  flg.) 
und  dessen  Fortbildung  von  den  lehnrechtlichen  Grundsätzen  ganz  unberührt 
geblieben  ist.  (Vergl.  Lombard.  Legg.  Luitprandi,  VI.  e.  51.  52. 

^)  Nach  Dieek  (in  der  Revisionsgegensclirift  in  der  reichsgräflich 
Bentink'schen  Streitsache.  Halle,  1844.  S.  2U9)  soll  IL  F.  26.  §.  10  überhaupt 
nicht  von  legitimirten  unehelichen  Kindern,  sondern  von  den  aus  einer  lom- 
bardischen Missheirath  (d.  h.  sog.  Kebs-Ehe  mit  einer  Unfreien,  Aldia)  er- 
zeugten Kindern  zu  verstehen  sein,  welche  durch  spätere  Freilassung  und 
Despousatio  ihrer  Mutter  (Leg.  Roth.  c.  223)  oder  durch  einen  gerichtlichen 
Akt  des  Vaters  mit  Zustimmung  der  etwa  vorhandenen  Kinder  aus  einer 
standesgleicheu  Ehe  (ibid.  c.  155)  zur  Standesgleichheit  mit  dem  Vater  er- 
hoben worden  wären.  Allein  wenn  auch  unbezweifelt  diese  Art  Kinder  unter 
die  Bestimmung  von  IL  F.  26.  §.  10  hinsichtlich  der  Lehensuccessiou  fallen, 
so  folgt  daraus  nicht  die  Uuanwendbarkeit  dieser  Vorschlaft,  wenn  die  Lehn- 
folgefähigkeit der  mit  einer  freigebornen  Concubine  erzeugten  und  durch 
spätere  Ehe  legitimirten  Kinder  in  Frage  stellt;  denn  wenn  auch  die  mit 
einer  Aldia  erzeugten  Kinder  im  lombardischen  Rechte  grosse  Rechte,  z.  B. 
ein  theilweises  Intestaterbrecht  neben  den  legitimen  Kindern,  ein  Mundium 
über  legitime  Schwestern  u.  dergl.,  hatten  (Legg.  Rothar.  c.  154  flg.  161), 
so  war  doch  die  sog.  Kebs-Ehe  nicht  nur  keine  Ehe  nach  den  Grundsätzen 
des  lombardisciien  Civilrechtes,  d.  h.  kein  matrimonium  legitimum,  wenn  und 
so  lange  die  Aldia  nicht  freigelassen  und  mit  förmlicher  Desponsatio  zur 
Gemahlin  erhoben  war  (Legg.  Roth.  c.  223,  Legg.  Luitprandi  VI.  c.  53), 
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auch  ganz  von  der  Frage  absehen,  ob  diese  Theorie  des  älteren 
deutsclien  Rechtes  nicht  schon  durch  die  Keception  des  römi- 
schen Rechtes  durchbrochen  worden  sei  ^),  und  würde  man  die 
jedenfalles  sehr  bedenkhche  Behauptung  als  gerechtfertiget  be- 
trachten dürfen,  dass  die  entgegenstehenden  Grundsätze  des  rö- 
mischen Rechtes  nur  auf  die  bürgerliche  Erbschaft,  nicht  aber 


sondern  auch  die  Kirche  sah  in  dfer  Verbindung  mit  einer  Aldia  bei  dem 
Mangel  der  Freilassung  und  solennen  Desponsatio  im  Zweifel  keine  wahre 
Ehe  (kein  matrimonium  ratum),  sondern  nur  Concubinat,  und  in  den  Kin- 
dern ebenfalls  nichts  anderes  als  Naturales  im  römischen  Sinne.  Caus.  32. 
Qu.  2.  can.  12.  (Leo  Papa)  §.  1.  „Non  omnis  mulier  juncta  viro  uxor  est 
viri,  qula  nee  omnis  filius  est  haeres  patris  . . .  itaque  aliud  est  uxor,  aliud 
concubina, sicut  aliud  ancilla, aliud  libera.  (Vergl.  Benedicti  Capp.  Lib.  III. 
c.  59.  105.)  —  Daher  war  auch  die  eheliche  Verbindung  einer  anderen  Frau 
mit  einem  Manne,  der  eine  Conoubine  hatte,  für  keine  Bigamie  geachtet  und 
die  Verstossung  der  Concubine  jederzeit  erlaubt.  Caus.  32.  Qu.  2.  can.  11. 
und  Ben  ed.  Capp.  Lib.  III.  c.  60.  „Ancillam  de  thoro  abjicere  et  uxorem 
certae  ingenuitatis  accipere,  non  est  conjugii  duplicatio,  sed  profectus  est 
honestatis."  —  VergL  auch  can.  12.  §.  2  ibid.  —  Hatte  die  Kirche  aber 
Gewissheit  über  den  consensus  nuptialis,  dann  behandelte  sie  die  an- 
cilla auch  ohne  vorgängige  Freilassung  als  legitima  nxor  und  die  Ver- 
bindung als  matrimonium  ratum,  daher  sie  auch  dann  keine  Verstossung 
der  Frau  mehr  erlaubte  (Caus.  29.  Qu.  2.  can.  2.  3.);  auch  findet  sich  nie 
im  canonischen  Rechte,  welches  sich  durchaus  dem  mittelalterlichen  lom- 
bardischen Sprachgebrauche  anschliesst,  eine  Bezeichnung  der  aus  einem 
solchen  matrimonium  ratum  erzeugten  Kinder  als  Naturales,  wenn  sie 
gleich  als  servilis  conditionis  nach  der  Regel;  das  Kind  folgt  der  ärgeren 
Hand,  bezeichnet  werden.  Vergl.  Caus.  32.  Qu.  4.  can.  15.  —  Eben  so 
werden  auch  diese  Kinder  von  einer  ancilla,  welchen  nur  die  Makel  der 
Unfreiheit,  nicht  aber  die  der  Unehelichkeit  anklebte,  in  dem  Cap. 
extraordinarium  II.  F.  106,  Servi  und  nicht  Naturales  genannt,  und  dabei  wird 
berichtet,  dass  (post  magnas  varietates)  ihnen  endlich  sogar  die  Lehnfolge- 
fähigkeit beigelegt  worden  sei,  wenn  sie  vor  dem  Eröffnungsfalle  die  Frei- 
lassung erlangt  hatten. 

■)  Selbst  Pütter,  welcher  vorzüglich  aus  Rücksicht  auf  die  hier 
häufige  Unstandesmässigkeit  der  Ehe  das  Successionsrecht  der  p.  s.  m. 
legitimirten  Kinder  in  den  reichsständischen  Häusern  bestreitet,  nennet  die 
Beschränkung  der  Bestimmung  in  II.  F.  26.  §.  10.  auf  die  per  rescriptum  Le- 
gitimirten und  die  Zulassung  der  p.  s.  m.  Legitimirten  zur  Lehnfolge  eine 
„iuterpretatio  perantiqua  et  fere  usualis,"  mit  spezieller  Beziehung 
auf  einen  durch  ein  Reichshofraths-Conclusum  v,  23.  Dec-  1715  zu  Gunsten 
der  letzteren  entschiedenen  FaU. 
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auf  die  eigenthümlich  deutsche  Stamm- und  Lehngutssuccession 
Anwendung  finden  konnten  i"),  so  würde  eine  völlige  Unibil- 
dunff  und  Aufhebuns:  des  älteren  deutschen  Rechtes  in  dieser 
Lehre  doch  wegen  der  Art  und  Weise  angenommen  werden 
müssen,  wie  dieselbe  in  dem  canonischen  Rechte  aufgefasst 
worden  ist,  welches  im  Interesse  der  Begünstigung  der  Ehe  und 
der  Legitimität  der  Kinder  weder  auf  Standesverhältnisse  Rück- 
sicht nimmt,  noch  eine  Unterscheidung  bei  der  Erbfolge  nach  rö- 
mischem oder  nach  deutschem  Rechte  zulässt^^).  Zum  richtigen 
Verständnisse  der  Bestimmungendes  canonischen  Rechtes  muss 
man  insbesondere  das  gegenseitige  Yerhältniss  der  weltlichen 
und  geisllichen  Gerichtsbarkeit  im  Mittelalter  in  gehörige  Er- 
wägung ziehen,  und  nicht  übersehen,  dass  die  Frage  nach  der 
Legitimität  eines  Kindes,  d.  h.  nach  seiner  Eigenschaft  als 
E  h  e  k  i n  d,  ausschliesslich  vor  die  geistlichen  Gerichte  gehörte  '2), 
und  dass  also  nur  von  diesen  allein  über  diesen  Präjudicial- 
punkt  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Avie  der  Stamm-  und  Lehn- 


")  Allerdings  mag  bei  einer  Stammguts-  oder  Lehnsiiccessiou  ein 
grosses  luleresse  der  Agnaten  vorhanden  sein,  die  Descendenz  eines  Be- 
sitzers nnter  dem  Vorwande  eines  Mangels  au  ehelicher  Geburt  von  der  Erb- 
folge zn  entfernen.  Allein  abgesehen  von  dem  gleich  grossen  Interesse  des 
Besitzers  an  der  Folge  seiner  Descendenz  hat  dieser,  so  wie  letztere  selbst, 
hingegen  das  Recht,  die  Aiifrechthaltung  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes 
zu  verlangen:  „die  Legitimität  eines  Kindes  ist  untheilbar!" 

1')  Das  cauonische  Recht  behandelt  in  Tit.  X.  „qui  filii  sint  legitimi" 
(4.  17.)  die  Legitimation  vorzugsweise  mit  Rücksicht  auf  die  Successions- 
rechte.  Dass  hierbei  grösstentheils  von  keiner  gemeinen,  nach  römischem 
Rechte  vererbenden,  sondern  von  adelicher  Stammguts-  und  LandesColge 
die  Rede  ist,  ei-gibt  sich  nicht  nur  aus  dem  bereits  oben  Note  3  angeführten 
Cap.  13.  h.  t.  u.  Cap.  7  eod.,  sondern  zugleich  aus  Cap.  1  eod.  Hier  wird 
darüber  Beschwerde  geführt,  dass  der  Vatersbruder  (Patruus)  seine  Nichte 
„exheredare"  will,  die  nur  p.  s.  m.  legitimirt  ist.  Wäre  von  römischer,  resp. 
bürgerlicher  Erbfolge  die  Rede,  so  wäre  diese  Beschwerde  sinnlos,  da  die 
Nichte  nach  rüm.  Rechte  kein  Notherbenrecht  am  Onkel  hat,  also  sich  nie  über 
„exheredare  ",  was  hier  ganz  überflüssig  wäre,  beschweren  kiinnle.  Die 
Bedeutung  dieses  „exheredare"  und  seine  Beziehung  zur  germanischen 
Stammgutsfolge  ergibt  sich  aber  klar  aus  der  Lombarda,  Leg.  Luitprandi 
\1.  51. 

■2)  Yergl.  meine  Gesch.  der  deut.  Rechtsquellen,  S.  91.  92. 
Zopfl,  Staatsrecht.  3 te  Au?g.  |Q 
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guts-Succession  entschieden  werden  konnte  '^).  Dieses  Verhält- 
niss  findet  sich  auch  schon  in  dem  Schwabenspiegel  anerkannt, 
der  hierin  fast  buchstäbhch  mit  dem  canonischen  Rechte  über- 
einstimmt ^^).  Die  Entscheidung  des  canonischen  Rechtes  zu 
Gunsten  der  Legitimität  der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimir- 
ten  Kinder  biklet  sonach  das  gemeine  Recht  in  Deutschland, 
ohne  Unterschied  der  Familien  oder  der  Erbschaften,  hinsichtlich 
deren  die  Zustandsrechte  in  Frage  kommen.  Es  kann  daher 
auch  nicht  darauf  ankommen,  ob  Fälle  vorgekommen  sind,  in 
welchen  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirte  Kinder  zur  Regie- 
rungsfolge in  einem  reichständischen  Hause  gekommen  sind^^), 
da  die  Anwendbarkeit  gesetzlicher  Bestimmungen  an  sich  nicht 
von  ihrer  Anwendung  oder  Nichtanwendung  in  früheren  Fällen 
abhängig  ist,  und  überhaupt  in  solchen  hochgestellten  Familien 
sich  nur  sehr  selten  Beispiele  einer  späteren  Ehelichung  der 
früheren  Concubinen  finden  dürften"*).  Vielmehr  wäre  wegen 
des  Vorhandenseins  ausdrücklicher  gemeinrechtlicher  Normen 
der  Nachweiss  erforderlich,  dass  sich  bei  den  reichsständischen 
Familien  ein  denselben  derogirendes  gemeines  oder  doch  we- 
nigstens in  dem  betreffenden  Hause  verbindliches  Spezialher- 


»')  Cap.  5.  7.  h.  t. 

")  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  377.  „Hat  ein  man  ein  frowe 
ze  ledeclichen  dingen,  unde  iiat  kind  bei  ir  vil  oder  Ivtzel.  vnd  nimt  er  si 
darnach  ze  rehter  e  (Ehe),  swaz  si  kinde  sampt  hetten.  Zvn  e.  e.  (bevor) 
daz  si  einander  ze  e  (Ehe)  nemen.  div  sind  elliv  sampt  rehtee  (Ehe-) 
kint.  vnd  er bent  eigen  vnde  lehen  von  vater  vnde  von  mnter  vnde 
von  andren  iren  freunden  alse  wol  alse  div  Ivint.  die  si  darnach  gewinnent. 
so  si  einander  ze  e  (Ehe)  genomen  hant.  Will  man  in  dez  vor  welt- 
lichen nvt  gelouben.  so  svln  si  in  elich  reht  vor  geistlichen  ge- 
rihte  behalten,  vnde  svln  dez  brieve  vnd  ingesiegel  nemen.  So  behabejit 
si  ir  reht  vor  allem  weltlichen  gerihte  mit  rehte.  —  Eben  so 
verordnet  Schwabensp.  c.  40.  hinsichtlich  der  Frage  über  die  rechtzeitige 
Geburt  eines  Kindes:  „ditze  gerillte  sol  vor  der  pfafheit  geschehen." 

'*)  Hierauf  gründet  besonders  Pü  tter,  I.e.,  §.27. Not.  7. sein  Bedenken. 

^*)  War  die  bisherige  Verbindung  eine  Gewissens  -  Ehe,  so  hat  die  volle 
Wirkung  der  Legitimation  durch  eine  spätere  öffentliche  Ehe  um  so  weniger 
Bedenken.  Hier  kann  in  der  nachgelolgten  öffentlichen  Eheschliessung  zu- 
gleich ein  Beweis  für  das  schon  frühere  Dasein  der  Gewissensehe  gefunden 
werden.  Cap.  9.  X.  h.  t.  (4.  17.) 
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kommen  gebildet  habe,  oder  ein  das  Gegentheil  festsetzendes  gül- 
tiges Hausgesetz  vorhanden  sei  *^).  Hierfür  kann  aber  im  Zwei- 
fel nicht  schon  das  einfache,  wenn  auch  ausdrückliche  Erfordern 
einer  ehelichen,  d.h.  legitimen  Abstammung  als  Bedingung 
der  Succession  in  einer  Familienfideicommiss- Stiftung  u.  dergl. 
geachtet  werden,  eben  weil  diese  Abstammung  den  durch  nachfol- 
irendeEhe  leoitimirten  Kindern  durch  das  canonische  Recht  aus- 
drücklich  und  durch  die  Bezeichnung  als  legitim i  beigelegt 
ist^^).  In  jenen  deutschen  Regentenhäusern,  in  Avelchen  nun- 
mehr giösstentheils  ausdrücklich  hausgesetzmässig  oder  ver- 
fassungsmässig die  Successionsrechte  der  Kinder  durch  die 
Einwilligung  des  Chefs  des  Hauses  zu  der  Eingehung  der  Ehe 
bedingt  sind  (§.  78),  kann  eben  desshalb  die  Streitfrage  nach 
der  Successionsfähigkeit  der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimir- 
ten  Kinder  keine  weitere  Bedeutung  haben. 

§.84. 
Adoption  *). 

Die  Adoption  ist  in  den  meisten  deutschen  Regentenhäusern 
durch  kein  ausdrückliches  Gesetz  untersagt  ^).  Auch  findet  man, 
dass  zur  Zeit  des  Reichsverbandes  Adoptionen  mit  dem  Rechte 
der  Nachfolge  in  der  Landesregierung  wirklich  stattfanden,  und 
zwar  tbeils,  wenn  der  Kaiser  einer  kinderlosen,  zum  Reichs- 
fürsten erhobenen  Person  zugleich  ein  Privilegium,  sich  einen 
Nachfolger  zu   adoptiren,  verliehen  hatte 2),  Iheils   wenn  der 


")  So  z.  B.  im  Oesteireich.  Hausgesetze  v.  1703.  Moser,  Faniilien- 
statsr.  II.  §.  76.  —  Vergl.  dessen  deut.  Staatsr.  XII.  p.  H8. 

'**)  Das  canonisclie  Recht  gebraucht  nie  den  Ausdruck  „legitlmati",  son- 
dern sagt  von  diesen  Kindern  durchaus,  wie  schon  die  Rubrik  des  Titels  (X.) 
„qui  filii  sint  legitimi"  (4. 17.)  andeutet,  „sunt  legitimi",  d.h.  wahre  Ehekin- 
der. —  Auch  wäi-e  es  ganz  ungereimt,  den  von  denselben  Personen  vor  der 
Schliessung  einer  feierlichen  Ehe  erzeugten  Kindern  nach  deren  Abschluss 
noch  irgend  Familienrechte  abzusprechen,  wo  man  dieselben  doch  den  von 
ihnen  nachher  zu  erzeugenden  Kindern  einräumen  müsste. 

*)  Pütter  prini.  lin.  §.  29.  —  Moser,  Familienstaatsr.  II.  §.  114.  (lg. 

')  Siehe  unten  Note  6. 

2)  Moser,  I.  c,  II.  S.  889.  893. 

10* 


148 

Adoptirende  der  Letzte  seines  Stammes  war,  wobei  aber  we<^en 
des  Ucberganges  der  Titel  und  Würden,  so  wie  der  Reichslehn 
die  Zustimmung  und  Verleihung  derselben  durch  den  Kaiser  er- 
forderlich war"*).  Auch  findet  sich,  dass  die  Adoption  gebraucht 
wurde,  um  eine  längere  vormundschaftliche  Regierung  zu  ver- 
meiden^). So  lange  successionsberechtigte  Agnaten  vorhanden 
waren,  konnte  ein  Keichsstand  keine  Adoption  mit  der  Wirkmig 
der  Regierungsnachfolge  ohne  deren  Zustimmung  vornehmen, 
auch  nicht  einen  Agnaten  in  der  Weise  adoptiren,  dass  dadurch 
die  hausgesetzliche  Successions- Ordnung  verändert  worden 
wäre^).  Heut  zu  Tage  ist  in  den  souverainen  deutschen  Re- 
gcnteuhäusern  ein  Recht,  durch  Adoption  FamiUen-  und  Regie- 
rungsnachfolgerecht zu  übertragen,  insoferne  nicht  besondere 
Staats- oder  Hausgesetze  entgegenstehen''),  in  dem  Umfange 
und  unter  denselben  Voraussetzungen  anzuerkennen,  wie  von 
dem  Adoptirenden  ein  Erbvertrag  mit  gleicher  Wirkung  ge- 
schlossen werden  könnte.  Wo  zur  Gültigkeit  der  Ehen  der  Mit- 
glieder des  regierenden  Hauses  die  Einwilligung  des  Familien- 
hauptes erforderlich  ist,  muss  dieselbe  wegen  Gleichheit  des 
Grundes  auch  bei  den  Adoptionen  derselben  für  nothwendig  ge- 
achtet werden. 

§.85. 
Volljährigkeit. 

Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  bestand  keine  allgemeine 
reichsgesetzliche  Norm  hinsichtlich  des  Eintrittes  der  Volljährig- 
keit bei  den  Mitsfliedern  der  reichsständischen  Famihen.   Nur 


')  Moser,!,  c,  II.  §.  120  flg. 

*)  In  dieser  Weise  adoptirte  Kurfürst  Friedrich  der  Siegreiche  von 
der  Pfalz  den  unmündigen  Kurpiiuzen  Philipp,  Sohn  seines  Bruders  Lud- 
wig. Moser,  1.,  c,  II.  S.  889.  und  dessen  deut. Staatsr.  Bd.  17.  S.  321 ;  Bd. 
19.  S.  84. 

*)  Es  kam  hier  die  Bestimmung  der  kaiserlichen  Wahlcapitulation  Are. 
22.  §.  4.  (siehe  oben  §.  81.  82.)  analog  zur  Anwendung. 

6)  K.  Bayer.  Famil.-Statut.  v.  5.  Aug.  1819.  Tit.  II.  §.  5.  „Keinem  Mit- 
gliede  des  königlichen  Hauses  ist  eine  Adoption  gestattet."  —  Ebenso  im 
k.  Sachs,  Hausgesetze  v.  30.  Dec.  1837.  §.  13. 
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für  die  Prinzen  ans  knrfürstlichen  Häusern  war  durch  die  gol- 
dene Bulle  das  achtzehnte  Jahr  als  Volljährigkeitstermin  fest- 
gesetzt *).  Für  die  übrigen  reichsständischen  Häuser  galt 
daher  als  gemeinrechtlich  die  römischrechtliche  Bestimmung 
des  Eintrittes  der  Volljährigkeit  mit  dem  25.  Jahre  2).  In  den 
Ländern  des  sächsischen  Rechtes  aber  trat  auch  in  den  reichs- 
ständischen Häusern,  insoferne  keine  besonderen  hausgesetz- 
lichen Normen  bestanden,  die  Volljährigkeit  nach  dem  herkömm- 
lichen Landesrechte  mit  dem  21.  Jahre  ein  ^).  Auch  gegenwärtig 
bestehet  keine  gleichmässige  Vorschrift  über  die  Volljährigkeit 
der  Mitglieder  souverainer  Häuser;  doch  ist  nunmehr  in  den 
meisten  das  18.  Jahr  als  Volljährigkeitstermin  durch  Haus-  oder 
Verfassungsgesetze  angenommen  *) . 

§.  86. 

Vormundschaft  über  Minderjährige:  inbesondere  Regie- 
rungsvormundschaft*). 

Die  vormundschaftliche  Landesregierung  (Regierungsvor- 
mundschaft, Regentschaft)  bei  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers 


1)  Aurea  Bulla  Caroli  IV,  a.  1356.  Cap.  VH.  §.  4.  „  .  .  .  legitiinam  aeta- 
tem  .  .  .  quam  in  Principe  Electore  decem  et  octo  annos  completos  censeri 
volumiis" —  Es  war  dies  der  allgemeineVolljährigkeitstermin  nach  dem  äl- 
teren süddeutschen  Rechte.  Schwabensp.  (Lassberg)  c.  51.  „Als  ein  man 
kumt  hinz  abstehen  iarn.  so  hat  (er)  sine  volle  tage,  wil  er  so  mag  er  vor- 
munt  haben,  wil  er.  er  mag  sin  wol  och  enbern." 

2-)  Schon  der  Schwabenspiegel  I.e.  fügt  bei:  „aber  kunic  Karle  hat  ge- 
setzet er  sul  pfleger  hau  vnz  fiunf  zweinzec  iarn."  — 

')  Vergl.  oben  §.  TT.  Not.  4.  —  Pütter,  prira.  lin.  §.  77. 

«)  Bayer.  V.-U.,  §.  7.  —  K.  S  ächs.  V.-U.,  §.  8.  —  (Nach  dem  k.  Sachs. 
Hausgesetze  v.  30.  Dec.  1837  tritt  aber  bei  den  übrigen  Mitgliedern  des  k. 
Hauses  ausser  dem  Thronfolger  die  Volljährigkeit  erst  mit  dem  21.  Jahre 
ein.)  —  Hanno  V.  Verf.-Ges.  1840.,  §.  13.  —  Würtemberg.  V.-U.,  §.  9. — 
Churhess.  V.-U.,  §.  5.  —  Braunschweig,  neue  L.  0,  §.  12.  —  Das  zu- 
rückgelegte 21.  Jahr  fordern  Mein  Ingen,  V.-U.,  §.  4. ;  Alt  enbu  rg,  V.-U., 
§.  15.;  Schwarzburg-Sondershausen  §.  8.;  den  Antritt  des  21.  Jahres 
Hohenzollern-Sigmaringen,  V.-U.,  §.  7.  — 

")  Pütter,  prim.  lin.,  §.  74.  flg.  —  Moser,  Staatsrecht,  Bd.  17.  18: 
dessen  persönl.  Staatsrecht,  Bd.  1.  S.  288  flg.  —  Leist,  Lehrbuch,  §.  49. 
—  Gönner,  Staatsrecht,    §.   245.  —   Klub  er,   öffentL   R.,   §.  247.  — 
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gebührte  nacli  den  Grundsälzcn  des  älteren  deutschen  Rechtes 
von  Rechtswegen  dem  nächsten  grossjährigen  successionsbe- 
rechtigten  Agnaten,  und  zwar  als  ein  Jus  qiiaesitttm^  gleichsam 
als  eine  ihm  ebenfalls  erbrechtlich  zustehende  BeCugniss,  was 
sich  als  AusHuss  aus  dem  Mundium  der  Familie  und  dem  AVart- 
rechte  der  Agnaten  erklärt ').  Doch  gelangte  dieser  Grundsatz 
nur  in  Bezug  auf  die  kurfürstlichen  Häuser  zu  einer  reichs- 
gesetzlichen Sanction,  welche  aber  hier  unverkennbar  kein  be- 
sonderes Recht  für  dieselben  begründen,  als  vielmehr  nur  das 
alte  Herkonnuen  für  dieselben  sicher  stellen  wollte.  Die  Er- 
ziehung und  überhaupt  die  sogenannte  Cnra  personalis  des 
minderjährigen  Thronerben  galt  aber  wohl  von  jeher  als  ein 
Recht  der  Mutter,  jedoch  unter  Aufsicht  des  Regierungsvormun- 
des 2).  luden  übrigen,  insbesondere  in  den  kleineren  reichs- 
ständischen Häusern  drangen  allmählig,  jedoch  unter  häufigem 
"Widerstreite  der  Agnaten,  die  Grundsätze  des  römischen  Yor- 
mundschaftsrechtes  in  der  Art  und  Weise  ein,  wie  dieselben 
überhaupt  in  Deutschland  recipirt  worden  waren,  so  dass  man 
häufig  die  Regierungsvormundschaft  des  nächsten  Agnaten  nur 
noch  als  eine  Tiitela  leyitima  betrachtete,  und  ihren  Eintritt  auf 
den  Fall  beschränkte,  wenn  der  Vater  nicht  durch  Anordnung 
einer  Tntela  tesfcunentaria  oder  etwa  auch  durch  einen  Vertrag 
(Tiitela  pactif'ia)  Vorsorge  getroffen  hatte,  oder  man  Hess  auch 
die  Mutter  und  Grossmutter  nach  römischen  Grundsätzen  vor 
den  Agnaten  zur  Uebernahme  der  vormundschaftlichen  Regie- 
rung-*). Auch  legten  sich  die  Reichsgerichte  in  Ermangelung 
gesetzlicher  und  testamentarischer  Regierungsvormünder  die 


Kohler,  Iloiulbuch,  §.  64.  f\g.  —  H.  A.  Zacliariae,  deut.  Staatsrecht!., 
S.  204.  flg:.  —  Weix,  System,  §.  249. 

1)  Vergl.  Schwabensp.  (Lassberg)  c.  26.  „Swa  die  sune  ze  ir  iarn  (uiht) 
siut  chomen,  da  sol  der  elteste  bruder  sins  vater  swert  nemen.  ze  tot  leibe, 
und  er  ist  der  chinde  voget.  biz  daz  si  zir  iarn  choment.''  — 

-)  Aurea  Bulla,  cap.  T.,  §.  4.  „Si  principeiu  electorem  scu  ejus  pri- 
mogeiiitnm  aut  filium  seniorein  laiciim  niori  et  heredes  masculo  legitimes, 
laicos  defectuui  aetatis  patientes,  relinquere  contingeret;  tunc  frater  senior 
ejusdem  primogeuiti  tutor  eoruin  et  adniinistrator  existat,  donec  senior  ex 
bis  legitiniam  aetatem  attigerit"  etc.  (Vergl.  §.  85.  Note  1.)  — 

')  Vergl.  meine  deut.  Staats-  und  Rechtsgesch.  2.  Aufl.  Bd.  1.  §.  3-4.  — 
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Befugniss  bei,  subsidiär  eine  Tutehi  daflra  anzuordnen;  mit- 
unter findet  sich  eine  Mitwirkung  der  Landstände  bei  der  An- 
ordnung der  vormundschaftlichen  Regierung^).  Auch  die  neue- 
ren Haus-  und  Yerfassungsgesetze  enthahen  hinsichtlich  der 
Delationsgründe  der  Vormundschaft  keine  gleichmässigen  Grund- 
sätze^). Der  Regierungsvormund  (jetzt  vorzugsweise  sog. 
Regent)  hat  —  da  der  monarchische  Staat  in  keinem  Augen- 
blicke ohne  ein  regierungsfähiges  Oberhaupt  bestehen  kann  — 
die  volle  politische  Stellvertretung  des  minderjährigen  Thron- 
folgers; als  Repräsentant  desselben  hat  er  somit  auch  wäh- 
rend der  Dauer  seiner  Stellvertretung  gegenüber  dem  Volke 
und  anderen  Staaten  die  vollen  Rechte  und  Pflichten  eines 
wirklichen  Souverains,  jedoch  mit  der  Beschränkung  im  Titel, 
wodurch  auf  sein  vormundschaftliches  Yerhältniss  hingewiesen 
wird.  Als  interimistischer  Staatsherrscher  übt  der  Regent  alle 
Souverainitätsrechte,  insoferne  nicht  durch  die  Landesverfas- 
sung besondere  Beschränkungen  angeordnet  sind**).  Es  sind 
daher  auch  diejenigen  Klassen  von  Gesandten,  Avelche  bei  der 
Person  des  Souverains  accreditirt  zu  werden  pflegen,  bei  dem 
Regenten,  und  nicht  bei  dem  minderjährigen  Thronerben  zu 
accreditiren;  auch  ist  der  Regent  im  Zweifel  befugt,  alle  Arten 
von  Staatsverträgen  mit  fremden  Staaten  abzuschliessen,  Grund- 


*)  Selbst  in  einer  und  derselben  reichsständischen  Familie  findet  sich 
meistens  eine  ganz  verschiedene'Behandliing  der  einzelnen  Vormundschafts- 
Fälle.  Vergl.  z.  B.  Moser,  Badisches  Staats-R.  S.  43.  flg. 

*)  Vergl.  die  Grundgesetze  von  Bayern:  §.  9 — 22;  K.  Sachsen, 
§.9—15;  Hannover  §.  17— 25.  Würtemberg,  §.  11—17;  Churhessen, 
§.  7—9;  Altenburg,  §.  16.  17;  ßraunschweig;  §.16—22;  Sigmarin- 
gen, §.  6;  Sondershausen  §.9 — 18.  — 

®)  Vergl.  meine  Schrift:  die  Regierungsvormundschaft  im  Verhältnisse 
zur  Landesverfassung,  Heidelberg  1830.  —  Aurea  Bulla,  c.  7.,  §.  4.  „  .  .  . 
jus,  vocem  est  potestatem  et  omnia  ab  ipsis  dependentia  tutor  ipse  sibi  to- 
talitär cum  officio  teneatur protinus  assignare."  —  Bayer.  V.-U.,  II.  17  „der 
Regent  übt  während  seiner  Reichsverwessung  alle  Regierungsrechte  aus, 
welche  durch  die  Verfassung  nicht  besonders  ausgenommen  sind."  Leber  die 
Beschränkungen  des  Regenten  nach  den  einzelnen  Verfassungen  vergl.  die 
Grundgesetze  v.  Bayern,  §.  18;  Sachsen,  §.  12;  Hannover,  §.  23; 
Würtemberg,  §.  15;  Sondershausen,  §.  15. 
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gesetze  zu  errichten '^),  oder  in  den  bestehenden  Grundgesetzen 
auf  verfassungsniiissigem  Wege  die  für  zeitgemäss  erachteten 
Abänderungen  vorzunehmen*^).  Der  minderjährige  Thronerbe 
ist  bei  der  Uebernahme  der  Regierung  nach  erlangter  Volljäh- 
rigkeit ebenso  verpflichtet,  die  Regierungshandhmgen  des  Re- 
genten anzuerkennen,  wie  die  eines  jeden  anderen  legitimen 
Kegierungsvorgängers  ^),  Von  einer  in  integrum  restitutio  des 
Minderjährigen  gegen  die  Handhnigen  des  Regenten  kann  nach 
dem  Begriffe  der  Souverainität  und  dem  gegenwärtigen  Mangel 
einer  zu  ihrer  Ertheihmg  competenten  gericiithchen  Instanz 
heut  zu  Tage  nicht  mehr  die  Rede  sein  '••).  Wohl  aber  sind  jene 
Regierungshandlungen  für  ipso  jure  nichtig  zu  halten,  welche 
der  Regent  gegen  die  ausdrücklichen  Bestimmungen  der  Yer- 
fassungsurkuiulen  vorgenommen  haben  sollte^').  Auch  fehlet 
es  zur  Zeit  überall  an  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  et- 
waige persönliche  Haftung  und  Verantwortlichkeit  des  Regen- 
ten nach  beendigter  Regierung.  Die  Regierungsvormundschaft, 
welche  wegen  Minderjährigkeit  des  Thronerben  eingetreten  ist, 
endiget  ipso  jure  mit  dem  Eintritte  der  haus-  oder  verfassungs- 
gesetzmässigen  Volljährigkeit.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung 
wurde  mitunter  in  den  (nicht-kurfürstlichen)  reichsständischen 
Häusern  von  dem  Kaiser  eine  Venia  aetutis  nachgesucht,  oder 
auch   der  minderjährige  Thronerbe   von  dem  Regierungsvor- 


')  An  der  Abfassung  der  deutschen  Bundesakte  (8.  Juni  1815)  haben 
drei,  an  der  Abfassung  der  Schlussalvte  der  Wiener  Ministerialconferenzen, 
V.  15.  j\[ai  1820.  zwei  vormundschaftliche  Regierungen  Antheil  genommen. 

'')  Durch  Bundesbeschluss  v.  4.  Nov.  1830.  (Klub er,  Fortsetzung  der 
Quellensamml.  S.  16.)  ist  die  Rechtsgültigkeit  der  von  dem  Könige  vor 
Hannover  und  England  als  Regierungsvormund  in  Braunschweig  errichteten 
erneuerten  Landschaftsorduung  v.  25.  April  1S20  ausgesprochen  worden.  — 

9)  Vergl.  oben  §.  73. 

'")  Hinsichtlich  der  Aufhebung  der  dem  vollj.ährig  gewordenen  Thron- 
folger niissfälliger  Regierungshandlungeu  des  Regenten  sind  die  Grundsätze 
des  §.  73.  maasgebend.  —  Vielleicht  würde  nicht  unzweckmässig  sein,  wenn 
dem  bei  dem  deutschen  Bunde  im  J.  1830  errichteten  Schiedsgerichte  (s.  An- 
hang I.  §.  48.)  durch  einen  Bundesbeschluss  auch  die  Competenz  beigelegt 
wurde,  in  Streitigkeiten  des  volljährig  gewordenen  Thronerben  mit  dem 
bisherigen  Regenten  oder  mit  den  Landständen  zu  entscheiden. 

••)  VergL  Note  6.  — 
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munde  oder  den  Agnaten  als  regierungsfähig  anerkannt '2), 
Gegenwärtig  kann  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  dass  nicht 
durch  den  Vater  oder  Regenten  mit  Zustimmung  der  Agnaten 
und  der  Landstände  dem  Minderjährigen  eine  frühere  Ueber- 
nahme  der  Regierung  vor  Eintritt  des  Yolljährigkeitstermines 
gestattet  werden  könnte '  ^) .  Die  Rechtsverhältnisse  der  Vormund- 
schaft über  die  übrigen  minderjährigen  Mitglieder  eines  sou- 
verainen  Hauses  ausser  dem  Thronfolger  sind  in  Ermangelung 
besonderer  hausgesetzlicher  Normen  nach  den  gemeinrecht- 
lichen Grundsätzen  zu  beurtheilen  ^^). 

§.  87. 

Von  der  Regierungsnachfolge*).  Uebersicht  der 
Delationsgründe. 

Als  der  regelmässige  Delationsgrund  einer  Krone  erscheinet 
in  Deutschland  nach  Herkommen,  Haus  -  und  Verfassungsge- 
setzen das  G ehlütsr echt  (jus  sa?igm'nis^;  als  ausserordent- 
liche Delationsgründe  kommen  mitunter  Testament,  Erbver- 
trag (mit  Einschluss  der  Adoption  ^),  so  weit  eine  solche 
zulässig  ist,  endlich  aber  die  Wahl  durch  das  Volk  (oder  die 
Landstände)  in  Betracht  2). 


'2)  Beispiele  in  Moser,  Badisch.  Staats-R.  S.  .  .  — 

1^)  Ausdrücklich  handeln  von  der  Zulässigkeit  einer  Volljäürigkeits- 
Erklärung  die  Grundgesetze  von  Meiuingen,  §.  4;  Altenburg  §.  15 
Sondershausen  §.8. — 

")  Vergl.  K.  B  a  y  e  r.  Famil.  Statut,  v.  5.  Aug.  1819.  Tit.  IX.  —  K.  S  ä  c  h  s. 
Hausges.  v.  .SO.  Dec.  1837.  VIII.  Abschnitt.  —  Würt emberg.  Hausg.  v.  8, 
Juni  1828.  IV.  Abschnitt.  — 

*)  P  ü  1 1  e  r ,  prim.  lin.,  §.  11  flg.  —  Moser,  Familien  Staatsrecht» 
Bd.  X.  —  Gönner,  Staats-R.,  §.  235.  236.  —  Leist,  Staats-R.,  36.  37.  — 
Kl  üb  er,  öfFentI,  R.,  §.  242.  flg.  —  Kohl  er,  Frivatfürsten-R. ,  §.  83  fl.  — 
Maurenbrecher,  Staatsrecht,  §.241  flg.  —  Weiss,  Staats-R.,  §.238 
flg.  —  H.  A.  Zachariae  deut.  Staats-R.  I ,  §.  52  flg.  —  B.  W.  Pfeiffer, 
über  die  Ordnung  der  Regieruugsnachfolge  in  den  deutschen  Staaten.  Cas- 
sel  1826.  — 

1)  Vergl.  oben  §.  84.  — 

2).Ueber  kaiserliche  Eventualbelehnungen,  Lehensanwartschaften  u. 
dergl.  als  Rechtsgründe  einer  Regierungsnachfoige,  s.  unten  §.  97.  — 
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§.88. 

1.  Erbfol<^e  nach  Geblütsreclit. 

a)  Ableitung  des  Rechtes  der  Folge  vom  ersten  Erwer- 
ber. Vorzug  des  Maiinsstanuiies.  Auschluss  wegen 
ünwürdigkeit. 

Hinsichtlich  der  Erbfolge  nach  Geblütsreclit  gelten  fol- 
geiule  Grundsätze:  I.  Alle  Thronfolge  gilt  als  eine  gesetzliche 
oder  herkömmliche  oder  familien-fideicommissarische  oder  haus- 
vertragsmässige  Stammgutssuccession,  daher  sie  auch 
häufig  als  eine  snccessio  ex  Providentia  vel  pacto  inujorum  be- 
zeichnet wird.  Sie  ist  also  eine  eigenthümliche  Folge  {sncces- 
sio) im  Sinne  des  deutschen  Rechtes,  d.  h.  sie  ist  nicht  ein 
Erwerb  der  Rechte  eines  Anderen,  wie  beider  römischen  he- 
reditas,  sondern  ein  Einrücken  in  den  Besitz  (rel  quasi^  des 
Vorgängers  aus  einem  Grunde,  welcher  bereits  vor  dessen 
Wegfalle  (resp.  Ableben)  vorhanden  war  und  daher  dem  Nach- 
folger ein  festes  Recht  der  Nachfolge  gibt  ^) .  Die  Thronfolge  ist 
daher  auch  snccessio  singnlaris  in  dem  Sinne,  wie  dies  die 
Stammgutssuccession  im  deutschen  Rechte  überhaupt  ist;  die 
römischen  Grundsätze  von  der  Universalsuccession  sind  hier 
durchaus  unanwendbar^).  —  II.  AlleThronfolge  nach  Geblütsrecht 
ist  nur  Descendentensuccession,  nämlich  nur  Succession 
der  Descendenten  des  ersten  Erwerbers.  Collatera- 
len  des  letzten  Besitzers  können  also  nur  insofern  zur  Thron- 


1)  Ganz  in  diesem  Sinne  wird  auch  in  II.  F.  11.  n.  33.  gesagt:  „Feudum 
acquiritiir  Siiccessione."  —  Die  lehnrechtlichen  Grundsätze  sind  hier  der 
Analogie  wegen  um  so  bedeutender,  als  nicht  nur  die  souveränen  Staaten  in 
Deutschland  früher  grossentheils  lehnbar  (Reichslehu)  waren,  sondern  das 
Lehnrecht  selbst  in  der  Erbfolge  nur  als  eine  allmählige  Uebertragung  der 
hinsichtlich  der  allodialeu  Immobiliarerbfolge  geltenden  Grundsätze,  beson- 
ders in  ihrer  Fortbildung  nach  der  Entstehung  und  Erweiterung  der  Stamm- 
gutsidee erscheint. 

*)  Es  gilt  demnach  von  der  deutschen  Thronfolge  speziell  als  histori- 
sches Recht,  was  schon  oben  §.  73.  aus  dem  Begriffe  in  der  Thronfolge  in 
der  Erbmonarchie  entwickelt  worden  ist. 
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folge  gelangen,  als  sie  zugleich  jene  Qualität  als  Descendenten 
des  eisten  Erwerbers  besitzen^).  —  III.  Allgemein  anerkannt  ist 
bei  der  Thronfolge  in  den  deutschen  souverainen  Häusern  der 
Vorzug  des  Mannsstamnies  vor  dem  Weibsstamme  ^),  insoferne 
letzterer  überhaupt  thronsuccessionsfähig  ist^).  —  IV.  Eine 
Enterbung  in  dem  Sinne,  wie  sie  das  römische  Recht  kennt, 
kann  in  den  souverainen  Fürstenhäusern  nicht  stattfinden  ^)  ; 
eine  unter  den  Begriff  des  Hochverrathes  fallende  Handlungs- 
weise des  Thronerben  würde  aber  dem  Souveraine  und  nach 
Umständen  den  übrigen  Agnaten  die  Befugniss  geben,  das  Erb- 
folgerecht des  Thronerben  als  //^soj/«e  verwirkt  zu  erklären^). 

§.89. 
l))  Fortsetzung.  Erfordernisse  der  Successionsfähigkeit. 

V.  Die  allgemeinen  Erfordernisse  der  Successionsfähigkeit 
nach  Geblütsrecht  sind:  1)  legitime  Abstammung  vom  ersten 


')  Ascendenten  als  solche  succediren  in  den  souveränen  Familien 
niemals. 

*)  In  manchen  souveränen  Häusern  sind  desshalb  die  Prinzessinen  ver- 
pflichtet, bei  der  Veiiieirathung  Erbverzichte  auszustellen,  welche  aber 
nur  als  Versicherungen  zu  achten  sind,  ein  Recht  nicht  in  Anspruch  nehmen 
zu  wollen,  welches  ihnen  an  sich  nicht  zustehet.  P  ü  1 1  e  r ,  prim.  lin.,  §.20.  — 

*)  Ausdrücklich  sind  die  Prinzessinen  von  der  Thronfolge  ausgeschlos- 
sen in  der  Charhess.  V.-ü.,  §.  3.  — 

«)  Eine  Enterbung  (exheredatio)  in  dem  Sinne,  welcher  im  römischen 
Rechte  damit  verbunden  wird,  war  dem  deutscheu  Rechte  von  jeher  völlig 
fremd,  und  kann  auch  noch  jetzt  nie  da  Platz  greifen,  wo  noch  nach  rein 
deutschen  Grundsätzen  geerbt  wird. 

')  Von  jeher  galten  im  deutschen  Rechte  grobe  Verbrechen,  gegen  den 
Erblasser  begangen,  als  ün Würdigkeitsgründe,  welche  den  Erben  ipso 
jure  von  der  Erbfolge  ausschlössen.  Sachsensp.  III.  Art.  84.  §.  —  Sehr 
bestimmt  ist  hierüber  die  Lex  Bajuvar.  Tit.  II.  c.  10.  „Si  quis  filius  Ducis  tarn 
superbus  vel  stultus  fuerit,  ut  patrem  suum  dehonestare  voluerit  per  consi- 
liuin  malignorum  vel  per  fortiam,  et  regnum  ejus  aufFerre  ab  eo  .  .  .  sciat 
se  ille  filius  contra  legem  fecisse  et  de  hereditate  patris  sui  esse  dejectum 
etc.  —  Dasselbe  verordnete  reichsgesetzlich  der  Landfrieden  K.  Fried- 
rich's  II.  V.  .1.  12.3.5,  c.  11.  „de  pena  filionun  qui  committunt  in  patres,  et 
fauctores  eorum."  — 
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Erwerber,  2)  durch  wirkliche,  gühige,  den  etwaigen  besonde- 
ren Beslimnuingen  der  Haus-  oder  Landesverfassung  gemässe 
Ehen  von  diesem  und  den  in  der  Mitte  stehenden  Personen^), 
und  3)  physische  und  geistige  Tüchtigkeit  zur  Führung  der 
Regierung  *^).  Eine  ausdrückhche  reichsgesetzHche  Bestimmung 
war  aber  hierüber  zur  Zeit  der  Reichsverbindung  nur  hinsicht- 
hcli  der  kurfürsthchen  Häuser  vorhanden,  bei  welchen  überdies 
auch  besonders  der  weltliche  Stand  zur  Bedingung  gemacht 
war  3).  Eine  Vorschrift,  dass  der  Landesherr  einer  gewissen 
Confession  zugethan  sein  müsse,  bestehet  in  keinem  deut- 
schen Staate*).  In  der  neueren  Zeit  ist  mitunter  die  Unverein- 
barkeit der  Erbfolge  in  eine  Krone  mit  dem  Besitze  eines  anderen 
Thrones  haus-  und  landesverfassungsmässig  ausgesprochen 
worden  ^) . 


»)  Vergl.  oben  §.  79  bis  84.  — 

2)  üeber  den  Eiufliiss  physischer  und  geistiger  Mängel  vergl.  unten  §.111. 
—  Anrea  Bulla  c.  25.  §.  3.  „Primogenltus  filiiis  siiccedat  in  eis,  sibique  soIi 
jus  et  dominium  competat,  nisi  forsitan  mente  captus,  fatuus  seu  alterius 
famosi  ac  notabilis  defectus  existeret,  propter  quem  non  deberet  seu  possit 
hominibus  principari."  — 

^)  Aurea  Bulla,  Cap.  7.  §.  2. :  „  .  .  .  deceruimus,  ut  postquam  iidem 
Frincipes  Electores  Saeculares  et  eorura  quilibet  esse  desierit,  jus  vox  et 
potestas  electionis  hujusmodi  ad  ülium  suum  primogenituni,  legiti- 
mum,  similiter  laicum;  illo  autem  non  extante  ad  ejus  primogeniti  pri- 
mogenilum,  similiter  laicum  iibere  et  sine  contradictione  cujuspiam  devol- 
vatur."  —  Ob  bei  den  übrigen  katholischen  reichsständischen  Familien  der 
geistliche  Stand  ein  Ausschliessungsgrund  von  der  Regierungsnachfolge 
überhaupt  sei  oder  nicht  oder  ob  derselbe  nur  bei  lehnbaren  Länder  (we- 
gen 11.  F.  26.  §.  5.  und  Sachs.  Lehnr.  c.  2.)  in  Betracht  komme,  war  zur  Zeit 
der  Reichsverbindung  sehr  bestritten,  da  schon  das  Schwab.  Lehenrecht 
(Lassberg)  c.  4.  die  Lehnfähigkeit  der  Pfaffen  von  Rittersart"  anerkennt. 
Fütter,  prim.  lin.,  §.  21 ;  H. A.  Zachariae  Staatsrecht  1.,  §.51.  —  Bei  den 
piotestantischen  reichsständischen  Familien  wurde  geistlicher  Stand  ohnehin 
nicht  als  Ausschliessungsgrund  betrachtet. 

*)  Nur  die  Würtemberg.  V.-ü.,  §.  5.,  allein  enthält  über  die  Confes- 
sion des  Landesherrn  eine  Bestimmung:  „der  König  bekennt  sich  zu  einer 
der  christlichen  Kirchen."  — 

*)  Bayern.  V.-U.,  Tit.  IL,  §.6.  —Baden,  Declaration,  v.  4.  Oct.  1817. 
als  Grundlage  des  Hausgesetzes,  §.  3.  a.  E.  — 
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•    §.  90. 

c)  Fortsetzung.  Wart-  und  Anfallsrecht.  Folge  der 
Descendenten  des  letzten  Besitzers. 

VI.  Wie  jede  Sfammgutsfolge,  so  hat  auch  die  Thronfolge 
zwei  Hauptwirkungen:  jeder  männliche  und  agnatische  suc- 
cessionsfähige  Descendent  des  ersten  Erwerbers  hat  nämlich 
1)  Wart  (sog.  Wartrecht,  Yerfangenschaftsrecht,  7««  devolu- 
liotiis)^),  d.  h.  er  succedirt  nicht  ex  beneficio  iiltimi  defniictl, 
sondern  er  succedirt  nur  dem  ersten  Erwerber,  und  hat  eben 
darum  vom  Augenblicke  an,  wo  er  concipirt  (nasciturus)  ist, 
ein  festes  Successionsrecht,  welches  ihm  durch  keine  einseilige 
hausgesetzliche  Verfügung^)  des  Vorgängers  entzogen  werden 
kann;  2)  er  hat  auch  den  Fall  (Anfallsrecht,  Safsiiie)^) ,  d.  h. 
die  Erbfolge  fällt  ihm  ipso  Jure  zu,  oder  die  Krone  geht  an 
ihn  über,  ohne  dass  es  von  seiner  Seite  einer  Antretung  (aditio 
oder  agnitio  bonorum  possessionis  im  Sinne  des  römischen 
Rechtes)  bedarf,  so  wie  er  von  der  Erb  folge -Ordnung  ge- 
rufen wird"*),  welche  sich  durch  den  Erbfall  (Todesfall),  d.  h. 
durch  sein  verwandtschaftliches  Verhältniss  zum  letzten  Be- 
sitzer bestimmt,  indem  durch  diesen  die  Parentel  (Liuea)^)  be- 


1)  Im  Sachsensp.  III.  84.  §.  3.  heisst  dieses  Recht  „IFardunffe"  und 
ein  Erbe,  der  es  hat:  „der  des  gutes  wardende  ist."  Vergl.  Bamberger 
Stadtr.  aus  dem  XIV.  Jahrhundert,  §.  296.  304.  in  meiner  Ausgabe,  Heidel- 
berg 1839;  Urkundenbuch,  S.  85.  87.  —  In  der  Lehnrechtsschule  hat  sich 
zur  Bezeichnung  dieses  Rechtes  der  Ausdruck  jus  succedendi  im  Gegensatze 
von  ordo  succedendi  eingebürgert. 

*)  In  wie  ferne  etwa  eine  solche  Bestimmung  durch  einen  Akt  der  po- 
litischen Gesetzgebung  getroffen  werden  könnte,  s.  oben  §.  68.  a.  E. 

')  Daher  noch  die  Ausdrücke  „Erb  fall"  und  „Todesfall."  —  Vergl.  die 
Rubrik  im  Bamberger  Stadtrecht,  Tit.  XIV.  „von  erbvellen." — Der  Fall, 
oder  die  Saisine,  welche  noch  der  Code  Napoleon  a.  724  unter  diesem  Na- 
men den  Geblütserben  (heritiers)  beilegt,  ist  nichts  Anderes,  als  die  Gewer 
des  Vermögens,  welche  von  dem  Erblasser  unmittelbar  bei  dem  Todesfalle 
an  den  (Intestat-)  Erben  übergeht. 

*)  Dies  ist  der  Sinn  der  deutschrechtlichen  Parömie:  „der  Todte  erbt 
den  Lebendigen"  (le  mort  saisit  le  vif). 

*)  Der  Ausdruck  Paventela  (paventilla)  findet  sich  zur  Bezeichming 
des  Inbegriffes  aller  Personen,  welche  denselben  Stammvater  gemein  haben, 
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zeichnet  wird,  in  welcher  die  Yersendun*^  der  Krone  zunächst 
stattfindet.  —  YII.  Alle  Thronfolge  ist  daher  eineParentclen-  (sog. 
Lineal-)  Folge :  wobei  jedoch  hauptsächlich  zwei  Ordhies  oder 
Klassen  zu  unterscheiden  sind:  1)  die  Descendenten  des  letzten 
Thronbesitzers ,  2)  dessen  Collateralen,  welche  zugleich  Des- 
cendenten des  ersten  Erwerbers  sind,  ohne  dass  hierbei  halbe 
oder  volle  Geburt  einen  Unterschied  begründen  könnte'').  — 
VIII.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  galt,  nachdem  einmal  die 
Erblichkeit  und  Theilbarkeit  der  Fürstenlhümer  und  Graf- 
schaften überhaupt  durchgesetzt  worden  war  ^),  für  die  Erb- 
folge der  Descendenten  des  letzten  Besitzers  dieselbe  Succes- 
sionsordnung  als  die  gemeinrechtliche,  welche  für  die  erste 
Klasse  der  Intestaterben  im  neueren  Justinianischen  Rechte 
vorgeschrieben  ist;  die  successionsfähigen  Descendenten  ersten 
Grades  theilten  also  nach  Köpfen,  die  entfernteren  in  Stirpes, 
und  zwar  mit  sog.  Repräsentationsrechte,  d.  h.  mit  Herauftrelen 
an  die  Stelle  ihres  vorverstorbenen  Parens,  in  infniitum^).  Nur 
für  die  kurfürstlichen   Häuser  war    reichsconstitutionsmässig 


schon  in  der  L.  Sal.  Herold.,  Tit.  46.  §.  10.  und  Tit.  63;  in  II.  F.  50.  wird  dafür 
Linea  gebraucht;  nach  römischem  Sprachgebrauche  würde  aber  richtiger 
Stirpn  gesetzt  werden. 

*)  Dies  erklärt  sich  eben  daraus,  weil  die  Collateralen,  welche  hier  in 
Betracht  kommen,  nur  in  der  Eigenschaft  als  Descendenten  des  ersten 
Erwerbers  gerufen  sind,  dessen  Erwerb  der  Krone  in  der  Rechtswirkung 
einer  Investitur  (d.  h.  gerichtlichen  Garantie  des  Besitzrechtes)  gleichzu- 
achten  ist,  und  zur  Zeit  der  Reichsverfassung  bei  den  lehnbaren  Territorien 
sogar  auch  wirklich  mit  dieser  verbunden  war  und  in  ihr  wurzelte. 

')  Bekanntlich  wurde  in  der  älteren  Zeit  keine  Erbfolge  in  den  reichs- 
lehnbaren  Territoiien  anerkannt.  I.  F.  13.  „In  feudo  comitatus  vel  mar- 
chiae  vel  aliarum  dignitatum  non  est  successio  . . .  sed  hodie  hoc  usurpatum 
est."  —  Yergl.  I.  Feud.  14.  —  Ein  ausdrückliches  Verbot  der  Theilung  ent- 
hält noch  die  Constit.  Friderici  I.  a.  1158  (II.  F.  55.  §.  2.)  „Praeterae  duca- 
tus  marchia  comitatus  de  cetero  non  dividantur."  —  Ebenso  Sachs eiisp. 
Landr.  III.  53.  §.  3.;  Sachs.  Lehnr.,  c.  20.  §.  5.;  Schwabenspiegel  (Lassberg) 
Landr.  c.  121 ;  Lehnr.  c.  41. 

8)  Dieses  Herauftretenlassen  der  Enkel  u.  s.  w.  an  die  Stelle  der  vor- 
verstorbenen Söhne  ist  dem  ursprünglichen  deutschen  Rechte  fremd  und 
war  noch  im  XIV.  Jahrhundert  in  der  Praxis  der  deutschen  Gerichte  nicht 
anerkannt.  VergL  meine  Erläuterung  des  alten  Bamberger  Rechts,  S.  212. 
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die  agnatisch -linealisclie  Primogenitur  vorgeschrieben"), 
welches  Erbfolgesystem  alhnähhg  auch  bei  den  übrigen  reiclis- 
ständischen  Häusern  in  immer  grössere  Aufnahme  kam  '"). 
Geaenwärtis:  wird  in  allen  deutschen  souverainen  Häusern  in 
der  Descendentenklasse  nur  nach  der  Primogenitur -Ordnung 
succedirt. 

§.91. 

d)  Fortsetzung.  Folge  der  CoUateralen. 

IX.  In  der  Klasse  der  CoUateralen  galt  in  den  ehemals  kur- 
fürstlichen Häusern  ebenfalls  reichsconstitutionsmässig  nur  die 
agnatisch -linealische  Primogenitur -Ordnung.  In  den  übrigen 
reichsständischen  Häusern,  welche  die  Primogenitur- Ordnung 
entweder  nicht,  oder  nur  in  der  regierenden  Speziallinie  ein- 
geführt hatten,  war  aber  hinsichtlich  der  Erbfolge -Ordnung  in 
der  Klasse  der  CoUateralen  immer  streitig  gewesen,  ob  dieselbe 
gemeinrechtlich  nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechtes 
(Gradual- System),  oder  nach  reinem  Linealsystem,  oder  nach 
einem  gemischten  Systeme  (sog.  Lineal -Gradual -Systeme) 
stattfinde.  Diese  Streitfrage  ist  auch  gegenwärtig  in  Bezug  auf 
jene  jetzt  souverainen  deutschen  Häuser,  welche  die  Primoge- 
nitur nur  in  der  regierenden  Speziallinie  anerkennen,  geblieben. 
In  der  neueren  Zeit  hat  das  Lineal-Gradual-System  die  meisten 
Anhänger  gefunden^),  obschon  bei  consequenter  Entwickelung 
der  Stammguts -Idee,  welche  in  der  vollständigen  Uebertragung 
des  Prinzipes  der  Descendenten-Succession,  d.  h.  des  Rechtes 
der  rechten  Erben  im  Sinne  des  deutschen  Rechtes,  auf  die 
Erbfolge  der  CoUateralen  beruht,  dem  reinen  Linealsysleme  der 
Vorzug  gegeben  werden  muss^).  Gemeinrechtlich  succedircn 


*)  Aurea  Bulla  Caroli  IV.,  cap.7.  §  2.  (Siehe  diese  Stelle  oben  §.  89. 
Note  3). 

'•)  Yergl.  Pütter,  prim.  lin.,  §.  38.  flg.  —  H.  A.  Zacliariae,  deut. 
Staatsrecht.,  I.  §.  53. 

'j  Vergl.  besonders  die  oben  §.  87.  Note  *)  angeführte  Schrift  von 
Pfeiffer,  und  überhaupt  die  Literatur  über  diese  Streitfrage  bei  H.  A. 
Zachariae,  deut.  Staatsr.,  I.  §.  52. 

♦*)  Das  reine  Gradualsystein,  welches  im  Mittelalter  die  meisten  .An- 
hänger unter  den  Feudisteu  fand,  ist  in  der  neueren  Zeit  (mit  Recht)  wohl 
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daher  die  CoUateralen,  wenn  sie  zur  TIuoi)folge  gerufen  wer- 
den, gerade  so,  als  wenn  der  ohne  eigene  successionsfähige 
Descendenz   verstorbene    Thronbesitzer  nie   den  Thron   inne 


allgemein  aufgegeben  worden.  Das  Lineal -Gradualsystem  wird  aber  vor- 
zugsweise aus  zwei  Gründen  vertheidiget:  a)  weil  11.  F.  11.  und  37.  mit 
II.  F.  50.  hierdurch  in  Einklang  gebracht  würden;  b)  weil  es  auch  dem  älte- 
ren deutschen  Erbrechte  bei  den  Allodien  entspreche.  Allein  was  den  (ge- 
künstelten) Vereinigung«- Versuch  obiger  Stellen  des  lombardischen  Lehn- 
rechts anbelangt  (welches  allerdings,  da  die  meisten  deutschen  Territorien 
lehnbar  waren,  berücksichtiget  werden  muss),  so  ist  die  Behauptung  seiner 
Nothwendigkeit  nach  hermeneutischen  Regeln  schon  darum  unstatthaft,  weil 
der  Liber  Feudorum  kein  Gesetzbuch,  selbst  nicht  einmal  eine  aus  einem 
Gusse  hervorgegangene  und  mit  der  Absiclit,  ein  harmonisches  Ganze  zu 
produciren,  verfasste  Compilation,  wie  Justinians  Pandecten  oder  Codex, 
sondern  ein  nur  allmählig  und  planlos  aus  verschiedenen  sich  gegenseitig 
durchaus  nicht  berücksichtigenden  Originalaufsätzen  zusammengeschobe- 
nes Rechtsbuch  ist,  und  das  Lehnrecht  in  seiner  lebendigen  Fortbildung  durch 
die  üoctrin  und  Praxis  in  verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten 
zeigt  (vergi.  meine  Geschichte  der  deut.  R.-Ouellen,  §.  29.).  Die  beiden  er- 
sten Stellen,  welche  wohl  unstreitig  älter  sind,  als  IL  F.  50.  beweisen  aber 
nur,  dass  man  an  einigen  lombardischeu  Lehnhöfeu  die  Lehufolge  genau  und 
ausschliesslich  nach  römischem  Rechte,  wie  die  bürgerliche  Erbfolge  behan- 
delte, und  dass  man  ein  Linealprinzip  dabei  durchaus  nicht  berücksichtigte; 
die  andere  Stelle,  IL  F.  50.  aber,  welche  das  Linealprinzip  aufstellet,  be- 
urkundet eben  hierdurch  den  Sieg  des  neuerlich  erst  mehr  entwickelten  und 
erweiterten  deutschen  Stammgutsprinzipes,  und  stellet  dies  in  der  vollen  Con  - 
Sequenz  des  Grundsatzes  dar,  dass  alle  Lehnfolge,  also  auch  die  der  CoUa- 
teralen, Descen  de  Uten  folge  des  ersten  Erwerbers  sei,  wonach  also  alle 
Personen  in  ihrer  Parentel  gerade  so  erben,  wie  Descendenten  nach  dem  da- 
mals in  Italien  in  der  Descendentenklasse  allgemein  schon  recipirten  und 
allein  noch  gebräuchlichem  Justinianischem  Rechte  erben  müssen.  Dies  eben 
ist  es,  was  der  Verfasser  von  IL  F.  50.  mit  den  Worten  ausspricht:  „(per- 
venit  feudum)  ad  so  los  et  ad  omnes,  qui  ex  ista  linea  sunt,  ex  qua  iste 
fuit."  Hiermit  ist  das  in  der  Justinianischen  Descendentenklasse  geltende 
Repräsentationsrecht  eben  so  bestimmt  als  deutlich  auf  die  CoUateralen  bei 
der  Lehnfolge  übertragen,  eben  weil  sie  hier  auch  nur  als  Descendenten 
erben,  und  dies  forderte  die  Consequenz,  wenn  nicht  der  Satz,  dass  liier 
nicht  ex  beneficio  defuncti,  sondern  ex  Providentia  (investitura)  primi  ac- 
quirentis  succedirt  wird,  nur  eine  halbe  Wahrheit  sein  sollte.  Die  Stelle 
IL  F.  50.  zeigt  demnach  auch  keine  Lücke,  welche  durch  das  Hereinziehen 
der  römischen  Lehre  von  der  Nähe  des  Grades  in  der  CoUateralenklasse  zu 
ergänzen  wäre,  sondern  ein  solches  Hex'einziehen  ist  ein  Widerspruch  gÄgen 
das  von  der  neueren  Doctriu  udoptirte  Prinzip,  dass  auch  die  CoUateralen 
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gehabt  hätte  und  es  sich  somit  unmittelbar  um  die  Succession 
von  Descendenten  des  nächst-höheren  vorverstorbenen  Pa- 
1-ens  handelte  ^):  daher  succediren  die  aus  der  nächsten  Parentel 


nur  in  der  Eigenschaft  von  Descendenten  erben.  Was  aber  den  anderen  Ein- 
wand anbetrifft,  dass  nacb  dein  altdeutschen  Grundsatze,  je  näher  dem 
Sippe,  desto  näher  dem  Erbe,  die  Rücksicht  auf  die  Gradesnähe  mit  dem 
Vorzug  der  Linie  verbunden  werden  müsse,  so  kann  dieser  darum  bei  der 
modernen  Stamm-  und  F^ehnsuccession  kein  Gewicht  haben,  weil  er  im  äl- 
teren deutschen  Rechte  kein  eigenthü  mlicher  Grundsatz  der  Collate- 
ralenfolge,  sondern  allgemeiner  Grundsatz  und  auch  für  die  Descenden- 
tenfolge  gültig  war,  da  auch  hier  das  alte  deutsche  Recht  kein  Repräsen- 
tationsrecht kannte.  (Siehe  §.  90.  Note  8.)  Gerade  bei  der  Descendentenfolge 
ist  aber  jener  altdeutsche  Grundsatz  notorisch  durch  das  römische  Recht 
beseitiget  und  abgeschafft  worden,  und  kann  also  auch  da  nicht  mehr  gel- 
teri,  wo  wie  nach  dem  Emporkommen  des  Stammgutsprinzipes,  die  CoUa- 
teralen  nicht  als  solche,  sondern  als  Descendenten  erben.  Dahin  musste  aber 
nothwendig  die  Entwickelung  des  Lehnrechtes  führen:  denn  nachdem  man 
einmal  den  Collateralen  wegen  der  Investitur  des  ersten  Erwerbers  das  Wart- 
und  Anfallsrecht  der  Descendenten  (der  vorzugsweise  sog.  rechten  Erben) 
beigelegt  hatte,  war  kein  Grund  mehr  vorhanden,  hinsichtlich  ihrer  eine 
andere  Erbfolge-Ordnung  gelten  zu  lassen. 

^)  Sehr  richtig  hat  diese  Grundsätze  B.  W.  Pfeifer,  1.  c,  §.  44.  u.  46. 
bei  der  Lehnfolge,  die  auf  der  Investitur  zur  gesammten  Hand  beruhet, 
erkannt:  nur  übersieht  derselbe,  dass  die  gesammte  Hand  selbst  nichts  an- 
deres ist,  als  eine  spätere  künstliche Uebertragung  des  Rechtes  der  rechten 
Erben,  d.  h.  der  Descendenten  auf  die  Collateralen,  welche  nach  dem  äl- 
teren Grundsätze  des  deutschen  Rechtes:  „es  erbet  niemand  Lehn,  denn  der 
Vater  auf  den  Sohn"  (Schwabensp.  [Lassberg.]  Lehnr.  c.  42.),  von  der  Lehn- 
folge ausgeschlossen  waren.  Diese  Uebertragung  des  Rechtes  der  rechten 
Erben  (Descendenten)  auf  die  Collateralen  liegt  eben  darin,  dass  sie  durch 
die  namentliche  Mit- Aufnahme  in  die  Belehnung  das  gleiche  Wartrecht 
(von  den  neueren  Feudisten  sog.  Anwartschaft)  erhielten,  welches  die 
Collateralen  in  dem  lombardischen  Lehnrecht  schon  früher  durch  die  Aner- 
kennung ihres  Successionsrechtes  als  stillschweigend  inbegriffen  in  der 
ersten  Investitur  des  Erwerbers  erlangt  hatten.  Das  Wartrecht  aber  (die 
Anwartschaft)  als  einen  Ausfluss  eines  sog.  germanischen,  auf  einem  So- 
lidarprinzip  beruhenden  G  esamm  teigen  thumes  darstellen,  wie  von 
Pfeiffer,  1.  c,  so  wie  auch  von  vielen  Anderen  geschieht,  ist  durchaus 
unhistorisch  und  kritiklos:  denn  das  in  der  romanisirenden  Feudistenschule 
des  vorletzten  Jahrhunderts  schon  aufgebrachte  (imaginäre)  sog.  germa- 
nische solidarische  Gesammteigenthum  ist  eben  nichts  anderes,  als  das 
Wartrecht  selbst,  dessen  juristische  Natur  man  verkannte,  und  daher, 
anstatt  es  als  das  historische  Prinzip  der  deutschen  Descendenten - 
2öpfl,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  \  \ 
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(Linea)  stammenden  Personen  nicht  nur  mit  Vorzug  vor  den 
entfernteren  Parentelen  (soll),  sondern  auch  mit  sog.  Reprä- 
sentationsrechte, d.  h.  Herauftreten  der  Entfernteren  im  Grade 
(in  Stirpes)  an  die  Stelle  vorverstorbener  Patentes  (otnnes): 
eben  weil  es  hinsichtlich  der  Krone  nie  eine  andere  Succes- 
sion  als  eine  Descendentensuccession  geben  kann  und  die  Col- 
lateralen  nie  als  solche,  sondern  nur  als  Descendenten 
(des  primus  acqiiirens)  erbdh. 

§.  92.        • 

e)  Fortsetzung.  Succession^recht  der  später  erzeugten 
Descendenz  eines  Ausgeschlossenen.  Unabhängigkeit 
der  Thronfolge  von  der  Succession  in  das  Privat- 
vermögen. 

X.  Ist  ein  Thronerbe  einmal  gültig  von  der  Thronfolge  oder 
Regierung  ausgeschlossen,  sei  es  wegen  Unwördigkeit  (§.  88) 
oder  wegen  Unfähigkeit  (§.  89.  §.  111),  und  hat  derselbe  zur 
Zeit  der  Ausschliessung  keine  successionsberechtigten  Des- 
cendenten (natos  oder  nascittiros),  so  dass  also  die  Krone  an 
den  nächsten  successionsberechtigten  Collateralen  so  über- 
gegangen ist,  dass  derselbe  als  wirklicher  Thronfolger,  und 


folge  darzustellen,  nach  einem  ebenso  überflüssigen  als  falschen, angeblich 
höheren  Prinzipe  haschte,  als  dessen  Wirkung  es  erscheinen  sollte.  Eine 
solche  Darstellung  ist  aber  eben  so  unrichtig  und  nichtssagend,  als  wenn 
man  für  das  römische  Suitätspriuzip  bei  der  Hereditas  noch  ein  höheres 
Prinzip  in  einem  eingebildeten  Condominium  der  Liberi  mit  dem  Paterfami- 
lias  finden  wollte,  was  übrigens  auch  sogar  im  römischen  Rechte,  freilich 
nicht  mit  Glück,  versucht  worden  ist.  Vergl.  L.  11.  Dig.  de  üb.  et  posthum. 
28.  2.  —  Dass  aber  in  vielen  Urkunden  und  hausgesetzlichen  Bestimmungen 
reichsständischer  Familien  aus  den  beiden  letzten  Jahrhunderten  von  Con- 
dominium und  (idealem)  Civil-  und  Gesammtbesitz  nach  der  Ausdrucks- 
weise  und  dem  Standpunkte  der  damaligen  romanisirenden  Doctrin  die  Rede 
sei  (vergl.  Moser,  Bad.  Staats-R.  S.  82.),  will  ich  damit  nicht  in  Abrede 
stellen:  allein  das,  was  hierdurch  bezeichnet  werden  will,  ist  eben  nichts 
anderes  als  die  Fortdauer  des  alten  Wartrechtes,  d.  h.  der  Prinzipien  der 
Descendentensuccession  unter  den  einzelnen  Linien  eines  Hauses,  ungeachtet 
der  vorgenommenen  wirklichen  oder  sog.  Civiltheilungen. 
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nicht  blos  als  interimistischer  Regent  oder  Reichsverweser  ein- 
getreten ist,  so  vererbt  sich  nun  fortan  die  Krone  in  der  Linie 
(d.  h.  Descendenz)  dieses  Collateralen  als  der  bevorzugten  Linie, 
weil  sich  nach  dem  legitimen  Uebergange  der  Krone  auf  diesen 
Collateralen  kein  Fall,  d.  h.  keine  Throneröffnung  fernerhin 
mehr  von  dem  Ausgeschlossenen  ableitet.  Darum  kann  auch 
die  etwa  später  (nach  der  Ausschliessung)  von  dem  Ausge- 
schlossenen aus  einer  hausgesetzmässigen  Ehe  erzeugte,  an 
sich  successionsfähige  Descendenz  weder  von  jenem  bei  dem 
Ausschliessungsfalle  eingetretenen  Collateralen  selbst  die  Nie- 
derlegung der  Krone  zu  ihren  Gunsten  verlangen,  noch  bei 
dessen  Ableben  den  Vorzug  vor  dessen  Descendenz  in  Anspruch 
nehmen,  indem  jetzt  der  EröfFnungsfall  nur  noch  bei  dem  regie- 
renden Collateralen  eintreten  kann,  und  also  auch  nur  nach 
diesem  die  rechtlichen  Folgen  der  Eröffnung,  d.  h.  die  Frage 
nach  dem  Vorzug  der  Parentelen  sich  bestimmt  i).  Nachdem 
Wegfall  der  geraden  Linie  des  in  die  Regierung  eingetretenen 
Cognaten  ist  aber  die  successionsfähige  Descendenz  des  Aus- 
geschlossenen allerdings  wieder  befugt,  wo  Primogenitur  gilt, 
den  Vorzug  vor  den  übrigen  Seitenhnien  zu  verlangen,  weil  sie 


•)  Es  ist  diess  dasselbe  Prinzip,  welches  II.  Fand.  50.  in  den  Worten  aus- 
drückt: „(siicceduut)  qiii  ex  illa  liuea  sunt,  ex  qua  iste  fuit.  Et  hoc  est, 
quod  dicitur  ad  proximiorcs  pertinere;  isti  vero  proximiores  dicuutur  alia- 
rum  linearum  etc.  —  Auch  der  Grund,  aus  welchem  bei  einer  Civiltheilung 
die  besitzende  Lijiie  oder  bei  Einführung  der  Primogenitur  die  erstgeborne 
Linie  den  Vorzug  hat,  ist  kein  anderer  als  der,  weil  ihr  Stifter  durch  einen 
rechtlichen  Titel  zum  Besitze  gekommen  ist,  und  nunmehr  der  Fall  (die 
Eröffnung)  nur  von  ihm  ausgeht:  auch  der  Vorzug  der  Erbtoohter  vor  der 
Regredienterbin  bei  der  cognatischen  Succession  (siehe  unten  §.  94.)  beruhet 
auf  eben  diesem  Prinzipe;  Hier  aber  (d.  h.  im  Falle  der  gerechtfertigten 
Ausschliessung  des  Thronerben  von  der  Regierung)  hat  der  nächste  Colla- 
teral  einen  unbezweifelbaren  Rechtstitel,  die  Souverainität  als  ihm  gebüh- 
rend mit  allen  ihren  Wirlvungen  also  auch  hinsichtlich  der  weiteren  Ver- 
sendung der  Krone,  sich  beizulegen.  —  Auch  die  Jurea  Bulla  cap.  25.  §.  4. 
ordnete  bei  dem  Ausschlüsse  eines  kinderlosen  regierungsunfähigen  Kurfür- 
sten den  definitivenUebergang  der  Regierung  an  den  nächsten  Collateralen  an, 
ohne  der  etwaigen  späteren  legitimen  Descendenz  des  Ausgeschlossenen 
das  Recht  vorzubehalten,  von  der  neu  eingetretenen  Linie  vor  deren  Er- 
löschen die  Herausgabe  des  Kurfürstenthumes  zu  verlangen. 

11* 
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sodann  bei  solchem  Eröffnungsfalle  im  Verhältnisse  zu  diesen 
wieder  als  die  mehr  berechtigte  Linie  erscheint.  —  XL  Der  Thron- 
folger, selbst  Avenn  es  der  Sohn  ist,  ist  nie  schuldig,  Land- 
rechtserbe, d.  h.  Heres  im  Sinne  des  römischen  Rechtes  seines 
Vorgängers  zu  werden:  oder  auch  dessen  Privatverlassenschaft 
anzutreten:  die  Vorschrift  in  IL  Feud.  45.,  welche  an  sich  nur 
von  der  Folge  bei  gewöhnlichen,  nach  privatrechtlichen  Grund- 
sätzen zu  beurtheilenden  Ritterlehn  zu  verstehen  ist,  kann  hier, 
wegen  der  Verschiedenheit  der  Objekte  der  Succession,  insbeson- 
dere da  die  Thronfolge  zunächst  nur  Verhältnisse  des  öffentlichen 
Rechtes  zum  Gegenstande  hat,  nicht  zur  Anwendung  kommen, 
abgesehen  von  den  Bedenken,  welche  der  Anwendbarkeit  jener 
Stelle  in  Deutschland  überhaupt  entgegen  stehen.  Auch  ist  es 
in  Bezug  auf  die  politischen  Befugnisse  des  Thronfolgers  in 
seiner  Eigenschaft  als  Staatsherrscher  ohne  allen  Einfluss,  wenn 
er  wirklich  Erbe  im  römischen  Sinne  hinsichtlich  der  Privat- 
verlassenschaft seines  Vorgängers  geworden  ist  2). 

f)  Fortsetzung.  Einführung  der  Priuiogenitur.  Apanagen. 

Aussteuer. 

XIL  Die  Einführung  der  Primogenitur  oder  sonst  einer  spe- 
ziellen Successionsordnung,  wie  z.  B.  Majorat  u.  dergl.,  setzt,  wo 
sie  nicht  durch  ein  förmliches  Staatsgrundgesetz  geschieht  ^), 
immer  die  Einwilligung  aller  Betheiligten  (^nati  und  nascituri) 
voraus,  wo  die  Krone  bereits  im  Erbgange  ist:  ausserdem  kann 
die  Anordnung  derselben  nur  die  Einwilligenden  und  deren  nach- 
her concipirte  Descendenz  verpflichten.  Abgesehen  hiervon 
kann  aber  auch  unzweifelhaft  die  Primogeniturordnung  von  je- 
dem Stifter  eines  neuen  souverainen  Hauses  (piinws  acqui- 


2)  Vergl.  oben  §.  73.  V. 

>)  Siehe  oben  §.  68.  —  So  ist  z.  B.  die  Primogenitur  in  den  kurfürst- 
lichen Häusern  durch  ein  Reichs- Grundgesetz  eingeführt  worden.  Siehe  oben 
§.  89.  Note  2.  —  (§.  90.  Note  9.)  —  In  den  Grundgesetzen  des  deutscheu 
Bundes  ist  die  Primogenitur  nicht  vorgeschrieben,  noch  auch  deren  durch- 
greifende Einführung  in  den  Seiteulinien  zur  Pflicht  gemacht. 
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rens)^),  so  wie  auch  von  einem  solchen  Thronbesitzer,  welcher 
der  einzig  übrige  Sprosse  seines  Hauses  ist,  und  der  aus  sich 
erst  wieder  neuerdings  die  souveraine  Famihe  fortpflanzt 
(ulfimus  possessor),  so  wie  auch  von  jedem  deutschen  Sou- 
verain  in  seinem  Ehevertrage  für  seine  künftige  Descendenz 
vorgeschrieben  werden.  Ueberhaupt  war  man  in  Deutschland  von 
jeher  geneigt,  es  als  eine  aus  der  Autonomie  der  reichsständi- 
schen Geschlechter  fliessende  Befugniss  des  regierenden  Herrn 
zu  betrachten,  auch  durch  spätere  Verordnungen,  insbesondere 
durch  letztwilHge  Verordnungen  oder  Testamente  die  Primoge- 
nitur wenigstens  für  seine  eigene  Descendenz  einzuführen*), 
da  man  hierin  mehr  eine  durch  die  Regentenpflichten  gebotene 
Vorsorge  für  die  Erhaltung  des  Glanzes  der  ganzen  Familie,  als 
eine  Enterbung  der  nachgebornen  Söhne  erkannte.  —  XIII.  Wo 
Primogenitur  eingeführt  ist,  gebührt  den  nachgebornen  Prin- 
zen^) und  deren  Descendenz  ^)  eine  Entschädigung  wegen  des 
Ausschlusses  von  der  Landestheilung.  Sie  bestehet  gegenwär- 
tig gewöhnhch  in  einer  gewissen  Rente  (^^patiaffinm),  welche 
durch  Haus-  oder  Verfassungsgesetze  festgestellt  zu  sein 
pflegt.  Hierzu  muss  auch  das  Land  subsidiär  beitragen  ß),  so- 
ferne  die  Domänen  des  regierenden  Hauses  nicht  ausreichen, 
so  wie  auch  die  Verpflichtung  hierzu  ganz  auf  die  Staatskasse 
übergeht,  wo  die  Domänen  völlig  mit  dem  Staatsgute  verschmol- 
zen worden  sind.  —  XIV.  Den  Töchtern  gebühret,  so  lange  sie 
nicht  zur  Succession  kommen,  ein  standesmässiger  Unterhalt 
bis  zu  ihrer  Verheirathung,  wodurch  sie  in  eine  andere  Famihe 


*)  Vergl.  oben  §.  68.  Note  2. 

*)  Vergl.  Pütter,  prim.  lin .,  §.  49.  —  Je  mehr  sich  die  gesetzgebende 
Gewalt  der  tandesherrn  erweiterte,  nnd  je  mehr  in  einzelneu  Territorien  das 
Patrimonialprinzip  Eingang  fand,  desto  mehr  war  man  geneigt,  solchen  Ver- 
fügungen des  Hauptes  des  Hauses  gesetzliche  Kraft  (den  Charakter  einer 
sog.  pragmatischen  Sanction)  beizulegen. 

*)  Xachgeborne  heissen  da,  wo  Primogenitur  gilt,  alle  ausser  dem 
als  Thronerben  berufenen  Erstgebornen.  (Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Be- 
griffe von  Posthumi  im  römischen  Rechte.) 

*)  Dieser  jedoch  nur  nach  dem  Wegfalle  ihrer  Väter,  nach  Analogie  der 
Regel  „hereditas  viventis  non  datur."  Fütter,  1.  c,  §.  48.  —  Auch  haben 
mehrere  Apanagirte  kein  wechselseitiges  Successionsrecht,  Ibid.  §.  47. 

*)  Sog.  Prinzessinnen  -  Steuern  u.  dergl. 
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übergehen.  Zur  Aussteuer  derselben  hat  jedoch  das  Land  nicht 
weiter  beizutragen,  als  dies  durch  Gesetz  oder  Herkommen  ein- 
geführt ist,  oder  in  Erwägung  besonderer  VerhäUnisse  im  ein- 
zehien  Falle  durch  ständische  Bewilhgung  festgesetzt  wird'^). 

§.  94. 
g)  Fortsetzung.   Cogiiatische  Succession. 

XV.  Der  Weibsstamm  muss  heut  zu  Tage  in  den  deutschen 
Fürstenhäusern  für  successionsfähig  nach  dem  Abgange  des 
Mannsstammes  geachtet  werden,  da  alle  Kronen  nunmehr  allo- 
dial  sind,  insoferne  er  nicht  durch  ein  Staatsgesetz  besonders 
ausgeschlossen  ist^).  Bei  der  Succession  des  Weibsstammes 
gelten  im  allgemeinen  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  der  Suc- 
cession des  Mannsstammes  2) ,  d.  h.  es  sind  bei  dem  Eintritte 


')  Die  Aiirea  Bulla  cap.  25.  §.  5.  bestimmte  hinsichtlich  der  Ansprüche 
der  Nachgebonien  nur:  „Qui  (primogenitiis)  tarnen  apud  alios  fratres  et 
sorores  se  dementem  et  pinm  exhibebit  continuo,  juxta  datam  sibi  a  Deo 
gratiam  et  juxta  siiinn  beneplacitum  et  ipsius  patrimonii  facultates:  divi- 
sione,  scissione  seu  dimenibratione  Principatus  et  pertinentiarum  ejus  ^bi 
modis  Omnibus  interdicta."  —  Bei  den  früher  häufigen  Streitigkeiten  in  den 
reichsständischen  Familien  über  die  Bestimmung  der  Grösse  der  Apanagien 
bezog  man  sich  mitunter  auf  die  unpassende  Analogie  von  I.  F.  6.  („Mutus 
feiulum  retinere  non  potest.  .  .  quo  ei  ablato  (si)  se  exhibere  non  valeat, 
tantum  ei  relinqui  debet,  unde  se  sustinere  possit;"  die  Unzulässigkeit  eines 
Hereinziehens  der  römischen  Grundsätze  vom  Pflichttheile  (Legitima)  wurde 
jedoch  später  allgemein  anerkannt.  F  ütter,  prim.  lin.,  §.  42.  43.  —  Mit  der 
Vermehrung  oder  Verminderung  der  Einkünfte  des  Primogenitus  hielt  man 
aber  auch  im  allgemeinen  (nach  dem  arbitrium  boni  viri  zu  ermessende) 
Anträge  auf  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Apanagieu  für  gerecht- 
fertiget. Pütt  er,  1.  c,  §.  46.  —  In  manchen  reichsständischen  Häusern  be- 
standen und  bestehen  zumTlieile  noch  sog.  Paragia  oder  Apanagia  impropria, 
d.  h.  üeberlassnng  von  gewissen  Landestheilen  mit  beschränkter  Regie- 
lungsgewalt,  ähnlich  den  jetzigen  Staudesherrschaften.  —  Mitunter  bestehen 
noch  besondere  Familienstiftungen  als  Secundogenituren.  Vergl.  K.  Sachs. 
Hausgesetz  v.  1837.  §.  42.  flg. 

')  So  nach  der  Kurhess.  V.-U.  §.  3.  —  Vergl.  über  die  cognatische  Suc- 
cession die  Lit.  bei  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staats-R.,  I.  §.  54. 

-)  Ist  daher  für  die  Thronfolge  des  Mannsstammes  Primogenitur  ein- 
geführt, so  gilt  sie  auch  im  Zweifel  für  die  Thronfolge  des  Weibsstammes. 
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der  weiblichen  Erbfolge  alle  von  der  Successionsordnung  ge- 
rufenen Frauen  und  deren  Descendenz  so  zu  betrachten,  als 
wenn  erstere  Männer,  und  letztere  eine  agnatische  Descendenz 
wären,  da  sie  in  solchem  Falle  das  Recht  der  Männer  und  der 
Agnaten  in  Anspruch  zu  nehmen  befugt  sind^).  Daher  gehet 
auch  im  Zweifel,  d.  h.  insoferne  nicht  etwa  besondere  Haus- 
gesetze ein  Anderes  verordnen,  die  Tochter  des  letzten  Kron- 
besitzers (die  Erbtochter  im  eigentlichen  Sinne)  und  deren 
Descendenz  den  bereits  übergangenen  Frauen  der  anderen  Li- 
nien (den  sog.  Regredienterbinnen)  vor,  weil  von  ihrem 
Parens  der  Fall  ausgehet  und  jene  im  Verhältnisse  zu  diesem 
in  der  Seitenlinie  stehen:  in  Ermangelung  einer  solchen  Erb- 
tochter und  deren  Descendenz  gelten  aber  hinsichtlich  der  Frauen 
in  den  Seitenlinien  und  der  cognatischen  Collateralen  mit  Rück- 
sicht darauf,  obPrimogenitur-Ordnung  angeordnet  ist  oder  nicht, 
dieselben  Regeln  wie  bei  der  Succession  agnatischer  Collate- 
ralen (§.  91)  ^).  —  XYI.  Nach  einigen  Verfassungen  findet  bei 
der  Succession  des  Weibsstämmes  der  wesentliche  Unterschied 
von   der   agnatischen   Erbfolge    statt,  dass  die  successions- 


')  Ganz  auf  diese  Weise  drückt  sich  aus  die  Bayer.  V.-Ur.  Tit.  II.  §.  .5 
*)  Der  Vorzug  der  Erbtochter  vor  der  Regredienlerbin  ist  in  den  neueren 
Verfassungen  durchaus  anerkannt:  der Uebergang  geschieht  aber  theils  nach 
reiner  linealischer  Primogeniturordnung  (Bayern,  V.-ü.,  Tit.  11.  §.  5;  Ba- 
den, Hausgesetz  v.  181 T,  §.  3;  jedoch  mit  einer  besonderen  Bestimmung 
über  die  Ordnung  der  Linien;  Braunschweig,  n.  L.-O.,  1832,  §.  14;  S  on- 
dershausen,  V.-U.,  1841,  §.  6.),  theils  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
mit  dem  letztregierenden  Herrscher,  doch  so,  dass  bei  gleichem  Verwandt- 
schaftsgrade das  natürliche  Altereinen  Vorzug  verschafft  (W  ürt  e  mberg, 
V.-U.,  §.  7;  Grossh.  Hessen,  V.-U.,  §.  5.),  oder  noch  vor  diesem  letzteren 
bei  gleicher  Gradesnähe  noch  erst  das  Alter  der  Linien  in  Betracht  gezogen 
werden  soll  (in  welchem  Fülle  eine  Art  von  Vei-schmelzung  mit  der  Regre- 
dient-Erbfoige  stattfindet.  (K.  Sachsen,  V.-U.,  §.  7;  Hannover,  L.-GG., 
Iß40,  §.  12.)  —  Ohne  nähere  Erklärung  über  die  Successionsordnung  er- 
wähnt den  Uebergang  an  die  weibliche  Linie  nach  Erlöschung  des  Manns- 
stammes im  Hohenzollern'schen  Gesammthanse  die  V.-U.  v.  HohenzoUern- 
Sigmaringen,  §.  5.  —  Die  Bestimmungen  des  Privilegiums  K.  F  riederich's  I. 
a.  1156  über  die  cognatische  Succession  im  Erzherzogthume  0  es  ter  reich, 
siehe  bei  Pertz,  Legg.  T.  11.  p.  99;  (auch  in  meiner  dcut.  Staats-  und 
Rechtsgesch.  2.  Aufl.  1844,  S.  14T.  148). 
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fähigen  Frauen  und  deren  Descendenz  zwar  Anfallsreclit 
(den  Fall),  d.  h.  das  Hecht  haben,  dass  auch  an  sie  die  Krone, 
wenn  sie  ihnen  anfällt,  ipso  jure  übergehet:  aber  sie  haben 
keine  Wart,  d.  h.  sie  haben  kein  so  festes  Successionsrecht, 
dass  ihnen  nicht  dasselbe  durch  Erbverlräge,  welche  der  letzte 
agnatische  Kronbesitzer  mit  anderen  Fürsten-  oder  Grafen- 
häusern geschlossen  hat,  entzogen  werden  könnte^).  — 
XVII.  Fällt  die  Krone  durch  Erbfolge  an  eine  Frau,  so  ist  sie 
selbst  befugt,  die  Regierung  anzutreten  und  zu  führen  ^)  :  eine 
Verpflichtung,  die  Krone  sofort  auf  ihren  erstgebornen'^)  männ- 
lichen Descendenlen  zu  versenden,  so  dass  die  Succession  nur 
ratione  transmissionis  eine  weibliche  wäre,  kann  ohne  aus- 
drückliche Vorschrift  eines  Haus-  oder  Staatsgesetzes  nicht  an- 
genommen werden^).  —  XVIII.  Ist  aber  die  Regierung  einmal 
an  eine  Frau  übergegangen  und  stehet  deren  weitere  erbliche 
Versendung  auf  deren  Descendenten  in  Frage,  so  tritt  unter 
diesen  sofort  der  Vorzug  der  Männer  und  deren  Descendenz  vor 
den  Frauen  derselben  Linie  ein,  so  dass  die  cognatische  Suc- 
cession möglichst  der  agnatischen  nachahmet^).  Ebenso  gibt 
das  männliche  Geschlecht  einen  Vorzug,  wenn  bei  dem  Anfalle 


*)  Ausdrücklich  ist  dieser  Grundsatz  anerkannt  in  Bayern,  V. -U. 
Tit.  II.  §.5;  K.  Sachsen,  V.-U.  §.  7;  Grossherzogth.  Hessen,  §.  5;  als 
gemeinrechtlich  ist  dies  jedoch  nicht  zu  betrachten.  —  Die  V.-U.  von  Sigma- 
ringen,  §.  5.,  verweiset  auf  die  mit  Hechingen  und  Preussen  geschlossenen 
Erbverträge. 

*)  Nach  der  Bayer.  V.-U.  Tit.  II.  §.  6.  muss  die  Thronerbin,  wenn  sie 
die  Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen  ist,  einen  Vicekönig 
aufstellen,  der  seine  Residenz  in  der  Hauptstadt  von  Bayern  zu  neh- 
men hat. 

')  Oder  nach  Umständen  „zw^eitgebornen",  wo  nämlich  die  Verbindung 
mit  dem  Besitze  einer  anderen  grösseren  Krone  für  unvereinbar  gilt;  siehe 
oben  §.  89.  Note  5. 

®)  Nur  das  Landesgrundgesetz  von  Schwarzburg -Sondershausen, 
a.  1841.  §.  6.  enthält  die  Vorschrift,  dass  die  Regierung  nur  so  lange  in 
weiblicher  Hand  bleibt,  „bis  ein  regierungsfähiger  Prinz  dieselbe  bean- 
spruchen kann,  weicher  selbst  alle  näheren  weiblichen  Verwandten  von  der 
Thionfolge  ansschliesst." 

»)  II.  Feud.  17.  u.  30.  —  Bayern,  V.-U.  Tit.  II.  §.  5;  K.  Sachsen, 
V.-U.  §.  7;  Hannover,  L.-GG.  1840.  §.  12;  Würtemberg,  V.-u!  §.  7; 
Grossh.  Hessen,  V.-U.  §.  5. 
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der  Krone  an  den  Weibsstamm  Männer  und  Frauen  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  concurriren  ^•'). 

§.95. 
Testamentarische  Erbfolge. 

Da  die  Erbfolge  in  eine  Landesregierung  in  Deutschland 
von  jeher  hauptsächlich  nach  den  Grundsätzen  einer  Statnm- 
guts-  oder  Familienfideicommiss-Succession  behandelt  wurde, 
so  konnte  zur  Zeit  der  Reichsverbindung  eine  testamentarische 
Ernennung  eines  Regierungsnachfolgers  nur  für  statthaft  er- 
achtet Averden,  wenn  dieselbe  von  dem  ersten  Erwerber  oder 
dem  letzten  Besitzer,  in  welchem  der  successionsberechtigte 
Stamm  der  Familie  erlosch,  ausging  ^).  Selbst  dies  galt  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Land  nicht  Lehen,  sondern 
allodial  war,  indem  im  anderen  Falle  bei  der  Erlöschung  des 
regierenden  Hauses  das  Territorium  dem  Lehnsherrn  als  er- 
öffnet zurückfiel,  mochte  dies  übrigens  Kaiser  und  Reich,  wie 
bei  den  Reichslehn,  oder  ein  anderer  Landesherr  sein  2).  Wo, 
wie  z.  B.  regelmässig  in  den  allodialen  Territorien  oder  bei 
Weiberlehn,  auch  der  Weibsstamm  succediren  konnte,  wurde 
der  letzte  männliche  Besitzer  nicht  für  befugt  erachtet,  eine 
testamentarische  Verfügung  zu  treffen,  wodurch  die  Succes- 
sionsrechte  der  Frauen   und  cognatischen  Collateralen  beein- 


*")  Es  ergibt  sich  dies  als  Analogie  aus  dem  vorstehenden  Satze. 

')  Von  dem  Falle,  wenn  die  letztwillige  Verordnung  nur  die  Einführung 
einer  neuen  Successionsordnung  in  der  Familie  selbst  betrifft,  s.  oben  §.  93. 

^)  Pütter,  prim.  lin.,  §.  58.  —  Der  Kaiser  sollte  nach  der  W.-C.  (seit 
1  71 1 )  §.  10.  die  heimfallenden  Reichslehn,  „so  etwas  merkliches  eintragen", 
zu  Unterhaltung  des  Reiches  und  des  kaiserlichen  Hofes  einziehen  und  be- 
halten, und  keinen  Falles  ohne  Zustimmung  des  betreffenden  reichsständi- 
schen Collegiums,  je  nachdem  das  heimgefallene  Lehn  ein  Kurfürstenthum, 
Fürstenthum,  Graf-  oder  Herrschaft,  oder  eine  Stadt  war,  wieder  verleihen 
oder  eine  Anwartschaft  darauf  ertheilen.  —  In  Oesterreich  hatte  der 
Erzherzog  durch  das  Privileg  K.  Friedrich's  I.,  a.  1156,  erneuert  von 
Karl  V.,  a.  1530.,  das  Recht,  in  Ermangelung  von  Erbkindern  „seine  Lande 
zu  vergeben  und  zu  verschaffen,  wem  er  wilL"  Moser,  Famil.-Staats-R., 
L  S.  964. 
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trächtiget  worden  wären  ') .  Im  übrigen  wurden  die  von  dem 
Landesherrn  errichteten  Testamente,  soferne  sich  ihre  Disposi- 
tionen nur  auf  Angelegenheiten  des  regierenden  Hauses  selbst 
erstreckten,  wie  z.  B.  die  Einführung  einer  besonderen  Succes- 
sionsordnung,  Anordnungen  einer  Tutel,  als  einseitig  erlassene 
Hausgesetze  betrachtet,  und  ihre  Verbindlichkeit  war  daher  theils 
von  der  freiwilligen  Anerkennung  der  übrigen  Familienglieder, 
theils  davon  abhängig,  welche  Rechtsansicht  sich  herkömmlich 
in  der  Familie  über  die  verbindende  Kraft  solcher  letztwilliger 
Yerlügungen ,  insbesondere  hinsichtlich  der  eigenen  direkten 
Descendenz  eines  Testators  gebildet  hatte,  oder  wie  weit  dabei, 
wie  z.  B.  hinsichtlich  der  Vormundschaften,  nach  dem  Rechte 
der  einzelnen  Familien  bereits  dem  römischen  Rechte  Einfluss 
gestattet  wurde  ^).  So  viel  jedoch  kann  mit  Sicherheit  behauptet 
werden,  dass  eine  testamentarische  Disposition,  welche  einmal 
von  den  nächsten  Erben  anerkannt  worden  war,  auch  für 
die  Descendenz  derselben  fortan  unbestreitbare  hausgesetzliche 
Gültigkeit  hatte,  wobei  die  römisch -rechtliche  Unterscheidung, 
ob  diese  Descendenten  Erben  im  römisch-civilistischen  Sinne 
(Heredesy  der  damals  nächsten  Erben  geworden  waren  oder 
nicht,  keinen  Einfluss  äussern  kann,  da  dies  für  die  Thron- 
folge an  sich  völlig  gleichgültig  ist^).  Die  Beobachtung  der 
römischen  Testamentsformen  konnte  bei  letztvvilligen  Verord- 
nungen eines  regierenden  Landesherrn  nicht  für  nothwendig 
geachtet  werden^).  Die  Bedingung,  dass  der  durch  das  Testa- 


*)  In  dieser  Hinsicht  liat  mitunter  ein  Erbvertrag  grössere  Wirkung  als 
eine  einseitige  letztwillige  Disposition.  (Yergl.  unten  §.  96.)  Diese  Beschrän- 
kungen hängen  insgesainmt  noch  genau  mit  dem  Begriffe  zusammen,  welchen 
das  ältere  germanische  Recht  (und  nach  ihm  das  canonische  Recht)  mit 
„exheredare"  verbindet.  Legg.  Luitprand.  VI.  c.  51.  —  c.  1.  X.  qui  lilii 
sint  legitimi  (4.  17.). 

*)  Vergl.  oben  §.  86. 

*)  Siehe  oben  §.  73.  IV. 

*)' Pütter,  Erörterungen,  I.  S.  186.  flg.  —  Leist,  deut.  Staats-R., 
§.  35.  —  Vergl.  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staats-R.,  I.  S.  186.  —  Die  nicht 
regierenden  Mitglieder  reichsstämlischer  Familien  wurden  aber  für  ver- 
pllichtet  zur  Beobachtung  der  römischen  Formen  letzter  Vv'illeusordnungen 
geachtet. 
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ment  berufene  Regierungs- Nachfolger  eine  gewisse  Confes- 
sion  annehmen  solUe  (sog.  Rehgionsclausel),  war  wenigstens 
durch  keine  ausdrückliche  reichsgesefzliche  Bestimmung  für 
ungültig  erklärt^).  An  diesen  Grundsätzen  ist  auch  durch  die 
Erwerbung  der  Souverainität  nichts  geändert  worden.  Wo  jedoch 
nunmehr  die  Verfassung  dem  Souverain  nicht  mehr  gestattet, 
durch  einen  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  geschlossenen 
Erbvertrag  über  die  Krone  zu  verfügen,  kann  um  so  weniger 
noch  eine  testamentarische  Verfügung  darüber  für  zulässig  ge- 
achtet werden. 

§.96. 
Vertragsmässige  Erbfolge. 

So  weit  die  Territorien  allodial  waren,  wurde  zur  Zeit  der 
Reichsverbindung  die  Zulässigkeit  einer  Verfügung  über  die 
Krone  durch  Erbverträge,  sowie  auch  die  wechselseitige  Ein- 
räumung eines  Erbfolgerechtes  durch  Verträge  (sog.  Erbver- 
brüderungen, pacta  confraternitatis)  nicht  bezweifelt^).  Bei 
lehnbaren  Ländern  war  die  Wirksamkeit  der  Erbverträge  bedingt 
durch  die  Einwilhgung  des  Lehnsherrn  2).  Nach  der  deutsch- 


')  Die  Bestimmung  im  Instr.  Pac.  Osnabr.  Art.  V.  §.  35.  „Siibditi 
nullibi  ob  religionem  a  hereditatibus  arceantur"  ist  nur  davon  zu  ver- 
stehen, dass  die  Confession  au  sicli  kein  gesetzliches  Hinderniss  der  Er- 
werbung einer  Erbschaft  sein  solle;  ein  Verbot  für  den  Erblasser,  seiner 
Erbeinsetzung  eine  Religionsclausel  beizufügen,  oder  eine  Vorschrift,  eine 
solche  Bedingung  als  eine  schändliche  zu  behandeln,  ist  darin  nicht  ent- 
halten. 

')  Pütter,  prim.  lin.,  §.  59.  —  Moser,  Famil.-Staats-R.,  I.  Cap.  13. 
S.  969.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staats-R.,  I.  §.  55.  S.  184.  flg. 

2)  Unbestritten  war  dies  hinsichtlich  der  sog.  Partikular- Lehnherrn. 
Moser,  1.  c,  I.  S.  1022.  —  Hinsichtlich  der  Erbverbrüderungen  über  Reichs- 
lehn  wollten  Viele  eine  unbedingte  Bestätigung  sämnitlicher  älteren 
in  der  W.-C  Leopold's  I.  (1658)  Art.  6.  erkennen:  „Wie  wir  denn  auch 
die  vor  diesem  unter  ihnen  (den  Kurfürsten)  den  Reichsconstittttionibns  ge- 
mäss gemachte  Unionen  gleichergestalt,  zuföderst  aber  die  unter  Kurfür- 
sten, Fürsten  und  Ständen  aufgerichtete  Erbverbrüderungen  hiermit  confir- 
niireu  und  approbiren."— In  der  W,-C.  Karl 's  VI.  (1711)  Art.  1.  §.  9.  ver- 
spricht jedoch  der  Kaiser  nur  noch,  er  werde  solche  Erb  Verbrüderungen 


1T2 

rechtlichen  Idee  des  Erbvertrages,  dass  derselbe  ein  Geschäft 
ist,  wodurch  sich  derjenige,  der  keinen  rechten  Erben  (Lei- 
beserben) hat,  einen  solchen  erschafft^),  hatte  sich  das  Recht, 
durch  Erbverträge  über  ein  Territorium  zu  verfügen,  zunächst 
als  Recht  des  letzten  Besitzers  ausgebildet,  mit  welchem  die  Fa- 
milie in  ihrem  successionsberechtigten  Stamme  erlosch.  Doch 
konnte  auch  die  Zulässigkeit  von  Erbverträgen  oder  Erbver- 
brüderungen, welche  der  erste  Erwerber  einer  Krone  für  den 
Fall  des  Aussterbens  seines  Mannsslammes  oder  der  ganzen 
Familie  schloss,  nicht  bezweifelt  werden,  so  wie  Erbverbrüde- 
rungen auch  durch  die  Zustimmung  und  Mitwirkung  der  ge- 
sammten  Familie,  resp.  der  sämmtlichen  successionsberechtigten 
Mitglieder,  wie  diese  zur  Errichtung  von  Hausverlrägen  erforder- 
lich war,  zu  Stande  kommen  konnten^).  Durch  den  Erbvertrag 
erhielt  der  Vertrags-Erbe  (so  wie  bei  Erbverbrüderungen  das 
erb  verbrüderte  Haus)  das  ganze  feste  und  unentziehbare  und 
ipso  jure  wirkende  Nacbfolge- Recht  (Wart-  und  Anfallsrecht, 
d.  h.  erbliche  Gewere)  wie  ein  agnalischer  Geblü(serbe^) :  da- 
her konnte  sich  auch  in  einigen  reichsständischen  Häusern  die 
Ansicht  bilden,  dass  der  Erbverbrüderte  dem  AVeibsstamme 
(gleichsam  als  fingirler  Agnat)  vorgehe^).  Eine  Einwilligung 
der  Landstände  war  bei  der  Errichtung  einer  Erbverbrüderung 
unter  reichsständischen  Häusern  resrelmässiff  nicht  erforder- 


„auf  gebührendes  Ansuchen  ohne  Weisernng  nnd  Aufenthalt  in  beständiger 
Form  confirmiren,"  daher  man  wenigstens  seitdem  die  Nachsuchung  der 
kaiserl.  Confirmation  bei  der  Errichtung  neuer  Erbverbrüderungen  über 
Reichslehen  für  notlnvendig  hielt.  —  Moser,  1.  c,  I.  S.  1017, 

')  Der  Erbvertrag  vertrat  sonach  im  deutschen  Rechte  die  Stelle  der 
Adoption.  Vergl.  das  Nähere  hierüber  in  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte. 
Bd.  II.  Abth.  II. 

*)  Moser,  I.  c,  I.  S.  1016.  spricht  nur  von  der  Nothwendigkeit  des 
Consenses  der  Agnaten. 

*)  Siehe  oben  §.  90. 

®)  Den  Beweis  hierfür  liefert  der  Inhalt  der  unten,  Note  8,  angeführten 
neuen  Verfassungsurkunden,  da  man  hierin  keiuesweges  beabsichtigte,  dem 
letzten  Kronbesitzer  aus  dem  Mannsstamme  ein  neues  Recht  beizulegen, 
sondern  nur  ein  in  den  betreffenden  Häusern  als  herkömmlich  erachteter 
Grundsatz  hierin  bestätiget  werden  sollte. 


173 

lieh').  Diese  Grundsätze  sind  auch  in  mehreren  neueren  Ver- 
fassungs -Urkunden  ausdrücklich  anerkannt^).  Auch  sind  die 
zur  Zeit  des  Reichsverbandes  durch  Erbverbrüderungen  be- 
gründeten Rechte  durch  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
nicht  aufgehoben  worden,  selbst  nicht  unter  den  nachmaligen 
Rheinbundsfürsten  8).  Eine  positive  gemeinrechtliche  Beschrän- 
kung der  souverainen  Häuser  in  der  Art,  dass  ein  Erbvertrag 
oder  eine  Erbverbrüderung  über  eine  Staatssuccession  etwa 
nur  mit  anderen  souverainen  deutschen  oder  auswärtigen  Häu- 
sern eingegangen  werden  dürfte,  ist  nicht  vorhanden:  es  ist 
daher  auch  die  rechtliche  Statthaftigkeit  einer  solchen  Verabre- 
dung mit  einem  früher  reichsständischen,  jetzt  standesherrlichen 
Hause  im  allgemeinen  nicht  zu  bezweifeln. 

§•  97. 

Von  der  Succession  aus  Sammt-  und  Eventualbelehnungen 
und  Lehnsanwartschaften. 

Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  konnte  sowohl  durch  Sammt- 
als Eventualbelehnungen  ein  Successionsrecht  begründet  wer- 
den, wo  nämlich  das  Land  Reichslehn  oder  Lehn  von  einem 
anderen  Landesherrn  war.  Die  Sammtbelehnuns:  hat  ffesfen- 
vvärtig  ihre  praktische  Bedeutung  hinsichtlich  der  jetzt  sou- 
verainen Familien  um  so  mehr  verloren,  als  schon  zur  Zeit  des 


')  Uebereinstimmt:  Moser,  I.c.,I.S.  1022.  —  A.M.ist  H.A.Zachariae, 
1.  c,  der  hier  mit  Unrecht  den  Gesichtspunkt  der  Veräusserung  von  Land 
und  Leuten  auf  Successionsverhältnisse  (Folge)  überträgt. 

s)  VergL  z.  B.  die  V.-ü.  von  Bayern,  Tit.  n.  §.  4.  5;  Sachsen,  §.  7; 
Kurhessen,  §.  4;  Grossh.  Hessen,  §.  5.  —  In  den  Verfassungs-l'rkunden 
und  Hausgesetzen  der  übrigen  deutschen  Staaten  ist  ein  solcher  Vorzug  der 
Erbverbrüderten  (welche  nicht  an  sich  ein  agnatischer  Zweig  des  sou- 
verainen Hauses  sind)  wenigstens  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen. 

*)  R  h  e  i  n  b  u  n  d  s  a  k  t  e  V.  12.  JuL  1 806.  Art.  34.  —  Hinsichtlich  der  aus 
Erbverträgen  abzuleitenden  Rechte  kann  es  keinem  Bedenken  unterliegen, 
dass  dieselben  (als  ein  Recht  der  Folge  in  dem  oben  §.  88.  angegebenen 
Sinne  enthaltend)  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  „droits  de  succession" 
fallen,  welche  in  der  Rheinbundsakte  ausdrücklich  den  Mitgliedern  der  Con- 
föderation  gegenseitig  vorbehalten  worden  sind. 
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Reiches  die  von  dem  ersten  Erwerber  abstammenden  Personen 
gemeinrechtlich  diese  Belehnung  nicht  nothwendig  hatten,  um 
ihr  Successionsrecht  zu  erhalten  ^),  andere  ehemalige  Sammt- 
belehnte  aber  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Hinsichtlich  der  Even- 
tualbelehnungen,  welche  von  dem  Kaiser^)  oder  einem  anderen 
Landesherrn  ertheilt  worden  sind,  muss  nunmehr  aber  das  Be- 
denken entstehen,  ob  eine  Eventualbelehnung  nach  dem  Unter- 
gange der  Lehnherrlichkeit  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  noch  Wirkung  haben  und  Successionsansprüche  be- 
gründen könne  ^).  Dies  muss  im  allgemeinen  verneint  werden, 
weil  jede  Eventualbelehnung,  wenn  sie  gleich  für  den  Even- 
tualbelehnten  (nach  der  gewöhnlichen  Ausdrucksweise)  ein 
dingliches  Recht  am  Lehngute,  d.h.  ein  Wartrecht  und  erb- 
liche Gewer  (Saisine)  im  Verhältnisse  zum  Lehnsherrn  begrün- 
det, doch  nur  auf  den  Fall  ertheilt  ist,  und  ihrem  Begriffe  nach 
(stillschweigend)  die  Voraussetzung  (Bedingung)  in  sich 
schliesst,  dass  das  Lehn  dem  Lehnsherrn  eröffnet  werde*). 
Ein  solcher  Eröffnungsfall  ist  aber  nunmehr  undenkbar,  und 
vielmehr  liegt  im  Begriffe  der  gegenwärtigen  Souverainität  und 
Allodialität  der  Bundesstaaten,  dass  das  regierende  Haus  durch 
keine  Rücksichten  auf  etwaige  Eventualbelehnte  beschränkt  zu 
erachten  ist,  wenn  die  Successionsfähigkeit  seines  Weibs- 
stammes oder  für  den  Fall  seines  Erlöschens  die  Selbstverfügung 


>)  Leist,  deut.  Staatsr.,  §.  37. 

2)  Die  Gültigkeit  der  kaiserlichen  Eventualbelehnung  und  Anwart- 
schaften war  überdies  durch  die  Zustimmung  des  betreffenden  reichsständi- 
schen Collegiums  bedingt.  W.  C.  (seit  1711)  Art.  XL  §.10.  (Sieh.  §.  95. 
Not.  2). 

')  Viele  bejahen  diese  Frage,  während  Andere  sie  eben  so  uneinge- 
schränkt verneinen.  Vergl.  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staatsr.  I.  S.  92  flg. 

*)  Das  allein,  dass  ein  Recht  an  einer  Sache  als  ein  dingliches  con- 
stituirt  worden  ist,  kann  nicht  mehr  als  ein  Grund  für  die  SlatthafUg- 
keit  seiner  Geltendmachung  geachtet  Averden,  wenn  das  Recht  des  Eigen- 
thumers,  welcher  es  einräumte,  und  als  Bruchstück  und  Dependenz  von 
dessen  Eigenthum  es  erscheint,  nicht  mehr  bestehet.  So  z.  B.  kann  auch 
kein  schwächerer  Hypothekgläubiger  fernerhin  Rechte  an  der  verpfändeten 
Sache  geltend  machen,  wenn  ein  besserer  Pfandgläubiger  dieselbe  zur  Ver- 
äusserung  gebracht  und  dadurch  das  bisherige  Eigenthum  des  Verpfänders 
zerstört  hat. 
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über  das  Land  in  Frage  steht.  Für  diese  Ansicht  spricht  auch 
noch  insbesondere,  dass  die  in  der  ersten  Investitur  begriffenen 
Personen  schon  nach  lehnrechtlichen  Grundsätzen  während  des 
Bestehens  des  Lehnverbandes  mit  den  Eventualbelehnten  in 
durchaus  keiner  Beziehung  stehen,  und  auf  die  eventuelle  Be- 
rechtigung derselben  in  keiner  Weise  Rücksicht  zu  nehmen  ha- 
ben ^).  Nur  insoferne  das  jetzt  regierende  Haus  ohne  eine  Dispo- 
sition erloschen  würde,  möchte  in  einer  von  dem  Kaiser  unter 
reichs-constitutionsmässiger  Zustimmung  des  betreffenden 
reichsständischen  Collegiums  ertheilten  Eventualbelehnung  ein 
den  übrigen  souverainen  deutschen  Staaten  gegenüber  wirk- 
samer Titel  für  einen  Anspruch  auf  die  Staatssuccession  inso- 
ferne gefunden  werden  dürfen,  als  jene  Zustimmung  für  eine 
bereits  im  voraus  gegebene  Einwilligung  derselben  in  die  der- 
einstige Besitzergreifung  des  Landes  durch  den  Eventualbe- 
lehnten bei  dem  Mangel  anderer  Berechtigten  geachtet  werden 
kann.  Nur  bei  den  nachmaligen  Rheinbunds -Staaten  ist  hin- 
sichtlich ihrer  Beziehungen  gegen  einander  von  diesen  Grund- 
sätzen insoferne  eine  Ausnahme  zu  machen,  als  angenommen 
werden  muss,  dass  der  ausdrückliche  Vorbehalt  der  eventuel- 
len Successionsrechte  nach  dem  Aussterben  der  jetzt  regieren- 
den Häuser  von  allen  Arten  dieser  Successionsrechte  ohne 
Unterschied,  wenn  sie  nur  zur  Zeit  der  Auflösung  des  Reichs- 
verbandes rechtsbegründet  waren,  zu  verstehen  ist  ^).  Da  nun- 
mehr auch  keine  Lehnherrlichkeit  eines  ehemaligen,  nunmehr 
in  die  Klasse  der  Standesherrn  übergegangenen  Reichsstandes 


*)  Ein  jetzt  regierendes  Haus  könnte  dalier  nur  dann  für  verpflichtet 
erachtet  werden,  Verfügungen,  welche  den  Successions  -  Ansprüchen  des 
Eventualbelehnten  zuwider  sind,  zu  unterlassen,  wenn  es  sich  durch  beson- 
dere Verträge  dazu  anheischig  gemacht  hat.  (Siehe  Note  6.) — Ausdrücklich 
verzichtete  Oesterreich  im  Pressburger  Frieden  Art.  15.  auf  alle  eventuellen 
Rechte  gegen  Bayern  und  Würtemberg. 

*)  „Les  droits  eventuels  de  succession,"  welche  sich  die  Rheinbunds- 
glieder im  Art.  34.  der  Rheinbundsacte  ausdrücklich  vorbehalten,  bilden 
nämlich  daselbst  den  Gegensatz  der  „droits  actuels,"  worunter  solche 
Rechte  zu  verstehen  sind,  welche  damals  von  einem  Rheinbundsfürsten  in 
dem  Gebiete  eines  andern  wirklich  ausgeübt,  oder  doch  als  wirklich 
(damals)  auszuübende  in  Anspruch  genommen  wurden. 
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gegen  einen  Souverain^),  so  wie  auch  keine  Lehnherrlichkeit 
eines  anderen  deutschen  Souverains,  wenigstens  nicht  über  ein 
ganzes  deutsches  Territorium^),  mehr  anerkannt  wird,  so  er- 
gibt sich  als  Folgerung,  dass  auch  im  Falle  des  Aussterbens 
der  jetzt  regierenden  Familie  keine  Staatssuccession  des  (ehe- 
maligen) Lehnherrn  (keine  Folge  des  H§rrn)  mehr  statt- 
finden kann.  Aus  blossen  Anwartschaften  (sog.  einfachen  Lehns- 
Expectanzen)  können  aber  nunmehr  nach  Auflösung  des  Reiches 
um  so  weniger  noch  Successionsansprüche  abgeleitet  werden, 
als  man  denselben  schon  zur  Zeit  der  Reichsverbindung  nur  die 
Wirkung  persönhcher  Ansprüche  gegen  den  Ertheiler  beilegen 
durfte  ^) . 

§.98. 

Von  dem  Gerichtsstande  der  Mitglieder  souverainer 
Familien. 

Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  hatten  die  sämmtlichen  Mit- 
glieder reichsständischer  Familien,  eben  so  wie  überhaupt  die 
Reichsunmittelbaren,  ihren  Gerichtsstand  in  Civil-  und  Criminal- 
Sachen  vor  den  höchsten  Reichsgerichten  ^),  jedoch  in  der  Art, 


»)  Vergl.  die  K.  Bayer.  Edikte  v.  3.  Febr.  1809  und  5.  Dec.  1811; 
Bayer.  Lehu-Edikt  v.  7.  Juli  1807.  §.  1.  flg.  —  Bad.  IV.  Constit.  Edikte 
V.  22.  Juli  1807.  IV.  §.  23;  V.  Const.  Edikt  (Lehn- Edikt  v.  12.  Aug.  1807. 
§.3. 

^)  Für  die  Rheinbundsstaaten  folgt  dies  schon  aus  dem  im  Art.  34.  der 
Rheinbundsakte  ausgesprochenen  gegenseitigen  Verzichte  auf  die  droits 
actuels.  —  Einige  Bedenken  erhob  hiergegen  Kl  üb  er,  Abhandl.  f.  Ge- 
schichtskunde etc.  Frankf.  1831,  S.  18.  flg.,  da  der  in  der  Rheinbundsakte 
Art.  34.  enthaltene  Verzicht  eigentlich  nur  von  politischen  Rechten  zu 
verstehen  sei,  wozu  aber  die  Lehnherrlichkeit  an  sich  nicht  gehöre.  Jedoch 
trug  dieselbe  unverkennbar  in  soweit  den  Charakter  eines  politischen  Rech- 
tes, so  weit  sie  als  Rechtstitel  für  die  Ausübung  einer  Landesregierung  er- 
schien. 

')  VergL  oben  §.  73.  Note  8.  —  Aus  dem  Erforderniss  der  Zustimmung 
des  betreffenden  reichsstäudischen  Collegiums  für  die  Gültigkeit  einer 
kaiserlichen  einfachen  Anwartschaft  (W.  —  C.  seit  1711.  §.  10)  folgt  an  sich 
nicht  mehr,  als  dass  die  letztere  ausserdem  nicht  einmal  ein  persönliches 
Recht  des  Anwärters  begründen  konnte. 

1)  In  Crirainalsachen  war  nach  einer  constanten  Praxis  (nicht  nach  den 
Gesetzen)  die  ausschliessliche  Competenz  des  Reichshofrathes  begrün- 
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dass  in  ersteren  regelmässig  zuvor  die  ihnen  reichsgesetzlich 
zugebilligten  Aus  träge  als  eine  erste  Instanz  angegangen 
werden  mussten^).  Landesherrn  konnten  überdies  auch  bei 
den  höchsten  Reichsgerichten  von  ihren  Unterthanen  und  Land- 
ständen nicht  nur  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten,  sondern 
auch  wegen  der  Ausübung  ihrer  politischen  Gewalt  belangt 
werden^):  eine  Entsetzung  oder  Suspension  von  der  Landes- 
reo-ierung  oder  eine  Beschränkung  in  der  Ausübung  derselben, 
wie  z.  B.  durch  Beiordnung  eines  Mitregenten  wegen  groben 
Missbrauches  der  Regierungsgewalt  oder  wegen  eingetretener 
Unfähigkeitsgründe,  erforderte  aber  überdies  noch  die  Zustim- 
mung des  Reichstages^).  Bei  der  Auflösung  des  deutschen 
Reiches,  so  wie  bei  der  Stiftung  des  rheinischen  und  deutschen 
Buiidcs  wurden  über  den  Gerichtsstand  der  regierenden  Fürsten 
und  det  Mitglieder  der  souverainen  Familien  keine  allgemeinen 
Normen  aufgestellt,  sondern  die  Regulirung  dieses  Verhältnisses 
der  partikulären  Landes-  und  Hausgesetzgebung  überlassen. 
Von  einem  Gerichtsstande  der  regierenden  Souveraine  selbst 
wegen  Verbrechen  kann  nach  dem  Begriffe  der  Souverainität 
keine  Rede  sein  ^)  :  ebensowenig  ist  noch  eine  richterliche 


det,  in  den  übrigen  Sachen  hatte  das  Reichskamniergericht  concurrirende 
Jurisdiction.  Leist,  deut.  Staatsr.  §.  145.  123.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  350. 

2)  Inst.  Pac.  O.snabr.  1648.  Art.  V.  §.  56.—  Concept  der  Kammer- 
gerichtsordniing,  Thl.  II.  Seite  3.  —  Jüngster  Reiclisabscheid  1654.  §.  168. — 
Vergl.  Leist,  §.  195.  flg.  —  G  önn  er,  §.  317.  — 

')  Gönner,  §.323.  —  Privatsachen,  welche  die  lan  desfürst- 
liche Kammer  betreffen,  waren  aber  durch  die  Wahlkapitulalion  Leo- 
pold's  1790,  Art.  XIX,  §.  6  zur  Entscheidung  an  die  Landesgerichte  verwie- 
sen worden.  Doch  wurde  die  Verbindlichkeit  dieser  ßeslimmimg  von  Vielen 
bezweifelt,  indem  man  darin  eine  Ueberschreitung  des  kurfürstlichen  Jus 
adcapitulandi  erblicken  wollte.  Doch  waren  auch  hier  noch,  soweit  nicht  die 
spezielle  Landesverfassung  das  Gegentheil  bestimmte,  die  höchsten  Reichs- 
gerichte noch  als  ßernfungs -Instanz  zuständig.  Leist,  §.  128. 

*)  Wahlcap.,  Art.  I.  3.  4.  — Gönner,  §.  310.—  Vergl.  H.  A.  Z  a  ch  aria  e, 
Staatsr.  I.  S.  205.  —  In  dieser  Hinsicht  war  also  der  Reichstag  selbst  an 
die  Stelle  des  früher  von  dem  Kaiser  in  einzelnen  Fällen  anzuordnenden 
Fürstengerichtes  (Judicium  Parium)  getreten.  —  Von  der  Erklärung  eines 
Reichsslandes  in  die  Reichs  -Acht  sieh  noch  besonders  Gönner,  §.351. — 
Leist,  §.  145. 

*)  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  waren  auch  sämmtliche  Landesherrn 
Z^pfl,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  J2 
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Instanz  vorhanden,  bei  welcher  wegen  Missbrauches  der  Staats- 
gewalt gegen  den  Souverain  selbst  geklagt  werden  könnte''). 
So  weit  von  der  Person  des  Souverains  die  Person  des  Privat- 
mannes-getrennt  werden  kann  (wie  z,  B.  in  Bezug  auf  Ver- 
mögens- und  Güterbesitz,  Privatvertragsgescbäfte  u.  dergl.), 
sind  nunmehr  die  sonst  im  Lande  für  die  erste  Klasse  der  Staats- 
angehörigen bestehenden  privilegirtcn  Gerichtsstände  für  zu- 
ständig zu  achten,  insoferne  keine  besondere  neuere  Bestim- 
mung deshalb  getroffen  worden  ist.  Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich 
der  übrigen  Mitglieder  der  regierenden  Familien  in  Bezug  auf 
gemeine  bürgerliche  Klagsachen:  jedoch  ist  kein  Grund  vor- 
handen, die  Statthaftigkeit  (und  resp.  Noth wendigkeit)  einer 
austrägalgerichtlichen  Entscheidung  zu  bezweifeln,  wenn  sich 
ein  Souverain,  oder  ein  Mitglied  eines  souverainen  Hauses 
unter  solchen  Verhältnissen  auf  das  althergebrachte  Recht  der 
Austräge  berufen  würde,  wo  eine  solche  Berufung  nach  der 
älteren  Reichsverfassung  statthaft  gewesen  wäre,  da  diese  In- 
stitution an  sich  mit  der  Auflösung  des  Reichsverbandes  in  kei- 
ner Beziehung  stehet,  und  nicht  minder  im  Herkommen  als  in 
der  Reichsgesetzgebnng  selbst  wurzelt^).  Doch  ist  zur  Zeit 
nur  für  die  Streitigkeiten  unter  Souverainen  selbst  die  Austrä- 
gal- Instanz  durch  die  neuere  Bundesverfassung  positiv  fest- 
gesetzt und  neu  organisirt  worden^).  Auch  sind  die  nicht  re- 
gierenden Mitglieder  der  souverainen  Häuser  bei  Ermange- 
lung spezieller  hausgesetzlicher  Bestimmungen  für  befugt  zu 
halten,  in  Criminalsachen  die  Entscheidung  durch  ein  aus 
Standesgleichen  zusammenzusetzendes  Gericht  (Judicium  Pa- 
rinm)  in  Anspruch  zu  nehmen,  da  eine  gleiche  Befugniss 
auch  den  Standesherrn  in  Rücksicht  auf  die  ihnen  mit  den  sou- 
verainen Familien  beiseleffte  Ebenburt  bundesgesetzlich  be- 


der  StrafgewalC  des  Kaisers  uuterworfen,  und  galt  die  peinliche  Halsge- 
riclitsordnung  Karl's  V.  aiicli  für  sie  als  Gesetz.  Nur  der  Kaiser  selbst  war 
keinem  Gerichte  in  Strafsachen  unterworfen.  Vergl.  unten  §.  101.  Note  1. 

^)  In  wieferne  die  deutsche  Bundesverfas.sung  wegen  Justizverweige- 
rungen eine  Abhülfe  gewährt,  s.  unten,  Bundesrecht  (Anhang  I.)  §.  46. 

')  Vergl.  oben  §.  25.  Nr.  2. 

8)  Vergl.  unten,  Buu desrecht  (Anhang  1.)  §.  47. 
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willigt  worden  ist ") .  Im  allgemeinen  darf  auch  als  Grundsatz 
angenommen  werden,  dass  der  Souverain  befugt  ist,  für  die 
Entscheidung  von  Streitigkeiten,  welche  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse der  Mitglieder  der  regierenden  Familie  betreffen,  so 
lange  keine  besondere  hausgesetzliche  Norm  hierüber  zu  Stande 
gebracht  worden  ist,  eine  entscheidende  Instanz  nach  Bedürf- 
niss  im  einzelnen  Falle  anzuordnen,  daher  auch  in  Ehesachen 
derselben  ein  Consistorium  speziell  mit  der  Entscheidung  zu 
beauftragen  oder  zu  diesem  Zwecke  besonders  zusammenzu- 
setzen'''). Mitunter  ist  hausgesetzlich  dem  Souverain  selbst 
die  Befugriiss  der  Entscheidung  in  Streitigkeiten  der  Mitglieder 
seines  Hauses  beigelegt  "), und  auch  mitunter  für  dieBerathung 
und  Beschlussfassung  in  persönlichen  Angelegenheiten  der- 
selben das  (seiner  Idee  nach  altgermanische)  Institut  des  Fa- 
milienrathes  wieder  hergestellt  und  zweckgemäss  organisirt 
worden  ''^). 


l>ritter  Atost^Iiiaitt. 

Von  den  Wirkungen  der  Soiiverainität,  oder  den 
Hoheitsrechten. 

§.99. 
Von  den  Rechten  des  Souverains  im  allgemeinen.  Oberste 
Eintheiluno".  Wesentliche  und  ausserwesentliche  Ho- 
heitsrechte (Regalien)  *). 

Obgleich  die  Staatsgewalt  als  das  Herrscherrecht  des  Sou- 
verains ihrem  Begriffe  nach  untheilbar  ist  —  (§.  57),  so  äussert 


9)  Rheinbunds  -  Akte,  Art.  28.  —  Deut.  Bundes- Akte,  Art.  14. 

'")  Es  folgt  dies  aus  der  Uneiitbehiiichkeit  eiuer  i-ichtenden  Instanz  von 
selbst.  —  Veigl.  Ilausgesetz  v.  Würteniberg,  Art.  65;  K.  Sachsen,  §.  77. 

'■■)  Bay  er.  Hausges.  v.  1819.  Tit.  X.  8.  2. 

'2)  Vergl.   die  Hausgesetze  von   Bayern  (1819).  Tit.  X.  §.  4   flg.  — 
Würteniberg  §.  66.  67. 

*)  Vergl.  über    diese  Lehre    überhaupt  meinen   Aufsatz    „Hoheits- 
rechte" in  Weiske's  Kechtslexikon. 

^    12* 
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sie  sich  doch  theils  in  verschiedener  Weise,  theils  in  verschie- 
denen Beziehungen  thälig.  In  diesem  Sinne  kann  man  daher 
auch  von  einzelnen  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Befug- 
nissen sprechen,  welche  (im  weiteren  Sinne)  Hoheits- 
rechte,  Gewalten,  Jura  majestatica  oder  Regalia  genannt 
werden.  Das  philosophische  Recht  kennt  auch  keine  anderen 
Hoheitsrechte,  als  nur  absolut-wesentliche  (sog.  Regulin 
essentialia ,  immune ntia ,  sive  majora),  d.  h.  nur  solche  Befug- 
nisse des  Souverains,  weiche  ihm  schon  vermöge  des  Begrif- 
fes als  Staatsherrscher  in  Bezug  auf  den  Staat  zukommen,  und 
daher  auch  schon  im  Begriffe  der  Staatsgewalt  selbst  lie- 
gen und  durch  logische  Entwickelung  desselben  erkannt  werden. 
Das  positive  Recht  pflegt  aber  meistens  der  Staatsgewalt  auch 
noch  einige  besondere  Rechte  aus  besonderen  positiven  (histo- 
rischen) Titeln  beizulegen.  Diese  sind  entweder  solche  Rechte, 
welche  das  Vorhandensein  eigenthümlicher  Verhältnisse  oder 
Zustände  im  Staate  voraussetzen,  sodann  aber  ebenfalls  dem 
Staatsherrscher  zufolge  des  Begriffes  der  Staatsgewalt  unmit- 
telbar beigelegt  werden  müssen,  und  die  man  deshalb  als  re- 
lativ-wesentliche Hoheitsrechte  bezeichnet^):  oder  es  sind 
solche  Rechte,  welche  an  sich  betrachtet  für  Privatrechte  zu 
achten  wären,  aber  in  einem  Staate  aus  Rücksicht  auf  den  ma- 
teriellen Nutzen,  welchen  sie  gewähren,  der  Staatsgewalt  aus- 
schliesslich beigelegt  worden  sind.  Diese  Rechte  werden  sodann 
zufällige  Hoheitsrechte  (^Regalia  non  essentialia,  accidentaliu, 
minor a,  ntilia,  auch  Regalien  schlechthin,  oder  im  engeren 
Sinne)  genannt. 

§.  100. 
Von  der  Eiiitheilung  der  wesentlichen  Hoheitsreehte. 

lieber  die  Eintheilung  der  wesentlichen  Hoheitsrechte 
(§.  99)  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten. 
Die  äheste  Eintheilung  ist  die  in  gesetzgebende,  richter- 
liche und  vollziehende  Gewalt,  die  sog.  Trias  politica  des 


')  Vergi   §.  103  B. 
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Aristoteles,  welche  auch  noch  Montesquieu  und  Filan- 
gieri  beibehalten  haben.  Die  Unzulänglichkeit  dieser  Eintheilung 
war  Ursache,  dass  man  immer  mehr  Gewalten  und  Hoheitsrechte 
erschuf,  ohne  über  das  Prinzip  der  Unterscheidung  derselben 
im  Reinen  zu  sein.  Die  französischen  Schriftsteller  seit  der 
Restauration,  wie  z.  B.  Benjamin  Constant,  fügen  der  ge- 
setzgebenden und  richterlichen  und  v^ollziehenden  Gewalt  mei- 
stens noch  eine  vierte  Gewalt,  ein  sog.  pouvuir  royal  bei, 
welche  sie  nicht  nur  von  der  vollziehenden  Gewalt  (pouvoir 
administrafif,  inhiisteriel)  unterscheiden,  sondern  überdies  als 
über  den  sämmtlichen  drei  erstgenannten  Gewalten  stehend  und 
diese  beherrschend  (daher  auch  sog.  potivoir  moderateur)  dar- 
stellen^). In  neuerer  Zeit  wird  gewöhnlich  als  eine  fünfte 
Gewalt  noch  ein  potivoir  representatif  hinzugesetzt,  worunter 
man  das  Recht  der  Krone  begreift,  den  Staat  gegen  Aussen  zu 
vertreten.  In  Deutschland  schloss  man  sich  theils  mehr  oder 
minder  dem  Systeme  der  französischen  Publizisten  an,  theils 
betrat  man,  wie  Schlozer,  Pöliz  u.  A.,  einen  umgekehrten 
Weg,  und  machte  den  Versuch,  die  Zahl  der  zu  unterscheidenden 
Hoheitsrechte  einzuschränken,  und  unterschied  nur  eine  ge- 
setzgebende und  vollziehende  Gewalt,  ohne  jedoch 
darum  in  dem  Prinzipe  klarer  zu  werden,  oder  diesen  Versuch 
consequent  durchzuführen,  indem  man  sodann  meist  zu  Sub- 
divisionen  der  vollziehenden  Gewalt  schritt,  und  letztere  auf 
verschiedene  Weise  in  richterliche  und  vollziehende  Gewalt  im 
engeren  Sinne,  in  strafende,  oberaufsehende,  repräsentative 
Gewalt,  Cammeralgewalt  u.  s.  w.  zerlegte.  Noch  Andere  haben 
sich,  wie  Krug,  darauf  beschränkt,  der  Trias  politica  des  Ari- 
stoteles noch  eine  vierte  Gewalt,  die  oberaufsehende,  bei- 
zufügen. Dagegen  trat  schon  früh  wenigstens  bei  den  vor- 
zugsweise der  praktischen  Richtung  huldigenden  deutschen 
Publizisten,  wie  namentlich  bei  Moser,  Pütt  er,  Lei  st  und 
G  o  e  n  n  e  r,  die  Rücksicht  auf  die  m  öglichen  0  b j  e  k  t  e  der  Hoheits- 
rechte als  vorherrschend   hervor,  ohne  dass  jedoch  das  Ver- 


')  Das  was  an  dem  sog.  pouvoir  royal  als  practisch  erkannt  werden 
muss,  wird  in  der  Lehre  von  der  Trennung  der  Regierung  und  Verwaltung 
und  von  der  fürstlichen  Prärogative  dargestellt  werden. 
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hältniss  dieses  Gesichtspunktes  zur  Aristotelischen  Lehre  mit 
der  gehörigen  Scliärle  hervorgehohen  und  entwickelt  worden 
wäre.  Nach  der  dreifachen  Rücksicht  auf  das  Subjekt,  die 
Objekte  und  die  Thätigkeits-Formen  der  Staatsgewalt  sind 
jedoch  drei  Klassen  der  wesentlichen  Hoheitsrechte  zu  unter- 
scheiden, welche  am  geeignetsten  I)  als  Majestätsrechte 
(^Jura  majcsfatica),  JI)  als  materielle  Höh eits rechte,  oder 
Hoheitsrechte  im  engeren  Sinne  (Jura  subfimia),  und  HI)  als 
formelle  Hoheits  rechte,  oder  als  politische  Gewalten 
(Potestates  politicaej  bezeichnet  werden, 

§.  101. 

I.  Von  den  Majestätsrecliten. 

Die  Majestätsrechte,  als  erste  Klasse  der  Befugnisse 
aufgefasst,  welche  in  der  Souverainität  liegen,  sind  diejenigen 
Rechte,  welche  als  persönliche  Prädikate  des  herrschenden 
Subjektes  unmittelbar  wegen  seiner  Innehabung  der  Staatsge- 
walt erscheinen.  Sie  sind  für  den  Begriff  des  Souverains  eben 
dasselbe,  was  die  sog.  Urrechte  für  den  Begriff  der  Person  sind, 
d.  h.  logische  Folgerungen,  so  wie  die  Souverainität  selbst  als 
einem  gewissen  Subjekte  beigelegt  und  zukommend  gedacht 
wird.  Entsprechend  dem  rechtlichen  Charakter  der  Staatsgewalt 
(§.  57)  ergeben  sich  als  Majestätsrechte  des  Souverains  die 
UnVerantwortlichkeit,  die  Unverletzlichkeit  oder  sog. 
Heiligkeit  und  die  höchste  äussere  Würde  oder  Majestät 
im  eigentlichen  (engeren  Sinne)  ^) .  Als  mit  dem  Begriffe  der 


1)  Die  Unverantwortliclikeit  des  Souverains  vor  jeder  mensch- 
lichen Autorität  ergibt  sich  daraus,  dass  er  selbst  iin  Staate  die  höchste 
Autorität  ist.  In  diesem  Sinne  kann  man  den  Grundsatz  der  L.  31.  Dig.  de 
Legg.  „Princeps  legibus  solutus  est"  als  fortwährend  praktisch  betrachten, 
obgleich  nicht  verkannt  werden  darf,  dass  er  eigentlich  nur  für  spezielle 
Verhältnisse  im  römischen  Staate  Geltung  behaupten  konnte.  Im  Mittelalter 
konnte  der  deutsche  Kaiser  vor  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein  von  den  Fürsten 
belangt  werden.  Sachsensp.  Ldr.  III.  54;  Schwabensp.  (Lassberg) 
c.  124;  Aurea  Bulla,  c.  Y.  §.  3 —  doch  wurde  diese  Bestimmung  gegen  das 
Ende  des  deutschen  Reichs  allgemein  für  unpraktisch  gehalten,  obschon  sie 


183 

Souverainifät  zugleich  gegeben,  werden  diese  persönlichen 
Attribute  jedem  Staatsherrscher  beigelegt,  welches  auch  im- 
mer die  Beherrschungsform  des  Staates  sei.  Sie  kommen 
daher  in  einer  Demokratie  nicht  minder  dem  souverainen 
Volke  zu,  als  dem  Herrscherin  einer  Monarchie 2).  Die  Eigen- 
thümlichkeit  der  vorgenannten  Majestätsrechte,  welche  man 
füglich  auch  als  die  persönlichen  Prärogativen  desSouverains 
bezeichnen  könnte^),  bestehet  darin,  dass  sie  nicht,  wie  die 
übrigen  Hoheitsrechte,  in  den  Formen  der  Gesetzgebung  und 
Vollziehung  ausgeübt  werden,  sondern  nur  als  höchst  persön- 
hche  Qualifikationen  des  herrschenden  Subjektes  in  demselben 
(wie  die  Urrechte  im  Individuum)  verletzt,  d.  h.  strafbare 
Angriffe  auf  dieselben  unternommen  werden  können^). 

§.  102. 

II.  Von  den  materiellen  Holieitsrechten. 

a)  Deren  Eiutbeiliing.  Innere  und  äussere  Hoheitsreclite. 

Nimmt  man  bei  der  Eintheilung  der  Rechte  der  Staatsgewalt 
auf  die  Gegenstände  (Objekte,  Materien)  Rücksicht,  in  Be- 
zug auf  Avelche  sie  thätig  wird,  so  kann  und  muss  man  so 
viele  Hoheitsrechte  unterscheiden,  als  es  Gegenstände,  d.  h. 


durch  kein  neueres  Reichsgeselz  aufgehoben  war.  Leist,  §.  124;  Gönner, 
§.  310.  —  Die  deutschen  Landesherru  konnten  aber  zur  Zeit  des  Reiches 
stets  wegen  Missbrauchs  der  Staatsgewalt  belangt  werden.  (Siehe  oben  §.  98, 
Note  3.  u.  5.)  — Die  neueren  Verfassuugsurkunden  sprechen  regelmässig  die 
Heiligkeit  und  Uuverletzlichkeit  des  Staatsherrschers  ausdrücklich  aus; 
z.B.  Bayern,  Tit.  II.  §,  1 ;  K.  S  achsen,  §.  4;  Würtemberg,  §.  4  u.  s.w. 

2)  Bei  der  Demokratie  ist  es  schon  physisch  unmöglich,  den  Souverain 
(das  souveraine  Volk)  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Auch  ist  die  Idee  der 
Majestät  historisch  von  der  römischen  Republik  an  die  Monarchie  überge- 
gangen. (Vergl.  die  Lex  Cornelia  und  Julia  Majestatis.") 

')  Diese  Bezeichnung  wird  hier  nur  darum  vermieden,  weil  man  in  der 
modernen  constitutionellen  Monarchie  die  mit  dieser  Regierungsform  speziell 
zusammenhängenden  Rechte  des  Souverains  so  zu  nennen  sich  gcAvöhnt  hat. 

*)  Daher  hat  auch  der  Souverain  nicht  sowohl  die  Majestät,  die  In  Ver- 
antwortlichkeit und  Unverletzlichkeit,  wie  er  z.  B.  die  Gerichtsbarkeit  n. 
dergl.  hat,  sondern  er  ist  undheisstdie  Majestät,  er  ist  unverletzlich 
und  unverantwortlich. 
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Verhältnisse  im  Staate  und  im  Volksleben  gibt,  welche  eine  po- 
litische Bedeutung  haben  können,  und  hiermit  ist  der  Begriff 
von  materiellen  Ho h ei ts rechten  von  selbst  gegeben. 
Jene  Verhältnisse  können  aber  auf  zwei  grosse  Klassen  ge- 
bracht werden,  nämlich:  1)  Verhältnisse  des  inneren  Staats- 
lebens, und  2)  Verhältiusse  des  äusseren  Staalslebens,  oder 
Verhältnisse  zwischen  dem  Staatsherrscher  und  den  Un- 
tert hauen,  und  zwischen  der  Staats regierung  und  aus- 
wärtigen Staaten.  Demnach  theilen  sich  die  materiellen 
Hoheitsrechte  uaturgemäss  in  innere  und  in  äussere  Hoheits- 
rechte. 

§.  103. 
b)  Uebersicht  der  inneren  Holieitsrechte. 

Die  inneren  Hoheitsrechte  (Jura  sublimia  interna)  sind  ent- 
weder absolut  oder  relativ  wesentlich,  je  nachdem  die  poli- 
tischen Verhältnisse,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  in  keinem 
Staate  fehlen  können,  oder  nur  zufällig  (historisch)  in  gewissen 
Staaten  vorkommen  (§.  99).  Die  absolut  wesentlichen  Hoheits- 
rechte zerfallen  sodann  wieder  in  ursprüngliche  (primäre) 
oder  abgeleitete  (secundäre)  Hoheitsrechte,  je  nachdem  sie 
mit  dem  Begriff  und  dem  Zwecke  des  Staates  unmittelbar 
gegeben  sind,  oder  nur  mittelbar,  d.  h.  durch  Vermittelung  der 
primären  Hoheifsrechte  aus  dem  Staatszwecke  fliessen,  und 
sich  selbst  als  Mittel  für  die  praktische  Ausübung  derselben 
darstellen.  Die  primären  Hoheitsrechte  beziehen  sich  theils 
auf  das  Land  —  (das  Staatsgebiet)  —  als  die  objek- 
tive Basis  des  Staates,  theils  auf  das  Volk,  als  die  zu  regie- 
rende Masse  im  Gegensatze  des  Staatsherrschers.  Hiernach  er- 
geben sich  folgende  Rechte  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  die 
inneren  Verhältnisse: 

A.  Absolut  wesentliche  Hoheitsrechte. 
I.  Primäre  absolut  wesentliche  Hoheitsrechte. 
1)   Die   Gebietshoheit   (Territorialhoheit,   Jus   sublime   in 
territorium,  unpassend  auch  von  Vielen  das  Obereigen- 
thum  des  Staates  genannt),  als  Inbegriff  der  Befugnisse 
der  Staatsgewalt  über  das  Staatsgebiet. 
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2)  DieJiistizhoheit  oder  G e r i c li t s b a r k e i t  (JurisiUclio) 
als  Inbegriff  der  Hoheilsrechte  des  Staates  hinsichtlich  der 
Gründung,  Erhaltung  und  Handhabung  eines  gemeinen 
Rechlszustandes  (jus  commune^  durch  eine  wohlgeord- 
nete Rechtspflege,  mit  der  Unterabtheilung  in  Civil- 
justizhoheit  und  Criminaljustizhoheit,  von  wel- 
cher letzteren  auch  die  sog.  Strafpolizei  als  eine 
Unterart  erscheint,  weini  nämlich  die  Bestrafung  von 
gewissen  geringeren  Vergehen  anderen  Behörden,  als 
den  eigentlichen  Criminaljustizbehorden  zugewiesen  ist. 

3)  Die  Polizeihoheit  (Jus  politiae^,  als  die  Befugniss  der 
Staatsgewalt,  Gutes  schaffend,  befördernd  und  über- 
wachend und  Nachtheiliges  verhütend,  für  allseitige 
Entwickelung  der  nationalen  Kräfte  und  Befriedigung  der 
nationalen  Bedürfnisse  zu  wirken,  mit  der  Unterabthei- 
lung in  die  beiden  Hauptklassen:  1)  Sicherheits-  oder 
Rechts-Polizei  sowohl  in  crimineller  als  civilrecht- 
licher  Beziehung  ^),  und  Culturpolizei  (die  eigentliche 
Entwickelungshoheit),  letztere  mit  vielfachen  Unterarten, 
nach  der  Verschiedenheit  der  hieher  gehörigen  Gegen- 
stände 2), 

4)  Die  Privilegienhoheit,  als  die  Befugniss  der  Staats- 
gewalt, besondere  Rechtszustände  (Jura  shigularia)  für 
gewisse  Personen  und  Sachen  oder  ganze  Klassen  der- 
selben zu  gründen^). 

n.  Secundäre,  absolut  wesentliche  Hoheitsrechte: 
1)  Die  Finanz  höh  eit  oder  Fiskal  hoheit,  als  die  Befug- 
niss des  Staates  zur  Erwerbung,  Erhaltung  und  Verwen- 
dung eines   öffentlichen   Vermögens,   als   Mittel   für  die 


')  Hierher  gehört  auch  als  tnterart  die  ganze  sog.  freiwillige 
Gerichtsbarkeit. 

*}  Hierher  gehören  als  Unterarten  die  mitunter  als  besondere  Hoheits- 
rechte aufgeführten  sog.  Erziehungs  -  und  Unterrichts  -  Hoheit,  Berg-,  Forst-, 
Jagd-,  Wasser-,  Brücken-,  Deich-  und  Strassenbau- Hoheit,  Feuerpolizei- 
Hoheit,  Industrieconcessions  -Hoheit,  das  sog.  Münzregal  u.  s.  w. 

')  Hierhergehören  auch  das  Recht  der  Begnadigung,  der  Standes- 
Erhöhung,  Ordens-,  Titel-  und  Würden-  oder  sonstigen  Decorationen- 
Verleihungen  etc. 
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Zwecke  des  Staates  und  daher  auch  für  die  Ausübung  der 
primären  Hoheilsrechte,  wovon  eine  Unterart  das  sog. 
Nothrecht  (Jus  eminens),  a.uch  sog.  Machtvollkom- 
menheit des  Staates  ist. 
2)  Die  Landesdiensthoheit  mit  den  Unterarten  Militär- 
hoheit, Aemterhoheit    und  Recht   der   gemeinen 
Landfolge.       * 
B.  Als  relativ  wesentliche  Hoheitsrechte  kommen  in  den 
deutschen  Staaten  vor: 

1)  die  Lehenshoheit, 

2)  die  Kirchenhoheit,  und 

2)  in  den  constitutionellen  Monarchien  die  fürstliche 
Prärogative. 

§.  104. 
c)  Uebersicht  der  äusseren  Holieitsrechte. 

Auch  hinsichtlich  der  äusseren  Hoheitsrechte  kann  man 
solche  unterscheiden,  deren  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  dem 
Begriffe  des  Staates  und  der  Staatsgewalt  selbst  fliesset,  und 
solche,  welche  einem  Staate  gegen  andere  Staaten  nur  in  Folge 
spezieller  (historischer)  Titel  zustehen.  Zu  den  ersteren  ge- 
hören : 

1)  das  Gesandtschaftsrecht  (Jus  legationmn); 

2)  das  Recht  der  Bündnisse  und  Staats  vertrage  jeder 
Art  (Jus  foederum^',  und 

3)  das  Rüstungs-  und  Kriegs  recht  (Jus  armoruni  et 
belli)  als  die  Befugniss  zur  Selbstvertheidigung  und 
Selbsthülfe  mit  bewaffneter  Macht,  so  wie 

4)  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche  einem  sou verainen 
Staate  nach  dem  allgemeinen  Völkerrechte  in  den  mög- 
lichen Yerkehrsbeziehungen  zu  den  anderen  Staaten  zu- 
stehen. 

Auf  besonderen  historischen  Titeln  beruhende  Staatsberech- 
tigungen  gegen  auswärtige  Staaten  sind 
1)   die  sog.  Staatsservituten, 
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2)  die  Lehensherrlichkeit  (Suzerainite)  eines   Staates 
über  einen  anderen,  und 

3)  die  Schirmherrlichkeit  oder  das  Protectorat. 

§.  105. 

III.  Von  den  formellen  Holieitsrecliten  oder  den 
politischen  Gewalten.  Gesetzgebende  und  voll- 
ziehende Gewalt  (Repräsentativ-Gewalt). 

Mit  den  materiellen  Hoheitsrechten  sind  jene  Grundverhält- 
nisse des  öffentlichen  Lebens  angegeben,  auf  welche  die  Staats- 
gewalt ihrem  Begriffe  nach  n'^thwendig  einwirken  muss.  Die 
Art  und  Weise  aber,  d.  h.  die  Form,  in  welcher  die  Staatsge- 
walt auf  alle  diese  GrundverhäUnisse  einwirkt,  und  welche 
sich  daher  bei  jedem  materiellen  inneren  Hoheitsrechte  wie- 
derholt, ist  der  Natur  der  Sache  nach  und  wesentlich  nur  eine 
zweifache:  Gesetzgebung  und  Verwaltung  (Legislation 
und  Administration),  daher  auch  mit  allgemeiner  Gültigkeit  nur 
zwei  formelle  Hoheitsrechte  oder  politische  Gewalten,  die  ge- 
setzgebende und  vollziehende  Gewalt  (pouvotr  legislatif 
et  aihninistratif)  unterschieden  werden  können^).  Ueberdies 
kann  der  Natur  der  Sache  nach  diese  zweifache  Thätigkeit 
'der  Staatsgewalt  in  der  Form  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung 
nur  bei  den  inneren  Hoheitsrechten  (§.  103)  stattfinden 2)  : 
bei  den  äusseren  Hoheitsrechten  kann  aber  die  Staatsgewalt 
nur  allein  in  einer  Form,  als  vollziehende  Gewalt  thätig 
sein,  da  kein  Staat  der  gesetzgebenden  Gewalt  eines  ande- 
ren Staates  eine  Einwirkung  auf  sich  gestatten  kann,  ohne  eben 
hierdurch  seine  Souverainität  aufzuofeben.  In  der  neueren  Zeit 


1)  Jedes  materielle  innere  Hoheitsreclit  kann  daher  definiit  werden  als 
das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  in  Bezug  auf  das  Objekt  des- 
selben, z.  B.  die  Justizhoheit  als  das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung 
in  Justizsachen  u.  s.  \v. 

2)  Auch  muss  selbst  hier  nicht  immer  nothwendig  die  doppelte  Thä- 
tigkeit der  Staatsgewalt  stattfinden:  so  z.  B.  wird  die  Justizhoheit  so  weit 
nicht  in  der  Form  der  gesetzgebenden  Gewalt  geübt,  als  das  Herkommen 
für  praktisch  gilt. 
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pllef^t  man  daher  die  sämmtlichen  äusseren  Hoheilsrechte  unter 
der  Bezeiduiung  ,,Kepräsentativ-Ge walt"  zusammen  zu 
fassen^),  welche  sonacli  nur  ein  Theil  (eine  Funktion)  der  voll- 
ziehenden Gewalt  überhaupt  ist, 

§.  106. 
Von  der  sog.  oberaufsehenden  Gewalt  *). 

Man  hat  mitunter  die  Unterscheidung  einer  besonderen  sog. 
ober  aufsehen  den  Gewalt  aus  dem  Grunde  für  nothwendig 
oder  doch  systematisch  gerechtfertigt  erklären  wollen,  weil  die 
Kenntnissnahme  der  Regierung  von  den  Bedürfnissen  und  Er- 
eignissen in  allen  einzelnen  Sphären  des  Staatslebens  die  Be- 
dingung alles  positiven  Wirkens  der  Staatsgewalt  überhaupt 
sei.  Allein  ohne  die  Richtigkeit  dieser  Bemerkung  in  Zweifel 
zu  ziehen,  so  ist  doch  so  viel  einleuchtend,  dass  die  Staatsge- 
walt nicht  anders  beaufsichtigend  wirken  kann,  als  durch  die 
Organe  der  gesetzgebenden,  oder  der  vollziehenden  Gewalt, 
und  die  Erfahrung  lehrt,  dass  es  gerade  die  Organe  der  voll- 
ziehenden Gewalt  sind,  welchen  die  Sorge  dafür  übertragen 
ist,  das  Staatsleben  in  allen  seinen  Verzweigungen  zu  über- 
wachen, und  durch  ihre  Wahrnehmungen  und  Erfahrungen  einer- 
seits die  Organe  der  Legislation  in  den  Stand  zu  setzen,  auf 
eine  für  den  Staat  erspriessliche  Weise  ihre  Thätigkeit  zu  äus- 
sern, anderseits  für  sich  selbst,  d,  h.  für  die  Administration 
die  Veranlassungen  zum  Einschreiten  und  zur  Kraftentwicke- 
lung zu  entnehmen.  Auch  ist  so  viel  offenbar,  dass  ein  Miss- 
b rauch  des  Beaufsichtigungsrechtes  des  Staates  nicht  anders, 
als  durch  die  mit  der  Beaufsichtigung  beauftragten  Organe  der 
Vollziehung  möglich  ist.  Das,  was  man  die  oberaufsehende 
Gewalt  des  Staates  nennen  wollte,  ist  daher  nichts  anderes,  als 
ein  Theil  der  Polizeihoheit  des  Staates,  und  als  solcher 


^)  Bedenken  gegen  diese  Bezeiclinung  äussert  Man  renbrecher,  die 
dentsclien  Fürsten  etc.,  S.  211,  weil  der  Fürst  in  Bezug  auf  fremde  Staaten 
nur  seine  eigene  Souveralnität,  nicht  aber  die  seines  Staates  ausübe. 

*)  Ch.  Aug.  Hermann,  de  jure  supreraae  inspectionis  juris  publici 
germ.  praecepta.  Balis  Saxou.  1843. 
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selbst  Objekt  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung,  indem 
im  Staate  aucli  die  Beauf'sicliligung  nur  in  gesetzlichen  For- 
men und  nach  gesetzlichen  Bestimmungen  geschehen  darf, 
und  nicht  anders,  als  durch  die  Organe  der  Vollziehung  ge- 
schehen kann. 

§.  107. 
Von  der  sogenannten  richterlichen  Gewalt. 

Fast  allgemein  ist  unter  den  Pubhzisten  die  Meinung  von 
der  Nothwendigkeit  der  Aufstellung  einer  richterlichen  Ge- 
walt verbreitet.  Nur  darüber  wird  von  den  Meisten  gestritten, 
ob  dieselbe  als  eine  besondere  Gewalt,  oder  ob  sie  nur  als 
eine  Unterart  der  vollziehenden  Gewalt  anzuerkennen  sei. 
Für  letztere  Ansicht  wird  angeführt,  dass  die  Subsumtion 
eines  geffebenen  Falles  unter  das  Gesetz  selbst  schon  ein  Akt 
der  Gesetzanwendung,  also  der  Vollziehung  sei,  und  sonach 
setzte  man  der  subsumirenden  oder  urtheilenden  Funktion 
der  Staatsgewalt  die  Vollziehung  im  engeren  Sinne  oder  die 
Vollstreckung  des  Urtheiles  entgegen.  Man  scheint  aber 
hierbei  das  ausser  Acht  gelassen  zu  haben,  dass  die  besondere 
Unterscheidung  einer  richterlichen  oder  urtheilenden  Funktion 
der  Staatsgewalt  keine  in  Bezug  auf  alle  Hoheilsrechte  durch- 
greifende Unterscheidung  ist,  sondern  selbst  dem  gemeinen 
Sprachgebrauche  und  dem  Wortverstande  nach  nur  in  Bezug 
auf  Justiz  Sachen  gemacht  werden  kann^),  und  schon  dieser 
Umstand  allein  muss  darauf  aufmerksam  machen,  dass  bei  der 
sog.  richterlichen  Gewalt  eigenthümliche  und  andere  Ver- 
hältnisse, wie  bei  den  übrigen  sog.  politischen  Gewalten  statt- 
finden. Gehet  man  nun  von  der  Grundansicht  aus,  dass  nur 
jene  Thätigkeit  eine  politische  Gewalt  genannt  werden  könne, 
welche  der  Souverain  entweder  unmittelbar  und  in  eigener  Per- 
son, oder  doch  durch  Organe  ausübt,  welche  von  ihm  abhängig 


')  Auch  der  Mauthbeamte,  wenn  er  von  einer  Sache  den  Zoll  fordert, 
der  Polizeibeamte,  wenn  er  einen  Verbrecher  in  handhafter  That  ergreift, 
subsumirt  einen  Fall  unter  das  Gesetz:  aber  noch  Niemanden  ist  es  beige- 
fallen, ein  solches  Subsiuniren  „Richten"  zu  nennen. 
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sind  und  Weisungen  anzunehmen  haben,  so  ergibt  sich,  dass 
man  nur  in  einem  solchen  Staate  von  einer  richterlichen 
Gewalt  als  einem  Rechte  der  Krone  sprechen  kann,  wo,  wie 
z.  B,  in  der  Despotie,  und  wie  auch  die  römischen  Imperatoren 
stets  gethan  haben,  dem  Souverain  unverwehrt  ist,  das  Urlheil 
in  Civil-  und  Criminaljustizsachen  selbst  zu  sprechen,  oder 
den  Gerichten  vorzuschreiben,  wie  sie  erkennen  sollen  2).  Wo 
aber  in  einem  Staate  zufolge  seiner  Verfassung  dem  Souverain 
eine  solche  Befugniss  nicht  zukommt,  sondern  ein  solches  Ein- 
greifen in  die  Rechtsprechung  als  Kabinetsjustiz  bezeichnet 
und  für  unstatthaft  erklärt  ist,  wo  also  das  Richten  und  Urtheilen 
keine  Funktion  der  Krone  oder  der  von  ihren  Weisungen 
abhängigen  Behörden  (der  Vollzugsbehörden)  ist,  und  wo 
also  das  Recht  entweder  von  einer  aus  dem  Volke  selbst  und 
unmittelbar  hervorgehenden  Corporation,  wie  die  Jury,  oder 
doch  von  Behörden  gesprochen  wird,  welche  der  Souverain 
zwar  ernennet,  welchen  er  jedoch  nicht  im  einzelnen  Falle  die 
zu  fällende  Entscheidung  vorschreiben  kann,  da  kann  man  auch 
nicht  von  einer  richterlichen  Gewalt  der  Krone  sprechen^), 
sondern  hier  erscheinet  die  Befugniss,  Recht  zu  sprechen, 
als  etwas  von  der  Krone  Getrenntes,  als  etwas  durch  sie 
selbst  Unantastbares,  und  somit,  da  es  in  dem  Staate  nur 
zwei  berechtigte  Subjekte  geben  kann,  den  Souverain, 
und  das  Volk  (§.  12),  als  ein  wahres  und  eigentliches  Volks- 
recht ^).  Da  also,  wo  die  Kabinetsjustiz  als  unstatthaft  ausge- 

^)  Der  Inhalt  des  Codex  Justinianetis  liefert  den  Beleg  für  diese  Be- 
hauptung. 

*)  Auch  V.  Ro  tteck  in  s.  Vernunftrechte  II.  p.  205.  hat  geläuguet,  dass 
es  eine  richterliche  Gewalt  gebe,  aber  aus  dem  Grunde,  weil  das  Ur- 
theilen nur  eineDenkfuuction  sei.  Diesen  Grund  kann  ich  nicht  anerkennen. — • 
Leber  den  Begriff  sog.  souverain  er  Höfe  (Gerichtshöfe)  vergl.  Mauren - 
bracher,  die  deut.  Fürsten,  S.  208. 

*)  Dass  man  demungeachtet  seit  der  Zeit  des  Aristoteles  die  richter- 
liche Gewalt  als  ein  Recht  des  Souverains  behauptet,  erklärt  sich  eines 
Theiles  aus  der  Verwechselung  von  Recht  sprechen  und  Gerichts- 
barkeit, anderen  Theiles  daraus,  dass  die  Aristotelische  Lehre,  welche 
man  ohne  weiteres  auf  die  Monarchie  übertrug,  zunächst  nur  auf  die  Demo- 
kratie berechnet  war,  in  welcher  ohnehin  die  Hoheitsrechte  und  Volksrechte 
iu  einander  üiessen,  weit  hier  das  Volk  zugleich  der  Souverain  ist. 
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schlössen  ist,istdieBefiignissder  Krone  in  Jusfizsachen  auf  die 
Rechtsgesetzgebung,  die  Anordnung  unabhängig  sprechender 
Gerichte,  und  die  Pubhkation  und  Vollstreckung  des  unabhängig 
gesprochenen  Urtheils  beschränkt.  Hier  hat  also  die  Krone  nur 
Gerichtsbarkeit  oder  Justizhoheit^)  (§.  103), und  es  wird 
wenigstens  in  dem  juristischen  Wesen  und  in  dem  Umfange 
ihrer  Berechtigung  nichts  geändert,  wenn  man  die  Bezeichnung 
als  richterliche  Gewalt  gleichwohl  auf  diese  übertragen 
wollte.  Da  wo  die  Rechtsprechung  von  der  Gerichtsbarkeit  ge- 
schieden und  an  unabhängige  Organe  überwiesen  ist,  gewinnet 
die  Staatsgewalt  den  unschätzbaren  Vortheil,  die  Gesetzlichkeit 
und  Rechtmässigkeit  ihrer  eigenen  Akte,  im  Falle  dieselbe  von 
den  Unterthanen  bestritten  wird,  einem  unpartheiischen  Urtheile 
unterwerfen  zu  können:  und  darum  hat  man  mit  Recht  in  der 
Unabhängigkeit  der  Gerichte  von  Kabinetsbefehlen  den  wahren 
Unterschied  zwischen  der  Despotie  und  Monarchie  und  eine 
der  wichtigsten  politischen  Garantien,  sowohl  für  die 
Sicherheit  des  Thrones,  als  die  Rechte  der  Unterthanen,  erkannt. 
Namentlich  war  bei  den  germanischen  Nationen  schon  in  den 
ältesten  Zeiten  das  Rechtsprechen  lediglich  Sache  des  Volkes 
oder  der  Schöffen,  der  Standesgenossen  (Pures,  /*«f/.s),  und 
überhaupt  ist  niemals  weder  Rabin etsjustiz  noch  Despo- 
tie in  Deutschland  für  zulässig  geachtet  worden^). 


*)  Dies  war  die  germanische  Rechtsansicht  im  ganzen  Mittelalter,  wo 
die  Gerichtsbarkeit  (Jiirisdictio)  unter  dem  Namen  Gerich tsbaun  als  das 
oberste  Recht  des  Kaisers  betrachtet  und  von  ihm  den  Fürsten  geliehen 
wurde.  Im  Mittelalter  bezeichnete  übrigens  Jiirisdictio  auch  im  allgemeinen 
die  jetzt  sog.  vollziehende  Gewalt,  und  daher  auch  oft  soviel,  wie  Lan- 
deshoheit, oder  auch  mitunter  soviel  als  Souverainität,  insbesondere  der 
Ausdruck  „Jiirisdictio  omiiimoda."  —  In  der  Gerichtsbarkeit  in  dem  hier 
beschriebenen  umfange  wurzelt  auch  das  Recht  der  Krone,  von  den  Gerichten 
zu  verlangen,  dass  sie  „im  Namen,"  d.  h.  kraft  ihrer  Anordnung  durch 
den  Souverain,  Recht  sprechen. 

*)  Der  Kaiser  konnte  in  Deutschland  wohl  den  Gerichten  verbieten. 
Recht  zn  sprechen,  d.  h.  begnadigen  —  (Abolition)  —  aber  nie  gebieten, 
wie  sie  sprechen  sollten.  —  Diese  Grundsätze  sind  auch  durch  den  deut- 
schen Hund  anerkannt  (W.  S.  A.  v.  1820,  Art.  29.)  und  namentlich  ist  bereits 
in  einem  Falle  die  Kassation  eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  durch  einen 
ßundesfürsten   für  wirkungslos   erklärt   worden.   Beschluss   der  B.  V.  v. 
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§.  108. 

Von  der  Tlieiluiig  der  Gewalten. 

Um  dem  Missbrauche  der  Staatsgewalt  zu  steuern,  hat  man 
in  der  neueren  Zeit  nach  dem  Vorgänge  von  Locke  und  Montes- 
quieu die  Theilung  der  Gewalten,  d.  h.  die  Ueberweisung 
der  einzelnen  in  der  Souverainität  liegenden  Rechte,  nament- 
lich der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt,  an  verschfe- 
dene  Subjekte  vorgeschlagen ').  Allein  wo  man  noch  immer  die 
Trennung  der  Gewalten  praktisch  durchzuführen  gesucht  hat, 
da  hat  sich  dieselbe  als  unzureichend  bewiesen  2)  und  nur 
Verwirrung  und  einen  Kampf  der  Gewalten  gegen  einander  er- 
zeugt, der  überall  damit  endigte,  dass  das  Subjekt  der  voll- 
ziehenden Gewalt  den  Sieg  über  die  übrigen  Gewalten  davon 
trug  und  dieselben  von  sich  abhängig  machte^)  :  oder  die  sog. 
Theilung  der  Gewalten  war  von  Haus  aus  keine  wahre  Thei- 
lung der  Staatsgewalt,  sondern  nur  eine  Trennung  der  Organe 
derselben,  während  sie  selbst,  wie  z.  B.  in  den  nordamerikani- 
schen Freistaaten,  dem  Wesen  nach  ungetheilt  einem  idealen 
Subjekte,  dem  Volke,  zustehet:  oder  was  man  aus  Missver- 
stand so  nannte,  ist  eine  Belebung  der  Volks  rechte  neben 
den  Hoheitsrechten  durch  eine  gewisse  Art  der  Ausübung  in 


7.  Oct.  1830,  betr.  die  Beschwerde  des  Freiherrn  v.  Si  er  stop  ff  M'ider  den 
Herzog  Karl  von  Braiinschweig,  wegen  Jnstizverweigernng,  mittelst  Kassi- 
rung  eines  zum  Vortheil  des  zuerst  genannten  ergangenen  landesgerichtlichen 
Urtheils. 

')  Uebrigens  hatte  schon  Tacitus  die  Idee  einer  Theilung  der  Ge- 
walten erfasst,  allein  sein  geübter  politischer  Blick  liess  ihn  richtig  er- 
kennen, dass  diese  Theorie  nur  zu  unfruchtbaren  politischen  Versuchen 
führen  könne.  Tac.  Ann.  IV.  c.  33.  „Natu  cunctas  nationes  et  urbes 
populus,  mit  primores,  aut  sinyuli  regunt.  Dilecta  ex  his  et  constituta 
reipublicae  forma  laudari  f'acUius,  quam  evenire,  vel  si  evenit,  haud 
diuturna  esse  potest" 

*)  Dies  kann  um  so  weniger  befremden,  als  die  Theilung  der  Gewalten 
dem  Wesen  der  Souverainität  geradezu  widerspricht  (§.  57).  —  Für  die 
deutschen  Staaten  ist  die  Untheilbax'keit  der  Staatsgewalt  durch  Art.  57  der 
W.  S.  A.  positiv  sanctiouirt. 

*)  Von  jeher  war  der  Er\verb  oder  Besitz  der  executiven  Macht 
die  erste  Stufe  zur  Souverainität.  Ich  will  hier  nur  an  Napoleon  er- 
innern. 
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besonderen  Organen  und  Institutionen,  wie  dies  z.  B.  nament- 
lich in  den  deutschen  constitutionellen  Monarchien  der  Fall  ist  *). 
Ueberhaupt  ist  die  Lehre  von  der  Theilung  der  Gewalten  aus 
dem  dunklen  Gefühle  hervorgegangen,  dass  auch  dem  Volke 
im  Staate  gewisse  Rechte  zukommen  müssen,  während  man 
auf  der  anderen  Seite  den  Yolksrechten  nicht  die  richtige 
Stellung  neben  den  Hoheitsrechten  anzuweisen  verstand^). 


rv.  Albscliiiitt. 

Von  der  Beendigung  der  Souveriiinität. 

§.  109. 

Von  der  Beendigung  und  dem  Verluste  der  Souverainität 
im  Allgemeinen. 

Eine  Beendiffuno;  der  Souverainität  kann  nur  in  Völker- 
rechtlicher  Beziehung  statt  finden,  d.  h.  in  soferne,  als  ein 
Staat  vöUiff  untergeht  und  als  Provinz  einem  anderen  einver- 
leibt  wird.  So  lange  ein  Staat  aber  selbstständig  bestehet,  kann 
man  von  der  Beendigung  der  Souverainität  nur  in  dem  Sinne 
sprechen,  als  damit  der  Uebergang  derselben  von  dem  bis- 
herigen Subjekte  an  ein  anderes  bezeichnet  werden  wilH). 
Daher  sind  die  Beendigujigsarten  der  Souverainität  zugleich 


•*)  Da  hl  mann,  Politik,  §.  96  —  98,  bemerkt  ganz  richtig,  dass  die  voll- 
ziehende Gewalt  ihrem  Wesen  nach  keine  Theilung  erlanbt,  dass  aber  an 
der  gesetzgebenden  eine  Theilnahme  (Mitwirkung)  des  Volkes  möglich 
ist.  Der  Grund,  warum  diese  sogar  noth wendig  ist,  wird  unten  in  der 
Lehre  von  den  Volksrechten  erörtert  werden. 

*)  Dass  man  mitunter  sogar  ein  Volksrecht  als  Hoheitsrecht  behandelte, 
ist  oben  §.  107  in  Bezug  auf  die  Rechtsprechung  gezeigt  worden. 

')  Diese  Lehre  hat  daher  auch  nur  zunächst  für  die  monarchischen 
Staaten  Bedeutung:  in  den  Republiken  kann,  so  lange  sie  als  solche  be- 
stehen, nur  von  einem  Wechsel  der  Beamten  (der  Organe),  nicht  aber  des 
Subjektes  der  Souverainität  die  Rede  sein. 

Zöpfl,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  13 
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in  den  Enverbsarten  derselben  (§.  63  flg.)  mitbegrifFen,  und 
daher  auch  legitime  und  illegitime  Beendigungsarten  un- 
terscheidbar. Die  Beendigungsarten  der  Souverainität  sind 
demnach  der  Tod,  die  Abdankung  und  die  absolute  Re- 
gierungsunfähigkeit des  bisherigen  Souverains,  und  die 
Entsetzung  desselben  von  der  Regierung  (die  Entthro- 
nung), sei  es  durch  einen  fremden  Staat  oder  durch 
einen  einheimischen  Usurpator,  oder  durch  einen  Beschluss 
der  Agnaten  oder  (in  einer  Wahlmonarchie)  der  Wahlfür- 
sten, oder  sonst  durch  das  Volk  selbst,  durch  Revolution.  Eine 
Unterart  der  Entthronung  durch  einen  auswärtigen  Staat  ist  die 
sog.  Mediatisirung,  d.  h.  die  Unterwerfung  unter  einen  an- 
deren Souverain,  jedoch  mit  Bewilligung  und  Beibehaltung 
einiger  bei  dem  Unterwerfungsakte  speziell  ausgezeichneten, 
besonderen  politischen  Berechtigungen  über  das  früher  mit 
Souverainität  oder  Landeshoheit  (im  Sinne  des  älteren  deut- 
schen Staatsrechtes)  besessene  Territorium. 

§.  110. 

Von  der  Entsagung  auf  die  Krone  (Abdankung,  AL- 
dicatio)  in  der  Erbmonarchie  insbesondere. 

In  der  Erbmonarchie  erscheint  die  Entsagung  auf  die  Krone 
als  eine  Yerzichtleistung  zu  Gunsten  des  nächstberechtigten 
Thronfolgers,  welcher  also  somit  durch  anticipirte  Erbfolge  zum 
Throne  gelangt.  Man  hat  mitunter  das  Recht  des  Monarchen, 
die  Krone  niederzulegen,  darum  in  Zweifel  ziehen  wollen,  weil 
das  Regieren  auch  eine  Pflicht  sei,  und  behauptete  daher, 
dass  die  Abdication  nur  dann  gültig  sei,  wenn  das  Land  oder 
dessen  Repräsentanten  dazu  eingewilligt  hätten^).  Allein  diese 
Behauptung  beruhet  auf  einer  unrichtigen  Vorstellung  von  der 
Herrscherpflicht.  Die  Pflicht  zu  regieren  (§.  17)  ist 
nichts  anderes,  als  die  Pflicht,  gesetzmässig,  d.  h.  gerecht 


1)  Es  ist  auffallend,  dass  diese  Beliauptiiiig,  welche  offenbar  ein  Aus- 
fluss  der  Theorie  ist,  welche  den  Souverain  zum  Beamten  des  Volkes 
macht,  auch  von  solchen  Schriftstellern  vertheidiget  wird,  welche  nichts 
weniger  als  der  Yolkssouverainität  huldigen. 
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und  weise  zu  regieren,  und  diese  Pflicht  ist  ihrer  Natur  nach 
an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  der  zur  Regierung  Be- 
rechtigte von  dieser  Berechtigung  überhaupt  Gebrauch  machen 
will.  Da  wo  die  Krone  ein  eigentliches  Majorat  ist,  kann  der 
Souverain  auch  nur  für  sich,  nicht  auch  für  seine  bereits  vor- 
handene Descendenz  (mit  Inbegriff  der  Nascitiiri)  der  Regierung 
entsagen  2):  einfach  aus  dem  Grunde,  weil  seine  Descendenten 
hier  Jura  qiiaesita  haben,  und  durch  das  Herausfallen  des  Vor- 
gängers aus  der  Reihe  der  Successionsberechtigten,  aus  wel- 
chem Grunde  es  auch  stattgefunden,  stets  ipso  jure  die  Krone 
auf  den  nächsten  Erben  übergeht.  Ob  ein  Erbmonarch,  welcher 
abdicirt  hat,  nach  dem  Tode  des  hierauf  zur  Regierung  gelang- 
ten nächsten  Thronerben,  vor  dessen  Descendenz  und  Brüdern 
u.  s,  w,  abermals  eintreten,  und  die  Regierung  wieder  über- 
nehmen könne  ^),  ist  zunächst  nach  dem  Inhalte  der  Abdica- 
lionsurkunde  zu  beurtheilen,  im  Zweifel  aber  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  zu  verneinen*). 

§.111. 

Von  der  Unfähigkeit  zu  regieren,  und  von  der  in  der 
Erbmonarchie  hierdurch  begründeten  Eröffnung  der 
Thronfolge  oder  Reichsvenvesung. 

Da,  wo  die  Krone  als  ein  allodiales  Majorat  vererbt  wird, 
liegt  es  in  dem  Interesse  und  in  dem  Rechte  der  gesammten 
fürstlichen  Familie  ^),  obgleich  ihr  die  Souverainität  nicht  in 
ihrer  Gesammtheit  zusteht  2),  sondern  nur  immer  vorbehaltlich 


2)  Vergl.  auch  Hugo  Orot  ins  de  J.  B.  et  P.  L.  H.  Cap.  VII.  §.  26. 

')  Dies  geschah  in  Spanien,  von  Philipp  V.  1T24. 

*)  „In  dubio  ad  jura  renunciata  non  est  regressus."  —  Vergl.  das 
Cap.  extra  ordin.  II.  F.  84. 

')  Wo  die  Jlonarchie  eine  Beimischung  von  der  Volkssouverainität  hat, 
nehmen  die  Parlamente  an  diesem  Rechte  Antheil.  S.  §.  68.  not.  ®). 

')  leber  die  (irrige)  ältere  Vorstellungsweise,  dass  die  Landeshoheit 
in  dem  Condominium  der  gesammten  Familie  sei,  und  nur  immer  von  einem 
Mitgliede  derselben  gleichsam  nur  als  einem  Prodorainus  oder  Provassallen 
ausgeübt  werde,  s.  oben  §.91.  Note  3. 

13* 
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des  Erbrechtes  der  Uebrigen  von  einem  einzigen  Milgliedc  der 
Familie  nach  der  in  iln*  bestehenden  Successionsordnung  aus- 
geübt werden  kann  und  darf,  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  der 
Besitz  der  Souverainitat  an  eine  Person  übergehe,  welche  zur 
Handhabung  derselben  aus  physischen  oder  anderen  Mängeln 
unfähig  ist,  weil  dadurch  nicht  allein  das  Wohl  des  Staates, 
sondern  überdies  leicht  auch  das  Krön -Erbrecht  der  ganzen 
Familie  gefährdet  werden  würde 3).  Es  sind  aber  zwei  Arten 
der  Unfähigkeit  zur  Regierung  zu  unterscheiden,  welche  man 
als  absolute  und  relative  Unfähigkeit  zu  bezeichnen  ge- 
wohnt ist.  Die  erst  er  e  eröffnet  unmittelbar  die  legitime 
Thronfolge,  und  der  absolut  Unfähige  ist  wie  ein  Verstorbe- 
ner, oder  vielmehr  als  gar  nicht  vorhanden  zu  betrachten,  wie 
z.  B.  bei  notorischem  Blödsinn,  Wahnsinn,  Raserei  u.  s.  w.  des 
zur  Regierung  durch  das  Successionsgesetz  zunächst  berufenen 
Subjektes*).  Die  relative  Unfähigkeit  ist  aber  da  vorhanden, 
wo  nur  vorübergehende,  nur  eine  Zeit  lang  wirkende  Ur- 
sachen, oder  Gebrechen,  deren  Unheilbarkeit  noch  nicht  ent- 


')  Dieses  Recht  der  fürstlichen  Familie  gründet  sich  eben  sowohl  auf 
die  natürliche  Verbindlichkeit  der  Famile,  als  einer  durch  die  Natur  selbst 
(durch  die  Einheit  des  Blutes)  gestifteten  Verbindung,  für  unfähige  und 
schutzbedürftige  Mitglieder  Sorge  zu  tragen,  als  auf  die  Grundidee  der 
Immo  biliar  folge  beiden  germanischen  Völkern,  dass  der  Immobiliar- 
besitz als  ein  stets  mit  politischen  Pflichten  verknüpfter  Besitz  niciit 
an  eine  Person  kommen  kann,  welche  nicht  fähig  ist,  diesen  politischen 
Pflichten  zu  genügen.  Aicht  nur  gründet  sich  auf  diese  Rücksicht  zum  Theil 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  selbst,  sondern  der 
Ausschluss  der  Unfähigen  von  der  Immobiliar- Erbfolge  findet  sich  in  allen 
germanischen  Rechtsbüchern  des  Mittelalters  wiederholt  ausgesprochen; 
z.  B.  Sachsensp.  I.  Art.  4.  §.  1.  „Uppe  altv'de  (Zwitter)  tinde  uppe  dverge 
('/Averge)  irstif't  weder  len  noch  erve  noch  uppe  Kropelkint  (Krüppel).''' 
Die  Anerkennung  des  Rechtes  der  Agnaten,  über  das  Vorhandensein  einer 
Regierungsunfähigkeit  zu  entscheiden,  ist  in  der  Erbmonarchie  unentbehr- 
lich, wenn  man  nicht  dem  Prinzipe  der  Volkssouverainität  für  solche  Fälle 
einen  Einfluss  gestatten  will. 

*)  Es  sind  dies  solche  Zustände,  welche  die  Erwerbung  oder  Ausübung 
eines  Besitzes  unmöglich  machen.  Aurea  Bulla  Caroli  IF.  1356.  cap.lö. 
§.  3.  „Primogenitus  filius  auctedat  ^ .  .  .  ?iisi  forsitun  meiite  captus, 
fatuiis,  seu  alterius  f'amosi  ac  notabilis  defecttis  exiateret,  propter  quem 
non  deberet  seu  posset  hominibus  principari." 
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schieden  ist,  den  Thronbesitzer  analog  den  Einflüssen  der 
Minderjährigkeit^)  zur  Zeit  an  der  Ausübung  der  Regie- 
rung verhindern,  wie  z.  B.  längere  Abwesenheit  ausser  Landes, 
Kriegsgefangenschaft,  Anfälle  geringerer  Geistesverwirrung 
u.  dergl.  6).  Solche  Fälle  begründen  nicht  die  wirkliche  Er- 
öffnung der  Thronfolge,  sondern  nur  den  Eintritt  einer  interimi- 
stischen Regierung,  d.  h,  einer  Regierungsvormund- 
schaft, Reichs  Verwesung  oder  Regentschaft,  welche 
aber  nach  dem  Charakter  der  majoratischen  Erbmonarchie  dem 
nächsten  regierungsfähigen  Thronerben  von  Rechtswegen  (ipso 
jure)  zufällt  und  sein  Recht  (jus  {/naesifum) ist,  insoferne  nicht 
eine  andere  Bestimmung  in  der  Verfassung  darüber  enthalten 
ist'^).  Die  Rechte  und  Pflichten  des  Reichsverwesers  sind  auch 
hier  keine  anderen,  als  wenn  die  Regentschaft  wegen  Minder- 
jährigkeit des  Thronfolgers  (§.  86)  eintritt. 

§.112. 
Von  der  Anordnung  einer  Mitregentschaft. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Fällen  der  absoluten  und  re- 
lativen Unfähigkeit  zu  regieren  ist  der  Fall,  wo  dem  Thronerben 
oder  Thronbesitzer  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  durch  ein 
Gebrechen  nicht  sowohl  unmöglich,  als  vielmehr  nur  erschwert 
ist,  wie  z.  B.  durch  hohes  Alter,  durch  Gemüthsschwäche,  welche 
jedoch  nicht  Blödsinn  genannt  werden  kann,  oder  durch  Er- 
blindung und  ähnliche  körperhche  MängeH).  In  diesen  Fällen 


*)  Ver«:!.  oben  §.  86. 

^)  In  England  wird,  wenn  eine  Königin  regiert,  auch  die  Niederkunffc 
derselben  hieher  gerechnet,  und  in  neuerer  Zeit  der  Gemahl  derselben  nach 
Zustimmnng  des  Parlaments  für  einen  bestimmten  Zeitraum  als  interimi- 
stischer Regent  aufgestellt. 

')  Vergl.  die  Verf.  Urkk.  v.  Bayern,  Tit.  II.  §.  9  flg.;  Sachsen, 
§.8  flg.;  Hannover  (1810),  §.  17  flg.;  Würtemberg,  §.13;  Kurhes- 
sen, §.  8.  9;  Schwarzburg-Sondershausen,  §.  12  flg. 

1)  Schon  im  alten  deutschen  Rechte  konnten  Blindheit,  Taubheit,  Stumm- 
heit und  Mangel  einzelner  Glieder  nur  von  der  Lehn  folge,  nicht  von  der 
Allodial  -  Erbschaft  ausschliessen.  Sachsensp.  1.  Art.  4.  §.  2.  —  Allein  dies 
war  selbst  im  Lehenrecht  höchst  streitig.  Vergl.  I.  Feud.  6.  mit.  11.  Fand.  36- 
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liaiulelt  es  sich  nicht  sowohl  um  eine  Vertretung  des  Tliron- 
besitzers  oder  Thronerben  in  der  Hegierung-,  als  vielmehr  nur 
um  eine  Unterstützung  (Assistenz)  ßei  ihrer  Führung,  und 
hier  kann  daher  auch  nur  ein  Beitritt  des  nächsten  Thron -An- 
wärters als  Mitregenten  gerechlfertiget  werden,  eine  Anord- 
nung, welche  zwar  von  den  Agnaten  oder  den  Landständen 
angeregt  werden  kann,  jedoch  nur  von  dem  regierenden  Fürsten 
selbst  auszugehen  hat'-).  Der  Cliarakter  der  Mitregentschaft 
in  der  Erbmonarchie  als  einer  theilweise  anticipirten  Erb- 
folge erhellet  von  selbst.  Da  in  der  Erbmonarchie  die  Heilig- 
aclitung  der  Erbfolge-Ordnung  das  oberste  Gesetz  in  der  fürst- 
lichen Familie  sein  muss,  indem  darin  der  Rechtstitel  für  den 
Thronbesitz  aller  einzelnen  Mitglieder  des  Regentenhauses  ent- 
halten ist,  und  sie  mithin  als  die  Basis  der  Legitimität  er- 
•scheinet,  so  ergibt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  die  Familie  von 
ihrem  Rechte,  von  der  gewöhnlichen  Thronfolge-Ordnung  eine 
Abweichung  zu  machen,  nur  mit  der  grössten  Vorsicht  und 
Einschränkung  Gebrauch  zu  machen  befugt  ist,  und  dass  auch 
da,  wo  dieser  Gebrauch  an  sich  als  statthaft  erscheint,  derselbe 
im  Zweifel  nur  in  dem  geringsten  Umfange  gerechtfertiget 


—  Jedenfalls  können  daher  diese  Gründe  heut  zu  Tage,  wo  die  Thronfolge 
stets  nur  noch  AI  lodialsu  ccession  ist,  keinen  Ausschluss  des 
Thronfolgers  von  der  Krone  mehr  rechtfertigen.  —  Eine  Aufzählung  be- 
stimmter körperlicher  Mängel,  welche  eine  Unfähigkeit  zur  Regierung 
begründen  sollen,  ist  schon  in  der  goldenen  Bulle,  Cap.  25.  §.  3.  (oben  §.  89. 
Note  2),  so  wie  in  sämmtlicheu  neueren  Verfassungsurkunden  unterblieben, 
da  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  durch  den  körperlichen  Mangel  die  Re- 
gierung nur  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  ist,  als  reine  Quaestio 
facti  lediglich  von  den  besonderen  Umständen  im  einzelnen  Falle  ab- 
hängt. —  Ueber  die  verschiedenen  Ideen  Anderer  vergl.  H  B.  Oppenheim, 
Staatsrecht!.  Betrachtungen  über  Regierungsfähigkeit  und  Regentschaft  etc. 
Stuttgart  1844  (Auch  in  den  constit.  Jahrbüchern.)  — K.  A.  Tabor,  die 
körperliche  Thronfolgefähigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  der 
Zeitschrift  f.  deut.  Recht.  1844.  Bd.  IX.  S.  258. 

^)  Ein  anderes  noch  milderes  Auskunftsmittel  bietet  auch  die  Beiord- 
nung besonders  verpflichteter  Staatsmänner  durch  ein  mit  den  Ständen  zu 
errichtendes  Staatsgesetz  zu  jenen  Akten,  welche  von  dem  Souverain  seihst 
auszugehen  haben,  wie  die  Unterzeichnung  seiner  Verfügungen,  um  durch 
Vermehrung  der  Förmlichkeiten  Unterschleife  zu  verhüten,  u.  dgl. 
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ist.  Daher  verdient  unter  gleichen  Verhähnissen  die  Anordnung 
einer  Mitregentschaft  den  Vorzug  vor  einer  Regierungsvor- 
mundschaft,  und  nur  in  den  äussersten  Fällen  darf  sich  die 
Familie  befugt  halten,  eine  wirkliche  Eröffnung  der  Thron- 
folge auszusprechen  3) . 

§.  113. 

Vom  Missbrauche  der  Staatsgewalt*). 

Missbrauch  der  Staatsgewalt  ist  an  sich  keine  Beendi- 
gungsart der  Souverainität.  d.  h,  keine  Thatsache,  mit  welcher 
die  Ausübung  der  höchsten  Gewalt  von  selbst  endigt,  im  Ge- 
gentheile  liefert  der  Missbrauch  selbst  den  offenkundigen  Beweis, 
dass  sie  sich  noch  in  den  Händen  des  Souverains  befindet  ^).  Der 
Missbrauch  der  Staatsgewalt  ist  aber  eine  Thatsache,  durch 
welche  sich  entweder  eine  absolute  oder  eine  relative  Re- 
gierungsunfähigkeit, oder  auch  eine  der  Wichtigkeit  und  dem 
Ernste  der  Regierung  nicht  gewachsene  Schwäche  oder 
Leichtfertigkeit  (Levitas  animi)  kund  gibt,  und  kann  sonach 
entweder  als  der  Rechtsgrund  einer  Unfähigkeitserklä- 
rung, oder  der  Bestellung  einer  R  e  g  i  e  r  u  n  g  s  v  o  r  ni  u  n  d  s  c  h  a  f  t, 
oder  der  Forderung  einer  Mitregentschaft  von  Seite  der 


')  Ein  merkwürdiges  Beispiel  der  wahren  Thronbesteigung  des  entfern- 
teren Agnaten  anstatt  des  unmündigen  Thronerben  bietet  der  Regierungs- 
antritt des  Kurfürsten  Friedrich  des  Sieffreichen  von  der  Pfalz.  Vergl. 
Klüber  die  eheliche  Abstammung  des  fürst.  Hauses  Löweusteiu-Werth- 
heim,  Frkft.  1837.  p.  18. 

*)  Vergl.  F.  K.  v.  Strombeck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste 
Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Braun- 
schweig 1830.  (4.  Aufl.  1832.)  —  Vergl.  die  Bemerkungen  hierüber  Yon  K. 
H.  Jürgens,  in  der  Schrift:  Ueber  die  Nothweudigkeit  durchgreifender 
Reformen  bei  der  gegenwärtigen  Lage  Deutschlands.  Braunschweig  1831. — 
Meine  Schrift:  Die  Eröffnung  der  legitimen  Thronfolge  als  rechtliche  Folge 
des  Missbrauches  der  Staatsgewalt.   Heidelberg  u.  Leipzig  1833. 

')  Man  gewinnt  daher  auch  keinen  wahrhaft  praktischen  Gesichts- 
punkt, wenn  man  in  dem  Missbrauche  der  Staatsgewalt  einen  Verzicht 
des  Fürsten  auf  die  Souverainität  sehen  will.  Auch  dies  ist  eine  von  jenen 
unnöthigen  Fictionen  im  Staatsrechte,  welche  mehr  verwirren  als  er- 
klären. 
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Aw^nafen  oder  der  Laiidstände  erscheinen,  oder  sie  kann  die 
Tuktische  Veranlassung  sein,  durch  wek;he  eine  Revolution 
hervorgerufen  wird.  Der  Missbrauch  der  Staatsgewalt  hat  daher 
nicht  immer  dieselbe  Rechtsfolge,  und  welche  unter  den  drei 
möglichen  Rechtsfolgen  einzutreten  hat,  hängt  eines  Theiles 
von  den  Ursachen,  welche  den  regierenden  Fürsten  zum  Miss- 
brauche der  Gewalt  führten,  anderen  Theiles  von  der  Grösse 
des  gemachten  Missbrauches  und  den  für  die  Zukunft  sich  er- 
gebenden Befürchtungen  ab.  In  keinem  Falle  darf  man  aber 
unter  einem  Missbrauche,  welcher  die  Agnaten  berechtigen 
könnte,  eine  absolute  Regierungsunfähigkeit  auszusprechen, 
einzelne  Missgriffe  oder  verkehrte  Maassregeln  der  Regierung 
verstehen,  gegen  welche  noch  die  gesetzmässigen  und  ord- 
nungsmässigen  Instanzen  vor  den  Gerichten,  den  Adrainistrativ- 
behörden,  dem  Staafsrathe  oder  die  Landstände  und  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Minister  Schutz  gewähren  können ;  sondern 
ein  derartiger  Ausspruch  der  Agnaten  kann  nur  durch  eine 
solche  fortgesetzte  Handluno;sweise  des  Fürsten  begründet 
werden,  durch  welche  er  faktisch  ausdrückt,  dass  er  sich  nicht 
zu  einer  ordnungsmässigen  Regierung  als  verpflichtet  betrach- 
tet, und  wodurch  er  sich  zugleich  über  die  gesetzlichen  Schran- 
ken hinwegsetzt,  welche  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte,  die 
Landstände  und  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  einem 
wohlgeordneten  Staate  bilden  sollen,  so  dass  also  der  Fürst  die 
Garantien  der  bürgerlichen  Freiheit  und  des  Rechtszustandes 
im  Staate  vernichtet,  und  somit  die  Urrechte  der  Individuen  ohne 
weitere  Möglichkeit  einer  verfassungsmässigen  Vertheidigung 
angreift  oder  vernichtet.  Das  Recht  der  fürstlichen  Agnaten, 
unter  solchen  Verhältnissen  einzuschreiten,  kann  als  ein  fun- 
damentalherkömmliches in  Deutschland  bezeichnet  werden. 
Die  Theorie,  welche  hier  entwickelt  worden  ist,  findet  sich  schon 
in  dem  ältesten  Hausgesetze  ausgesprochen,  welches  bis 
jetzt  in  Europa  bekannt  geworden  ist,  nämlich  in  dem  Haus- 
gesetze des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  vom  Jahre  817  2). 


2)  Dirisio  imperii  Ludoi^ici  Imp.  inter  fillos  stios  a  817.  c.  10.  bei 
Pertz.  Mon.  Germ.  Tom.  Leg.  I.  p.  199.  „Si  autem  ....  evenerit,  ut  ali- 
quis  iltornm  (sc.  filiornm)  .  .  .  aut  divisor  mit  oppressor  ecclesiartim 
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Mit  Berufung  auf  dieselben  Grundsätze  wurde  im  Jahre  1606 
von  den  Agnaten  des  Hauses  Oesterreich  sogar  die  Absetzung 
des  Kaisers  Rudolph  II.  ausgesprochen,  und  der  Erzherzog 
(nachher  Kaiser)  Matthias  zum  regierenden  Fürsten  erklärt  ^j. 
Das  neueste,  durch  die  Anerkennung  des  deutschen  Bundes 
sanktiohirte  Beispiel  bildet  die  unter  Berufung  auf  das  deutsche 
Herkommen  verfügte  Absetzung  des  Herzogs  Karl  von  Braun- 
schweig durch  die  Agnaten  dieses  fürstlichen  Hauses*). 


et  paiipei'um  extiterit,  aut  tyrannidein,  in  qua  omnis  cruäelitas  con- 
sistit,  exerciievit,  primo  secreto  secvndiim  Domini  prueceptnm  per  fide- 
les  legatos  semel  bis  et  ter  de  sna  e7nendatione  coinmoneatiir,  ut  si  his 
renisHs  fiierit,  accersttus  a  fvatre  corani  altero  fiatve  paterno  et  f'ra- 
terno  amore  inoneatnr  et  castit/etur.  Et  si  hanc  salnbrem  admonitionetn 
penitus  spreverit,  coinmiini  onmiiim  sententia  (Fainilieubeschliiss 
der  Agnaten)  qtiid  de  illo  agendiim  sit,  decernatur,  ut  quern  salubris 
ammonitio  a  nef'aiidis  actibtis  i'evocare  non  potuit,  impevialis  potentia 
c u m m unisque  o m n i u m  sententia  coerceat." 

')  Yergl.  die  Urkunde  hei  Duniont  T.  V.  p.  2.  p.  68.  „Cum  verum  prae- 
sentiiim  deplurato  statu  .  .  .  constat,  S.  C.  Majestatem,  Domintim  et  fra- 
trem  nostrum  observandiim  ex  quadam  animi  indisp  ositione  et 
inf'irmitate ,  qnae  sua  periculosa  interv all a  habet,  in  yitber- 
natione  reifnorum .  .  .  minus  sufficientem  et  idoneum  esse,  ita  ut 
iis  a  Deo  sibi  commissis,  eo  quo  par  est  modo  prae  esse  nequeat . . .  A'os 
Mathias,  Maximili anus,  etc.  etc.  fratres  et  patrueles  inyenti 
dolore  permoti  ...  mit  tum  aliud  re  medium  praesentius  esse  com- 
peritnus,  quam  ut  .  .  .  hactenus  laudabifi  a  majoribus  nostris  con- 
serrata  consuetudine  . . .  Caput  nobis  et  Columen  domns  nostrae  . . . 
reliyamus,  etc. 

*)  Beschlnss  der  Bundes -Vers.  v.  2.  Decbr.  1830  „wegen  der 
bedenklichen  Verhältnisse  in  der  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig 
bei  der  auffallenden  Denk-  und  Handlungsweise  des  Herzog 
Karl  V.  Braunschweig"  bei  Kl  üb  er  Forts,  der  Ouellensammlung,  p.  17. 
„Seine  Durchlaucht  der  Herzog  Wilhelm  von  Braunschweig  -  Oels  wird 
ersucht,  die  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig  bis  auf  weiteres  zu 
führen,  und  Alles,  was  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  und  der  ge- 
setzlichen Ordnung  im  Herzogthume  erforderlich  sein  möchte,  allenfalls 
unter  Beihfilfe  des  Bundes  vorzukehren"  .  .  .  Ferner  wurde  „den  berech- 
tigten Agnaten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  Karl  anheim  gegeben,  die 
nöthige  definitive  Anordnung  für  die  Zukunft  in  Geniässbeit  der  Herzoglich- 
Braunschweigischen  Hausgesetze  und  des  in  deutschen  und  andern  sou- 
verainen  Häusern  üblichen  Herkommens  zu  berathen  und  zu  be- 
wirken." Die  hierauf  von  dt  n  Agnaten  getroffene  definitive  Anordnung  5. 
ebendaselbst  p.  18.  19. 
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§.114. 
Von  der  Revolution. 

Unter  Revolution  versteht  man  den  gewaltsamen  Um- 
sturz einer  Verfassung  durch  das  Volk,  d.  h.  durch  eine  mäch- 
tige Partei  in  demselben').  Die  Frage,  ob  das  Volk  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  zur  Revolution  befugt  sein  könne,  ist 
keine  staatsrechtliche  Frage,  d.  h.  keine  Frage,  welche  in 
einem  Staate  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  entschie- 
den werden  kann,  weil  jeder  Staat  auf  die  Voraussetzung  ge- 
baut ist,  dass  er  ein  solcher  Zustand  sei,  in  welchem  die  Revo- 
lution nicht  denkbar  ist,  und  weil  die  Revolution  der  direkte 
Gegensatz  des  bisher  bestehenden  Staats-Zu  Standes,  und 
eine  seine  Vernichtung  in  sich  schliessende  Thatsache,  d.  h.  das 
Ende  des  bisherigen  Zustandes  ist.  Mit  der  Vernichtung  der 
bisher  bestandenen  Verfassung  ist  nämlich  auch  immer  zugleich 
die  Gültigkeit  aller  übrigen  durch  sie  bedingten  Gesetze,  und 
die  Gewalt  der  zu  ihrer  Handhabung  aufgestellten  Behörden 
vernichtet,  und  dies  ist  der  Grund,  warum  jede  Revolution,  wenn 
sie  gelungen  ist,  straflos  ist.  Eben  darum  wird  aber  auch 
der  Ausdruck  „Revolution"  nur  da  gebraucht,  wo  der  Um- 
sturz der  Verfassung  wirklich  gelungen  ist,  so  dass  es  also  im 
eigentlichen  Sinne  keine  misslungene  Revolution  gibt,  son- 
dern ein  Versuch  eines  gewaltsamen  Umsturzes  der  Verfas- 
sung, der  von  der  bestehenden  Staatsgewalt  unterdrükt  und 
bezwungen  werden  konnte,  ist  vor  dem  positiven  Gesetze 
nothwendig  immer  ein  selbstständiges  Verbrechen,  nämlich 
Hochverrath.  Für  das  praktische  und  das  positive  Recht  ist 
daher  eine  Revolution  lediglich  eine  thatsächliche  Frage, 
nie  aber  eine  Rechtsfrage.  Soll  aber  die  Frage  nach  der 
Rechtlichkeit  einer  Revolution  nur  von  der  moralischen  Zu- 
lässigkeit  oder  Unzulässigkeit  derselben  verstanden  werden, 
so  kann  hier  kein  anderer,  als  der  Gesichtspunkt  eines  Noth- 


')  Nie  macht  das  gauze  Volk  eine  Revolution:  immer  ist  es  eine 
übermächtige,  oft  aber  der  Zahl  nach  geringere,  aber  thätige 
Parthei,  welche  sich  den  Namen  des  Volkes  beilegt. 
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Standes  eine  Entscheidung  begründen  2).  Das  sicherste  Mittel 
gegen  Revolutionen  ist  daher  auch  die  Feststellung  gesetzlicher 
Formen  für  die  Ausübung  der  Yolksrechte  durch  besondere  Or- 
gane, und  die  Gewährung  einer  verfassungsmässigen  Verthei- 
diffuno-  ffeoen  Missoriffe  der  Staatsgewalt^).  Fasst  man  die 
Revolution,  da  wo  sie  wirklich  stattgefunden  hat,  als  eine  durch 
einen  Nothstand  hervorgerufene  Handlung  auf,  so  ergibt  sich, 
dass  sie  als  solche  nach  Analogie  der  Nothwehr  nur  in  der 
möglichsten  Beschränkung  für  rechtlich  erachtet  werden 
kann:  daher  kann  sie  auch  in  einer  Erbmonarchie  zunächst  nur 
die  Wirkung  haben,  dass  sie  dem  zur  Zeit  ihrer  Durchführung 
vorhandenen  nächsten  legitimen  Thronerben  die  legitime 
T  li  r  0  n  f o  1  g  e  eröffnet  ^) . 


Von  den  Untertlianen  und  deren  Pflichten 
und  Rechten. 

§.  115. 
Begriff  von  Unterthan  und  Staatsbürger. 

Jede  Person,  welche  einer  Staatsgewalt   unterworfen   ist, 
heisst  eben  desshalb  Unterthan  (subdifusj.  Regelmässig  ge- 


*)  Vergl.  J.  W.  Neiimair  von  Ranisla,  vom  Aufstand  der  Untern  wider 
ihre  Regenten  und  Oberen,  sonderbarer  Tractat.  Jena,  1633.  —  F.  Murhard 
über  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung  der  Staatsbürger  gegen  die 
bestehende  Staatsgewalt,  etc.  Braunschweig  1832.  —  K.  S.  Zachariae 
40  Bücher  v.  Staate  (ümarbeitnng),  Bd.  III.  S.  76  flg. 

*)  Solche  Garantien  gegen  eine  Revolution  hat  der  deutsche  Bund  (vor- 
zugsweise im  Interesse  der  Erbmonarchie)  angeordnet.  Hieher  gehören 
l)die  Vorschrift  der  B.  A.,  Art.  13,  dass  in  jedem  Staate  eine  landständische 
Verfassung  bestehen  soll ;  2)  die  in  der  W.  S.  A. ,  Art.  29  zugesicherte 
bundesverfassuugsmässige  Abhülfe  im  Falle  einer  Justiz  Verweigerung 
in  einem  Bundesstaate;  3)  die  Anordnung  eines  Bundesschiedsgerich- 
tes  für  die  Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  einer  Regierung  und 
ihren  Landständen,  durch  B.  B.  v.  3ü.  Oct.  1834. 

*)  Siehe  den  §.  92.  —  Vergl.  auch  meine  §.  112  augef.  Schrift,  die  Er- 
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braucht  man  heut  zu  Taore  das  Wort  Staatsbürjrer  als  damit 
gleichbedeutend.  Letzteres  Wort  soll  nicht  sowohl  einen  Ge- 
gensatz von  Unterthan,  als  vielmehr  nur  so  viel  ausdrücken, 
dass  dem  Unterthan  neben  seinen  politischen  Pflichten  auch 
politische  Rechte  zukonnnen  ').  Beide  Bezeichnungen  kön- 
nen daher  auch  friedlich  neben  einander  bestehen,  indem  die 
erstgedachte  Pflicht  die  Zuständigkeit  von  politischen  Rechten 
nicht  ausschliesst^). 

§.  116. 
Begründung  der  Unterthansehaft. 

Zufolge  des  Grundcharakters  der  Staatsgewalt  als  eines 
ImmobiliaYrechtes  oder  des  Territorialprinzipes  (§.  60)  ist 
die  Unterthansehaft  durch  den  Aufenthalt  in  einem  Staats- 


öfrming  der  legitimen  Thronfolge,  etc.  1833.  —  Die  Revolution  beobachtet 
aber  selten  eine  solche  Mässigiing:  meistens  wird  mit  dem  gestürzten  Für- 
sten auch  dessen  direkte  Descendenz  vom  Throne  ausgeschlossen:  dieselbe 
natürliche  Furcht  vor  der  Erblichkeit  der  üblen  Gesinnung,  welche  die  rö- 
mischen Imperatoren  veranlasste,  das  politische  Verbrechen  als  heredi- 
tariiim  crimen  auch  an  den  unschuldigen  Söhnen  der  Hochverräther  za 
strafen  (L.  5.  §.  l.adLeg.  Jul.  Majest.  9.  8.),  scheint  auch  die  Handlungsweise 
der  Völker  bei  dem  Sturze  der  Dynastien  zu  leiten. 

')  Der  Ausdruck  „Staatsbürger"  ist  dem  Ausdrucke  civis,  Bürger, 
nachgebildet.  Hierunter  verstehet  man  ursprünglich,  d.  h.  im  Sinne  des  rö- 
mischen und  griechischen  Alterthums  und  des  germanischen  Mittelalters  nur 
die  vollberechtigten  Mitglieder  eines  städtischen  Gemeinwesens 
(reapublica,  civitas,  urbs  libera), was  wir  jetzt  Orts-,  Städte-  oder  Ge- 
meindebürger nennen.  Die  Uebertragung  dieses  Begriffes  auf  den  Staats- 
unterthan  erklärt  sich  als  Consequenz  der  Ausdehnung  des  Begriffes  eines 
Gemeinwesens  (resptiblica)  auf  den  Staat  selbst.  Insbesondere  war  es 
die  französische  Revolution,  wodurch  die  Bezeichnung  des  Unterthan  als 
Citoyen  in  Aufnahme  gebracht  wurde. 

')  In  Staaten,  in  welchen  man  es  für  nothweudig  findet,  die  Bezie- 
hungenauf  die  Pflicht  zu  gehorchen,  schärfer  hervortreten  zu  lassen, 
wie  z.  B.  in  der  absoluten  Monarchie,  ist  der  Gebrauch  des  Wortes 
Unterthan  vorherrschend:  in  solchen  Staaten  dagegen,  wo  die  Rücksicht 
auf  die  Rechte  der  Unterthanen  überwiegt,  wie  in  der  Republik,  wird  das 
Wort  Staatsbürger  vorgezogen.  In  der  constitutionellen  Monarchie 
haben  beide  Ausdrücke  auf  gleiche  Geltung  Anspruch. 
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«gebiete  selbst  und  ohne  Weiteres  begründet').  Jedoch  finden 
noch  wesentliche  Unterschiede  statt,  je  nachdem  die  Unterwür- 
figkeit ledigHch  durch  einen  zufälligen  oder  temporären  Aufent- 
halt allein  bedingt  ist,  oder  noch  auf  anderen  Gründen  beruht, 
und  hiernach  theilen  sich  die  Unterthanen  in  vorübergehende 
(zeitweise)  oder  sog.  Fremde  (Gäste),  und  in  bleibende 
Unterthanen,  Inländer  oder  Landsassen  (siibditi  tempornrn, 
petpetui)'^).  Das  Prädikat  „Staatsbürger"  (§.  115)  findet 
nur  auf  die  bleibenden  Unterthanen  Anwendung,  da  nur  ihnen 
eine  aktiv^e  politische  Berechtigung  zukommen  kann. 


§.117. 

Von    der   allgemeinen   ReehtsAvirkung    der    Untertlian- 
schaft,  oder  von  dem  staatsbürgerlichen  Gehorsam. 

Die  politischen  Pflichten,  welche  den  Unterthanen  zufolge 
ihrer  Unterwürfigkeit  unter  die  Staatsgewalt  obliegen,  werden 
unter  der  Bezeichnung  staatsbürgerlicher  Gehorsam  oder 
Unterthanentreue  zusammengefasst.  Dieser  staatsbürgerhche 
Gehorsam  ist  aber  kein  unbedingter  blinder  oder  stummer 
Gehorsam,  weil  er  seinem  Wesen  nach  ein  rechtlicher  Ge- 
horsam ist  (§.  52).  Die  Gränzen  des  bürgerlichen  Gehorsams 
sind  daher  durch  die  natürlichen  (und  etwaigen  positivrecht- 
lichen) Gränzen  der  Staatsgewalt,  d.  h.  durch  den  Zweck 
und  Begriff  des  Staates  selbst  gegeben.  Im  Zweifel  streitet 
jedoch  die  Verrauthung  für  die  Staatsgewalt,  weil  die  Vornahme 
von  Regierungsakten  überhaupt  ihrem  Wesen  nach  zu  ih- 
ren Rechten  gehört,  und  Illegalitäten  an  sich  nie  zu  ver- 
muthen  sind. 


>)  Als  eine  sehr  singulare  Ausnahme  erscheint  das  für  fremde  Soiive- 
raine  und  deren  Gesandten  völkerrechtlich  begründete  Verhältniss  der  sog. 
Exterritorialität. 

^)  Die  temporäre  Unterthauschaft,  die  nur  allein  durch  vorübergehen- 
den Aufenthalt  in  einem  Staate  begründet  ist,  schliesst  also  die  gleichzei- 
tige bleibende  Unterthanschaft  in  einem  anderen  Staate  nicht  aus. 


206 

§.118. 
Von  dem  Widerstandsrechle  der  Unterthaiien*). 

Daraus,  dass  der  bürgerliche  Gehorsam  ein  rechtliclier, 
durch  den  Zweck  und  Begriff  des  Staates  begränzter  Gehor- 
sam ist,  folgt  von  selbst,  dass  den  ünterthanen  die  Befugniss 
zustehen  muss,  der  Staatsgewalt  den  Gehorsam  zu  verwei- 
gern, wenn  diese  ihre  natürlichen  Gränzen  überschreiten 
sollte^).  So  einfach  das  Prinzip  an  sich,  so  schwierig  und  be- 
stritten ist  die  Anwendung  desselben  im  Einzelnen,  und  die 
Beantwortung  der  Frage,  wie  weit  das  Widerstandsrecht  der 
Ünterthanen  im  Staate  gehen  kann.  Diese  Schwierigkeit  selbst 
ist  aber  zum  grösstenTheile  die  Folge  der  Ungewissheit,  welche 
in  dem  praktischen  Leben  gerade  darüber  obzuschweben  pflegt, 
ob  die  Regierung  im  einzelnen  Falle  ihre  Gewalt  missbraucht 
habe.  Die  natürliche,  nicht  zu  verkennende  Schwierigkeit  dieser 
Lehre  wird  aber  noch  unnöthiger  Weise  vermehrt,  wenn  man 
die  Frage  an  die  Spitze  der  Untersuchung  stellet,  wie  gross 
der  Missbrauch  der  Staatsgewalt  sein  müsse,  um  ein  Wider- 
standsrecht der  Ünterthanen  zu  begründen,  wobei  von  vorne- 
herein übersehen  wird,  dass  das  Widerstandsrecht  selbst  ver- 
schiedene Formen  und  Grade  haben  müsse,  je  nach  der  Art 
und  dem  Grade  derUeberschreitung  ihrer  Befugnisse,  welche 
der  Staatsgewalt  zur  Last  gelegt  wird.  Die  Rücksicht  hierauf 
ist  es  aber  allein,  wodurch  eine  für  das  praktische  Leben  frucht- 
bare Theorie  gewonnen  werden  kann.  Man  muss  daher  folgende 
Fälle  unterscheiden: 

A)  die  Staatsgewalt  wird  angeschuldiget,  ihre  Gränzen  ob- 
jektiv oder  materiell, d.h.  durch  einen  legislativenAktoder 
durch  den  Inhalt  oder  Umfang  eines  Aktes  der  executiven 
Gewalt,  nämlich  durch  Verordnungen  oder  Spezial-Mandate  über- 
schritten zu  haben,  wobei  jedoch  die  gesetzlichen  Formen 
beobachtet  worden  sind.  In  diesen  Fällen  kann  das  Staats- 


*)  Vergl.  die  oben  §.  It4.  aiigef.  Schriften. 

')  Dies  ist  auch  der  Sinn  der  biblischen  Vorschrift:  „Man  nuiss  Gott 
mehr  gehorchen,  als  den  Menschen."  —  Dahlinann,  Politik,  §.  10.  (Siehe 
oben  S.  55.  Not.  3.) 
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recht  kein  positives,  sondern  nur  ein  negatives  Wider- 
standsrecht der  Unterthanen  gestatten,  d.  h.  ein  Weigerungs- 
recht, die  Legalität  des  fragUchen  legislativen  oder  executiven 
Aktes  anzuerkennen 2),  verbunden  mit  einem  Pro zess rechte, 
d.  h.  mit  der  Befugniss,  denselben  in  den  gesetzlichen  Instan- 
zen, vor  den  höheren  Administrativbehörden,  und  in  so  ferne 
hier  keine  Abhülfe  zu  erlangen  wäre,  vor  den  Gerichten  an- 
zufechten^). Bei  dem  Urtheile  der  obersten  gesetzlichen  In- 
stanz haben  sich  aber  die  Beschwerdeführer  sodann  zu  beruhi- 
gen, da  es  nicht  dem  Urtheile  des  Einzelnen  anheim  gestellt 
werden  kann,  definitiv  über  die  Legalität  der  Handlungen  der 
Staatsgewalt  zu  entscheiden.  Ueberdies  sind  in  solchen  Fällen 
die  Betheiligten  zufolge  der  für  die  Legalität  der  Regierungs- 
handlungen im  Zweifel  streitenden  Yermuthung  (§.  117.  a.  E.) 
verpflichtet,  den  Maassregeln  der  Staatsgewalt  provisorisch, 
d.  h.  bis  zur  definitiven  Entscheidung  durch  die  zuständigen 
Behörden,  Gehorsam  zu  leisten.  Jedoch  begeht  der  Unterthan 
durch  eine  bipsse  W^eigerung  oder  Ungehorsam  ohne  Drohungen 
und  ohne  Gewaltanwendung  (sog.  passiver  AViderstand)  kein 
Verbrechen*),  selbst  da  nicht,  wo  er  sich  mit  Unrecht  ge- 
weigert hat^),  sondern  seine  Weigerung  kann  in  diesem  Falle 
nur  die  Anwendung  der  gesetzlichen  (civilrechtlichen)  Exe- 
cutionsmittel  gegen  ihn  begründen. 


*)  Da,  wo  dem  Volke  (den  Landständen)  eine  Mitwirkung  bei  der  Gesetz- 
gebung gestattet  ist,  kann  die  Behauptung  einer  Bescliwerde  durch  eigent- 
lich legislative  Akte  nur  selten  entstehen.  Näheres  s.  unten  in  der  Lehre  von 
den  Justizsachen. 

')  Zur  Zeit  der  deutschen  Reichsverfassung  konnte  man  sich  mit  Be- 
schwerden wegen  Missbrauchs  der  Staatsgewalt  an  die  höchsten  Reichs- 
gerichte wenden.- (Siehe  oben  §.  .)  Heut  zu  Tage  dürfen  die  Betheiligten 
in  gewissen  Fällen  sich  auch  an  den  deutschen  Bund  wenden,  nämlich  un- 
bedingt im  Falle  von  Justiz  Verweigerung,  VV.  S.  A.  v.  15.  Mai  1820, 
Art.  XXIX.,  und  wegen  Verletzung  bundesmässig  garantirter  Rechte.  Com- 
petenz- Bestimmung  der  Bundes  versa  mml.  v.  12.  Juni  1817.  §.  5.  C. 

*)  Eine  Ausnahme  könnte  nur  durch  eine  spezielle  positive  Ge- 
setzesvorschrift gemacht  werden,  wie  dies  in  Bezug  auf  alle  Omissiv- 
Verbrechen  der  Fall  ist.  —  Dasselbe  gilt  von  Verbindungen  zum  passiven 
Widerstände. 

*)  Z.  B.  wenn  Jemand  die  gesetzliche  Steuer  nicht  bezahlt. 
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B)  Wenn  aber  durch  die  vollziehende  Gewalt  in  il- 
legaler Form  eingeschritten  wird,  dann  hat  der  Unterthan, 
weil  er  hier  durch  die  Vollzugsbeaniten  im  eigentlichen  Sinne 
spoliirt  wird,  nicht  nur  die  Bef'ugniss  zur  gerichtlichen  Gel- 
tendmachung seiner  Rechte,  sondern  überdies  nach  den  ge- 
meinen civilrechtlichen  Grundregeln  der  Lehre  vom  Besitz  \uh\ 
bei  dem  Vorhandensein  der  im  Criminalrechte  zu  erörternden 
Bedingungen  der  Nothwehr  auch  die  Befugniss  zum  aktiven 
Widerstände  nach  Maassgabe  der  Grösse  der  gegen  ihn  ange- 
wandten illegitimen  Gewalt '•). 

§.119. 

Von  der  Bestärkung  der  Unterthanenpflicht  durch  den 
Huldigungseid. 

Der  Huldig ungs-  oder  Unterthanen-Eid  (Homagiumj^  in 
der  Erbmonarchie  auch  Erbhuldigung  genannt,  ist  ein  Eid, 
den  die  (bleibenden)  Unterthanen  dem  Staatsherrscher  auf  Ver- 
langen zu  leisten  verbunden  sind,  um  dadurch  ihr  Unterthanen - 
verhältniss,  d.  h.  ihre  Verpflichtung  zum  staatsbürgerlichen 
Gehorsam  und  zur  Unterlhanentreue  (§.  1 1 7)  persönlich  anzu- 
erkennen. Es  liegt  darin  wie  in  jedem  promissorischen  Eide, 
nichts  anderes,  als  eine  religiöse  und  somit  moralische  Be- 
stärkung einer  an  sich  sc  hon  bestehenden  Verbind- 
lichkeit^), und  wird  daher  dadurch  von  dem  Unterthan  keine 


*)  Mit  dürren  Worten  sanctionirt  diesen  Grundsatz  L.  5.  Cod.  de  jure 
fisci  (10.  1).  (Diociet.  et  Maxim.)  „Prohibitum  est  cujuscunque  bona,  qui 
fisco  locum  fecisse  existimabitur,  capi,  priusquam  a  nobis  forma  fuerit  data. 
Et  ut  omni  provisionis  genere  occursum  sit  Caesarianis  (i.  e.  Officialibus), 
sauclnuis,  licere  universis,  quorum  interest,  objicere  manus  his,  qui  ad 
capienda  bona  alieujus  venerint,  qui  succubuerit  legibus:  ut  etiamsi  Otficia- 
les  ausi  fuerint  a  tenore  datae  legis  desistere,  ipsis  privatis  resistcn- 
tibus,  a  facienda  injuria  arceantur."  —  Vergl.  auch  Nov.  124.  c.  3. 
in  fine.  — 

i)  Die  Wichtigkeit  der  religiösen  und  moralischen  Garantie, 
welche  der  Huldigungseid  leistet,  sollte  wenigstens  in  der  Erbmonarchie 
nie  übersehen,  und  darum  der  Huldigungseid  von  jedem  Staatsangehörigen 
bei  erreichter  Volljährigkeit  und  bei  einem  Regeateuwechsel  gefordert 
werden. 
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neue  Verbindlichkeit  übernommen.  Namentlich  kann  tiarin,  dass 
ein  Huldigungseid  geschworen  worden  ist,  keine  stillschwei- 
gende Billigung  etwa  vorhergegangener  verfassungswidriger 
Maassregeln  der  Regierung  oder  ein  Verzicht  auf  gesetz- 
mässige  Anfechtung  derselben  gefunden  werden;  denn  hierzu 
würden  die  Unterthanen  auch  eben  sowohl  befugt  sein,  wenn 
die  Regierung  die  Verfassung  erst  nach  dem  geleisteten  Hul- 
digungseide  verletzt  hätte.  Aus  demselben  Grunde  aber,  weil 
das  Unterthanen- Verhältniss  nicht  erst  durch  den  Huldigungseid 
begründet  wird,  sondern  die  Unterthanenpflicht  bereits  unbe- 
zweifelt  juristisch  fest  stehen  muss,  bevor  ein  Huldigungseid 
verlangt  werden  darf,  kann  es  auch  auf  der  anderen  Seite  dem 
Unterthan  bei  Anschuldigung  eines  Hochverrathes  oder  anderen 
Staatsverbrechens  oder  einer  Majestätsbeleidigung  nicht  zur 
Entschuldigung  dienen,  dass  er  zur  Zeit  der  strafbaren  Hand- 
lung noch  keinen  Unterthanen-Eid  geleistet  gehabt  habe^). 

§.  120. 

Von  den  besonderen  Rechtswirkungen  der  bleibenden 

Unterthansehaft. 

a^  Gericht spßichtigkeit.  Landsassiat. 

Jeder  bleibende  Unterthan  oder  Landsasse  (§.  116)  ist 
der  Gerichtsbarkeit  des  Staates,  welchem  er  angehört,  in  allen 
persönlichen  und  dinglichen  bürgerlichen  Klagsachen,  so  wie 
auch  in  Criminal Sachen  unterworfen.  Diese  Gerichtspflichtigkeit 
der  bleibenden  Unterthanen  oder  Landsassen  wird  in  Deutsch- 
land auch  als  Landsassiat  bezeichnet  und  umgekehrt  der 
Landsasse  Avegen  seiner  Gerichtspflichtigkeit  auch  Forense 
(Forensis)  genannt^).  Ausländer,  welche  sich  als  Fremde  in 


*)  Dies  ist  iiiiu  iiisoferne  von  Einfluss  auf  die  Deiirtlieiliing  der  Sliaf- 
barkeit,  als  hier  der  concurrir  end  e  Gestclitspiinkt  des  Eidesbr  iiciies 
hinwegfcällt. 

')  Da  die  Gerichtsbarkeit  im  Mittelalter  als  das  wesentlichste  Hoheits- 
recht betrachtet  wurde,  so  erklärt  sich,  dass  die  Bezeichnung  als  Land- 
sasseii  allgemein  von  allen  einem  Landesherrn  unterworfenen  Personen, 
d.  h.  in  der  Bedeutung  von  „landesherrlicher  Interthan"  überhaupt  ge- 
braucht wurde. 

Zo])fl,  Staatsrecht.  3te  Aung.  1  4 
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einem  Staate  aufhalten,  sind  zwar  für  die  Dauer  ilires  Aufent- 
haltes ebenfalls  der  Gerichtsbarkeit  desselben  unterworfen, 
jedoch  nur  in  den  unmittelbar  mit  ihrem  Aufenthalte  zusam- 
menhängenden persönlichen  Verhältnissen  (§.  126):  daher 
auch  auf  Fremde  als  solche  weder  die  Bezeichnung  als  Land- 
sassen noch  als  Forensen  Anwendung  findet.  Wenn  jedoch 
Ausländer  im  Staate  Grundstücke  besitzen,  so  ist  durch  diesen 
Grundbesitz  die  Zuständigkeit  der  inländischen  Gerichte  hin- 
sichtlich aller  sich  auf  die  Immobilien  beziehenden  Klagen  be- 
gründet ,  und  da  dieses  Verhältniss  der  Gerichlspflichtigkeit  des 
Ausländers  als  ein  dauerndes,  wenn  gleich  beschränktes  er- 
scheint, so  pflegt  man  auch  insoweit  die  Bezeichnung  als  Land- 
sasse oder  Forense  auf  denselben  zu  übertragen,  und  sein 
Verhältniss  zur  Staatsgewalt  als  unvollkommenen  Landsassiat 
(Lattdsassiatns  minus  pleniis)  zu  bezeichnen  2). 

§•  121. 
6J  Eingebonienrecht.  Slaatsbnrgerrecht. 

In  jedem  Staate  pflegen  den  bleibenden  Unterthanen  ge- 
wisse Rechte  zuzustehen,  welche  insofern  als  Vorrechte 
erscheinen,  als  sie  den  temporären  Unterthanen  nicht  einge- 
räumt sind.  Schon  dem  römischen  Rechte  war  ein  solcher  Un- 
terschied der  Berechtigungen  der  bleibenden  und  temporären 
Staatsbürger  nicht  fremd,  und  trat  dort  praktisch  in  dem  Gegen- 
satze von  Jus  civ'ile  und  Jus  gentium  hervor').  Ein  ähnliches 


*)  Der  hier  beschriebene  unvollkommene  Landsassiat  ist  in  Deutschland 
als  gemeinrechtlich  zu  betrachten.  Partiliularrechtlich  sind  mitunter  die  im 
Lande  Güter-besitzenden  Ausländer  auch  in  anderen  als  diese  Immobilien 
betreffenden  Klagsachen  für  gerichtspflichtig  erklärt:  dieses  Verhältniss 
wird  als  vollkommener  Landsassiat  bezeichnet,  weil  hiernach  der  Auslän- 
der dem  Inländer  hinsichtlich  der  Gerichtspüichtigkeit  völlig  gleichgestellt 
erscheint. 

')  Im  römischen  Rechte  begreift  der  Ausdruck  Jus  civile  alles  Jus  pro- 
prium civimn  Bomanonim,  wie  z.  B.  die  patria  potestas,  teatamenti  f actio 
u.  s.  w.  im  Gegensatze  des  Jtis  yentium,  d.  h.  des  Rechtes,  welches  auf  einer 
communis  ratio  beruht,  und  daher  bei  allen  Völkern  gefunden  wird.  — 
Vergl.  L.  6.  7.  9.  Dig.  de  Just,  et  Jure  (1.1.)  —  Ebenso  wird  im  französi- 
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Verhaltniss  zeigt  sich  in  dem  älteren  germanischen  Rechte,  in- 
dem auch  hier  nur  der  Inländer  politischer  Hechte  fähig-  war, 
der  Fremde  aber  nur  als  Schützling  (unter  dem  MundibunUum 
Regis  stehend)  behandelt  wurde  und  regelmässig  hinsichthch 
des  Erbrechtes  mehrfachen  Beschränkungen  unterlagt).  In  der 
neueren  Zeit  bezeichnet  man  den  Inbegriff  der  politischen 
und  bürgerlichen  (Privat-)  Rechte,  welche  den  Inländern 
nach  der  Verfassung  ausschliesslich  zustehen,  im  allgemei- 
nen (im  weiteren  Sinne)  als  Staatsbürgerrecht,  Indigenat 
oder  Eingebornen -Recht  (auch  Heimathrecht),  und 
unterscheidet  hierbei  meistens  wieder  zwei  Stufen,  je  nachdem 
nämlich  der  Inländer  selbst  nur  auf  gewisse  vorzügliche  bür- 
gerliche (und  etwa  einige  niedere  politische)  Rechte,  oder  auch 
auf  die  höheren,  in  der  Verfassung  als  solche  bezeichneten  po- 
litischen Rechte,  wie  z.  B.  die  landständische  Wahlfähigkeif, 
den  Staatsdienst  u.  s.  w.  Anspruch  hat.  Wo  ein  solcher  Unter- 
schied nach  der  Verfassung  begründet  erscheint,  was  wohl  im 
allgemeinen  (mehr  oder  minder)  in  allen  deutschen  Staaten  der 
Fall  ist^),  pflegt  man  den  Inbegriff  der  ^'orzüglichen  bürger- 
lichen und  der  niederen  politischen  Rechte,  welche  dem  Inländer 
v^or  dem  Fremden  überhaupt  zustehen,  (in  einem  engeren  Sinne) 
vorzugsweise  als  Eingebornen-Recht  oder  Indigenat,  die 
Berechtigung  zu  den  höheren  politischen  Rechten  aber,  welche 
gewöhnlich  eine  besondere  Oualification,  wie  z.  B.  ein  gewisses 
reiferes  Alter,  oder  Ansässigkeit,  oder  ein  gewisses  Steuer- 
kapital voraussetzt,  vorzugsweise  als  Staatsbürgerrecht  zu 
bezeichnen'*).  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  unterschied  man 


scheu  Rechte  der  Ausdruck  „droits  cirlls"  vorzugsweise  von  jenen  Pri- 
vatrechten gebraucht,  welche  dem  Inländer  vor  dem  Fremden  zustehen. 
Code  Napol.  Art.  7.  8. 

*)  Hierauf  beruht  das  sog.  Fremdlingsrecht  (Albansrecht,  J«ä  albmai/ii, 
droit  d''aiibaiii),  als  die  dem  Fiscus  beigelegte  Befugniss,  Plinterlassenschaf- 
(en  mit  Ausschluss  der  ausländischen  Erben  an  sich  zu  ziehen.  (Vergl.  unten 
§.  124.  Note  6.)  Nach  den  Grundsätzen  des  heutigen  Völkerrechtes  entscheidet 
die  Reciprocität  über  die  Anwendung  dieses  Rechtes. 

^)  So  sind  z.  B.  wenigstens  die  Frauen  in  keinem  deutschen  Staate 
der  höheren  politischen  Rechte  der  Staatsbürger  für  fähig  erklärt. 

*)  Vergl.  z.  B.  das  bayerische  Edikt  über  das  Indigenat  v.  26.  Mal 
1818  (Beil.  I.  zur  Verf.-Urk.). 
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in  Deutschland  Reichs-Indigcnat  und  ljandcs-Indi<^enat^). 
An  die  Stelle  des  erstcien  ist  gegenuärtig  ein  Bundes-lndi- 
genat  getreten,  insoweit  der  Art.  XVIII.  der  Bundesakte  den 
Unterlhanen  sänimtliclier  deutscher  Staaten  einige  allgemeni 
anzuerkennende  Rechte  zuspricht  •'). 

§•  122. 

Vom  Genüsse  und  der  Ausübung*  der  staatsbürgerlichen 
Privat-Rechte. 

Die  Ausübung  der  bürgerlichen  Rechte,  welche  unter  dem 
Eingebornen-Rechte  im  engeren  Sinne  (§.  121)  begriffen  wer- 
den, und  die  jedem  bleibenden  Unterthan  zukommen,  wenn  er 
auch  nicht  die  besondere  Oualification  zu  den  politischen 
Rechten  besitzt,  ist  regelmässig  durch  die  Civilgesetzgebung 
von  dem  Dasein  gewisser  Bedingungen,  wie  z.  B.  Grossjährig- 
keit  u.  dergl.  abhängig  gemacht,  und  insoferne  dies  der  Fall  ist, 
muss  man  den  Genuss,  d.  h.  die  Zuständigkeit  jener  bür- 
gerlichen Rechte  an  sich,  und  die  wirkliche  Ausübungs Fähig- 
keit derselben  unterscheiden  1).  Die  erste  ist  immer  die  Vor- 
bedingung der  zweiten,  ohne  dass  jedoch  auch  die  zweite  un- 
bedingt da  eintritt,  wo  die  erste  vorhanden  ist:  die  erstere  kann 
aber  nie  fehlen,  ohne  dass  mit  ihrem  Wegfall  sofort  auch  die 
Staatsbürger-Eigenschaft  selbst  sofort  aufgehoben  ist  2).  Wer  in 
der  Ausübung  der  bürgerlichen  Rechte  beschränkt  ist,  wie 
z.  B.  Minderjährige  und  Entmündigte  (Interdicirte),  der  kann 
auch  keine  politischen  Rechte  ausüben.   Die  Fälle,  in  welchen 

*)  Als  Wirkungen  des  Reichs  -  Indigenates  wurden  betrachtet:  a)  das 
Recht  auf  den  Schutz  des  Reiches  gegen  das  Ausland;  b)  das  Recht,  nicht 
ausserhalb  der  Reichsgränzen  vor  Gericht  oder  zum  Lehneinpfängniss  ge- 
laden zu  werden;  c)  das  Recht  zur  Auswanderung  nach  Maassgabe  der  Be- 
stimniungen  des  westphälischen  Friedens  hinsichtlich  der  religiösen  Toleranz. 

*)  Vergl.  unten  das  BunJesrecht,  §.  68. 

')  Im  französischen  Rechte  wird  demgemäss  la  jouissance  und  Vexev- 
cice  des  droits  civils  unterschieden. 

*)  Den  absoluten  Gegensatz  des  Genusses  der  staatsbürgerlichen 
Rechte,  und  somit  zugleich  die  Negation  derselben,  nicht  aber  der  Menschen- 
rechte an  sich,  bildet  der  bürgerliche  Tod. 
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eine  Beschränkung  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Rechte  stalt- 
finden soll,  müssen  in  dem  positiven  Rechte  eines  jeden  Landes 
ausdrücklich  bestimmt  sein.  Im  Zweifel  muss  Jeder,  welcher 
sich  im  Genüsse  der  bürgerlichen  Rechte  befindet,  auch  für 
befugt  zur  Ausübung  derselben  gelten. 

§.  123. 
Erwerbung  des  Einoebornenrechtes. 

Das  Eingebornenrecht  wird  regelmässig,  wie  schon  die- 
ses Wort  andeutet,  durch  Geburt  von  Eltern  erworben,  welche 
zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  bleibende  Unterthanen  des 
Staates  waren,  ohne  Unterschied,  ob  die  Geburt  im  Lande  oder 
ausserhalb  desselben  stattfand^).  Uneheliche  Kinder  folgen  in 
dieser  Beziehung  der  Muller.  Ausserordentlicher  Weise  wird 
das  Indigenat  erworben  durch  Naturalisation,  d,  h.  durch  lan- 
desherrliche Verleihung.  Diese  ist  ihrem  juristischen  Charakter 
nach  nichts  anderes,  als  ein  Privilegium,  welches  vermittelst 
einer  Fiction  die  Rechtswirkungen  der  Geburt  von  eingebornen 
Aellern  auf  den  Ausländer  überträgt.  Eine  solche  Verleihung 
des  Indigenates  ist  auch  in  der  Berufung  eines  Ausländers  in 
den  Staatsdienst  und  in  der  Verstattung  der  Verheirathung 
einer  Fremden  mit  einem  Inländer  immer  stillschweigend  ent- 
halten. Ohne  ein  ausdrückliches  Gesetz  kann  weder  der  lang- 
jährige Aufenthalt  eines  Fremden  in  dem  Staatsgebiete,  noch 
die  ausdrückliche  Wahl  eines  Domicils  in  demselben,  noch 
auch  die  Ansässigmachung  in  einer  Gemeinde  den  Erwerb  des 
Indigenates  begründen,  Ist  aber  ein  Indigenat  durch  Naturali- 
sation, oder  auf  eine  andere  durch  ein  positives  Gesetz  ver- 
stattete Weise  einmal  erworben,  so  muss  man  demselben  im 
Zweifel  sofort  auch  alle  Rechtswirkungen  eines  durch  Geburt 
begründeten  Staatsbürgerrechtes  beilegen,  wenn  nicht  ein  spe- 
zielles Gesetz  etwas  Anderes  vorschreibt. 


*)  Nach  dem  Code  Napoleon,  Art.  9  (imd  dem  Badischen  Landrecht) 
gibt  auch  die  Geburt  von  Ausländern,  wenn  sie  im  Lande  stattfand,  dem 
Kinde  das  Recht,  nach  erlangter  VoUjähriglieit  das  Indigenat  in  Anspruch 
zu  nehmen. 
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§•  124. 
Von  den  Wirkungen  des  Eingebornenreclites. 

Die  Wirkungen  des  Indigenates  äus-sein  sich  theils  als  Be- 
rechtigungen und  Vorzüge,  Iheils  als  Verpflichtungen 
und  Lasten,  welche  dem  Inländer  im  Vergleiche  mit  einem 
Fremden  zustehen  oder  obliegen.  Die  Vorrechte  selbst,  welche 
hiernach  der  Inländer  vor  dem  Ausländer  geniesst,  erscheinen 
durch  seine  besonderen  Pflichten  und  Lasten  bedingt.  Der 
grösste  Theil  der  staatsbürgerlichen  Berechtigungen  des  In- 
länders sind  politischer  Natur  *).  Dahin  gehören  1)  das  Recht 
auf  Staats  schütz  in  allen  Beziehungen,  also  auch  auf  Ver- 
tretung gegen  auswärtige  Staaten;  —  2)  das  Recht,  aus  dem 
Staate  nicht  ausgewiesen  zu  werden,  mit  Ausnahme  der  in 
dem  Strafgesetzbuche  bestimmten  Fälle  und  in  Folge  eines  rich- 
terlichen Urtheils,  insoferne  nämlich  die  Gesetzgebung  über- 
haupt die  Landesverweisung  als  Strafart  anerkennt:;  — 
3)  das  Recht,  in  allen  Rechtssachen  durch  die  zuständigen  in- 
ländischen Gerichte  gerichtet  zu  werden,  daher  auch  —  4)  das 
Recht,  an  keinen  auswärtigen  Staat,  unter  keinerlei  Voraus- 
setzung, selbst  nicht  wegen  der  im  Auslande  und  gegen  die 
ausländische  Regierung  begangenen  Verbrechen,  ausgelie- 
fert zu  werden  2) ;  —  5)  das  Recht,  zu  allen  öffentlichen  Aem- 
tern  im  Civil-  und  Militär-Dienst  zu  concurriren  3)  ;  —  6)  das 
Recht  zur  Ausübung  des  Staatsbürgerrechtes  im  engeren  Sinne 
(§.   121)  oder  der  höheren  politischen  Rechte,  wie  z.  B.  zur 


*)  Auch  das  römische  Recht  zählte  das  gesammte  jus  publicum  zw  dem 
jus  proprium  civium  Romanorum.  L.  1.  §.  2.  Dig.  de  just,  et  jure  (1.  1  ): 
„Publicum  jus  est,  quod  ad  statum  rei  Romaiiae  spectat." 

^)  Daher  darf  auch  ein  von  einem  ausländischen  Gerichte  über 
einen  Inländer  gefälltes  Straf-Urtheil  niemals,  und  ein  von  ausländi- 
schen Gerichten  gesprochenes  Civil  -  ürtheil  nur  dann  im  Inlande  voll- 
zogen werden,  wenn  es  der  Inländer  vor  den  Inländischen  Gerichten  frei- 
willig anerkannt  hat,  insoferne  hinsichtlieh  dieser  letzteren  nicht  ein  beson- 
derer Staats  vertrag  eine  Ausnahme  begründet.  Die  weitere  Ausführung 
dieses  Punktes  bleibt  dem  Völkerrechte  (insbesondere  dem  internationalen 
Privatrechte)  überlassen. 

^)  In  Bezug  auf  Hofämter  lässt  sich  ein  solches  Recht  nicht  be- 
haupten. 


215 

aktiven  und  passiven  Theilnahnie  an  der  landständischen 
Repräsentation,  wo  eine  solche  besteht,  so  wie  das  Individuum 
die  von  den  Gesetzen  des  betreffenden  Staates  vorgeschriebene 
persönhche  und  dinghche  Oualification  besitzt  oder  erlangt 
hat;  —  7)  das  Recht  der  Erwerbung  des  Gemeinde bürger- 
rechtes  und  der  Ansässigraachung  in  einer  beliebigen  Ge- 
meinde des  Landes,  nach  gemachter  Nachweisung  der  landes- 
gesetzmässigen  Oualification.  —  8)  Hiervon  als  Folge  ergibt 
sich  die  aktive  und  passive  Wahlfähigkeit  in  Bezug  auf  Ge- 
meinde-Aemter.  —  9)  Ferner  gehört  hieher  das  Recht,  zur 
Betreibung  von  Handel  und  zünftigen  Gewerben  und  über- 
haupt zu  jeder  erlaubten  bürgerlichen  Nahrung  zugelassen 
zu  werden,  und  endlich  —  10)  das  Recht  auf  Armen  v  er  pfle- 
gung im  Falle  der  Verarmung  (sog.  Heim athsr echt  im  enge- 
ren Sinne)  ^). 

Als  civilrechtliche  Wirkungen  des  Staatsbürgerrechtes 
stellen  sich  dar:  —  1)  vollkommene  Erwerbsfähigkeit  in 
Bezug  auf  alle  Gegenstände,  welche  nicht  speziell  dem  Verkehr 
entzogen  sind  ^) ;  —  2)  insbesondere  vollständiges  aktives  und 
passives  Erbrecht^)  ;  —  3)  Anspruch  auf  alle  durch  die  Civil- 
gesetze  eingeführten  Rechts  wohl  thaten  (sog.  beneficia 
legis)  ^)  ;  —  4)  volle  Zeugenfähigkeit,  sowohl  in  Bezug  auf 
solenne  Akte,  als  prozessualische  Verhandlungen;   —    5)   die 


*)  Da  die  Armenverpflegung  zunächst  Sache  der  Oitsgemeiiulen  ist,  so 
kann  man  auch  ein  locales  Heimathsrecht  im  Gegensatze  des  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Heimathrechtes  unterscheiden. 

*)  Ein  Vorzug  des  Inländers  vor  dem  Ausländer  in  Bezug  auf  Erwerb 
von  Grundstücken  äussert  sich  insbesondere  da,  wo  noch  das  Retraktsrecht 
(Territorialretrakt  u.  dergl.)  besteht. 

6)  Es  ist  eine  schon  in  den  ältesten  Zeiten  und  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  bemerkliche  Eigenthümlichkeit  der  germanischen  Völker,  die  ak- 
tive und  passive  Erbfähigkeit  von  der  Qualität  als  Staatsbürger  abhängig 
zu  machen.  Noch  in  neuester  Zeit  hat  der  Code  Napoleon  (und  das  Bad. 
Landrecht),  h..  11.  T26.  912.  dieses  Prinzip  ausgesprochen. 

')  Z.  B.  Restitutionen  im  Civilrecht,  Cessio  bonorum,  Yre'üieit  von 
der  Bestellung  einer  cautio  pro  expensis  etc.  Hierauf  können  Ausländer 
nur  unter  der  Voraussetzung  Anspruch  macheu,  dass  der  Staat,  dem  sie  an- 
gehören, Reciprocität  gewährt.  —  Die  Restitutionen  im  Civilprozess 
wegen  versäumter  Fristen  etc.  muss  man  dagegen  auch  den  vor  den  inlän- 
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ßeru*^niss,  beliebig  in  jedem  Landestheile  seinen  Wohnsitz 
(tinmicilinm)  zu  nehmen;  —  6)  die  Bef'ug-niss,  das  gesanmite 
Landesrecht  als  Statuta  personalia  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Daher  kann  der  Inländer  insbesondere  verhingen,  in  allen,  seine 
biM-oerlichen  und  Famihen-Zustandsrechte  berührenden  Ver- 
häUnissen  nur  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  gerichtet  zu 
werden,  und  begehet  eben  desshalb  nie  eine  Nullität,  wenn 
er  im  Auslande  die  von  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  für 
Rechtsgeschäfte  vorgeschriebenen  Formen  beobachtet*^).  — 
Die  besonderen  Verpflichtungen  des  Inländers  im  Gegen- 
satze des  sich  temporär  im  Staate  aufhaltenden  Fremden  be- 
stehen a)  in  der  schon  erwähnten  Verpflichtung,  den  bürger- 
lichen Gehorsam  durch  einen  Huldigungseid  speziell  zu 
geloben  (§.  119);  —  b)  der  Inländer  ist  verpflichtet,  auch  wenn 
er  sich  im  Auslande  befindet,  die  Gesetze  seines  Staates 
zu  beobachten,  insoferne  dieselben  nicht  ihrer  Natur  nach, 
wie  z.  B.  Polizeigesetze,  auf  Wirkung  innerhalb  der  Landes- 
gränzen  beschränkt  sind;  ferner  ist  der  Inländer  schuldig  — 
c)  nach  dem  landesgesetzlichen  Maasstabe  zu  allen  öffent- 
lichen Lasten  beizutragen,  «nd  ist  —  d)  eben  desslialb  sei- 
nem Staate  militärdienstpflichtig, 

§.  125. 

Verlust  des  Eingebornenrechtes. 

Die  Natur  des  bürgerlichen  Gehorsams  und  der  Umfang  und 
die  Wichtigkeit  der  dem  Inländer  gegen  die  Staatsregierung  ob- 


dischen  Gerichten  piozessirenden  Ausländern  ohne  Einschränliung  gewähren. 
Dies  ist  eine  Folge  des  Grundsatzes  der  formellen  Rechtsgleichheit  der 
Parteien  vor  Gericht. 

®)  Nie  darf  Jemand  dadurch  in  Nachtheil  gerathen,  dass  er  den  Ge- 
setzen seines  Inlandes  Gehorsam  geleistet  hat.  —  Die  Rücksicht  darauf,  dass 
es  dem  Inländer  im  Auslande  oft  nicht  möglich  ist,  die  inländischen  Formen 
zu  beobachten,  hat  in  der  Praxis  zu  der  Connivenz  geführt,  auch  die,  mit 
Beobachtung  der  am  Orte  der  Errichtung  geltenden  Formen,  im  Auslande 
abgeschlossenen  Geschäfte  eines  Inländers  im  Inlande  als  gültig  zu  erhalten. 
Daher  spricht  auch  die  Regel  „locus  regit  actum"  in  Bezug  auf  civilrecht- 
liclie  Geschäfte  nur  eine  Befugniss,  aber  keine  Verpflichtung  des  In- 
länders aus,  die  ausländischen  Formen  im  Ausland  zu  gebrauchen. 
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liegenden  Pflichten  nöthigen  von  selbst  zur  Anerkennung  des 
Grundsatzes:  dass  Niemand  bleibender  staatsbürger- 
licher Unterthan  zweier  Staaten  zugleich  sein  könne, 
da  hierdurch  offenbar  ein  Conflikt  seiner  Pflichten  entstehen 
würde.  Das  Staatsbiirgerrecht  gehet  daher  ipso  jure  in  allen 
jenen  Fäflen  verloren,  in  welchen  eine  Person  ein  anderes 
Staatsbürgerrecht  erwirbt  (§.  123),  insoferne  ihr  nicht  durch 
ein  besonderes  Privilegium  des  Staatsherrschers  das  bisherige 
Staatsbürgerrecht  vorbehalten  wird.  Da  der  Unterthan,  abge- 
sehen von  den  in  dem  Staatsbürgerrechte  enthaltenen  Berech- 
tigungen, seiner  Staatsregierung  zu  Pflichten  verbunden  ist, 
so  ergibt  sich,  dass  der  unterthan,  Avelcher  sein  Staatsbürger- 
recht aufzugeben  und  auszuwandern  beabsichtiget,  der  Staats- 
behörde von  seinem  Vorhaben  die  Anzeige  zu  machen  und 
deren  Genehmigung  einzuholen  hat.  Eine  Befugniss  zur  freien 
Auswanderung  ist  daher  nur  in  dem  Sinne  begründet,  als  die 
Staatsregierung  für  verbunden  zu  achten  ist,  die  nachgesuchte 
Ausvvanderungserlaubniss  zu  ertheilen,  wenn  der  Auswande- 
rungslustige sich  nicht  im  Rückstande  mit  der  Erfüllung  der 
ihm  bisher  obgelegenen  staatsbürgerlichen  Pflichten  befindet'). 
Der  Grund,  aus  welchem  die  Staatsregierung  für  verpflichtet  zu 
achten  ist,  ausser  diesem  Falle  die  individuelle  Freiheit  des  In- 
dividuums  zu  ehren,  und  die  Auswanderung  weder  zu  hindern 
noch  zu  erschweren,  liegt  darin,  dass  die  Staatsgewalt  nur 
eine  politische  Gewalt,  aber  nicht  ein  privatrechtliches  Eigen- 
Ihum  an  den  Unterthan en  ist. 

§.  126. 

Von  den  besonderen  Standesrecliten. 

Unter  Stand  (ordo  civilis)  verstehet  man  einen  Inbegriff  von 
Personen,  welchen  entweder  wegen  ihrer  Geburt,  oder  wegen 


')  Der  Westphälisclie  Frieden  gab  den  deutschen  Unterthanen  ein 
Recht  der  Auswanderung,  wenn  der  Landesherr  nicht  durch  das  Normal- 
jahr (1624)  verpflichtet  war,  ihre  Religlonsübung  zu  dulden.  J.  P.  0.,  Art.  V. 
§.  34  bis  37.  —  Die  deut.  Bundesakte,  Art.  XIX.,  garantirt  unbedingt  allen 
deutschen  Unterthanen  die  Befugniss  des  freien  Wegziehens  aus  einem  B  u  n- 
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ihrer  BcruCsthätigkcit  gewisse  politische  oder  privatrecht- 
liche Befugnisse  zustehen  oder  entzogen  sind.  Man  kann  hier- 
nach Geburts-Stände  und  erworbene  Stände  unterscheiden: 
beide  Arten  sind  regelmässig  mit  einander  vereinbar,  ausser 
insoferne  durch  Gesetz  oder  Herkommen  speziell  ihre  l'nver- 
träglichkeit  festgesetzt  ist.  In  einem  Staate,  welcher  auf  recht- 
lichen Grundlagen  beruht,  muss  es  zufolge  des  mit  dem  Begriffe 
des  Rechtes  zugleich  gegebenen  Begriffes  der  Gleichheit 
(§.  4)  einen  Stand  geben,  an  welchem  alle  Staatsangehörigen 
gleichmässig  Antheil  zu  nehmen  befugt  sind,  und  dieses  ist  der 
Stand  der  Staatsbürger  (§.  1 15)  überhaupt,  so  dass  die  durch 
den  Begriff  der  bleibenden  ünterthanschaft  begründeten  po- 
litischen und  Privatrechte  (§.  124)  keinem  Staatsangehörigen 
fehlen,  und  auch  deren  Ausübung  (§.  122)  in  keinen  andern,  als 
nur  in  den  durch  die  Civil-  und  Straf-Gesetzgebung  als  Folge 
gewisser  körperlichen  oder  geistigen  Unvollkommenheiten  oder 
strafbaren  Handlungen  bestimmt  benannten  Fällen  aufgehoben 
oder  beschränkt  sein  darf.  Das  Vorkommen  von  noch  anderen 
Ständen  im  Staate  als  Klassen  der  Staatsbürger  selbst  mit  eignen- 
thümlichen  Privat-  oder  politischen  Rechten  ist,  soviel  die  Pri- 
vatrechte anbetrifft,  rechtlich  bedingt  durch  das  Vorhandensein 
besonderer  Interessen,  welchen  der  Staat  seine  Anerkennung 
und  seinen  besonderen  Schutz  angedeihen  lassen  muss  ^)  :  so- 
viel die  politischen  Vorrechte  anbelanget,  welche  gewissen 
Ständen  eingeräumt  werden,  so  beruht  die  Rechtlichkeit  einer 
solchen  Einräumung  auf  den  erhöhten  und  besonderen  politi- 
schen Verpflichtungen,  welche  ihren  Mitgliedern  obliegen,  und 
zum  Theile,  nach  dem  Wesen  gewisser  Verfassungen,  wie  z.  B. 
der  aristokratischen,  auf  der  Nothwendigkeit  und  Unentbehr- 
lichkeit   eines  Standes  der  Herrschenden  im  Gegensatze  des 


desstaat  in  den  andern,  und  die  Befiigniss,  in  Civil-  und  Militärdienste 
desselben  zu  treten,  jedoch  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  Verbind- 
lichkeiten zu  Militärdiensten  gegen  das  bisherige  Vaterland  im  Wege  stehen. 
^)  So  z.  B.  den  Interessen  des  Handelsstandes  durch  die  Gewährung 
eines  Wechselrechtes  u.  dergl.  —  Zum  Theil  ist  die  Einräumung  gewisser 
besonderer  Privatrechte  auch  Folge  der  politischen  Bedeutung  eines 
Standes,  z.  B.  die  Gestattung  eines  besonderen  Eibsystenies,  wie  der  Ein- 
führung von  Primogenitur-Ordnungen  bei  dem  güterbesitzendeu  Adel. 
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Standes  der  Beherrschten.  Tn  Deutsehland  hatten  sich  im  Laufe 
der  Zeit  mannigfache  Stände  entwickelt.  Zur  Zeit  der  Reichs- 
verbindung unterschied  man  mit  Beziehung  auf  die  Unterwür- 
figkeit unter  die  Staatsgewalt  von  Kaiser  und  Reich  und  die 
Landeshoheit  eines  Landesherrn,  Reichsunmittelbare  undReichs- 
roittelbare.  Sodann  erschien  als  ein  eigener  Stand  (als  ein  Stand 
der  Regierenden)  der  Inbegriff  jener  Personen  und  Familien, 
welchen  eine  Landeshoheit  oder  Landesherrlichkeit  (bald  von 
grösserem,  bald  von  geringerem  Umfange  hinsichtlich  des  Lan- 
des und  der  Berechtigungen)  zustand  2):  unter  diesen  selbst 
aber  war  wieder  ein  grosser  Standesunterschied,  je  nachdem 
sie  zur  Theilnahme  an  der  Reichsregierung  als  Reichs- 
sl an  de  befugt  waren  oder  nicht.  Im  übrigen  erschienen,  wie 
in  den  übrigen  europäischen  Staaten,  die  Geistlichkeit^),  der 
rilterbürtige  Adel  und  die  •Städtebürger  als  bevorzugte  Stände"*). 
Da  allmählig  der  Bauernstand  durch  die  Befreiung  von  der  Leib- 
eigenschaft und  die  Erwerbung  zufolge  politischer  Rechte  in 
die  Klasse  der  vollkommenen  Staatsbürger  eingetreten  ist  und 
es  somit  keine  unfreien  Stände  in  Deutschland  mehr  gibt,  so  ist 
jetzt  der  Bauernstand  mit  dem  Stande  der  Städtebürger  in  po- 
litischer und  privatrechtlicher  Beziehung  zu  einem  einzigen  — 
dem  im  Gegensalze  von  Geistlichkeit  und  Adel  jetzt  sog.  drit- 
ten Stande  —  zusammengeflossen,  und  musste  eben  daher  auch 
die  Auffassung  des  Standes  der  Städtebürger  als  eines  bevor- 
zugten Standes  verschwinden^). 


2)  Hierzu  gehörten  auch  die  Mitglieder  der  Reichsiitterschaft,  so  weit 
sie  reichsfreie  Besitzungen  hatten. 

')  Die  Geistlichkeit  war  und  ist  zum  Theile  noch  ausgezeichnet  als  be- 
sonderer Stand  durch  persönliche  Privilegien  ihrer  Mitglieder  (wie  forum 
privilegiatum  etc.),  besondere  Repräsentation  bei  der  Landstandschaft  u.  s.  w., 
so  wie  auch  durch  besondere  Garantie  und  mitunter  Befreiungen  des  Kir- 
chenvermögens. 

*)  Der  Stand  der  Städtebürger  erschien  insofern  im  Mittelalter  als  be- 
vorzugter Stand,  als  er  zum  Leben  in  republikanischer  Verfassung 
privilegirt  war. 

*)  Das  eben  ist  der  Umschwung  der  neueren  Zeit,  dass  sie  die  bürger- 
liche Freiheit  nicht  mehr  als  Privileg,  sondern  als  gemeines  Recht  for- 
dert. 
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§•  127. 
Von  dem  Adel  insbesondere. 

Der  Adel  als  Stand  ist  ein  Inbegriff  von  Geschlechtern, 
welchen  ausgezeichnete  theils  politische,  theils  privatrechtliche 
Befugnisse  erblich  zustehen.  Aller  Adel  ist  nach  dem  ur- 
sprünglichen Begriffe  und  der  etymologischen  Bedeutung  des 
Wortes  Geschlechts-  oder  Erbadel,  Der  sog.  persönliche 
oder  Verdienst-Adel  ist  erst  eine  spätere  Erfindung  und  nur 
eine  Uebertragung  einzelner  Vorrechte  des  Geschlechtsadels  in 
der  Form  eines  Privilegs.  Als  Inhaber  ausgezeichneter  politi- 
scher Vorrechte  erscheint  der  Adel  ursprünglich  überall,  wo  er 
vorkommt,  als  ein  herrschender  Stand,  oder  als  ein  Inbegriff 
von  regierenden  oder  doch  an  der  Regierung  einen  vorzüg- 
lichen Antheil  nehmenden  Geschlechtern.  Die  ausgezeichnetste 
Klasse  des  Adels,  welche  man  desshalb  auch  insgemein  als 
hohen  Adel  zu  bezeichnen  pflegte,  waren  diejenigen  reichs- 
unmiftelbaren  Geschlechter,  welche  kraft  ihrer  Reichsstand- 
schaft Antheil  an  der  Reich sregi er ung  hatten.  Da  der  Be- 
griff des  hohen  Adels  jedoch  nicht  reichsgesetzlich  bestimmt 
war,  so  wurde  dieses  Prädikat  von  Einigen  auch  für  solche 
Familien  überhaupt  in  Anspruch  genommen,  welche  eine  Lan- 
deshoheit in  ihren  Besitzungen  ausübten  ^).  Uebrigens  war  dies 
insoferne  ohne  praktische  Bedeutung,  als  bei  einer  solchen  Er- 
weiterung des  Begriffes  vom  hohen  Adel  aus  demselben  an 
sich  gar  nicht  auf  die  einzelnen  politischen  Befugnisse  ge- 


•j  Nach  dieser  Theorie  müsslc  man,  wenn  man  consequent  sein  wollte, 
auch  die  Reichsritterschaft  zum  hohen  Adel  rechnen,  da  die  politischen 
Rechte  ihrer  Mitglieder  in  ihren  reichsfreien  Territorien  sich  in  nichts  von 
den  Reglerungsrechten  der  kleineren  Landesherren  in  anderen  Gegenden 
Deutschlands,  wohin  sich  der  reichsritterschaftliche  Verband  nicht  er- 
streckte, unterschieden,  und  der  Kintrltt  in  die  Reichsritterschaft,  welcher 
nur  die  Erhaltung  der  Reichsfreiheit  zum  Ziele  hatte,  nicht  für  eine  Standes- 
erniedrigung angesehen  werden  kann.  Gehört  aber  die  Reichsritterschaft 
insgesammt  (wegen  Mangels  der  Reichsstandschaft)  zum  niederen  Adel, 
wie  dies  auch  aus  dem  Art.  14.  der  deut.  B.-A.  deutlich  hervorgeht,  so  ist 
auch  kein  Grund  vorhanden,  die  ehemaligen  übrigen  kleinen  (nicht-reichs- 
ständischen) Landesherren  in  Deutschland  zum  hohen  Adel  zu  rechnen. 
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schlössen  werden  konnte,  welche  einer  Familie  als  einer  hoch- 
adelichen  zustehen  nuissten,  so  wie  daraus,  dass  eine  Fa- 
milie zu  dem  hohen  Adel  in  diesem  weiteren  Sinne  gerechnet 
werden  mochte,  auch  in  privatrechtlicher  Beziehung  nicht  ge- 
folgert werden  konnte,  dass  bei  ihr  auch  jene  eigenthümlichen 
Bestimmungen,  welche  die  Reichsgesetze  über  einige  Fami- 
lienrechtsverhältnisse der  reichsständischen  Familien  ent- 
halten, wie  z.  B.  über  Missheirathen  und  dergl.,  ebenfalls 
und  als  sich  von  selbst  verstehend  Platz  greifen  müssten'^). 
Zum  erstenmale  wird  gesetzlich  der  Ausdruck  „hoher  Adel*^' 
in  der  deutschen  Bundes-Akte,  Art.  14.  gebraucht.  Aus  dieser 
Stelle  ergibt  sich  1)  dass  man  bei  der  Abfassung  der  deutschen 
Bundes-Akte  die  Mitglieder  der  souverainen,  ehemals  reichs- 
ständischen Familien  als  nunmehr  den  eigentlichen  hohen  Adel 
hl  Deutschland  bildend  betrachtete,  wie  dies  auch  ihrer  aus- 
gezeichneten politischen  Stellung  vollkommen  gemäss  ist,  und 
2)  dass  die  Bundesglieder  zugleich  denjenigen  ihrer  ehemaligen 
Mit-Reichs stände,  welche  seit  dem  Jahre  I80ö  medialisirt 
und  eben  desshalb  auch  (wenigstens  vorläufig)  nicht  zur  Bun- 
desmitgliedschaft, welche  an  die  Stelle  der  alten  Reichsstand- 
schaft getreten  war,  gelassen  worden  waren,  nichtsdesto- 
weniger die  fortwährende  Anerkennung  der  früher  zur  Zeit  des 
Reiches  unbestritten  bestandenen  Standesgleichheit  zuzusichern 
und  zu  gewährleisten  beabsichtigten^).  Es  ist  daher  der  hohe 
Adel  im  Sinne  der  deutschen  Bundes-Akte  aufzufassen  als 
der  Inbegriff  der  souverainen  und  der  von  denselben  als 
ebenbürtig  anerkannten  Familien,  so  dass  also  die  Eben- 
bürtigkeit mit  den  souverainen  deutschen  Familien  das  Wesen 
des  hohen  Adels  im  Sinne  der  Bundes-Akte,  Art.  14.  ausmacht. 


*)  Vergl.  oben,  §.  82. 

^)  Dass.  dies  die  Meinung  des  Art.  14.  der  deiit.  B.-A  ist,  ergibt  sich  mit 
Bestimmtheit  aus  dem  Aachener  Conferenzprotolioll  v.  7.  Nov.  I8I8;so  wie 
auch  die  von  den  Jahren  1806  an  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  hinsicht- 
lich der  Staudesherren  ergangenen  Declarationen  nur  den  subjicirten  ehe- 
maligen Reichsständen  die  Ebenbürtigkeit  mit  den  regierenden  Familien 
und  die  übrigen  hohen  Vorrechte  nach  Bestimmung  der  B.-A.  Art.  14.  ga- 
rantiren. 
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Darüber,  ob  rcichssländischen  Familien,  welche  schon  in 
früherer  Zeit  ihre  reichsstänihschen  Besitzungen  und  ihre  Reichs- 
standschaft verloren  und  sich  daher  schon  früher  genöthiget 
gesehen  hatten,  in  Unterthanen -Verhältnisse  zu  einem  anderen 
deutschen  oder  zu  einem  auswärtigen  Staate  zu  treten,  eben- 
falls noch  die  Ebenbürtigkeit  mit  den  jetzt  souverainen  Häu- 
sern zukomme,  und  dieselben  daher  noch  zum  hohen  Adel  in 
Deutschland  zu  rechnen  sind,  hat  sich  die  Bundes-Akte  nicht 
ausgesprochen:  es  ist  aber  auf  der  anderen  Seite  solchen  ehe- 
mals reichsständischen,  aber  schon  vor  dem  Jahre  1*^06  aus  der 
Keichsstandschaft  geworfenen  Familien  auch  durch  die  Bundes- 
Akte  das  Recht,  auf  fortwährende  Anerkennung  ihrer  früher  un- 
streitig bestandenen  Ebenbürtigkeit  von  Seite  ihrer  ehemaligen 
Mit-Reichsstände  zu  dringen,  keinesweges  entzogen.  Da  die 
Bundes-Akte  keine  Veranlassung,  noch  auch  die  Absicht  hatte, 
sich  mit  ihrer  Lage  zu  beschäftigen,  so  muss  auch  angenommen 
werden,  dass  hinsichtlich  ihrer  Standesverhältnisse  sie  in  jenem 
Zustande  verblieben  sind,  in  welchem  sie  sich  schon  vor  dem 
Jahre  1806  befanden.  Bundesgesetzlich  sind  die  Bundesglieder 
jedoch  nur  verpflichtet,  die  seit  dem  Jahre  1806  mediatisirten 
ehemaligen  wirklichen  Reichsstände  für  ebenbürtig  zu  ach- 
ten: es  können  jedoch  auch  die  Bundesglieder  auch  anderen 
adelichen  Familien  die  Anerkennung  als  ebenbürtig  gewäh- 
ren, und  ist  daher  die  Zahl  der  hochadelichen  Familien  noch 
jetzt  einer  fortwährenden  Vermehrung  fähig.  Eine  solche  An- 
erkennung kann  jedoch,  wenn  sie  auch  einstimmig  von  allen 
Bundesgliedern  gewährt  würde,  einer  Familie,  welche  nicht 
schon  vor  1806  wirklich  reichsständisch  gewesen  war,  den 
Charakter  des  hohen  Adels  nicht  mit  rückwirkender  Kraft 
beilegen:  auch  ist  eine  solche  Anerkennung  nur  Sache  der  frei- 
willigen Gewährung,  und  kann  daher  ein  Majoritätsbeschluss 
die  dissentirenden  Bundesglieder  in  keiner  Weise  verpflichtet», 
am  wenigsten  aber  den  Landesherrn,  dessen  Souverainität  eine 
solche  früher  nicht  wirklich  reichsständisch  gewesene  Familie 
unterworfen  ist. 
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§.  128. 

Von  den  Rechtswirkungen  des  Adels  und  seiner  gegen- 
wärtigen politischen  Bedeutung. 

Die  politischen  Rechte  des  Adels  sind  nach  den  Verfassungen 
der  einzelnen  deutschen  Länder  sehr  verschieden  bestimmt'). 
Als  die  ausgezeichnetste  Klasse  erscheinen  überall  die  Mit- 
glieder der  sou verainen  Familien,  deren  vorzüglichstes  Recht 
die  Successionsfähigkeit  in  die  Krone  ist.  Sodann  sind  den  seit 
dem  Jahre  1806  mediatisirten  Reichsständen  (den  sog.  Standes- 
herren) und  übrigen  unmittelbaren  Reichsadelichen  durch  die 
Bundesaesetzoebuno:  gewisse  Rechte  zugesichert,  welche  den- 
selben  in  allen  deutschen  Staaten  gleichmässig  gewährt  werden 
sollen  2),  Einige  adeliche  Familien  befinden  sich  überdies  in 
einer  singulären  politischen  Stellung,  welche  sie  noch  fortwäh- 
rend zu  der  Ausübung  einer  Landeshoheit  in  dem  zur  Zeit  des 
Reiches  damit  verbundenen  Sinne,  oder  zu  einem  Analogon 
derselben,  jedoch  unter  der  Oberherrschaft  eines  souverainen 
Hauses  berechtiget^).  Ueber  die  Vorrechte  des  übrigen  land- 
sässigen  Adels  bestehen  keine  gemeinverbindlichen  gesetz- 
lichen Normen.  Als  regelmässige  Auszeichnungen  desselben 
erscheinen  noch  die  Hof-,  Lehn-  und  Stifts-Fähigkeit,  die  Fähig- 
keit zur  Aufnahme  in  gewisse  Ritterorden,  im  Falle  sie  die  sta- 
tutenmässige  Ahnenprobe  machen  können,  das  Recht,  Wappen 
und  adeliche  Prädikate  zu  führen,  und  die  Siegelmässigkeit. 
Von  den  ehemaligen  Realprivilegien  der  Rittergüter  sind  mei- 
stens die  Steuer-  und  Einquartirungsfreiheit  hinweggefallen; 
dagegen  ist  in  den  meisten  Staaten  dem  Rittergüter  besitzenden 


')  Vergl.  z.  B.  für  Bayern  die  Edikte  als  Beilage  4  bis  8  zur  Verf.- 
Urk., Tit.  V.;  für  Baden,  das  dritte  und  vierte  Constitutions-Edikt  v.  22.  Jiil. 
1807,  und  das  sechste  Constitutions-Edikt,  die  Grundverfassung  der  ver- 
schiedeneu Stände  betr.,  v.  4.  Juni  1808.  —  In  Würteinberg  war  dem  Ver- 
fassungs-Entwurfe  v.  3.  März  1807  ein  Adelsstatut  als  Beilage  zugegel)cn 
worden. 

^)  B.-A.,  .\rt.  14.  —  Vergl.  hierüber  das  Bundesrecht  (Anhang  I.  §.  93.  flg.) 
')  So  z.  B.  das  fürstliche  und  gräfliche  Haus  Schönburg  zu  Sachseu; 
das  gräfliche  Haus  Bentink  zu  Oldenburg.  (Bundesrecht,  §.  2.) 
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Adel  gewöhnlich  eine  besondere  Bevorzugung-  hinsichtlich  der 
Theilnahme  an  der  Landstandschaft  eingeräumt,  und  noch  häutig 
demselben  auch  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  belassen  wor- 
den. Die  politische  Bedeutung  des  Adels  bestehet  in  der  Erb- 
monarchie darin,  dass  er  eine  Mittelgewalt  bildet,  so  zwar,  dass 
er  das  conservative  Prinzip  (den  gemässigten  Fortschritt)  so- 
wohl gegen  Uebergriffe  von  Seite  der  Staatsgewalt  als  der 
Bewegungspartei  im  Volke  zu  vertreten  hat.  Dieser  seiner  Be- 
stimmung in  dem  modernen  Staatsleben  kann  der  Adel  aber 
nur  genügen,  insoferne  grosser  Grundbesitz  die  Grundlage 
seiner  Vorzüge  bildet,  und  er  nicht  an  Intelligenz  hinter  den 
übrigen  Staatsbürgern  zurücksteht. 

§.  129. 
Von  der  Rechtsfähigkeit  der  Fremden. 

Der  Fremde,  welchem  der  Eintritt  in  das  Land  gestattet  wor- 
den ist,  hat  1)  Anspruch  auf  den  Staatsschutz  während  der 
Dauer  seines  Aufenthaltes,  wogegen  er  aber  für  die  gleiche 
Frist  durch  die  Straf-  und  Polizeigesetze  des  Staates  ebenso 
wie  dessen  bleibende  Unterthanen  verpflichtet  wird.  —  2)  Der 
Fremde  geniesst  alle  Privatrechte,  welche  nicht  den  Inländern 
als  staatsbürgerliche  Vorzüge  (droits  civils  im  engeren  Sinne, 
§.  121)  beigelegt  sind:  auf  letzere  hat  er  dagegen  nur  dann 
Anspruch,  wenn  dies  durch  Staatsverträge  festgesetzt  worden 
ist;  doch  pflegt  man  heut  zu  Tage  auch  in  allen  Staaten  den 
Fremden  die  Theilnahme  an  den  staatsbürgerlichen  Privatrech- 
ten zu  gestatten,  wenn  von  der  Regierung  seiner  Heimath  Re- 
ciprocität  zugesichert  wird  ^).  —  3)  Hinsichtlich  derZustands- 


')  Den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  ist  das  Recht,  Grund- 
stücke in  einem  anderen  deutschen  Staate  zu  erwerben,  ausdrücklich  in  der 
B.-A.,  Art.  18.  a.  beigelegt.  Ueber  die  Erbfähigkeit  der  Unterthanen  eines 
deutschen  Staates  in  den  andern  Bundesstaaten  ist  keine  solche  ausdrück- 
liche Bestimmung  enthalten:  doch  wird  sie  allgemein  auerkaiiut.  Auch  hin- 
sichtlich der  Civil-Restituliouen  (im  Gegensatze  der  prozessualischen),  z.  B. 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  ein  Minderjähriger,  der  Unterthan  eines  anderen 
Bundesstaates  ist,  wegen  Versäumniss  seines  Vormundes  bezüglich  der  Ein- 
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rechte  ist  der  Fremde  stets  nach  dem  Rechte  seiner  Heimath 
(als  seinen  Statntis  personalibus)  zu  behandeln.  —  4)  Der 
Fremde  ist  im  Staate  nur  geduldet,  und  hat  daher  gegen  die 
Staatsregierung  kein  Recht  auf  Gestattung  längeren  Aufent- 
haltes, als  es  dieser  gefällt,  noch  auch  auf  Angabe  von  Gründen 
im  Falle  seiner  Ausweisung 2).  Auf  der  anderen  Seite  ist  auch 
kein  Staat  verpflichtet,  den  Reclamationen  anderer  Staaten  wegen 
Auslieferung  von  Fremden,  wenn  sie  gleichwohl  Unterthanen 
des  reclamirenden  Staates  wären,  Folge  zu  geben,  insoferne 
nicht  hinsichtlich  der  Auslieferung  besondere  Staatsverträjje 
bestehen.  —  5)  Jeder  Ausländer  ist  fähig,  eben  so  wie  der  In- 
länder, vor  den  Gerichten  als  Parthei  aufzutreten,  und  über 
streitige  T  hat  Sachen  in  Civil-  und  Criminalsachen  ein  gültiges 
Zeugniss  abzulegen.  Auch  ist  der  Ausländer  im  Prozesse  in 
Folge  des  Grundsatzes  der  unter  den  Partheien  zu  beobachtenden 
Rechtsgleichheit  befugt,  alle  nach  der  Landesgesetzgebung  ge- 
statteten Rechtsmittel  zu  gebrauchen,  ist  aber  in  Deutschland, 
wenn  er  als  Kläger  auftreten  will,  und  im  Staate  nicht  mit  Grund- 
stücken ansässig  ist,  zur  Bestellung  einer  Caution  Avegen  der 
Kosten  verpflichtet.  —  6)  Kein  Ausländer  kann  und  darf  in 


tragung  einer  Hypothek  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  verlangen 
könne,  fehlt  es  an  einer  allgemeinen  Vorschrift;  hierüber  wird  verschieden 
geurtheilt.  Da  aber  zur  Zeit  des  Reiches  in  Folge  der  Gemeinscliaftlichkeit 
der  Reichsgesetzgebung  diese  Civilrestitutionen  nothwendig  rechtlich  allen 
deutschen  Unterthanen  in  allen  Reichsstaaten  zu  gewähren  waren,  so  iriuss 
man  auch  eine  solche  Gewährung  für  die  Unterthanen  der  deutschen  Bun- 
desstaaten noch  jetzt  für  gerechtfertiget  halten,  da  bei  der  Auflösung  des 
deutschen  Reiches  und  bei  der  Entstehung  der  mehreren  souverainen  Staaten 
in  Deutschland  und  insbesondere  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes 
keine  Verschlimmerung  der  früheren  rechtlichen  Stellung  der  Untertlianen 
in  den  einzelnen  Staaten  zu  einander  beabsichtiget  wurde.  —  Wo  aber  ein 
Landesgesetz  ausdrücklich  die  Eigenschaft  als  Inländer  erfordert,  wie  z.  B. 
bei  Testamenten,  wobei  die  Zeugen  nicht  nur  zur  Beurkundung  einer  Tiiat- 
sache,  sondern  auch  der  Solenn ität  wegen  zugezogen  werden  müssen, 
da  kann  auch  ein  Unterthan  eines  andern  deutschen  Bundesstaates  so  we- 
nig wie  ein  anderer  Fremder  für  einen  gehörig  qualificirten  Zeugen  geachtet 
werden. 

^)  Auch  den  Unterthanen  deutscher  Bundesstaaten  ist  durch  kein  Gesetz 
eine  grössere  Befugniss  hinsichtlich  des  Aufenthaltes  in   anderen  ßundes- 
slaaten  beigelegt.  Vergl.  Bad.  VI.  Constit.-Edikt  v.  4.  Juni  1808. 
ZüjiH,  Staatsrecht.  3 te  Ausg.  J5 
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einem  Lande  ein  Recht  geltend  machen ,  welches  durch  die 
Gesetzgebung  desselben  aufgehoben  oder  für  unwirksam  er- 
klärt ist'). 


VI.  A1>!§c]iititt. 

Von  den  Volksrechten. 

§.  130. 
Begriff  und  Wesen  der  Volksrechte. 

Volksrechte  sind  diejenigen  Rechte,  welche  den  Unter- 
thanen  theils  als  Einzelnen,  theils  in  ihrer  Gesammtheit,  der 
Unterwerfung  unter  die  Staatsgewalt  unbeschadet,  im  Ver- 
hältnisse zu  dieser,  d.  h.  gegen  den  Souverain  zustehen. 
Da  das  Volk  durch  die  Anerkennung  einer  Staatsgewalt  nicht 
rechtlos  wird  (§.  52),  so  ergibt  sich,  dass  in  jedem  Staate 
(der  Theorie  nach)  Volksrechte  vorhanden  sind  und  vorhanden 
sein  müssen,  in  welcher  Form  auch  die  Staatsgewalt  organisirt 
sein  mag.  Eben  so,  wie  das  Bedürfniss  des  Volkes,  so  ist  es 
auch  sein  Recht,  vernünftig,  d.  h.  gerecht  und  weise  regiert 
zu  werden.  Allein  nicht  bei  allen  Staatsformen  finden  sich  be- 
sondere gesetzlich  anerkannte  Organe  für  die  Geltendmachung 
und  Ausübung  der  Volksrechte,  so  z.  B.  nicht  in  der  Demo- 
kratie, wo  Volk  und  Souverain  identisch  ist,  und  wo  daher 
die  Hoheitsrechte  und  die  Volksrechte  durchaus  in  einander 
laufen,  und  nicht  von  einander  geschieden  sind  ^) .  Desgleichen 
fehlen  solche  Organe  für  die  Volksrechte  in  der  reinen  (abso- 


^)  So  z.  B.  kann  kein  Fremder,  der  einen  Sklaven  mit  sich  bringt,  sein 
Herrenrecht  vor  den  deutsciien  Gericliten  geltend  machen,  vielmehr  ist  der 
Sklave  für  frei  zu  achten,  so  wie  er  den  Boden  eines  deutschen  Landes  be- 
tritt, in  welchem  die  Sklaverei  abgeschafft  ist 

')  Aus  diesem  Grunde  muss  man  auch  die  Theorien  der  classischen  Au- 
toren (Griechen  und  Römer)  nur  mit  Vorsicht  auf  die  Verhältnisse  moderner 
Staaten  anwenden.  Vgl.  S.  190.  Note  i. 
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Inten)  Monarchie  oder  Aristokratie,  und  darum  sind  in  diesen 
Staatsformen  die  Volksrechte  selbst  bedeutungslos.  Allein 
überall,  wo  ein  gesetzliches  Organ  für  die  Ausübung  der  Volks- 
rechte fehlt,  ist  der  Staat  unvollkommen  organisirt:  denn  wo 
dieser  Mangel  vorhanden  ist,  da  hat  der  Sou verain  nur  Rechte, 
aber  keine  Rechtspflichten,  und  seine  Regentenpflicht,  wenn 
er  überhaupt  eine  solche  anerkennt,  hat  sodann  nur  den  Cha- 
rakter einer  blos  moralischen  Pflicht.  Das  oberste  Problem 
aller  Politik  bestehet  aber  darin,  auch  die  Herrscherpflicht  prak- 
tisch in  so  weit  zu  einer  Rechtspflicht  zu  machen,  als  dies 
ohne  Beeinträchtigung  der  Souverainität  und  des  Herrscher- 
rechtes geschehen  kann  2),  Dieses  Problem  kann  nur  auf  eine 
Weise  gelöst  werden,  nämlich  dadurch,  dass  man  die  Volks- 
r echte  mit  einem  gesetzlichen  Organe  versieht,  wodurch 
sie  eben  so,  wie  sie  ihrem  Wesen  nach  die  natürliche  G ranze 
der  Staatsgewalt  sind  (§.  58),  auch  eine  wirksame  Schranke 
des  Missbrauches  derselben  bilden  können,  ohne  dass  jedoch 
diesem  Organe  der  Volksrechte  eine  Befugniss  zur  eigentlichen 
Mitregierung  oder  Theilung  der  Gewalten  eingeräumt 
würde. 


2)  Den  Gegensatz  der  Lehre  von  einer  blos  moralischen  Herrsclier- 
pflicht  und  von  einer  Rechtspflicht  des  Souverains  hat  Mauren- 
b  re  ch  er,  Die  deutschen  regierenden  Fürsten  und  ihre  Souverainität,  Franlv- 
furt  a.  M.  1839,  durch  den  Gegensatz  von  Fürstensouv  erainität  und 
Staatssouverainität  zu  bezeichnen  gesucht.  Allein  diese  Terminologie 
läuft  ebensowohl  dem  deutschen  Sprachgebrauche  zuwider,  wonach  die 
Volkssouverainität  allein  den  Gegensatz  der  Förstensouverainität 
bildet,  als  sie  den  völkerrechtlichen  Begriffen  widerspricht,  wonach  die 
Souverainität  des  Staates  durch  die  des  Fürsten  bedingt  und  mit  dieser 
identisch  ist.  —  Dass  die  Anerkennung  einer  Rechtspflicht  des  Staats- 
herrschers in  gewissen  Beziehungen  mit  dem  Begriffe  der  Monarchie  nicht 
nur  verträglich,  sondern  sogar  eine  Garantie  der  Souverainität  des  Mo- 
narchen selbst  ist,  wird  durch  die  in  Gemüssheit  des  Art.  13.  der  deutschen 
Bundesakte  und  des  Art.  57.  der  Wiener  Schlussakte  bestehenden  landstän- 
dischen Verfassungen  an  sich  dargethan.  Wo  eine  landständische  Verfas- 
sung eingeführt  wird,  ist  der  Streit,  ob  und  in  wie  weit  die  Herrscher- 
pflicht eine  Rechtspflicht  sei,  positiv-rechtlich  entschieden.  Alles  richtet 
sich  hier  nach  dem  Umfange  der  den  Ständen  eingeräumten  Befugnisse. 

15* 
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§:  131. 

Eintheilung  der  Volksrechte. 

1)  Von  den  materiellen  Volksrechten. 

Die  Volksrechte  theilen  sich  gerade  so,  wie  die  Hoheits- 
rechte, in  materielle  und  formelle  Rechte  ein,  je  nachdem 
man  die  Gegenstände  der  Berechtigung,  oder  die  Art  und 
>Veise  ihrer  Ausübung  in  Betracht  zieht.  Die  materiellen 
Yolksrechte  sind  eben  so,  wie  die  materiellen  Hoheitsrechte, 
durch  den  Begriff  und  Zweck  des  Staates  selbst  gegeben  (§.  52), 
und  somit  als  ursprüngliche,  nicht  erst  von  der  Staats- 
gewalt abgeleitete  oder  verwilligte  Rechte,  unantastbar  und 
unverletzlich,  was  auch  schon  daraus  folgt,  dass  sie  ihrem  Be- 
griffe nach  die  natürlicheGränze  der  Staatsgewalt  sind  (§.58). 
Die  materiellen  Yolksrechte  sind  aber  keine  anderen,  als  die 
Urrechte  der  Individuen  selbst,  deren  Schutz  und  Schirm 
der  Zweck  des  Staates  ist:  und  es  kann  keine  anderen  mate- 
riellen Yolksrechte  geben,  als  diese,  da  das  Yolk  als  ein  In- 
begriff von  Individuen  auch  keine  anderen  Rechte  haben 
kann,  als  diejenigen,  welche  den  Individuen  zukommen,  von 
welchen  es  gebildet  Avird.  So  wie  die  Rechte  der  Individuen 
Sichtheils  auf  die  Person,  theils  auf  Gegenstände  (Sachen) 
beziehen,  so  sind  auch  die  materiellen  Volksrechte  zweifach: 
Personalfreiheit')  und  Eigenthumsfreiheit.  Ausflüsse 
dieser  beiden  Volksrechte  oder  vielmehr  nur  andere  Formen 
ihres  Ausdruckes  sind  1)  die  Unabhängigkeit  der  Criminal- 
und  Civilrechtspflege  von  der  persönlichen  Einmischung 
des  Subjektes  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt 
(des  Souverains)  ;  2)  das  Recht,  dem  ordentlichen  Richter 
nicht  entzogen  zu  werden;  3)  der  Grundsatz  der  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetz,  d.  h.  bei  der  gerichtlichen  Verfolgung 


')  Hierunter  ist  auch  das  Recht  der  Denk-  und  Glaubensfreiheit 
lind  das  Recht  der  freien  Aeusserung  in  Rede,  Schrift  und  durch  die 
Presse,  so  wie  auch  das  Recht  der  Selbstbestimmung  zur  Verfolgung 
aller  vernünftigen  Zwecke  begriffen. 
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von  Rechten  2),  und  4)  die  Gleichheit  der  Befiigniss  und 
Pflicht  der  Theilnahme  an  allen  politischen  Rechten 
und  Lasten^). 

§.  132. 
2)  Von  den  formellen  Volksrechten. 

a)  Von  der  ursprünglichen  Ausübung  der  Volksrechte, 
oder  von  der  volksmässigen  Rechtsbildung. 

Da  der  Begriff  eines  Volkes  durch  das  Dasein  eines  gemein- 
samen Rechts-Bewusstseins  bedingt  ist  (§.  10),  so  ist  es  auch 
das  angeborne  (immanente)  Recht  des  Volkes,  dass  die  in 
seinem  gemeinsamen  Rechtsbewusstsein  liegenden  Ideen,  d.  h. 
die  mit  seinem  Dasein  zugleich  gesetzten  materiellen  Volks- 
rechte auf  eine  der  concreten  Nationalität  entsprechende  Weise 
praktische  Geltung  erlangen.  Jedes  Volk  hat  daher  von  Haus 
aus  (als  formelles  Volksrecht)  das  Recht  der  selbstthätigen 
Rechtserzeugung  und  Rechtsbildung,  eben  weil  das 
Recht  sein  eigentlicher  allgemeiner  Geist,  d.  h.  sein  sittliches 
Bevvusstsein  in  Bezug  auf  die  socialen  Verhältnisse  ist.  Ur- 
sprünglich übt  das  Volk  überall,  insbesondere  bei  den  germani- 
schen Stämmen,  seine  Befugniss  der  Rechtserzeugung  und 
Rechtsbildung  durch  dieThat  selbst,  d.  h.  durch  die  Beobachtung 
gewisser  Grundsätze  als  durch  das  gemeinsame  volksmässiore 
Rechtsbewusstsein  geboten,  und  durch  den  Ausspruch  der 
Volksansicht  in  streitigen  Fällen  durch  die  Volksversammlung 
oder  durch  eine  Art  von  Repräsentation  (Schöffen  u.  dergl.) 
aus  unbetheiligten  Personen  gebildet,  in  welchen  die  Kenntniss 
der  volksmässigen  Rechtsanschauungen  als  lebendig  voraus- 
gesetzt wird,  so  dass  also  das  Volksrecht  der  Rechtserzeugung 
und  Rechtsbildung  zuerst  als  das  Recht  der  Bildung  von  Her- 
kommen oder  Gew^ohnheitsrecht  und  der  Rechtsprechung  er- 


*)  Hello,  de  l'egalite  devant  la  loi,  in  F Delix  reviie  1844,  Jiili-Heft, 
p.  481 

')  Diese  Volksrechte  sind  in  den  neueren  Verfassiings-ürkinulen  regel- 
mässig ausdniclilich  anfgeführt. 
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scheint.  Nur  allmählig  tritt  in  der  Geschichte  eine  Einwirkung 
der  Staatsgewalt  auf  die  volksraässige  Rechtsbildung  hervor, 
und  in  der  Entwickelung  der  Legislation  als  Gegensatz  der- 
selben beruhet  die  eigentliche  Entwickelung  alles  inneren 
Staatslebens.  Da  das  Volk  in  allen  Staaten  als  das  Recht-er- 
zeugende  Element  uranfänglich  vorhanden  ist,  so  ist  die  Thätig- 
keit  des  Staatsherrschers  selbst  bei  monarchischer  Staalsform 
ursprünglich  nur  auf  die  Verwirklichung  und  Handbabung  der 
volksmässigen  Rechtsideen  angewiesen,  so  dass  der  Monarch 
an  sich  zuerst  nur  die  vollziehende  Gewalt,  und  in  der  nationalen 
Rechtsanschauung  zugleich  eine  lebendige  Schranke  seiner 
Gewalt  hat.  Es  kann  jedoch  nicht  fehlen,  dass  nicht  bei  fort- 
schreitender Entwickelung  des  Verkehres  und  bei  grösserer 
Anhäufung  von  Volksmassen  allmählig  die  Function  der  Rechts- 
bildung von  dem  Volke  selbst  mehr  oder  minder  an  einen  eijje- 
nen  Juristenstand  übergeht,  und  sodann  in  gleichem  Ver- 
hältnisse an  die  Stelle  des  Herkommens  und  des  Volksurtheiles 
die  Doctrin  und  der  Gerichtsgebrauch  als  neuere  Formen 
der  Rechtsbildung  treten.  Dieselben  Veranlassungen,  welche 
diese  Umgestaltung  der  volksmässigen  Rechtsbildung  hervor- 
rufen, bewirken  aber  auch  regelmässig  gleichzeitig,  dass  die 
nationalen  Rechtsanschauungen,  welche  nunmehr  durch  die 
Ueberweisung  der  Rechtspflege  an  einen  besonders  dafür  ge- 
bildeten Stand  ihren  ursprünglichen  breiten  Boden  (das  unmit- 
telbare Volksbewusstsein)  theilweise  verloren  haben,  anfangen 
schwankend  zu  werden,  und  dies  gibt  sodann  unvermeidlich 
dem  Staatsherrscher  Veranlassung,  mit  der  Thätigkeit  eines 
Vollstreckers  auch  die  eines  Auslegers  des  Rechtes  zu  ver- 
binden, und  es  als  seine  Aufgabe  zu  erfassen,  durch  seine  Ver- 
ordnungen die  im  Volksgeiste  liegenden  richtigen  Entschei- 
dungsnormen vor  Auswüchsen  zu  bewahren  und  die  wahrhaft 
nationalen  Rechtsgrundsätze  zur  äusserlichen  Anschaulichkeit 
zu  bringen.  Auf  diesem  Wege  gelanget  der  Inhaber  der  voll- 
ziehenden Gewalt  überall  fast  unmerklich  zur  eigentlichen  ge- 
setzgebenden Gewalt.  Wo  die  Gesetzgebung  aber  einmal  ihre 
Thätigkeit  beginnt,  da  erscheinet  sie  alsbald  im  Verhältnisse  zu 
dem  älteren,  auf  Herkommen  und  Gerichtsgebrauch  beruhenden 
Rechte  als  Neuerung,  und  sodann  beginnet  längere  Zeit  hin- 
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durch  ein  Kampf  zwischen  ihr  und  der  volksthümlichen  Rechfs- 
bildung,  in  welchem  sich  bald  die  Legislation  über  das  her- 
kömmliche Recht  als  correctorische  Gewalt  erhebt,  bald  aber 
auch  umgekehrt  die  volksmässige  Rechtsbildung  den  Sieg  über 
die  Gesetzgebung  davon  trägt,  und  sodann  als  derogatorische 
Gewohnheit  erscheint.  So  wie  sich  die  Monarchie  mehr  einer 
Despotie  nähert,  um  so  tiefer  drängt  sie  die  volksmässige 
Rechtsbildung  herunter  und  lässt  sie  neben  ihrer  Gesetzgebung 
nur  noch  als  etwas  gleichsam  Exceptionelles,  in  den  von  ihr 
selbst  beliebig  bestimmten  Schranken  zu  ').  Allein  selbst  bei 
der  möglichst  massenhaften  und  umfassenden  autokratischen 
Gesetzgebung  wird  und  kann  es  nie  gelingen,  über  alle  Ver- 
hältnisse und  Fragen,  welche  die  ewig  forlschreitende  Bewe- 
gung des  Volkslebens  erzeugt,  im  voraus  Bestimmungen  und 
Entscheidungen  zu  geben,  und  daher  würde  man  auch  in  einem 
grossen  Irrthume  befangen  sein,  wenn  man  glauben  wollte, 
dass  jemals  in  einem  Staate  keine  andere  Norm  geite,  als  nur 
allein  das  positive,  von  dem  Staatsherrscher  ausgegangene  Ge- 
setz. Selbst  wo  die  volksmässige  Rechtsbildung  durch  die  auto- 
kratische Gesetzgebung  niedergedrückt  ist,  erhält  sich  dem 
Volke  das  unzerstörliche  Bewusstsein  lebendig,  dass  die  Rechts- 
bildung und  insbesondere  die  Rechtsprechung  als  Subsum- 
tion des  einzelnen  Falles  unter  die  allgemeine  nationale  Rechts- 
idee naturgemäss  seine  Sache  sei,  und  dass  die  autokratische 
Gesetzgebung  vernünftiger  Weise  sich  doch  nur  das  Ziel  setzen 
könne,  das  nationale  Recht  zur  Anschaulichkeit  zu  bringen. 
Je  mehr  das  Volk  sich  bewusst  wird,  dass  die  volksmässige 
Rechtserzeugung  durch  Herkommen  von  der  autokratischen 
Gesetzgebung  beengt  und  in  Fesseln  geschlagen  ist,  desto 
lauter  wird  es  den  Rest  des  Einflusses  auf  die  Rechtsbildung, 
der  ihm  unter  solchen  Umständen  noch  bleiben  kann,  in  An- 
spruch nehmen,  nämlich  eine  volksthümliche  Organisa- 
tion der  Gerichte,  und  völlige  Unabhängigkeit  derselben 


')  Ich  erinnere  hier  nur  an  die  bekannte  L.  2.  Cod.  quae  sit  longa  con- 
suetndo  (8,  53). 
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von  der  Staatsgewalt.  Nichts  anderes,  als  ein  nothwendiger 
Aiisfluss  des  unzerstörlichen  Strebeiis  im  Volke,  sich  sein  natur- 
gemässes  Recht  der  Kechtsbildung  zu  erhalten  und  dasselbe 
in  zeitgemässen  Formen  zu  üben,  ist  das  Streben  der  Völker 
nach  Theilnahme  an  der  Legislation,  wo  diese  einmal  durch 
Vermittelung  der  Monarchie  das  Herkommen  überflügelt  hat,  und 
in  der  Gestattung  dieser  Theilnahme  liegt  auch  das  Moment, 
w^odurch  die  Versöhnung  der  kämpfenden  Prinzipien,  d.  h,  der 
volksmässigen  und  autokratisch-legislativen  Rechtsbildung  be- 
dingt ist.  Die  Forderung  der  Völker  nach  Theilnahme  an  der 
Legislation  muss  aber  um  so  dringender  werden,  als  sich  bei 
steigender  Entwickelung  überhaupt  und  insbesondere  bei  stei- 
gender Intelligenz  das  Volksleben  überall  rascher  bewegt,  und 
das  Volk  selbst  erkennet,  dass  der  in  früheren  Zeiten  fast  in- 
stinktartig eingeschlagene  Weg  der  Gewohnheiten-Bildung  lang- 
wierig und  zweifelhaft  ist,  Avogegen  die  Theilnahme  an  der 
Gesetzgebung  dem  Volke  die  Möglichkeit  gewährt,  das  Recht, 
dessen  Geltung  ihm  Bedürfniss  geworden  ist,  mit  eben  so  be- 
stimmtem Bewusstsein  als  Schnelliokeit  zur  Anerkennung  zu 
bringen.  Je  mehr  überdies  eine  Zeit  sich  bewusst  wird,  dass 
ihre  Ideen  eine  eben  so  grosse  Berechtigung  in  sich  tragen,  in 
ihr  zu  gelten,  wie  die  der  Altvordern  in  der  früheren  Zeit  ge- 
golten haben,  und  je  weniger  demnach  eine  Zeit  geneigt  ist, 
von  den  Anschauungen  der  Vorzeit  sich  regeln  zu  lassen,  desto 
mehr  wird  das  Volk  selbst  sich  sogar  von  dem  Gewohnheits- 
rechte ab-  und  einer  fortschreitenden  Rechtsentwickelung  durch 
eine  Rechtsprechung  zuwenden,  welche  sich  sogar  nicht  mehr 
durch  Präjudizien  gebunden  erachtet,  sondern  in  dem  zwar  auf 
einer  gesetzlichen  Grundlage  ruhenden,  aber  im  übrigen  völüg 
freien  Raisonnement  eines  unabhängigen  Richters  den  einer 
mündig  gewordenen  Zeit  würdigen  Ausdruck  des  nationalen 
Rechtsbewusstseins  erkennt  ^). 


2)  Theorie  des  Code   Napoleon,  Art.  5.  und   des  Üesteneich.   bürgeil. 
Gesetzbuchs,  §.  12. 
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§.  133. 

b)  Von  der  volksmässigen  Rechtsbilduiig  oder  von  dem 
Ilerkoinmen  in  Bezug  auf  das  deutsche  Staatsrecht 
insbesondere. 

Die  Grundsätze  des  öffentlichen  Rechtes,  welche  in  den 
deutschen  Staaten  durch  eine  in  der  Meinung  rechtlicher  Noth- 
wendigkeit  (Opinionc  tiecessitatts)  vorgenommene  mehrfache 
thatsächliche  Anwendung  und  Befolgung  (usus,  consnettido) 
von  Seiten  der  Regierung,  des  Volkes  oder  einzelner  Klassen 
desselben  verpflichtende  Kraft  erhalten  haben,  pflegt  man  als 
Staatsherkommen  zu  bezeichnen.  Dieses  Staatsherkommen 
ist  nur  eine  Unterart  des  Gewohnheitsrechtes  überhaupt.  Wie 
bei  diesem,  so  liegt  auch  hinsichtlich  des  Staatsherkommens 
der  oberste  Grund  seiner  Geltung  nicht  in  einer  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Billigung  des  Gesetzgebers  oder  in 
seiner  Bestätigung  in  Urtheilen  ^),  obgleich  auch  diese  äusseren 
Momente  dazu  kommen,  oder  nach  einer  spezieflen  Verfassung 
erforderlich  sein  können,  sondern  jener  Grund  liegt  in  der  un- 
mittelbaren volksmässigen  Rechtsanschauung,  d.  h.  in  dem  juri- 
stischen Bewusstsein  des  Volkes  selbst,  welches  eben  durch  die 
thatsächliche  Uebung  äusserlich  erkennbar  wird.  Man  muss 
hiernach  wohl  die  Gewohnheit  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  als. 
sich  wiederholende  Thatsache,  und  das  auch  mitunter  schlecht- 
hin Gewohnheit  genannte  Gewohnheitsrecht  unterscheiden, 
welches  letztere  aus  der  ersteren  hervorgeht.  Die  Gewohnheit 
als  Thatsache  ist  der  Natur  der  Sache  nach  aber  nicht  nur,  wie 
Viele  besonders  in  neuerer  Zeit  glauben,  Erkenntnissgrund 
des  (bereits  im  Volksgeiste  vorhandenen)  volksmässigen 
Rechtes 2),  sondern  sie  ist  überdies  auch  eine  wahre  Rechts- 
quelle oder  Entstehungsgrund  des  Rechtes,  insoferne  das 
durch  sie  thatsächlich  dargestellte  Recht  schon  bloss  wegen 


')  Das  Gegentheil  vertheidigt  K.  S.  Zachariae,  liter.  Nachlass,  1843. 
S.  129.  flg. 

*)  Dle.se  Ansicht  wird  besonders  von  v.  Savigny  vertheidigt.  (Vergl. 
dessen  System  des  heut.  röm.  R.,  I.  §.  31.) 
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dieser  thatsächlichen  Darstellung  auch  für  die  Zukunft  den 
Charakter  einer  verbindlichen  Norm  in  Anspruch  nimmt  ^).  Die 
Erfordernisse  eines  gültigen  Staatsherkommens  sind  keine 
anderen  wie  die  des  Gewohnheitsrechtes  überhaupt  ■*):  dass  es 
im  übrigen  sowohl  constitutiv  als  derogatorisch  sefn  könne,  ist 
niemals  bezweifelt  worden-^).  Als  eine  Eigenthümlichkeit  des 
Staatsherkommens  behaupteten  früher  Einige ,  dass  Mehrheit 
der  Fälle  zu  seiner  Begründung  nicht  nolhwendig  sei  ^).  Diese 
Behauptung  war  ein  Ausfluss  der  irrigen,  aber  früher  fast  all- 
gemein angenommenen  Theorie,  dass  alles  Staatsherkommen 
ein  stillschweigender  Vertrag  sei,  wobei  gerade  das  übersehen 
wurde,  dass  der  Vertrag  nur  auf  Willkühr  beruht  und  nur 
Willkührliches  bestimmt,  wogegen  das  Herkommen  gerade  im 
Gegensatze  hiervon  als  Produkt  einer  inneren  ( sittlichen ) 
Nothwendigkeit  erscheinet,  und  der  Grundgedanke  desselben 
dahin  geht,  dass  es  nicht  nur  die  einzelnen  Personen  verpflich- 
ten will,  welche  bei  seiner  Gründung  speziell  mitwirkten,  son- 
dern dass  es  auch  für  die  übrigen  Mitglieder  eines  gewissen 
Kreises,  und  diejenigen  Personen,  welche  im  Laufe  der  Zeit  an 
deren  Stelle  treten,  oder  sonst  mit  einem  solchen  Kreise  in 
rechtliche  Berührung  kommen,  die  Bedeutung  einer  Rechts- 
regel behaupten  wilH).  In  monarchischen  Staaten,  wie  die 
sämmtlichen  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme  der  vier  freien 
Städte  sind,  gehöret  bei  dem  hier  bestehenden  scharfen  Gegen- 
satze der  Reffieruns:  und  des  Volkes  zu  der  Bilduns;  eines  Staats- 


')  In  dieser  Beziehung  kann  man  auch  sagen,  dass  der  Grund  der  Gül- 
tigkeit des  Gewohnheitsrechtes  die  Gewohnheit  selbst  ist. 

*)  Es  werden  daher  erfordert:  a)  facta  concludentia;  b)  opinio  neces- 
sitatls;  c)  Vernünftigkeit  der  Gewohnheit  (ut  sit  consuetudo  rationabilis). 

*)  Vergl  hierüber  meine  Geschichte  der  deut.  Rechtsqiiellen  (1846), 
§.21. 

«)  Vergl.  z.  B.  Häb erlin,  Handbuch,  I.  S.  205. 

')  Sehr  schön  erklärt  sich  hierüber  v.  Wächter,  Würtemberg.  Priv.-R., 
Bd.  II.  Ahth.  1.  S.  44.  „Das  Gewohnheitsrecht  bildet  sich  immer  durch  ein- 
zelne handelnde  Personen,  welche  einer  durch  die  Natur  des  vorliegenden 
Rechtsverhältnisses  bedingte  Ansicht  bewusst  oder  unbewusst  folgen,  und 
damit  zugleich  die  gemeine  Meinung,  die  Volksüberzeugung  über  das  recht- 
liche Verhälluiss  bewusst  oder  unbewus.st  aussprechen."  —  L.  3  Cod.  8.  53. 
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herkommens,  insoferne  dadurch  für  den  ganzen  Staat  verbind- 
liche Normen  eingeführt  werden  sollen,  auch  die  Mitwirkung 
der  Reojerung,  wemgstens  insoweit,  dass  dieselbe  die  wieder- 
holte thatsächliche  Uebung  eines  Grundsatzes  von  Seiten  des 
Volkes,  der  Landstände  u.  s.  w.  nicht  widersprochen  hat:  in  den 
Republiken  hat  dagegen  die  Mitwirkung  der  Regierung  bei  der 
Bildung  eines  Herkommens  in  der  Regel  keine  solche  prak- 
tische Bedeutung'^).  Wo  ein  staatsrechtliches  Herkommen  aber 
nur  in  einem  gewissen  politischen  Kreise,  wie  z,  B.  nur  inner- 
halb der  landständischen  Corporation,  oder  einer  Kammer  oder 
Gemeinde  wirken  will  und  nur  die  Verhältnisse  der  Mitglieder 
derselben  unter  sich  berührt,  ist  der  Natur  der  Sache  nach  die 
Mitwirkung  der  Regierung  bei  der  Bildung  eines  solchen  Her- 
kommens ausgeschlossen.  Es  ist  auch  behauptet  w^orden,  dass 
zu  der  Bildung  eines  für  den  gesammten  Staat  verbindlichen 
Herkommens  in  den  Staaten  mit  Repräsentativ -Verfassung  die 
Mitwirkung  der  Landstände  erforderlich  sei,  weil  hier  das  Volk 
seinen  Antheil  an  der  Gesetzgebung  ein  für  allemal  den  Land- 
ständen übertragen  habe^).  Allein  hierbei  ist  der  Gegensatz 
von  monarchischer  Legislation  und  volksmässiger  Rechtsbil- 
dung ausser  Acht  gelassen  und  beides  durch  einander  geworfen, 
und  insbesondere  übersehen,  dass  die  Landstände  nur  den 
Zweck  haben,  bei  der  von  dem  Fürsten  ausgehenden  eigent- 
lichen Gesetzgebung  im  Interesse  des  Volkes  mitzuwirken, 
womit  die  Frage  nach  der  fortwährenden  volksthümlichen 
Rechtsbildung  auf  dem  Wege  des  Herkommens  in  gar  keiner 
Beziehung  steht i").  Je  nachdem  sich  das  Staats-Herkommen 
auf  die  Grundverfassung  des  Staates  oder  auf  andere  politische 
Verhältnisse  bezieht,  unterscheidet  man  ein  sog.  Fundamental- 
und  einfaches  Staats-Herkommen.  Nach  dem  Umfange  seiner 
Verbindlichkeit  muss  man  ein  gemeines  deutsches  und  ein 
partikuläres  Herkommen  der  einzelnen  Staaten  unterschei- 


^)  Für  Republiken  gilt  noch  immer,  was  schon  die  L.  32.  Dig.  de  Leg^'. 
(I.  .3.)  hervorhob:  „Nam  quid  interest,  suffragio  populus  voinntatem  suani 
declaret,  aut  rebus  ipsis  et  factis?'' 

«)  V.  Mohl,  Wiirteniberg.  Staats-R.,  I.  S.  81. 
»«)  Vergl.  V.  Wächter,  Würtemberg.  Priv.-R.,  Bd.  II.  §.  9. 
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den,  und  ZAvar  ersteres  in  dem  zweifachen  Sinne,  in  welchem 
in  Deutschland  überhaupt  von  sog.  juristisch-  und  histo- 
risch-gemeinem Rechte  gesprochen  werden  kann'^).  Zur  er- 
steren  Klasse  des  gemeinen  Rechtes  gehöret  gegenwärtig  das 
Herkommen,  welches  sich  bei  der  deutschen  Bundesversamm- 
lung als  jener  Institution  bildet,  in  welcher  für  das  politische 
Rechtsbewusstsein  in  Deutschland  wenigstens  in  gewissen 
Beziehungen  ein  gemeinsamer  Mittelpunkt  nach  dem  Unter- 
gange der  Reichs  Versammlung  erschaffen  worden  ist.  Zur 
zweiten  Klasse  ist  dagegen  die  zwar  stets  local  sich  äus- 
sernde'2),  aber  wegen  der  nationalen  Einheit  der  Rechts- 
anschauung und  somit  aus  innerer  Nothwendigkeit  gleichförmige 
Rechtsübung  zu  zählen*^).  Die  fernere  Bildung  eines  solchen, 
im  historischen  Sinne  gemeinen  Staats-Herkommens  ist  in  Bezug 
auf  das  Territorialstaatsrecht  in  Folge  der  schärferen  Abgrän- 
zung  des  politischen  Lebens  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
seit  der  Entstehung  ihrer  Souverainität  allerdings  vielfach  er- 
schwert, jedoch  nicht  absolut  unmöglich:  auch  wird  es  nur 
noch  in  seltneren  Fällen  zu  seiner  Bildung  kommen,  aus  dem 
Grunde,  weil  die  überall  vermehrte  Thätigkeit  der  politischen 
Gesetzgebung  und  die  erleichterte  Erschaffung  eines  volks- 
thümlichen  politischen  Rechtes  durch  die  Gestattung  der  Mit- 
wirkung von  Landständen  bei  derselben  die  Herkommenbildung 
überhaupt  mehr  entbehrlich  gemacht  haben.  Auch  sind  manche 
Grundsätze,  welche  in  der  Zeit  der  Reichsverfassung  als  be- 
ruhend auf  einem  gemeinen  Staats-Herkommen  betrachtet  wur- 
den, allmählig  theils  von  der  allgemeinen,  theils  von  der  parti- 
kulären Gesetzgebung  aufgenommen   worden,  so  dass  auch 


")  Vergl.  oben  §.  23. 

1*)  Die  Form  des Partikiilarismus  (der  lokalen  Erscheimino;)  ist  allem 
Herkommen  absolut  unvermeidlich:  so  wie  auch  der  allgemeine  Mensch- 
heitsgeist (die  Vernunft)  sich  nie  anders  wie  individuell  (im  Individuum) 
manifestiren  kann. 

>')  Nicht  darin  bestehet  der  Charakter  des  gemeinen  Herkommens,  dass 
es  überall  vorkommt, sondern  dass  da,  wo  es  vorkommt,  es  als  historische 
Beurkundung  der  logischen  Entwickelung  der  volksmässigen  Rechtsideen 
erscheint. 
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hierdurch  die  weitere  Bezugnahme  auf  ihre  gewohnheifsreclil- 
liche  Entstehung  vielfach  als  überflüssig  erscheinen  musste  **). 

§.  134. 

Von   den  besonderen   Organen  für  die   Ausübung  der 
Volksrechte. 

Schon  im  hohen  Alterthume  findet  man  einzelne  Spuren  der 
Anerkennung  der  Volksrechte  und  der  Ajufstellung  besonderer 
Organe  für  ihre  Ausübung.  Dies  ist  überall  —  wenn  gleich  in 
verschiedenem  Umfange  —  da  der  Fall,  wo  sich  in  einem 
Staate  mehrere  verschiedene  Geburtsstände  historisch  ent- 
wickelt haben,  und  daher  mehrere  politische  Elemente,  wie  z.  B. 
ein  aristokratisches  und  ein  demokratisches  Element,  sich  gegen- 
über stehen,  und  nach  einem  mitunter  blutigen  Kampfe  um  die 
Oberherrschaft  mit  einander  zu  vertragen  genöthigt  waren.  In 
dieser  Art  erscheinen  z.  B.  in  der  römischen  Republik  die 
Volkstribunen  als  das  Organ  der  Volksrechte,  ursprünglich 
nur  mit  einer  rein  negativen  Gewalt  —  einem  Feto  —  d.  h. 
dem  Rechte  der  Beschränkung  der  regierenden  Aristokratie 
ausgerüstet,  ohne  Befugniss  zur  aktiven  Theilnahme  an  der 
Regierung  selbst,  Avie  dies  dem  Charakter  der  Volksrechte  ge- 
mäss ist.  Man  kann  im  Allgemeinen  behaupten,  dass  schon  eine 
Anerkennung  der  Volksrechte  und  ein  Organ  derselben  vorhan- 
den ist,  wo  der  Grundsatz  der  Unabhängigkeit  der  Rechts- 
pflege ausgesprochen  ist,  indem  da  die  Gerichte  selbst  als  die 
gesetzlich  schützende  Institution  für  die  Geltung  der  Volks- 
rechte erscheinen  (§.  107).  —  Bei  den  germanischen  Völkern 


•*)  Hieher  gehören  z.  B.  die  Grundsätze,  dass  die  deutsche  Nation  be- 
fugt und  verpflichtet  ist,  bei  aller  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Stämme 
in  ihren  inneren  Angelegenheiten,  in  äusseren  Beziehungen  ein  politisches 
Ganze  (gleichviel  in  welcher  Form)  zu  bilden;  dass  in  Deutschland  keine 
autokratische  Despotie  bestehen  kann ;  dass  die  Gerichte  unabhängig  Recht 
sprechen  sollen  und  der  Souverain  denselben  keine  Entscheidung  vorschrei- 
ben darf;  dass  die  Kronen  nach  den  Grundsätzen  des  Privatfürstenrechtes, 
welches  selbst  grossentheils  auf  Herkommen  beruht,  vererben  u.  s.  w.  — 
Auch  die  Reception  des  römischen  Rechtes  und  der  Libri  Feudorum  kann  als 
Beispiel  eines  unzweifelhaften  gemeinen  Herkommens  aufgefülirt  werden. 
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finden  sich  solche  Spuren  der  Anerkennung  von  Volksrechfen 
seit  den  ersten  Anfängen  ihrer  Geschichte,  und  schon  von  den 
Kömern  wurde  es  als  nationaler  Charakter  der  deutschen 
Staatsverfassung  bemerkt  und  hervorgehoben,  dass  der  Staats- 
gewalt Schranken  gesetzt  seien,  welche  den  Missbranch  der- 
selben verhindern').  Seit  der  ältesten  Zeit  erkannten  die  Kö- 
nige der  deutschen  Völker  —  und  ebenso  im  späteren  Mittelalter 
die  Kaiser,  und  ähnlich  die  Landesherren  in  ihren  Territorien  — , 
durch  historisch  nachweisbare  Verhältnisse  gedrungen,  gewis- 
sen Ständen,  wie  z.  ß.  dem  Kriegerstande  oder  dem  Adel  und 
der  Geistlichkeit,  gewisse  Berechtigungen  als  durch  die  Staats- 
gewalt selbst  unantastbare  Befugnisse  zu,  und  somit  erscheinen 
in  Deutschland  die  ständischen  Rechte  oder  Freiheiten 
(Pnvileffia)  ^)  als  die  Vorläufer  der  Anerkennung  der  Volks- 
rechte. Diese  Anerkennung  von  Volksrechten  und  die  Erschaf- 
fung besonderer  Organe  für  deren  Ausübung  wurde  ein  unab- 
weisliches  Bedürfniss,  sowie  der  politische  Gegensatz  der 
Stände  allmählig  in  dem  Begriffe  einer  allgemeinen  Unter- 
thanenschaft  unterging,  und  der  Adel  und  die  Geistlichkeit  ihre 
Bedeutung  als  politische  Mittelgewalt  mehr  und  mehr  ver- 
loren, und  die  fortschreitende  Civilisation  der  Idee  der  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze  die  Oberherrschaft  verschaffte.  Die 
materiellen  Volksrechte  und  die  ursprüngliche  Uebung  derselben 
in  den  Formen  der  volksmässigen  Rechtsbildung  (§.  132)  kön- 
nen aber  von  Seiten  des  Staatsherrschers  in  der  Monarchie  nur 
gefährdet  werden  durch  den  Missbrauch  der  gesetzgebenden 
und  der  vollziehenden  Gewalt,  als  der  Formen  aller  Regie- 
rungsthätigkeit  (§.  105).  Darum  sind  auch  die  formellen 
Volksrechte,  für  welche  die  neuere  Zeit  überall  die  Erschaffung 
besonderer  Organe  fordert,  nichts  anderes,  als  jene  Rechte, 
welche  dem  Volke  in  Beziehung  auf  die  Ausübung  der  formellen 
Hoheitsrechte,  d.  h.  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Ge- 
walt durch  die  Staatsverfassung  eingeräumt  werden.  Dies  ge- 
schieht in  ersterer  Beziehuns  durch  die  Gestattunff  einer  T hei  1- 


1)  Tacit.  Germ.  c.  7.  „Nee  regibns  infinita  mit  libera  poteatas." 
*)  Ständische  Recht e  verhalten  sich  zu  den  Vollisrechten,  wie  jura 
Singular ia  undjM^  conitmme. 
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nähme  an  der  Gesetzgebung  durch  einen  Repräsentantenkörper: 
in  letzterer  durch  das  FesthaUen  an  dem  Grundsatze  der  Un- 
abhängigkeit der  Rechtspflege  und  die  Gestattung  einer 
Kritik  der  gesammten  Staatsverwaltung  durch  den  Repräsen- 
tantenkörper, welche  sich  nach  Umständen  bis  zur  Befugniss 
der  Anklage  der  höchsten  Staatsbeamten  steigern  kann.  Dies 
sind  zugleich  die  hauptsächlichsten  Momente ,  welche  allen 
neueren  Verfassungen,  wenn  gleich  mit  vielfachen  Abweichun- 
gen, im  Einzelnen  zu  Grunde  liegen. 

§.  135. 

Von  der  durch  die  Organisation  der  Volksrechte  be- 
dingten Unterscheidung  von  Beherrschungs-  und 
Regierungsformen, 

a)  Von  den  Beherrschungs  formen. 

Die  Unterscheidung  der  Beherrschungsforraen  (Arcbie) 
und  Regierungs formen  (Kratie)  gehört  erst  der  neueren 
Zeit  an  ^).  Früher  theilte  man  die  Staatsforraen  nur  nach  der 
Zahl  der  regierenden  Subjekte  ein,  und  unterschied  hiernach 
die  drei  sog.  einfachen  Staatsformen:  Monarchie,  Aristo- 
kratie und  Demokratie.  Das  Wort  Republik  wurde  zwar 
im  Alterthume  mitunter,  wie  bei  uns  das  Wort  Staat,  von  allen 
drei  Staatsformen  gebraucht  ^j,  obschon  man  dabei  hervorhob, 
dass  nur  in  der  Demokratie  eigentlich  der  Staat  auch  wirklich 
Republik,  d.  h.  res  popuU  sei').  In  Deutschland  bildete  sich  im 
Mittelalter,  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  freie  Stellung  der 
Reichsstädte,  ein  Sprachgebrauch,  nach  welchem  man  Aristo- 
kratie und  Demokratie  vorzugsweise  unter  dem  Namen  „Repu- 
blik" zusammenfasste,  und  ihnen  beiden  die  Monarchie  als 


•)  Dieser  Uuterschied  liegt  nicht  in  den  Worten:  aber  er  liegt  in  der 
Sache,  und  daher  ist  die  Bildung  einer  besonderen  Ternjinologie  wohl  zu 
rechtfertigen.  Zuerst  hat  Krug,  in  seiner  Dikäopolltik,  1824,  auf  diese  Un- 
terscheidung aufmerksam  gemacht. 

2)  Cic.  de  repub.  I.  c.  28. 

^)  Cic.  ibid.  c.  32. 
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eine  andere  Gattung  von  Staatsform  entgegensetzte.  Der  Unter- 
schied wurde  hauptsächlich  darin  gefunden,  dass  in  der  Repu- 
blik, sie  mochte  nun  übrigens  Demokratie  oder  Aristokratie 
sein,  die  Regierung  stets  im  Namen  des  Volkes  und  in  Folge 
eines  Mandates  desselben  geführt  werde,  und  daher  das  Prinzip 
der  Volkssouverainität  anerkannt  sei^),  während  in  der 
Monarchie  die  Regierung  nur  im  Namen  des  Monarchen  und 
kraft  eigenen  Rechtes  desselben  geführt  wird.  Die  Staats- 
formen, welche  man  nach  der  Rücksicht  auf  das  Subjekt  der 
Staatsgewalt  unterscheiden  kann,  nennt  man  nunmehr  Beherr- 
schungsformen (Archie),  und  somit  ergibt  sich  von  selbst 
eine  Eintheilung  der  Staatsformen  in  Monarchien  und  Poly- 
archien.  Diese  tetzteren  umfassen  daher,  wie  der  Ausdruck 
Republik,  sowohl  die  Demokratie,  als  die  Aristokratie.  In  so- 
ferne  bei  der  sog.  Aristokratie  verhältiiissmässig  zur  Gesaramt- 
masse  des  Volkes  nur  Einige  (Wenige)  herrschen,  kann  sie 
auch  als  Olig^ archie  bezeichnet  werden.  Beruhet  die  Aristo- 
kratie  auf  einem  theokratischen  Prinzipe,  so  wird  sie  Hierar- 
chie genannt. 

§.  136. 
b)  Von  den  Regierungsformen. 

Die  Staatsformen  können  auch  noch  in  einer  anderen  Be- 
ziehung eingetheilt  werden,  nämlich  mit  Rücksicht  darauf,  ob 
das  Subjekt  der  Staatsgewalt  bei  der  Ausübung  derselben  gewis- 
sen positiven,  die  Verhinderung  ihres  Missbrauches  bezwek- 
kenden  Schranken  unterworfen  ist,  oder  nicht,  d.  h.  je  nachdem 
für  die  Volksrechte  gewisse  Organe  constituirt  sind,  oder  nicht. 
Da  man  aber  früher  fast  durchgängig  mehr  oder  minder  in  dem 
Irrthume  befangen  war,  als  wenn  die  Volksrechte,  insbesondere 
die  formellen,  ein  Theil  der  Souverainitätsrechte  wären,  weil 
durch  sie  dem  Volke  eine  Mitwirkung:  bei  der  Ausübunor  der 


*)  Zur  Zeit  des  Reichsverbaiules  befand  sich  in  den  Reichsstädten  die 
Volkssouverainität  in  einer  eiffenUiüniLiclien  ünterordnunu-  unter  die  kaiser- 
liche monarchische  Staatsgewalt,  welche  eigentlich  als  ein  Frotectorat  die- 
ser Republiken  erschien. 
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politischen  Gewalten  eingeräumt  wird  '),  so  pflegte  man  bei 
solchen  Verfassungen,  welche  der  Willkühr  des  Staatsherr- 
schers positive  Schranken  in  den  Organen  der  Volksrechte  ent- 
gegen stellen,  von  einer  Theilnahme  des  Volkes  an  der  Staats- 
gewalt selbst,  oder  von  einer  Mitregierung  desselben  zu 
sprechen,  und  bezeichnete  sodann  die  Art  und  Weise,  wie  die 
Staatsgewalt  ausoeübt  wird,  nämlich  mit  oder  ohne  Theilnahme 
des  Volkes,  als  Regierungsform  oder  Kratie.  Hiernach 
unterscheidet  man  Autokratien,  in  so  ferne  dem  Staatsherr- 
scher kein  Organ  der  Volksrechte  zur  Seite  steht,  und  im  Ge- 
gensatze hiervon  gebraucht  man  den  Ausdruck  synkratische 
oder  gemischte  Reffierungsform,  wo  Organe  für  die  Volks- 
rechte  bestehen-).  Allein  letztere  Bezeichnung  ist  nur  da  pas- 
send, wo  wirklich  das  System  der  Theilung  der  Gewalten  durch- 
geführt ist,  und  eine  völlige  Trennung  der  gesetzgebenden  und 
vollziehenden  Gewalt  durch  Ceberweisung  derselben  an  zwei 
verschiedene  Subjekte  besteht,  in  welchem  Falle  Manche  die 
Staatsform  auch  als  Dyarchie  bezeichnen.  Hinsichtlich  aller 
jener  Verfassungen,  welche  aber,  wie  die  der  deutschen  Staa- 
ten, nicht  auf  das  Prinzip  der  Theilung  der  Gewalten,  sondern 
auf  die  Anerkennung  der  Volksrechte  gebaut  sind,  und  nicht  eine 
Theilnahme  des  Volkes  an  der  Souverainität  selbst,  d.  h.  keine 
Volkssouverainität,  sondern  nur  eine  Einwirkung  desselben  auf 
die  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  gewissen  Beziehungen  durch 
gesetzmässige  Organe,  d.  h.  eine  Garantie  für  die  Beschränkung 
der  Staatsgewalt  auf  ihren  Zweck  und  ihre  natürlichen  Gränzen 
zu  gewähren  beabsichtigen,  ist  die  Bezeichnung  der  Regierungs- 
form  als  synkratische  durchaus  unpassend.  Richtiger  und  mit 
durchgreifender  Gültigkeit  unterscheidet  man  daher  in  den  ange- 
gebenen Beziehungen  unbeschränkte  (absolute)  und  be- 
schränkte Regierungsformen.  Diese  Eintheilung  hat  überdies 
nur  in  Bezug  auf  die  Mo  narchie  eine  entschiedene  Bedeutung. 
Auf  die  Demokratie  ist  dieselbe  ohnehin  ihrem  Begriffe  nach  nicht 
anwendbar,  weil  in  dieser  der  Herrscher  das  Volk  selbst  ist,  und 
daher  die  Herrscherrechte  und  die  Volksrechte  in  ihr  nothwendig 


')  Vergl.  oben  §.  lOS.  — 
-)  So  Krug,  Dikäopolitik  S.  260.  — 
Znpfl,  Staatsrecht.  3te  Au?g. 
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in  einander  fliessen.  Aber  auch  bei  der  Aristokratie  ist  diese  Ein- 
tbeilung  wenigstens  ohne  praktischen  Werth,  da  jede  aristokra- 
tische Verfassung  als  Unterart  der  RepubUk  (§.  135)  die  An- 
erkennung wenigstens  einiger  politischen  Rechte  des  Volkes 
voraussetzt.  Die  beschränkte  Monarchie  wird  auch  repräsen- 
tative Monarchie  genannt,  in  soferne  eine  Repräsentation  des 
Volkes  als  das  gesetzliche  Organ  der  Volksrechte  eingeführt  ist'). 
Sie  heisst  auch  Constitution  eile  Monarchie,  in  so  ferne  die 
Anerkennung  der  Volksrechte  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Aus- 
übung und  der  Umfang  derselben  sich  nicht  sowohl  auf  dem  Wege 
des  Herkommens  allmählig  entwickelt  hat,  sondern  vielmehr  in 
einer  besonderen  Urkunde  (Constitution)  von  dem  Staats- 
oberhaupte sanktionirt  worden  ist.  Auch  ist  in  neuerer  Zeit  (in 
Frankreich)  der  Ausdruck  „Monarchie  mit  republikani- 
schen Institutionen"  in  Gebrauch  gekommen.  Unter  den 
beschränkten  Monarchien  lassen  sich  sodann  folgende  Haupt- 
klassen unterscheiden:  I.  Staaten  mit  sog.  ständischen  Ver- 
fassungen. Bei  diesen  ist  der  Monarch  nicht  sowohl  beschränkt 
durch  allgemeine  Volksrechte  als  vielmehr  nur  durch  die  Stan- 
desprivilegien der  politisch  bevorrechteten  Klassen.  Diese  Ver- 
fassung selbst  ist  einer  zweifachen  Ausbildung  fähig,  je  nach- 
dem die  Stände  nur  eine  berathende  oder  eine  entschei- 
dende Stimme  haben  *) .  H.  Die  zweite  Hauptklasse  bilden  die 
Staaten  mit  Repräsentativ-Verfassung:  d.  h.  diejenigen, 
in  welchen  das  gesammte  Volk  durch  eine,  aus  ihm  hervorge- 
gangene stellvertretende  Korporation  allgemeine  Volksrechte 
ausübt.  Auch  hier  sind,  abgesehen  von  den  Modificationen, 
welche  die  Repräsentativ-Verfassung  durch  Beimischungen  aus 
der  alten  ständischen  Verfassung  erleiden  kann,  zvvei  Unter- 
arten zu  unterscheiden:  1)  Verfassungen,  welche  auf  der  wirk- 


^)  Man  gebraucht  zwar  in  neuerer  Zeit  auch  den  Ausdruck  reprä- 
sentative Demokratie,  nämlich  für  solche  Demokratien,  wo  das  Volk 
nicht  in  seiner  Versammlung,  sondern  durch  Mandatare  seine  gesetzge- 
bende Gewalt  übt.  Es  leuchtet  von  selbst  ein,  dass  hier  von  keiner  be- 
schränkten Regierungsform  die  Rede  ist. 

*)  Ersteres  war  häufig  der  Fall  bei  den  älteren  deutschen  Landstän- 
den: die  Reichsstände  dagegen  behaupteten  stets  eine  entscheideade 
Stimme. 
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liehen  Theilung  der  politischen  Gewalten  beruhen,  wofür  man 
die  Bezeichnung  von  synkratischen  Regierungsformen  oder 
Dyarchien  beibehalten  kann,  und  2)  Verfassungen,  nach  wel- 
chen das  Volk  nicht  die  Souverainität  mit  dem  Monarchen  theilt, 
sondern  die  Mitwirkung  seiner  Repräsentation  bei  der  Ausübung 
der  Staatsgewalt  durch  den  Souverain  die  Verbürgung  ihres 
zweckmässigen  und  vernünftigen  Gebrauches  zum  Gegenstande 
hat.  Diese  Regierungsform  wird  man  am  besten  als  beschränkte 
Monarchie  im  engeren  Sinne  bezeichnen.  Im  wesentlichen  be- 
stehen der  Theorie  nach  zwischen  den  letzten  beiden  Klassen 
folgende  Unterscheidungen:  a)  in  der  beschränkten  Monarchie 
im  engeren  Sinne  hat  nur  der  Monarch,  bei  der  synkratischen 
Regierungsform  aber  auch  die  Repräsentation  die  Initiative  der 
Gesetzgebung;  b)  bei  der  ersteren  hat  der  Monarch  ein  unbe- 
schränktes Veto,  nicht  so  aber  bei  der  letzteren;  c)  sodann  hat 
bei  der  synkratischen  Regierungsform  die  Repräsentation  stets 
ein  unbeschränktes  Steuerverweigerungsrecht,  während  dieses 
häufig  in  der  beschränkten  Monarchie  im  engeren  Sinne  ein- 
geschränkt zu  sein  pflegt.  In  den  praktisch  bestehenden  Ver- 
fassungen findet  sich  nur  sehr  selten  die  synkratische  Regie- 
rungsform in  ihrer  vollen  Consequenz  ausgebildet'). 


VII.  Al>s»cli]iitt. 

Von  der  Verfassung. 

§.  137. 
Begriff  der  Verfassung. 

Die  Verfassung  ist  der  Inbegriff"  der  in  einem  Staate  hinsicht- 
lich der  Beherrschungs-  und  Regierungsform,  d.  h.  hin- 
sichtlich der  Organisation  der  Staatsgewalt  und  der  Volks- 


*)  Am  schärfsten   in    der  spanischen  (Cortes-)  Verfassung,  vom    19. 
März  1812,  und  in  den  Norwegischen  Verfassungen  v.  31.  Mai  und  14.  Nov. 

1814.— 

16* 
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rechte  und  ihres  gegenseitigen  Yerhähnisses  gehenden 
Rechtsgrundsätze.  Es  gibt  keinen  Staat  ohne  Verfassung,  weil 
diese  nichts  anderes  als  die  Staatsform  selbst  ist.  Allein  hieraus 
folgt  nicht,  dass  jede  Verfassung  gut  und  zweckmässig  ist. 

§.  138. 

Entstehung  und  Eintheilung  der  Verfassungen. 

Die  Verfassung  eines  Staates  beruhet  entweder  auf  Her- 
kommen, oder  auf  positiver  und  urkundlicher  Festsetzung  der 
die  Staatsform  betreffenden  Rechtsgrundsätze.  Im  letzteren  Falle 
ist  in  neuerer  Zeit  der  Ausdruck  Constitution  oder  Charte 
gebräuchlich  geworden  ^).  Im  Mittelalter  bezeichnete  man  solche 
schriftliche  Urkunden  über  die  politischen  Rechtsverhältnisse 
der  Unterthanen  oder  einzelner  Klassen  derselben  durch  den 
Ausdruck  Freiheit en  oder  Privilegien.  Man  theilt  heut  zu 
Tage  die  urkundlichen  Verfassungen  in  octroirte,  d.  h.  auto- 
nom isch  ver willigte,  in  so  ferne  sie  von  dem  Souverain 
ohne  Mitwirkung  des  Volkes  demselben  in  Form  eines  Privi* 
legiums  ertheilt  sind,  und  in  vertragsmässige  Verfas- 
sungen, in  so  ferne  sie  durch  Unterhandlung  mit  dem  Volke 
oder  dessen  Stellvertretern  zu  Stande  gekommen  sind.  Allein 
dieser  Unterschied  in  der  Form  der  Errichtung  der  Verfas- 
sungsurkunden hat  keinen  Einfluss,  weder  auf  den  rechtlichen 
Charakter  ihres  Inhaltes,  noch  auf  ihre  praktische  Wirk- 
samkeit, da  der  oberste  Rechtsgrund  der  verpflichtenden  Kraft 
der  Verträge  doch  ebenfalls  nur  die  Autonomie  der  Con- 
traheuten ist.  Die  Ertheilung  einer  Verfassungs- Urkunde,  sie 
werde  in  der  Form  eines  Privilegs  gegeben,  oder  mit  der  Nation 
vertragsmässig  zu  Stande  gebracht,  ist  nur  Sache  des  jeweili- 
gen Staatsherrschers,  weil  sie  eine  politische  Angelegenheit 
ist,  und  der  Souverain  in  sich  alle  Hoheitsrechte  vereiniget,  und 
einerseits  durch  Bewilligung  gesetzlicher  Organe  für  die  Volks- 
rechte nur  seine  Privilegienhoheit  ausübt,  und  anderseits 


')   Doch  findet  sich   der  Ausdruck  Magna   Charta   (yreat  Charter) 
schon  längst  für  den  Freibrief  der  eiiglischeu  Nation  von  1215. 
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durch  Feststellung  der  Staatsforni  nur  eine  Regentenpflicht 
erfüllt.  Darum  ist  auch  die  Einwilligung  der  fiirstlichen  Agnaten 
zur  Errichtung  einer  Yerfassungs-Urkunde  nicht  nöthig,  noch 
eine  Bedingung  ihrer  G^ültigkeit,  wenn  sie  gleich  als  eine  wün- 
schenswerthe  Garantie  derselben  betrachtet  werden  kann  2). 

§.  139. 
Von  der  iVbäiiderung  und  Auslegung  der  Verfassung. 

Dass  eine  Verfassung,  welche  dem  Volke  Rechte  und  eine 
Organisation  für  die  Ausübung  derselben  gestattet,  und  welche 
rechtsgültig  errichtet  worden  und  einmal  ins  Leben  getreten 
ist,  nicht  mehr  einseitig  von  dem  Souverain  abgeändert  wer- 
den kann  ^),  folgt  aus  der  iVatur  der  Sache,  und  ist  auch  durch 
die  Gesetzgebung  des  deutschen  Bundes  positiv  anerkannt  2). 
Da  eine  derartige  Verfassung  über  der  einseitigen  Einxv'irkung 
des  Souverains  stehet,  so  kann  sie  auch  nicht  von  demselben 
einseitig  authentisch  interpretirt,  noch  auch  eine  bereits  fest- 
stehende usuelle,  d.  h.  durch  Herkommen  begründete  Inter- 
pretation abgeändert  werden,  weil  jede  authentische  Inter- 
pretation die  Aufstellung  eines  neuen  Gesetzes  enthält.  Handelt 
es  sich  aber  nur  um  eine  doctrinelle  Interpretation  der  Verr 
fassung,  d.  h.  um  eine  solche,  welche  in  Bezug  auf  einzelne 
Fälle  von  den  Gerichten  oder  den  Regierungsbehörden,  Privat- 
personen, oder  auch  den  Ständen  gegenüber,  zu  machen  ist, 
so  rauss  die  Verfassung  im  Zweifel  zu  Gunsten  des  Sou- 
verains —  pro  principe  —  interpretirt  werden,  sowohl  desshalb, 
weil  im  Staate  überhaupt  und  im  Allgemeinen  die  Verrauthung 
für  die  Legalität  der  Handlungsweise  der  Staatsgewalt  streitet 
(§.  117),  als  auch  desshalb,  weil  die  Organisation  der 
Volksrechte  nur  eine  politische  Schranke  der  Souverainität 


2)  Vergl.  oben  §.  73.  III.  2.  a. 

')  Auch  nicht  von  dem  Thronfolger  (Vergl.  oben  §.  73). 

2)  W.  S.  A.  Art.  56.  „Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden 
landständischen  Verfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege 
wieder  abgeändert  werden."  —  Ueber  den  Begriff:  „anerkannte  Wirk- 
samkeit" vergl.  den  Bundesbeschluss  v.  4.  Nov.  1830,  Prot.  §.  273. 
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ist,  und  daher  im  Ver*^leiche  mit  dieser  den  Charakter  eines  j'ns 
singulare,  oder  eines  Privilegiums  an  sich  trägt,  dessen  Um- 
fang in  dem  einzehien  Falle  speziell  erwiesen  werden  muss'^). 

§.  140.        • 

Von  der  besten  Verfassung. 

Der  Werth  einer  jeden  Verfassung  ist  relativ,  und  durch  den 
Nationalcharakter,  die  Bildungsstufe  und  überhaupt  durch  die 
historischen  Verhältnisse  der  Nationen  bedingt.  Die  Trefflichkeit 
der  Verfassung  erprobt  sich  besonders  dann,  wenn  der  Staat 
von  einer  schlechten  Verwaltung  bedroht  wird,  weil  nur 
in  ihr  die  gesetzmässigen  Mittel  zur  Verhütung  des  Missbrauches 
der  Staatsgewalt  und  zur  Beschränkung  derselben  auf  ihre  na- 
türlichen Gränzen  gefunden  werden  können.  Hieraus  erheilet 
auch  zugleich,  dass  eine  gute  Verfassung  nicht  so  unbedeutend 
ist,  dass  sie  bei  einer  guten  Adminisration  entbehrt  werden 
könnte:  denn  gerade  sie  bürgt  für  die  letztere,  indem  sie  eine 
schlechte  Staatsverwaltung  verhindert.  Der  Theorie  nach  ist  im 
allgemeinen  jene  Verfassung  für  die  beste  zu  erklären,  Avelche 
die  meisten  Garantien  einerseits  für  eine  kräftige  Hand- 
habung der  Staatsgewalt  innerhalb  ihrer  natürlichen  Grän- 
zen, andererseits  für  die  Beschränkung  derselben  auf  diese 
Gränzen  oder  für  die  Verhütung  ihres  Missbrauches  dar- 
bietet. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  die  be- 
schränkte Monarchie  als  die  zweckmässigste  Verfassung 
bei  den  gegenwärtigen  socialen  Verhältnissen  in  Europa  zu 
vertheidioen. 


')  Man  iinterscheiile  hier  \vohl  die  materiellen  Volksrechte  und  die 
formellen  Volksrechte  (§.  131).  Erstere  sind  mit  dem  Begriffe  des  Staa- 
tes selbst  gegeben,  und  danim  absolute  und  unveränderliche  Rechte  (jxis 
commune),  letztere  aber  eine  politische  Einrichtung,  und  daher  durch 
das  positive  Recht  verschiedenartig  bestimmbar,  und  wie  ein  Blick 
auf  die  bestehenden  Verfassungen  zeigt,  auch  allenthalben  verschieden 
bestimmt. 
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II.  Abtlieiliing. 

Ferfasstmgs- Recht  der  constifuHouellen 
Monarchie, 

I.  Al^scliiiitt. 

Von  der  constitutionellen  Monarchie  überhaupt*). 

§.  141. 
Begriff  der  constitutionellen  Monarchie. 

Die  constitutionelle  Monarchie,  welche  in  der  neueren  Zeit 
in  den  meisten  deutschen  Staaten  Aufnahme  gefunden  hat,  ist 
als  eine  beschränkte  Monarchie  im  engeren  Sinne  (§.  136), 
d.  h.  als  diejenige  monarchische  Regierungsforra  zu  be- 
greifen, in  welcher  \olksrechte  anerkannt  sind,  und  zur 
Ausübung  derselben  eine  Volksvertretung  (Repräsenta- 
tion) zugelassen  ist.  Die  gewöhnliche  Definition,  wonach  man 
die  constitutionelle  Monarchie  als  die  Staatsverfassung  erklärt, 
in  welcher  der  Monarch  bei  der  Ausübung  der  Hoheitsrechte 
durch  eine  aus  Abgeordneten  des  Volkes  bestehende  Versamm- 
lung beschränkt  ist,  ist  bloss  formell  und  darum  ungenügend, 
weil  siti  über  den  Zweck  und  das  Wesen  der  Repräsentation 
keinen  Aufschluss  gibt,  und  daher  auch  nicht  sogleich  von  vorne 
herein  den  Irrthum  ausschliesst  und  zurückweist,  als  wenn 
durch  die  Repräsentation  eine  Theilung  der  Gewalten  bezweckt 
werden  sollte. 


*)  V.  Aretin,  Staatsrecht  der  constitutionellen  Monarchie  (fortgesetzt 
von  K.  V.  Rotteli)  II.  Bde.  Altenburg-  1824  (2.  Aufl.  1840.).  —  F.  J.  Stahl, 
das  monarchische  Prinzip.  Heidelberg,  1845.  — 
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§.  142. 

Von  den  Ideen,  auf  Avelchen  die  constitutionelle 
Monarchie  beruht. 

Die  constitutionelle  Monarchie  ist  überhaupt  auf  dem  Conti- 
nente  von  Europa  erst  in  der  neuesten  Zeit  eingeführt  worden. 
Das  Bedürfniss,  durch  welches  sie  in  das  Leben  gerufen  wurde, 
war  der  Mangel  einer  genügenden  gesetzlichen  Anerken- 
nung und  Verbürgung  der  Volksrechte  und  somit  auch  der  indi- 
viduellen Rechte  der  Unterthanen,  der  Staatsgewalt  gegenüber. 
Die  constitutionelle  Monarchie  beruht  daher  auf  folgenden  Grund- 
ideen: 

I.  Anerkennung  einer  Herrscherpflicht  neben  dem  Herr- 
scherrechte als  mit  einander  untrennbar  verbunden, 

n.  Daher  geht  die  Tendenz  der  constitutionellen  Monarchie 
dahin,  die  an  sich  bestehende  moralische  Verbindlichkeit  des 
Regenten,  gerecht  und  weise,  d.  h.  gesetzmässig  und 
im  wohlverstandenen  Interesse  der  Unterthanen,  d.  h.  zum 
Nutzen  und  Frommen  des  Volkes  zu  regieren,  zu  einer 
Rechtspflicht  umzuwandeln,  so  weit  dies  mit  dem  Begriffe 
der  Souverainität  vereinbar  ist. 

§.  143. 
Fortsetzung, 

Diese  Aufgabe  strebt  die  constitutionelle  Monarchie  dadurch 
zu  lösen,  dass  sie 

I.  eine  Beschränkung  der  Staatsgewalt  auf  ihre  natür- 
lichen, d.  h.  auf  die  durch  ihren  Begriff  selbst  gegebenen 
Gränzen  zu  bewirken,  und  den  Missbrauch  der  Staatsgewalt 
unmöglich  zu  machen,  oder  doch  möglichst  zu  erschweren 
sucht,  während  sie  im  Uebrigen  dem  Souverain  den  freies ten 
Gebrauch  der  Staatsgewalt  verbürgt.  Das  wesentlichste  Mittel 
für  die  Bewirkung  eines  solchen  politischen  Zustandes  ist 

n.  die  völlige  Trennung  der  Regierung  von  der  Verwal- 
tung (§.  174),  welche  in  keiner  anderen  Staatsform  in  solchem 
Grade  stattfindet,  aber  in  praktischer  Beziehung  eben  so,  wie 
als  eigenthümlicher  Charakter,  so  auch   als  das  politische 
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Prinzip  der  conslitutionellen  Monarchie  erscheint.  Als  Conse- 
qiienz  dieses  Prinzipes  stellet  sich  dar: 

III.  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  (§.  167)  eben- 
sowohl gegen  den  Repräsentanten-Körper,  als  gegen  den  Sou- 
verain  selbst,  woraus  die  Nothwendigkeit  der  Contrasig- 
natur aller  von  dem  Monarchen  ausgehenden  Verfügungen  und 
Gesetze  durch  einen  Minister  von  selbst  erhellet. 

IV.  Da  die  constitutionelle  Monarchie  ihrem  Begriffe  nach 
durch  Anerkennung  von  Volksrechten  bedingt  ist,  so  muss  in 
ihr  der  Ausspruch  der  Gleichheit  der  Unterthanen  vor 
dem  Gesetz  und  die  Zusicherung,  dass  Niemand  seinem 
ordentlichen  Richter  entzogen  werden  dürfe  (§.  131), 
als  das  oberste  rechtliche  Prinzip  an  die  Spitze  der  Verfas- 
sung gestellt  werden.  Unabhängigkeit  der  Rechtspflege, 
Ausschluss  der  Cabinets Justiz  sind  hiervon  die  noth wen- 
digen Folgerungen.  Ebenso  muss  die  Verfassung,  um  Unsicher- 
heit zu  beseitigen  und  Zweifel  abzuschneiden,  diejenigen  Rechte, 
welche  als  Volksrechte  gelten  sollen,  speziell  aufzählen,  und 
insbesondere  den  Umfang  der  formellen  Volksrechte  genau  be- 
stimmen und  die  Organisation  positiv  festsetzen,  in  welcher 
die  Volksrechte  auf  gesetzmässige  Weise  ausgeübt  werden 
können,  ohne  die  Ausübung  und  freie  Bewegung  der  Staats- 
gewalt innerhalb  ihrer  natürlichen  Gränzen  zu  stören. 

.§•  144. 
Fortsetzung. 

V.  Die  constitutionelle  Monarchie  sucht  von  dem  Standpnidvte 
der  Rechtsgleichheit  und  somit  der  wahren  Humanität  aus- 
gehend, die  Möglichkeit  einer  gesetz massigen  Geltend- 
machung der  Interessen  aller  Volksklassen  zu  gewähren. 
Daher  ist  in  der  constitutionellen  Monarchie  die  Existenz  poli- 
tischer Partheien  im  Volke  nicht  nur  gesetzlich  zulässig, 
sondern  deren  Vorhandensein  die  Grundbedingung  und  Vor- 
aussetzung der  constitutionellen  Monarchie  selbst.  Die  consti- 
tutionelle Monarchie  erschafft  daher  auch  nicht  erst  die  Op- 
position,  wie    man    derselben  mitunter  hat    zum   Vorwurfe 
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machen  wollen  '):  vielmehr  ist  unter  jeder  Regierung  und  zu 
allen  Zeiten  eine  Oppositionsparthei  vorhanden,  und  wird 
vorhanden  sein,  so  lange  es  Bedürfnisse  gibt,  welche  Befrie- 
digung begehren.  Der  Vorzug  der  constitutionellen  Monarchie 
besteht  aber  darin,  dass  sie  der  Opposition  gesetzliche 
Schranken  vorzeichnet,  in  welchen  sie  sich  bewegen  darf 2), 
und  darum  ist  in  ihr  die  Opposition  für  das  Wohl  des  Ganzen 
nicht  nur  unschädlich,  sondern  sogar  positiv  förderlich^). 
Ein  Staat,  in  welchem  alle  Interessen  wirklich  gleichmässig 
befriedigt  wären,  in  welchem  daher  keine  Opposition  mehr 
vorkäme,  wäre  über  das  Leben  und  die  Geschichte  hinaus- 
getreten. 

§.  145. 

Fortsetzung. 

VI.  Durch  die  Gestattung  einer  Opposition  in  gesetzlichen 
Formen  sucht  die  constitutionelle  Monarchie  die  Bedürfnisse  und 
Beschwerden  der  einzelnen  Volksklassen  zur  gründlichsten 
Kenntniss  zu  bringen,  um  denselben  am  zweckmässigsten 
durch  die  Regierung  abzuhelfen.  Die  constitutionelle  .Monar- 
chie beruhet  daher  ihrem  Wesen  nach  auf  einer  Aristokratie 
der  Intelligenz,  und  indem  sie  die  Regierung  vermittelst  des 
Repräsentanfenkörpers  nur  mit  der  Elite,  nicht  mit  der  rohen 
Masse  des  Volkes  in  Beziehung  bringt  und  zu  berathen  und  zu 
verhandeln  veranlasst,  ist  die  Regierung  selbst  genöthigt,  in- 
telligent zu  sein,  wenn  sie  sich  den  Angriffen  der  Opposition 


1)  Alle  Opposition  im  Staate  ist  ein  Kampf  derjenigen,  welche  ein  ge- 
wisses Recht,  oder  einen  gewissen  Vortheil  nicht  haben,  gegen  diejenigen, 
welche  bereits  haben.  Die  Tendenz  aller  Oppositionspartheien  ist  daher, 
in  einen  Besitz  zu  kommen,  und  den  Besitz  durch  die  schützenden  Formen 
des  Gesetzes  als  ein  Recht  anerkannt  zu  erhalten.  Jede  Opposition  hört  da- 
her auf,  Opposition  zu  sein,  so  wie  sie  zur  Mach  t  gelangt:  und  in  demselben 
Momente  wird  ihr  selbst  eine  Opposition  geboren. 

2)  Die  constitutionelle  Monarchie  erlaubt  jedem  Bedürfnisse,  je  de  m 
Ansprüche,  den  Versuch  zu  machen,  sich  Geltung  und  Anerkennung  zu  schaf- 
fen, aber  nur  auf  legitime  Weise. 

')  Gefährlich  ist  die  Opposition  nur,  wenn  sie  im  Dunkeln  schleicht. 
Darum  erlaube  man  ihr  nur  zu  sprechen,  und  sie  wird  ihre  Plane  so  wie 
ihre  Kraft  selbst  zur  Schau  stellen.  Wo  die  Opposition  wirklich 
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ffcaenüber  erhalten  will.  Somit  wird  der  Herrschaft  durch  die 
constiutionelle  Monarchie  die  vernünftigste  Basis  «;eoeben, 
welche  der  Menschengeist  anerkennen  kann  —  „das  Ueb er- 
gewicht der  Intelligenz." 

§.  146.       . 

Fortsetzung. 

YII.  Indem  die  constitutionelle  Monarchie  den  Interessen 
des  gesammten  Volkes  legitime  Wege  eröffnet,  sich  Anerken- 
nung durch  die  Regierung  zu  verschaffen,  strebt  sie  zugleich 
nach  Volksthümlichkeit,  d.  h.  nach  der  Begründung  einer 
im  Volke  herrschenden  Ueberzeugung  von  der  Legalität, 
dem  guten  Willen,  und  der  Tüchtigkeit  der  Regierung.  Die  con- 
stitutionelle Monarchie  beruhet  daher  auf  der  öffentlichen  Aner- 
kennung, dass  die  Kraft  der  Regierung  durch  ihre  Einigkeit 
mit  dem  Volke  bedingt  sei:  sie  will,  dass  der  Unterthan  ge- 
horche, weil  er  die  Vernünftigkeit  des  Gehorchens  einsieht'). 
Die  constitutionelle  Monarchie  provocirt  aber  fortwährend  die 
öffentliche  Kritik 2),  und  stützet  sich  daher  auf  die  öffent- 
liche Meinung,  welche  sich  (abgesehen  von  ihrer  Aeussc- 
rung  durch  die  Presse)  gleichsam  in  oberster  Instanz  mit  ge- 
setzlich anerkanntem  entscheidendem  Gewichte  in 
den  Abstimmungen  des  Repräsentantenkörpers  ausspricht '). 


intelligent  ist,  gewährt  die  Aeiissernng  derselben  der  Regierung  den  Vor- 
theil,  sich  ihre  Intelligenz  selbst  aneignen  zu  können.  Furchtbar  ist  die 
Opposition  nur  da,  wo  sie  schweigt. 

')  Die  constitutionelle  Monarchie  erkennet  daher  auch  positiv  an,  dass 
der  staatsbürgerliche  Gehorsam  kein  blinder  Gehorsam  ist  (§.  117.  118.).  — 
Die  Volks- Repräsentation  ist  hier  nichts  anderes,  als  eine  besondere  Orga- 
nisation des  Widerstandsrechtes  innerhalb  gewisser  Schranken. 

*)  In  der  Publizität,  welche  der  Natur  der  Sache  nach  allen  Regie- 
ningshandlungen  in  der  constitutionellen  Monarchie  zukommt,  liegt  eine 
der  stärksten  Garantien  für  eine  gerechte  Regierung.  Der  Mensch  scheuet 
sich  mehr,  einer  Ungerechtigkeit  öffentlich  beschuldigt  und  überwie- 
sen zu  werden,  als  sie  zu  begehen. 

^)  Man  hat  in  nicht- constitutionellen  Staaten,  wo  die  gesetzliche  Or- 
ganisation der  öffentlichen  Meinung  durch  eine  Volks- Repräsentation  fehlt, 
und  wo  sie  daher  nur  in  den  Aeusserungen  einzelner  Schriftsteller  oder 
Journalistin  einen  Versuch  machen  kann,  laut  zu  werden,  die  Realität  der 
öffentlichen  Meinung  mitunter  ganz  zu  läugnen  und  liinvvegzuraisonniren 
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Es  ist  daher  auch  für  die  Regierung  in  der  constitutionellen 
Monarchie  von  der  höchsten  Wichtigkeit,  eine  mögUchst  in- 
telligente öffentUche  Meinung  zu  bilden,  und  der  gesammte 
Organismus,  so  wie  alle  Institutionen  der  constitutionellen  Mo- 
narchie, müssen  daher  auf  die  Erreichung  dieses  Zweckes  be- 
rechnet sein.  Namentlich  erscheinet  auch  aus  diesem  Grunde, 
abgesehen  von  vielen  anderen,  die  Gewährung  von  Oeffent- 
lichkeit  und  somit  auch  von  Mündlichkeit  der  Rechtspflege 
in  dieser  Staatsform  als  eine  dringende  Forderung. 

§.  147. 
Fortsetzung. 
Vni.  Die  constitutionelle  Monarchie  enthält  in  ihrem  Begriffe 
eine  Anerkennung  des  Staatszweckes  als  Zweckes  der  Regie- 
rung. Sie  betrachtet  das  Volk  für  mündig  und  reif,  seine  Inte- 
ressen selbst  auszusprechen  und  zu  wahren,  und  eröffnet  daher 
eine  für  den  Herrscher  wie  für  das  Volk  gleich  würdige  Ansicht 
ihres  gegenseitigen  Verhältnisses.  Die  constitutionelle  Monarchie 
gründet  daher  die  Staatsregierung,  d.  h.  die  Ausübung 
der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt,  nicht  aber  den 
Erwerbstitel  und  Rechtsgrund  der  Staatsgewalt  selbst, 
positiv  in  so  weit  auf  einen  Vertrag,  als  in  ihr  nur  das  als  Ge- 
setz gelten  kann,  was  durch  gegenseitige  Einwilligung  des 
Fürsten  und  des  Repräsentantenkörpers  als  solches  festgesetzt, 
und  in  Gemässheit  dieser  Festsetzung  verkündet  worden  ist. 

§.   148. 
Von  den  Vortheilen,  welche  die  constitutionelle 
Monarchie  gewährt. 
Gegründet  auf  die  Aristokratie  der  Intelligenz  eröffnet  die 
constitutionelle  Monarchie  jedem  Talente  die  politische  Laufbahn 
und  den  Weg  sich  geltend  zu  machen,  indem  sie  ihm  verstattet, 
nach  Einfluss  auf  die  Maasregeln  der  Regierung  zu  streben, 
und  seiner  Parthei,  d.  h.  den  Interessen,  welche  dieselbe  ver- 
ficht, unter  dem  Schutze  und  mit  der  Sanktion  des  Monarchen 
positive  Geltung,  und  in  Collisionsfällen  den  Vorzug  vor  ande- 


gesucht.  Was  aber  auch  hier,  selbst  alles  Widerstrebens  ungeachtet,  a»  ihre 
Macht  zu  glauben  nöthigt,  ist  ihr  EiulUiss  auf  den  Staatscredit. 
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ren  Pariheien  und  Interessen  zu  erkämpfen.  Die  Repräsen- 
tativ-Verfassung  verbindet  daher  mit  der  Monarchie  den  Vortheil 
der  Republiken,  jedoch  ohne  deren  Nachtheile,  weil  in  ihr  der 
Kampf  der  Partheien  sich  nie  zum  Kampfe  um  die  Staats- 
«jewalt  selbst,  sondern  nur  als  ein  Kampf  um  Billigung 
durch  die  Staatsgewalt  gestalten  kann,  und  daher  die  blu- 
tigen Katastrophen  nicht  leicht  möghch  sind,  welche  die  Ge- 
schichte nicht  nur  der  grossen,  sondern  sogar  der  kleinsten 
Republiken  in  reichem  iVIaasse  aufweiset.  Einer  der  grössteu 
Yortheile,  welchen  die  constitutionelle  Monarchie  gewährt,  ist 
daher  (in  Folge  der  Trennung  der  Regierung  von  der  Verwal- 
tung) der  leichte  Wechsel  eines  unzweckmässig  befundenen 
Regierungssystemes  durch  den  Wechsel  der  Minister,  wo- 
bei die  individuelle  Ansicht  des  Souverains,  der  öffentlichen 
Meinung  und  den  Debatten  des  Repräsentantenkörpers  gegen- 
über, ausser  Frage  gelassen  wird.  Eben  darum  gewährt  auch 
die  Repräseniativ-Verfassung  der  Monarchie  selbst  die  festeste 
Stütze,  weil  nach  ihrem  Prinzipe  die  MissgrifFe  und  Fehler  der 
Staatsregierung  nie  dem  Monarchen,  sondern  nur  dem  Ministe- 
rium zur  Last  fallen  können,  daher  denn  auch  mit  dem  Wechsel 
desselben  die  Harmonie  zwischen  der  Regierung  und  öffent- 
lichen Meinung  wieder  hergestellt  ist.  Sodann  bietet  die  Reprä- 
sentativ-Verfassung  auch  noch  eine  grosse  Stütze  für  die  ge- 
hörige Stabilität  in  der  Regierung,  insoferne  kein  Gesetz  will- 
kührlich  ohne  gemeinschaftliches  Zusammenwirken  des  Fürsten 
und  des  Volkes  verändert  werden  kann,  und  sie  vermehrt  die 
Kraft  und  das  Ansehen  der  Regierung  selbst,  so  wie  auch  die 
Bereitwilligkeit  des  Gehorsams,  weil  in  der  constitutio- 
nellen  Monarchie  die  Regierung  nie  ohne  Gehör  der  gesetz- 
lichen Organe  der  öffentlichen  Meinung  und  ohne  Zustimmung 
des  Volkes,  resp.  seiner  Vertreter  handelt,  und  also  in  dieser 
Hinsicht  das  Volk  hier  keinen  anderen  als  selbstgebillifften 
Gesetzen  gehorcht.  Endlich  wird  auch  durch  die  Gestattung 
gesetzlicher  Vertretung  und  Verfechtung  aller  individuellen 
Interessen,  das  Interesse  an  den  allgemeinen  und  an  dem 
Staate  selbst  gehoben,  und  eben  hierdurch  die  Vaterlands- 
liebe, die  Quelle  jeder  bürgerlichen  Tugend,  geweckt  und 
genährt. 
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§.  149. 

Von  dein  Unterschiede  der  Repräsentath^-  und  der 

älteren  deutschen  ständischen  Verfassung. 

Die  Repräsentativ-Verfassung  und  die  ältere  deutsche  stän- 
dische Verfassung  stimmen  darin  überein,  dass  durch  beide  der 
fürstlichen  Regierungsgewalt  politische  Schranken  an  die 
Seite  gesetzt  werden,  daher  auch  z.  B.  beide  Verfassungen  die 
Unabhänofijjkeit  des  Richteramtes  erheischen.  Allein  nichts 
desto  wenififer  bestehen  bedeutende  Unterschiede  zwischen  den 
Prinzipien,  aufweichen  beide  Arten  von  Verfassungen  beru- 
hen. Die  Repräsentativ-Verfassung  setzt  nämlich  voraus,  dass 
dem  ganzen  Volke  politische  Rechte  zustehen,  während  nach 
der  älteren  ständischen  Verfassung  solche  Rechte  nur  einzelnen 
Familien,  Personen  oder  Corporationen  zustanden.  Die  alte  stän- 
dische Verfassung  gewährte  daher  nur  für  die  Interessen  ge- 
wisser Stände  gesetzliche  Organe,  die  Repräsentativ-Verfas- 
sung dagegen  gewährt  sie  sämmtlichen  Volksklassen.  Demnach 
erschien  die  Befugniss  zur  Theilnahme  an  den  ständischen 
Rechten  als  ein  Privilegium,  währeiul  der  Befugniss  zur  Theil- 
nahme an  den  Volksrechten  in  der  Repräsentativ-Verfassung 
der  Charakter  eines  gemeinen  Rechtes  zukommt.  Da  wo  luu* 
einzelne  privilegirte  Stände  politische  Rechte  haben,  er- 
scheinen sie  eben  darum  im  Verhältnisse  zu  den  nicht -privile- 
girten  Ständen  als  Mitregierende,  und  th eilen  daher  mit 
dem  Fürsten  die  Regierungsgewalt  ^).  In  der  Repräsentativ- 
Verfassung  dagegen  regiert  der  Repräsentantenkörper  nicht 
mit  dem  Fürsten,  sondern  hat  gerade  im  Gegensatze  von  Re- 
gierungsrechten nur  die  Volksrechte  auszuüben.  Nach  der  älte- 
ren ständischen  Verfassung  üben  die  Stände  nur  ihr  eigenes 
Recht,  und  besitzen  zugleich  das  Privilegium,  durch  ihre 
Erklärungen  auch  die  übrigen  nicht  repräsentirten  Volksklassen 
zu  binden.  In  der  Repräsentativ-Verfassung  gilt  aber  der  Re- 
präsentantenkörper als  das  Organ  des  Volkes,  und  seine  Erklä- 


^)  Dies  thiin  sie  freilich  nur  so  lange,  bis  es  dem  Fürsten  gelingt,  die 
Stände  auf  eine  blos  berathende  Stimme,  oder  noch  weiter,  zu  beschrän- 
ken. Wo  dies  aber  der  Fall  ist,  da  ist  nur  mehr  ständische  Form  als  stän- 
disches Wesen. 
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rungen  verpflichten  das  Volk  deshalb,  weil  sie  kraft  einer 
Reclits Fiktion,  analog  derjenigen,  worauf  der  Begriff  des 
Souverains  beruht  (§.  öO),  für  den  Ausdruck  des  Volkswillens 
selbst  gelten  2).  Selten  wird  die  Repräsentativ-Verfassung  rein 
angetroffen:  in  den  meisten  Staaten,  namentlich  in  Deutschland, 
ist  sie  mehr  oder  minder  mit  alten  ständischen  Elementen  ver- 
mischt, da  sie  hier  ohne  eine  radikale  Staatsumwälzung  sich 
friedüch  aus  der  ständischen  Verfassung  entwickelt  hat.  Aber 
auch  die  ständische  Verfassung  wurde  selbst  im  Mittelalter  sel- 
ten rein  gefunden.  Sie  hafte  umgekehrt  meistens  eine  repräsen- 
tative Beimischung,  und  mit  Bestimmtheit  lässt  sich  (in  Bezug 
auf  England  und  Deutschland)  angeben,  dass  von  dem  Augen- 
blicke an,  wo  es  den  Städten,  wenn  gleich  anfänglich  nur  ein- 
zelnen begünstigten,  gelang,  Antheil  an  der  Standschaft  zu 
erhalten,  die  Idee  einer  Repräsentativ-Verfassung  anfing  in 
die  Standschaft  eiuzudrinoen. 


n.  A1>s(*li]iitt. 

Von  dem  Organe  der  Volksrechte  oder  dem 
Repräsentantenkörper. 

§.  150. 
Begriff  der  Volks-Repräsentation. 

Die  Volks -Repräsentation   im  Geiste    der   constitutioncllen 
Monarchie  ist   eine    grundgesetzlich    anerkannte,   (wenig- 


*)  Manche  wollen  den  Unterschied  der  alten  ständischen  und  der  Re- 
präsentativ-Verfassung darin  finden,  dass  in  der  ersteren  die  Stände  keinen 
Antheil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt,  in  der  letzteren  keinen  Antheil 
an  der  vollziehenden  Gewalt  hätten.  Allein  dies  ist  ein  Irrthuin,  welcher 
mit  der  Vorstellung  zusammenhängt,  als  wenn  jede  beschränkte  Monarchie 
auf  dem  Prinzipe  der  Theilung  der  Gewalten  (§.  108)  beruhte.  Ueberdies  ist 
auch  die  Geschichte  ganz  ^egen  einen  solchen  Unterschied.  Auch  die  alten 
Stände  hatten  eine  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  wenn  gleich  aus  hi- 
storischeu Gründen  dieselbe  iu  manchen  Ländern  beschränkter  war,  als 
man  dieselbe  nach  dem  Frinzipe  einer  Repräsentativ-Verfassung  in  An- 
spruch nehmen  zu  müssen  glaubt. 
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stens  theihveise)  aus  der  Volkswahl  hervorgehende  poli- 
tische Corporation,  deren  Mitglieder  fi'ir  eine  bestimmte 
Zeit  zur  Ausübung  der  Volksrechte  gegenüber  der  Regierung 
ermächtiget  sind.  Die  Benennung  „Parlament,  Cortes,  Reichs- 
tag, Landstände  u.  s.  \v."  ist  dabei  gleichgültig. 

§.  151. 
Publizistischer  Charakter  der  Repräsentation. 

Die  Repräsentation  ist  eine  wahre  Stellvertretung  des  ge- 
sammten  Volkes  und  seiner  sämmtlichen  Interessen,  und 
zwar  in  der  Art,  dass  kraft  einer  Rechtsfiktion  (§.  149) 
alles,  was  der  Repräsentantenkörper  in  den  ihm  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Formen  beschliesst,  unbedingt  und  ohne  weiteres 
als  Ausdruck  des  Volkswillens  gelten  muss,  und  für  das  Volk 
verpflichtend  wird,  so  wie  die  Zustimmung  des  Souverains  zu 
den  Beschlüssen  des  Repräsentantenkörpers  hinzugekommen 
ist.  Aus  dem  Begriffe  der  Repräsentation  ergibt  sich: 

1)  dass  die  Repräsentanten  von  ihren  Wählern  keinerlei 
Instruktion  anzunehmen  haben:  —  eben  aus  dem  Grunde, 
weil  sie  keine  Mandatare,  sondern  Stellvertreter 
des  Volkes  sind  ^); 

2)  dass  sie  nicht  als  Einzelne  zul-  speziellen  Vertretung 
localer  und  spezieller  Interessen,  sondern  als  Ge- 
sammtheit  zur  gemeinschaftlichen  (corporativen) 
Vertretung  aller  und  jeder  Staatsinteressen  berufen 
sind  2) . 


')  Wo  im  Gegensatze  der  Repräsentativ-Verfassung  eine  ständische 
Verfassung  besteht,  oder  sich  aus  solcher  Ueberbleibsel  erhalten  haben, 
stehet  es  umgekehrt  mitunter  den  gebornen  und  erblichen  Ständen  frei, 
sich  durch  einen  Mandatar  vertreten  zu  lassen,  welcher  von  seiner  Instruc- 
tion (wie  ein  Gesandter  von  der  seines  Hofes)  abhängt.  Die  Unzweckmäs- 
sigkeit  einer  solchen  Einrichtung  und  die  Beschwerlichkeit  ilerselben  sowohl 
für  die  Regierung  als  das  repräsentative  Element  in  der  Verfassung  erhellet 
von  selbst. 

2)  Hiermit  soll  die  Wichtigkeit  der  Local-  und  Special -Interessen 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Auch  für  sie  ist  eine,  jedoch  besondere, 
Repräsentation  zu  wünschen.  Vergl.  §.  153.  ^'ote  4.  — 
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§.  152. 
Zusammensetzung  des  Repräsentanten-Körpers. 

Nach  der  Idee  der  Repräsentativ -Verfassung  sollte  eigent- 
lich der  Repräsentantenkörper  nur  durch  Yolkswahl  gebildet 
werden.  Allein  selbst  in  dem  Mutterlande  der  Repräsentativ- 
Verfassung,  in  England,  und  eben  so  in  Deutschland,  haben 
gevA'^isse  Personen,  namentlich  von  Adel  oder  von  der  hohen 
Geistlichkeit,  die  historisch  hergebrachte  und  in  den  neuen 
Yerfassungsurkunden  bestätigte  Befugniss,  kraft  eigenen  Rech- 
tes einen  Sitz  in  dem  Repräsentanten -Körper  einzunehmen,  so 
wie  auch  nebenbei  eine  Befugniss  des  Fürsten  anerkannt  ist, 
einen  Theil  der  Mitglieder  der  Repräsentation  selbst  zu  ernen- 
nen (Pairs  zu  creiren).  Solche  Modificationen  erklären  sich  als 
Folgen  der  Entwickelung  der  Repräsentativ -Verfassung  aus 
der  ständischen  Verfassung.  Eben  so  sind  die  Systeme  ver- 
schieden, nach  welchen  die  Wahl  der  übrigen  Mitglieder  des 
Repräsentantenkörpers  durch  das  Volk  bewirkt  wird.  Entweder 
wählt  das  Volk  selbst  unmittelbar  die  Repräsentanten,  oder  es 
wählt  nur  Wahlmänner,  welche  sodann  die  Repräsentanten 
wählen,  oder  die  Wahlmänner  wählen  erst  die  eigentlichen 
Wähler,  aus  deren  Abstimmung  sodann  die  Repräsentanten 
hervorgehen.  Je  complizirter  das  Wahlsystem  ist,  desto  mehr 
wird  das  rein  demokratische  Element  im  Staate  in  den  Hinter- 
grund gedrängt,  und  das  Uebergewicht  eines  aristokratischen 
Elementes,  wenn  auch  nur  der  Geld-  oder  Reichthums- Aristo- 
kratie, begünstigt  und  der  Regierung  selbst  grösserer  Einfluss 
auf  die  Wahlen  möglich  gemacht. 

§.  153. 
Von  der  aktiven  und  passiven  Wahlfälligkeit. 

In  allen  constitutionellen  Monarchien  ist  die  Ausübung  der 
Befugniss,  an  der  Wahl  der  Repräsentanten  Antheil  zu  nehmen, 
oder  zum  Repräsentanten  gewählt  zu  Averden  —  (active  und 
passive  Wahlfähigkeit)  —  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft, 
indem  man  allenthalben  fühlte  und  zu  der  Ueberzeugung  ge- 

Zöjifl,  Staatsrecht.  31c  Ausg.  1 7 
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langte,  tlass  gute  Wahlen  die  Grundbedingung  für  das  Gedeihen 
der  Repräsentativ-Verfassung  sind.  Insoferne  nun  als  Bedin- 
gung der  activen  und  passiven  Wahlfähigkeit  der  Besitz  sol- 
cher körperlicher  und  moralischer  Eigenschaften  gefordert  wird, 
Avelche  schon  im  gemeinen  bürgerlichen  Leben  die  Befugniss 
zur  Ausübung  voller  bürgerlicher  Rechte  (^droits  civils  §.  122) 
bedingen,  wie  z.  B.  Volljährigkeit,  ein  guter  Leumund, 
körperliche  und  geistige  Gesundheit  u.  dergl.,  so  kann  gegen 
die  Aufstellung  von  solchen  Bedingungen  kein  Einwand  erho- 
ben werden.  Es  kann  ferner  nicht  anders  als  billig  erscheinen, 
dass  derjenige,  welcher  es  nicht  vermag,  sich  selbst  gehörig 
zu  berathen,  oder  der  noch  nicht  einmal  für  sich  selbst  eine 
selbstständige  bürgerliche  Stellung  erreicht  hat  und  unter  dem 
Schutze  anderer  Privatpersonen  steht,  von  der  Theilnahrae  an 
dem  Wahlakte,  als  dem  wichtigsten  politischen  Akte,  wel- 
chen das  Volk  vorzunehmen  befugt  ist,  ausgeschlossen  wird. 
Hierdurch  rechtfertigt  sich  daher,  wenn  männliches  Ge- 
schlecht, Volljährigkeit,  der  Besitz  eines  eigenen  Hauswe- 
sens, (die  Eigenschaft  a.\s  pater-familias)  u.  dergl,,  als  Bedin- 
gungen der  Wahlfähigkeit  vorgeschrieben,  und  Verschwen- 
der, sowie  Personen,  welche  bereits  eigentliche  Criminal- 
strafen  wegen  entehrender  Verbrechen  erlitten  haben  ^),  durch 
das  Wahlgesetz  für  unfähig  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes 
erklärt  werden.  Namentlich  empfiehlt  sich  in  Bezug  auf  die 
passive  Wahlfähigkeit  (die  Fähigkeit  zum  Repräsentanten 
gewählt  zu  werden)  die  Vorschrift  eines  reiferen  Alters 2),  da 
man  zur  Vertretung  der  Volksrechte  vor  allem  Männer  von  ge- 
reifter Erfahrung  und  besonnener  Ueberlegung  nothig  hat.  In 
den  meisten  Staaten  ist  die  passive  Wahlfähigkeit  von  dem 
Reichthume,  d.  h.  dem  Besitze  eines  gewissen  steuerbaren 
Vermögens  abhängig  gemacht.  Offenbar  hängt  diese  Bestim- 
mung mit  der  Rücksicht  zusammen,  dass  derjenige,  welcher  in 
Bezug  auf  die  wichtigsten  politischen  Angelegenheiten  mit- 
sprechen und  eine  entscheidende  Stimme  abgeben  soll,  auch 


1)  Vergl.  Zickler,  über  staatsbürgerliche  Wahlrechte  der  Verurlheil- 
ten  und  Begnadigten,  in  Buddaeu  s,  Staatsarch.  v.  1844. 
*)  Nicht  unter  30  Jahren! 
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an  der  Wohlfahrt  des  Staates  hoch  interessirt  sein  müsse;  auch 
mochte  dabei  noch  weiter  die  andere  Rücksicht  einwirken, 
dass  derjenige,  welcher  viel  zu  verlieren  hat,  einer  ungemes- 
senen Bewegung  weniger  hold  sein  wird,  als  derjenige,  wel- 
cher nichts  oder  wenig  zu  verlieren  hat,  und  bei  einem  Um- 
stürze vielleicht  nur  gewinnen  könnte.  Diese  Rücksichten  sind 
auch  so  wichtig,  dass  sie  in  keinem  Staate,  welcher  nicht  die 
Revolution  zu  seinem  Prinzipe  machen  will,  ausser  Acht  gelas- 
sen werden  dürfen.  Indessen  sollte  man  auf  der  andern  Seite 
auch  nicht  übersehen,  dass  Intelligenz  und  Vaterlands- 
liebe und  ein  redlicher  und  unbestechlicher  Charakter 
nicht  von  dem  Reichthume  abhängen,  und  der  völlige  Ausschluss 
derjenigen,  welche  nicht  zu  den  Reichen  gehören,  leicht  eine 
dauernde  Unzufriedenheit  und  Misstrauen  des  Volkes  gegen  die 
Repräsentation  selbst  erregen  kann,  und  so  den  moralischen 
Credit  derselben  schwächt,  an  dessen  Erhaltung  der  Regierung 
selbst  alles  gelegen  sein  muss.  So  wenig  daher  in  der  consti- 
tutionellen  Monarchie  aus  den  angegebenen  Rücksichten  ein 
Census  (Wahl-Census)  für  die  Befähigung  zur  Wahl  als  Abge- 
ordneter entbehrt  werden  kann,  so  darf  derselbe,  besonders  in 
solchen  Staaten,  in  welchen,  wie  glücklicherweise  in  Deutsch- 
land, der  Mittelstand  die  eigentliche  Kraft  des  Staates  aus- 
macht und  der  Träger  der  öffentlichen  Lasten  und  an  der 
Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  nicht  weniger  als  die  Rei- 
chen interessirt  ist,  der  Wahicensus  nicht  zu  hoch  bestimmt 
werden 3),  um  auch  diesem  Stande,  welcher  die  grösste  Auf- 
merksamkeit der  Regierung  verdient,  nicht  die  Vertretung  durch 
Repräsentanten  abzuschneiden,  welche  aus  ihm  selbst  hervorge- 
hen, und  mit  seinen  Bedürfnissen  und  Wünschen  vollkommen  ver- 
traut sind*).  In  der  Festsetzung  eines  massigen  AVahl census 


')  Der  Reichthum  hat  an  sich  Eiufluss  genug,  als  dass  man  fürchten 
dürfte,  er  werde  bei  den  Wahlen  unbeachtet  bleiben,  besonders  da  der  Ge- 
schäftsbetrieb in  der  Regel  die  Armen  in  mannichfache  Abhängigkeit  von  den 
Reichen  bringt. 

*)  Bestimmt  man  einen  Wa  hlc  ensus,  so  muss  man  dem  Vollie  so- 
dann die  Wahl  unter  den  Wahlfähigen  des  ganzen  Landes  unbedingt  frei 
geben,  und  die  Wähler  nicht  auf  Personeiv  aus  einem  gewissen  Orte  oder 
Bezirke  beschränken:  denn  die  Repräsentation  soll  aus  dem  Vertrauen 

17* 
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liegt  daher  auch  eine  politische  Burgschaft  dafür,  dass  der 
Mittelstand  nicht  mit  den  Proletariern  gemeine  Sache  mache, 
und  sich  nicht  aus  Mangel  genügender  politischer  Vertretung  — 
freilich  am  Ende  zu  seinem  eigenen  Schaden,  aber  desshalb 
doch  immer  zum  Nachtheile  des  Ganzen  —  einer  ungeordneten 
Bewegung  anschliesse. 

§.  154. 
Fortsetzung. 

Hinsichtlich  der  aktiven  Wahlfähigkeit  d.  h.  der  Befugniss 
bei  der  Wahl  eines  Repräsentanten  durch  Stimmgebung  zu  con- 
curriren,  lässt  sich  dagegen  die  Beschränkung  durch  die  Auf- 
stellung eines  wenn  gleich  niedrigen  Census  nicht  vertheidigen. 
Derjenige  selbstständige  Mann  und  Staatsbürger,  welcher  nicht 
einmal  bei  der  Wahl  der  Repräsentanten  in  gewissem  Masse 
(direkt  oder  indirekt)  mitwirken  darf,  entbehrt  eben  darum 
jedes  politische  Recht,  und  dies  ist  ungerecht  und  unbillig, 
da  er  doch  auch  zu  den  Lasten  des  Staates  nach  Verhältniss 
seiner  Kräfte  und  seines  Vermögens  beizutragen  verpflichtet 
ist  ^).  Man  hat  gegen  die  Gestattung  einer  von  allem  Vermögens- 
nachweis unabhängigen  aktiven  Wahlberechtigung  theils  den 
Einwand  erhoben,  dass,  wenn  nur  die  Reichen  und  Yer mög- 
lichen (der  Mittelstand)  repräsentirt  sind,  auch  die  Armen, 
welche  von  diesen  leben ,  und  in  den  Unternehmungen  und  dem 
Geschäftsbetriebe  der  Ersteren  ihren  Unterhalt  gewinnen ,  impli- 
cite  genügend  vertreten  wären:  theils  hat  man  auf  die  mögliche 
Bestechlichkeit  der  Armen  hingewiesen.  Allein  der  erstere  Ein- 
wand beruht  auf  einer  unrichtigen  Voraussetzung:  denn  wenn 


des  Volkes  hervorgehen,  und  daher  wäre  ein  Gesetz  zweckwidrig,  welches 
gleichsam  zwingen  würde,  gewissen  Personen  zu  vertrauen.  Auch  handelt 
es  sich  bei  der  Repräsentation  hauptsächlich  um  gemeine  Landes  Inte- 
ressen und  um  Ausgleichung  der  Spezialinteressen  durch  Beziehung  auf 
höhere  Gesichtspunkte.  Für  die  Vertretung  der  Localinteressen  nuiss 
in  grösseren  Staaten  durch  eine  andere  untergeordnete  Institution  beson- 
ders gesorgt  werden,  wie  z.  B.  in  der  Gestalt  des  Landrathes  in  Bayern. 

•)   Nur  die  Theiluahme  au   den   politischen   Rechten   unterschied   den 
spartanischen  Heloten  und  den  römischen  Proletarier  (capite  census). 
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auch  so  viel  als  richtig  zugegeben  werden  kann ,  dass  die  un- 
mittelbaren  Interessen  der  Armen,  wenn  sie  gleich  im  Staate 
die  grösste  Kopfzahl  bilden,  am  leichtesten  und  einfachsten  zu 
erkennen  und  zu  befriedigen  sind,  und  daher  keine  mit  der 
Kopfzahl  an  sich  im  Verhültniss  stehende  Vertretung  bedürfen 
(§.  157.),  so  ist  es  doch  nicht  unbedingt  richtig,  dass  die 
Interessen  der  Armen  wahrhaft  und  genügend  repräsentirt  sind, 
wo  es  die  der  Reichen  sind,  indem  die  Reichen  auch  sehr  wohl 
besondere,  für  die  Armen  sehr  drückende  Interessen,  nament- 
lich das  Interesse  haben  können ,  die  Armen  in  einem  Zustande 
der  Dienstbarkeit  und  eben  desshalb  im  Zustande  der  Ar- 
muth  zu  erhalten.  Der  Vorwurf  der  Bestechlichkeit  aber,  gegen 
eine  ganze  Menschenklasse  gerichtet,  ist  immer  ungerecht,  und 
trifft  am  Ende,  in  so  weit  er  dem  Menschen  überhaupt  gemacht 
Averden  kann,  jede  andere  höher  gestellte  Klasse  in  gleichem 
Maasse,  wenn  sich  auch  in  Bezug  auf  sie  die  Formen  der  Be- 
stechung verfeinern.  Fürchtet  man  aber  endlich,  dass  zum 
Nachtheile  des  Staates  das  rein  demokratische  Element  in 
der  Repräsentation  durch  Verstattung  eines  allgemeinen  aktiven 
Wahlrechtes  übermächtig  werden  könnte,  so  geben  hier  gerade 
die  mittelbaren  Wahlen  (§.  152.),  wenn  sie  nicht  zu  compli- 
zirf  sind  2),  ein  Auskunftsmittel,  um  die  Forderungen  des  Rech- 
tes mit  jenen  der  Politik  auszugleichen  ^). 

§.  155. 
Von  der  Wahlfälligkeit  der  Staatsbeamten  insbesondere. 

Sehr  häufig  wird  die  Behauptung  aufgestellet,  dass  Staats- 
beamte nicht  geeignet  wären,  Mitglieder  der  Repräsentation  zu 


^)  Ueber  die  Zweckmässigkeit  einer  Wahlordnung  können  zunächst 
nur  die  Grösse  des  Landes  und  die  Einfachheit  oder  Complication  der  Inte- 
ressen der  Bevölkerung  entscheiden. 

')  Als  Gegenmittel,  um  auf  der  anderen  Seite  einer  übermässigen  Ein- 
wirkung des  aristokratischen  oder  monarchischen  Elementes  auf 
die  Wahlen  vorzubeugen,  betrachtet  man  gewöhnlich  die  geheime  Abstim- 
mung der  Wähler.  Diese  wäre  aber  auch  in  umgekehrter  Beziehung  von 
AVlchtigkeit,  wo  die  demokratische  Parthei  die  Wahlen  beherrscht  und 
die  Wähler  in  ihrem  Interesse  einschüchtert. 
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sein,  weil  sie  theils  mit  der  Regierung  in  einer  mehr  oder  min- 
der engen  Verbindung  stehen,  theils,  wie  besonders  bei  höhe- 
ren Beamten  der  Fall  sein  kann,  an  den  durch  den  Reprä- 
senlantenkörper  zu  prüfenden  Regierungsakten  unmittelbaren 
Antheil  haben  können,  theils  weil  sie  den  Einflüssen  der  Regie- 
rung mehr  wie  andere  Personen  durch  Rücksichten  auf  Beförde- 
rung u.  s.  w.  ausgesetzt  seien.  Daher  wird  auch  die  Forderung 
vertheidigt,  dass  ein  Abgeordneter,  welcher  eine  Anstellung, 
Beförderung  oder  Auszeichnung  von  der  Regierung  annimmt, 
sich  wenigstens  sofort  einer  neuen  Wahl  unterwerfen  müsse  ^). 
Allein  man  übersieht  hierbei,  dass  der  Repräsentantenkörper 
seinem  Begriffe  nach  keine  feindliche,  auf  blossen  Tadel 
der  Regienmg  gerichtete  Opposition  sein  soll  2),  sondern  dass 
er  die  allseitige  intelligente  Geltendmachung  der  Interessen  aller 
Staatsbürgerklassen  zur  Aufgabe  hat,  und  dass  auch  die  Maass- 
regeln der  Regierung  ihre  Vertheidiger  in  der  Repräsentation 
finden  sollen  und  dürfen.  Insbesondere  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  das  Volk  in  vielen  Fällen  sich  selbst  der  eigentli- 
chen Intelligenz  berauben  würde,  wenn  man  die  Beamten  von 
der  Zulassung  in  den  Repräsentantenkörper  ausschliesst,  deren 
praktische  Erfahrung,  Geschäfts-  und  Gesetzkenntniss  oft  eine 
wesentliche  Bedingung  einer  gründlichen  Kritik  der  Regierungs- 
handlungen ist  ^).  Im  Gegentheile  darf  in  der  Wahlfähigkeit  der 
Beamten  sogar  eine  politische  Garantie  gefunden  werden,  indem 
diese  Eigenschaft  der  Beamten  für  die  Regierung  selbst  ein 
Grund  werden  kann,  keine  ungesetzlichen  Zumuthungen  an 
dieselben  zu  richten,  weil  sie  befürchten  müsste,  dass  diesel- 
ben ihre  eigenen  Ankläger  in  den  Kammern  werden  würden. 
Ueberdies  ist  die  AVahl  eines  Repräsentanten  lediglich  eine 
Sache  des  öffentlichen  Vertrauens :  die  Aufstellunff  soff.  Kathe- 


')  Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  bereits  in  der  griechischen  Ver- 
fassHngsiirkunde  {Svvrayßu  r7;?  'EU.dÖo!;')  v.  18.  März  1844.  Art  64.  (Ein  Ab- 
druck dieser  V.  ü.  findet  sich  in  französischer  Uebersetzung  in  Foelix, 
revue  etc.  Paris,  1844  (Novemb.  Heft).  —  Auch  in   der  Kurhess.  V.  U.  §.  70. 

*)  Sehr  schön  sagt  Tacitus,  bist.  I.  1.  „Aduiationl  foednm  crimen 
servitutis,  nialignitati  falsa  species  libertatis  inest."  — 

')  In  Deutschland  gehören  sogar  häufig  die  ausgezeichnetesten  Führer 
der  Opposition  dem  Beamtenstande  an.  — 
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gorien  von  Incompatibilitäten  ist  daher  eine  um  so  verwerfli- 
chere Beschränkung  der  Wahlfreiheit ,  als  die  Tüchtigkeit  des 
Deputirten  zuletzt  immer  und  hauptsächlich  von  seinem  indivi- 
duellen Charakter  abhängt. 

§.  156. 
Von  dem  sog.  Ein-  und  Zweikamuiern-System. 

Obgleich  die  Repräsentation  als  politische  Stellvertretung 
des  gesammten  Volkes  ihrem  juristischen  Wesen  nach  nur  eine 
einzige  Corporation  sein  kann  (§.  150),  so  hat  man  doch  in 
mehreren  Staaten  eine  Verhandlung  des  Repräsentanlenkörpers 
in  zwei  Collegien  (erste  und  zweite  Kammer,  in  England 
sog.  Ober-  und  Unterhaus  u.  s.  w.)  eingeführt.  Diese  Einrich- 
tung erkläret  sich,  wo  sie  vorkommt,  aus  zwei  an  sich  sehr 
verschiedenen  Gründen.  Der  eineist  ein  historischer  Grund. 
Das  Zweikammern -System  findet  sich  nämlich  hauptsächlich 
da,  und  ist  auch  da  unentbehrlich,  wo  ganz  verschieden- 
artige historische  Elemente  im  Staatsleben  vorkommen,  die 
sich  eigentlich  nie  ganz  in  einander  verschmelzen,  son- 
dern sich  vielmehr  nur  temporär  durch  Transaktionen  aus- 
gleichen lassen,  und  in  der  Form  von  Kammer-  oder  Parla- 
mentsbeschlüssen nur  einen  vorübergehenden  Frieden  mit  ein- 
ander schliessen ,  mit  der  unverhohlenen  Absicht  jeder  Parthei, 
bei  nächster  Gelegenheit  dem  Gegner  grössere  Zugeständnisse 
abzugewinnen,  oder  das  Zugestandene  wo  möglich  wieder  zu- 
rückzunehmen ^).  Hier  erscheinen  scharf  ausgeprägte  politische 
Partheien,  welche  aber  sich  als  solche  gegenseitig  achten, 
weil  sie  sich  als  naturgemäss  und  unter  den  gegebenen  Um- 
ständen für  nothwendig  und  ihre  Conflikte  für  unvermeidlich, 
und  ihren  fortwährenden  Kampf  als  die  Bedingung  der  Ent- 
wickelung  des  Staates  anerkennen.  Ganz  auf  ähnliche  Weise 
hat  das  Zweikammernsystem  auch  da  Beifall  gefunden,  wo  sich 
zwar  ohne  das  Vorhandensein  gewaltiger  Partheien  doch  die 
Repräsentativ- Verfassung  aus  der  ständischen  Verfassung  ent- 


')  Dies  zeigt  sich  besonders  in  England,  wo  seit  Jalirhnnderten  die 
Tory-  und  Wliigparüiei  sich  gegenüberstehen,  und  die  Interessen  des 
Grundbesitzes,  des  Handels  und  der  Fabriken  gegen  einander  verfechten. 
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wickelt  hat,  oder  auf  Erinnerungen  aus  derselben  gebaut  wor- 
den ist  und  die  Ueberreste  derselben  in  sich  aufgenommen  hat, 
wie  dies  mehrfach  in  Deutschland  der  Fall  war.  Man  hat  aber 
auch  ohne  solche  historische  Elemente  das  Zweikammernsystem 
da  angenommen,  wo  wegen  derZerstörung  früherer  historischer 
Grundlagen  des  Staates,  das  Prinzip  der  Bewegung  übermässig 
vorzuwalten  drohte,  um  ein  stabileres  Element  in  die  Verfassung 
zu  bringen,  und  durch  eine  doppelte  Berathung  der  Angelegen- 
heiten des  Staates,  reifere  Resultate  zu  erlangen  2)  oder  auch  in 
der  Absicht,  der  Krone  den  zu  häufigen  Gebrauch  des  Veto  zu  er- 
sparen^). Wo  das  Zweikammernsystem  auf  einer  ursprünglichen 
oder  erneuerten  historischen  Basis  beruht,  und  folglich  die  Re- 
präsentativ-Verfassung  eine  nicht  unbedeutende  Beimischung 
von  eigentlich  ständischen  Elementen  erhalten  hat,  da  bestehet 
die  ers^e  Kammer  naturgemäss  aus  Personen,  welche  ein 
erbliches,  mit  einem  gewissen  Grundbesitze  verknüpftes,  gleich- 
sam dingliches  Recht  zum  Sitze  in  derselben  haben,  oder 
doch  nur  aus  und  von  gewissen  Klassen  von  Personen,  insbe- 
sondere dem  Adel,  allein  gewählt  werden^).  Wo  aber  dem  Zwei- 
kammernsysteme die  historische  (ständische)  Grundlage  fehlt, 
und  es  nur  aus  Rücksicht  auf  die  im  Staate  unentbehrliche  Sta- 


*)  So  z.  ß.  bestand  der  gesetzgebende  Körper  nach  der  3.  Verf.  Frank- 
reichs v.  23.  Sept.  1795,  Art.  44.  aus  einem  Rath  der  Alten  (mit  250  Mit- 
gliedern) und  einem  Rath  der  Fünfhundert,  während  er  nach  den  beiden 
früheren  Verfassungen  vom  3.  Sept.  1791  und  24.  Juni  1793  nur  ein  einziges 
Collegium  war.  —  Auch  das  Norwegische  Stört  hing  bestellt  nach  den 
V.  U.  V.  4.  Nov.  1814,  Art.  49.  aus  einem  Lagthing  und  einem  Odelsthing.  — 

')  Diese  Rücksicht  vei'anlasste  die  Aufnahme  des  Zweikammern -Sy- 
stemes  in  der  sechsten  Verfassung  Frankreichs  v.  4.  Juni  1814,  so  wie 
in  den  meisten  modernen  Verf.  Urliunden;  wie  z.  B.  zuletzt  noch  in  der  V. 
U.  v.  Griechenland  v.  18.  März  1844;  eben  so  in  Spanien,  im  Estatuto 
Real  v.  10.  April  1834.  — 

*)  Zufällige  Bestandtheile  der  ersten  Kammer,  z.  B.  von  dem  Souverain 
ernannte  Pairs  u.  s.  w.  sind  hierdurch  nicht  ausgeschlossen.  —  In  Baden 
haben  auch  die  Abgeordneten  der  beiden  Landesuniversitäten  ihren  Sitz  in 
der  ersten  Kammer.  —  Wo  die  erste  Kammer  als  Adelskammer  erscheint, 
haben  immer  auch  die  volljährigen  Prinzen  des  regierenden  Hauses  in  der- 
selben Sitz  und  Stimme.  Meistens  haben  auch  die  Träger  hoher  Kirchenwür- 
deu  ein  persönliches  Recht  zum  Erscheinen  auf  den  Landtagen. 
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bilität  eingeführt  ist,  werden  entweder  beide  Kammern  durch 
Volkswahl  gebildet  ^) ,  oder  es  ist  dem  Könige  durch  die  Ver- 
fassung die  Befugniss  eingeräumt,  die  Mitglieder  der  ersten 
Kammer  allein  zu  ernennen  '').  Die  Zweckmässigkeit  des 
Ein-  oder  Zweikammern-Systemes  an  sich  ist  hauptsächlich 
durch  die  Grösse  der  Staaten  bedingt. '^) 

§.  157, 

•*  Von  der  Repräsentation  nach  Interessen. 

Aus  dem  Begriffe  der  Repräsentativ- Verfassung  und  der 
Anerkennung  der  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetz 
und  aus  der  Verstattung  einer  allgemeinen  Theilnahme  an  der 
Ausübung  des  aktiven  Wahlrechtes  folgt  aber  noch  nicht,  dass 
es  nothwendig  und  zweckmässig  wäre,  die  Repräsentation 
lediglich  und  allein  durch  die  Kopfzahl  zu  bestimmen  (§.  154), 
obgleich  auch  diese  nie  ausser  Berracht  bleiben  kann  — 
sondern  die  Repräsentativ- Verfassung  fordert  zunächst  eine 
gleichmässige  Vertretung  der  verschiedenen  Interessen, 
auf  welchen  die  natürliche  Scheidung  der  einzelnen  Volksklas- 
sen beruht,  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit,  welche  ein  sol- 
ches Interesse  für  einen  gewissen  Staat  hat,  und  wie  viel  die 
Mitglieder  einer  gewissen  Volksklasse  zu  den  Staatslasten  und 
zu  dem  allgemeinen  Besten,  d.  h.  zu  der  Wohlfahrt  der  übrigen 
Volksklassen  beitragen.  In  Deutschland  lassen  sich  nach  den 
gegenwärtigen  Zuständen  drei  Hauptinteressen  unterscheiden: 


^)  So  z.  B.  in  Belgien,  nach  der  V.  U.  v.  25.  Febr.  1831.  Art.  47.  53; 
in  Norwegen  nach  der  Verf.  v.  4.  Nov.  1814.  Art.  74.  (Das  vom  Volk  ge- 
wählte Storthing  erwählt  ein  Viertheil  seiner  Mitglieder  zum  Lagthing,  die 
Uebrigen  bilden  das  Odelsthing.)  —  Auch  in  Spanien  werden  nach  der  Verf. 
V.  27.  April  1837,  ebenfalls  beide  Kammern  vom  Volk  gewählt,  doch  so  dass 
die  Senatoren  vom  König  aus  einer  von  den  Wählern  aufgestellten  dreifa- 
chen Liste  ausgewählt  Averden. 

")  So  z.  B.  nach  der  franz.  Charte  constitutionelle  v.  7.  Aug.  1830, 
-Art.  25.  (nach  der  Modifikation  durch  das  Gesetz  v.  29.  Dec.  1831).  — 
G riech.  V.-U.  v.  18.  März  1844.  Art.  70. 

')  Das  Zweikammern-System  besteht  in  Deutschland  in  Bayern,  Sach- 
sen, Hannover,  Würtemberg,  Baden  und  Grossherzogthum  Hessen. 
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I.  Das  Interesse  des  grossen,  häufig  noch  mit  Herren- 
Rechten  verbundenen  Grundbesitzes  (Adel  und  Kirche); 

II.  Das  Interesse  der  Städte,  d.  h.  der  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden Klassen: 

III.  Das  Interesse  des  Bauernst  andes  oder  des  kleinen, 
getheilten,  oder  abgeleiteten  Grundbesitzes  ^). 

Im  Gegensatze  dieser  drei  besondern  Interessen  der  ein- 
zelnen Yolksklassen  bestehen  aber  auch  noch  gewisse  Inte- 
ressen, welche  allen  Yolksklassen  gemeinschaftlich  sind 
und  einen  universellen  Charakter  an  sich  tragen,  daher  man 
sie  auch  am  richtigsten  allgemeine  Interessen  (allgemein 
menschliche  Interessen,  Interessen  der  Humanität)  nennen 
wird  2).  Dahin  gehören  Z.B.Religion,  Sittlichkeit,  Rechtspflege 
und  Strafanstalten,  Kunst  und  Wissenschaft ,  Volksunterricht,  Un- 
terstützung der  unverschuldeten  Armuth,  der  leidenden  Mensch- 
heit, die  Errichtung  von  Staalsanstalten  für  die  praktische  Uebung 
der  von  der  Humanität  gebotenen  Pietät  u.  s.  w.  Die  Wichtig- 
keit dieser  Interessen  erhellet  schon  daraus  allein  genügend, 
dass  sie  allen  Volksklassen  gemeinschaftlich  sind.  Demunge- 
achtet  ist  bisher  nur  selten  in  den  Verfassungsurkunden  eine 
besondere  Repräsentation  dieser  allgemeinen  Interessen  an- 
geordnet worden  ^),  sondern  meistens  hat  man  sich  auf  eine 
Zusammensetzung  des  Repräsentantenkörpers  aus  Vertretern 
der  besonderen  Interessen  beschränkt,  von  den  Ansichten  aus- 


')  Manche  glauben  noch  ein  viertes  besonderes  Interesse,  das  der 
Capitalisten,  annehmen  zu  müssen:  allein  dieses  Interesse  bedarf  we- 
nigstens in  Bezug  auf  die  Repräsentation  keiner  besonderen  Berück- 
sichtigung, weil  es  kein  selbständiges  Interesse  ist,  sondern  stets  durch 
die  Sicherung  der  drei  anderen  Interessen  bedingt,  und  daher  mit  diesen 
impUcite  vertreten  ist. 

*)  Man  hat  auch  zur  Bezeichnung  dieses  Gegensatzes  die  Ausdrücke: 
materielle  und  immaterielle  (formelle)  Interessen,  oder  Interesse 
der  Intelligenz  gebraucht  (z.  B.  Poelitz).  Allein  diese  Bezeichnungen 
möchten  weniger  passend  scheinen,  weil  die  Intelligenz  an  sich  gar  kein 
Interesse  hat,  sondern  nichts  anderes,  als  die  Keuntuiss  der  Interessen  oder 
Bedürfnisse  des  Volkes  ist. 

*)  Siehe  jedoch  Braunschweig,  neue  Landschafts-  0.  §.  V9.  —  Kur- 
hess. V.  ü.  Art.  66.  — 
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gehend,  dass  die  Verlrelung  aller  besonderen  Interessen  auch 
die  der  allgemeinen  nothwendig  in  sich  schliesse. 

§.  158. 
Von  der  Bedingung  der  Wahl  tüchtiger  Abgeordneten. 

Da  die  Repräsentanten  zur  Vertretung  des  Volkes  und  zur 
Ausübung  derVolksrechle  berufen  sind,  so  muss  die  Wahl  völlig 
frei  sein,  d.  h.  die  Regierung  darf  sich  keiner  unerlaubten 
und  rechtswidrigen  Mittel,  wie  Bestechung,  Drohung  u.  s.w. 
bedienen,  um  ihrem  Systeme  günstige  Wahlen  hervorzurufen  ^). 
.Andererseits  ist  aber  auch  durch  Strafgesetze  2)  dafür  zu  sor- 
gen, dass  nicht  von  einzelnen  Personen  oder  der  Reffieruns: 
feindlichen  Partheien  die  Stimmen  der  Wähler  erkauft,  oder  die- 
selben eingeschüchtert  werden.  Es  muss  jedoch  erlaubt  sein, 
dass  sich  die  Presse  über  die  vorzunehmenden  Wahlen  frei  aus- 
spricht, und  eben  so,  dass  sich  die  Wähler  über  die  vorzuneh- 
mende Wahl  unter  einander  berathen  und  besprechen,  und  hier- 
bei muss  jeder  Parthei,  und  also  auch  der  Regierungsparthei 
erlaubt  sein,  ihre  Candidaten  in  Vorschlag  zu  bringfen  und  zu 
empfehlen.') 

§.  159. 
Von  der  Zeit  der  Versannnlung  des  Repräsentanten- 
körpers. 

Die  Bestimmungen  über  die  Zeit,  nach  deren  Ablauf  die  Re- 
präsentanten ordnungsmässig  und  abgesehen  von  besonde- 
ren  dringenden,   ausserordentlichen  Veranlassungen   von 


*)  Die  Verfassung  sollte,  um  eine  mögliche  Beschränkung  des  Volkes 
in  der  Wahl  der  Männer  seines  Vertrauens,  (eine  Ceusiir  der  Wahlen  durch 
die  Regierung)  zu  verhüten,  daher  auch  positiv  bestimmen,  dass  die  Re- 
gierung keinem  Staatsbeamten  den  nöthigen  Urlaub  zum  Eintritt  in  die 
Repräsentation  verweigern  dürfe,  ausser  aus  uuabweislichen  Rücksichten 
des  Dienstes.  Vergl.  Kurhess.  V.  U.  §   71. 

*)  Solche  neue  Bestininiungen  sind  darum  nöthig,  da  sich  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Rechtes  über  das  crimen  ambitus  nicht  leicht  ohne 
Zwang  auf  die  neueren  Verhältnisse  übertragen  lassen. 

')  Die  Gründe  sind  dieselben,  welche  für  die  Wählbarkeit  der  Staats- 
diener sprechen  (§.  155).  Es  wäre  sonderbar,  der  Regierung  verwehren  zu 
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der  Regierung  zu  berufen  sind,  müssen  sich  tlieils  nach  der 
Grösse  der  Staaten,  nach  den  Elementen,  aus  welchen  diesel- 
ben zusammengesetzt  sind,  theils  nach  dem  Umfange  der  durch 
die  Verfassungsurkunde  dem  Volke  eingeräumten  pohtischen 
Rechte  verschieden  gestalten.  In  grossen  Staaten,  wie  England 
und  Frankreich ,  in  welchen  nicht  nur  grosse  politische  Par- 
theien sich  fortwährend  im  Innern  bekämpfen,  sondern  auch 
die  Verfassung  eine  starke  Beimischung  von  Volkssouve- 
rainität  erhalten  hat,  und  das  Volk  gewohnt  ist,  fortwährend 
mit  misstrauischen  Augen  die  Schritte  seiner  fast  auf  die  voll- 
ziehende Gewalt  allein  eingeschränkten  Regierung  zu  ver- 
folgen, und  wo  in  jedem  Augenblicke  Prinzipienfragen  auf- 
tauchen, hat  man  alljährliche  Versammlungen  der  Parlamente 
nicht  vermeiden  können  ^).  Für  kleinere  Staaten  empfehlen  sich 
am  meisten  Versammlungen  der  Repräsentanten  von  zwei  zu 
zwei,  oder  von  drei  zu  drei  Jahren.  Es  muss  nämlich  hier 
einerseits  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dass  die  Re- 
präsentation selbst  nicht  für  das  Land  zu  kostspielig,  und  die 
Regierung  nicht  durch  die  (bei  dem  gewöhnlichen  Mangel  gros- 
ser Fragen  und  der  Beschränktheit  der  politischen  Verhältnisse 
natürliche)  Verhandlung  und  Nachweisung  spezieller,  mitunter 
oft  in  das  Kleinliche  gehender  Details  zu  sehr  in  Anspruch  ge- 
nommen und  von  den  laufenden  Geschäften  abgezogen  werde, 
und  Zeit  erhalte,  die  mit  der  Repräsentation  gefassten  Beschlüsse 
gehörig  zur  Ausführung  zu  bringen;  anderseits  aber  darf  die 
Periode  bis  zur  Wiederversammlung  der  Repräsentanten  nicht 
zu  weit  bestimmt  werden,  damit  nicht  die  Ministerien  sich  zu 
sehr  an  das  uncontrollirte  Verordnen  und  Verfügen  gewöhnen, 
und  dadurch  verleitet  werden,  in  der  Repräsentation  mehr  eine 
Last,  als  eine  Stütze  der  Regierung  zu  sehen,  und  damit 
auch  das  Interesse  des  Volkes  an  seinen  verfassungsmässigen 
Rechten  und  deren  Ausfuhrung  genährt  und  erhalten  werde. 


wollen,  darnach  zu  streben,  eine  grosse  Parthei  im  Volke  für  ihr  System  zu 
gewinnen,  während  man  auf  der  anderen  Seite  die  Volksthümlichkeit 
der  Regierung  als  ihre  grösste  Stütze  erklärt. 

1)  Nach  der  Wahlcapitulation  (Art.  13)  war  der  Kaiser  nur  schuldig, 
alle  zehn  Jahre  einen  Reichstag  zu  halten:  doch  war  auch  schon  seit  16G3 
in  Deutschland  der  Reichstag  iierraanent  geworden. 
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§.  160. 

Von  der  Dauer  der  Vollmachten  der  Repräsentanten  und 
der  Art  der  Erneuerung  des  Repräsentantenkörpers. 

In  Bezug  auf  den  Repräsentantenkörper  muss  eine  doppelte 
Rücksicht  genommen  werden:  erstlich  darauf,  dass  die  Re- 
präsentation nicht  selbst  stabil  und  hierdurch  ein  regierendes 
Corpus,  und  somit  selbst  dem  Volke  entfremdet  werde,  sondern 
stets  die  jeweilige  Volksansicht  über  das  von  der  Regierung 
befolgte  System  rein  repräsentire,  und  zweitens  darauf,  dass 
in  der  Kammer  selbst  die  nöthige  Geschäftskenntniss  er- 
halten und  fortgepflanzt  werde,  wodurch  die  Beschleunigung 
der  Geschäfte  und  selbst  die  würdige  Haltung  der  Kammer  der 
Regierung  gegenüber  wesentlich  bedingt  ist.  Dieser  doppelte 
Zweck  wird  dadurch  erreicht,  dass  die  Repräsentanten  auf  eine 
längere  Zeit,  d.  h.  für  eine  solche  Periode  ernannt  w^erden, 
welche  mehrere  ordentliche  Versammlungen  (Landtagen. s.w.) 
umfasst,  dass  jedoch  nach  dem  Schlüsse  eines  jeden  Landtages 
ein  gewisser  Theil  der  Repräsentanten  austreten  muss,  und  durch 
neu  zu  wählende  Abgeordnete  ersetzt  wird,  wobei  aber  auch 
die  Wiedererwählung  der  ausgetretenen  Repräsentanten  zu  ge- 
statten ist.  Durch  eine  solche  theilweise  Erneuerung  des  Re- 
präsentantenkörpers wird  überdies  auch  die  grosse  politische 
Aufregung  vermieden,  welche  eine  jedesmalige  völhge  Erneue- 
rung der  Repräsentation  mit  sich  bringen  würde,  und  doch  auch 
durch  die  vorzunehmenden  theilweisen  neuen  Wahlen  das  poli- 
tische Interesse  des  Volkes  lebendig  erhalten.  Auch  bietet  die 
theilweise  Erneuerung  des  Repräsentantenkörpers  eine  nicht 
gering  zu  achtende  Garantie  dagegen,  dass  es  nicht  einer  oder 
der  anderen  politischen Parthei  gelingen  kann,  durch  Entwicke- 
lung  einer  besonderen  Thäligkeit  in  dem  Momente  der  Wahlen, 
durch  Einschüchterung  der  übrigen,  selbst  vielleicht  zahlreiche- 
ren Partheien,  und  durch  künstliche  Verstrickung  des  indifferen- 
ten Theiles  des  Publikums  in  die  Interessen  des  Augenbhcks, 
einen  Repräsentantenkörper  zu  erschaffen,  welcher  nur  die 
Farbe  der  einen  Parthei  ausschliessend  repräsentirt.  Die  theil- 
weiSe  Erneuerung  der  Repräsentation  leistet  aber  auch  zugleich 
eine  Bürgschaft  für  ruhige  und  in  den  Schranken  gesetzlicher 


270 

Ordnung  fortschreitende  politische  Entwickelung  (Reform  im 
Gegensatze  der  Revolution),  indem  sie  auch  neu  entstande- 
nen Interessen  durch  die  neu  eintretenden  Repräsentanten 
möglich  macht,  sich  Gehör  und  Achtung  zu  verschaffen. 

§.161. 

Von  den  Rechten  der  Mitglieder  des  Repräsentanten- 
körpers. 

Da  der  Zweck  aller  Repräsentation  darin  heruhet,  dem  Volke 
in  gesetzlichen  Formen  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  über 
das  politische  System  und  die  Handlungsweise  der  Regierung 
auszusprechen,  und  da  es  somit  die  Ansicht  des  Volkes,  d.  h. 
der  in  ihm  bestehenden  politischen  Partheien  ist,  welche  hier 
vernommen  werden  soll  und  muss,  und  weil  daher  auch  jeder 
Abgeordnete  verpflichtet  ist,  nach  seinem  besten  Wissen  und 
Gewissen  seine  politische  Ueberzeugung  der  Regierung  darzu- 
legen, so  wie  er  auch  durch  die  Verfassung  selbst  zur  Kritik 
der  gesammten  Administration  aufgefordert  ist,  so  ergibt  sich 
von  selbst,  dass  unbeschränkte  Freiheit  der  Rede  gegen- 
über der  Regierung  und  ihren  Organen  in  den  Parlaments- 
oder Landtagssitzungen  als  das  erste  Recht  eines  jeden 
Mitgliedes  der  Repräsentation  betrachtet  werden  muss.  Wie 
auch  immer  die  Aeusserung  eines  Repräsentanten  über  das 
System  und  die  Personen  der  Regierung  beschaffen  sein 
mag,  so  muss  in  Folge  seiner  Verpflichtung  seine  Ueber- 
zeugung auszusprechen,  jede  gesetzwidrige  Absicht,  welche 
dieselbe  Rede  an  einem  anderen  Orte  zu  einer  Injurie  oder  einem 
Verbrechen  stempeln  würde,  von  Rechtswegen  als  nicht  vor- 
handen angenommen  werden.  Hieraus  folgt,  dass  kein  Reprä- 
sentant wegen  irgend  einer  in  seiner  Funktion  über  die  Regie- 
rung und  deren  Organe  gemachten  Aeusserung  vor  Gericht 
gestellt,  oder  von  den  Gerichten  desshalb  eine  Klage  angenom- 
men werden  kann,  insofern  dies  die  Verfassungs-Urkunde  nicht 
ausdrüchlich  sagt^).  Vielmehr  darf  in  solchen  Fällen  eine  der- 


>)  So  z.  B.  die  Verf.  Urk.  v.  Weimar  (1816)  §.  68;  Würtemberg 
(1819)  §.  185;  Sachsen  C1831)  §.  83;  Braunscliweig  (1832)  §.   134; 
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artige  Aeusserung  nur  als  formlos  aufgefasst  werden,  und 
verfällt  als  solche  der  Disciplin,  welche  die  Kammern  in  sich 
selbst  und  durch  ihre  Präsidenten  auszuüben  haben  2).  Aus 
derselben  Rücksicht  auf  die  Nothwendigkeit  einer  unbeschränk- 
ten Aeusserungsfreiheit  des  Volkes  über  politische  Gegen- 
stände durch  den  Mund  seiner  Repräsentanten  auf  den  Land- 
tagen ist  in  sämmtlichen  constitutionellen  Staaten  auch  der 
Grundsatz  adoptirt  worden,  dass  während  der  Dauer  eines 
Landtages  kein  Jlitglied  der  Repräsentation  wegen  Schulden, 
und  selbst  wegen  Verbrechen  nicht  ohne  Vorwissen  und  Zu- 
stimmung des  Repräsentantenkörpers  verhaftet  werden  darf, 
den  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That  bei  Verbrechen  abge- 
gerechnet^).  Auch  ist  es  Sitte  geworden,  jenen  Repräsentanten, 
welche  nicht  kraft  eines  besonderen  dinglichen  oder  persön- 
lichen Rechtes,  sondern  nur  in  Gemässheit  der  Volkswahl  auf 
den  Landtagen  erscheinen,  Diäten  zu  bewilligen*). 


Hannover  (1840)  §.  101.  102,  —  Ueberdies  sind  nach  den  ebengenannten 
Verf.  Urkunden  und  nach  den  meisten  übrigen  die  Beleidigungen  und  Ver- 
läumdungeu  von  Pri  vat-Person  en  durch  Aeusserungen  der  Ständeglie- 
der auf  den  Landtagen  für  gerichtlich  strafbar  erklärt.  Vergl.  V.  U.  v. 
Hessen-Darrastadt§.  83;  Kur-Hessen  §  87;  Sigmaringen  (1833) 
§.  183.  —  Wo  die  Verfassung  über  die  gerichtliche  Verantwortlichkeit  der 
Landstände  gegen  Privatpersonen  schweigt,  wie  z.  B.  in  Baden,  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  sie  dieselbe  hiermit  stillschweigend  aufgehoben 
h^abe,  sondern  dass  es  hier  bei  den  Bestimmungen  der  gemeinen  Landes- 
(Criminal-)  Gesetze  bleibt,  da  der  Privatmann  ausserdem  dem  Verläum- 
der  gegenüber  völlig  rechtlos  wäre  (A.  M.  ist  jedoch  hierüber  K.  S.  Za- 
chariae,  im  Arch.  f.  civil  Prax.  Bd.  XVII.  S.  208).  — 

*)  Nach  einigen  Verf.  Urkunden  gehet  die  Disciplinargewalt  der  Kam- 
mer bis  zur  temporären  oder  gänzlichen  Ausschliessung  eines  Mitgliedes. 
V.  U.  V.  Bayern  (1818),  Tit.  VIL  §.  27;  vergL  mit  d.  Geschäftsordnung 
der  zweiten  Kammer  v.  28.  Febr.  1825.  Art.  57;  Meiningen  (1829)  §.  99. — 
Durch  ein  einfaches  getreues  Referiren  einer  in  den  Kammern  gefalle- 
nen beleidigenden  Aeusserung  begeht  aber  Niemand  eine  strafbare  Hand- 
lung, insoferne  die  Verhandlungen  überhaupt  öffentlich  sind.  Vergl.  K.  S.Za- 
chariae,  1.  c.  S.  181  flg.  — 

»)  Z.  B.  Bad.  Verfas.-Urk.,  §.  49. 

*)  Dies  lässt  sich  rechtfertigen,  und  ist  nothwendig,  wo  ein  Wahlgesetz 
nicht  nur  die  Reichen,  sondern  auch  den  Mittelstand  für  wahlfähig  zu  Ab- 
geordneten erklärt,  damit  sich  nicht  der  Mittelstand  aus  Rücksicht  auf  die 
Lasten  der  Repräsentation  von  der  Theilnahme  an  derselben  von  selbst  zu- 


272 

§.  162. 

Oeffentlichkeit  der  Kaiiiniersitzungen  und  der  Kaminer- 

protokolle. 

Da  die  Repräsentation  aus  dem  Volke  hervorgeht  und  die 
Rechte  des  Volkes  zu  vertreten  hat,  so  erhellet  schon  aus  der 
Natur  ihres  Verhältnisses  zum  Volke,  dass  diesem  die  Möglich- 
keit gegeben  sein  muss,  zu  beurtheilen,  in  wieferne  der  Reprä- 
sentantenkörper das  öffenthche  Vertrauen  rechtfertige  oder 
nicht.  Ueberdies  ist  die  Festigkeit  der  Regierung  in  der  consti- 
tutionellen  Monarchie  selbst  durch  das  Vertrauen  bedingt,  welches 
das  Volk  in  die  Kammern  setzt,  und  somit  stellet  sich  die  Oef- 
fentlichkeit der  Kammersitzungen  und  der  Kamraerverhand- 
lungen  als  eine  unabweisbare  Forderung  der  Repräsentativ- 
Verfassung  dar  ^).  Es  muss  daher  dafür  gesorgt  werden,  dass 
dem  Publikum  der  Zutritt  zu  den  Verhandlungen  selbst  (durch 
Eröffnung  der  Gallerien)  möglich  gemacht  werde,  wobei  jedoch 
dem  Publikum  die  strengste  Achtung  der  Würde  der  Versamm- 
lung, und  darum  auch  die  Unterlassung  aller  Zeichen  des  Bei- 
falles oder  des  Missfallens  zur  Pflicht  gemacht  sein  muss. 
Noch  wichtiger 2)  aber  ist  die  Bekanntmachung  der  Kammer- 


rflckziehe.  Jedoch  dürfen  die  Diäten  nicht  hoch  sein,  damit  sie  nicht  eine 
Erwerbsquelle  werden. 

*)  Auch  die  ständische  Verfassung  kann  der  Oeffentlichkeit  der 
LandtagsverhandJungen  nicht  ganz  entbehren,  wenn  sie  darauf  Anspruch 
machen  will,  der  Nation  durch  die  Stände,  und  nicht  blos  diesen  selbst,  eine 
politische  Garantie  zu  bieten.  Sehr  richtig  ist  dies  in  gegenwärtigem  Jahre 
in  Preussen  gewürdigt  und  darum  auch  eine  Bekanntmachung  der  Land- 
tagsverhandlungen durch  den  Druck  verstattet  worden. 

*)  Die  Oeffentlichkeit,  welche  den  Kammerverhandlungen  durch  Eröff- 
nung der  Gallerien  gegeben  wird,  welche  jedenfalls  nur  einen  sehr  kleinen 
T heil  des  Publikums  fassen  können,  ist  ihrer  Natur  nach  nur  etwas  Unvoll- 
kommenes, und  hat  auch  überdies  manche  unverkennbare  Schattenseite, 
wenn  gleichwohl  diese  da,  wo  einmal  das  Prinzip  der  Repr  äsen  tativ- 
Verfassung  über  das  der  ständischen  Verfassung  den  Sieg  davon 
getragen  hat,  nicht  mehr  in  Anschlag  gebracht  werden  darf.  Durch  Bundes- 
beschluss  v.  28.  Juni  1832,  Art.  5.  ist  den  deutschen  Regierungen  zur  Pflicht 
gemacht,  die  nothwendigen  Anordnungen  zu  treffen,  dass  die  Grenzen  der 
freien  Aeusserung  weder  bei  den  Verhandlungen  selbst,  noch  bei  deren  Be- 
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Verhandlungen  durch  den  offiziell  zu  veranstahenden  Druck 
der  Protokolle  ').  Aus  Rücksicht  auf  mögliche  verwickelte  politi- 
sche Verhältnisse,  insbesondere  auf  die  schwierige  Lage,  in 
welcher  sich  ein  Staat  anderen  Staaten  gegenüber  befinden 
kann,  und  unter  %velchen  eine  voreilige  Veröffentlichung  der 
Plane  oder  Hülfsquellen  oder  Ansichten  der  Regierung  nur 
schädliche  Wirkung  für  das  Wohl  des  Staates  haben  könnte, 
muss  die  Verfassung  auch  ausnahmsweise  geheime  Kammer- 
sitzungen für  zulässig  erklären.  Auch  muss  den  Kammern  aus 
Rücksicht  auf  die  nöthige  Erhaltung  der  Disciplin  in  denselben 
die  Befugniss  zugesprochen  werden,  nach  eigenem  Ermessen, 
oder  nach  Aufforderung  von  Seite  der  Regierung  ungehörige 
Aeusserunsen  (§.  161)  von  der  Aufnahme  in  die  Protokolle 
auszuschliessen,  und  somit  deren  Existenz  juristisch  zu  ver- 
nichten. 


m.  Al>iseliiiitt. 

Von  den  Volksrecliten,  welche  durch  den 

Repräsentantenkörper  ausgeübt 

werden. 

§.  163. 
Vorljemerkung. 

Da  der  Repräsentantenkörper  in  der  constitutionellen  Mo- 
narchie das  grundgesetzliche  Organ  für  die  Ausübung  der 
Volksrechte  ist  (§.  141),  diese  Ausübung  der  Volksrechte  durch 


kanntmachiuig  durch  den  Druck,  auf  eine,  die  Ruhe  des  einzelneu  Buudes- 
staates.oder  des  gesamuiten  Deutschlands  gefährdende  Weise  überschritten, 
und  Angriffe  auf  den  Bund  in  den  ständischen  Verhandlungen  verhütet 
werden. 

*)  Nach  dem  Prinzip  der  Repräsentativ- Verfassun  g  müssen  diese 
Protokolle  in  möglichster  Vollständigkeit  dem  Drucke  übergeben  werden. 
Doch  können  locale  Verhältnisse,  namentlich  in  kleinen  Staaten,  sogar  auch 
die  Rücksicht  auf  die  Kosten,  eine  Modifikation  in  dieser  Beziehung  rathsam 
machen. 

Zöpll,  Staatsrecht,  3te  Ausg.  18 
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einen  Repräsentantenkörper  aber  in  der  genauesten  Beziehung 
zu  den  formellen  Hoheitsrechten  oder  den  politischen  Gewalten 
stehet  (§.  131),  und  der  Inhalt  der  Berechtigungen  des  Reprä- 
sentantenkörpers darauf  gerichtet  sein  nuiss,  aber  auch  nur 
darauf  gerichtet  sein  kann ,  eine  Schranke  gegen  den  Miss- 
brauch der  Staatsgewalt  zu  bilden,  ein  unrichtiger  Gebrauch  der 
Staatsgewalt  sich  aber  zunächst  nur  durch  Missbrauch  der  ge- 
setzgebenden und  vollziehenden  Gewalt  denken  lässt,  so 
kann  auch  nur  von  Befugnissen  des  Repräsentantenkörpers  im 
Verhältnisse  zu  diesen  beiden  politischen  Gewalten  die  Rede 
sein.  Zu  der  sogenannten  richterlichen  Gewalt,  oder  wie 
man  richtiger  sagen  würde,  zu  den  richterlichen  Behörden  '), 
kann  die  Repräsentation  in  einer  constitutionellen  Monarchie  in 
keinem  anderen  Verhältnisse,  als  wie  die  Regierung  selbst 
stehen,  d.  h.  sie  stehet  mit  denselben  in  gar  keiner  Beziehung, 
da  für  die  constitutionelle  Monarchie  die  Unabhängigkeit  der 
Rechtspflege  eine  Fundamentalbedingung  ist  (§.  143,  Nr.  IV.), 
und  also  die  Regierung  dieselbe  nicht  missbrauchen  kann,  oder 
doch,  wenn  die  Regierung  Kabinetsjustiz  üben  w^ürde,  dies 
nichts  anderes,  als  ein  Uebergriff  und  Missbrauch  der  voll- 
ziehenden Gewalt  sein  würde.  Dass  dem  Repräsentanten- 
körper an  sich  keine  richterliche  Funktion  zukommt,  inso- 
ferne  sie  ihm  nicht  für  gewisse  Fälle  durch  die  Verfassung 
selbst  zugewiesen  ist  2),  bedarf  keiner  Erwähnung. 

§.  164. 

Von  den  Befugnissen  des  Repräsentantenkörpers  im 
Verhältnisse  zur  gesetzgebenden  Gewalt. 

In  Gemässheit  der  Grundidee  der  constitutionellen  Monarchie, 
dass  die  Repräsentation  wohl  eine  Schranke  der  fürstlichen 


«)  S.  oben,  §.  107. 

^)  So  z.  B.  in  der  Charte  constitutionelle  v.  Frankreich  v.  14.  Aug. 
1830.  art.  28.  „La  Chambre  des  Pairs  connait  des  crimes  de  haute  trahi- 
son  et  des  attentats  ä  la  suret^  de  r^tat."  Vergl.  Art.  22.  —  Diese  Be- 
stimmung ist  der  englischen  Praxis  nachgebildet.  —  Zur  Zeit  des  deutscheu 
Reiches  hatte  der  Reichstag  auch  nur  ausnahmsweise  eine  richter- 
liche Funktion,  nämlich  nur  dann,  wenn  es  sich  um  die  Achtserkläruug 
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Gewalt  sein,  aber  nicht  mit  dem  Staatsherrscher  die  Gewalt 
theilen  und  nicht  mitregieren  soll,  muss  dem  Repräsen- 
tantenkörper in  Bezug  auf  die  gesetzgebende  Gewalt  das  Recht 
der  Berathung,  der  Zustimmung  und  der  Verwerfung  der 
von  der  Regierung  vorgelegten  Gesetzesvorschläge  zuer- 
kannt werden  1),  so  wie  auch  das  Recht  der  Prüfung,  Billi- 
gung oder  Verwerfung  der  von  der  Regierung  zwischen  den 
Landtagen  einseitig  erlassenen  (provisorischen)  Gesetze 
oder  Verordnungen.  Eben  so  muss  dem  Repräsentantenkörper 
das  Recht  beigelegt  werden,  die  Regierung  bei  der  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  unterstützen,  nämlich  die 
Aufmerksamkeit  der  Regierung  auf  jene  Verhältnisse  hinzu- 
lenken, Avelche  einer  gesetzlichen  Bestimmung  bedürfen,  und 
die  Regierung  um  die  Vorlage  eines  den  V^'^ünschen  des  Volkes 
entsprechenden  Gesetzentwurfes  zu  bitten  2).  Man  hat  zwar  in 
neuerer  Zeit  auch  sehr  häufig  für  den  Repräsentantenkörper 
ausser  diesem  Petitionsrechte  um  Gesetzentwürfe  durch  die 
Regierung,  auch  das  Recht  der  Initiative,  d.  h.  das  Recht  in 
Anspruch  genommen,  eben  so  wohl  wie  die  Krone,  eigentliche 


eines  Reichsstandes  handelte  (Wahlcap.  Karls  IV.  1711,  Art.  20),  und  im 
Falle  die  katholischen  und  protestantischen  Beisitzer  des  Reichshofrathes 
in  einer  Sache  zweierlei  Meinungen  waren.  Inst.  Pac.  Osnab.  Art.  V.  §.  56. 

^)  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  gerade  die  artikelweise  Berathung  der 
vorgelegten  Gesetze  und  ihre  Diskussion  durch  das  Plenum  der  Kammern 
das  absolut  Zweckmässige  wäre.  Diese  Form  der  Berathung  empfiehlt  sich 
sehr  beider  Abfassung  von  einzelnen  Gesetzen  über  spezielle  Verhält- 
nisse: in  Bezug  auf  eigentliche  umfassende  Gesetzbücher  hat  die  Erfah- 
rung bereits  grosse  Incouvenienzen  kennen  gelehrt,  und  insbesondere  ge- 
zeigt, dass  der  Entwurf  des  Gesetzbuches  nicht  immer  verbessert  aus 
einer  solchen  Diskussion  hervorgegangen  ist. 

2)  Der  grösste  Werth  und  die  Bedeutung  der  Repräsentation  besteht  in 
der  unmittelbaren  Darlegung  der  Bedürfnisse  des  Volkes  vor  die  Augen 
des  Fürsten.  Hierzu  ist  auch  der  Repräsentantenköqier  seiner  Zusammen- 
setzung nach  weit  mehr  geeigenschaftet,  als  zu  dem  eigentlichen  Gesetz- 
geben  selbst,  resp.  zur  Feststellung  der  Mittel  und  Wege  zur  Abhülfe  der 
erkannten  Bedürfnisse  in  präziser  Redaktionsform  und  consequenter  und 
umsichtiger  Entwickelung,  wozu  an  sich  besondere  Kenntnisse  und  Ge- 
schäftsbildung, und  sehr  oft  eine  Erwägung  der  Sache  von  einem  höheren 
Stanilpunkte  aus,  und  ein  genaues  und  ruhiges,  überlegtes  Abwägen  der 
Interessen  der  verschiedenen  Volksklassen  gegen  einander  gehören. 

18* 
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Geselzesvorschläge  (Proposition)  zu  machen.  Allein  ein  sol- 
ches Recht  der  Initiative  ist  fih-  die  Kammern  nur  da  von 
einer  wahren  und  praktischen  Bedeutung,  wo  dem  Souverain 
kein  unbedingtes  Feto  zusteht  (§.  171);  wo  dies  aber  der 
Fall  ist,  da  ist  die  Verfassung  schon  über  die  Gränzen  der  be- 
schränkten Monarchie  im  eigentlichen  Sinne  hinausgerückt,  und 
auf  das  Prinzip  der  Theilung  der  Gewalten  gebaut  (§.  136). 
Wo  aber  dem  Souverain  das  unbedingte  Feto  (§.  171)  belassen 
worden  ist,  da  ist  umgekehrt  das  Recht  der  Initiative  für  die 
Kammern  nutzlos  und  unzweckmässig,  und  in  seiner  Wirkung 
nicht  stärker,  als  ein  einfaches  Petitionsrecht  ^).  Bei  der  Ab- 
schliessung  von  Staats  vertragen  mit  anderen  souverainen 
Staaten  mitzuwirken,  ist  der  Repräsentantenkörper  in  der  con- 
stitutionellen  Monarchie  nach  dem  Geiste  und  dem  Zwecke  der- 
selben, welcher  nur  in  Verhinderung  des  Missbrauches  der 
Staatsgewalt  in  den  Verhältnissen  des  inneren  Staatslebens 
gegenüber  bestehet,  so  wie  auch  nach  der  übereinstimmenden 
Eiidärung  aller  Verfassungs-Urkunden  in  Europa*)  nicht  be- 
fugt, und  er  kann  auch  hierbei  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen nicht  mitwirken,  weil  ihm  die  erste  Vorbedingung  der 
völkerrechtlichen  Vertragsfähigkeit,  nämlich  die  Souve- 
rainität,  mangelt.  Darumist  auch  die  verbindliche  Kraft  eines 
von  der  Regierung  mit  Auswärtigen  abgeschlossenen  Staats- 
vertrages nicht  von  der  nachfolgenden  Genehmigung  des  Re- 
präsentautenkörpers  abhängig  ^) ,  ausser  wo  dies  durch  die 


')  Keine  deutsche  Ständeversammliing  hat  das  Recht  der  luitiative.  Da- 
gegen ist  es  dem  Repräsentantenkörper  eingeräumt  in  den  V.-Urkk.  von 
Norwegen  (1814),  §.  76;  Frankreich  (1830),  §.  15.  Belgien  (1831), 
§.  27;  Griechenland  (1844);  §.  16.  etc. 

*)  Auch  in  England  ist  dies  unzweifelhafte  Staatspraxis.  Die  Minister 
sind  auch  dort  bereclitiget  jede  Interpellation  wegen  abzuschliessender 
Verträge  zurückzuweisen,  und  haben  dies  noch  zu  jeder  Zeit  mit  Entschie- 
denheit getlian.  (Vergl.  Peel's  Rede  im  Unterhaus  am  21.  März  1843.)  Das 
Parlament  mag  sodann  ein  Censurvotum  über  den  geschlossenen  Staatsver- 
trag aussprechen,  und  dadurch  die  Minister  zum  Abtreten  nothigen.  Der  ge- 
schlossene Vertrag  selbst  bleibt  aber  dennoch  in  Kraft. 

*)  In  Deutschland  lässt  sich  für  die  Unabhängigkeit  des  Fürsten  bei 
Ausübung  der  Repräsentativ-Gewalt  von  der  iMitwirkung  der  Repräsentation 


27Y 

Verfassung  eines  Staates  oder  sein  Staatsherkommen  im  All- 
gemeinen oder  für  besondere  einzelne  Fälle,  z.  B.  gewöhnlich 
bei  der  Abtretung  oder  Verpfändung  von  Landestheilen  u.  dergl., 
positiv  ausgesprochen  Aväre,  oder  die  Genehmigung  des  Staats- 
vertrages durch  die  Kammern,  und  somit  die  Erhebung  dessel- 
ben zu  einem  wirklichen  Gesetze  und  seine  Einkleidung  in  die 
Formen  eines  solchen,  ausdrücklich  unter  den  contrahirenden 
Staaten  stipulirt  worden  ist*").  Auch  verstehet  sich  von  selbst, 
dass,  wenn  ein  Staatsvertrag,  wie  z.  B.  ein  Handels-  oder  Zoll- 
Vertrag,  Verhältnisse  berührt,  über  welche  den  Unterthanen 
ofeffenüber  verfassunffsmässio;  nur  durch  ein  Gesetz  verfügt 
werden  kann,  die  Vollziehung  eines  solchen  Staatsvertrages 
und  seine  Handhabung  als  Gesetz  gegenüber  von  den  Unter- 
thanen nur  mit  Zustimmung  des  Repräsentantenkörpers  statt- 
finden kann^).  Die  Abschliessung  eines  Staatsvertrages  ist 
überhaupt  in  der  constitutionellen  Monarchie  nicht  als  ein  Akt 
der  Legislation,  sondern  vielmehr  als  ein  Akt  der  Administra- 
tion aufzufassen^),  so  wie  es  auch  nur  die  Organe  der  voll- 


auch  noch  der  historische  Grund  anführen,  dass  der  Staat  grossentheils  aus 
dem  fürstlichen  Gefolgschaftswesen  erwachsen  ist. 

*)  Dies  geschah  z.  B.  im  Jahr  1612  bei  der  Errichtung  eines  Ehevertra- 
ges zwischen  Ludwig  XIll.  von  Frankreich  und  der  Infantin  Anna;  ebenso 
im  Jahr  1659  bei  Gelegenheit  der  Eheberedung  Ludwigs  XIV.  und  der-Infau- 
tin  Maria  Theresia  etc.  Meine  Schrift  über  die  Span.  Successionsfrage, 
p.  32.  ffg. 

')  Ausdrücklich  sagt  dies  die  V.-U.  v.  Griechenland  (1844),  Art.  25. 
Abs.  2,  nachdem  sie  im  Abs.  1.  den  Art.  13.  der  französischen  Charte 
(v.  1830)  copirt  hat.  —  VergL  V.  U.  v.  Sondershausen  (1841),  §.  151.  156. 

^)  Genau  in  dieser  Weise  fasst  die  französische  Charte  constitu- 
tionelle,  Art.  13,  die  Befugnisse  der  Krone  zur  Abschliessung  von  Staats- 
verträgen auf.  Nachdem  im  Art.  12.  das  Prinzip  aufgestellt  ist,  an  Roi 
seul  uppavtient  la  piilssance  ex^ciitive,  so  heisst  es  in  der  casuistischen 
EntWickelung  dieses  Grundsatzes  im  Art.  13.  „Le  Roi  est  le  chef  sitpreme 
de  l'etat;  il  commande  (es  forces  de  terre  et  mer,  declare  la  guerre, 
fuit  les  trait^s  de  paix,  d'alliance  et  de  commerce,  nomme  a  tous  les 
emploia  d' administration  publique  etc.  etc.,  und  sodann  erst,  nachdem  be- 
stimmt ist,  was  dem  König,  als  zum  Ressort  der  executiven  Gewalt  gehörig, 
allein  überlassen  ist,  wird  im  Art.  14.  von  der  legislativen  Gewalt  ge- 
handelt, und  hier  das  umgekehrte  Prinzip  statuirt,  dass  sie  gemeinschaftlich 
(coUectivevient)  von  dem  König  und  den  beiden  Kammern  geübt  wird. 
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ziehenden  Gewalt  sind,  durch  welche  nach  dem  Zeugnisse 
der  Erfahrung  die  Staatsverträge  unter  den  europäischen  Staa- 
ten abgeschlossen  werden.  Hieraus  ergibt  sich  aber  zugleich, 
dass  dem  Kepräsentantenkörper  in  Bezug  auf  abgeschlossene 
Staalsverträge  gerade  dieselben  Befugnisse,  wie  in  Bezug  auf 
jeden  anderen  Akt  der  vollziehenden  Gewalt  zustehen,  nament- 
lich also  das  Recht,  das  Ministerium  desshalb  zur  Verantwor- 
tung zu  ziehen,  und  von  demselben  Erläuterung  und  Rechtfer- 
tigung seines  Verfahrens  und  seiner  Politik  zu  verlangen.  Auch 
folgt  daraus ,  dass  man  der  Regierung  das  Recht  zuerkennt, 
Staatsverträge  ohne  Mitwirkung  des  Repräsentantenkörpers  ab- 
zuschliessen ,  noch  keineswegs ,  dass  dieser  ohne  weiteres 
verpflichtet  sei,  alle  zu  der  Ausführung  des  Staatsvertrages  als 
nolhwendig  von  der  Regierung  geforderten  Mittel  zu  bewilligen. 
Vielmehr  liegt  gerade  in  der  Rücksicht  auf  die  von  Seite  der 
Repräsentation  mögliche  Verweigerung  der  Mittel  zur  Voll- 
ziehung der  Traktate  und  in  der  hierin  gegebenen  Gefahr,  die 
Regierung  auswärtigen  Mächten  gegenüber  zu  compromittiren, 
für  das  Ministerium  das  dringendeste  Motiv,  keine  den  Interessen 
und  den  Rechten  der  Nation  widerstreitenden  Staatsverträge 
abzuschliessen  9).  Es  gibt  jedoch  Fälle,  in  welchen  die  Kam- 
mern ihre  MitAvirkun«;  zur  Vollziehung  eines  von  der  Reffierunff 
geschlossenen  Staatsvertrages  nicht  verweigern  können,  näm- 
lich überall  da  nicht,  wo  die  Abschliessung  des  Staatsvertrages 
als  eine  unvermeidliche  politische  Nothwendigkeit  erscheint, 
wie  z.  B.  Friedensschlüsse  für  den  Besiegten  regelmässig  die- 
sen Charakter  an  sich  tragen  *"). 


')  Wo  sich  zwischen  den  Kanunein  und  dem  Ministerium  ernstliche 
Dissidien  über  einen  solchen  Punkt  ergeben,  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als 
zu  den  äussersten  politischen  Hülfsmitteln,  dem  Wechsel  des  Ministeriums, 
oder  der  Auflösung  der  Kammern,  zu  schreiten.  Davon  im  §.  172. 

'»)  Für  Deutschland  ist  durch  die  W.  S.  A.  v.  15.  Mai  1820,  Art.  58  noch 
besonders  festgesetzt:  „Die  im  Bunde  vei-einigten  souveraiuen  Staaten  dür- 
fen durch  keine  landständische  Verfassung  in  der  Erfüllung  ihrer  bundes- 
mässigeu  Verpilichtungen  gehindert  oder  beschränkt  werden."  Hierdurch 
ist  klar  ausgesprochen,  dass  die  Landstände  dem  Fürsten  die  zur  Vollziehung 
von  Bundesbeschlüssen  erforderlichen  Mittel  nicht  verweigern  dürfen.  — 
Ebenso  Buudesbeschluss  v.  28.  Juni  1832,  Art.  111. 
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§.  165. 


Von  den  Befugnissen  des  Repräsentantenkörpers  in 
Bezug  auf  die  vollzieliende  GeAvalt. 

Hinsichtlich  der  vollziehenden  Gewalt  hat  der  Reprä- 
sentantenkörper gemäss  der  Grundidee  der  constitutionellen 
Monarchie,  bei  dem  Volke  die  Ueberzeugung  lebendig  zu  er- 
halten, dass  nur  dem  Staatszvvecke  gemäss  regiert  werde,  und 
das  öffentHche  Wohl  die  einzige  Tendenz  der  Administration  sei 

I.  die  Befugniss,  mit  verpflichtender  Kraft  für  das  Volk  die 
nöthigen,  von  der  Regierung  geforderten  Geld-  und  sonstigen 
Mittel,  wie  Truppen  u.  s.  w.  zu  bewilligen,  jedoch  nur  für  eine 
von  der  Verfassung  zu  bestimmende  Zeit  (Budget-Periode),  um 
eine  Stockung  des  Staatsorganismus  zu  verhüten,  hat  die  Ver- 
fassung zugleich  zu  bestimmen,  wie  lange  allenfalls  über  diesen 
Termin  hinaus  die  Regierung  die  Steuern  nach  dem  bisherigen 
Maasstabe  fort  erheben  kann,  wenn  es  nicht  thunlich  war,  neue 
Bewilligungen  von  den  Ständen  vor  Ablauf  der  Budget-Periode 
zu  erhalten. 

II.  Der  Repräsentantenkörper  hat  ferner  das  Recht,  die  Ver- 
wendung seiner  Bewilligungen  zu  controlliren,  und  folglich 
Einsicht  von  dem  gesammten  Staatshaushalte  zu  nehmen:  und 

III.  die  Beamten  der  Administration,  namentlich  die  Chefs 
derselben  (die  Minister)  zur  Verantwortung  und  Rechenschaft 
zu  ziehen,  und  in  geeigneten  Fällen  Anklage  gegen  dieselben 
zu  erheben. 

§.  166. 

Von  dem  Steuerverwilligungsrecht  der  Landstände 
insbesondere. 

Es  wird  in  neuerer  Zeit  viel  gestritten,  ob  dem  Repräsen- 
tantenkörper nur  das  Recht  der  Steuerbewilligung  oder 
auch  das  Recht  der  Steuerver Weigerung  zustehe?  Man 
sucht  mitunter  zu  behaupten,  dass  schon  nach  der  Idee  der 
constitutionellen  Monarchie  die  Kammern  nur  ein  Recht  der  Be- 
willigung, nicht  aber  der  Verweigerung  haben  könnten,  weil 
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die  Repräsentation  das  Volk  darstelle,  dieses  aber  seinem  Be- 
griffe nach  der  Staatsgewalt  die  Mittel  zur  Regierung  zu  ge- 
währen, resp.  Steuern  zu  zahlen  schuldig  sei:  die  Kammern 
werden  hiernach  nur  für  befugt  erklärt,  das  Quantum  der  von 
dem  Volke  zu  gebenden  Steuern  und  die  Art  der  Besteuerung 
zu  bestimmen  ^).  Allein  die  hier  gemachte  Unterscheidung  ist 
praktisch  ohne  allen  Werth  und  Bedeutung.  Wo  nämlich  der 
Umfang  eines  Rechtes  der  Regierung  (das  Quantum)  von  dem 
Belieben  der  Kammern  abhängig  erklärt  wird,  daist  das  Recht 
selbst  ebenfalls  unbestimmt  und  prekär,  und  aus  dem  Begriffe 
des  Volkes  lässt  sich  eben  nicht  mehr  ableiten,  als  dass  das 
Volk  die  Kosten  einer  verfassunosniässijfen  Reffierunsr 
herbeizuschaffen  habe 2).  Diese  Verbindlichkeit  wird  auch 
niemals  von  dem  Volke  oder  den  Kammern  bestritten,  sondern 
wenn  sich  ein  Streit  zwischen  diesen  und  der  Reaierunff  über 
diesen  Gegenstand  erhebt,  so  ist  dies  immer  nur  ein  Streit  über 
die  Voraussetzung  jener  Verbindlichkeit  —  d.  h.  über  die 
Loyalität  der  Regierung.  In  Bezug  auf  diesen  Streit  bestehet 
aber  in  der  Regel  keine  Autorität  über  den  Ständen  und  der 
Regierung,  sondern  hier  kann  nur  durch  freundliche  Verstän- 
digung eine  Ausgleichung  bewirkt  werden,  oder  es  muss  die 
Regierung  von  der  fürstlichen  Prärogative  (§.  169  u.  flg.) 
Gebrauch  machen,  und  das  Verständniss  mit  den  Kammern  ent- 
weder durch  einen  Minister  Wechsel  herbeiführen,  oder  den 


')  In  Bezug  auf  die  deutschen  [Staaten  ist  den  Kammern  oder  Land- 
ständeu  das  absolute  Steuerverweigerungsrecht  positiv  abge- 
sprochen, durch  Bundesbescliluss  v.  28.  Juni  1832,  Art.  II.  ,,Da  nach  dem 
Geiste  des  Art.  57  der  Schlussakte  .  .  .  keinem  deutschen  Souverain  durch 
die  Landstände  die  zur  Führung  einer  den  Bundespflichten  und  der 
Landesverfassung  entsprechenden  Regierung  erforderlichen 
Mittel  verweigert  werden  dürfen,  so  werden  Fälle,  in  welchen  ständische 
Versammlungen  die  Bewilligung  der  zur  Führung  der  Regierung  erforder- 
lichen Steuern  auf  eine  mittelbare  oder  unmittelbare  Weise  durch  die  Durch- 
setzung anderweitiger  Wünsche  und  Anträge  bedingen  wollten,  unter  die- 
jenigen Fälle  zu  zählen  sein,  aufweiche  die  Art.  25  u.  26  der  Schlussakte  — 
(über  die  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen)  in  Anwendung  gebracht  werden 
müssten." 

2)  Dies  sagt  auch  ausdrücklich  das  eben  angef.  Bundesgesetz  vom 
38.  Juni  1832,  Art.  II. 
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bisherigen  Repräsentantenkörper  auflösen,  und  die  Verein- 
baruno-  mit  neu  berufenen  Kammern  versuchen  ^).  Wo  die  Ver- 
pflichtung  der  Repräsentation  zur  Bewilhgung  einer  bestimmten 
Summe  für  einen  bestimmten  Zweck  verfassungsmässig  fest- 
stehet, muss  die  Anforderung  von  Seite  der  Regierung  doch  bei 
jeder  Budgetperiode  den  Ständen  (zur  Anerkennung  ihrer  Ver- 
bindlichkeit) vorg:elegt  werden,  so  wie  ihnen  auch  dann  noch 
das  Recht  zusteht,  über  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung 
dieser  Summe  zu  berathen. 

§.  167. 

Von  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  insbesondere*). 

Wie  in  jeder  anderen  Staatsform,  so  sind  auch  in  der  consti- 
tutionellen  Monarchie  die  Minister,  wie  alle  übrigen  Staatsbeam- 
ten, dem  Sou  verain  wegen  ihrer  Amtsführung  verantwortlich,  und 
dem  offiziellen  Einschreiten  der  Gerichte  wegen  gemeiner  Ver- 
brechen und  solcher  Handlungen  unterworfen,   welche  schon 


')  Das  Biindesgesetz  vom  30.  Oktbr.  1834  hat  durch  die  Anordnung 
eines  Biindesschiedsgerich tes  als  entscheidende  Instanz  ober 
Streitigkeiten  zwischen  der  Regierung  und  den  Landständen  einen  neuen 
Weg  eröffnet,  solche  Irrungen  zu  erledigen,  und  das  Quantum  der  von  den 
Landständen  zu  bewilligenden  Steuern  festzustellen,  ohne  die  Regierung 
in  die  immer  unangenehme  Lage  zu  versetzen,  von  ilirer  Prärogative 
(§.  169  u.  flg.)  Gebrauch  machen  zu  müssen.  Die  Anordnung  des  Bundes- 
schiedsgerichtes ist  unverkennbar  die  bedeutendeste  politische  Einrich- 
tung, welche  in  der  neueren  Zeit  im  Interesse  des  monarchischen  Prin- 
zipes  getroffen  worden  ist.  Man  kann  nicht  verkennen,  dass  erst  hierdurch 
die  Bundesgesetzgebung  v.  28.  Juni  1832  über  die  Beschränkung  des  Steuer- 
verweigerungsfecbtes  der  deutschen  Landstände  ergänzt  und  abgeschlossen 
worden  ist:  denn  so  lange  keine  Instanz  erfunden  war,  welche  über  das 
von  den  Landständen  der  Regierung  zu  bewilligende  Quantum  von  Steuern 
entscheiden  konnte,  w  ar  die  Beschränkung  des  landständischen  Steuerver- 
weigerungsrechtes nur  der  Theorie  nach  vorhanden.  Uebrigens  ist  eine 
solche  Institution,  wie  das  im  Jahr  1834  angeordnete  Bundesschieds- 
gericht, nur  in  einer  Staatenconföderation,  oder  in  einem  Föderativ- 
staate ausführbar,  nicht  aber  in  einfachen  Staaten,  w  ie  England  und  Frank- 
reich. 

')  (Buddeus)  die  Ministerverantwortlichkeit  in  constitutionellen  Mo- 
narchien, Leipzig,  1833.  —  R.  v.  Mohl,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
in  Einherrschaften  mit  Volksvertretung.  Tübingen,  1837. 
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nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Strafrechtes  als  Ver- 
brechen der  Staatsbeamten  ausgezeichnet  sind ').  Insoferne 
und  insoweit  das  gemeine  Recht  oder  das  partikuläre  Strafrecht 
eines  gewissen  Staates  wegen  solcher  Verbrechen  Jedem 
aus  dem  Volke  die  Befugniss  beilegt,  als  Ankläger  gegen  Staats- 
beamte überhaupt  aufzutreten,  muss  auch  das  Auftreten  eines 
Privatanklägers  gegen  einen  Minister  in  der  constitutionellen 
Monarchie  für  zulässig  geachtet  werden,  da  dieselbe  keines- 
weges  eine  schon  in  den  einfachen  Regierungsformen  beste- 
hende politische  Garantie  aufzuheben,  sondern  vielmehr 
dieselbe  zu  vermehren  und  zu  verstärken  beabsichtiget,  und 
weil  der  höhere  Rang,  Avelchen  der  Minister  in  der  Beamten- 
Hierarchie  im  Verhältnisse  zu  den  übrigen  Staatsdienern  ein- 
nimmt, keinesweges  ein  Privilegium  für  denselben  in  Bezug 
auf  oemeine  und  Dienst -Verbrechen  enthalten  kann.  Eben  so 
kann,  da  ein  Minister  als  solcher  nie  aufhört,  Staatsbeamter 
zu  sein,  nicht  bezweifelt  werden,  dass  nicht  jedes  Individuum, 
welches  sich  in  den  ihm  speziell,  sei  es  aus  der  Verfassung 
oder  aus  Privatsrechtstiteln,  zustehenden  Rechten  durch  eine 
Ministerialverfügung  verletzt  erachtet,  deshalb  den  Rechtsweg 
vor  den  Gerichten  ergreifen  dürfte,  um  eine  Aufhebung  der 
ihn  beschwerenden  Verfügung  zu  erwirken,  und  seine  Regress- 
ansprüche gegen  den  Minister  geltend  zu  machen,  von  welchem 
die  beschwerende  Anordnung  ausgegangen  ist.  In  den  neueren 
Verfassungsurkunden  findet  sich  aber  durchgängig  noch  ein 
anderer  weiterer  Grundsatz  aufgenommen,  nämlich  der  einer 
Verantwortlichkeit  der  Minister  gegen  die  Landstän- 
de ^).  Hierdurch  haben  die  Landstände  das  Recht  erhalten,  auch 
in  solchen  Fällen,  in  welchen  weder  der  Souverain  eine  Veran- 
lassung zu  finden  geneigt  wäre,  die  Minister  zur  Verantwortung 
zu  ziehen,  noch  die  Landesgerichte  von  Amtswegen  einschrei- 


')  So  z.  B.  im  gemeinen  Rechte  das  crimen  repetimdarum,  das  crimen 
de  residiiis. 

*)  Z.  B.  Bad.  Verf.-Urk.,  §.67.  „Sie  (die  Kammern)  haben  das  Recht, 
Minister  und  die  Mitglieder  der  obersten  Staatsbehörden  wegen  Verletzung 
der  Verfassung  oder  anerkannt  verfassungsmässiger  Rechte  förmlich  an- 
zulvlagen.  —  Zugleich  als  eine  Verpflichtung  der  Landstände  ist  die 
Anklage  der  Minister  erklärt  in  der  Kurhess.  V.-U.  §.  100. 
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ten  wollen  oder  dürfen,  noch  ein  Privaiankläger  auftritt  oder 
auftreten  kann,  die  Minister  wegen  Verletzung  der  Verfas- 
sung zur  Verantwortung  zu  ziehen  und  in  Anklage  zu 
versetzen.  Insoferne  die  Absicht  einer  solchen  Verfassungs- 
bestimmung dahin  gerichtet  ist,  dem  Repräsentantenkörper  nicht 
nur  ein  Recht  der  Anklage  für  solche  Fälle  zu  geben,  wo  auch 
die  Landesgerichte  von  Amtswegen  einschreiten  oder  Privatan- 
kläger auftreten  könnten,  wenn  also  die  Absicht  dieser  Verfas- 
sungsbestimmung darauf  gerichtet  ist,  den  Ständen  im  allge- 
meinen Interesse  ein  Recht  der  Anklage  auch  für  solche 
Fälle  zu  gewähren,  Avelche  nach  dem  in  dem  Staate  im  Allge- 
meinen geltenden  Strafrechte  sich  weder  als  gemeine  Ver- 
brechen, noch  als  Am  tsverb  rechen  der  Staatsdiener  überhaupt 
charakterisiren,  so  muss  sie  die  weiteren  Handlungen,  welche 
demnach  nur  für  die  Minister  als  Anklagegründe  gelten,  und 
somit  deren  besondere  Standesverbrechen  bilden  sollen, 
so  wie  die  darauf  gesetzte  Strafe  und  die  Art  der  Procedur  im 
Falle  der  Anklage,  und  die  dafür  competente  Behörde  be- 
stimmen^). So  lange  dies  nicht  geschehen  ist,  hat  der  Aus- 
spruch der  Verantwortlichkeit  der  Minister  keine  über  das  Bereich 
der  gemeinen  Verbrechen  und  die  Amtsvergehen  der  Beamten 
überhaupt  hinausreichende  practische  Bedeutung*).  Wo  aber 
ein  Gesetz  solche  besondere,  die  Kammern  zur  Anklage 
gegen  die  Minister  berechtigende  Gründe  auszeichnet,  da  stehet 
auch  wegen  dieser  das  Anklagerecht  nur  den  Kammern 
allein  zu^)  und  dürfen  auch  sodann  die  Gerichte  nicht  in  die- 


')  So  gilt  wie  für  jeden  anderen  Staatsbürger,  muss  auch  für  die  Mi- 
nister der  Grundsatz  gelten :  „Nullum  crimen  sine  lege  poenali  und  nuUa 
poena  ^ine  teye!'^  —  Sehr  gut  hat  daher  die  Bad.  Verf.  -Urk.  §.  67  bei- 
gefügt: „Ein  besonderes  Gesetz  soll  die  Fälle  der  Anklage,  die  Grade  der 
Ahndung,  die  urlheilende  Behörde  und  die  Procedur  bestimmen."  Dieses  Ge- 
setz ist  am  5.  Oct.  1820  erlassen  worden  (Reg.-Bl.  Nr.  15).  —  Auch  im 
Grossherzogthum  Hessen  ist  ein  besonderes  Gesetz  darüber  ergangen  am 
5.  Juli  1821,Reg.-Bl.  Nr.  31.  — V.U.  v.Wflrtb.§.  195  flg;  K.Sachsen, §.141.  flg. 

*)  Wo  die  natürlichen  Voraussetzungen  eines  jeden  Strafgesetzes  feh- 
len, ist  von  Haus  aus  kein  rechtliches  verdammendes  Urtheil,  sondern 
nur  ein  politischer  Parthei-Ausspruch  möglich. 

*)  Die  in  Note  3  angeführten  Badischen  und  Darm  städtischen 
Gesetze  fordern,  dass  beide  Kammern  übereinstimmend  die  Anklage  be- 
schliesseu.  Ebeu  so  V.  ü.  v.  K.  Sachsen,  §.  141.  —  Vergl.  V.  U.  v.  Würt.,§.  198, 
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scn  Fällen  von  Amts\vegen  einschreiten  ^) .  Ein  v^on  der  compe- 
tenten  Instanz  verurtheilter  Minister  kann  wie  jeder  andere 
YerurtheiKe  von  dem  Souverain  begnadigt  werden,  soferne  nicht 
darüber  eine  abweichende  gesetzliche  Bestimmung  vorhanden 
ist'). 

§.  168. 

Verhältniss  des  Repräsentantenkörpers  zu  den  einzelnen 
Staatsbürgern. 

Dem  Repräsentantenkörper  kömmt  seinem  Begriffe  nach 
die  Befugniss  zu,  von  einzelnen  Personen  oder  Klassen  von 
Staatsbürgern  oder  auch  von  einer  zu  diesem  Zwecke  be- 
sonders vereinigten  Mehrheit  von  Personen  Petitionen  so- 
wohl über  allgemeine  Staatsinteressen,  als  über  beson- 
dere Lokal-  und  Privatinteressen  anzunehmen.  Petitionen  der 
ersteren  Art  können  für  die  Repräsentation,  insoferne  sie 
sich  die  darin  niedergelegten  Ideen  aneignet,  nur  eine  Ver- 
anlassung werden,  von  ihrem  eigenen  Petitionsrechte  an  die 
Regierung  (§.  164)  Gebrauch  zu  machen,  und  letztere  um  einen 
entsprechenden  Gesetzesentwurf  zu  bitten.  Solche  Petitionen  Ein- 
zelner und  Vieler  an  die  Kammer  über  Gegenstände  von  allge- 
meinem Interesse^)  muss  man  unbedingt  gestatten,  weil 


®)  Dieses  liegt  ancli  in  dem  Geiste  der  französischen  Verfassung  v.  1814, 
welche  eben  so,  wie  sie  der  gegenwärtigen  Charte  constittitiuneUe  vom 
14.  Aug.  1830  zu  Grunde  liegt,  auch  den  neueren  deutschen  Verfassungen 
vielfach  zum  Vorbilde  gedient  hat.  Charte  v.  1830.  Art.  47.  „La  chambre 
des  D^putis  a  le  droit,  d'accuser  lex  ministres  et  de  les  traduire  derant 
la  chambre  des  Pairs,  (/niseiile  a  celiii  de  les  jiiger."  —  In  den  in  Note  3 
angeführten  Badischen  und  Darmstädtischen  Gesetzen,  so  wie  in  der  Kurhess. 
V.  ü.  §.  100  ist  die  entscheidende  Behörde  der  oberste  Justizhof. 

')  Unbedingt  schliesst  die  G riech.  Verfas.  (1844)  Art.  32  das  Begna- 
digungsrecht des  Königs  in  Bezug  auf  verurtheilte  Minister  aus.  —  Das 
Badische  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820  lässt  zwar  die  Begnadigung  zu,  schliesst 
aber  die  Wiederanstellung  des  verurtheilten  Ministers  im  Staatsdienste  aus, 
soferne  nicht  die  Fähigkeit  hierzu  ausdrücklich  im  Urtheil  vorbehalten 
worden  ist.  V.  U.  v.  Würtemb.,  §.  205;  K.  Sachsen,  §.  150. 

\)  Z.  B.  um  Errichtung,  Abänderung  oder  Aufhebung  von  Gesetzen 
u.  dergl. 
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die  Vertretung  der  allgemeinen  Interessen  zu  der  Hauptaufgabe 
der  Repräsentation  gehört;  auch  ist  in  dieser  Beziehung  noch 
durch  keine  Verfassung  eine  Beschränkung  des  Petitionsrechtes 
der  Unterthanen  an  die  Landstände  angeordnet  worden.  Was 
dagegen  die  Petition  in  Bezug  auf  Spezial-Interessen  an- 
belangt, so  hat  man  mit  Recht  in  mehrere  Verfassungen  zur 
Verhütung  eines  störenden  Eingriffes  der  Kammern  in  die  Ad- 
ministration den  Grundsatz  aufgenommen,  dass  die  Kammern 
nur  dann  auf  dieselben  eingehen  und  sie  den  Ministerien  zur 
Berücksichtigung  empfehlen  oder  auf  Abhülfe  dringen  dürfen, 
wenn  nachgewiesen  ist,  dass  der  Petent  bereits  den  regel- 
mässigen Instanzenzug  erschöpft,  und  vergeblich  selbst  bei 
der  obersten  Regierungsstelle  Abhülfe  nachgesucht  hat  2). 


IV.  A1»i§cliiiitt. 

Von  der  fürstlichen  Prärogative. 

§.  169. 
Begriff  und  Nothweiidigkeit  der  fürstlichen  Prärogative. 

Wo  eine  Volksvertretung  bestehet,  ist  der  Staatsgewalt  eben 
hierdurch  auch  eine  neue  Sphäre  ihrer  Thätigkeit  eröffnet,  in- 
dem sodann  dem  Monarchen  auch  über  den  Repräsentanten- 
körper gewisse  Hoheitsrechte  zustehen  müssen.  Die  Noth- 
wendigkeit  solcher  Hoheitsrechte  ergibt  sich  schon  daraus, 
dass  die  Repräsentation,  wenn  gleich  ein  politisch  hochberech- 
tigter Körper,  doch  keine  souveraine  Versammlung  ist,  son- 
dern eben  darum,  weil  sie  kraft  einer  Rechtsfiktion  (§.  151) 
das  Volk  darstellet,  ist  sie,  wie  dieses  selbst,  fortwährend  der 
Staatsgewalt  des  Monarchen  unterworfen.  Die  Noth wendigkeit 
von  Hoheitsrechten  über  die  Repräsentation  erhellet  aber  über- 


2)  So  z.  B.  die  Bad.  Verf.- Urk.  §.  67. —  Vergl.  die  Belehrung  im 
Grossli.  Bad.  Reg.-ßl.  1841.  Nro.  IX. 


286 

dies  noch  besonders  daraus,  dass  der  Repräsentantenkörper, 
wenn  er  gleichwohl  kraft  einer  Rcchtsliktion  das  Volk  vertritt, 
doch  nicht  das  Volk  selbst  ist,  und  daher  bei  einer  wesent- 
lichen Meinungsverschiedenheit  des  Repräsentantenkörpers  und 
der  Staatsregierung  noch  der  Fall  denkbar  ist,  dass  das  Volk 
selbst  nicht  die  Ansicht  seiner  Repräsentation,  sondern  die  der 
Staatsregierung  theilt.  Der  Inbegriff  der  Hoheitsrechte,  welche 
dem  Souverain  in  der  constitutionellen  Monarchie  über  den  Re- 
präsentantenkörper zustehen,  wird  nach  einem  der  englischen 
Verfassung  entlehnten  Sprachgebrauche  die  fürstliche  (kö- 
nigliche) Prärogative  genannt  *). 

§.  170. 

Inhalt  der  fürstlichen  Prärogative. 

Die  fürstliche  Prärogative  über  den  Repräsentantenkörper 
umfasst  folgende  Rechte: 

I.  das  Recht  der  Sanktion  und  des  Veto; 
IL  das  Recht,  den  Repräsentantenkörper  aufzulösen; 
III.  im  Falle  die  Repräsentation   nach  dem  Zweikamraern- 
system  organisirt  ist,  auch  das  Recht,  Pairs  zu  ernennen. 

§.  171. 
Von  der  fürstlichen  Sanktion  und  dem  fürstlichen  Veto. 

Es  ist  ein  unbestrittener  Grundsatz  in  allen  beschränkten 
Monarchien,  selbst  wenn  sie  auf  das  System  der  Theilung  der 
Gewalten  gegründet  sind  ^),  dass  kein  Beschluss  des  Repräsen- 


^)  In  Frankreich  „potwoir  i'oyal."  —  In  einem  weiteren  Sinne  nennt 
man  auch  Praerogativen  der  Krone  jene  Rechte  überhaupt,  bei  «leren  Aus- 
übung die  Krone  nicht  durch  eine  concurrirende  legislative  Thätigkeit  des 
Repräsentantenköi'pers  beschränkt  ist,  wie  z.  B.  bei  der  Abschliessung  von 
Staatsverträgen  und  bei  der  Ausübung  der  äusseren  Hoheitsrechte  überhaupt 
(s.  oben§.  164),  oder  bei  der  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  und  der 
Privilegienhoheit  u.  dergl. 

1)  So  ■/..  B.  die  Constitution  von  Frankreich,  Art.  14.  „Le  puis- 
aance  leyi^latice  s'exerce  collecticement  par  le  Iloi,  lu  Chambve  des 
Paivn  et  lu  Chambre  des  Deputes."  —  Art.  15.  „La  propoaition  de  lois 


287 

tantenkörpers  ohne  die  zustimmende  Genehmigung  des  Monar- 
chen als  Gesetz  gehen  kann.  Die  fürsthche  Sanktion  ist  daher 
nichts  anderes,  als  ein  von  dem  Souverain  geübter  Akt  der 
gesetzgebenden  Gewalt  nach  vorgängiger  Berathung  und  Zu- 
stimmung des  Repräsentantenkörpers  zu  dem  Gesetzentwürfe. 
Die  Verweigerung  der  Genehmigung  eines  von  dem  Repräsen- 
tantenkörper berathenen  und  gebilligten  Gesetzes  von  Seite  des 
Monarchen  wird  das  fürstliche  Veto  genannt.  Da  die  beschränkte 
Monarchie  im  engeren  Sinne  ihrer  Grundidee  nach  nur  auf  die 
Verhinderung  eines  Missbrauches  der  Regierungsgewalt  abzie- 
let, so  kann  wohl  der  Monarch  durch  Verweigerung  der  Zustim- 
mung des  Repräsentantenkörpers  gehindert  werden,  ein  Ge- 
setz zu  erlassen,  aber  er  kann  nicht  genöthigt  werden,  ein 
Gesetz  zu  geben,  resp.  einem  von  dem  Repräsentantenkörper 
gebilligten  Gesetzentwurfe  seine  Sanktion  zu  ertheilen,  selbst 
sogar  dann  nicht,  wenn  die  Kammern  den  von  der  Regierung 
ausgegangenen  Gesetzenwurf  ohne  Modification  angenommen 
haben  sollten.  Nach  der  Grundidee  der  beschränkten  Monarchie 
ist  daher  das  fürstliche  f^e/o  immer  absolut  2).  Dagegen  hat  man 
in  einigen  neueren  Verfassungen,  welchen  das  Prinzip  der  Th ei- 
lung der  Gewalten  zu  Grunde  liegt,  und  worin  auch  dem  Re- 
präsentantenkörper das  Recht  der  Initiative  zugesprochen  wor- 
den ist,  dem  Monarchen  nur  ein  beschränktes  Veto  einge- 
räumt, und  ihn  für  verpflichtet  erklärt,  die  Sanktion  zu 
ertheilen,  wenn  ein  Gesetzvorschlag  auf  drei  verschiedenen 
ordentlichen  Reichstagen  unverändert  von  dem  Repräsentan- 
tenkörper wiederholt  worden  ist^).  Wo  die  Verfassung  nicht 
ausdrücklich  das  Gegentheil  bestimmt,  ist  der  Souverain  an 
keine  Frist  gebunden,  innerhalb  welcher  er  ein  von  den  Kam- 


appartient  au  Rot,  ä  la  Chainbre  des  Pairs  et  ä  la  chambre  des  Deputes." 
—  Art.  18.  „Le  Rot  seid  sanctionne  et  promulgue  les  lois.'' 

2)  Dies  gilt  besonders  in  Deutschland,  weil  hier  nach  Art.  57  der  W.  S.  A. 
keine  Verfassung  auf  der  Theiluug  der  Gewalten  beruhen  kann. 

')  Verf.  V.  Norwegen  v.  4.  Nov.  1814.  §.  79.  —  Verf.  v.  Spanien 
V.  19.  März  1812.  §.  149.  —  Die  franz.  Charte  v.  1830,  Art.  17,  und  die 
G riech.  V.-Urk.  (1844)  Art.  18,  obschon  beide  im  Uebrigen  dem  Prinzip 
der  Theilung  der  Gewalten  huldigend,  haben  aber  doch  dem  Könige  das  ab- 
solute Veto  gelassen. 
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mern  begutachtetes  Gesetz  zu  Sanktioniren,  oder  das  sank- 
tionirte  zu  publiziren  verbunden  wäre.  Es  gibt  daher  kein  still- 
schweigendes Veto,  und  daher  kann  auch  der  Thronfolger 
die  unter  seinem  Vorgänger  von  den  Kammern  bereits  begut- 
achteten und  bewilligten  Gesetze  Sanktioniren  und  publiziren, 
ohne  dass  eine  nochmalige  Berathung  und  Zustimmung  der 
Repräsentation  erforderlich  wäre,  wenn  nur  der  Vorgänger  noch 
nicht  von  seinem  fürstlichen  Veto  Gebrauch  gemacht  hatte"*). 

§.  172. 

Von  dem  Rechte  des  Monarchen,  den  Repräsentanten- 
körper aufzulösen. 

Für  den  Fall,  dass  zwischen  dem  Ministerium  und  der  Re- 
präsentation eine  solche  Meinungsverschiedenheit  über  die 
Prinzipien  der  Regierung  sich  äussert,  dass  an  eine  Ausgleichung 
und  Verständigung  nicht  weiter  gedacht  werden  kann,  wird  es 
nothwendig,  dass  der  Monarch  selbst  in  diesen  Kampf  der  Re- 
gierungsbehörden und  der  Volksvertretung  entscheidend  ein- 
greift. Dies  geschieht  entweder  dadurch,  dass  der  Monarch  das 
unvolksthümlich  gewordene  Regierungssystem  aufgibt,  indem  er 
die  bisherigen  Minister  entlässt  und  ein  neues  Ministerium  zu- 
sammensetzt, welches  sich  einer  grösseren  Popularität  zu  er- 
freuen hat,  oder  dass  der  Monarch,  um  sein  Ministerium  und  das 
bisher  befolgte  Regierungssystem  zu  erhalten,  den  Repräsentan- 
tenkörper auflöst,  und  neue  Wahlen  der  Deputirten  veranlasst. 
Hierdurch  erklärt  der  Monarch,  dass  er  den  bisherigen  Repräsen- 
tantenkörper als  in  einer  unnatürlichen,  nicht  in  der  öffentlichen 
Meinung  wurzelnden  Opposition  gegen  das  Regierungssystem 
befindlich  betrachte.  Es  liegt  in  der  Auflösung  eine  Berufung 
der  Krone  an  das  Volk  selbst,  und  eine  Aufforderung  an  das- 
selbe, durch  die  Wahl  anderer,  dem  Systeme  der  Regierung 
mehr  geneigter  Deputirten  seine  Missbilligung  des  von  dem  bis- 
herigen Repräsentantenkörper  eingehaltenen  Benehmens  aus- 
zusprechen.  Die  Auflösung  der  Kammern  ist  nichts   anderes, 


')  Meine  Sclirilt  über  die  Sitaiiische  Successiousfrage,  p.  87.  11^ 
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als  ein  Versuch  der  Krone,  einen  Minister-  und  Syslem-Wech- 
sel  zu  vermeiden,  welcher  dann  doch  noch  als  das  äusserste 
Mittel  zur  Wiederherstellung  des  guten  Vernehmens  der  Regie- 
rung und  des  Volkes  übrig  ist,  wenn  das  Volk  wider  das  Erwar- 
ten der  Reoierunjj  auch  durch  die  neuen  Wahlen  eine  ihr  feind- 
liehe  Repräsentation  coustituiren  würde.  Ob  die  Krone  in 
einem  solchen  Conflikte  sich  für  einen  W^echsel  des  Ministe- 
riums oder  für  die  Auflösung  des  Repräsentantenkorpers  ent- 
scheiden soll,  ist  keine  Rechtsfrage,  sondern  nur  eine  Sache 
der  Politik  ').  Im  allgemeinen  kann  man  die  Bemerkung  machen, 
dass  in  grossen  Staaten,  in  welchen  sich  grosse  Interessen 
und  gewaltige  Partheien  fortwährend  bekämpfen,  und  in  wel- 
chen sich  eine  Beimischung  von  der  Volkssouverainität  in  der 
Verfassung  findet,  und  der  Repräsentantenkörper  mit  der  Krone 
die  politische  Gewalt  theilt,  man  sich  leichter  zu  dem  Wechsel 
der  Ministerien  entschliesst,  und  auch  dort  die  Minister  regel- 
mässig ihre  Entlassung  anbieten,  so  wie  sie  in  einer  Priiizi- 
pienfrage  die  Majorität  in  den  Kammern  gegen  sich  haben, 
durch  deren  Unterstützung  unter  solchen  Verhältnissen  allein 
ein  Ministerium  sich  zu  erhalten  hoffen  kann.  In  kleineren  Staa- 
ten dagegen,  in  welchen  eine  Auflösung  der  Kammern  nicht 
leicht  eine  gefährliche  Gährung  und  Bewegung  hervorbringt, 
und  es  der  Regierung  leichter  gelingt,  auf  die  neuen  Wahlen 
Einfluss  zu  äussern,  ist  man  meistens  mehr  geneigt,  sich  zu 
einer  Auflösung  der  Kammern,  als  zu  einem  Wechsel  des  Mini- 
steriums zu  entschliessen.  Dies  hat  seinen  Grund  zum  Theile  auch 


')  In  den  deutschen  coiistitiitionelleu  Staaten  bietet  das  durch  Bundes- 
beschhiss  V.  30.  Octbr.  1834  eingeführte  Bundesschiedsgericht  (oben 
§.  166  Note  3)  der  Krone  ein  drittes  Auskunftsinittel,  um  die  mitunter  sehr 
bedenliliche  Wahl  zwischen  dem  Wechsel  des  Ministeriums  und  der  Auf- 
lösung der  Kammern  zu  vermeiden.  In  Deutschland  enthält  also  die  fürst- 
liche Prärogative  ein  Recht  mehr,  als  in  den  übrigen  constitutionellen 
Staaten  Europa's,  nämlich  das  Recht,  das  B  undesschie  dsgericht  auf- 
zurufen. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  liann  es  auch  nicht  anders,  als 
consequent  gefunden  werden,  dass  nur  den  Regierungen,  nicht  aber 
auch  den  Ständen  das  Recht  zugesprochen  worden  ist,  eine  Verhandlung  vor 
dem  Bundesschiedsgerichte  zu  veranlassen,  so  wie  auch  die  sämmtlichen 
übrigen  in  der  fürstlichen  Prärogative  liegenden  Rechte  nur  von  der  Krone, 
nicht  von  den  Ständen,  zur  Ausübung  gebracht  werden  können. 
Zöjiil,  Staatsrecht.  3(e  Ausg.  19 
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darin,  dass  hier  die  Minister  in  der  Regel  das  persönliche  Ver- 
trauen und  die  individuelle  Zuneigung  des  Monarchen  in  einem 
höheren  Grade  geniessen,  als  dieses  in  grossen  Staaten  der  Fall 
zu  sein  pflegt, 

§.  173. 
Von  dem  Rechte  des  Souverains,  Pairs  zu  ernennen. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  das  fürstliche  Recht  der  Auflösung 
des  Repräsentanlenkörpers  nur  da  von  Wirkung  sein  kann,  wo 
und  so  weit  die  Repräsentation  aus  temporär  gewählten  Mit- 
gliedern bestehet,  oder  wo  nur  die  von  dem  Volke  gewählte 
Kammer  mit  der  Regierung  in  entschiedene  Opposition  gerathen 
ist.  Wo  aber  auch  geborene  oder  durch  ihre  Staats-  oder 
Kirchenwürden  unmittelbar  berechtigte  Kammermitglieder  vor- 
kommen, wie  dies  bei  dem  Zweikammernsysteme  regelmässig 
der  Fall  ist,  und  es  gerade  dieser  Theil  der  Repräsentation,  die 
Pairs  oder  Reichsräthe,  wären,  welche  mit  der  Regierung  in 
Conflikt  gerathen  sind,  da  muss  dem  Souverain  noch  eine  dritte 
Prärogative  zustehen,  nämlich  das  Recht,  neue  Pairs  zu  er- 
nennen, um  der  Regierung  dadurch  eine  Stütze  gegen  die  erb- 
lichen und  persönlich  berechtigten  Kammermitglieder  zu  ver- 
schaffen ^).  Um  auf  der  anderen  Seite  einem  Missbrauche  dieser 
Prärogative  Schranken  zu  setzen,  hat  man  mitunter  in  die  Ver- 
fassungen den  Grundsatz  aufgenommen,  dass  alle  einmal  von 
der  Krone  ernannte  Pairs  lebenslänglich  ihre  Würde  behalten  ^) . 


*)  Als  Muster  diente  liier  den  übrigen  constitutionellen  Staaten  die 
Praxis  in  England. 

2)  Nach  der  französischen  Charte  v.  14  Ang,  1830,  Art.  26.  sind  nur  die 
Prinzen  von  Geblüt  Pairs  kraft  Geburtsrechtes:  alle  übrigen  ernennt  der 
König.  Die  Zahl  der  Pairs  ist  unbeschränkt,  ihre  Würde  lebensläng- 
lich, aber  nicht  erblich.  Art.  23.  —  Nach  der  G  riech.  V.  U.  (1844)  Art.  70. 
Tl.  ernennt  der  König  die  Pairs  (Senatoren)  lebenslänglich,  und  zwar  we- 
nigstens 27;  nie  aber  mehr  als  die  Hälfte  der  Zahl  der  Mitglieder  der  Depii- 
tirtenkammer,  ausser  mit  Einwilligung  dieser  letzteren.  —  Nach  der  B  a  y  e  r. 
V.  U.  (1818)  Tit.  VI.  §.2  —  4.  kann  der  König  erbliche  und  lebenslängliche 
Mitglieder  der  ersten  Kammer  (Reichsräthe)  ernennen:  erstere  dürfen 
mir  aus  den  adelichen  Grundbesitzern  genommen  werden,  welche  Lehn-  oder 
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Wo  die  Verfassung  dem  Souverain  das  Recht  einräumt,  zu 
jedem  Landtage  eine  bestimmte  Anzahl  von  MitgHedern  nach 
seinem  Gutbefinden  in  die  erste  Kammer  zu  ernennen  ^j,  und 
durch  sie  das  fürsthche  Interesse  repräsentiren  zu  lassen,  findet 
das  vorgedachfe  Recht,  Pairs  im  Falle  einer  Opposition  der 
Adelskammer  zu  ernennen,  nicht  statt. 

§•  174. 
Von  der  Trennung  der  Regierung  und  der  Verwaltung, 
und  der  Contrasignatur  der  Minister  in  der  consti- 
tutiunellen  Monarchie   als  nothwendiger  Folge  der 
fürstlichen  Prärogative. 

Mit  dem  Begriffe  der  fürstlichen  Prärogative  ist  auch  der  in 
neuerer  Zeit  vielbesprochene,  aber  nicht  immer  deutlich  ent- 
wickelte Unterschied  von  regieren  (regner^,  und  verwalten 
(ffOHverner,  admitiistrer),  gegeben,  welcher  der  constilutionel- 
len Monarchie  eigen thümlich  ist,  und  zwar  ohne  Unterschied, 
ob  sie  im  übrigen  auf  dem  Prinzipe  der  Repräsentation  der 
Volksrechte,  oder  auf  der  Theilung  der  Gewalten  beruht.  In 
diesem  Gegensatze  von  regieren  und  verwalten  sind  das 
ganze  Wesen  der  constitulionellen  Monarchie  und  ihre  ge- 
sammten  Tendenzen  gleichsam  wie  in  einem  Brennpunkte 
zusammengefasst;  er  bildet  den  Schluss-Stein  des  ganzen  Re- 
präsentativ-Systems,  und  daher  kann  auch  dieser  wichtige  Un- 
terschied nur  erst  dann  klar  begriffen  werden,  wenn  die  sämmt- 
liclien  Grundverhältnisse  der  constitutionellen  Monarchie  bereits 
im  Einzelnen  entwickelt  und  begriffen  worden  sind.  Regieren 
heisst  in  der  constitutionellen  Monarchie,  die  fürstliche  Prä- 
rogative ausüben,  d.  h.  unter  den  möglichen  und  sich  be- 
kämpfenden politischen  Systemen,  unter  den  sich  feindlich 


Fideicommlssgüter  von  gewissi-r  Grösse  besitzen,  imd  nach  agnatiscli-Iinea- 
lischer  Primogenitur  vererben  :  letztere  dürfen  den  dritten  Theil  der  erblichen 
Reichsräthe  nicht  übersteigen.  — 

*)  So  z.  B.  kann  in  Baden  der  Grossherzog  für  jeden  Landtag  8  Per- 
sonen ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  zu  Mitgliedern  der  ersten 
Kammer  ernennen.  Bad.  Verf.  Lrk.  §.  27.  Nr.  6;  §.  32. 

19* 
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gegenüberstehenden  Prinzipien  der  Verwaltung  wählen, 
und  im  Conflikte  zwischen  dem  Ministerium  und  der  Oppo- 
sition die  Entscheidung  geben:  es  heisst,  die  Bedürfnisse 
eines  Volkes  zur  Erkenntniss  und  zum  Bewusstsein  bringen, 
es  heisst  Ideen  fassen,  und  das  als  vernünftig,  zweckmässig 
und  nothwendig  Erkannte  in  das  Leben  einführen,  und  die 
Kammern  durch  die  Ministerien  zur  Mitwirkung  hierbei  in 
dem  Geiste  des  von  den  Ministerien  vertretenen  Systems  zu 
bestimmen.  Hierin  liegt  die  Ueberwachung  und  die  oberste  Lei- 
tung des  ganzen  Staatswesens  und  seiner  Entwickelung,  und 
dies  ist  die  eigentliche  Sphäre  der  sou verainen  Thätigkeit 
des  Monarchen  in  der  constitutionellen  Monarchie  ^).  Verwal- 
ten dagegen  heisst  in  Folge  eines  Befehles  des  Souverains,  in 
Gemässheit  des  von  ihm  in  üebereinstimmung  mit  den  Kammern 
angenommenen  Regierungssystemes,  also  mit  Unterordnung 
unter  die  fürstliche  Prärogative  und  unter  persönlicher  Ver- 
antwortlichkeit gegen  den  Fürsten  und  den  Repräsentanten- 
körper die  Hoheitsrechte  ausüben.  Die  Verwaltung  gehört  daher 
in  die  Sphäre  der  Thätigkeit  der  Staatsdiener,  und  das  grösste 
Verdienst  der  constitutionellen  Monarchie  bestehet  unverkenn- 
bar darin,  dass  sie  durch  die  Feststellung  der  Gränzen  des  Re- 
gierens und  des  Verwaltens  den  Begriff  des  Souverains 
ein  für  allemal  von  dem  des  Beamten  scheidet,  und  indem  sie 
alle  Verantwortlichkeit  diesen  Letzteren  auflegt,  dem  Fürsten 
praktisch  jene  über  den  politischen  Partheiungen  erhabene 
Stellung  sichert,  welche  die  Theorie  für  denselben  in  allen 
Staatsformen  in  Anspruch  nimmt.  In  der  scharfen  Scheidung 
der  Regierung  und  VerwaUung,  welche  in  der  constitutionellen 
Monarchie  ausgeprägt  ist,  liegt  aber  auch  zugleich  eine  grosse 
politische  Garantie  für  die  Gesetzmässigkeit  der  Beherr- 
schung, indem  hiernach  eine  Vermengung  des  Souverains  mit 
seinen  Beamten  unmöglich  ist,  und  diese,  der  Vermeidung  eige- 


')  Auch  der  unbeschränkte  Monarch  hat,  an  sich  betrachtet,  keine 
andere  Sphäre  seiner  Thätigkeit.  Einlnterschied  zwischen  dem  absoluten  und 
beschränkten  Monarchen  bestehet  nur  darin,  dass  Ersterer  durch  keine  po- 
sitive Schranke  gehindert  wird^  aus  der  natürlichen  Sphäre  der  fürstlichen 
Regierungsthätigkeit  herauszutreten,  und  in  die  Verwaltung  sich  ein- 
zumischen. 
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ner  Verantwortlichkeit  wegen,  sich  gedrungen  sehen,  dem 
Fürsten  Vorstellungen  zu  machen  und  ihre  Entlassung  anzu- 
bieten, wo  sie  eine  EntSchliessung  desselben  nicht  mit  der  Ver- 
fassung vereinbar  und  sich  aussej'  Stande  achten  sollten,  deren 
Vollziehung  vor  der  Repräsentation  zu  verantworten  und  zu 
rechtfertigen  2).  Darum  ist  auch  in  der  constitutionellen  Mo- 
narchie die  Contrasignatur  eines  jeden  von  dem  Regenten 
in  Staats-Sachen  ausgehenden  Aktes  durch  die  Minister  eine 
unentbehrliche  Institution,  indem  hiermit  im  einzelnen  Falle 
der  Moment  bezeichnet  wird,  von  welchem  an  die  Thätigkeit 
der  Verwaltung,  und  also  auch  die  Verantwortlichkeit  der  Beam- 
ten beginnet.  Vermöge  der  Contrasignatur  leistet  die  constitu- 
tionelle  Monarchie  eine  doppelle  Bürgschaft  für  eine  loyale 
Staatsbeherrschung.  Sie  stellet  nämlich  nicht  nur  der  Staats- 
gewalt in  den  Volksrechten  und  in  der  Repräsentation 
eine  Schranke  an  die  Seite,  sondern  sie  erschaffet  zugleich 
durch  die  Contrasignatur  eine  zweite  Schranke  aus  dem  Mini- 
sterium und  den  höchsten  Staatsbehörden  selbst,  durch  welche 
doch  stets  nur  allein  der  Missbrauch  der  Staatsgewalt  «jeübt 
werden  kann.  Dass  diese  zweite  Schranke  aber  mit  dem  Be- 
griffe der  Souverainität  wohl  verträglich  ist,  und  denselben 
keinesweges  vernichtet,  erhellet  daraus,  dass  die  Weigerung 
der  Minister,  einen  vom  Souverain  beabsichtigten  Erlass  zu 
contrasigniren,  nur  dazu  dienen  kann,  den  Souverain  zur  wieder- 
holten reiflichsten  Erwägung  zu  veranlassen:  dass  aber,  wenn 
derselbe  auf  dem  beabsichtigten  Erlasse  zu  beharren  sich  ver- 
anlasst findet,  der  Wechsel  der  Minister  ihm  die  volle  Möglich- 


')  Sehr  schön  spricht  sich  hierüber  der  Eingang  des  Hessen-Darmst.  Ge- 
setzes über  die  Verantwortlichlieit  der  Minister  v.  5.  Juli  1821  ans:  „Da  Be- 
fehle, welche  zu  gesetzwidrigen  Handlungen  oder  zur  Verletzung  Unserer  den 
Ständen  gegebenen  Zusagen  führen  könnten,  nie  von  unserem  Willen  ausgehen, 
sondern  nur  in  einem  Missverständnisse  gegründet  sein  können,  dessen  Auf- 
klärung wir  als  eine  Pflicht  Unserer  obersten  Staatsdiener  und  Staatsbehör- 
den betrachten,  so  haben  Wir  . .  .  für  gut  gefunden.  Folgendes  zu  Verordnen: 
Art.  1.  Die  Minister,  das  Ministerium  und  alle  jetzige  oder  künftige  höchste 
Administrativ- Stellen  sollen,  wenn  ihre  Verantwortlichkeit  wegen  gesetz- 
widriger Handlungen  oder  Nicht-Erfüllung  der  Zusagen  des  Regenten  an  die 
Stände  des  Grossherzogthums  reclamirt  wird,  sich  nie  zur  Entschuldigung 
auf  angebliche  Befehle  des  Regenten  berufen  können."  — 
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keit  gewährt,  seine  Absicht  zu  verwirklichen.  Die  Confrasigna- 
tur  eines  Ministers  oder  anderen  höchsten  Sjaatsbeamten  ist 
wesentlich,  um  den  Grundsatz  der  IJn  verantwortlich  keit 
des  Souverains  in  praktischer  Wahrheit  aufrecht  erhalten  zu 
köiHien:  sie  ist  daher  im  höchsten  Interesse  der  Krone 
selbst  nothwendig,  und  verstehet  sich  eben  darum  auch  von 
selbst,  so  wie  einmal  der  Charakter  einer  Verfassung  als  Re- 
präsentativ-Verfassung  feststehet.  AYo  sie  unterbleibt,  Avird  die 
Person  des  Souverains  der  Gefahr  ausgesetzt,  bei  Reclamatio- 
neri  der  Stände  über  den  Inhalt  des  nicht-contrasignirten  Aktes 
in  die  Discussionen  verflochten  zu  werden,  und  könnten  unbe- 
rechenbare Verlegenheiten  entstehen,  wenn  sich  in  solchem 
Falle  vielleicht  kein  Minister  oder  anderer  höchster  Staatsbeam- 
ter dazu  verstehen  wollte,  noch  nachträglich  den  Ständen  gegen- 
über die  Verantwortlichkeit  zu  übernehmen.  Die  Contrasignatur 
eines  Ministers  ist  sowohl  bei  der  Publication  von  Gesetzen, 
so  wie  auch  von  Verordnungen,  und  zwar  ohne  Unterschied 
nothwendig,  ob  letztere  allgemeine  oder  nur  spezielle  Verfü- 
gungen in  Bezug  auf  einzelne  Personen  oder  Sachen  sind,  d.  h. 
die  Contrasignatur  ist  nothwendig  nicht  nur  bei  allen  legis- 
lativen Akten,  sondern  auch  bei  allen  Akten  der  executiven 
Gewalt,  und  zwar  hinsichtlich  der  letzteren  um  so  mehr,  als  die 
Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  durch  die  Thätigkeit 
der  letzteren  weit  eher  möglich  ist,  als  durch  die  Ausübung 
der  gesetzgebendei\  Gewalt,  bei  welcher  die  vorgängige  Be- 
rathung  durch  die  Stände  bereits  schon  eine  materielle  Garantie 
gibt,  und  die  Publikation  des  unter  ständischer  Mitwirkung  zu 
Stande  gekommenen  Gesetzes  an  sich  keine  Verfassungsver- 
letzung mehr  enthalten  kann^). 


ä)  Vergl.  die  V.  ürkk.  v.  Sachsen,  (1831)  §.  42;  Kurhessen  (1831) 
§.  108;  Braiinschweig  (1832)  §.  155;  Meiningen  (1829)  §.  103;  Al- 
tenbiirg  (1833)  §.  36.  37;  Sigmaringen  (1833)  §.  50;  Sondershaii - 
sen  (1841)  §.  59. —  Baden,  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820.  §.  4.  Vergl.  die  Verhandl. 
in  der  Bad.  II.  Kammer  am  18.  Febr.  1842,  das  Manifest  v.  5.  Aug.  1841 
betr.  —  Die  franz.  Charte  constit.  (1830)  Art.  12.  begnügt  sich  (wie  auch 
mehrere  deutsche  V.  Lrkk.)  nur  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  auszu- 
sprechen, ohne  die  Contrasignatur  (als  sich  von  selbst  verstehend)  beson- 
ders zu  erwähnen:  ausdrücklich  und  umständlich  thut  aber  letzteres  die 
griechische  V.  U.  (1844)  Art.  23.  — 


V.  Al>scliiiitt. 

Von  den  Volksrecliten,  welche  in  der  constitu- 
tionellen  Monarchie  von  jedem  einzelnen  Staats- 
bürger selbst  ausgeübt  werden  können. 

§.  175. 

Von  dem  Rechte  der  freien  Gedankenäusserung 
überhaupt. 

Da  die  constitutionelle  Monarchie  ihrer  ganzen  Anlage  nach 
darauf  berechnet  ist,  die  Regierung  volksthümlich  zu  machen, 
d.  h.  bei  dem  Publikmn  die  Ueberzeugung  von  der  Gerechtig- 
keit, Weisheit  und  Nothwendigkeit  der  Gesetze  und  von  der 
Zweckmässigkeit  der  Verwaltung  zu  erwecken  und  zu  unter- 
halten, und  da  somit  die  öffentliche  Kritik  der  sämmtlichen  Re- 
gierungshandlungen gleichsam  provocirt  wird  (§.  116),  so 
muss  diese  Verfassung,  abgesehen  von  jenen  Rechten,  welche 
in  allen  Regierungsformen  den  Unterthan  als  Staatsbürger  cha- 
rakterisiren,  als  ein  allgemeines  Volksrecht,  und  zwar  als 
ein  solches,  welches  jeder  Einzelne  für  sich  selbst  und  ohne 
Vermittelung  der  Repräsentation  in  Anspruch  nehmen  und  ge- 
brauchen kann,  ein  Recht  der  freien  Aeusserung  über  alle 
Verhältnisse  des  Staatslebens  in  Rede  und  Schrift  oder  durch 
die  Presse  gewähren  —  Rede-  luid  Pressfreiheit  ^).  Die 
allgemeine  Rede-  und  Pressfreiheit  ist  für  die  Nation  in  Bezug 
auf  die  Volksrechte  ein  Analogen  von  dem,  Avas  die  fürst- 
liche Prärogative  für  den  Souverain  in  Bezug  auf  die  Hoheits- 
rechte ist,  welche  er  durch  seine  Beamten  ausüben  lässt ;  hier- 


')  Durch  das  Recht  der  freien  Aeiissening  unterscheidet  sich  der  Sklave 
und  der  Freie.  Dies  hat  schon  das  Alterthum  anerkannt.  Kuripides,  Phöni- 
kierinnen  (Nach  Schiller's  üebersetzung)  : 

Polynices.  „Das  Schrecklichste  ist  das:  der  Flüchtling  darf 

Nicht  offen  reden,  wie  er  gerne  möchte." 
Jokasta.      „Was  du  mir  sogst,  ist  eines  Sklaven  Loos; 
Nicht  reden  dürfen,  wie  man's  meint." 
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durcJi  übt  nämlich  das  Volk  eine  unmittelbare  Controlle  und 
Censur  über  die  landständische  und  ministerielle  Thätigkeit,  und 
gewährt  überdies  dadurch  der  Regierung  die  Möglichkeit,  sich 
in  jedem  Augenblicke  über  die  Beschaffenheit  der  öffentlichen 
Meinung  zu  vergewissern,  deren  Unterstützung  sie  nun  ein- 
mal bei  dem  constitutionellen  Systeme  nicht  entbehren  kann. 
Daher  niuss  auch  die  Gewährung  einer  gesetzlichen  Rede- 
und  Pressfreiheit  unter  die  unentbehrlichen  Institutionen  der 
constitutionellen  Monarchie  gerechnet  werden  2). 

§.  176. 

Von  dem  Rechte  der  freien  Aeusseriing  in  Bezug  auf 
die  gesetzgebende  Gewalt. 

Das  Recht  der  freien  Aeusserung  kann  sowohl  in  Bezug  auf 
die  gesetzgebende  als  die  vollziehende  Gewalt  in  Frage 
kommen,  gerade  so,  wie  auch  die  durch  den  Repräsentanten- 
körper auszuübenden  Volksrechte  diesen  beiden  Gewalten  cor- 
respondiren  (§.  135).  In  Bezug  auf  die  gesetzgebende  Gewalt 
haben  die  einzelnen  Staatsbürger  in  der  constitutionellen 
Monarchie  in  soferne  eine  verfassungsmässige  Berechtigung 
der  freien  Aeusserung,  als  es  jedem  freistehet,  sich  über  die 
der  Repräsentation  vorgelegten  Gesetzentwürfe,  über  deren 
Mängel  und  Fehler  und  mögliche  Verbesserungen  und  über  den 
Werth  der  ständischen  Discussionen,  Vorschläge  und  Amende- 
ments auszusprechen.  Dies  muss  bei  der  AVichtigkeit  der  Ge- 
setzgebung für  den  Staat  um  so  mehr  als  willkommen  gelten, 
als  dadurch  auch  die  ausser  der  Regierung  und  den  Kammern 
im  Volke  vorhandene  Intelligenz  zum  Eigenthume  derselben 
gemacht  wird,  und  somit  auch  jedem  Einzelnen  der  Weg  ge- 
öffnet ist,  sich  Gehör  zu  verschaffen  und  auf  die  Bewirkung 
einer  allseitigen  Beleuchtung  eines  der  ständischen  Berathung 


^)  Dies  ist  auch  in  der  deutschen  Bnndesakte  anerkannt,  welche  im  Art. 
13.  allgemein  das  Bestehen  landstäudischer  Verfassungen  in  Deutschland 
anordnet,  und  sodann  im  Art.  18.  (d.)  erklärt:  „Die  Bundesversammlung 
wird  sich  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft  mit  Abfassung  gleichförmiger 
Verfügungen  über  die  Pressfreiheit . .  .  beschäftigen." 
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unterstellten  Gegenstandes  hinzuwirken^).  Ueberdies  mnss 
auch  den  Einzelnen  in  Bezug  auf  die  gesetzgebende  Gewalt 
das  Recht  der  Petition  an  den  Fürsten  eben  sowohl  zuge- 
gesprochen  werden,  wie  es  denselben  auch  in  Bezug  auf  den 
Repräsentantenkörper  zukömmt  (§.  168);  auch  muss  es  den 
Unterthanen  verstattet  sein,  sich  zur  Berathung  von  gemein- 
schaftlichen Petitionen  oder  Adressen^)  zu  vereinigen 
und  zu  versammeln,  und  daher  muss  auch  jedem  Einzelnen 
freistehen,  seine  Mitbürger  zu  einem  solchen  Zusammen- 
tritte und  zur  Mitberathung  und  Mitunterzeichnung  einer  sol- 
chen Petition  oder  Adresse  einzuladen.  In  diesem  Sinne  kann 
daher  in  der  constitutionellen  Monarchie  von  einem  Associa- 
t ionsrechte  (d.  h.  Rechte  der  Bildung  von  Vereinen)  der 
Unterthanen,  und  von  einem  Rechte  zu  öffentlichen  Ver- 
sammlungen gesprochen  werden^),  als  einem  Rechte,  worauf 
die  Unterthanen  nach  dem  Geiste  der  Repräsentativ-Verfassung 
Anspruch  haben,  welche  ein  allgemeines  und  fortwährendes, 
lebendiges,  politisches  Interesse  in  dem  Volke  voraussetzt,  und 
dies  genährt  und  unterhalten  wissen  will*).  Wo  immer  aber 


^)  Die  Fälle  sind  gar  nicht  selten,  wo  eine  ausserhalb  der  Kammern  er- 
schienene Schrift,  sowohl  auf  die  Ansichten  derselben,  als  auch  der  Regie- 
rung, über  den  Werth  eines  Gesetzentwurfes  einen  entschiedenen  Einfluss 
geäussert  hat. 

2)  Der  Unterschied  von  P  etition  en  und  Adressen  bestehet,  abge- 
sehen davon,  dass  letztere  nur  von  einer  Mehrheit,  erstere  auch  von  einzelnen 
Personen  ausgehen  können,  darin,  dass  die  Adressen,  welches  auch  immer 
ihr  Gegenstand  sei,  stets  einen  Ausdruck  der  politischen  Gesinnung  der 
Lnterzeichner  enthalten,  was  bei  einer  Petition  an  sich  nicht  nothwendig  der 
Fall  ist.  Dagegen  enthält  die  Adresse  nicht  nothwendig  eine  Bitte,  sondern 
meistens  nur  Versicherungen  oder  Vorstellungen. 

')  In  grösster  Ausdehnung  ist  dieses  Volksrecht  in  England  in  Uebung. 
—  Vergl.  ßeidtel,  über  Privatvereine,  in  Buddeus,  deut.  St.  Arch.  V.  1844. 
S.  19.  — 

*)  In  den  Quellen  des  gemeinen  Rechtes  in  Deutschland,  namentlich 
im  römischen  Rechte,  ist  freilich  Aveder  dieses  Recht  der  Bildung  von 
Vereinen,  noch  das  der  Einladung  zu  öffentlichen  Versammlungen  zu  finden. 
Der  Grund  ist  einfach  der,  dass  diese  Quellen  auf  einem  absolutistischen 
Prinzip  beruhen  und  ihnen  die  ganze  Repräsentativ-Verfassung  fr emd  ist, 
daher  freilich  auch  alle  Consequenzen  derselben  fehlen.  Wo  man  aber 
(aus  politischen  Rücksichten)  die  natürlichen  Consequenzen  der  Repräsen- 
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dieses  Associationsreclit  und  ein  Recht  der  Einladung  zu  ofTent- 
lichen  Versammlungen  in  dem  positiven  Rechte  gewährt  worden 
ist,  da  hat  man  nicht  vermeiden  können,  aus  Rücksicht  auf  den 
grossen  und  leicht  möglichen  Missbrauch,  welcher  von  solchen 
Zugeständnissen  gemacht  werden  kann,  den  Staatsbehörden 
die  Befugniss  einzuräumen,  auch  schon  der  blossen  Besorgniss 
und  des  Verdachtes  ungesetzlicher  Tendenzen  wegen,  die  Ein- 
gehung oder  Fortsetzung  eines  derartigen  Vereines,  oder  die 
Abhaltung  und  Fortsetzung  einer  solchen  öffentlichen  Versamm- 
lung durch  Strafgebote  zu  untersagen^).  Auch  verstehet  sich 
von  selbst,  dass  dem  Souverain  das  Recht  zukommt,  ungeeig- 
nete Petitionen  und  Adressen  zurückzuweisen^). 


tativ-Yerfassung  in  Bezug  auf  einen  gewissen  Staat  für  bedenklich  er- 
achtet, niuss  man,  wenn  man  iinvermeidiiche  spätere  Verwickelungen  mit 
den  Ständen  vermeiden  will,  entweder  die  repräsentative  Verfassung  gar 
nicht  einführen,  oder  die  eine  und  andere  für  bedenklich  erachtete  Con- 
sequenz  gleich  von  vorne  herein  in  der  Verfassung  selbst  ausdrücklich  au  s  - 
schliessen.  Die  Lehre  von  dem  Rechte  der  Bildung  von  Vereinen  bedarf, 
als  ein  neues  politisches  Verhältniss  umfassend,  in  den  einzelnen  Staaten 
nothwendig  einer  legislativen  Bestimmung.  Die  Beziehung  auf  die  gemein- 
rechtlichen Grundsätze  von  societas  und  universitas  ist  für  unsere  Zustände 
durchaus  unzureichend. 

*)  Man  vergl.  das  Bad.  Gesetz  über  die  Vereine  v.  26.  Oct.  1833.  Reg. 
Bl.  No.  XXXVllI.  Art.  1.  „Die  Staatsregierung  kann  jederzeit  einen  Verein, 
der  die  Sicherheit  des  Staates  bedroht,  oder  das  allgemeine  Wohl  gefähr- 
det, auflösen,  und  dessen  Fortbestehen  verbieten.  Die  Theilnahme  an  solchen 
Vereinen,  welche  von  der  Staatsregierung  durch  ein  öffentlich  verkün- 
detes Gebot  ausdrücklich  untersagt  worden  ist,  ist  strafbar." —  Bad. 
Ges.  über  die  Volksversammlungen  v.  15.  Nov.  1833.  Reg.  Bl.  No.  XLIV.  „Die 
Staatsbehörden  können  jede  bevorstehende  Volksversammlung,  welche  die 
öffentliche  Sicherheit  und  das  gemeine  Wohl  bedroht,  verbieten,  und  unter 
gleicher  Voraussetzung  eine  bereits  versammelte  Volksmenge  zum  Ausein- 
andergehen auffordern.  —  Durch  diese  Gesetze  sind  1)  die  provisorische 
Verordnung  v.  5.  Juni  1832,  Reg.  Bl.  Nr.  XXXI.,  wonach  die  Bildung  eines 
Vereines  ohne  Staatserlaubniss  für  strafbar  erklärt  worden  war,  2)  die  Ver- 
bote der  Volksversammlungen  und  der  Reden  an  das  Volk  vom  19.  Mai  1832, 
Reg.  Bl.  Nr.  XXVII.  und  vom  5.  Juni  1832,  Reg.  Bl.  Nr.  XXXI.  aufgehoben.  — 
In  Frankreich  dagegen  ist  jede  Theilnahme  an  einer  nicht  autorisirten 
Verbindung  von  mehr  als  zwanzig  Personen  durch  Gesetz  vom  10.  April 
1834  für  strafbar  erklärt  worden.  —  Vergl.  auch  Loi  contre  les  attrottpe- 
mens  V.  10.  Apr.  1831. 

«)  Durch  Beschluss  der  Dundesversamml.  v.  28.  Juni  1832,  Art.  1.  sind 
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§.  177. 

Von  dem  Rechte  der  freien  Aeiisserung  in  Bezug  auf 

die  vollziehende  Gewalt. 

Da  es  vorzugsweise  die  Organe  der  vollziehenden  Gewalt 
sind,  durch  welche  von  der  Staatsgewalt,  selbst  gegen  den 
Willen  und  die  Absicht  des  Souverains,  Missbrauch  gemacht 
werden  kann,  da  ferner  gerade  die  Organe  der  vollziehenden 
Gewalt  mit  dem  Publikum  in  fortwährender  Berührung  stehen, 
und  die  Volksthümlichkeit  der  Regierung,  und  das  öffentliche 
Vertrauen  in  ihre  Loyalität  fast  ausschliesslich  durch  das  Beneh- 
men der  Vollzugsbeamten  bedingt  sind,  und  daher  der  Krone 
selbst  es  von  äusserster  Wichtigkeit  sein  muss,  von 
etwaigen  Illegalitäten,  und  den  MissgriflFen,  welche  sich  die 
Beamten  sowohl  in  ihren  Amtsgeschäften  als  in  ihrem  persön- 
lichen Benehmen  zu  Schulden  kommen  lassen,  die  schleunigste 
und  genaueste  Kenntniss  zu  erlangen,  so  ergibt  sich,  dass  in 
dem  beiderseitigen  wohlverstandenen  Interesse  der  Regierung 
wie  der  Regierten  jedem  Einzelnen  aus  dem  Volke  das  Recht 
zuerkannt  werden  muss,  seine  Ansichten  über  die  Massregeln 
der  Verwaltung  und  die  Handlungsweise  der  Beamten  ohne 
Rückhalt  in  Rede  und  Schrift  auszusprechen, und  dass  jeder  f  re  i- 
raüthige  Tadel,  jede  Kritik  verstattet  sein  muss,  so  lange  die- 
selbe nicht  in  injuriösen,  calumniösen,  herabwürdigen- 
den oder  au  freizenden,  überhaupt  nicht  in  solchen  Formen 
ausgesprochen  werden,  welche  einen  nach  den  Gesetzen  straf- 
baren Charakter  an  sich  tragen.  Es  muss  nämlich  dem  Sou- 
verain  selbst,  so  wie  den  obersten  Regierungsbehörden  vor 
Allem  daran  gelegen  sein,  nicht  blos  eine  einseitige,  aus- 
schliesslich aus  den  Berichten  der  unteren  Behörden  hervorge- 
hende Kenntniss  von  den  öffentlichen  Zuständen  zu  erhalten, 
damit  sich  nicht  zwischen  die  Krone  und  das  Volk  eine  Beam- 
ten-Aristokratie als  ein  drittes  Element  einschiebe,  welches 
es  in  seiner  3Iacht  hätte,  den  Thron  der  öffentlichen  Stimme  un- 


die  deutschen  Fürsteu  als  Mitglieder  des  deutschen  Bundes  zur  Verwerfung 
von  Petitionen  der  Stände,  weiche  mit  dem  Art.  57.  der  W.  S.  A.  in  Wider- 
spruch stehen,  nicht  nur  für  berechtigt,  sondern  aucli  für  verpflichtet  erklärt 
worden. 
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zugänglich  zu  machen,  und  alle  Vorgänge  vor  den  Augen  des 
Souverains  in  dem  ihr  beliebigen  Lichte  erscheinen  zu  lassen, 
wodurch  die  wichtigste  Stütze  des  Thrones,  seine  Popularität 
untergraben  und  endlich  ein  unheilbarer  Bruch  herbeigeführt 
werden  könnte.  Ganz  aus  gleichen  Gründen  muss  auch  jedes 
Urtheil  der  Gerichte,  so  wie  es  ergangen  ist,  der  öffentlichen 
Kritik  verfallen,  und  nichts  kann  für  zweckmässiger  und  den 
Interessen  der  Staatsregierung  selbst  mehr  entsprechend  ge- 
achtet werden,  als  dass  die  Regierung  selbst  allen  Akten  der 
Administration  die  möglichste  Publizität  gibt,  und  dass  sie  es 
nicht  verschmähet,  die  !\[otive  ihrer  Handlungsweise  in  geeig- 
neten Fällen  zur  Belehrung^  und  Aufklärung  des  Publikums  be- 
kannt  zu  machen,  besonders  aber  solche  Akte  der  Administra- 
tion, wodurch  am  leichtesten  Privatinteressen  gekränkt  wer- 
den oder  auch  bei  dem  redlichsten  Willen  Unbilligkeiten  unter- 
laufen können,  unter  die  Controlle  der  Interessenten  selbst  zu 
stellen^). 

§•  178. 

Von  dem  Missbrauche  des  Rechtes  der  freien  Aeusserung 

und  den  möglichen  Schutzmitteln  hiergegen. 

Der  Missbrauch  des  Rechtes  der  freien  Aeusserung  in  Form 
der  mündlichen  Rede,  oder  in  anderen  einfachen  schrift- 
lichen oder  bildlichen,  nicht  durch  die  Presse  vervielfältigten 
Ausdrucksweisen  fällt  dem  Gebiete  des  Strafrechts  anheim^). 
Dasselbe  gilt  auch  ebenmässig  von  dem  Missbrauche  der  freien 
Presse,  und  dieser  Missbrauch  ist  um  so  strafwürdiger,  als 
das  Unrecht,  welches  durch  die  Presse  begangen  wird,  in  wei- 
ten Kreisen  Verbreitung  findet  2).   Man  sucht  überdies  in  vielen 


')  So  z.  B.  empfiehlt  sich  bei  der  t'ntcrsiichnng  der  militairpflichtigen 
Jugend  insbesondere  die  Zuziehung  eines  Ausschusses  von  Familienvätern, 
welche  selbst  Söhne  aus  der  betreffenden  Altersklasse  besitzen  u.  s.  w. 

')  Dieses  hat  zu  bestimmen,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  münd- 
liche oder  andere  ungedruckte  Aeusserung  in  den  Begriff  einer  Injurie  oder 
Calumnie,  oder  eines  noch  höheren  Verbrechens  übergeht. 

2)  Aus  diesem  Grunde  wird  auch  in  England  und  Frankreich  in  solchen 
Fällen  mit  Recht  auf  sehr  hohe  Geldstrafen  in  Verbindung  mit  angemesse- 
nen Gefängniss- Strafen  gesprochen. 
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Staaten  dem  Missbrauche  der  Presse  noch  durch  eine  poHzei- 
liche  Beaufsichtigung;  derselben,  die  Ceusur,  entgegenzuwir- 
ken, und  legt  der  Regierung  die  Befugniss  bei,  nicht  nur  den 
Druck  solcher  Schriften  zu  untersagen,  deren  Inhalt  sie  für 
strafwürdig  hält,  sondern  auch  solcher  Schriften,  welche  ihr 
überhaupt  missfällig  erscheinen^).  Dieses  ist  auch  der  Grund, 
aus  welchem  man  von  jeher  die  Censur  für  unvereinbar  mit 
dem  AVesen  der  Repräsentativ  -  Verfassung  gehalten  hat^), 
welche  ihrer  Idee  nach  jeder  Opposition  sich  zu  äussern  ver- 
statten muss,  so  lange  sie  nicht  die  Schranken  des  Gesetzes 
überschreitet  (§.  144).  Indessen  scheinet  doch  hier  eine  Unter- 
scheidung gemacht  werden  zu  müssen,  welche  in  der  Natur 
der  Sache  selbst  begründet  ist.  Die  Rede  durch  die  Presse  ist 
offenbar  eine  künstliche  Art,  zu  dem  Publikum,  und  nament- 
lich zu  einem  unbestimmbar  grossen  Publikum,  und  über- 
dies in  einer  bleibenden  Form  zu  sprechen.  Schon  hierdurch 
allein  muss  das  Bedenken  hervorgerufen  werden,  ob  in  Bezug 
auf  diese  künstliche  Art  zu  reden,  alle  jene  Rechtsgrundsätze 
ohne  Modifikation  übertragen  werden  können,  welche  von  der 
Freiheit  der  mündlichen  Rede  gelten  müssen.  Insbesondere 
aber  gewähret  die  Presse  eine  Möglichkeit,  welche  der 
natürlichen,  mündlichen  Rede  ganz  fremd  ist,  nämlich  die 
Möglichkeit,  zu  dem  Publikum  anonym,  pseudonym,  oder 
unter  dem  Namen  und  auf  die  Verantwortlichkeit  einer  ande- 
ren Person  (eines  Redakteurs  oder  Verlegers)  hin  zu  sprechen, 
sich  selbst  aber  durch  die  Verheimlichung  seines  Namens  der 
Strenge  der  Gesetze  im  Falle  des  Missbrauches  zu  entziehen. 
Dies  ist  der  Punkt,  welchen  die  Staatsgewalt  endlich  wird  ins 
Auge  fassen  müssen,  wenn  sie  auf  der  einen  Seite  die  Press- 
gesetzgebung mit  dem  Wesen  der  Repräsentativ-Verfassung 
und  der  Humanität  überhaupt^)  in  Uebereinstimmung  bringen 


')  In  Deutschland  bestehet  nach  dem  Biindes-Pressgesetz  v.  20.  Sept. 
1819  nur  für  Schriften  über  20  Druckbogen  volle  Censurfreiheit. 
H.  Th.  Sohle tter,  Handbuch  der  deut.  Pressgesetzgebung.  Leipz.  1846. 

*)  Charte  constitutionelle  frani;aise,  14.  aoi/f  1830.  art.  7.  „Leu  Fran- 
i'ais  ont  le  droit  de  publier  et  de  faire  imprivier  leurs  opinions  en  se 
con/onnant  nux  lois.  La  censtire  ne  pourrajamais  etre  retubüe. 

*)  Jiau  hat  in  neuerer  Zeit  auch  den  Vorschlag  gemacht,  gew  issen  lite- 
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und  auf  der  andern  Seite  dem  IMissbrauche  der  freien  Presse 
kräftige  Schranken  entgegen  setzen  will.  Es  muss  jedem  Men- 
schen erlaubt  sein,  so  wie  mündlicli,  so  auch  durch  die  Presse 
unter  Beisetzung  seines  wahren  Namens  ^)  alles  zu  sagen, 
was  er  denkt  und  fühlt,  und  so  wie  die  Ueberzeugung 
selbst,  sie  sei  religiös  oder  politisch,  oder  wissenschaftlich,  so 
muss  aucli  ihr  Ausdruck  frei  sein,  durch  welchen  allein  sie 
praktische  Bedeutung  erlangen  kann.  Derjenige,  welcher  sich 
durch  die  öffentliche  Nennung  seines  Namens  der  Gefahr  aus- 
setzt, von  dem  Publikum  und  dem  Gesetze  gerichtet  zu  wer- 
den ^),  derjenige,  der  sich  hierdurch  gleichsam  zur  Strafe  erbie- 
tet, für  den  Fall  er  ungesetzliche  Aeusserungen  vorgebracht 
habe,  hat  ein  unbedingtes  Recht,  zu  fordern,  dass  man  ihm  zu 
reden  verstatte ^),  ohne  dass  man  ihm  zumuthe,  mit  seiner 
Darstellung,  um  ohne  polizeiliche  Censur  sprechen  zu  kön- 
nen, eine  gewisse  Bogenzahl  auszufüllen^).  Ganz  anders  ver- 
hält es  sich  jedoch  mit  anonymen  oder  Pseudonymen 
Druckschriften^**).    Wer   seinen  Namen  als   Schriftsteller  ver- 


rarischen  Notabilitäteu  als  eine  Art  Auszeichnung  die  Censurfreiheit  zu  ver- 
leihen. Vergl.  Th.  Heinsius,  die  bedingte  Pressfreiheit.  Berlin  1841.  — 
Allein  ein  solches  Privilegium  Einzelner  ist  eine  Ungerechtigkeit  und  eine 
unverdiente  Kränkung  aller  übrigen  Schriftsteller,  und  das  sicherste  Mittel, 
den  Credit  der  privilegirten  Autoren  bei  dem  Publikum  zu  zerstören.  Sodann 
hat  man  auch  eine  Art  Jury  von  ausgezeichneten  Schriftstellern  in  Vorschlag 
gebracht:  dies  wäre  aber  eben  der  Weg  dazu,  endlose  Klagen  über  eifer- 
.süchtige  Unterdrückung  aufstrebender  Talente  hervorzurufen. 

*)  Hierfür  muss  der  Verleger  oder  Drucker  dem  Staate  haften. 

')  Wer  seinen  Namen  nennt,  leistet  eben  hierdurch  eine  moralische 
Garantie,  und  diese  sind  unter  allen  Umständen  die  werthvollsten. 

^)  Diese  Forderung  haben  alle  Verkünder  des  Christenthums,  alle  Re- 
formatoren im  Mittelalter,  mit  einem  Worte,  die  Freunde  der  Vernunft,  der 
Aufklärung  und  der  Humanität  zu  allen  Zeiten  gleichmässig  ausgesprochen 
und  geltend  gemacht. 

®)  Eine  Regierung,  welche  nur  das  Ungesetzliche  unterdrücken  will, 
läuft  durch  die  Gestattung  der  Censurfreiheit  aller  mit  den  Namen  der  Ver- 
fasser bezeichneten  Schriften  durchaus  keine  Gefahr,  da  sie  jeden  Druck- 
ßogen,  der  etwas  Strafwürdiges  zu  enthalten  verdächtig  ist,  sogleich  wenn 
er  die  Presse  verlässt  und  ausgegeben  werden  will,  mit  Beschlag  belegen 
und  durch  den  Staatsanwalt  gegen  den  Verfasser  Klage  erheben  la.ssen  kann. 

'")  Schüu  das  römische  und  gemeine  deutsche  Criminalrecht  behandelt. 
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schweigt,  oder  einen  anderen  Namen  vorschiebt,  hüllet  sich  in 
eine  Maske  *^),  und  kann  sich  darum  auch  nicht  beschweren, 
wenn  er  einer  polizeilichen  Controlle  unterworfen  wird. 
Gewähret  hier  die  Gesetzgebung  ein  Recht  der  Anonymität, 
unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  Buch  eine  gewisse  Zahl  von 
Druckbogen  erreiche '2),  so  ist  dies  eine  Vergünstigung, 
welche  in  der  Berücksichtigung  lokaler  Verhältnisse  und  der 
Interessen  eines  wichtigen  Handelszweiges,  des  Buchhan- 
dels, ihre  Gründe  finden  mag.  In  der  Mitte  zwischen  den  ano- 
nymen und  benannten  Drucksachen  stehen  die  Journale  oder 
Zeitungsblätter,  in  welchen  die  einzelnen  Mitarbeiter  ihre  Bei- 
träge nicht  mit  ihren  Namen  geben,  sondern  nur  ein  Redakteur 
den  ganzen  Inhalt  dem  Publikum  und  den  Gerichten  gegenüber 
vertritt  ^^).  Dieses  Verhältniss  verdient  die  Aufmerksamkeit 
der  Gesetzgebung  um  so  mehr,  als  in  politischer  Beziehung 
der  Einfluss  täglich  erscheinender,  fortwährend  dieselben 
Grundsätze  verkündender  und  dieselben  Tendenzen  in  bestän- 
dig: sich  erneuernden  Formen  verfolgender  Blätter  auf  die  öffent- 
liehe  Stimmung  von  unverkennbarer  Bedeutung  ist.  Hier  kann 
an  sich  jene  Garantie  nicht  genügen,  welche  bei  einem  grösse- 
ren Werke  oder  bei  einer  einfachen  Flugschrift  der  beigefügte 
Name  des  Verfassers  gewährt i^),  und  auf  der  anderen  Seite 


und  zwar  mit  vollem  Rechte,  eine  anonyme  Schmähsclirift  (libellus  fa- 
viosun,  Pasquill)  nach  weit  strengeren  Grundsätzen,  als  die  mit  dem  Namen 
des  Urhebers  versehene  schriftliche  Injurie. 

")  Die  subjektiven  Gründe,  welche  einen  Autor  bestimmen,  anonym  zu 
schreiben,  können  unter  Umständen  allerdings  sehr  ehrenhaft  sein,  und 
auch  in  seiner  Bescheidenheit  wurzeln.  Allein  diese  subjectiven  Grunde 
können  in  Bezug  auf  die  Behandlung  seiner  Schrift  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  in  Bei  rächt  gezogen  Averden. 

'2)  So  i.  B.  das  Bundesgesetz  v.  20.  Sept.  1819,  §.  1.  für  Schriften  über 
20  Druckbogen.  —  Es  ist  eine  richtige 'Bemerkung,  dass  von  Schriften  von 
grössörem  Umfang  nie  zu  fürchten  ist,  dass  sie  eine  solche  allgemeine  Auf- 
regung hervorrufen,  wie  kleine,  leicht  zu  durchlesende  Flugschriften. 

")  Hier  ist  nämlich  notorisch,  dass  der  Redakteur  nicht  alle  Artikel 
selbst  verfasst,  dass  er  also  nach  juristischen  Begriffen  bei  vielen  Fressver- 
brechen nur  Gehülfe,  mitunter  sogar  absichtsloses  und  missbrauch  - 
tes  Werkzeug  Anderer  ist. 

'*)  Die  Unterzeichnung  des  Redakteurs  gibt  nämlich  keine  genügende 
Bürgschaft,  dass  das  Gesetz  den  wahren  Verfasser  eines  strafbaren  Auf- 
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ist  gerade  die  Censur  der  periodischen  Presse  dasjenige,  \vas 
im  allgemeinen  am  unangenehmslen  empfunden  wird.  Es  muss 
daher  hier  eine  höhere  Garantie  geleistet  werden,  als  jene, 
welche  in  der  blossen  Beisetzung:  des  Namens  des  verantwort- 
liehen  Redakteurs  auf  jeder  Nummer  seines  Blattes  liegt'''), 
und  diese  Garantie  muss  vorzugsweise,  worauf  man  bisher 
viel  zu  wenig  Rücksicht  genommen  zu  haben  scheint,  eine 
moralische  sein'^).  Würde  man  ausser  den  bisher  üblichen 
Geldkautionen  von  dem  Redakteur  eines  politischen  Blattes 
noch  die  Eigenschaft  als  Staatsbürger  in  jenem  Staate,  in 
welchem  das  Blatt  erscheint,  ferner  ein  reiferes  Alter,  wie 
z.  B.  zu  einem  Landtagsabgeordneten,  und  endlich  das  verlan- 
gen, dass  er  eine  Staatsprüfung  im  juristischen  oder  came- 
ralistischen  Fache  bestanden  habe,  und  würde  man  im  Uebri- 
gen  für  eine  tüchtige  und  umfassende  Strafgesetzgebung  hin- 
sichtlich der  Pressverbrechen  und  Pressvergehen  sorgen,  so 
würde  auch  die  Aufhebung  der  Censur  über  die  periodische 
Presse  keinen  schwer  zu  beseitigenden  Bedenken  weiter  unter- 
liegen können.  Wo  aber  und  so  lange  eine  Censur  bestehet, 
muss  die  Ertheilung  des  Imprimatur  von  Seite  der  Censurbe- 
hörde,  den  Schriftsteller  oder  Redakteur,  welcher  sich  der  Cen- 
sur vorschriftsmässig  unterworfen  hat,  wenigstens  gegen  die 
Gefahr  aller  gerichtlichen,  gegen  seine  Person  gerichteten 
Einschreitung  von  Seite  der  Staatsbehörden  schützen,  und  kann 


Satzes  jemals  erreichen  werde,  da  es  kein  gesetzliches  Mittel  gibt,  den  Re- 
dakteur, der  hartnäckig  schweigt,  zur  Nennung  des  Einsenders  zu  zwingen, 
und  mitunter  auch  die  Verurtheilung  des  Redakteurs  selbst  zur  vollen  Strafe 
an  der  Stelle  eines  Andern  alten  criminalistischen  Rechtsgrundsätzen 
widerspricht  —  namentlich  da,  wo  der  Redakteur  selbst  myslificirt  wurde, 
oder  erweislich  sich  in  voller  Unwissenheit  über  die  strafbare  Tendenz  eines 
eingesandten,  anscheinend  unverfänglichen  Artikels  befand. 

'*)  Dies  ist  durch  das  Bundesgesetz  v,  20.  Sept.  1819.  §.  9.  ohnehin  po- 
sitiv vorgeschrieben. 

")  Es  ist  eine  Satyre  auf  die  Rechtspflege,  dass  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  ein  Mann,  der  vielleicht  kaum  im  Stande  ist,  seinen  Namen  zu 
unterschreiben,  sich  als  Redakteur  eines  politischen  Blattes  aufwerfen  kann, 
selbst  mit  der  unverhohlenen  Absicht,  für  die  verborgen  bleibenden  Mitar- 
beiter die  Strafen  ihrer  Pressvergehen,  vielleicht  sogar  gegen  Bezahlung, 
abzusitzen. 
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von  Aratswegen  höchstens  nur  noch  ein  Verfahren  gegen  the 
Druciiscluift  selbst,  (Beschlagnahme  oder  Unterdrückung)  ein- 
geleitet werden  ^^). 


Tl.  AI»s<*Iiiiitt. 

Von  den  Garantien  der  Verfassun«;. 

§.  179. 

Eintlieiluiig  und  Aufzählung  der  Garantien  der  Ver- 
fassung *). 

a)  Moralische  Garantien. 

Die  Garantien  einer  Verfassung  theilen  sich  in  moralische 
und  politische  Garantien.  Die  moralischen  Garantien  bilden 
einerseits  die  Gerechtigkeitsliebe  und  die  Humanität  des 
Souverains,  deren  Anerkennung  durch  die  öffentliche  Meinung 
seine  Popularität  bildet,  andererseits  die  sittliche  Tugend,  der 
Sinn  für  bürgerliche  Ordnung,  und  das  lebendige  Rechtsgefühl 
des  Volkes.  In  erster  Beziehung  ist  die  Prinzen-Erziehung^), 
in  der  zweiten  der  Volksunterricht  von  der  höchsten  Bedeu- 
tuno-. 


")  Dies  ist  durch  den  Bnndesbeschlnss  vom  20.  September  1819.  §.  7. 
Abs.  2.  positiv  aiisgesproclien.  —  Ge^en  Klagen  von  Privatpersonen 
kann  die  Censur  den  Verfasser  oder  Redakteur  begreiflicher  Weise  nicht 
schützen,  weil  sie  nicht  im  Interesse  derselben  geübt  wird.  — 

*)  L.  Hoffmann,  die  staatsbürgerlichen  Garantien,  oder  die  wirksam- 
sten Mittel,  die  Throne  gegen  Empörungen  und  die  Bürger  in  ihren  Rechten 
zu  sichern.  Leipz.  18.30. 

•)  Schon  die  goldene  Bulle  Karl's  IV.  a.  1356,  cap.  XXX.  hatte  der 
Prinzenerziehung  einige  Aufmerksamkeit  gewidmet,  indem  sie  vorschrieb, 
riass  von  dem  7.  Jahre  an  die  kurfürstlichen  Prinzen  ausser  der  denLschen 
Muttersprache  noch  in  der  (lateinischen)  Grammatik,  und  in  der  italienischen 
und  slavischen  Sprache  dergestalt  unterrichtet  werden  sollten,  dass  sie  der- 
selben bis  zum  14.  Jahre  vollständig  mächtig  wären. 

Zopll,  Staatsrecht.  3te  Ausg .  20 


so« 

§.  180. 
b)  Politische  Garantien. 

Zu  den  politischen  Garantien  gehört  an  sich  betrachtet  das 
Repräsentativ -System  mit  seinen  sämmtiichen  bisher  erör- 
terten Institutionen  selbst,  insofern  es  in  diesen  seine  eigene 
Bürgschaft  trägt.  Ausserdem  rechnet  man  noch  hierher  I.  die 
Verfassungseide,  d.  h.  diejenigen  Eide,  durch  welche  die 
Heihjrhaltuns;  der  Verfassung  sowohl  von  Seite  des  Fürsten  als 
des  Volkes,  als  auch  insbesondere  von  den  sämmtiichen  Staats- 
dienern angelobt  ^^ird;  II.  die  ausdrückliche  Festsetzung  eines 
gesetzlichen  Weges  für  die  zeitgemässe  Fortbildung, 
Entwickelung  und  etwaige  Reform  der  Verfassung^);  111. 
die  Anerkennung  eines  Selbst  Versammlungsrechtes  der 
Landstände  in  gesetzlich  vorgezeichneten  Fällen  2);  IV.  die 
Anordnung  eines  zur  Stellvertretung  der  Landstände  nach  deren 
Verabschiedung,  Vertagung  oder  Auflösung  innerhalb  gesetz- 
lich vorgezeichneter  Gränzen  berechtigten  landständischen 
Ausschusses^);  V.  die  spezielle  Uebernahme  der  Garantie  der 


')  Ein  solcher  Weg  ist  in  jeder  landständischen  und  Repraesenlativ- 
Verfassung  durch  die  Mitwirkung  der  Repräsentation  bei  der  Gesetzgebung 
von  selbst  eröffnet.  Daher  setzet  auch  die  W.  S.  A.  v.  Mai  1820,  Art.  56.  mit 
Recht  voraus,  dass  in  jeder  in  Deutschland  bestehenden  Verfassung  ein  sol- 
cher verfassungsmässiger  Weg  zur  Abänderung  der  Verfassung  wirklich 
vorgezeichnet  sei. 

2)  Das  Recht  der  S  e  1  b  s  t  v  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  sollte  den  Landständen  ver- 
fassungsmässig wenigstens  für  zwei  Fälle  eingeräumt  sein:  erstlich  für  den 
Fall,  wo  die  Regierung  die  gesetzlichen  Fristen  zur  Einberufung  der  Stände 
verstreichen  lässt,  indem  ausserdem  die  Regierung  es  in  ihrer  Macht  haben 
würde,  durch  Nichtbcrufung  der  Stände  die  Verfassung  stillschweigend  ab- 
zuschaffen: sodann  für  den  Fall,  dass  der  Regent  wegen  feindlicher  In- 
vasion an  der  regelmässigen  Regierung  gehindert  ist,  damit  in  einem  sol- 
schen  Falle  die  Legitimität  der  Handlungen  der  Stände  zu  Gunsten  des  Fürsten 
selbst  festgestellt  sei.  —  In  Deutschland  haben  .sich  nur  die  Landslände  in 
B r  a  u  n  s c h  w  e  ig  kraft  althergebrachten  Rechtes  in  der  Befugniss  zur  Selbst- 
versammlung in  gewissen  (fünf)  gesetzlich  zugelassenen  Fällen  erhalten. 
Neue  Landschafts  Ordnung  vom  12.  Oct.  1832,  §.  113.  — 

*)  Der  Zweck  eines  solchen  ständischen  Ausschusses  kann  ein  doppelter 
sein:  1)  die  Wahrung  der  ständischen  Rechte  in  der  Zwischenzeit  wäh- 
rend der  Landtage,  wesshalb  er  als  eine  von  der  Regierung  uuauüöslicUe 
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Verfassung  durch  dritte  Staaten^),  sowie  endlich  VI.  die  ge- 
setzliche Anordnung  einer  entscheidenden  oder  vermittelnden 
Instanz  oder  Austräge  für  Streitigkeiten  zwischen  dem  Fürsten 
und  den  Ständen^). 

So  wenig  diese  politischen  Garantien  gering  geachtet 
werden  dürfen,  so  wenig  können  sie  die  moralischen  Garan- 
tien entbehrlich  machen,  sondern  sind  vielmehr  selbst  nur  dar- 
auf berechnet,  diese  zu  verstärken.  Das  Wichtigste  von  allem 
ist  das  gegenseitige  Vertrauen  des  Fürsten  und  des  Volkes, 
und  dieses  ist  zunächst  bedingt  durch  die  GereclUigkeit  und 
AVcisheit  der  Regierung  und  die  Loyalität  des  Volkes  und  der 
Stände  6). 


Staatsinstitulion,  und  folglich  auch  als  ein  legales  Organ  gelten  muss,  nm  Be- 
schwerden wegen  Verfassungsvcrletzungen  an  die  Bundesversammlung  zu 
bringen.  2)  Es  kann  aber  auch  einem  solchen  Ausschusse  noch  insbesondere 
eine  fortwährende  Beaufsichtigung  des  Staatshaushaltes  und  der  Verwen- 
dung der  von  den  Ständen  bewilligten  Geldmittel,  und  ein  Recht  eingeräumt 
werden,  in  dringenden  Fällen  den  Consens  der  Stände  zu  suppllren. 

*)  Die  Befugnisse  der  Bundesversammlung,  insoferne  sie  die  Garantie 
der  Verfassung  eines  Bundesstaates  speziell  übernommen  hat,  bestimmt  die 
\V.  S.  A.  Art.  60.  —  Eine  solche  Garantie  der  Sachsen-Weimar.  Verf.  v.  5 
Mai  1816  enthält  der  B.  B.  v.  13.  März  1817.  Sitz.  18.  §.  93.  — 

*)  Eine  solche  Instanz  bestehet  nunmehr  für  alle  deutschen  Bundes- 
staaten in  dem  am  30.  Oct.  1834  errichteten  Bnndesschiedsgerichte.  —  In 
beiden  Mecklenburg  wurde  am  28.  Nov.  1817  ein  organisches  Staatsge- 
setz über  die  Mittel  und  Wege  der  rechtlichen  Entscheidung  in  Streitigkeiten 
über  die  Landesverfassung  erlassen,  und  dessen  Garantie  bei  dem  Deutschen 
Bunde  (Prot.  v.  15.  Dec.  1817)  nachgesucht.  Ein  Abdruck  dieses  Gesetzes 
findet  sich  auch  in  den  Prot.  d.  B.  V.  (Quart-Ausg.)  Bd.  IV.  S.  150.  —  Die 
Entscheidnng  von  Verfassungsstreitigkeiten  in  der  freien  Stadt  Frankfurt 
ist  durch  die  Wiener  Congr.  Akte  Art.  46  der  Bundesversammlung  zugewie- 
sen worden. 

^)  Die  französische  Charte  const.  vom  14.  Aug.  1830  stellet  die  Verfas- 
sung unter  den  Schutz  des  Volkes  selbst.  Art.  66.  „La  prisente  Charte  et 
tous  les  droits  qu'elle  consacre,  demeurent  confi^s  au  patrotisme  et  au 
conrage  des  yardes  nationales  et  de  tous  les  citoyens  frangais."  Verf.  von 
Griechenland  (1844)  .Art.  107  (nach  der  franz.  Uebersetzung  in  Foeli.x, 
Revue  1844  Nov.).  „La  presante  coustitutioa  est  placee  sous  la  sauvegardc 
du  patriotisme  des  Grecs."  — 
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IIL  Abtheiliing. 
Jon  der  Gemeindeverfassnng  in  Deutschland*) » 

§.  181. 

IT 
Begriff  von  Gemeinde. 

Eine  Gemeinde  (im  staatsrechllichen  Sinne)  ist  eine  poli- 
tische Verbindung"  von  Staalsbürgern  auf  einem  bestimmten 
Bezirke  des  Staatsgebietes  (Gemeindebezirk)  mit  einem  be- 
stimmten Ortsnamen  und  mit  Korporationsrechten,  d.  h.  unter 
einer  von  ihren  Mitgliedern  selbst  ausgehenden,  aber  dem  Staate 
untergeordneten  Gewalt,  zur  Leitung  der  lokalen  Interessen. 
Ueberall  unterscheidet  man  Stadt-  und  Landgemeinden,  und 
mitunter  treten  auch  unter  diesen  selbst  wieder  A^erschiedene 
Klassen  und  Abstufungen  hervor.  Diese  Unterscheidungen  sind 
aber  im  einzelnen  durchaus  nur  partikularrechtlich  entwickelt, 
und  beruhen  zunächst  in  der  grösseren  Selbstständigkeit  und 
vollkommeneren,  zum  Theile  auch  complizirteren  Organisation 
der  bedeutenderen  Gemeinden. 


*)  "V.  Ar  et  in  (K.  v.  Rotteck)  Staatsr.  d.  constlt.  Monarchie  III.  Bd. 
S.  24.  flg.  — Dahlmann  Politik,  §.  238  flg.  —  H.  B eis  1er,  Betrachtungen 
fiber  Gemeinde  -  Verfassung  und  Gewerbswesen.  Augsburg  18.31.  —  C.  v. 
Giech,  Ansichten  über  Staats-  und  öffentliches  Leben.  Nürnberg  1843.  — 
H.  G.  Reichard,  Statistik  und  Vergleichung  der  jetzt  geltenden  städtischen 
Verfassungen  in  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands.  Altenburg  1844. 
—  A.Christ,  über  Gemeinden  und  Gemeindeverfassungen  (als  Einleitung 
der  3  Aufl.  von  dessen  Werk:  „das  Badische  Gemeindegesetz"  etc.  Karls- 
ruhe 1815,  beigegeben).  — 
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§.   182. 

Entstellung,  Verfall  und  Wiederbelebung  der  freien 
Gemeinde-Verfassung  in  Deutschland. 

Die  Gemeinde-Verfassung  Avar  in  politischer  Beziehung  die 
Urverfassung  von  Deutschland,  und  vertrat  bis  zurEntwickelung 
der  Staatsverfassung  im  modernen  Sinne,  insbesondere  bis  zur 
kräftigeren  Ausbildung  der  Landeshoheit  die  Stelle  des  Staats- 
organismus selbst.  In  dieser  ursprünglichen  Weise  hatte  sich 
sogar  das  Gemeindewesen  als  gleichbedeutend  mit  dem  Staats- 
wesen in  den  freien  Reichsstädten  erhalten  und  bestehet  noch 
in  diesem  Verhältnisse  in  den  noch  übrigen  vier  freien  Städten. 
Die  Grundidee  aller  Gemeinden  ist  ursprünglich  die  einer  repu- 
blikanischen Verbindung:  daher  nahm  ursprünglich  jede  freie, 
insbesondere  städtische  Gemeinde  eine  Selbstregierung,  näm- 
lich Selbst-Verwaltung  des  Gemeinde-Vermögens  und  der  Ge- 
richtsbarkeit in  Anspruch,  und  der  Staat  selbst  erschien  ur- 
sprünglich nur  wie  ein  monarchisches  Protektorat  über 
die  einzelnen  kleinen  Republiken.  Zuerst  verloren  aber  die 
kleinen  Landgemeinden  ihre  Selbstständigkeit  und  kamen  früh- 
zeitig in  eine  strengere  Abhängigkeit  von  einzelnen  geistlichen 
und  weltlichen  Grundherrn,  so  wie  auch  eine  grosse  Anzahl 
kleiner  Landgemeinden,  die  sich  auf  den  Besitzungen  solcher 
Grundherrn  nach  und  nach  entwickelten,  schon  von  Anfang  an 
in  einer  solchen  Unterordnung  und  Beschränkung  durch  man- 
cherlei Schutzverhältnisse  standen.  Je  mehr  sich  die  Landes- 
hoheit zu  einer  eigentlichen  monarchischen  Staatsgewalt  aus- 
bildete und  der  Souverainität  näherte,  desto  mehr  ging  auch 
die  freie  Gemeinde-Verfassung  in  den  Städten  unter.  Dagegen 
entwickelte  sich  ein  System  der  Obervormundschaft  des  Staates 
über  die  Gemeinden  ^).  Diese  verloren  zum  Theile  ihre  Gerichts- 
barkeit gänzlich,  oder  es  wurde  dieselbe  doch  auf  eine  niedrige 


1)  Da  die  Praxis,  sestüzt  auf  das  römische  Recht,  auf  die  Gemeinden  die 
Jura  minoriim  übertragen  hatte,  so  mochte  es  bald  scheinen,  dass  sie  auch 
nach  Anaioj^ie  der  Minderjährigen  einer  Bevormundung  bedürften.  —  L  13. 
Cod.  de  jure  reipubl.  (11.  29).  „Rempublicam,  iit  pupillam,  extra  ordinem 
jiivari,  moris  est."  — 
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Stufe  und  geringfügige  Sachen  eingeschränkt:  ebenso  verloren 
sie  häufig  das  Recht  ihre  Beamten  selbst  zu  ernennen,  so  wie 
auch  die  Selbstverwaltung  ihres  Vermögens.  In  der  neueren 
Zeit  hat  man  in  Folge  der  Einführung  des  Repräsentativ-Syste- 
mes  in  die  Staatsverfassung  angefangen,  die  Wichtigkeit  einer 
freien  Gemeinde-Verfassung  für  das'gesammte  Staatsleben  im- 
mer mehr  einzusehen.  Die  neueren  Gemeinde-Verfassungen,  in 
welchen  man  den  Gemeinden  wieder  eine  freiere  Bewegung 
einräumte,  gewähren  denselben  meistens  ein  Recht  der  Auto- 
nomie, jedoch  innerhalb  gewisser,  in  dem  vom  Staate  aus- 
gegangenen Gemeindegesetze  bestimmten  Schranken,  so  dass 
dadurch  das  Gemeindegesetz  selbst  nicht  abgeändert  Averdcn 
kann.  Ebenso  ist  den  Gemeinden  das  Recht,  ihre  Beamten  selbst 
zu  erwählen  zurückgegeben,  jedoch  meistens  so,  dass  bei  ge- 
wissen Magistraturen  eine  Bestätigung  durch  die  Regierung 
nachzusuchen  ist:  auch  dürfen  die  Gemeinden  ihr  Vermögen 
wieder  selbst  verwalten,  jedoch  regelmässig  unter  Beaufsich- 
tigung ihres  Rechnungswesens  durch  die  Regierung,  so  wie 
auch  zu  der  Veräusserung  und  Verpfändung  von  Gemeinde- 
gütern, so  wie  zu  der  Anordnung  städtischer  Umlagen  u.  dergl. 
reselmässiff  die  Genehmio-ung:  der  Staalsregierung  erforderlich 
ist  2).  Auch  die  Erwerbung  des  Gemeinde-Bürgerrechtes  ist  jetzt 


2)  Vei-gl.  Preuss.  Slädte-Ordming,  19.  Nov.  1808;  revldirte  Städte- 
Ord.  17.  März  1831  ;  Bayern,  Gemeinde-Edikt  24.  Sept.  1808;  Verordnung 
über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  v.  17.  Mai  1818;  zum 
'J  heile  abgeändert  durch  Gesetz  v.  1.  Juli  1834;  Sachsen,  allgem.  Städte- 
Ord.  2.  Febr.  1832,  nebst  dem  Gesetze  über  einige  Abänderungen  v.  9.  Dec. 
1837;  Würtemberg,  Edikt  über  die  Gemeindeverfassung  31.  Dec.  1818; 
Baden,  Gesetz  über  die  Verf.  und  Verwalt.  der  Gemeinden  v.  31.  Dec.  1831; 
Kurhessen,  Gemeinde- Ordnung  v.  23.  Oct.  1834;  Grossherz.  Hessen,  Ge- 
meinde-Ord.  v.  30.  Juni  1821  ;  Braiinschweig,  allgemeine  Städteordnung 
v.  4.  Juni  1834;  Nassau,  Verord.  über  die  Orts-  und  Gemeindeverwaltung, 
V.  5.  Juni  1816;  Anhalt-Dessau,  Städte-Ordnung  v.  10.  Dec.  1832;  Ho- 
henzollern-IIechingen,  Gemeinde-Ord.  v.  19.  Oct.  1833;  Hohenzol- 
lern-Sigmariugen,  Gemeinde-Ord.  v.  6.  Juni  1840;  Lippe-Detmold, 
Städte-Ord.  V.  16.  Mai  1843. —  Auch  enthalten  mehrere  Verfassungs-Urkun- 
den ausdrückliche  Bestimmungen  über  die  Gemeinden,  z.  B.  Würtemberg 
(1819)  §.  62  flg.;  Hannover  (1840)  §.  45  flg.;  Kurhessen  (1831)  §.  42 
flg.;  Darmstadt  (1820)  §.  45.  46;  Coburg  (1821)  §.  31  —  33;  Mciniu- 
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hhufio-  (Inrch  besondere  Gesetze  geordnet,  nnd  insbesondere 
die  vorgängigc  Erwerbung  des  Indigenates  als  Bedingung  vor- 
gescbrieben ,  wo  der  Nachsuchende  nicht  Inländer  von  Ge- 
burt ist'). 

§.  183. 

Von  dem  publizistischen  Verhältnisse  der  Gemeinden  und 
insbesondere  des  Gemeindevermögens  zum  Staate. 

Jede  Gemeinde  beruhet  hinsichtUch  ihrer  Berechtigung,  als 
solche  überhaupt  und  als  Gemeinde  einer  gc\vissen  Klasse 
(Stadt-  oder  Landgemeinde  u.  dergl.)  insbesondere  zu  bestellen, 
auf  positiver  Anerkennung  dieser  Eigenschaft  durch  den  Staat, 
welche  aber  ebensowohl  in  der  Form  eines  Privilegiums  er- 
theilt  sein,  als  auf  Herkommen  oder  auf  einem  allgemeinen  Ge- 
meindegesetze beruhen  kann.  Da  der  Zweck  aller  Gemeinden 
im  Staate  unverkennbar  ein  politischer,  wenn  gleich  auf  die 
örtlichen  Interessen  beschränkter  ist,  so  erscheinen  die  Ge- 
meinden selbst  als  ein  integrirender  Theil  des  Staatsorganis- 
nius;  jedoch  sind  desshalb  die  Gemeindebeamten  noch  keines- 
weges  als  sog.  mittelbare  Staatsdiener  zu  betrachten '),  in- 
soferne  dies  nicht  durch  die  Verfassung  eines  Staates  oder  durch 
sein  Herkommen  speziell  festgestellt  Avorden  ist.  Eben  so  ist 
das  Gemeindevermögen,  obgleich  für  öffentliche  Zwecke  be- 
stimmt, nicht  als  eigentliches  Staats  vermögen  zu  betrachten, 
sondern  bildet  vielmehr  eine  eigene  Klasse  von  Vermögen, 
welche  zwischen  dem  Staatsgute  und  dem  Privatvermögen  in 
der  Mitte  steht 2),  daher  auch  durch  die  Bezeichnung  desselben 


gen  (1829)  Tit.  HI.  §.  19  flg;.  —  Alten  bii  rg  (1829)  §.  50.  110  flg.:  Braiin- 
schweig  (1832)  §.41  flg. ;  Sond  ersüaus  eu  (1841)  §.93;  Sigmaringen 
(1838)  §.41  flg. 

')  Vergl.  z.  B.  Bnd.  Ges.  über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  und  die 
Erwerbung  des  Indigenates  v.  31.  Dec.  1831. 

')  Dies  wird  wichtig  bei  der  Frage,  ob  die  Gemeindebeamten  zum  Ein- 
tritte als  Ahgeordiiüte  in  eine  Ständeversammhing  einen  Urlaub  von  der 
Staatsregierung  nachzusuchen  haben. 

*)  Im  Verhältnisse  zu  den  einzelnen  Gemcindegliedern  erscheinet  es 
analog  dem  patrimonitnn  reipublicae,  als  ein  (relativ)  öffentliches  Ver- 
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als  mittelbares  Staatsgut  kein  besonderer  rechtlicher  Ge- 
sichtspunkt eröffnet  wird.  Der  Staat  ist  nicht  befugt,  das  Ge- 
nieindevermogen  seiner  Bestimmung  zu  entziehen,  und  darf  sich 
einen  Eingriff  in  dasselbe,  wie  z.  B.  eine  Expropriation  von 
Gemeinde-Grundstücken  für  Staatszwecke,  nur  unter  denselben 
Voraussetzungen  und  gegen  vollständige  Entschädigung  in 
jenen  ausserordentlichen  Fällen  erlauben ,  wo  er  in  gleicher 
Weise  auch  über  das  Privateigenthum  der  Einzelnen  verfügen 
dürfte. 

§.  184. 

Von  den  Befugnissen  des  Staates  in  Bezug  auf  das  Ver- 
mögen anderer  Korporationen  in  den  Gemeinden. 

Dem  Vermögen  jener  Korporationen  und  UnlversUates^ 
welche  in  den  Stadt-  und  Landgemeinden  mit  Genehmigung 
des  Staates  bestehen,  wie  z.  B.  Kirchen,  Klöster,  milde  Stif- 
tungen, Gilden  u.  s.  w.  ist  im  allgemeinen,  so  lange  als  der 
Staat  die  Erlaubniss  ihres  Bestehens  nicht  zurückgezogen  hat, 
ebenfalls  (analog)  jener  Charakter  der  Selbstständigkeit  und  der 
ausschliesslichen  Verwendbarkeit  für  die  korporativen  Zwecke 
beizulegen,  ^vie  er  dem  eigentlichen  Gemeindevermögen  (§.  183) 
zukommt.  Jedoch  können  hier  eigenthümliche  Verhältnisse  da- 
durch eintreten,  dass  solche  Korporationen  oder  Universitates 
von  dem  Staate  aus  polizeilichen  und  administrativen  Rück- 
sichten aufgehoben  oder  vernichtet  werden  können,  insoferne 
ihr  unantastbares  Bestehen  nicht  durch  die  Verfassung  garan- 
tirt  ist ').  Wenn  der  Staat  solche  Korporationen  oder  Universi- 
tates aufliebt,  so  pflegt  er  deren  Vermögen  dem  Fiskus  zuzu- 
weisen. Eine  solche  Einziehung  und  Zuweisung  von  Gemein- 
heits-Gütern an  den  Fiskus  kann  sich  der  Natur  der  Sache  nach, 
weil  jede  Staatsgewalt  nur  innerhalb  ihres  Territoriums  zu  wir- 


mögen:  dem  Staate  gegenüber  steht  ihm  der  Charakter  eines  Privateigen- 
thiims  zu. 

')  Z.  B.  Bad.  V.  ü.  §.  20.  „Das  Kirchengiit  und  die  eigenthiimlichen  Gü- 
ter lind  Einkünfte  der  Stiftungen,  Untenüchts-  und  Wohlthätigkeitsanstalten 
dürfen  ihrem  Zwecke  nicht  entzogen  werden,  — 
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ken  vermag,  immer  nur  auf  jene  Güter  der  aufgehobenen  Unl- 
rersitas  beziehen,  welche  in  dem  Gebiete  des  Staates  selbst 
liegen,  welcher  die  Aufhebung  derselben  verfügt  hat.  Der  Fiskus 
erwirbt  nämlich,  wo  der  Staat  von  seiner  Machtvollkommenheit 
durch  Aufhebung  von  Korporationen  u.  dergl.  Gebrauch  macht 
und  deren  Vermögen  einzieht,  immer  nur  Titulo  slngulari  (durch 
Occupntio  vel  quasi)"^).  Nur  ausnahmsweise  kann  der  Fiskus  für 
befugt  gelten,  auch  die  in  dem  Territorium  eines  anderen  Staa- 
tes liegenden  Güter  einer  von  ihm  aufgehobenen  Unirersitas^ 
z.  B.  eines  geistlichen  Stiftes,  als  Pertinenzen  der  in  seinem 
eigenen  Gebiete  belegenen  Hauptbesitzungen  in  Anspruch  zu 
nehmen,  wenn  dies  durch  einen  Staatsvertrag,  woran  die  andere 
Staatsregierung  Antlieil  genommen  hat,  festgesetzt  worden 
ist^);  auch  behalten  die  in  anderen  Staaten  gelegenen  Güter 
einer  Universitas  dann  ihre  bisherige  Pertinenzqualität,  wenn 
die  Universitas  von  dem  Staate,  in  welchem  sie  ihr  DomiciVmni 
hat,  nicht  eigentlich  aufgehoben  und  vernichtet,  sondern  nur  in 
der  Form  ihres  Bestehens  verändert,  oder  mit  einer  anderen 
Universitas  zu  einem  Ganzen  verbunden  worden  ist  ^) . 

§.  185. 

Von  dem  Verhältnisse  der  Gemeinden  und  ihrer  einzelnen 
Mitglieder  zu  der  Gemeindeverwaltung  und  den  Ge- 
meindebehörden. 

In  Bezug  auf  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Stadt-  und 
Landgemeinden  und  ihrer  einzelnen  Mitglieder  zu  der  Gemeinde- 
verwaltung und  den  Gemeindebehörden  gelten  gemeinrechtlich 
im  allgemeinen  dieselben  Grundsätze,  welche  das  römische 
Civilrecht  über  die  Universitates  überbaupt  aufstellt,  jedoch  nur 
soweit,  als  diese  Grundsätze  nichts  anderes  als  eine  positive 


^)  Die  Siiccession  des  Fiskus  in  crblose  Güter,  welche  von  Vielen  als 
eine  Universal-Siiccession  betrachtet  wird,  kann  hier  keine  passende  Ana- 
logie gewähren. 

')  So  z.  B.  im  Reichsdepiitations-Haiiptschliiss  v.  25.  Febr.  1803.  §.  36.  — 
*)  Bei  kirchlichen  Beneficien  ist  hier  der  Ausdruck:  „unio  per  suppres- 
sionem  "  gebräuchlich. 
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Darstelliinf^  der  natürlichen  Consequenzen  ans  dem  Beji^riffe  der 
Gcmeinlieit  sind,  nnd  sich  nicht  auf  singulare  römische  Ver- 
hältin'sse  beziehen,  und  auch  nicht  den  schon  vor  der  Keccption 
des  römischen  Rechtes  in  Deutschland  begründeten  Rechts- 
ansichten oder  den  seitdem  entstandenen  besonderen  Gewohn- 
heiten der  einzelnen  Länder  widersprechen  ^) , 


Anhang. 

§.  186. 
Von  den  freien  Städten  in  Deutschland*). 

Von  den  früheren  freien  Reichsstädten  sind  nur  vier,  Lü- 
beck, Bremen,  Hamburg  und  Frankfurt  zur  Souverainität  und 
Aufnahme  in  den  deutschen  Bund  unter  der  Bezeichnung  als 
freie  Städte  gelangt.  Sie  sind  eigentlich  souveraine  Demokra- 
tien, in  der  Art,  dass  die  Souverainität  bei  der  Gesammtheit  der 
eigentlichen  Bürgerschaft  ist,  jedoch  soviel  insbesondere  die 
vollziehende  Gewalt  anbelangt,  durch  besondere  Behörden  aus- 
schliesslich ausgeübt  Avird.  Die  vier  freien  Städte  führen  ge- 
meinschaftlich die  17.  Stimme  im  engeren  Rathe  der  Bundes- 
versammlung 2) ,  und  besitzen  ein  gemeinschaftliches  Ober- 
appellationsgericht zu  Lübeck.  Die  innere  Verfassung  der  vier 
freien  Städte  zeigt  bei  vielfacher  Ab\vcichun2'  im  Einzelnen 
doch  darin  einige  Uebereinstimmung,  dass  an  der  Spitze  der 
Staatsregierung  überall  ein  Senat  oder  edler  Rath  stehet,  welcher 


>)  Vergl.  Mittermaier,  deiit.  Prlv.  R.  (6.  Aufl.)  §.  127.  — 
•)  Alex.  Müller,  Eiul.  z.  StiKliiim  der  Verf.-Gesch.  der  vier  freien 
Städte.  Hamburg  1826.  —  CIi.  de  Villers,  constitutions  des  trois  villes 
libres  hansüatiques.  Lelpz.  1814.  —  C.  F.  Wurm,  Verfassungs-Skizzen  der 
freien  und  Hanse-Städte  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg.  Hamb.  181!.  — 
N.  A.  W^estphalen,  Gesch.  d.  Haiiptgrundgesetze  der  Hamb.  Verfassung, 
2  Bde.  Hamburg  1844.  —  Vergl.  auch  H.  A.  Zachariae  deut.  Staats-R.  I. 
§.  102  flg.  — 

^)  Deut.  B.  A.  Art.  4.  — 
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die  eigentliche  vollziehende  Gewalt  hat,  und  dieselbe  unter  dem 
Vorsitze  von  mehreren  Bürgermeistern  ausübt,  welche  aus 
seiner  Mitte  gewählt  werden  3).  Neben  dem  Senate  stehet  in 
sämmtlichen  vier  freien  Städten  eine  eigenthümliche  bürger- 
liche Behörde  zur  Ueberwachung  seiner  Amtsthätigkeit,  an  de- 
ren Zustimmung  auch  der  Senat  in  mehrfachen,  durch  die  Ver- 
fassungen der  einzelnen  Städte  verschieden  bestimmten  Fällen 
aebunden  ist.  Diese  bürgerliche  Behörde  erscheinet  als  eine 
wahre  Bürgerrepräsentation  und  vertritt  in  den  vier  freien  Städ- 
ten die  Stelle  der  Landstände  ^).  Ausser  dieser  Bürgerrepräsen- 
tation bestehet  aber  noch  in  allen  freien  Städten  die  allgemeine 
Bürgerversammlung  (Bürgerconvent)  mit  allen  Rechten  einer 
souverainen  Volksversammlung.  Diese  hat  auch  die  eigentliche 
gesetzgebende  Gewalt,  soweit  dieselbe  nicht  an  die  Bürger- 
repräsentation durch  die  Verfassung  speziell  überwiesen  wor- 
den ist^). 


')  Die  Grundlagen  der  Verfassungen  der  vier  freien  Städte  sind:  a)  für 
Lübecli:  das  Stadtrecht  v.  1586  und  der  Bürgerrecess  v.  1669,  nebst  vielen 
einzelnen  Gesetzen  seit  1813;  —  b)  für  Bremen:  die  Tafel  v.  1433,  die  neue 
Eintracht  v.  1434,  die  kündige  Rolle  v.  1489,  das  Statut  über  die  Rathswah- 
len  V.  1816,  und  das  Statut  über  die  Bürgerconvente  v.  1818;  —  c)  für 
Hamburg:  der  Hauptrecess  zwischen  einem  edlen  Rath  und  der  erbgeses- 
senen Bürgerschaft  v.  15.  Oct.  1712,  und  dessen  Beilagen,  wie  z.  B.  das 
Reglement  der  Rath-  und  Bürgerconvente  v.  1710;  der  Unionsrecess  v.  1710. 
approbat  d.  15.  Oct.  1712  etc.; —  d)  für  Frankfurt:  der  Bürgervertrag 
V.  1613,  die  Constitutionsergänzungs-Akte  v.  19.  Juli  1819,  und  viele  ein- 
zelne Gesetze.  —  Vergl.  auch  die  Wiener  Congr.  Akte  Art.  46.  — 

*)  Daher  können  auch  Streitigkeiten  zwischen  dem  Senate  und  dieser 
Repräsentation  vor  das  Bundesschiedsgericht  gezogen  werden.  Vergl.  B.  B. 
V.  30.  Oct.  1834.  — 

*)  Dies  ist  insbesondere  der  Fall  in  Frankfurt,  wo  der  grösste  Theil  der 
gesetzgebenden  Gewalt  einem  gesetzgebenden  Körper  zugetheilt  ist,  so  dass 
für  die  allgemeine  Büi'gerversammlung  nur  noch  die  Abfassung,  Abänderung 
und  authentische  Interpretation  der  eigentlichen  Grund-  oder  Verfassungs- 
Gesetze  übriff  gelassen  ist. 


'iUi 


Zweiter  Theil. 
Verwaltungsrecht. 


I.  Von  der  Ausübung  der  politischen  GeAV  alten. 

§.  187. 

Von  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  im 
allgemeinen. 

Unter  der  gesetzgebenden  Gewalt  versteht  man  die  Befug- 
niss  der  Staatsgewalt,  Normen  aufzustellen,  welche  Grund- 
sätze, sowohl  für  die  Handlungsweise  der  Regierung  und  ihrer 
Organe  als  auch  der  Unterthanen  enthalten,  Ihrem  Bejjriffe  als 
Vorschrift  für  die  Euirichtung  der  (j)ositiven  oder  negativen) 
Handlungen  der  Regierung  oder  Unterthanen  gemäss,  ist  jede 
solche  Norm  nur  eine  für  die  Zukunft,  von  dem  Augenblicke 
ihrer  rechtsverbindlichen  Verkündigung  an,  verpflichtende  Re- 
gel ').  Die  gesetzgebende  Gewalt  umfasst 

l.  das  Recht,  neue  Gesetze  über  bisher  gesetzlose  Ver- 
hältnisse zu  geben,  sie  mögen  ihrem  Inhalte  nach  allgemeine 
Prinzipien  oder  deren  natürliche  und  logische  Consequenzen 
aussprechen  (jus  commune)  oder  als  Ausnahmen  von  diesen 
Qus  singulare)  erscheinen. 


')  In  Avie   ferne  das  positive  Recht  einem   Gesetze  rückwirkende 
Kraft  beilegen  kann,  s.  §.  193. 
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II.  Eben  so  umfasst  die  gesetzgebende  Gewalt  das  Recht, 
die  bisherigen  Gesetze  abzuändern,  und  ganz  oder  theil- 
weise  aufzuheben,  oder  sie  authentisch  zu  interpretiren^). 
Wo  ein  neueres  Gesetz  ein  älteres  nicht  vollständig  aufhebt, 
streitet  die  Yermuthung  dafür,  dass  der  Gesetzgeber  das  Recht 
nur  habe  fortbilden  und  weiter  zeitgemäss  entwickeln  wollen. 
Hieraus  ergibt  sich  von  selbst  die  Folgerung,  dass  neue  Gesetze 
(Icges  correctoriae)  im  Zweifel  in  der  geringsten  Abweichung 
von  dem  älteren  Rechte  zur  Anwenduns:  zu  brinffen  sind.  Daher 
sind  auch  durch  die  Aufliebung:  einer  älteren  Regel  keinesweffs 
die  Ausnahmen')  von  derselben  aufgehoben,  welche  schon 
nach  dem  älteren  Rechte  bestanden :  Avohl  aber  fallen  mit  der 
Aufhebung  eines  Prinzipes  von  selbst  (impUcite)  alle  logische 
Consequenzen  desselben. 

§.  188. 

Von  den  Gesetzen  und  Arten  derselben  überhaupt. 

Im  allgemeinen  (im  weiteren  Sinne)  wird  jede  von  der 
Staatsgewalt  oder  deren  Organen  ausgehende  allgemeine  An- 
ordnung Gesetz  genannt.  Das  Gesetz  in  diesem  weiteren  Sinne 
begreift  im  praktischen  Staatsrechte  folgende  wesentlich  ver- 
schiedene Unterarten :  I.  die  Grundgesetze,  II.  die  organischen 
Gesetze,  III.  die  Gesetze  schlechthin,  und  IV.  die  Verordnungen. 
Im  engeren  Sinne  bezeichnet  Gesetz  eine  mit  der  Sanktion 
des   Souverains   versehene,   allgemein   publizirte   und 


2)  Der  Ausdruck  „Interpretation"  wird  sehr  iineigentlich  auf  Er- 
klärung des  Sinnes  eines  Gesetzes  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  ange- 
wandt. Da  sie  durchaus  auf  keinen  logischen  Regeln  beruht,  so  kann  sie 
für  nichts  als  eine  neue  Gesetzgebung  (le.x  correctoria  juris  incerti)  an- 
gesehen werden.  Darum  kann  die  authentische  Interpretation  auch  nur  mit 
Beobachtung  derselben  Formalitäten  geschehen,  welche  zu  der  gültigen  Er- 
lassung des  fraglichen  Gesetzes  selbst  nothwendig  w'areu.  Wo  also  zu  der 
Gesetzgebung  die  Mitwirkung  der  Landstände  in  einem  gewissen  Staate 
nothwendig  ist,  kann  auch  nur  unter  ihrer  Mitwirkung  eine  rechtsgültige 
authentische  Interpretation  gegeben  werden. 

')  Jede  Ausnahme  von  einer  Re  rei  ist  nämlich  nichts  anderes,  als  selbst 
eine,  Giujus  singulare  siatuireude  Regel. 
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allgemeine  Grundsätze  aufsf eilende  Vorschrift ').  Der  Be- 
griff des  Gesetzes  im  engeren  Sinne  bildet  daher  einen  Gegen- 
satz zum  Begriffe  der  Verordnung,  welche  eben  deshalb  dem 
Gebiete  der  vollziehenden  Gewalt  anheim  fällt.  Von  den  vorge- 
nannten vier  Arten  der  Gesetze  im  weiteren  Sinne  sind  die 
beiden  ersten  nothwendig,  die  beiden  letzeren  möglicher  Weise 
Quellen  staatsrechtlicher  Befugnisse. 


§.  189. 
Von  den  Grundgesetzen. 

Grundgesetze  sind  diejenigen  Gesetze,  welche  sich  auf  die 
Verfassung  des  Staates  beziehen,  daher  sie  auch  Verfas- 
sungsgesetze genannt  werden  ^).  Sie  sind  also  jene  Gesetze, 
durch  welche  die  Beherrschungs-  und  die  Regierungsform  des 
Staates,  d.  h.  der  Umfang,  die  Gränzen  und  die  Formen  der 
Ausübung  der  Staatsgewalt  und  der  Volksrechte,  so  wie  der  in 
einem  Staate  in  concreto  gültige  Rechtstitel  zur  Ausübung 
der  obersten  Gewalt  festgestellet  werden.  Es  ist  für  den  Begriff 
eines  Grundgesetzes  nicht  wesentlich,  dass  es  über  alle  jene 
Verhältnisse  zusammen  Vorschriften  enthalte.  Dies  pflegt  nur 
in  den  modernen  constitutioncllen  Monarchien  der  Fall  zu  sein; 
in  der  älteren  Zeit  wurden  Grundgesetze  regelmässig  nur  nach 
und  nach  über  das  eine  oder  das  andere  der  vorgenannten  Ver- 
hältnisse errichtet  2).  Grundgesetze  können  auf  zweifache  Art 
entstellen:  entweder  durch  einen  Vertrag  des  Staatsherrschers 
mit  dem  Volke  oder  den  Ständen  3),  oder  durch  Erlassung  in  der 


*)  Dieser  Definition  entspricht  im  römischen  Rechte  der  Begriff  von 
Leges  edictales  und  Constitutiones  principis. 

*)  Auch  Fundamentalgesetze,  Constitutionsgesetze,  Grundverfassungs- 
gesetze  n.  s.  w.  — 

2)  So  z.  B.  die  Grundgesetze  des  deutschen  Reiches.  —  Die  Aufzählung, 
so  wie  auch  die  Erörterung  derselben,  so  weit  sie  nicht  noch  einige  prak- 
tische Beziehungen  darbieten,  bleibt  der  deutschen  Rechtsgeschichte  vor- 
behalten. 

')  So  z.  B.  die  Würtemb.  Vorfassung  v.  25.  Sept.  1819.  —  Die  Grund- 
gesetze des  deutschen  Reiches  sind  nie  mit  dem  Volke,  noch  auch  unter 
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Form  eines  Privilegiums,  in  welchem  letzteren  Falle  nun- 
mehr die  Bezeichnung  als  octroirte  Verfassung  gebräuchlich 
geworden  ist.  Viele  betrachten  die  Grundgesetze  dieser  letzte- 
ren Klasse  als  stillschweigende  Verträge,  und  halten  diese 
Fiktion  für  nothwendig,  um  auch  für  sie  den  Charakter  der  ein- 
seitigen Unabänderlichkeit  von  Seite  des  Staatsherr- 
schers in  Anspruch  nehmen  zu  können'*).  Allein  hierzu  bedarf 
es  der  gedachten  Fiktion  nicht.  Die  einseitige  Unabänderlichkeit 
der  Grundgesetze  durch  den  Souverain  ergibt  sich  vielmehr 
daraus,  dass  dadurch  für  das  Volk  erworbene  Rechte  Qiira 
quaesita)  begründet  werden^),  und  dies  ist  ebenmässig  aus 
demselben  Grunde  der  Fall,  ohne  Unterschied  ob  das  Grund- 
gesetz in  einem  Vertrage  oder  in  einem  Privilegium  beruhet, 
indem  nämlich  beide  nichts  anderes  als  ein  Akt  der  Selbstge- 
setzgebung (autonomische  Selbstbeschränkung)  des  Souve- 
rains  sind**).  Die  verwilligten  und  vertragsmässigen  Grundge- 
setze stehen  sich  demnach  hinsichtlich  ihrer  rechtlichen  Bedeu- 
tung in  allen  Beziehungen  vollkommen  gleich^). 


Mitwirkung  der  Landstände,  sondern  nur  von  dem  Kaiser  mit  den  Reichs- 
ständen, zum  Theile  nur  mit  einer  Klasse  derselben  (den  Kurfürsten)  er- 
richtet worden,  wie  z.  B.  die  kaiserlichen  Wahlcapitulatioue»  vor  dem 
Jahre  1711.— 

*)  Gewöhnlich  betrachtet  man  die  einseitige  Unabänderlichkeit  der 
Grundgesetze  als  eine  Eigenthümlichkeif  derselben.  In  der  constitutionellen 
Monarchie  kommt  aber  dieser  Charakter  jedem  Gesetze  zu.  Wohl  aber  .sind 
meistens  die  Bedingungen  für  die  Abänderung  der  ersteren  strenger,  als  bei 
letzteren.  Vergl.  Bad.  V.  U.  §.  64.  — 

*)  Vergl.  über  den  Begriff  der  erworbenen  Rechte  unten  §.  195.  — 

®)  Der  oberste  (philosophische)  Rechtsgrund,  aus  welchem  ein  Ver- 
trag Rechte  geben  kann,  ist  die  Autonomie  der  Contrahenten.  Die  Verleihung 
von  Privilegien  ist  nur  eine  zweite,  durch  die  Voraussetzung  des  Bestehens 
einer  Souverainität  bedingte  Form  der  autonomischen  Erklärung.  Uebrigens 
bietet  auch  ein  Vertrag  an  sich  keine  grössere  Sicherheit  dafür,  dass  er  werde 
gehalten  werden,  als  ein  Privilegium  dafür,  dass  die  darin  zugesicherteu 
Freiheiten  fortwährend  werden  geachtet  werden. 

')  Ueber  die  Auslegung  und  Abänderung  der  Grundgesetze,  vergl.  oben 
§.  139.  — 
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§.  190. 
Von  den  organischen  Gesetzen. 

Organische  Gesetze  sind  im  eigentlichen  Verstände  die- 
jenigen, welche  sich  auf  die  Einrichtung  (Organismus)  der 
Staatsbehörden  und  überhaupt  solcher  bleibenden  Institutionen 
beziehen,  durch  welche  das  Staatsoberhaupt  seine  verfassungs- 
mässigen Befugnisse  ausüben  kann  oder  solP).  Mitunter  be- 
zeichnete man  mit  diesem  Namen  auch  eigentliche  Verfassungs- 
gesetze, insbesondere  solche,  Avelche  die  politischen  Rechte 
der  Staatsbürger  oder  gewisser  Klassen  derselben  betreffen  2). 
Wo  dies  der  Fall  ist,  sind  sie  auch  den  Grundgesetzen  völlig 
gleich  zu  setzen;  ausserdem  nur,  insoferne  dies  von  dem 
Souverain  bei  ihrer  Erlassung  ausdrücklich  erklärt  oder  in  den 
Grundgesetzen  selbst  bestimmt  ist^), 

§.  191. 
Von  den  übrigen  Gesetzen. 

Im  Gegensatze  von  Grund-  und  organischen  Gesetzen  wer- 
den alle  übrigen  allgemeinen  Anordnungen,  welche  von  der 
Staatsgewalt  in  Folge  ihrer  Organisation  und  Constitution  aus- 
gehen, und  sich  somit  auf  andere  Gegenstände  als  die  Verfas- 
sung und  den  Staatsorganismus  beziehen,  und  hinsichtlich  der- 
selben allgemeine  Grundsätze  (Prinzipien)  aufstellen, 
als  Gesetze  schlechthin  bezeichnet.  In  diesem  Aufstellen  von 
Prinzipien  liegt  das  Wesen  des  Gesetzes  und  somit  sein 
materieller  Unterschied  von  der  Verordnung  (§.  199);  als 
Consequenz  hiervon  erscheint,  dass  das  Gesetz  nur  allein  von 
dem  Staatsherrscher  ausgehen  kann  und  dass  es  allgemein 

•)  In  dieser  Weise  ist  auch  analog  der  Begriff  von  organischen  Gesetzen 
des  deutscheu  Bundes  bestimmt  in  der  W.  S.  A.  (1820)  Art.  13.  N.  2. — 
Manche  bezeichnen  die  organischen  Gesetze  als  Verwaltungs-Grundgesetze. 

2)  So  z.  B.  in  den  Yeif.  Urkk.  v.  Baden  (1818)  §.  2 ;  Würtemberg 
(1S19)  §.  3;  Gr.  Hessen  (1820)  §.  2. — 

ä)  So  sind  z.  B.  auch  die  organischen  Gesetze  des  deutschen  Bundes 
seinen  Grundgesetzen  in  aller  Hinsicht  völlig  gleich  gestellt.  B.  A.  v.  5.  Juli 
1815.  Art.  6.  u.  7;  \V.  S.  A.  (1820)  Art.  13.  Nr.  2.  — 
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publiziiM  werden  miiss,  so  wie  es  auch  nur  von  dem  Auffcn- 
bliclvc  der  gehörig  geschehenen  PubHkation  an  verbindliche 
Kraft  haben  kann  ^).  In  der  conslitutionellen  Monarcliie  ist  das 
Gesetz  überdies  auch  noch  von  der  Verordnung  formell  dachirch 
unterschieden,  dass  zu  seiner  Errichtung  nothwendig  die  vor- 
gängige Berathung  und  Zustimmung  der  Stände  erforderheh 
ist.  Bei  Finanzgesetzen  ist  da,  wo  das  Zweikammern- System 
besteht,  häufig  vorgeschrieben,  dass  dieselben  zuerst  bei  der 
zweiten  Kammer  (den  Abgeordneten  des  Volkes)  eingebracht 
werden  müssen  und  erst  nach  deren  Zustimmung  der  ersten 
Kammer  vorgelegt  werden  dürfen  2). 


§.  192. 
Von  den  Glänzen  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

Die  Gränzen  der  gesetzgebenden  Gewalt  sind  im  allgemei- 
nen durch  den  Staatszweck  bestimmt  ^).  Der  Staat  ist  daher  eben 
so  berechtigt  als  verpflichtet,  alle  jene  Anordnungen  zu  erlas- 
sen, welche  die  Realisirung  des  Staatszweckes  und  somit  das 
öffentliche  Wohl  erfordert.  Umgekehrt  kann  ein  Recht  des  Staa- 
tes, Gesetze  zu  geben,  da  keine  Anerkenimng  finden,  wo  seine 
legislative  Thätigkeit  nicht  durch  den  Staatszweck  gerechtfer- 
tiget wird,  also 

I.  nicht  in  Bezug  auf  solche  Gegenstände  und  Verhältnisse, 
welche  mit  dem  Staatszwecke  in  keiner  Beziehung  stehen,  und 
daher  ihrer  Natur  nach  als  gesetzunfähig  erscheinen.   Hicr- 


')  Vergl.  C.  G.  Wächter,  würtemberg.  Priv.  R.  II.  Bd.  1.  Absch.  §.  5. 

2)  Z.  ß.  Bad.  Verf.  Urk.  §.  60. — 

')  leber  die  positive  Begriinziing  der  gesetzgebenden  Gewalt  der 
deutscheu  Souveraiue  durch  die  Bundesgesetzgebung,  s.  unten  das  Bundes- 
recht §.  42.  50.  —  Als  einzelne  Beispiele  positiver  Beschränkung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  in  Deutschland  mögen  hier  angeführt  werden:  die  Be- 
schränkung des  Jus  reformandi  durch  den  westphälischen  Frieden;  die 
Beschränkungen  hinsichtlich  der  Rechte  der  Standesherrn  u.  s.  w.  durch  die 
B.  A.  Art.  14  ;  und  hinsichtlich  der  Rechte  des  fürstlichen  Hauses  Thurn  und 
Taxis  in  B.  A.  Art,  17;  sodann  die  in  einzelnen  Verfassungs-Urkunden  der 
gesetzgebenden  Gewalt  partikularrechtlich  gesetzten  Schranken,  wie  z.  B. 
hinsichtlich  des  Kirchenvermügens,  der  Veräusserung  der  Domänen  ii.  s.  w. 
Zöpfl,  Slaatsrccht.  3te  Ausg.  21 
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her  gehören  z.  B.  alle  Veihäitnisse,  welche  nur  die  Moraiität 
der  Gesinnungen,  die  subjeclive,  religiöse,  politische  oder 
wissenschaftliche  Ueberzeugung  betreffen.  In  Bezug  auf  diese 
Gegenstünde  sind  Gesetze  an  sich  völlig  unpractisch^). 

§.  193. 
Von  der  rückwirkenden  Kraft  der  Gesetze  insbesondere. 

II.  Kein  Gesetz  kann  seiner  Natur  und  seinem  Begriffe  nach 
(als  Regel  für  die  Handlungen  der  Unterthanen)  mit  rück- 
wirkender Kraft  gegeben  werden.  Ein  rückwirkendes  Gesetz 
ist  eine  ContvuiUctlo  in  adjecto^).  Es  gibt  mithin  keine  rückwir- 
kenden Gesetze.  Was  man  im  gemeinen  Leben  und  auch  in 
neueren  Legislationen  so  nennt,  sind  nichts  anderes,  als  Ge- 
setze, welche  die  gegenwärtig  noch  fortdauernden  Rechts- 
wirkungen eines  vor  ihrer  Erlassung  errichteten  Rechtsge- 
schäftes 2)  oder  einer  früher  begangenen  Handlung  bestimmen, 
d.  h.  im  Vergleiche  zu  dem  älteren  Rechte  aufheben,  modifizi- 
ren  oder  abschaffen.  Hieraus  ergibt  sich  von  selbst,  dass  Rechts- 
geschäfte, welche  vor  der  Erlassung  eines  neuen  Gesetzes  ihre 
volle  Rechtswirkung  unter  den  Pariheien  bereits  geäussert 
haben  (negotla  cousunimata),  d.  h.  solche  Geschäfte,  welche 
bereits  durch  Zahlung,  oder  Leistung,  oder  was  sonst  denselben 
juristisch  gleich  stehet,  wie  ein  geleisteter  Eid,  oder  ein  rechts- 
kräftiges Urtheil,  von  einer  neuen  Gesetzgebung  nicht  mehr 
berührt  werden  können,  oder  nach  dem  bisherigen  Sprach- 
gebrauche, dass  auf  sie  kein  Gesetz  rückwirken  kann,  weil  sie 
in  rechtlicher  Beziehung  gar  nicht  mehr  vorhanden  sind'). 


2)  Es  war  eine  Zeit,  in  welcher  man  den  Entdecker  der  Bewegung  der 
Erde  um  die  Sonne  in  das  Gefängniss  warf,  und  zum  Widerrufe  seiner  Ent- 
deckung als  einer  Irrlehre  zwang.  Was  wurde  dadurch  an  der  Sache  selbst 
geändert  ? 

1)  Seneca:  „Revocari  praeterita  iic(/ueunt." 

*)  Negotium  perfectum  sed  nondum  cunsummatum.  —  L.  7  Cod.  I.  14. 

')  Man  bemerke  wohl,  dass  hier  nur  von  den  vollzogenen  Rechtsge- 
ge Schäften  als  solchen  die  Rede  ist,  z.  B.  von  einem  Kaufgeschäfte,  wel- 
ches durch  Tradition  der  Sache  und  Zahlung  des  Preises  vollzogen  worden 
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§.  194. 
Von  den  imwiderruflicli  erworbenen  Recliten. 

III.  Ihrem  Wesen  nach  von  der  Frage  nach  der  (an  sich 
uiHiiöglichen)  rückwirkenden  Kraft  der  Gesetze  verschieden 
sind  die  Fragen,  oh  und  wann  einem  erworbenen  Rechte 
seine  fortwährende  Gültigkeit  durch  ein  neues  Gesetz  entzogen, 
oder  seine  bisherige  Wirksamkeit  eingeschränkt  werden  kann? 
oder  auch  umgekehrt,  ob  und  in  wieferne  es  unwiderrurüch 
erworbene  Rechte  —  (jura  quaesita^  droits  acqiiis  im  engeren 
Sinn)  —  d.  h.  solche  Rechte  geben  könne,  welche,  einmal  er- 
worben, von  der  Staatsgewalt  selbst  nicht  durch  neue  Gesetze 
aufgehoben  werden  können?^)  Diese  Fragen  sind  mit  mehr- 
fachen Unterscheidungen  zu  beantworten: 

1)  Alle  diejenigen  politischen  Befugnisse,  welche  den  Unter- 
thancn  aus  den  Grundgesetzen  zustehen,  sind  für  dieselben 
in  dem  Sinne  unwiderruflich  erworben,  dass  sie  denselben 
nicht  mehr  durch  einen  einseitigen  Akt  der  Staatsgewalt 
und  ohne  die  Mitwirkung  der  verfassungsmässigen  Organe  der 
Volksrechte  entzogen,  abgeändert,  oder  interpretirt  werden 
können-). 

2)  Alle  jene  Rechte,  sie  seien  politische  oder  Privalrechte, 


ist.  Etwas  anderes  ist  der  Gegenstand,  oder  das  Recht  selbst,  welches  der 
eine  oder  der  andere  der  Contrahenten  etc.  aus  dem  vollzogenen  Geschäfte 
erworben  hat.  Dass  die  gezahlten  Geldstücke  nacher  durch  ein  Gesetz  in 
ihrem  Werthe  heruntergesetzt,  der  gekaufte  Acker  durch  eine  Verordnung 
im  öffentlichen  Interesse  hiuweggenommen  werden  kann  (s.  unten  No.  V.)^ 
Längt  mit  der  Gültigkeit  und  ünwiderrutlichkeit  des  Kaufgeschäftes  und 
seiner  Unberührbarkeit  durch  eine  neue  Gesetzgebung  nicht  zusammen. 

')  Uebrigens  sind  dies  die  Fragen,  welche  diejenigen  im  Sinne  haben, 
welche  von  einer  rückwirkenden  Kraft  der  Gesetze  sprechen. 

*}  Vergl.  oben  §.  189.  —  In  der  constitulionellen  Monarchie,  und  über- 
haupt wo  Landstände  vorkommen,  gilt  dies  auch  von  allen  übrigen  mit  dt  n 
Landesherrn  zu  Stande  gebrachten  Gesetzen.  Vergl.  Leist,  deut  Staatsr. 
§.94.  —  In  wieferne  der  Souveraiu  durch  provisorische  Verfügungen 
eine  einseitige  Aenderung  yornehmen  kann,  s.  unten  §.  200.  —  Nachfol- 
gende ausdrückliche  oder  stillschweigende  Genehmigung  der  Landstände 
oder  des  Volkes  kann  aber  jederzeit  den  Fehler  einer  einseitigen  Abänderung 
aufheben,  oder  die  über  die  Statthaftigkeit  eines  solchen  Aktes  obsclnveben- 
deu  Zweifel  beseitigen.  — 

21* 
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welche  einem  Unterlhan  kraft  eines  Staatsvertrages  seiner 
Landesregierung  mit  auswärtigen  Staaten  zugestanden  wor- 
den sind,  können  dem  Berechtigten  niemals  ohne  seine  eigene 
Einwilligung,  selbst  nicht  gegen  Anerbieten  von  Entschädigung 
und  auch  selbst  nicht  mit  Zustimmung  der  Landstände  durch 
die  Landesregierung  entzogen  werden,  so  lange  nicht  der 
Staatsvertrag  mit  der  auswärtigen  Macht  selbst  aufgehoben 
und  abgeändert  worden  ist,  weil  hier  die  gesetzgebende  Ge- 
walt der  Landesregierung  völkerrechtlich  beschränkt  ist^). 

3)  Als  unentziehbar  erworben  sind  auch  solche  Rechte  zu 
betrachten,  welche  einer  Person  durch  einen  Vertrag  mit  der 
St  aatsregierung  in  der  Weise  eingeräumt  sind,  dass  dieselbe 
für  sich  oder  ihre  Besitzungen  dadurch  eine  ganz  singulare 
Stellung  oder  so  eigenthümliche  Befugnisse  erhält,  dass  sonach 
der  mit  der  Staatsregierung  abgeschlossene  Vertrag  als  eine 
eigene  Lex  (Privilegium)  über  diese  Verhältnisse  zu  betrach- 
ten ist*).  Unter  dieser  Voraussetzung  muss  nämlich  in  den  von 
der  Staalsregierungvcrtragsmässig  gemachten  Zugeständnissen 
zugleich  {hvpUcite)  ein  Verzicht  auf  den  Gebrauch  ihrer  ge- 
setzgebenden Gewalt  zur  künftigen  einseitigen  Aufhebung 
der  zugestandenen  Rechte  gesehen  werden^),  und  wenn  die 
Staatsoewaltdemunjjeachtet  aus  Rücksichten  auf  das  öffentliche 
Wohl  nachher  die  zugestandenen  Rechte  dennoch  wieder  aufhe- 
ben wollte,  so  müssten  wenigstens  jedenfalles  hier  die  Grundsätze 
Platz  greifen,  welche  bei  der  Entziehung  erworbener  Privat- 
rechte durch  einen  Akt  der  vollziehenden  Gewalt  überhaupt 
gelten^).    Wenn   dagegen    die   Staatsregierung   durch    einen 


3)  Dies  gilt  z.  B.  in  Deutschland  namentlich  in  Bezug  auf  die  den  Stan- 
desherrn und  anderen  Privatpersonen  durch  die  Buudesacte  etc.  garantirteu 
Rechte.  Beck,  sur  les  droits  des  princes  mediatises  eii  Altemayne,  par- 
ticiiUerement  dans  le  Grand- DucM  de  Bade,  in  Foelix  Revue,  Paris 
1840.  Nov.  p.  870  fl. 

*)  Hierher  gehören  z.  B.  die  besonderen  Zusagen,  welche  einen  in  den 
Staatsdienst  berufeneu  Ausländer  hinsichtlich  der  Pensionsverhältnisse  etc. 
gemacht  werden. 

*)  Z.  B.  Bad.  V.  ürk.  §.  22.  „Jede  von  Seite  des  Staates  gegen  seine 
Gläubiger  übernommene  Verbindlichkeit  ist  unverletzlich." 

®)  Vergl.  unten  §.  196. 
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(o^lcichviel  onerosen  oder  lucrativen)  Vertrag  oder  eine  einsei- 
tige Verleihung  einer  Person  für  sich  oder  ihre  Besitzungen 
keine  solclien  durchaus  singulären  Befugnisse,  sondern  nur 
jene  Vorzüge  und  Begünstigungen  eingeräumt  hat,  welche  eine 
Klasse  von  Personen  oder  Sachen  (wie  z.  B.  die  Adelichen 
oder  die  Rittergüter)  bereits  auszeichnen  und  diesen  schon  aus 
anderen  Titeln  (wie  Herkommen  oder  Gesetze)  zustehen,  so 
theilet  jene  Person  fortan  im  Verhältnisse  zur  gesetzgebenden 
Gewalt  des  Staates  das  Schicksal  jener  Klasse,  ohne  bei  Ver- 
änderung oder  Aufhebung  der  Rechte  derselben  durch  die  Ge- 
setzgebung eine  besondere  Behandlung  oder  eine  Entschädi- 
gung beanspruchen  zu  können,  wo  und  so  weit  sie  nicht  der 
ganzen  Klasse  gebührt,  zu  welcher  sie  nunmehr  gehört. 

4)  Die  Gültigkeit  der  Formen  eines  Rechtsgeschäftes  und 
die  Richtigkeit  eines  prozessualischen  Aktes  sind  nur  und  für 
alle  Zeiten,  nach  den  Gesetzen  zu  beurtheilen,  welche  zur  Zeit 
der  Errichtung  des  Geschäftes  oder  der  Vornahme  der  prozes- 
sualischen Handhnio;  in  Kraft  «gewesen  sind.  Es  schadet  daher 
der  (formellen)  Gültigkeit  der  älteren  Akte  nicht,  wenn  später 
auch  durch  neuere  Gesetze  andere  oder  strengere  Formen  für 
dergleichen  Geschäfte  oder  Handlungen  vorgeschrieben  wer- 
den; es  nützt  aber  auch  nicht,  und  kann  auch,  wenn  die  zur 
Zeit  der  Errichtung  oder  Vornahme  vorgeschriebenen  Formen 
nicht  beobachtet  waren,  dem  fraglichen  Akte,  z.  B.  einem  Testa- 
mente, nicht  nachträglich  Gültigkeit  verleihen,  dass  ein  neueres 
Gesetz  die  älteren  Formen  abgeschafft  hat.  Der  Grund  hiervon 
liegt  in  der  juristischen  Natur  und  in  dem  Zwecke  aller  gesetz- 
lichen Formen  selbst.  Alle  Formen  sind  nämlich  an  sich  be- 
trachtet, etwas  willkührliches  und  zufälliges,  und  daher,  in- 
soferne  sie  eine  Gesetzgebung  anordnet,  etwas  relativ  wesent- 
liches. Der  Zweck  aller  Formen  ist  die  gesetzhche  Gewähr- 
leistung für  die  Richtigkeit  eines  Aktes  und  mithin  die  rechtliche 
Sicherheit  der  Partheien  und  des  Publikums.  Wer  die  zur  Zeit 
der  Vornahme  eines  Aktes  dafür  «fesetzlich  vorgeschriebenen 
Formen  beobachtet,  handelt  im  Vertrauen  auf  das  Gesetz  und 
dieses  Vertrauen  darf  nie  täuschen,  weil  man  dem  Gesetze  zu 
vertrauen  verpflichtet  ist.  Eben  so  kann  sich  aber  auch  derje- 
nige, welcher  die  zur  Zeit  der  Errichtung  eines  Aktes  erforder- 


326 

liehen  gesetzlichen  Formen  niclil  beobachtete,  mit  Grund  darauf 
berufen,  dass  er  nur  im  Vertrauen  auf  das  Gesetz  und  in  der 
wohl  begründeten  Voraussetzung  der  durch  dasselbe  ausge- 
sprochenen Unv^erbindlichkeit  sich  zur  Ausstellung  eines 
formlosen  Aktes  entschlossen  habe.  Durch  die  Beobachtung 
oder  Nichtbeobachtung  der  zur  Zeit  der  Vornahme  eines  Aktes 
voro-eschriebcnen  Förmlichkeiten  ist  daher  für  die  Betheilifften 
ein  unentziehbares  Recht  begründet,  den  fraglichen  Akt  fortan 
als  förmlich  oder  unförmlich  behandelt  zu  sehen, 

5)  Eben  so,  wie  die  Förmlichkeit  einer  Handlung,  so  kann 
auch  die  Strafwürdigkeit  derselben  nur  nach  den  zur  Zeit 
ihrer  Begehung  geltenden  Gesetzen  bemessen  werden.  Nach 
der  Regel:  „Nulla  poena  sine  lege"  hat  der  Verbrecher  ein  un- 
entziehbares Recht  darauf,  von  keiner  härteren,  als  von  der 
zur  Zeit  seiner  Handlung  derselben  gesetzlich  gedrohten  Strafe 
betroffen  zu  werden,  wenn  auch  zur  Zeit,  wo  sein  Verbrechen 
zur  Untersuchung  kommt,  bereits  ein  neues  Gesetz  eine  solche 
höhere  Strafe  androhen  würde.  Schon  die  Humanität  (aequitasy 
rechtfertiget  aber  hier  im  umgekehrten  Falle,  wenn  nämlich 
das  neue  Strafgesetz  milder  ist,  als  jenes,  welches  zur  Zeit 
der  That  bestand,  oder  wenn  es  die  fragliche  Handlung  gar 
nicht  mehr  als  Verbrechen  kennt,  die  Anwendung  des  neuen 
Gesetzes,  indem  hierdurch  die  Staatsgewalt  über  ihre  frühere 
Härte  selbst  das  Verdammungsurlheil  ausgesprochen  hat,  die 
juristische  Consequenz  aber  nicht  einer  notorischen  Barbarei 
zum  Deckmantel  dienen  soll '').  Es  lässt  sich  aber  auch  noch 
hierfür  der  juristische  Grund  angeben,  dass  überall  da,  wo  ein 
neues  Gesetz  eingeführt  ist,  der  Richter  (wegen  der  dadurch 
ausgesprochenen  Aufhebung  des  älteren  Rechtes)  sich  in  der 
Unmöglichkeit  befindet,  eine  Strafe  auszusprechen,  welche  in 
dem  neuen  Gesetze  nicht  mehr  oder  nicht  mehr  vollständig  ent- 
halten ist. 


")  Der  Grundsatz:  „Fiat  justitia,  pereat  mundiis"  kann  nur  .für  die 
Rechtsprechung  im  Civilrecht  verthcidigt  werden,  denn  nur  bei  dieser  ist 
jede  Billigkeit  gegen  den  einen  Theil  stets  eine  Unbilligkeit  gegen  den  an- 
dern. Anders  verhält  es  sich  im  Criminalrechte.  Yergl.  L.  7.  Cod.  de  precib. 
Imp.  oflfer.  1,  19). 
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§.  195. 
Von  den  erworbenen  Privatreehten. 

IV.  Was  daireffen  die  Privatrechte  anbetrifft,  welche  den 
Unterthanen,  sei  es  ans  den  Civilgesetzen  des  Staates  unmittel- 
bar, oder  aus  Verträgen,  Testamenten  oder  anderen  Gründen 
zustehen,  so  kann  man  in  Bezug  auf  sie  wohl  von  erworbe- 
nen Rechten  in  dem  (civilrechtlichen)  Sinne  sprechen,  als  die 
Voraussetzungen  vorhanden  sind,  von  welchen  die  Gesetze 
deren  Zuständigkeit  und  Wirksamkeit  im  einzelnen  Falle  ab- 
hängig machen  ^),  aber  niemals  in  dem  Sinne,  dass  ein  solcher- 
gestalt erworbenes  Privatrecht  nicht  durch  ein  neues  Gesetz  in 
seiner  Wirkung  von  dem  Augenblicke  der  Publikation  des  neuen 
Gesetzes  an  aufgehoben  oder  modifizirt  werden  könnte:  d.  h. 
kein  Privatrecht,  so  wobl  erworben  es  auch  im  Verhältniss  der 
Partheien  unter  sich  sein  mag,  ist  ein  durch  die  Gesetz- 
gebung unentziehbares  Recht  2).  Dies  ist  nichts  anderes,  als 
die  einfache  aber  nothwendige  Conseqiienz  aus  dem  natürlichen 
Verhältnisse  des  Privatrechtes  zum  öffentlichen  Rechte,  in  Folge 
dessen  alles  Privatrecht  hinsichtlich  seiner  praktischen  Gültig- 
keit von  dem  öffentlichen  Rechte  abhängig  ist  (§.  17), 

§.  196. 

Von  der  Entschädigungspflicht  des  Staates,  Avegen 
Entziehung  erworbener  Privatrechte. 

Wenn  die  Staatsgewalt  im  öffentlichen  Interesse  Privat- 
rechte aufhebt  oder  entzieht,  welche  nach  den  Grundsätzen  des 
Civilrechtes  als  erworbene  Rechte  gelten,  so  entstehet  die 
Frage,  ob  der  Staat  den  Privaten  wegen  dieser  entzogenen 
Rechte  Entschädigung  zu  gewähren  schuldig  sei.  Bei  der  Be- 
antwortung dieser  Frage  müssen  zwei  Fälle  genau  getrennt 
Averden : 


')  „  Dies  cedit  et  venu." 

*)  Die  einzige  hier  mögliche  Ausnahme,  insoferne  die  Staatsregieriing 
selbst  als  Contrahentin  erscheint,  s.  oben  §.  194.  Nr,  2  ii.  3. 
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a)  Die  Veiniclilung  der  nach  den  Onnidsälzen  des  Civil- 
rechtes  für  erworben  zu  betrachtenden  Rechte  geschieht  durcli 
ein  eigentliches  (allgemeines)  Gesetz  (lex  generalis)^  d.  h. 
in  der  constitulionellen  Monarchie,  durch  ein  solches  Gesetz, 
welches  mit  Zustimmung  der  Landslände  erlassen  worden  ist. 
In  diesem  Falle  entschädiget  der  Staat  die  Interessenten  nur 
in  soweit,  als  das  Gesetz  selbst  eine  Entschädigung  verspricht, 
und  das  Maass  derselben  bestimmt').  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
wird  auch  nichts  entschädigt-).  Derjenige,  welcher  hierdurch 
verliert,  muss  den  ihm  zugehenden  Schaden  als  einen  casuellen 
tragen,  und  kann  sich  auch  nicht  mit  einer  Regressforderung 
an  seinen  Autor  halten,  auch  daim  nicht,  wenn  dies  der  Fiskus 
selbst  wäre,  weil  hier  die  Voraussetzungen  der  Pflicht  zur  Evic- 
tionsleistung  fehlen. 

b)  Ganz  anders  verhält  sich  aber  der  Fall  dann,  wenn  die 
Regierung  durch  einen  Akt  der  vollziehenden  Gewalt,  wie 
z.  B.  durch  eine  spezielle  Verfügung  (Rescript)  einem  ein- 
zelnen Unterthan  im  öffentlichen  Interesse  seine  Privatrechtc 
in  Bezug  auf  einen  gewissen  in  concreto  bestimmten  Gegen- 
stand  entzieht^).  Hier  muss  immer  die  vollständigste  Entschä- 
digung geleistet  werden,  weil  hier  dem  Einzelnen  im  Verhält- 
nisse zum  Ganzen  ein  Opfer  zugemuthet,  inid  eine  Last  auf- 
gelegt wird,  welche  von  den  anderen  Staatsbürgern  nicht  nach 
einem  gleichheitlichen  Maassstabe  mit  getragen  wird.  Eine  jede 
solche  Verfügung  erscheint  überdies  als  eine  Verletzung  des 
durch  den  Staat  selbst  seinem  Begriffe  nach  verbürgten  ge- 
raeinen Rechtszustandes  {Aes  jtis  commtme)  und  mithin  als  ein 
in  der  Art  exorbitantes  Verhältniss,  dass  sie  nicht  anders,  als 
unter  der  Voraussetzung  des  unabweislichsten  Bedürfnisses, 
d.  h.  eines  Nothstandes  für  gerechtfertigt  gehalten  werden  kann. 


^)  So  z.  B.  wenn  eiu  Gesetz  die  Ablösbarkeit  der  Zehnten,  die  Expro- 
priation des  Grnndeigenthiims  liir  die  Erriclitung  von  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vorschreibt,  muss  es  zugleich  die  Frage  über  die  Gewährung  und  die  Grösse 
einer  Entschädigung  bestimmen. 

2)  So  z.  B.  Justinian's  Herabsetzung  des  Zinsfusses;  ebenso  die  Gesetze, 
welche  bei  uns  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  aussprachen  u.  s.  w.  — 

*)  Ilieher  gehört  auch  der  oben  §.  194,  Nr.  3.  erwähnte  Fall. 
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§.  197. 

Von  den  Rechten,  welche  nicht  als  erworbene  Rechte 
gelten  können. 

Der  Fall,  dass  der  Staat  durch  einen  Nothstand  in  die  Lage 
käme,  die  civilreehllich  für  erworben  zu  achtenden  Rechte  eines 
Unlerthans  durch  eine  ihn  betreffende  SpezialVerordnung 
zu  verletzen,  kann  sich  der  Natur  der  Sache  nach  nur  in  Bezug 
auf  Eigenlhumsrechte,  insbesondere  das  Grundeigenlhuni  oder 
aus  demselben  fliessende  flechte,  wie  Servituten  und  Pfand- 
rechte, so  wie  in  Bezug  auf  solche  Rechte  ereignen,  bei  welchen 
doch  eine  Analogie  des  Eigenthumes  stattfindet,  wie  bei  den 
Immobiliarrechten  des  deutschen  Rechtes  ^),  und  bei  nutzbrin- 
genden, in  gewissen  Bezirken  wirkenden  Privilegien  und  Mo- 
nopolien.  Auf  diese  Rechte  hat  man  auch  von  jeher,  ohne  sich 
jedoch  des  Kriterium's  ihrer  Auszeichnung  bewusst  zu  sein, 
den  Begriff  erworbene,  oder,  wie  man  genauer  sagen  würde, 
nur  gegen  Entschädigung  durch  Spezial- Verfügungen  entzieh- 
bare Rechte  vorzugsweise  angewandt  2)  ,und  dagegen  die  übri- 
gen Privatrechte,  wobei  man  der  Natur  der  Sache  nach  schon 
nicht  an  eine  Entschädigung  im  Falle  ihrer  Aufhebung  oder 
Modifikation  durch  die  Staatsgewalt  denken  konnte,  als  Rechte 
bezeichnet,  welche  nicht  Jura  quaesita  sein  können,  ohne  jedoch 
auch  dafür  einen  durchschlagenden  Grund  anzugeben.  Dieser 


^)  Diese  auf  den  Grundstücken  ruhenden  Rechte  werden  mit  der  Ent- 
ziehung der  ersteren  aus  dem  Privateigenthum  und  Verkehr  immer  implicite 
vernichtet  und  aufgehoben. 

2)  i\euere  Gesetze  sprechen  in  Bezug  auf  Grundeigenthum  häufig  unbe- 
dingt den  Grundsatz  aus,  dass  es  weder  durch  Gesetze  noch  durch  Spezial- 
verfügungen  ohne  Entschädigung  den  Privaten  entzogen  werden  darf,  z.  B. 
die  Charte  constit.  Fran<^.  14.  Aug.  1830.  art.  8.  „Toiites  les  proprit^tes 
sont  inviolahles;"  art.  9.  „Vetat  pent exiiier  le  sacrifice  d'iine proprietd 
potir  caitae  d'interet  public  lei/alevient  constute,  imiis  arec  iine  indenmite 
prealahle."  l'eber  die  Art  des  Verfahrens  für  die  Ermittelung  der  gebühren- 
den Entschädigung  verbreitet  sich  ausführlich  das  franz.  Ges.  v.  7.  Jul.  1833. 
—  Bad.  V.  ürk.  §.  14.  Absch.  3.  „Niemand  kann  gezwungen  werden,  sein 
Eigenthum  zu  öffentlichen  Zwecken  abzugeben,  als  nach  Berathung  und 
Entscheidung  des  Staatsministeriwms  und  nach  vorgängiger  Entschädigung." 
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Grund  liegt  aber  eben  darin,  dass  in  Bezug  auf  die  übrigen 
Privalrechte  ausser  den  Eigenlluuusrechten  und  den  ibnen  ver- 
wandten Befugnissen ,  die  Staatsgewalt  in  wohlgeordneten 
Staaten  noch  nie  den  Versuch  gemacht  hat,  noch  auch  sich  dazu 
veranlasst  finden  kann ,  Modifikationen  oder  eine  Aufhebung 
derselben  anders,  als  in  der  Form  von  eigentlichen  allgemeinen 
Gesetzen  zu  verfügen. 

Zu  diesen  Privatrechten,  welche  aus  dem  Grunde,  weil  die 
Staatsregierung  ordnungsmässig  nur  in  der  Form  eigentlicher 
Gesetze  darüber  verfügen  kann,  sodann  aber  auch  im  Falle 
der  Aufhebung  oder  Modifikation  keine  Entschädigung  für  die 
bisher  Berechtigten  bewilliget,  nie  unter  der  Bezeichnung  Jtira 
quaesita  mitbegriffen  werden,  gehören: 

1)  alle  Rechte,  welche  die  rechtliche  Dispositionsfähig- 
keit der  Personen  (im  franz.  Rechte  capacite  genannt)  be- 
treffen. Diese  können  wegen  des  öffentlichen  Interesse  an  ihrer 
zeifofemässen  Bestimmung  nie  für  den  Einzelnen  als  unwider- 
ruflich  erworben  im  Verhältniss  zur  Gesetzgebung  gelten 3). 
So  kann  z.  B.  eine  bisher  dispositionsfähige  Person  durch  ein 
neues  Gesetz  unfähig,  und  eine  unfähige  fähig  werden,  z.  B. 
durch  andere  Bestimmungen  des  Yolljährigkeitstermines,  durch 
Einführung  oder  Aufhebung  der  Geschlechtsvormundschaft,  des 
ehelich*!!  Mundium's,  der  Leibeigenschaft  u.  s.  w.  Was  jedoch 
eine  solche  Person  unter  der  Herrschaft  des  alten  Gesetzes 
gültig  gelhan  hat,  wird  dadurch  nicht  rückwärts  ungültig,  und 
eben  so  wird  nicht  rückwärts  gültig,  was  man  unter  der  Herr- 
schaft des  alten  Rechtes  ungültig  gethan  hat,  wenn  man  es 
gleichwohl  nach  den  neuen  Gesetzen  thun  dürfte. 

2)  Ebenso  können  auch  die  Hoffn  ungs  rechte,  welche 
ein  Gesetz  gibt,  nicht  als  erworben  im  privatrechllichen  Sinne, 
vielweniger  als  unwiderrufiich  erworben  gelten:  so  z.  B.  die 
gesetzliche  Zusicherung  eines  Pflichttheils,  der  Intestaterbfolge, 
einer  statutarischen  Portion ,  eines  väterlichen  Niesbrauches 
u.  s.  w.  Es  sind  dies  nämlich  nichts  anders,  als  Beneficia  legis. 


3)  Im  Verhältniss  einer  Privatperson  zur  andern  können  sie  jedocli 
denuingcncbtet  recht  wohl  als  erworbene,  oder  judicataiässig  erslrittene 
Rechte  gelten.  Vergl.  §.  195. 
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bei  welchen  stets  die  Claiisel  subintelligirt  wird,  dass  sie  so 
lange  gelten  sollen,  als  kein  neues  Gesetz  sie  wieder  aufhebt, 

3)  Desgleichen  können  auch  die  Hoffnungs-  und  anderen 
Rechte,  welche  eine  Person  einer  andern  durch  einen  ein- 
seitig von  ihr  widerruflichen  Akt  einräumt,  und  deren  der- 
einstige Wirkung  davon  abhängt,  dass  der  Verfügende  seinen 
Willen  nicht  ändert,  wie  z.  B.  eine  letztwillige  Verfügung,  eine 
Substitution  u.  s.  w.,  eben  so  weniff  als  durch  die  Gcsetz^ebuno; 
unveränderliche  Rechte  gelten,  als  sie  im  privatrechtlichen  Sinne 
erworbene  Rechte  sind*). 

4)  Verträge,  welche  unter  der  Herrschaft  des  älteren  Rech- 
tes zwar  vollständig  geschlossen,  aber  nicht  vollzogen  wurden 
(^negotia  perfecta  seil  nondum  cotisiimmataj,  oder  welche  fort- 
währende Wirkungen  haben,  (wie  z.  B.  ein  Zinsversprechen 
für  die  Zeit,  in  welcher  das  Darlehen  bestehen  wird),  und  um 
so  mehr  bedingte  Geschäfte,  können  hinsichtlich  ihrer  noch 
fortwährenden  oder  im  Schweben  befindlichen  Wirkungen  nicht 
als  unwiderruflich  erworbene  Rechte  in  Bezug  auf  die  Gesetz- 
gebung betrachtet  werden,  da  jedes  Privatinteresse  dem  öffent- 
lichen untergeordnet  bleiben  niuss.  Neue  Gesetze  können  daher 
die  Vollziehung  älterer  Verträge  ganz  oder  Iheilweise  verbieten, 
z.  B.  den  Zinsfuss  herabsetzen,  einen  unwiderruflichen  Vertra<r 
für  widerruflich  erklären,  oder  eine  neue  Rechtsfolge  an  den 
Vollzug  des  älteren  Vertrages  knüpfen,  z.  B.  die  Collation  von 
Schenkungen  befehlen,  welche  zur  Zeit,  wo  sie  gemacht  wur- 
den, noch  nicht  derselben  unterworfen  waren. 

5)  Endlich  können  auch  solche  Privatrechte,  welche  auf 
einer  Immoralität  beruhen,  z.  B.  die  Leibeigenschaft,  und  was 
als  Ausfluss  von  ihr  erscheint,  wenn  sie  gleich  durch  ein  Her- 
kommen oder  durch  Gesetze  einer  barbarischen  Zeit  sanktionirt 
wären,  nie  als  erworbene,  d.  h.  durch  neue  Gesetze  nicht  ab- 
zuschaffende Rechte  gelten  S),  wenn  man  nicht  mit  dem  Zwecke 


*)  So  z.  B.  kann  der  Staat  in  jedem  Augenblicke  die  bisher  für  zulässig 
geachteten  Substitulionen,  Errichtung  von  Fideicomniissen  ii.  dergl.  verbie- 
ten. Vergl.  Code  Napoleon,  §.  896. 

')  Darum  ist  ein  Sklave  auch  in  dem  Momente  als  ein  freier  Mann  zu 
behandeln,  so  wie  er  den  Boden  eines  Landes  betritt,  wo  die  Sklaverei  ab- 
geschafft ist. 
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des  Slaales,  die  Eiihvickelung  einer  forfschreilendeii  Ilunianifät 
zu  befördern,  in  offenbaren  und  empörerjden  Widerspruch  tre- 
ten will. 

§.  198. 

Von  der  Yerpfliclitung  des  Staatsherrsehers  aus  seinen 
eigenen  Gesetzen*). 

Der  Souverain  als  Inhaber  der  gesetzgebenden  Gewalt  kann 
nicht  nur  für  die  Unterthanen,  sondern  auch  für  sich  selbst  (als 
Autonom)  verbindliche  Gesetze  erlassen,  und  letzteres  sind 
sie  unbezweifelt  dann,  wenn  er  sie  ausdrücklich  als  solche  er- 
klärt hat^).  Solche  Gesetze  können  sich  sowohl  auf  politische 
wie  auf  andere  Rechtsverhältnisse  beziehen.  Insbesondere  kann 
man  von  einem  jeden  mit  den  Landständen  errichteten  Gesetze 
sagen,  dass  es  in  gewisser  Beziehung  für  den  Staatsherrscher 
verbindlich  ist,  wenn  es  sich  gleichwohl  seinem  Inhalte  nach 
zunächst  auf  die  Unterthanen  bezieht,  nämlich  in  soweit,  als  es 
regelmässig  von  dem  Souverain  nicht  mehr  einseitig  aufge- 
hoben werden  kann  2).  Was  sodann  die  materielle  Anwendbar- 
keit der  zunächst  nur  für  die  Unterthanen  publizirten  Gesetze 
auf  den  Souverain  anbelanget,  welchen  er  sich  nicht  selbst 
ausdrücklich  unterworfen  hat,  so  fällt  jedenfalles  die  Anwend- 
barkeit der  eigentlichen  Strafgesetze,  wodurch  eine  öffent- 
liche Strafe  auf  gewisse  Handlungen  gesetzt  wird,  wegen  der 
hier  uinnöglichen  Trennung  der  Privatperson  von  der  Person 
des  Souverains  hinweg.  Dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  jener 


*)  Scbnaubert,  Diss.  de  i)iiiicipe  legibus  suis  obligato.  Jena  1T53; 
deutsch  mit  Anmerkg.  von  Hagemeister,  Rost.  u.  Leipz.  1795.  —  Vergl. 
Leist,  Staatsr.  §.  94;  Goenner,  Staatsr.  §.  291. 

')  Sehr  schön  spricht  sich  über  die  Nothwendigkeit  und  hohe  Bedeutung 
der  Anerliennung  verbindlicher  Nonnen  von  Seite  des  Herrschers  aus,  L.  4. 
Cod.  de  Legg.  (1  14).  „Digna  vox  est  majestate  Rcgnantis,  legibus  assigna- 
tum  se  Principem  confiteri:  adeo  de  aiitoritate  juris  nostva  pendet  au- 
toritas.  Et  revera  niajus  imperio  est,  submittcre  legibus  principatum. 
Et  oraculo  praesentis  Edicti,  quod  nobis  licere  non  patimur,  indicamus." 
(Impp.  Theodosius  et  Valens). 

2)  Vergl.  §.  194.  Note  2. 
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Gesetze,  welche  ihrem  Zwecke  nach  nur  allein  für  die  Unlcr- 
fiiancn  bestimmt  sind,  wie  die  Polizeigesetze.  Auch  können  die 
Bestimmungen  der  Landesgesetze  in  soweit  keine  Anwendung 
auf  den  Souverain  hinsichtlich  des  Familien-  und  Erbrechtes  im 
Ycrhällnisse  zu  seinen  Familiengliedern  finden,  als  sich  darüber 
durch  Herkommen  und  Autonomie  eigene  Normen  gegründet  ha- 
ben'). Endlich  kann  man  den  Souverain  bei  seinen  Rechts- 
geschäften nicht  an  die  Formen  der  Rechtsgeschäfte  für  ge- 
bunden erachten,  welche  lediglich  zum  Schutze  der  ünterthanen 
vorgeschrieben  sind,  oder  so  weit  sie  in  der  Errichtung  unter 
öffentlicher  Autorität  bestehen  (da  diese  stets  von  dem  Sou- 
verain selbst  ausgeht)  oder  so  weit  er  auch  Ünterthanen  von 
deren  Beobachtung  dispensiren  könnte,  indem  er  sich  sodann 
ebenfalls  gleiche  Dispensation  ertheilen  kann,  und  durch  den 
Akt  selbst  ertheilt  hat*).  In  den  übrigen  privatrechtlichen  Be- 
ziehungen aber,  wo  die  Person  des  Privatmannes  von  der  des 
Souverains  vollständig  getrennt  werden  kann,  wie  z.  B.  na- 
mentlich da,  wo  der  Regent  mit  den  Ünterthanen  Privatgeschäfte, 
"wie  Darlehnsverträge,  Käufe  u.  dergl.  macht,  oder  aus  Geschäf- 
ten derselben,  wie  letztwilligen  Verfügungen,  erwerben  will^), 
oder  als  Besitzer  von  Privatgütern  in  Betracht  kommt  ^),  kann 
die  Anwendbarkeit  der  gewöhnlichen  bürgerlichen  Landesge- 
setzgebung nicht  bezweifelt  werden '^).  In  diesen  Sachen  ist 
auch  der  Souverain,  insoferne  er  in  Rechtsstreitigkeiten  mit 
Privatpersonen  verwickelt  wird,  seinen  eigenen  Gerichten 
unterworfen^),  kann  aber  den  Gerichtsstand  in  Anspruch  neh- 


^)  Vergl.  oben  §.  75  und  folg. 

*)  Verg).  L.  34.  cod.  de  donat.  (8.  54).  —  L.  14.  Dig.  de  mannmisslouibns 
(40.  1).  —  Hinsichtlich  der  Förmlichkeiten  eines  landesherrl.  Privattesta- 
mentes  behauptet  mit  Unrecht  das  Gegentheil,  Glück,  Zusätze  z.  Bd.  I.  sei- 
nes Comm.  S.  71 ;  vergl.  aber  oben  §.  95.  Note  6. 

*)  L.  31.  Dig.  d.  Legal.  III.;  L.  3.  Cod.  de.  Testam.  (6.  23). 

*)  Von  den  Klagsachen  gegen  die  fürstliche  Kammer,  siehe  oben  §.  98. 
Note  3. 

')  Ueber  den  Sinn,  in  welchem  die  L.  31.  Dig.  de  Legg.  heut  zu  Tage  in 
Deutschland  noch  praktische  Bedeutung  haben  kann,  vergl.  oben  §.  IUI 
Note  1. 

®)  Preuss.  allgem.  Landr.  Einl.  §.  87.  „Auch  RechtsstreitigUeiteii  zwi- 
schen dem  Oberhaupte  des  Staates  und  seiueu  Ünterthanen  sollen  bei  den 
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nie«,  welcher  der  privilegirtesten  Klasse  der  Staatsangehörigen 
eingeräumt  ist  ^). 

§.  199. 
II.  Von  der  vollziehenden  Gewalt. 

Unter  der  vollziehenden  Gewalt  verstehet  man  die  Befiig- 
iiiss  der  Staatsgewalt,  die  Gesetze  so  wie  das  volksmässig 
(durch  Herkommen)  erzeugte  Recht  zu  handhaben,  und 
überhaupt  dem  Staatszwecke  gemäss  zu  kandeln.  Die  vollzie- 
hende Gewalt  äussert  sich  in  dreifacher  Weise:  aufsehend, 
anordnend  und  vollstreckend,  d.  h.  mit  physisciiem  Zwange 
einsciireitend.  Dem  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  wird  da- 
her in  allen  Verfassungs -Urkunden  das  Ernennungsrecht  zu 
den  Staatsämtern,  als  den  gesetzlichen  Organen,  durch 
welche  die  vollziehende  Gewalt  regelmässig  thätig  wird,  zu- 
gesprochen, und  ebenso  das  Recht,  über  die  bewaffnete 
flacht  des  Staates  zu  verlügen,  und  den  Staat  in  allen  seinen 
Beziehungen  nach  Aussen  zu  vertreten  und  zu  verpflichten  '). 
Der  Theorie  nach  ist  die  vollziehende  Gewalt  eine  Dienerin  der 
geselzgebenden  Gewalt;  der  Praxis  nach  stellet  sich  fast  über- 
all das  umgekehrte  Verhällniss  dar,  wo  beide  Gewalten  nicht 
in  demselben  Subjekte  vereinigt  sind-).    Die  Gränzen  der  voll- 


ordentlichen Gerichten,  nach  den  Vorschriften  der  Gesetze,  er- 
örtert und  entschieden  werden." —  Schwarzb.-Sondershaiis  en  V.  Urk. 
(1841)  §  5:  „In  Ansehung  seiner  privatrechtlichen  Verhältnisse  wird  der 
Fürst  von  den  Regierungen  und  künftig  von  dem  zu  errichtenden  Landes- 
justlzcollegio  in  erster  Instanz,  jedoch  nur  in  den  Formen  des  Ordinarpro- 
cesses,  Hecht  geben." 

9)  Vergl.  oben  §.  98. 

')  Vergl.  oben  §.  105  und  164. 

^)  Noch  ist  in  fast  allen  Republiken  der  Inhaber  der  execiitiven  Gewalt 
trotz  der  an  andere  Organe  gewiesenen  gesetzgebenden  Gewalt  zur  abso- 
luten Macht  empor  gestiegen.  So  noch  in  unserer  Zeit  Aapoleoii.  —  Dass  das 
deutsche  Reich  zerfiel,  davon  liegt  die  wesentliche  Ursache  darin,  dass  es 
den  Ständen,  welche  den  Reichstag  bildeten,  nicht  nur  gelungen  war,  mit 
dem  Kaiser  die  gesetzgebende  Gewalt  zu  theilen,  sondern  ihm  insbesondere 
die  vollziehende  Gewalt  zu  entreissen  und  in  ihren  Territorien  allein  zu  üben. 
Die  vollziehende  Gewalt  ist  so  wichtig,  dass  man  da,  wo  sie  einmal  für  den 
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ziehenden  Gewalt  liegen  in  den  Gesetzen  selbst,  deren  Hand- 
habuno ihre  Aufgabe  ist:  wo  aber  die  vollziehende  Gewalt 
in  Ermangelung  von  Gesetzen,  oder  sonst  bei  drigenden  Ver- 
hältnissen selbst  anordnend  thätig  wird,  hat  sie  keine  andere 
Gränze,  wie  die  gesetzgebende  Gewalt,  nämlich  den  Staats- 
zweck, soferne  ihr  nicht  noch  eine  besondere  Schranke  durch 
die  positiven  Gesetze  vorgezeichnet  ist.  Da  der  Staat  seinem 
Wesen  nach  eine  rechtlich  geordnete  Form  der  menschlichen 
Existenz  ist,  so  ergibt  sich  von  selbst  die  Verpflichtung  der 
vollziehenden  Gewalt,  was  sie  auch  immer  vornehme  oder  an- 
ordne, nur  in  den  (/w  concreto  bestimmten)  gesetzlichen  Formen 
zu  verfahren;  und  eben  darum  auch  nie  einen  grösseren  Zwang 
anzuwenden,  als  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  absolut  erfor- 
derlich ist. 

§.  200. 

Von  den  Verordnungen  und  ihrem  Verhältnisse  zu  den 

Gesetzen. 

Die  bei  weitem  Avichtigste  Thätigkeit  der  vollziehenden 
Gewalt  bestehet  in  dem  Anordnen,  d.  h.  in  der  Befugniss, 
Verordnungen  oder  Verfügungen  (ordhiatloiies,  ordonun- 
ces  etc.)  zu  erlassen.  Insoferne  in  einem  wohlgeordneten  Staate 
vorausgesetzt  werden  darf,  dass  gehorcht  wird,  so  wie  das 
was  zu  thun  oder  zu  unterlassen  ist,  in  den  einzelnen  Fällen 
gehörig  festgestellt,  d.  h,  in  verfassungsmässiger  Weise  befoh- 
len ist,  und  dass  nur  ausnahmsweise  ein  Widerstand  Einzelner 
gegen  die  Staatsgewalt  die  Anwendung  eigentlicher  Zwangs- 
maassregeln nothwendig  machen  wird,  so  ergibt  sich  von  selbst, 
dass  der  hauptsächlichste  und  höhere  Theil  der  Vollziehung  in 
dem  Befehlen  mit  unmittelbarer  Beziehung  auf  die  einzelnen 
Fälle  beruht^),    dagegen  aber  die  wirkliche  Vollstreckung 


Iiinehaber  erblich  erworben  ist,  unbedenlillch  von  einer  Souverainität  und 
Monarchie  sprechen  kann,  wenn  auch  derselbe  in  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt noch  so  sehr  durch  Parlamente  beschränkt  sein  sollte.  Dies  zeigt  uns 
das  Beispiel  von  England  und  Frankreich. 

')  Hierauf  deutet  im  allen  deutschen  Staatsrechte  die  Bezeichnung  der 
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Sache  der  uiiteieii  und  gemeinen  Diener  isl.  Der  Zweck  aller 
von  der  vollziehenden  Gewalt  ausgehenden  Verordnungen  ist 
möglicherweise  ein  zweifacher:  1)  die  nothwendigen  Anord- 
nungen sowohl  im  allgemeinen  als  im  besonderen  für  den  Voll- 
zug der  Gesetze  und  die  Handhabung  des  volksniiissig  (durch 
Herkommen)  erwachsenen  Rechtes  zu  treffen,  und  2)  die  Lük- 
ken  der  Gesetzgebung  in  dringenden  Fällen  provisorisch  zu 
ergänzen,  so  dass  im  allgemeinen  zwei  Klassen  von  Verord- 
nungen zu  unterscheiden  sind,  nämlich  Vollzugs-Verord- 
nungen und  provisorische  Verfügungen,  für  welche 
letztere  auch  die  Bezeichnung  provisorische  Gesetze  ge- 
bräuchlich ist.  Hiernach  ergibt  sich  auch  von  selbst  die  Begriffs- 
bestimmung der  Verordnung  im  Gegensatze  vom  Gesetze.  Ver- 
ordnung oder  Verfügung  ist  nämlich  eine  Anordnung,  welche 
zum  Zwecke  der  Vollziehung  der  Gesetze  oder  diesen  gleich- 
stehender Rechtsnormen  entweder  im  allgemeinen  oder  für 
einzelne  Fälle,  entweder  vom  Staatsoberhaupte  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt,  oder  von  den 
Organen  der  Vollziehung  selbst,  d.  h.  von  den  Verwaltungs- 
behörden ausgeht,  oder  zur  Aushülfe  in  Ermangelung  von  Ge- 
setzen bestimmt  ist.  Gesetz  und  Verordnung  unterscheiden  sich 
demnach  im  allgemeinen  und  wesentlich  in  folgenden  Punkten: 
a)  ein  Gesetz  kann  nur  von  dem  Souverain  als  Inhaber  der  ge- 
setzgebenden Gewalt,  eine  Verordung  aber  sowohl  von  dem  Sou- 
verain als  von  den  Verw  altungsbehörden  ausgehen ;  b)  ein  Gesetz 
hat  stets  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen;  die  Verordnung 
hat  regelmässiff  nur  die  in  den  Gesetzen  oder  in  anderen  ihnen 
gleich  zu  achtenden  Rechtsnormen,  wie  Herkommen  u.  dergl. 
bereits  aufgestellten  Grundsätze  zur  Anwendung  im  allgemei- 
nen oder  im  besonderen  zu  bringen  2),  und  kann  eine  aus- 
nahmsweise und  provisorisch  die  Funktion  des  Gesetzes,  d.  h. 


königlichen  Gewalt  als  Mundiburdhtm  Regis.  —  Auch  das  Edicere  und 
Interdicere  des  römischen  Magistratus  hängt  mit  dieser  Grundansicht  zu- 
sammen. 

2)  In  dem  Gegensatze  von  Grundsatz  und  Anwendung  liegt  die  mate- 
rielle Verschiedenheit  von  Gesetz  und  Verordnung.  Sehr  gut  ist  dies  aus- 
geführt in  C.  G.  Wächter,  wiirtemb.  Priv.  R.  (1812).  Bd.  II.  §.  5. 


337 

die  Aufsfelliing  von  neuen  Grundsätzen  iibernehmen;  c)  das 
Gesetz  kann  nur  allgemein,  die  Verordnung  kann  aber  sowohl 
allgemein  als  speziell  publizirt,  d.  h.  auch  für  einzelne  Falle 
erlassen  sein,  in  welchem  Falle  sie  auch  nicht  über  den  speziel- 
len Kreis  ihrer  Publikation  hinauswirkt,  d)  In  der  constitulio- 
nellen  Monarchie  tritt  hierzu  noch  dei'  formelle  Unterschied, 
dass  eigentliche  Gesetze  von  dem  Souverain  nur  nach  verfas- 
sungsmässigem Beirath  oder  Zustimmung  der  Landstände  er- 
lassen werden  können.  In  praktischer  Beziehung  wird  der 
Unterschied  von  Gesetz  und  Verordnung  wichtig  in  der  Art, 
dass  1)  soviel  die  speziellen,  d.  h.  für  einzelne  Fälle  oder 
Personen  erlassenen  Verfügungen  anbetrifft,  über  jede  solche 
Verordnung,  sie  mag  vom  Souverain  selbst  öder  von  einer  Re- 
gierungsbehörde ausgehen,  immer  der  Rechtsweg  vor  den 
Gerichten  für  die  Betheiligten  zuständig  ist^),  insoferne  sie 
eine  Beschwerde  wegen  Verletzung  der  allgemeinen  gesetz- 
lichen oder  sonst  erworbener  Rechte  veranlasst*).  Es  darf 
daher  die  Staatsgewalt  niemals  PrivUegIa  odiosa  (ins  ini~ 
qnuin)  in  der  Form  von  speziellen  Verordnungen  (Rescrip- 
ten)  in  Bezug  auf  einzelne  Personen  oder  einen  einzelnen  Fall 
ertheilen ,  z.  B.  keine  von  den  Gerichten  erkannte  Strafe 
schärfen;  und  wenn  es  doch  geschehen  sollte,  so  dürfte  eine 
solche  Verordnung,  wodurch  die  Regierung  ein  unwürdiges 
Odium  per sonae  äussern,  und  sich  einen  Eingriff  in  die  Unab- 
hängigkeit der  Gerichte  erlauben  würde,  nie  von  diesen  berück- 
sichtiget, sondern  müsste  vielmehr  von  ihnen  auf  Antrag  des 
Betheiligten  für  erschlichen  und  nichtig  erklärt  werden^).  Da- 


^)  Die  Anfechtung  kann  regelmässig  durch  das  Remedium  Spolii  ge- 
schehen (s.  unten  §.  206) ;  bei  Rescripteu  und  Spezial-JIandaten  auch  in  der 
Form  einer  exceptio  subet  obreptionis.  — 

*)  üeber  die  Entschädigungsforderungen,  welche  aus  der  Verletzung 
erworbener  Rechte  durch  Verordnungen  erwachsen  können,  siehe  oben 
§.  196. 

*)  Ganz  in  diesem  Sinne  ist  eine  der  herrlichsten  Constitutionen  im  Justi- 
nlanälschen  Codex  abgefasst,  L.  7.  Cod.  de  precibiis  imp.  offer.  (I.  19.) 
Iinpj).  Theodonius  et  Falenüniamia.  „Rescripta  contra  jus  eücita,  ab  om- 
nibiis  judUibus  refutari  praecipimiis:  nisi  forte  sit  ali(/iiid,  </uod  nun 
laedat  alium,  et  prosit  petenti,  vel  crimen  supplicantibim  indulyeat."'  — 
Zöpfl,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  22 
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gegen  künncn  allerdings  Prhilegia  odiosa  durch  Leges  gene- 
rales  (in  Form  von  Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen) 
für  ganze  Klassen  von  Personen  und  Sachen  ertheilt  werden, 
z.  B.  für  Fremde  oder  für  solche  Personen,  welche  nicht  an  allen 
Staatslasten  Antheil  nehmen,  oder  die  in  eigenthümlichen  Staats- 
dienst-Verhältnissen stehen  ^).  In  solchen  Fällen  erscheint  näm- 
lich die  Einschränkung  selbst  als  ein  Grundsatz,  zu  dessen 
Anerkennung  und  Aufstellung  sich  die  Regierung  durch  die 
Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl  pflichtmässig  gedrungen 
sieht,  nicht  aber  als  ein  launenhafter  Ausfluss  der  Wilikühr  des 
Staatsherrschers.  2)  Hinsichtlich  der  allgemeinen  Verordnun- 
gen muss  man  aber  insbesondere  die  Wirkuntj  derselben  in  der 
autokratischen  und  in  der  constitutionellen  Monarchie 
unterscheiden.  Bei  ersterer  Regierungsform  stehen  die  allge- 
meinen Verordnungen  {Mnndata  etc.),  welche  von  dem  Souve- 
rain  selbst  ausgehen,  den  Gesetzen  hinsichtlich  ihrer  verbind- 
lichen Kraft  für  die  IJnterlhanen  völlig  gleich,  eben  weil  hier 
der  Monarch  in  seiner  Person  ohne  alle  Einschränkung  die  ge- 
setzgebende und  v^ollziehende  Gewalt  vereiniget.  Daher  Avird 
bei  dieser  Regierungsform  sogar  auch  oft  die  Bezeichnung  von 
Verordnung  gebraucht,  wo  dem  Wesen  nach  ein  wahres  Gesetz 
erlassen  worden  ist.  Gegen  die  allgemeinen  Verordnungen  aber, 
welche  in  der  autokratischen  Monarchie  nur  von  Behörden 
innerhalb  ihres  Geschäftskreises  erlassen  worden  sind,  muss 
den  Betheiligten  jedenfalles  eine  Beschwerdeführung  auf  dem 
Administrativ -Wege  bei  den  höheren  Behörden  oder  endlich  bei 
dem  Souverain  selbst,  und  unter  Umständen,  wo  es  sich  näm- 
lich um  erworbene  Rechte  handelt,  auch  die  Betretung  des 
Rechtsweges  vor  den  Gerichten  verstattet  werden '^).   In  der 


Das  Erkeiintuiss  darüber,  ob  ein  Rescript  erschlichen  sei,  stehet  als  eine 
Rechtsfrage  lediglich  den  Gerichten  zn.  Es  genügt  daher  ein  Rescript  des 
Fürsten,  wodurch  er  ein  früheres  Rescript  für  erschlichen  ex'klärt,  keines- 
wegs, um  das  erstere  ausser  Kraft  zu  setzen,  da  eben  so  möglich  ist,  dass 
das  die  Erschleichung  des  früheren  aussprechende  neuere  Rescript  selbst 
erschlichen  ist.  — 

*)  So  z.  B.  die  Verordnung,  dass  Staatsdiener  nicht  wechselfähig  sein 
sollen;  Militärstrafgesetze,  wegen  der  Verbrechen  im  Dienste. 

')  Vergl.  unten  §.  206.  —  Verordnungen,  welche  von  einer  obersten 
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conslitufionelleu  Monarchie  findet  dagegen  zufolge  ihrer  Grund- 
idee, dass  keine  die  Freiheit  und  das  Eigenthum  der  Indivi- 
duenden  betreffenden  Gesetze  ohne  die  Mitwirkung  der  Stände 
erlassen  werden  sollen^),  der  Theorie  nach  das  Eigenthum- 
hche  statt,  dass  die  von  dem  Sou verain  einseitig  erlassenen 
allgemeinen  Verordnungen  nur  dann  für  verpflichtend  zu 
achten  sind,  und  namentlich  nur  dann  von  den  Gerichten  als 
Entscheidungsnornien  befolgt  und  angewendet  werden  dürfen, 
wenn  sie  entweder  nur  Vollzugs- Verordnungen  hinsicht- 
lich der  mit  den  Landständen  beschlossenen  Gesetze,  oder 
provisorische  Verfügungen,  d.  h.  durch  das  Staalswohl  drin- 
gend gebotene  Verordnungen  sind,  deren  vorübergehender 
Zweck  durch  jede  Verzögerung  vereitelt  würde''),  in  welchem 
Falle  es  keinen  Einfluss  hat,  dass  ihr  Gegenstand  seiner  Natur 
nach  zur  ständischen  Berathimg  gehören  würde.  Da  aber  von 
keiner  allgemeinen  Verordnung  anderes  vermuthet  werden  darf, 
als  dass  sie  durch  das  Bedürfniss  und  dringende  Umstände  lier- 
vorgerufen  worden  sei,  so  kann  auch  in  der  constitutionellen 
Monarchie  die  Praxis  nicht  umhin,  jeder  von  dem  Sou  verain 
ausgegangenen  allgemeinen  Verordnung  eine  wenigstens 
interimistische,  d.  h.  so  lange  dauernde,  den  Gesetzen  gleiche 
Verbindlichkeit  beizulegen,  bis  sie  auf  eine  von  den  Landständen 
dagegen  erhobene  Reclamation  von  der  Regierung  wieder  aus- 
ser Wirksamkeit  gesetzt  worden  sind.  Insoferne  eine  Verfas- 
sungsurkunde der  Regierung  hinsichtlich  des  Inhaltes  der 
provisorischen  Verordnungen  nicht  besondere  Schranken  setzt, 
muss  angenommen  Averden,  dass  hier  allein  die  Dringlichkeit 
der  vorübergehenden  Umstände  entscheidet,  und  dass  sie  daher 
nicht  nur  neue  Anordnungen  (^praeter  legem)  enthalten,  son- 
dern auch,  jedoch  wie  sich  von  selbst  versteht,  unter  persön- 


Staatsbehörde  auf  Spezialbefehl  des  Soiiverains  erlassen  werden,  sind 
jedoch  den  von  ihm  unmittelbar  ausgegangeneu  Verordnungen  gleich  zu 
stellen.  — 

^)  Dies  ist  in  den  meisten  Verf.-Ürkunden  mit  dürren  Worten  ausge- 
sprochen. Vergl.  z.  B.  Bad.  V.  Urk.  §.  65.  — 

^)  In  dieser  Weise  ist  der  Begriff  der  provisorischen  Verfügung  durchaus 
in  den  neueren  Verf.-Urkunden  bestimmt.  Siehe  die  folgende  Note  10.  — 

22* 
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lieber  Haftung  des  contrasignirenden  Ministers,  die  bisherigen 
Gesetze  suspendiren  oder  interimistiscb  abändern,  (d.  b.  auch 
contra  legem)  verfügen  können :  nur  darf  dies  nicbt  in  solcber 
Ausdehnung  verstanden  werden,  als  könnte  die  ständische  Ver- 
fassung selbst  und  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  gegen- 
über von  den  Ständen  durch  eine  solche  provisorische  Verfügung 
rechtlich  bei  Seite  gestellt  werden:  vielmehr  liegt  darin,  dass 
eine  Verfassung  den  BegrifFder  provisorischen  Verfügungen 
in  sich  aufnimmt,  der  Beweis,  dass  sie  die  eben  berührten  Ver- 
hältnisse, d.  h.  ihre  wesentlichen  Grundlagen  als  das  Pro- 
visorische überdauernd  voraussetzt^").  Allgemeine  Verord- 
nungen, welche  nur  von  Regierungsbehörden  ausgehen, 
kann  man  aber  in  der  constitutionellen  Monarchie  den  von  dem 
Souverain  ausgehenden  verfassungsmässig  mit  Gesetzeskraft 
bekleideten  provisorischen  Verfügungen  hinsichtlich  der  Rechts- 
wirkung nicht  gleichstellen''):  denn  wenn  sie  auch  in  soweit 
alle  Beachtung  verdienen,  und  die  Unterthanen  und  untergeord- 
neten Administrativ-Beamten  zur  Befolgung  verbinden,  als  sie  als 
Ausflüsse  der  bestehenden  Gesetzgebung  erscheinen  und  die 
praktische  Geltung  der  Gesetze  vermitteln,  so  können  sie  doch 


'•)  Die  neueren  Verf.  Urkk.,  welche  von  den  provisorischen  Gesetzen 
sprechen,  lassen  sich  auf  folgende  Classen  bringen:  ly  V.  Urkk.,  welche 
keine  Beschränkung  ausdrücklich  aufführen;  Baden  (1818)  §.  65;  Wür- 
temberg  (1819)  §.  89;  Darmstadt  (1820)  §.  73;  —  2)  V.  Urkk.,  welche 
die  s  ä  ni  ni  1 1  i  c  h  e  n  Gesetze  als  unabänderlich  durch  Verordnungen  erklären : 
Charte  const.  fran9.  (183Ü)  §.  13.  „Ze  Roi  . . .  fait  les  reylemens  etordon- 
nance.s  necesnaires  pour  l'execution  des  lois,  sans  pouvoir  jamais  ni 
snspendre  les  lois  elles-memes,  ni  dispenser  de  leur  execution;"  eben  so 
Griechenland  (1844)  §.  28;  —  V.  Urkk.,  worin  nur  eine  Aenderung  der 
Verfassungsurkuude  und  die  Erlassung  von  Bestimmungen  über  gewisse 
Gegenstände  durch  provisorische  Verfügungen  untersagt  ist,  oder  auch  die 
Formen  bei  denselben  vermehrt  sind,  z  B.  durch  Forderung  der  Mitwirkung 
der  ständischen  Ausschüsse,  Contrasignatur  sämmtlicher  Minister  etc.: 
Sachsen  (1831)  §.  88;  Kurhesseu  (1831)  §.  95;  Braunschweig(1832) 
§.  120—  122;  Hannover  (1840)  §.  121.  122.  — 

1')  Eine  Ausnahme  muss  man  jedoch  auch  hier  hinsichtlich  der  auf  Spe- 
zialbefehl  des  Souverains  von  den  obersten  Staatsbehörden  ergangenen 
allgemeinen  Verordnungen  (vergl.  Note  7),  so  wie  da  machen,  wo  die  Ver- 
fassung, wie  die  Kurhessisrhe  §.  95,  einer  Staatsbehörde  selbst  dasRccht 
beilegt,  provisorische  Verfügungen  zu  machen.  — 
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nicht  darauf  Anspruch  machen,  auch  von  den  Gerichten 
als  Entscheidungsnormen  beachtet  zu  werden,  wenn 
sie  Interpretationen  der  Gesetze  enthalten,  da  die  Gerichte 
durch  die  Verfassung  verpflichtet  sind,  nur  nach  den  Gesetzen 
und  den  diesen  gleichgestellten  Normen  zu  sprechen.  Es  kön- 
nen daher  auch  die  von  den  Justizministerien  an  die  Gerichte 
ergehenden  allgemeinen  Rechtsbelehrungen  oder  Erklärungen 
über  den  Sinn  und  die  Auslegung  zweifelhafter  Gesetzesstellen 
die  Gerichte  nicht  verpflichten,  die  darin  ausgesprochenen  An- 
sichten ihren  Entscheidungen  zu  Grunde  zu  legen  ^2)  Dagegen 
aber  verlieren  allgemeine  Verordnungen  sowohl  des  Souvcrains 
als  der  Staatsbehörden,  welche  vor  der  Einführung  einer  land- 
ständischen Verfassung  ergangen  und  bis  dahin  als  verbindliche 
Normen  mit  Gesetzeskraft  betrachtet  worden  sind,  nichts  von 
dieser  Verbindlichkeit,  und  behalten  dieselbe  auch  fortwährend 
nach  der  Einführung  der  landständischen  Verfassung,  insoferne 
sie  nicht  ausdrücklich  ausser  Wirkung  gesetzt  Avorden  sind. 
Die  Gerichte  selbst  haben  gegenwärtig  keine  Befugniss  mehr, 
allgemeine  mit  Gesetzeskraft  versehene  Verfüffun^en  fsoir. 
gemeine  Bescheide)  zu  erlassen'^). 


^2)  Hinsichtlich  der  Lettres  circulaires  des  Ministres  hat  dies  in  Frank- 
reich ein  ürtheil  des  Cassationshofes  v.  12.  Jan.  1816  ausgesprochen.  —  In 
Baden  ist  von  dem  Justizministerium  eine  ähnliche  Erklärung  im  J.  1842 
an  das  Oberhofgericht  gegeben  worden.  0.  H.  G.  Jahrb.  11.  357;  vergl.  noch 
besonders  Trefurt,  über  das  Recht  der  auth.  Gesetzesauslegung  etc. 
ebendas.  Neue  Folge,  4.  Jahrg.  (1836.  37)  S,  137.  —  S  tabel,  Vorträge 
über  d.  franz.  Civil-R.  Freiburg  1843.  S.  23.  —  v.  Feu  erbach:  Kann  die 
Gerichtsverfassung  eines  Staates  durch  blosse  Verordnungen  rechtsgültig 
geändert  werden?  1830.  — 

")  Preuss.  Landr.  (1791)  Einl.  §.  8.  „Auf  Meinungen  der  Rechtslehrer, 
odei»ältere  Aussprüche  der  Richter  soll  bei  künftigen  Entscheidungen 
keine  Rücksicht  genommen  werden."  —  Code  Napoleon  (1804)  Art.  5. 
„II  est  dej'endu  auxjiujes  de  proiwncer  pur  voie  de  disposition  generale 
et  r^glementaive,  sur  lec  cniises,  qui  leur  sont  soumises."  —  0  ester- 
reich, bürgerl.  Gesetzbuch  (1811)  Einl.  §.  12.  „Die  in  einzelnen  Fällen  er- 
gangenen Verfügungen  und  die  von  Richterstühlen  in  besondern  Rechts- 
streitigkeiten gefällten  Urtheile  haben  nie  die  Kraft  eines  Gesetzes:  sie 
können  auf  andere  Fälle  oder  auf  andere  Personen  nicht  ausgedehnt  wer- 
den." —  lieber  die  Befugniss  des  vormaligen  Reichskammergerichtes,  pro- 
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II.  AllüClillltt. 

Von  der  Ausübimg  der  materiellen  Hoheitsrechte. 

A.  Von  den  inneren  Holieitsrechten*). 

§.201. 
Von  der  Gebietshoheit. 

Unter  Gebietshoheit  ist  der  Inbegriff  der  Rechte  zu  ver- 
stehen, welche  der  Staatsgewalt  über  das  Staatsgebiet  zu- 
kommen. So  wie  kein  Staat  und  keine  Staatsgewalt  ohne 
Staatsgebiet  gedacht  werden  kann  (§.  12  u.  60),  so  ist  die  erste 
und  unentbehrlichste  Befugniss  in  dem  Begriffe  der  Staatsge- 
walt selbst,  das  Hoheitsrecht  über  ein  gewisses  Territorium. 
Dieses  Hoheitsrecht,  die  Gebietshoheit,  ist  aber  nicht  ein 
Eigenthumsrecht  der  Staatsgewalt  an  Grund  und  Boden  eines 
gewissen  Bezirkes  im  privatrechtlichen  Sinne,  so  dass  der  Staat 
wie  ein  Obereigenthümer  die  Unterthanen  aber  nur  als  Hinter- 
sassen und  Nutzeigenthümer  zu  betrachten  wären ^),  sondern 
die  Gebietshoheit  ist  ein  politisches  Recht,  d.  h.  wie  ein  jedes 
materielle  Hoheitsrecht,  der  Inbegriff  der  gesetzgeben- 
den und  vollziehenden  Gewalt  des  Staates  in  Bezug  auf 
einen  bestimmten  Gegenstand  (hier  das  Land,  als  die  mate- 
rielle Basis  des  gesammten  Staatsvereines)  thätig  gedacht.  Das 
Staatsgebiet  Qerritorium)  selbst  ist  hiernach  jener  Landstrich, 
welcher  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt  eines 


visorische  Gesetze,  sog.  gemeine  Bescheide,  zu  machen,  vergl.  R.  K.  G. 
Ord.  1555.  II.  36.  —  Die  gleiche  Gewalt  hatten  auch  die  alten  Parlamente 
(obersten  Gerichtshöfe)  von  Frankreich:  ihre  provisorischen  Verfügungen 
hiessen  Arrets  de  reglements.  — 

*)  Vergl.  über  die  Ausübung  der  inneren  Hoheitsrechte  überhaupt:  v. 
Malchus,  Politik  der  inneren  Staatsverwaltung.  1823.  — 

1)  Diese  Theorie  suchten  im  Mittelalter  die  deutschen  Kaiser  für  sich 
geltend  zu  machen,  wegen  des  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  angeb- 
lichen dominium  tnundi. 
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gewissen  Souverains  unterworfen  ist  2).  Die  Gebietshoheit  ist 
wie  jedes  andere  Hoheitsrecht  und  wie  die  Souverainität  selbst, 
von  welcher  sie  nur  eine  bestimmte  Aeusserung  ist,  ein  abso- 
lutes, d.  h.  von  keinem  anderen  abhängiges,  untheilbares  und 
unveräusserliches  Recht.  Als  Befugniss,  die  Staatsgewalt  über 
einen  bestimmten  Landstrich  auszuüben,  ist  die  Gebietshoheit 
zugleich  die  Befugniss,  die  Einwirkung  jeder  fremden  Staats- 
gewalt auf  diesen  Landstrich  und  die  darauf  befindlichen  Per- 
sonen oder  Sachen  auszusch Hessen 3).  Die  in  der  Territo- 
rialhoheit liegenden  Befugnisse  des  Staates  sind:  I)  das  Recht, 
die  Bedingungen  vorzuzeichnen  und  zu  handhaben,  unter  wel- 
chen einer  Person  der  Aufenthalt  im  Staate  gestattet  sein  soll, 
somit  auch  jeden  Fremden,  welcher  sich  ohne  besondere  Ver- 
willigung  der  Regierung  in  dem  Staate  aufhält,  hinwegzuwei- 
sen, ohne  ihm  zur  Angabe  von  Gründen  für  diese  Maassregel 
verpflichtet  zu  sein  ^) :  II)  umgekehrt,  die  Befugniss,  jeden 
Fremden  zu  schützen,  und  dessen  Auslieferung  selbst  seiner 
eigenen  Regierung  zu  verweigern^),  insoferne  nicht  ein  be- 
sonderer Staatsvertrag  mit  dieser  hierzu  eine  Verpflichtung 
auflegt  ^) ;  dagegen  aber  auch  von  dem  Fremden  für  die  Zeit 
seines  Aufenthaltes  (als  subilitus  temporariiis  ^,  116)  staats- 
bürgerlichen Gehorsam  zu  fordern.  III)  Eben  so  ist  der  Staat 
nicht  schuldig,  ein  im  Auslande  und  von  ausländischen  Gerich- 
ten gegen  einen  Inländer  ergangenes  Urtheil  zu  vollziehen, 
ausser  wo  desshalb  besondere  Slaatsverträge  bestehen.  IV.  Der 
Staat  bestimmt  ferner  die  Bedingungen  des  Erwerbes  und  der 
Ausübung  der  Eigenthums-  und  aller  anderen  denkbaren  Rechte 


*)  Nur  sog.  territoria  clausa,  d.  h.  Länder  mit  bestimmten  Landes- 
gräiizen  entsprechen  daher  dem  Staatszweck. 

')  Dies  drückt  man  auch  durch  die  Regel  aus:  Quidquid  est  in  terri- 
torio,  est  de  territorio.  —  Vergl,  oben  §.  60. 

*)  Vergl.  oben  §.  129.  — 

*)  Dass  kein  Staat  unter  keiner  Voraussetzung  seine  eigenen  Untcr- 
thanen  an  einen  fremden  Staat  auszuliefern  berechtigt  ist,  ist  schon  bemerkt 
worden.  §.  124. 

•)  So  z.  B.  der  Bundesbeschluss  v.  18.  August  1836  über  die  Auslieferung 
politischer  Verbrecher,  und  Bundesbeschluss  v.  10.  Febr.  1831  (Cartell-Con- 
vention)  und  Nachtrag  dazu  vom  17.  Aug.  1832. 
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an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  und  somit  auch 
diejenigen  Gegenslände,  welche  dem  Verkehr  ganz  entzogen 
sein  sollen,  so  wie  er  auch  gewissen  Sachen  (befriedete  Sachen) 
einen  besonderen  Schutz  (sancfifas)  beilegen  kann.  Y)  Ins- 
besondere äussert  sich  der  Charakter  der  Souverainität  als  eines 
politischen  Tmmobiliarrechtes  (§.  60)  nocli  darin,  dass  jeder 
Ausländer,  welcher  in  dem  Staate  Grundeigenihum  besitzt,  hin- 
sichtlieh aller  dasselbe  berührenden  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
richtsbarkeit dieses  Staates  unterworfen  ist  ^) ,  und  endlich 
VI)  die  Rechtsverhältnisse  der  Immobilien  stets  nur  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  (statuta  reati'a)  beurtheilt  werden,  in 
welchem  sie  liegen,  so  dass  dabei  die  persönliche  Qualität  des 
Eigenthiimers  oder  Besitzers  u.  s.  w.  als  Inländer  oder  Aus- 
länder ohne  Einfluss  bleibt^). 

§.  202. 
Von  der  Verbindung  mehrerer  Staatsgebiete. 

Da  historisch  sehr  viele,  besonders  grössere  Staaten  aus 
der  allmäligen  Vereinigung  verschiedener,  ursprünglich  selbst- 
sländiger  Staatsgebiete  erwachsen  sind,  so  haben  sich  auch 
liäufig  noch  Spuren  dieser  früheren  Selbstständigkeit  nach  er- 
folgter Verbindung  erhalten.  Diese  selbst  kann  in  verschiedener 
Weise  stattfinden:  1)  als  nur  vorübergehende  Verbindung 
(sog.  Personal- Union),  wenn  zwei  an  sich  selbstständige 
Staaten  nur  dadurch  unter  einem  Zepter  vereinigt  werden,  dass 
in  Folge  einer  zufälligen  Uebereinstimmung  der  in  denselben 
geltenden  Successionsgesetze  dieselbe  Person  zu  beiden  Kro- 


')  Man  bezeichnet  dieses  Verhältniss  in  dem  deutschen  Rechte  mit  dem 
Ausdrucke:  „Landsassiat"  Siehe  oben  §.  120.  — 

^)  Sachsenspiegel  I.  30.  „Erbe  nimmt  man  nach  des  Landes  Recht, 
lind  nicht  nach  des  Mannes  Recht."  —  Eben  so  der  Code  NapoUon,  Art.  .3. 
—  Aus  der  Territorialgewalt  erklären  sich  auch  eine  Reihe  von  Rechten, 
welche  in  den  germanischen  Staaten  früher  allgemein  in  üebung  waren, 
jetzt  aber  theils  veraltet,  theils  doch  nur  noch  in  beschränktem  Gebrauche 
sind:  z.  B.  das  jus  albinaf/ii,  die  gabeltet  efnie/rationis  und  gabelta  heredi- 
taria,  das  Grundruhr -Recht,  das  Wildfangsrecht,  und  der  Territorial- 
retract.  — 
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nen  berufen  \vii-(P).  2)  Die  Verbindung  der  mehreren  Staafs- 
gebiefe  kann  aber  auch  eine  bleibende  sein  (sog.  Real- 
Union).  Dieses  ist  der  Fall,  wenn  das  Thron  successions- 
gesetz  des  einen  Landes  auch  in  dem  andern  (welches  sonach, 
selbst  wenn  es  an  sich  grösser  wäre,  als  Nebenland  er- 
scheint), als  unbedingt  verbindlich  anerkannt  werden  muss, 
Avenn  gleichwohl  im  übrigen  die  Länder  eine  verschiedene  Ver- 
fassung und  getrennte  Regierung  behalten.  3)  Wenn  endlich 
mehrere  Staaten  so  mit  einander  vereinigt  werden,  dass  für  sie 
ausser  dem  gemeinschaftlichen  Thronsuccessionsgesetze  auch 
nur  noch  ein  und  dasselbe  politische  Grundgesetz  gilt,  und 
insoferne  eine  Repräsentativ-Verfassung  besteht,  auch  nur  eine 
Repräsentation  stattfindet,  so  wird  die  Verbindung  Incorpo- 
ration  genannt  ^). 

§.  203. 

Von  den  deutschen  Staatsgebieten. 

Die  deutschen  Staatsgebiete  sind  heut  zu  Tage  durchaus 
geschlossene  Gebiete  (Terriloria  clausa)  weil  gegenwärtig 
überall  der  Wirkungskreis  der  Staatsgewalt  durch  feste  Lan- 
desgränzen  bestimmt  ist.  Doch  finden  sich  mitunter  noch 
theils  grössere  Gebietstheile,  welche  von  der  Hauptmasse  des 
Gebietes  entfernt  liegen,  theils  kleinere  Zubehörungen  eines 
Staates,  welche  von  fremden  Staatsgebieten  umschlossen  sind 
(sog.  Enklaven)  mitunter  sogar  noch,  jedoch  selten,  sog. 
Condominate,  d.  h.  Ortschaften  oder  Bezirke  in  welchen 
mehreren  Staaten  gemeinschaftlich  die  Hoheit  zustehet.  Die 
gegenwärtigen  deutschen  Staatsgebiete  sind  allmälig  aus  ver- 
schiedenen Rechtstiteln  zusammen  gebracht  worden:  doch  gel- 
ten nunmehr  alle  Bestandtheile  eines  deutschen  Staatsffebietes 


')  So  waren  z.  B.  Hannover  und  England  unter  Georg  IV.  in  solcher 
Personal-Union. 

2)  Im  Lebrigen  können  auch  bei  einer  Incorporation  die  einzelnen  Lan- 
destheile  noch  mancherlei  besondere  Rechte  behalten;  so  z.  B.  haben  die 
bayerischen  Rheinlande  die  französischen  Gesetzbücher  und  französische 
Gerichtsverfassuno;  behalten. 
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als  unter  sicli  durch  Realunion  und  regelmässio^  sogar  durch 
Incorporation  verbunden.  Allen  deutschen  Staatsgebieten  kommt 
die  Eigenschaft  der  Freiheit  und  Unveräusserlichkeit, 
den  meisten  nunmehr  auch  der  Charakter  der  Untheilbarkeit 
zu.  Unter  der  Freiheit  der  Staatsgebiete  verstehet  man,  dass 
keines  gegenwärtig  mehr  von  seinem  Souverain  als  Lehen 
eines  anderen  Staates,  noch  auch  als  Pfandschaft,  und  somit 
als  wiederauslöslich  durch  den  verpfändenden  Staat,  besessen 
wird  *).  Der  Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit  musste  in 
Folge  der  Entwickelung  der  fideicommissarischen  Eigenschaft 
der  Landesregierung  aufgenommen  werden,  und  ist  nunmehr 
überall  theils  durch  Hausgesetze  und  Herkommen,  theils  durch 
die  neueren  Verfassungsgesetze  festgestellt,  so  dass  wenig- 
stens gegenwärtig  da,  wo  eine  repräsentative  Verfassung  be- 
reits in  Wirksamkeit  getreten  ist,  ohne  Zustimmung  des  Reprä- 
sentantenkörpers weder  eine  Veräusserung,  Vertauschung  oder 
Verpfändung  des  Staatsgebietes  oder  einzelner  Theile  desselben 
ohne  die  ständische  Zustimmung  vorgenommen  werden  darf. 
Der  Grundsatz  der  Untheilbarkeit  der  Staatsgebiete  ist  in 
soweit  aufgenommen,  als  die  Primogeniturordnung  ein- 
geführt ist:  für  jene  Staaten,  welche  dieselbe  bei  der  Erbfolge  der 
Seitenlinien  noch  nicht  anerkennen,  gilt  daher  noch  in  diesem 
Falle  allerdings  das  Recht  der  Landestheilung  2). 

§.  204. 
II.  Von  der  Justizhoheit. 

Justizhoheit  (Gerichtsbarkeit,  Jurisdiction  ist  der  Inbegriff 
der  Rechte,  welche  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  die  Hand- 
habung der  Gerechtigkeit  (der  Rechtspflege)  im  Staate  zu- 
stehen. Sie  enthält  L  das  Recht  der  Beaufsichtigung  des 
ganzen  Rechtslebens  im  Staate,  um  das  Bedürfniss  desselben 


1)  ninsichtlich  der  Reichs-Pfandschaften  bestimmte  die  K.  Wahl- 
Kap.  Art.  JU.  §.  4.  dass  dieselben  bis  auf  weitere  Vereinbarung  zwischen 
dem  Kaiser  und  den  Reichsständen  nicht  wieder  eingelöst  werden  sollten. 
—  Vergl.  Instrum.  Pac.  Osnabr.  Art.  V.  §.  26.  27.  — 

*)  Vergl.  oben  §.91. 
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in  dieser  Beziehung  zu  erkennen,  und  den  Slof?  für  die  Gesetz- 
gebung zu  gewinnen,  wovon  das  Recht  der  Beaufsichtigung 
der  Gerichte  (Gerichtsvisitation)  als  Unterart  erscheint;  II.  das 
Recht  der  Justizgesetzgebung,  als  Befugniss  der  Aufstel- 
lung gemeingültiger  Normen  als  Richtschnur  für  die  Ent- 
scheidung der  Gerichte;  III.  die  Befugniss  zur  Anordnung 
unabhängiger  Gerichte  und  Instanzen  zur  Entscheidung 
streitiger  Rechtssachen;  IV.  die  Befugniss  zur  Vollstreckung 
der  Urtheile  durch  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Mittel  der 
Execution.  Das  Rechtsprechen  selbst  ist  aber  in  der  Justiz- 
hoheit eines  Staates  nicht  mehr  enthalten,  so  wie  er  unabhän- 
gige Instanzen  dafür  gewährt,  und  somit  über  den  Zustand  des 
Despotismus  heraufgetreten  ist  (§.  107).  Ihrem  Gegenstande 
nach  ist  die  Justizhoheit  Civiljustizhoheit  und  Criminal- 
justizhoheit  (Blutbann),  je  nachdem  sie  die  privatrechtlichen 
Beziehungen  der  ünterthanen  zu  einander,  oder  die  durch  die 
Begehung  der  Verbrechen  begründeten,  das  öffentliche  Interesse 
berührenden  Verhältnisse  zum  Gegenstande  hat. 

§.  205. 
Von  den  rechtsprechenden  Behörden. 

Alle  Rechtsprechung  hat  die  Entscheidung  zweifelhafter 
Verhältnisse  zwischen  der  Gesetzgebung i)  und  der  Voll- 
ziehung zum  Gegenstande,  und  hierdurch  allein  schon  ist  die 
Notliwendigkeit  einer  unabhängigen  Stellung  der  richtenden  Be- 
hörden gegenüber  von  den  Organen  der  Vollziehung,  und  die  Notli- 
wendigkeit der  Trennung  der  Rechtspflege  und  der  Administra- 
tion ausgesprochen 2).  Die  rechtsprechenden  Behörden  haben  die 


•)  Ich  gebranche  hier  das  Wort  Gesetzgebung  im  Gegensätze  von  Voll- 
ziehung in  einem  ganz  weiten  Sinne,  so  dass  darunter  der  Inbegriff  a  Her 
Rechtsnormen  verstanden  wird,  ohne  Unterschied,  ob  sie  aus  eigentlichen 
Gesetzen,  oder  aus  einem  durch  das  Volk  selbst  gebildeten  Herkommen  etc. 
stammen. 

2)  Kurhess,  f'eif.  §.  112.  „Die  Rechtspflege  soll  von  der  Landesver- 
waltung fernerhin  auf  immer  getrennt  sein."  —  Die  Verbindung  der  Justiz 
und  Administration  ist  an  sich  unnatürlich,  und  ein  Auswuchs  der  poli- 
tischen Barbarei  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts. 
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Aufgabe,  die  Gesetzmässigkeit  der  Handlungsweise  der  Voll- 
ziehungsbehorden  den  Betheiligten  gegenüber  festzustellen, 
d.  h,  da,  wo  die  Subsumtion  eines  Falles  unter  das  Gesetz  (die 
Rechtsnorm)  zweifelhaft  ist,  das  Recht  für  den  einzelnen  Fall 
durch  Urtheil  (als  formelles  Recht)  festzusetzen,  damit  die  Exe- 
cution  überhaupt  möglich  werde,  und  eben  so  haben  sie  die 
Aufgabe,  einen  Missbrauch  der  Vollziehungsgewalt  durch  ein 
Veto  im  Namen  des  Gesetzes  und  Rechtes  zu  verhüten,  oder 
denselben,  wo  er  bereits  vorgekommen  wäre,  wieder  aufzu- 
heben. Die  Idee  der  rechtsprechenden  Behörden  ist  daher  fol- 
gende: es  soll  in  zweifelhaften  Rechtssachen  ein  Urtheil  gege- 
ben werden,  welches  als  das  Resultat  der  Rechtsphilosophie  ^) 
und  der  juristischen  Bildung  einer  gewissen  Zeit*)  und  eines 
gewissen  Volkes^)  Anspruch  daraufmachen  kann,  für  ver- 
nünftig und  eben  darum  auch  für  volksthümlich  zu  gelten. 
Da  die  in  dem  Publikum  lebendige  (moralische)  Ueberzeugung 
von  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte  von  den  Einflüssen  der 
Vollziehungsbehörden  oder  des  Kabinetes  (§.  107)  die  stärkste 
denkbare  politische  Garantie  ist"),  so  muss  auch  der  Regierung 
alles  daran  liegen,  diese  Ueberzeugung  des  Publikums  fortwäh- 
rend bei  gleicher  Kraft  zu  erhalten,  und  darum  sind  Oeffent- 
lichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens  sowohl  in  Civil- 
als  Criminalsachen  unabweisliche  Anforderungen  der  Politik, 
namentlich  m  solchen  Staaten,  in  welchen,  wie  in  der  constitu- 
tionellen  Monarchie,  der  ganze  Staatsorganismus  auf  die  Unter- 


')  Die  positive  Ausprägung  derselben  liegt  in  den  Gesetzen  und  im 
Herkommen. 

*)  Dalier  auch  die  Forderung  einer  fortschreitenden  Entwickelung  der 
Gesetzgebung.  Alle  Gesetze  sterben  von  selbst  ab  (desuetudo),  so  wie  sie 
nicht  mehr  in  der  Volksphilosophie  und  In  der  Sitte  wurzeln. 

*)  Daher  die  Fordernng,  das  nationale  Element  im  Rechte  zu  bewah- 
ren; vergl.  meinen  Aufsatz:  über  das  Verhältniss  des  rationalen  und 
nationalen  Rechtes  in  der  Zeitschrift  f.  deut.  R.  v.  Keyscher  und  Wilda. 
Bd.  4.  Leipz.  1841.  p.  91.  ff.  — 

*)  „Es  ist  unsere  Innigste  Ueberzeugung,  dass  der  Aufrechthaltung  des 
Staates  und  den  Grundgesetzen  des  Reiches,  die  dessen  Palladium  sind,  nichts 
gefährlicher  sei,  als  Angriffe  auf  die  gesetzliche  Unabhängigkeit  der 
Richter."  Worte  des  Kaisers  Ferdinand  v.  Oesterreich  im  J.  1840.  Vergl. 
Pfeiffer,  pract.  Ausführungen,  Bd.  VI.  S.  660.  — 
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Stützung  der  Regierung  durch  die  öffentliche  Meinung  gegrün- 
det ist^).  Die  richterlichen  Behörden  selbst  können  auf  zwei- 
fache AVeise  orgaiiisirt  werden:  entweder  nämlich  werden  die 
richterlichen  Funktionen  an  einen  von  der  Krone  zwar  ernann- 
ten, jedoch  von  der  Administration  unabhängigen,  gelehrten 
Beamtenstand  (Richterstand)  übertragen,  oder  die  Funktion 
des  Rechtsprecfiens  wird  einer  aus  dem  Volke  selbst  hervor- 
gehenden Repräsentation  (Jury)  überlassen.  Ob  und  in  w^e 
weit  die  eine  oder  die  andere  dieser  Organisationen  der  richten- 
den Behörden  den  Vorzug  verdiene,  ist  eine  Frage  der  Politik, 
deren  Durchfechtung  zu  den  besonderen  Aufgaben  unserer  Zeit 
zu  gehören  scheint. 

§.  206. 
Von  den  Justizsachen. 

Justizsache  könnte  man  zwar  im  allgemeinen  jede  Sache 
nennen,  in  welcher  die  Staatsgewalt  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Rechtes  (im  Gegensatze  der  Zweckmässigkeit)  ein- 
schreitet (verfügt  oder  vollzieht) ;  allein  der  Sprachgebrauch 
verstehet  darunter  nur  solche  Sachen,  über  welche  die  rich- 
terlichen Behörden  zur  Entscheidung  aufgerufen  werden 
können,  und  in  diesem  Sinne  setzt  man  den  Justizsachen  alle 
anderen  Sachen,  worin  die  Staatsgewalt  gesetzgebend  oder 
vollziehend  thätig  wird,  unter  der  Benennung  „Administra- 
tiv-Sachen"  entgegen,  so  dass  in  diesem  Sinne  die  Justiz- 
gesetzgebung selbst  unter  den  Begriff  der  Administrativsachen 


')  Sogar  die  im  Mittelalter  als  heimliche  Gerichte  viel  verrufenen 
Fehmgerichte  gewährten  den  Angeklagten  diese  Garantie,  deren  sie  zur 
Schande  unseres  Jahrhunderts  noch  in  vielen  deutschen  Gerichten  entbehren. 
Wie  wird  eine  spätere  Zeit  über  unseren  gepriesenen  Zustand  der  Aufklärung 
und  der  Gesetzlichkeit  urtheilen,  wenn  die  Geschichte  über  unser  gemeines 
Criminalverfahren  berichtet:  „das  urtheilende  Richtercollegium  sah  und 
hörte  weder  einen  Ankläger,  noch  den  Angeschuldigten,  noch  einen 
Zeugen,  noch  einen  Vertheidiger.  Man  urtheilte  lediglich  nach  dem  In- 
halte der  von  einem  Einzelnrichter  ohne  genügende  Controlle  geführten 
Akten  und  auf  den  Vortrag  eines  Referenten,  des  häufig  einzigen  Mit- 
gliedes des  urtheilenden  Collegiums,  welches  die  Akten  gelesen  hatte  oder 
doch  hätte  lesen  sollen!"  — 
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fällt,  weil  sie  nicht  Sache  der  Gerichte  sein  kann.  Eben  so  ge- 
hört auch  die  Vollstreckung  der  Urtheile  nach  dieser  Begränzung 
des  Begriffes  der  Justizsachen  zu  den  Administrativsachen, 
und  wird  am  zweckmässigsten  an  besondere  Vollzugsbehördcn 
verwiesen,  wodurch  es  sodann  auch  möglich  wird,  die  Stellung 
der  richterlichen  Behörden  scharf  abzugränzen  und  dieselben 
auf  das  reine  Rechtsprechen  zu  beschränken.  Eine  jede  Justiz- 
sache in  dem  hier  angegebenen  (engeren)  Sinne  setzt  voraus: 
I.  ein  Gesetz,  oder  eine  andere  demselben  gleichzuachtende 
Rechtsnorm,  wie  Herkommen,  Gerichtsgebrauch  u.  s.  w.;  II. 
streitende  Theile\),  und  III.  eine  gesetzlich  angeordnete  ent- 
scheidende Behörde.  Es  kann  daher  aber  auch  jedes  denkbare 
Yerhällniss  im  Staate,  also  auch  eine  Administrativsache,  d.  h. 
ein  Akt  der  Gesetzgebung  oder  der  Vollziehung,  eine 
Justizsache  werden,  so  wie  nicht  über  die  Zweckmässigkeit 
oder  Nothwendigkeit  eines  solchen  Aktes,  sondern  über  die 
Kechtlichkeit  desselben  gestritten  Avird,  und  die  zur  Entschei- 
dung ausg^effanoenen  Justizbehörden  eine  gesetzliche  Norm 
derselben  auffinden  können.  Es  lassen  sich  in  dieser  Beziehung 
folgende  Grundregeln  aufstellen  2): 

I.  Legislatorische  Akte  (im  Gegensatze  der  Verordnun- 
gen) stehen  in  der  Regel  ausserhalb  der  richterlichen  Cognition, 
weil  die  Gesetzgebung  an  sich  die  Quelle  der  Normen  ist,  welche 
der  Richter  in  den  einzelnen  Fällen  anzuwenden,  und  unter 
welche  er  dieselben  zu  subsumiren  hat.  Jedoch  können  auch 
legislatorische  Akte  Justizsache,  d.  h.  Gegenstand  richterlicher 
Entscheidung  werden,  nämlich: 

1)  wenn  die  Richtigkeit  der  Form  (die  formelle  Verbind- 
lichkeit) des  Gesetzes  in  Frage  stehet:  wie  z.  B.  das  Vorhan- 


')  In  Criminalsachen  erscheint  der  Staat  selbst  in  der  Person  eines 
öffentlichen  Anklägers,  oder  des  Untersuchungsrichters,  als  der  klagende 
Theil. 

2)  Vergl.  hierüber  besonders  Mitterinaier  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  Bd. 
XXI.  S.  254.  n.  Bd.  XXII.  S.  47;  Bd.  XXIII.  S.  125.  Die  Cognition  darüber,  ob 
eine  Sache  Justizsache  sei,  stehet  eben  so  wie  über  jede  andere  Coinpetenz- 
frage,  dem  Gerichte  zu,  bei  welchem  die  Sache  angebracht  worden  ist,  inso- 
ferne  nicht  durch  ein  Landesgesetz  eine  besondere  Instanz  für  die  Entschei- 
dung dieser  Frage  angeordnet  worden  ist.  — 
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densein  der  Contrasignahir  eines  Ministers  oder  die  Richtigkeit 
lind  Förmlichkeit  der  Publikation;  denn  in  diesen  Fällen  wird 
nicht  über  die  Gültigkeit  eines  legislativen  Aktes,  sondern 
nur  über  seine  Existenz,  d.  h.  nur  über  eine  einfache  That- 
sache,  nicht  über  den  Umfang  der  legislativen  Gewalt  selbst 
gestritten. 

2)  Nicht  minder  müssen  die  Gerichte  für  befugt  geachtet 
werden,  auch  das  Vorhandensein  jener  Erfordernisse  in  Unter- 
suchung zu  ziehen,  welche  nach  der  Verfassung  oder  anderer 
gesetzlicher  Bestittimung  der  Sanktion  oder  Publikation  eines 
Gesetzes  voraus  gehen  müssen,  da  der  Unterthan  nur  einem 
verfassungsmässigen   Gesetze  zu  gehorchen  schuldig  ist  2). 


')  Einl.  zumPreiiss.  allg.  Landr.  §.  12.  „Ein  ohne  dergleichen  Prüfung 
(durch  die  Gesetzcommission)  bekannt  gemachtes  Gesetz  ist  in  Ansehung 
des  dadurch  beeinträchtigten  Staatsbürgers  unverbindlich  und  ohne  Wir- 
kung." —  In  den  constitutionellen  Monarchien  gehört  hieher  (analog)  die 
Frage  nach  der  Avirklich  und  in  verfassungsmässiger  Weise  erfolgten  Zu- 
stimmung der  Landstände.  —  Vergl.  Jahrb.  des  Bad.  0.  H.  G.  Jahrgang  VII. 
S.  1S8.  —  K.  S.  Zachariae  im  Arch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  16,  S.  145.  — Wäch- 
ter, ebendas.  Bd.  24,  S.  238,  Note  28;  und  besonders  in  dessen  Würtemberg. 
Priv.  R.  Bd.  II,  S.  26.  —  A.  M.  sind  Linde,  im  angef.  Arch.  Bd.  16,  S.  305; 
Stabe],  Vortr.  über  franz.  Civilr.  Freib.  1843.  S.  23.  —  Diese  abweichende 
Theorie  hat  jedoch  die  V.  U.  von  Hannover  (1840)  aufgenommen:  §.  123. 
„Die  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  haben  solche  (vom  Könige  ver- 
kündigte Gesetze  und  Verordnungen)  zu  befolgen  und  über  deren  Be- 
folgung zu  wachen,  ohne  dass  es  ihnen  zusteht,  zu  beurtheilen,  ob  dabei  die 
Mitwirkung  der  Stände  verfassungsmässig  stattgefunden  habe,  noch  ob  die- 
selbe überall  erforderlich  gewesen  sei."  —  Dagegen  hat  sich  mehr  der  ge- 
meinrechtlichen Theorie  angeschlossen  die  V.U.  v.  S  ondershausen  (1841) 
§.  88:  „Von  der  gerichtlichen  Verhandlung  und  Entscheidung  sind  ausge- 
schlossen: 1)  die  Ausübung  der  landesherrlichen  Hoheitsrechte,  jedoch  mit 
Vorbehalt  der  Entschädigungsansprüche  derjenigen,  welche  dadurch  in  ihren 
wohlerworbenen  Rechten  beeinträchtigt  sein  sollten  —  2)  die  Handlungen 
der  gesetzgebenden  Gewalt:  der  Richter  hat  nicht  darüber  zn  entscheiden, 
ob  ein  in  verfassungsmässiger  Form  erlassenes  Gesetz  hätte  gegeben  werden 
sollen,  sondern  lediglich  den  wahren  Sinn  und  Umfang  desselben  zn  ermitteln 
und  es  im  Geiste  der  Gerechtigkeit  anzuwenden  —  3)  die  Erfüllung  allgemeiner 
Unterthanenpflichten,  wie  Kriegsdienst,  Entrichtung  der  Steuern  und  Abgaben 
und  anderer  allgemeinen  Obliegenheiten,  so  lange  nicht  eine  Ausnahme  ver- 
möge eines  besonderen  Rechtstitels  behauptet  werden  kann  —  4)  die  Zweck- 
mässigkeit der  von  der  Staatsverwaltung  ergehendea  Verfügungen." 
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Wo  jedoch  und  soweit  die  Regierung  zur  Erlassung  provisori- 
scher Gesetze  befugt  ist*),  wird  es  aber  praktisch  bedeutungs- 
los, wenn  der  Richter  in  einem  Erlasse  des  Staalsherrschers 
nur  eine  Verordnung,  nicht  aber  ein  Gesetz  erkennet. 

3)  Die  Gerichte  sind  befugt,  jedes  Gesetz  zum  Behufe  der 
Entscheidung  der  einzelnen  Fälle  nach  den  gemeinen  juristi- 
schen Interpretations- Regeln  auszulegen,  da  ausserdem  die 
Entscheidung  selbst  oft  eine  Unmöglichkeit  sein  würde,  die 
Dunkelheit  oder  Unzugänglichkeit  eines  Gesetzes  aber  nie- 
mals dem  Richter  zum  Yorwande  dienen  darf,  um  sein  Urtheil 
zu  verweigern^).  Ein  von  den  Gerichten  in  Gemässheit  des  von 
ihnen  angenommenen  Sinnes  eines  Gesetzes  ergangenes  rechts- 
kräftig gewordenes  Urtheil  bleibt  auch  dann  unabänderlich, 
wenn  auch  später  auf  dem  Wege  der  Legislation  eine  entgegen- 
gesetzte authentische  Erklärung  ausgehen  sollte. 

4)  Ein  legislativer  Akt  kann  sogar  Gegenstand  der  richter- 
lichen Beurlheilung  werden,  wenn  der  Umfang  der  legislativen 
Gewalt  bestritten  wird,  wie  z.  B.  wenn  das  Verhältniss  der 
Legislation  zu  solchen  Rechten  in  Frage  gestellt  wird,  welche 
durch  Staatsverträge  mit  auswärtigen  Staaten  garantirt  oder 
einer  Person  durch  einen  Vertrag  mit  der  Regierung  selbst  zu- 
gesichert sind  ^). 

IL  Handlungen  der  Vollziehungs-Behörden  können  Ge- 
genstand richterlicher  Beurtheilung  (Justizsache)  werden, 

1)  wenn  behauptet  wird,  dass  dieselben  durch  ihre  Verord- 
nungen den  ihnen  durch  die  spezielle  Verfassung  des  Landes 
bestimmten  Umfang  ihrer  Befugniss,  Verordnungen  (im  Gegen- 
satze der  von  der  legislativen  Gewalt  ausgehenden  Gesetze) 
zu  erlassen,  überschritten  hätten''),  und  ebenso 

2)  wenn  die  Richtigkeit  der  von  den  Administrativbehörden 
gemachten  Subsumtion  der  einzelnen  Fälle  unter  die  als  güUig 
erkannten  Gesetze  und  Verordnungen,  resp.  die  Rechtlichkeit 


«)  Siehe  oben  §.  200.  — 

*)  Code  Napoleon,  Art.  4.  —  Vergl.  Oesterreich.  bürgert.  Gesetzbuch, 
Einl.  §.  6.  7.  — 

«)  Siehe  oben  §.  194.  — 
')  Vergl.  oben  §.  200.  — 
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ihrer  Handlungsweise  !ii  concrelo  bestritten  wird,  d.  h.  in  allen 
Fällen,  wo  der  Betlieiligte  sich  über  Spollmn  durch  die  Bcainleu 
beklagt^); 

3)  wenn  eine  Person  ein  Privilegium  oder  ein  jus  quaesitum 
behauptet,  und  desshalb  die  Anwendbarkeit  einer  administra- 
tiven Maassregel  auf  ihre  Verhältnisse  bekämpft^); 

4)  wenn  das  Verhältniss  von  Rescripten  und  Verfügungen 
zu  vollzogenen  Gesciiäften  oder  unwiderruflich  erworbenen 
Hechten  in  Frage  steht  oder  ein  Rescript  als  erschlichen  ange- 
fochten wird; 

5)  wenn  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Formen  bei  der 
Erlassung  einer  administrativen  Verfügung  oder  bei  der  Voll- 
ziehung von  Gesetzen  und  Verordnungen  geläugnet  wird,  und 

6)  endlich,  wenn  es  sich  um  die  Ermittelung  einer  Entschä- 
digung wegen  Entziehung  erworbener  Rechte  aus  Rücksichten 
des  öffentlichen  Wohles  durch  Administrativ -Verordnungen 
handelt'»). 

§.  207. 
III.  Polizeiliolieit. 

Unter  Polizeihoheit  versteht  man  das  Recht  der  Staatsge- 
walt, beobachtend,  vorbeugend  und  verhindernd,  befördernd  und 
verbessernd  in  Bezug  auf  alle  denkbaren  Verhältnisse  des 
Staatslebens  im  öffentlichen  Interesse  einzuschreiten  ').  Es  ge- 


")  Die  Klage  auf  die  Aufliebung  einer  von  einer  Administrativbeliönle 
erlassenen  verletzenden  Verfügung  (Spolienklage)  ist  immer  gegen  die 
Behörde  zu  richten,  von  welcher  die  Verletzung  zunächst  vorgeiionuiu  a 
wurde,  wenn  gleich  diese  selbst  nur  im  Auftrag  einer  anderen  (höheren) 
Behörde  handelte;  die  Vertheidigung  der  Behörden  (die  Partheirolle  im 
Spolienprocess)  hat  sodann  der  Fiscus  zu  übernehmen. 

*)  In  diesem  Falle  kann  der  Betheiligte  nach  Lage  des  Falles  auch  wohl 
eine  dingliche  Klage  {confessoria  utUis  u.  dergl.)  anstellen. 

'»)  Vergl.  oben  §.  196. 

•)  Wegen  dieses  weiten  ümfanges  der  Polizeihoheit  bezeichnet  man  die 
Ausübung  derselben  in  ihren  höheren  Zweigen  vorzugsweise  als  „Regi  e - 
ruug  des  Innern,  oder  Administration"  schlechthin,  und  gebraucht 
den  iN'amen  Polizei  häufig  nur  für  die  niederen  Arten  ihrer  Thätigkeit. 
Zöpfl,  Staaterecht,  3le  Ausg.  23 
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hört  daher  in  das  Gebiet  der  Polizei  alles,  was  nicht  nament- 
h'ch  einem  anderen  Zweige  der  Staatsgewalt  zugewiesen  ist  2). 
Die  Polizei  theilt  sich  nach  den  beiden  Haupt- Sphären  ihrer 
Thäligkeit  in  die  Rechtspolizei  (auch  Sicherheitspolizei 
genannt)  und  in  die  Cultur-  oder  Wohlfahrtspolizei.  Als 
Unterart  der  ersteren  erscheinen  die  Sicherheitspolizei  (im 
engern  Sinne),  welche  für  die  Verhütung  von  Verbrechen,  die 
Beaufsichtigung,  Unschädlichmachung  und  Besserung  verdäch- 
tiger Subjekte,  die  Verfolgung  von  Verbrechern  und  ihre  Be- 
wahrung in  den  Strafanstalten  thätig  ist,  und  die  sogenannle 
freiwillige  Gerichtsbarkeit,  als  der  Inbegriff  jener  Insti- 
tutionen, wodurch  künftigen  Rechtsstreitigkeiten  oder  Beschä- 
digungen hülfsbedürftiger  Personen  vorgebeugt  werden  soll^). 
Die  Wohlfahrtspolizei  zerfällt  in  viele  Untcrabtheilungeii, 
welche  nach  dem  concrefen  Bedürfnisse  und  den  eigenthüm- 
lichen  Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten  bald  mehr,  bald  min- 
der zahlreich  sind^).  Im  allgemeinen  gehört  dahin  die  Anord- 
nung von  Anstalten  aller  Art  von  öffentlichem  Interesse,  sowohl 
zur  Hülfeleistung  gegen  nachtheilige  Natur -Erscheinungen, 
wie  z.  B.  Ueberschwemmungcn,  Feuersgefahren,  contagiöse 
Krankheiten,  so  wie  überhaupt  das  Armenwesen  und  die  Ueber- 
wachung  des  physischen  Gesundheitszustandes  der  Nation 
(Medizinalpolizei).  Ferner  liegt  diesem  Zweige  der  Polizei  ob, 
die  nöthigcn  Anordnungen  für  die  Erhaltung  und  Beförderung 
der  Sittlichkeit^)  im  Volke  zu  treffen,  und  für  die  intellectuelle 


^)  In  grossen  Staaten  hat  man  sich  meistens  genöthigt  gesehen,  einzelne 
Iloheitsrechte,  welche  der  Theorie  nach  als  Unterarten  der  Polizeihoheit  er- 
scheinen, auszuscheiden,  und  daraus  besondere  Klassen  von  Hoheitsrechten 
unter  besonderen  Ministerien  zu  bilden,  z.  B.  ein  Ministerium  des  Unterrichts, 
des  Cultus,  des  Handels,  der  öffentlichen  Arbeiten  etc.  In  kleineren  Staaten 
bestehen  dafür  eigene  Sectionen  in  dem  Ministerium  des  Innern. 

')  Hierher  gehört  das  Vormundschaftswesen,  das  Notariat,  zum  Theile 
das  Hypothekenwesen  u.  s.  w.  — 

4)  Vergl.  oben  §.  103.  Note  2.  — 

*)  Durch  die  zu  dem  Ressort  der  Folizeihoheit  gehörige  Ueberwachung 
der  öffentlichen  Sitte  ist  man  fast  überall  dahin  gekommen,  kleinere  Ueber- 
tretungen,  in  welchen  sich  nicht  sowohl  eine  Verdorbenheit  des  Charakters, 
als  vielmehr  Leichtsinn  und  Frivolität  ausspricht,  oder  die  nur  in  der  Träg- 
heit wurzeln,  der  Polizei  selbst  zur  B  e  straf uug  zu  überlassen.  Es  hat  auch 
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Bildung  und  Erziehung  des  Volkes  zu  sorgen,  so  wie  den  Xalio- 
nalwohlsfand  zu  iiberwaclien  und  seiner  Erhaltung  und  Vcrinch- 
ruug  durch  Beförderung  des  Verkehrs  Mittel  und  Wege  zu 
eröffnen  (sog.  Staatsw^irthschaftsgewalt)  ^).  Die  Polizeihoheit 
Avird  ebenfalls,  wie  die  Justizhoheit,  theils  in  der  Form  der 
Gesetzgebung,  theils  der  Vollziehung  ausgeübt.  Da  die  Polizei- 
hoheit  den  ganzen  zweiten  Theil  des  Staatszweckes  (die  titili' 
tatis  commimlo  im  Gegensatz  der  Rechtspflege)  ^)  zum  Gegen- 
stande hat,  Avelcher  an  sich  selbst  einer  fortwährenden  Erweite- 
rung fähig  ist  (§.  34),  so  erhellet  von  selbst,  dass  die  Polizei- 
hoheit das  umfassendeste  von  allen  Holieitsrechten,  und  am 
meisten  dem  Missbrauche  und  Fehlgriffen  ausgesetzt  ist.  Die 
Gränze  der  Polizeiffewalt  liegt  in  der  gesetzlich  anerkannten 
individuellen  Freiheit  der  Individuen^),  also  in  der  Rechts- 
gesetzgebung, und  daher  erklärt  sich  denn  auch,  wie  die 
Anordnungen  der  Polizeibehörden,  wenn  ihre  Rechtlichkeit 
bestritten,  d.  h.  ein  Spolium  durch  die  Administration  behauptet 
wird,  vor  das  Forum  der  Gerichte  gezogen  werden  können"). 

§.  208. 
IV.  Privilegienhoheit. 

Unter  der  Privilegienhoheit  verstehet  man  das  Recht  der 
Staatsgewalt,  Ausnahmen  von  dem  gemeinen  Rechte,  (jura 


in  sittlicher  Beziehung  sehr  viel  für  sich,  den  Unterschied  von  Verbrechen 
und  leichten  Vergehen  und  Uebertretungen  möglichst  scharf  in  der  Ver- 
weisung der  Fälle  vor  verschiedene  Tribunale  auszuprägen. 

^)  Die  Kunst,  Völker  zu  beglücken,  lässt  sich  in  den  wenigen  Worten 
aussprechen:  Gewährung  und  Unterstützung  eines  freien  Verkehrs!  (§.  .36. 
a.  E.)  — 

')  Siehe  oben  §.  35.  Note  3.  — • 

®)  Darin  liegt  auch  das  Widerrechtliche  einer  geheimen  Polizei.  Dass 
sie  kein  „nothwendiges  Uebel"  ist,  davon  liefert  England  bei  seinin  unge- 
heuren, auf  einen  Punkt  concentrirten  Menschennmssen  einen  schlagenden 
Beweis.  Freilich  übertrifft  auch  die  Organisation  der  öiTentlichen  Polizei 
dort  alles,  was  andere  Staaten  bisher  darin  geleistet  haben.  Schlechter  noch 
als  geheime  Polizei,  und  überdies,  aller  möglichen  Anordnungen  ungeachtet, 
völlig  unpraktisch  ist  ein  System,  welches  allgemein  jeden  Bürger  bei 
Strafverineidung  zur  Denuuciatiou  von  Verbrechen  verpflichtet  erklären  will. 

'••)  Vergl.  §.  206.  — 

23* 
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shiffularin), sei  es  für  einzelne  Fälle  und  Personen  oder  lilr  ganze 
Klassen  derselben  zu  raaclien.  Die  Erllieilung:  von  Priviieffienist 
in  einem  wohlgeordneten  Staate  insoferne  gerechtfertigt,  ja  un- 
entbehrlich, als  sie  selbst  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit,  nämlich 
als  ein  Akt  der  Ausgleichung  der  Billigkeit  (jus  aequiim^  mit 
dem  strengen  Rechte  (jus  strlclum)  erscheint.  Die  Privilegien- 
hoheit wird  entweder  in  der  Form  der  eigentlichen  Gesetzte- 
bung  (durch  leges  generales)  oder  der  Verordnung  (durch  leges 
speciales,  Rescripte)  ausgeübt.  Ersteres  ist  der  Fall,  so  wie 
ein  Privilegium,  sei  es  nun  ein  favorahile  oder  odiosum  (§.  200) 
für  eine  ganze  Klasse  von  Fällen  oder  Personen  ertheilt  wird  '). 
In  diesem  Falle  concurriren  bei  der  Erlheilung  des  Privilegs 
in  den  conslitutionellen  Staaten  die  Landstände,  wie  bei 
einem  jeden  anderen  Akte  der  Gesetzgebung.  Wo  die  Krone 
aber  ihre  Privilegienhoheit  nur  in  der  Form  der  Verordnung  für 
einzelne  Fälle  oder  Personen  ausübt,  findet  auch  in  der  consti- 
tutionellen  Monarchie  keine  Mitwirkung  der  Stände  bei  diesem 
Akte  statt  2).  Allein  in  diesem  Falle  darf  die  Krone,  die  Staats- 
verfassung sei  welche  sie  wolle,  von  ihrer  Privilegienhoheit 
nur  in  der  Art  Gebrauch  machen,  dass  das  Privilegium  demjeni- 
gen, welchem  es  ertheilt  wird,  günstig  ist^),  und  nicht  erwor- 
bene Rechte  dritter  Personen  verletzt,  in  welchen  Fällen  unbe- 


')  So  z.  B.  das  Sc.  VeUejanum,  Macedonianiim,  die  Privilegia  mino- 
rum  im  röiiiiscken  Rechte.  Insoferne  ein  solches  durch  ein  allgemeines  Ge- 
setz eingefülirte«  Privilegium  ein  favorabile  ist,  heisst  es  Bene/itiitm 
legis.  — 

2)  Die  historischen  Anfänge  aller  gesetzgebenden  Gewalt  des  Kaisers 
lind  der  deutschen  Fürsten  sind  in  der  Piivilegienhoheit  zu  suchen.  Während 
das  Mittelalter  weder  dem  Kaiser  ein  Gesetz  ohne  Mitwirkung  der  Reichsstände, 
noch  einem  Landesherrn  ein  Gesetz  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  zu 
geben  erlaubte,  zweifelte  Niemand  an  der  unbeschränkten  Befugniss  des 
Kaisers  Privilegien  zu  ertheilen  (sog.  kaiserliche  Machtvollkommenheit, 
Plenitudo  potestatis  Caesaris),  noch  an  der  Befugniss  der  Landesherrn, 
von  dem  gemeinen  Rechte  durch  Spezialverordnungeu,  Privilegien,  Frei- 
briefe u.  s.  w.  zu  eximiren.  Hierdurch  war  aber  auch  zugleich  dem  Fürsten 
der  Weg  gebahnt,  sich  über  die  Form  der  Gesetzgebung,  wo  es  ihm  beliebte 
hinwegzusetzen. 

')  Also  kein  Privilegium  odiosum  in  der  Form  eines  Rescriptes.  (Vergl. 
oben  §.  200  ) 
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denklich  das  Privilegium  vor  den  Gerichten  als  eischlicheii  ange- 
fochten werden  könnte^).  Die  Ertheilung  von  Privilegien  in  der 
Form  der  Gesetzgebung  (in  der  constitutionellen  Monarchie 
also  mit  Zustimmung  der  Stände)  ist  auf  keine  Fälle,  noch  auf 
andere  Gränzen  eingeschränkt,  als  auf  diejenigen,  welche  der 
gesetzgebenden  Gewalt  überhaupt  und  ihrer  Natur  nach  durch 
den  Zweck  des  Staates  gesetzt  sind  (§.  192).  Die  Befugniss  zur 
Ertheilung  von  Privilegien  in  den  Formen  der  Spezial- Verord- 
nungen umfasst  dagegen  folgende  Fälle:  I,  das  Recht  der  Be- 
gnadigung in  Criminalsachen.  Dieses  Recht  ist  unentbehrlich, 
nm  das  Jus  strictinn  und  das  Jus  aequum  in  Criminalsachen 
in  jenen  Fällen  in  Einklang  zu  bringen,  wo  der  Richter  nach 
dem  Worflaute  der  Gesetze  nicht  befugt  ist,  das  erstere  zu  be- 
rücksichtigen. In  dieser  Hinsicht  erscheint  die  Gnade  des  Sfaats- 
herrschers  somit  als  eine  wahre  und  eigentliche  juristische  In- 
stanz im  Criminalverfahren  ^).  II.  Hierher  gehört  ferner  das 
Recht,  Auszeichnungen  jeder  Art,  Titel  und  Würden  zu  er- 
theilen,  womit  auch  das  Recht  der  Standeserhöhung  zusam- 
menhängt, wo  nämlich  in  einem  Staate  historisch  bevorzugte 
Standesklassen  vorkommen.  Auch  in  dieser  Beziehung  erschei- 
net die  Privilegienhoheit  als  eine  juristische  Instanz,  und  als 
Hoheitsrecht  der  Bestimmung  von  Belohnungen  ffleichsam  als 
der  Gegensatz  der  Strafjustizhoheit.  III.  Endlich  gehört  hierher 
das  Recht,  Dispensation  von  den  Beschränkungen  zu  er- 
theilen,  welche  prohibitive  Civilgesetze  festsetzen^),  jedoch 
nur  insoferne  dadurch  nicht  die  Befugniss  zur  Verletzung  von 
Rechten  gegeben  wird,  welche  das  Gesetz  gegen  alle  Willkühr 
der  Privatpersonen  sicher  stellen  will'^),  oder  insoferne  nicht 
durch  den  Wortlaut  oder  den  Geist  der  Civilgesetze  selbst  ffe- 


*)  §.  200  Note  5.  —  §.  206,  11.  4.  — 

*)  Hiernach  iiiiiss  auch  die  Fra-^e,  ob  ein  Verbrecher  die  Begnadigung 
durch  den  Fürsten  ablehnen  könne,  verneint  werden. 

*)  So  z.  B.  kann  nach  gemeinen  Rechten  der  Souverain  von  bürgerlichen 
Ehehindernissen  dispensiren,  die  mangelnde  väterliche  Einwilligung  zur  Ein  - 
gehung  einer  Ehe  ergänzen,  venia  aetatis  und  Moratorien  ertheilen  u.  s.  w. 

')  So  z.  B.  kann  durch  kein  Privileg  einem  Vater  das  Recht  ertheilt 
werden,  seine  Kinder  aus  anderen  als  den  gesetzlichen  Gründen  zu  enterben, 
oder  ihre  Pflichttheile  zu  verkleinern.  — 
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wisse  Allen  (!cr  Privilegien  als  unstatthaft  ausgeschlossen 
sind^).  Hielier  gehört  ferner  das  Recht,  Handelsprivilegien, 
Monopole  und  Patente  für  Erfindungen  u.  s.  w.  zu  ertheilen "), 
sowie  auch  das  Recht,  Vereinen  oder  frommen  Stiftungen  das 
jus  nnirersitatis  und  Ortschaften  das  Recht  zur  Bildung  einer 
hesonderen  Gemeinde  oder  Stadtrecht  und  Marktrecht  zu  ver- 
leihen i"). 

§.  209. 
V.  Fiiiaiizholieit  und  Fiskalholieit. 

Die  Finanzhoheit  ist  die  Befugniss  der  Staatsgewalt,  den  zur 
Erreichuno-  der  Staatszwecke  noth\vendi«>en  Staatshaushalt  zu 
ordnen,  d.  h.  das  Staatsbedürfniss  und  nach  diesem  die  noth- 
wendigen  Einkünfte  zu  bestimmen,  dieselben  zu  erheben,  zu 
verwalten  und  zu  verausgaben^).  Der  Finanzhoheit  entspricht 
die  Verbindlichkeit  der  Unterthanen,  aus  ihrem  Privatvermögen 
und  nach  Verhältniss  desselben  die  Mittel  zur  Bestreitung  des 
Staatsbedürfnisses  (Steuern)  zu  geben^),  insoferne  und  in- 


®)  So  z.  B.  kann  da  wo  der  Code  Napoleon  gilt,  keine  Legitimatio  per 
rencvipUim  principis  statt  finden  ii.  dergl.  —  Vergl.  Kiirhess.  V.  U.  (1831) 
§.96.  „Dispensationen  von  den  jetzt  schon  bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften sollen  nnr  mit  grösstcr  Vorsicht  ertheilt  werden,  nnd  dürfen  nie- 
mals gegen  die  künftig  ergehenden  verfassungsmässigen  Gesetze  ertheilt 
Averden,  sofern  solche  nicht  in  dem  Gesetze  ausdrücklich  vorbehalten  sind." 
Ebendas.  §.  129.  „Moratorien  dürfen  nicht  ertheilt  werden." 

')  Hierbei  ist  besonders  in  unserer  Zeit,  wo  sich  die  Erfindungen  so 
rasch  drängen,  aber  auch  die  kleinste  Neuerung  sich  als  eine  welthistorische 
Erscheinung  geltend  machen  möchte,  besonilere  Vorsicht  zu  empfehlen.  Ist 
eine  Erfindung  wirklich  von  besonderer  allgemeiner  Wichtigkeit,  so  zahle 
man  dem  Erfinder  für  seine  Entdeckung  von  Staatswegen  eine  Prämie,  und 
gebe  die  Benützung  dem  Publikum  frei.  -^ 
»•)  Vergl.  oben  §.  5.  u.  §.  183. 

')  Das  Wort  „Finanz"  bedeutet  ursprünglich  eine  feine  Kunst;  und 
allerdings  muss  es  auch  als  eine  Kunst  betrachtet  werden,  für  eine  ergiebige, 
reichliche  und  nachhaltige  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  zu  sorgen,  ohne 
das  Volk  zu  drücken  und  zu  belästigen  und  dadurch  Unzufriedenheit  zu 
erwecken. 

-)  Die  möglichen  Arten  der  Besteuerung,  ihre  Zweckmässigkeit  n.  s.  w. 
ZU  entwickeln,  ist  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft.  —  Wo  die  Ertrag- 
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soweit  der  Staat  nicht  unmittelbares  Einkommen  aus  Staats- 
gütern oder  nutzbaren  Rechten  hat  3).  Der  Staat  selbst  ist,  wie 
jede  andere  Gemeinheit,  fähig,  Vermögen  zu  erwerben  und  zu 
besitzen^),  und  wird  in  dieser  Beziehung  (als  Subjekt  von 
Vermögensrechten)  mit  dem  Ausdrucke  Fiskus,  und  hiernach 
auch  wohl  die  Finanzhoheit  als  Fiskalgewalt  bezeichnet.  In 
einem  engeren  Sinne  begreift  man  jedoch  unter  der  Fiskalhoheit 
nur  einen  Theil  der  Befugnisse,  \velche  in  der  Finanzhoheit  lie- 
gen, nämlich  das  Recht  des  Staates,  aus  gewissen  gesetzlich 
speziell  bestimmten  ^),  für  ihn  ausschliesslich  gültigen  Titeln, 
Vermögen  zu  erwerben  und  Rechtsansprüche  klagend  zu  ver- 
folgen^), und  umgekehrt  den  Staat,  wo  derselbe  vor  den  Ge- 


nisse  des  Staatsgutes  nicht  ausreichen,  und  die  Besteuernng  die  Unterthanen 
momentan  zn  sehr  belästigen  würde,  hat  die  Finanzkunst  gelehrt,  Staats- 
schulden zu  contrahiren.  — 

^)  lu  Deutschland  unterscheidet  man  von  dem  eigentlichen  Staatsgute 
(res  et  Patrimonium  reipiiblicae)  partikularrechtlich  mitunter  die  Kam- 
mer- oder  D  omainen  -  Gut  er,  welchen  an  sich  der  Charakter  eines  mit 
Fideicommiss-Eigenschaft  belegten  Privateigenthumes  der  regierenden  Fa- 
milie zustehet;  sie  dürfen  regelmässig  nicht  ohne  Zustimmung  der  Land- 
stände veräussert  werden  und  sind  mitunter,  ausser  zum  Unterhalte  des 
Herrschers  und  seines  Hauses,  auch  zur  Bestreitung  von  Staatskosten  be- 
stimmt. L'eber  die  verschiedene  Art  und  Weise,  wie  gegenwärtig  das  Yer- 
hällniss  von  Staatsgut,  Kammergut  und  Privatvermögen  des  Souverains 
festgesetzt  ist,  vgl.  die  V.  Urkk.  v.  Bayern  (1818)  Tit.  111;  Sachsen  (1831) 
§.  16  flg.;  Hannover  (1840)  §.  129  flg.^  Wiirtemberg  (1829)  §.  2,  102 
flg.;  Baden  (1818)  §.  58.  59;  Kurhessen  (1831)  §.  117:  Darmstadt 
(1820)  §.  6  flg.;  Meiningen  (1829)  §.  37  flg.;  Altenburg  (1831)  §.  18 
flg.;  Braunschweig  (1832)  §.  161  flg.;  Sond  er  shausen  (1841)  §.  24  flg. 
34  flg.;  Sigmaringen  (1833J  §.  72  flg.  — 

*)  Den  Gegensatz  des  Staatsgutes  bildet  das  Priva t eigen thu  m.  In 
der  Mitte  zwischen  beiden  stehet  das  Vermögen  der  Gemeinden  und  ande- 
rer Corporationen  im  Staate.  —  Das  unbewegliche  Vermögen  des  Staats 
wozu  auch  Heerslrassen,  Flüsse,  Ufer  etc.  gehören,  ist  stets  dem  Privatver- 
kehr entzogen  (re.'i  extra  coinnierciiim).  Daher  kann  auch  kein  Privatmann 
an  einer  zum  Staatsgut  gehörigen  Sache  ein  Servitut  erwerben.  (Res 
publica  nemini  servit.  L.  39.  4ö.  Diy.  de  iisucap.  (41.  3.).  — 

*)  Wie  der  Begriff  des  Fiscns,  so  sind  auch  die  in  Deutschland  gemein- 
gültigen Grundsätze  über  den  Umfang  der  Fiskalgewalt  aus  dem  römischen 
Rechte  zu  entnehmen. 

*)  Wo  der  Fiskus   aus  der  Uebertretung   von  Strafgesetzen,  wie  bei 
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richten,  sei  es  ans  reitien  Piivadeclitstilcln,  oder  wo  sich  eine 
administrative  Massregel  als  Justizsache  qiialifizirt  (§.  206) 
belangt  wird,  als  Beklagten  zu  vertreten.  Die  Gränze  der  Finanz- 
hoheit liegt  nur  in  dem  Bedürfnisse  des  Staates.  In  der  consti- 
tntionellen  Monarchie  gilt  aber  als  Staatsbediirfniss  nur  das- 
jenige, was  durch  die  Vereinbarung  der  Regierung  mit  den 
Ständen  als  solches  anerkannt,  und  zu  dessen  Bestreitung  die 
Mittel  von  den  Ständen  bewilliget  oder  nachbewilliget  worden 
sind. 

§.210. 

VI.  Aeiisserstes  Recht  des  Staates. 

Unter  dem  äussersten  Rechte,  auch  Nothrecht  (^Domlnium 
eminens  oder  Machtvollkommenheit)  des  Staates,  verstehet  man 
die  Befugniss  der  Staatsgewalt,  wegen  eines  öffentlichen  Be- 
dürfnisses Privateigenthum  auch  ohne  ein  eigentliches  Expro- 
priationsgesetz durch  SpezialVerfügungen  dem  Besitzer  zu 
entziehen,  und  für  den  öffentlichen  Zweck  zu  verwenden^). 
Es  ist  dies  nichts  anderes,  als  eine  Unterart  der  Ausübung  der 
Finanzhoheit,  und  nur  dadurch  ausgezeichnet,  dass  hier  ein 
Recht  (Eigenthum,  oder  was  demselben  gleich  ist,  wie  Servi- 
tuten u.  s.  w.) ,  dessen  Schutz  an  sich  in  dem  Zwecke  des 
Staates  liegt,  dem  Bedürfnisse  dieses  letzteren  selbst  aufge- 
opfert werden  muss.  Da  hier  der  Einzelne  einem  Not h stände 
der  Gesaramtheit  ein  Opfer  bringen  muss,  so  ergibt  sich  von 
selbst  die  Yerpfliclitung  des  Staates  zur  Leistung  der  vollstän- 
digsten Entschädigung  (§.  196),  In  Bezug  auf  andere  Verhält- 
nisse als  Eigenthumsrechte  ist  ein  Nothrecht  des  Staates  an  sich 
undenkbar  2). 


Maiith-  iiiKl  Zolldefraiidationcn  ii.  s.  w.,  auf  Geldstrafen  klagt,  hat  sich  in 
Deutschlami  mitunter  partikularrcchtlich  ein  eigenlhümlicher  Modus  pro- 
cedeiuli,  der  sog.  fiskalische  Process,  gebildet,  welcher  zwischen  dem  Civil- 
und  Criminalprocesse  gewisserniassen  in  der  Mitte  steht.  — 

')  In  der  Regel  wird  zwar  nur  das  Immobiliar-Vermögen  Gegenstand 
des  Nothrechtes  des  Staates  sein,  z.  B.  wegen  Anlegung  von  Befestigungen 
u.  s.  w  Allein  auch  bei  Mobilien  kann  dasselbe  vorkommen,  wo  der  Staat 
derselben  hi  natura  bedarf,  z.  B.  der  Pferde  etc.  — 

*)  .\ls  ein  auf  Justizsachen  angewandtes  Nothrecht  des  Staates   be- 
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§.211. 
VII.  Landesdienstholieit. 

Unter  der  Landesdienstholieit  begreift  man  die  Befugniss 
der  Staatsgewalt,  von  den  Unterthanen  die  Leistung  der  noth- 
wendigen  persönlichen  Dienste  nach  dem  Bedürfnisse  des  Staa- 
tes zu  fordern,  und  das  Maas  und  den  Organismus  dieses  Dienstes 
zu  bestimmen,  so  wie  auch  zu  demselben  zu  ernennen,  insoferne 
er  wegen  der  damit  verbundenen  Vorlheile  und  Auszeichnungen 
Gegenstand  der  Bewerbung  geworden  ist.  Man  unterscheidet 
drei  Unterarten  der  Laidesdiensthoheit :  die  sogenannte  ge- 
meine Landesdiensthoheit,  oder  das  Recht  der  Landfolge,  die 
Militärhoheit  und  die  Aeuiterhoheit. 

§.212. 
a)  Von  der  sogenannten  gemeinen  Landesdienstholieit. 

Die  gemeine  Landesdiensthoheit  oder  das  Recht  der  Land- 
folge besteht  in  der  Befugniss  der  Staatsgewalt,  von  den  Staats- 
bürgern je  nach  Maassgabe  des  Bedürfnisses  die  Leistung 
solcher  (gemeinen)  persönlichen  Dienste  zu  verlangen,  welche 
keine  besonderen  gewerblichen  Kenntnisse  oder  Fertigkeit  vor- 
aussetzen, wie  z.  B.  die  Hülfeleislung  bei  einer  durch  Ueber- 
schwemmung  verursachten  Landesnofh,  die  Durchsuchung  von 
Wäldern  zur  Aufspürung  von  Verbrechern  u.  dergl.  In  Deutsch- 
land hat  sich  die  Verpflichtung  zur  Leistung  solcher  Dienste 


haiiptet  Maiirenbrech  er','  Grimdzüge  des  heutigen  Staatsreclites,  1837. 
§.  189.,  ein  Recht  des  Staatsherrschers,  Mach  tsp  lüche  zu  thun.  Allein  nie 
kann  das  öffentliche  Wohl,  nie  kann  ein  Staatszustand,  er  sei  welcher  er 
wolle,  eine  Verletzung  der  Gerechtigkeit  durch  einen  Eingriff  in  die  Rechts- 
pflege fordeni.  Es  fehlet  daher  absolut  an  der  Voraussetzung,  unter  welcher 
Maurenbrecher  einen  Machtspruch  des  Souvcrains  für  zulässig  gehalten  wis- 
sen will.  Ueberdies  sind  solche  Machtspriiche,  welche  nichts  anderes  sein 
könnten,  als  Kabinetsj  us  tiz,  durch  die  Gesetzgebung  des  deutschen 
Bundes  für  bundesverfassungsM  idrig  und  nichtig  erklärt.  Beschluss  der  B.  V. 
V.  7.  Oct.  183Ü.  — 
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Iiäufi«?  als  eine  auf  t!em  Grundbesitze  ruhende  Last   (Hcallast) 
ausgebildet'). 

§.21.3. 

b)  Militärhoheit. 

Mililärhoheit  (Jus  armorum)  bezeichnet  die  Befugniss  des 
Souverains,  von  den  ünterthanen  Kriegsdienste,  insbesondere 
nach  der  jetzigen  Kriegsverfassung,  im  stehenden  Heere  zu 
fordern,  und  überdies  alle  für  die  Vertheidigung  des  Landes  und 
für  die  Integrität  der  Landesgränzen,  so  wie  für  die  Erhaltung 
der  Ehre  des  Staates  im  Verhältnisse  zu  anderen  Staaten  noth- 
wendigen  kriegerischen  Maassregcln  zu  treffen  ^).  Die  Militär- 
dienstpflicht erscheinet  als  eine  allen  Ünterthanen,  welche  die 
zur  Leistung  von  Kriegsdiensten  erforderliche  körperliche  Oua- 
lification  besitzen,  zufolge  des  BegrifTes  und  Zweckes  des 
Staates  selbst  obliegende  Verbindlichkeit  (obligatio  ex  hye^, 
imd  da  sie  unter  allen  dem  Staate  zu  machenden  Leistungen 
diejenige  ist,  welche  das  Individuum  am  schwersten  trifft 
und  sogar  persönlichen  Gefahren  aussetzt,  so  muss  das  Ke- 
krutirungsgesetz  vor  allem  auf  den  Grundsatz  der  unbeding- 
testen Rechtsgleichheit  gebauet  sein,  und  dem  Individuum  da- 
bei die  möglichste  Erleichterung  gewähren,  welche  nur  immer 
mit  der  Natur  des  Älilitärdienstes  verträglich  ist.  Es  kann  nur 
als  eine  grosse  Ungerechtigkeit  betrachtet  Averden,  ^venn  das 
Rekrutiningsgesetz  die  Zahl  der  nölhigen  Matnischaft  aus  den 
sämmtlichen  Conscriptionspflichtigen  durch  das  Loos  ziehen 
lässt,  so  dass  also  durch  einen  Zufall  die  Dienstpflicht  auf  ge- 
wisse Einzelne  gewälzt  wird,  während  die  Uebrigen  körperlich 
gleich  tauglichen  Subjekte  damit  verschont  bleiben.  Vielmehr 
sollte  darauf  bestanden   werden,  dass  jeder  Dienst-taugliche 


')  In  i!er  älteren  Zeit,  als  noch  die  Heerbannsverfassiing  bestand,  ge- 
hörte auch  die  Leistung  des  Ileerbnnnsdienstes  selbst  mit  unter  den  Begriff 
der  Landfolge,  nnd  in  so  ferne  war  in  der  älteren  Zeit  die  gemeine  Landes- 
diensthoheit  und  die  Militärhoheit  nicht  geschieden. 

•)  Z.  B.  die  lilrbanung  von  Festungen,  Anlegung  von  WafTenplätzen, 
Anordnung  von  Kinquartining  elc.  —  Die  Feststellung  der  Mittel  zu  dem 
Bedarfe  der  Militärhoheit  gehört  unter  die  Fiuanzhoheit. 
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Conscriptionspflichlige  selbst  wirklich  diene  2),  wodurch  einer- 
seits die  Möglichkeit  gegeben  Avird,  die  Dienstzeit  bedeutend 
abzukürzen,  anderseits  sich  die  Last  des  Dienstes  gleichmüssig 
vertheilt,  überdies  aber  der  grosse  Yortheil  gewonnen  wird, 
dass  das  Militär  durch  die  Theilnahme  aller  Einzelnen  gehoben, 
in  der  öffentlichen  Achtung  und  durch  die  Bekanntschaft  mit 
den  Waffen  das  für  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  höchst 
bedeutende  Selbstgefühl  der  Nation  lebendig  erhalten  und  einer 
stets  gefährlichen  Entwöhnung  derselben  vom  Kriegsdienste 
vorgebeugt  Avird^).  Da  das  Militär  seinem  Wesen  nach  zur 
Vertheidiouno;  des  Staates  fiesfen  Aussen  bestimmt  ist,  so  foljjt, 
dass  von  der  bewaffneten  Macht  im  Inneren  (gegen  die  Staats- 
bürger) kein  Gebrauch  gemacht  werden  darf,  als  auf  Requisition 
lind  unter  Verantwortlichkeit  der  Civiibehörden.  In  den  con- 
stitutionellen  Monarchien  und  anderen  ähnlichen  Verfassungen 
können  die  Stände  oder  Parlamente  auf  die  Militärhoheit  nur 
insoferne  einwirken,  als  die  Militärgesetzgebung  und  die  Be- 
willigung der  für  das  Militär  erforderlichen  Geldmittel  in  Frage 
steht.  Das  Commando  der  Truppen  selbst  (die  vollziehende  Ge- 
Avalt  in  Bezug  auf  die  Militärhoheit)  stehet  aber  dem  Souverain 
allenthalben  allein  und  ausschliesslich  zu  4). 

§.  214. 

c)  Aeinterhoheit. 

Die  Aemterhoheit  ist  die  Befugniss  der  Staatsgewalt,  den 
Organismus   des    Civil-    und  Militair- Staats-Dienstes   zu 


^)  Ausser  der  körperlichen  oder  durch  Geisteskrankheit  bedingten  Un- 
fähigkeit zum  Militärdienste  ist  jeder  andere  Befreiungsgrund  eine  Unbillig- 
keit. Solche  Gründe  könuLMi  daher  nur  durch  Gesetze  aus  Rücksicht  auf 
besondere  mit  möglichster  Einschränkung  auszuwählende  Verhältnisse  für 
zulässig  erklärt  werden. 

*)  In  diesen  Beziehungen  sind  die  Grundsätze,  auf  welche  die  preus- 
sische  Wehrverfassung  gebaut  ist,  sehr  empfehlenswerth,  insbesondere  das 
Institut  der  Landwehr,  wodurch  die  militairische  Macht  des  Staates  ausser- 
ordentlich gehoben  wird,  und  welches  mit  wenigen  Modifikationen  auch  in 
den  meisten  andern  deutsclien  Staaten  leiclit  nachzubilden  sein  riürfte. 

*)  Vergl.  z.  B.  die  franz.  Charte  v.  1830,  Art.  13.  (Vergl.  oben  S.  277.) 
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bestimmen,  und  die  fähigen  Personen  zu  den  geschaffenen 
Stellen  zu  ernennen.  Der  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  aller 
Staatsbürger  macht  hier  die  Eröffnung  einer  freien  Concurrenz 
nothwendig,  und  sowohl  die  Gerechtigkeit  als  das  Interesse 
des  Dienstes  erfordert,  dass  über  die  Anstellung  und  Beför- 
derung der  Staatsdiener  nur  die  subjektive  Befähigung  und 
Auszeichnung  entscheide.  Der  Staatsdienst  selbst,  er  mag  Mili- 
tairstaatsdienst  oder  Civilstaatsdienst  sein  *) ,  muss  als  ein  eigen- 
thümliches  politisches  Institut  aufgefasst  werden,  welches  theils 
auf  der  politischen  Nothwendigkeit  der  Trennung  der  einzelnen 
Funktionen  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der 
Hoheitsrechte,  z.  B.  der  Justiz,  Polizei,  Finanz  u.  s.w.,  theils  auf 
der  physischen  Unmöglichkeit  der  Selbstbesorgung  aller  Staats- 
geschäfte durch  den  Souverain,  theils,  wie  in  der  constitutio- 
nellen  Monarchie,  auf  der  absichtlichen  Trennung  der  Regierung 
von  der  Verwaltung  beruht, 

§.  215. 

Von  den  Staatsbeainteii  und  der  Begründung  des 
Staatsdiener- Verhältnisses  *). 

Staatsbeamte  (Staatsdiener)  sind  Personen,  durch  welche 
der  Souverain  zufolge  der  Verfassung  des  Staates  ordent- 
licher Weise  seine  Sou  verainitätsrechte  ausübt ').   Hier- 


•)  Die  Geistlichkeit  wird  als  solche  in  üciitschland  nicht  zu  den  Staals- 
dienern  gerechnet.  Doch  sind  den  Geistlichen  mitunter  gewisse  staatsdienst- 
liche Funktionen  übertragen;  so  z.  B.  den  Pfarrämtern  in  Baden  die  Füh- 
rung der  bürgerlichen  Standesbüchcr. 

*)  J.  M.  Seiiffert,  von  dem  Verhältnisse  des  Staates  und  der  Diener 
des  Staates  gegen  einander.  Würzburg,  1793.  —  Van  der  Becke,  von  Staats- 
ämtern und  Staatsdienern.  Ileilbronn,  179T.  —  N.  Th.  Goenner,  der  Staats- 
dienst etc.  Landshut,  1808.  —  A.  \V.  Ileffter,  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Staatsiliener,  in  dessen  Beitr.  z.  deut.  St.  u.  Fürsten-R.,  Berlin,  1829. 
—  In  der  neueren  Zeit  sind  die  Rechtsverhältnisse  der  Staatsdiener  in  den 
einzelnen  Ländern  theils  durch  die  Bestimmungen  der  Grundgesetze,  theils 
durch  besondere  Edikte  geordnet  worden.  —  Vergl.  v.  Zangen,  die  Verf. 
Gesetze  der  deut.  Staaten,  Bd.  II.  S.  635;  III   S.  690.  — 

1)  Hieraus  erklärt  sich  auch,  warum  bei  dem  Militär  nur  die  Offiziere 
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durch  ist  auch  der  Staatsdiener  von  einem  Hofbeamten  und 
Privatdiener  des  Fürsten  charakteristisch  unterschieden  2).  Das 
Staatsdiener-Verhältniss  beruht,  so  viel  seine  Begründung,  d.  h. 
die  Erwerbung  eines  Staatsamtes  anbelangt,  auf  einem  Privi- 
leg'), welches  der  Regent  durch  das  Anstellungsdecret 
ertheilt,  und  wodurch  dem  Angestellten  sowohl  Rechte  als 
Pflichten  auferlegt  werden.  Daraus,  dass  das  Rechtsverhält- 
niss  des  Staatsdieners  aus  Rechten  und  Pflichten  gemischt  ist, 
ergibt  sich,  dass  derselbe  seinen  Dienst  nicht  willkührlich  und 
einseitig  aufkünden  oder  verlassen  kann,  sondern  so  lange  in 
seiner  Funktion  zu  verharren  hat,  bis  ihm  seine  Entlassung  auf 
sein  Ansuchen  von  dem  Souverain  bewilligt  worden  isf*).  Ob 
dagegen  der  Souverain  jeden  Staatsdiener  in  jedem  Augenblicke 
erlassen  könne,  ist  eine  Frage,  welche  nur  nach  den  in  jedem 
einzelnen  Staate  über  das  Staatsdienerverhältniss  bestehen- 
den besonderen,  mit  der  historischen  Ausbildung  desselben  zu- 
sammenhängenden Grundsätzen  mit  praktischer  Bedeutung  be- 


iind  die  mit  Offiziersrang  belileideten  Personen  als  Staatsdiener  zu  betrach- 
ten sind.  Da  für  das  Militär  in  der  Regel  besondere  Gesetze  bestehen,  welche 
das  Dienstverhältniss  der  Offiziere  normlren,  so  gebraucht  man  gemeinhin 
die  Bezeichnung  Staatsdiener  nur  für  die  Civilstaatsdiener. 

^)  Spezielle  Gesetze  können  partikularrechtlich  diesen  Begriff  erwei- 
tern, so  dass  praktisch  derjenige  als  Staatsdiener  gilt,  welcher  dem  Staats- 
diener-Edikte eines  gewissen  Landes  gemäss  angestellt  ist.  —  Partikular- 
rechtlich werden  auch  mitunter  unmittelbare  und  mittelbare  Staatsdiener 
unterschieden,  und  unter  letzteren  die  Beamten  städtischer  und  bäuerlicher 
Corporationen  und  die  Justizbeamten  der  Patrimonial- Gerichtsherrn  ver- 
standen. 

*)  Gewöhnlich  sucht  man  das  Verhältnlss  des  Staatsdieners  zum  Staate 
durch  die  Annahme  (Fiktion)  eines  stillschweigenden  Diens  tv  er  träges 
zu  erklären.  Allein  selbst  wo  ein  solcher  ausdrücklich  abgeschlossen  wird, 
wie  z.  B.  bei  der  Berufung  eines  Ausländers  in  den  Staatsdienst,  ist  er  durch- 
aus ungenügend,  un»  das  juristische  Wesen  des  Staatsdienstverhältnisses 
selbst  zu  erklären,  da  dieses  doch  stets  nur,  welche  Verhandlungen  auch 
immer  vorausgegangen  seiu  mögen,  durch  das  Anstellungs -Dekret  (let/e 
apeciali)  begründet  wird. 

*)  Die  kurhessische  Verfassung  §.  59  bestimmt,  dass  keinem  Staals- 
dieuer  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Dienste  verweigert  werden 
dürfe. 
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antwortet  werden  kann^).  Die  Rücksicht  auf  das  Interesse  des 
Staates  an  einer  gesetzmässigen  und  geregelten  Verwaltiuig, 
inid  an  der  Verhütung  wiilkührlicher  und  despotischer  EingrifTe 
des  Souverains  in  dieselbe,  hat  in  allen  besser  organisirten 
monarchischen  Staaten  zu  der  Anerkennung  und  Aufnahme  des 
Grundsatzes  geführt,  dass  keinem  einmal  definitiv  angestellten 
Staalsdiener  ohne  sein  Ansuchen  von  dem  Souverain  einseitig 
sein  Charakter  und  Ranjj  und  seine  Besoldung  entzosfen  werden 
dürfe ^),  sondern  dass  eine  solche  Entziehung  (Dienstentlas- 
sung oder  Dienstentziehung)  nur  durch  ein  förmliches  Urtheil 
der  Gerichte  wegen  begangener  Yerbredien  des  Staatsbeamten 
ausgesprochen  werden  könne ^).  Wo  aber  auch  immer  dieser 
für  die  öffentliche  Ordnung  höchst  wichtige  Grundsatz  ange- 
nommen wird,  muss  nichts  desto  weniger  dem  Souverain  aus 
Rücksicht  auf  die  nothwendige  Einheit  in  der  Durchführung  des 
einmal  von  der  Staalsregierung'  adoptirten  politischen  Systemes 
die  Befugniss  zuerkannt  werden,  jeden  Staalsdiener  unter  Be- 
lassung seines  Ranges  und  seiner  gesetzmässigen  Besoldung 


*)  Das  politische  Interesse  an  einer  gesicherten  Stellung  der  Staats- 
fliener  tritt  nur  in  den  Monarchien  hervor.  In  den  Republiken  sind  die  Be- 
amten in  der  Regel  alle  auf  kurze  Zeit  gewählt. 

")  Ob  und  wie  lange  ein  Staatsdiener  provisorisch,  d.  h.  beliebig 
cntlassbar,  und  gleichsam  zur  Probe  seiner  Befähigung  zu  dienen  habe,  be- 
vor seine  Anstellung  als  definitiv  zu  betrachten  ist,  hängt  von  der  Landes- 
gesetzgebung ab.  Vergl.  für  Baden  Verordg.  v.  14.  iNov.  1829.  Regg.  Bl. 
Nr.  XXXII. 

')  Die  Anerkennung  der  Unentsetzbarkeit  der  Staatsdiener  ist  der  erste 
Schritt  zur  Trennung  der  Regierung  und  Verwaltung,  selbst  da,  wo  noch 
keine  repräsentative  Verfassung  besteht.  Hierdurch  erst  wird  ein  eigener 
Stand  der  Staatsdiener  in  das  Leben  gerufen,  und  dieser  Stand  bildet  eine 
politische  Mittelgewalt,  wie  sie  in  früheren  Zeiten  der  Adel  bildete, 
so  lange  der  Dienst  des  Fürsten  und  des  Staates  noch  nicht  geschieden  war, 
und  sich  in  den  Händen  der  Ministerialen  (officiales)  befand.  Von  diesem 
alterlhümlichen  Verhältniss  schreibt  sich  noch  die  Benennung  der  obersten 
Staatsdienstchargen  (Ministerien)  und  der  Militärbeamten  (Offiziere)  her. 
Uebrigens  war  es  zuerst  die  römische  Kirche  gewesen,  welche  im  hierarchi- 
schen Interesse  den  Grundsatz  der  Unentziehbarkeit  der  Beneficien  auf- 
genommen und  Jahrhunderte  hindurch  geübt  hatte,  bevor  sich  das  System 
der  weltlichen  llerrscliaft  zur  .Anerkennung  desselben  Grundsatzes  hinsicht- 
lich der  Staatsämter  erhob. 
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in  jedem  Augenblicke  seiner  Funktion  temporär  oder  für  immer 
zu  entheben  (sog.  Ouiescenz  und  Pensionirung)  ^). 

§.  216. 
Von  der  Verantwortlichkeit  der  Beamten. 

Per  Staatsbeamte  übt  seinem  Begriffe  nach  Souveraini- 
tätsrechte  im  Namen  des  Souverains  aus,  jedoch  unter  eigener 
Yerantworthchkeit.  Jeder  Staatsbeamte  ist  daher  dem  Staate 
wegen  der  in  seinem  Amte  begangenen  Pflichtwidrigkeiten, 
Nachlässigkeiten  und  Verbrechen  verantwortlich,  und  desshalb 
den  nach  der  Landesgesefzgebung  zulässigen  Disciplinar-  und 
und  Criminalstrafen,  je  nach  Lage  des  Falles,  unterworfen.  Wo 
sich  der  Fall  zur  criminellen  Bestrafun«:  eignet,  stehet  in  der 
Regel  sowohl  der  vorgesetzten  Behörde  als  jedem  Privatmanne 
das  Recht  zu,  eine  gerichtliche  Untersuchung  zu  veranlassen  '), 
so  wie  auch  den  Gerichten  selbst  die  Befugniss  zukommt,  von 
Amtswegen  einzuschreiten.  Eben  so  ist  jeder  Beamte  dem  Staate 
und  den  Privatpersonen  zum  Ersätze  des  materiellen  Schadens 
verbunden,  welcher  denselben  durch  seine  dolosen  oder  culpo- 
sen  Handlungen  zugegangen  ist  2),  insoferne  derselbe  als  eine 
von  dem  Beschädigten  nicht  zu  vermeidende  Folge  seiner 
widerrechtlichen  Handlung  (damnnni  ex  re)  erscheint.  Jeder  Be- 
amte haftet  daher  auch  für  den  Schaden,  Avelcher  durch  Hand- 
lungen seiner  Collegen  und  ünterbeamten  veranlasst  ist,  inso- 
ferne ihm  die  Beaufsichtigung  und  Controlle  ihrer  Akte  obliegt, 


^)  Partikuläre  Gesetze  unterwerfen  in  solchen  Fällen  die  Staatsdiener 
gewissen  Abzügen.  Hierauf  beruht  sodann  der  Unterschied  von  Funktions- 
und Standesgehalt. 

•)  L.  18.  pr.  Dig.  de  injurüs  (47.  10).  „Peccata  nocenthim  nota 
esse,  et  oportere  et  expedire."  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt  in  Bezug  auf 
die  Verantwortlichkeit  der  Minister  wegen  Verletzung  der  Verfassung  in 
der  constitutionellen  Monarchie.  (Siehe  oben  §.  167.) 

2)  Der  Beamte  muss  wegen  jeder,  auch  der  kleinsten  Culpa  haften: 
denn  wer  vor  den  im  öffentlichen  Interesse  aufgestellten  Behörden  handelt, 
ist  durch  die  Gesetze  aufgefordert,  zu  erwarten,  dass  seine  Angelegenheiten 
mit  dem  grössten  Fleisse  behandelt  werden.  Das  römische  Recht  gewährt 
den  Erben  eines  Magistratus  die  Vergünstigung,  nur  für  dessen  culpa  lata 
zu  haften;  L.  2.  Cod.  de  maghtr.  conven.  (!'.  7ö.) 
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und  ihm  hierbei  ein  Versehen  zur  Last  fällt,  und  zwar  solida- 
risch, jedoch  mit  dem  Rechte,  die  Vorausklage  des  Schuldi«5en 
zu  verlangen');  er  haftet  jedoch  nicht,  wo  ihm  kein  Versehen 
beigemessen  werden  kann^),  also  auch  nicht,  wo  das  Gesetz 
dem  Subalternen  eine  selbstständige  und  von  seiner  Einwirkung 
völlig  unabhängige  Funktion  gestattet'^).  Von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist  endlich  die  Frage,  in  wieferne  ein  Unterbeamter  haf- 
tet, in  soferne  er  die  Verfügungen  seiner  Oberen  vollstreckt, 
und  diese  eine  Gesetzwidrigkeit  enthalten.  Hier  sind  folgende 
Unterscheidungen  zu  machen:  Justizbeamte  (richterliche 
Behörden)  haben  bei  eigener  Verantwortlichkeit  niemals  eine 
Verfügung  einer  Administrativbehörde  (also  auch  nicht  des  Ju- 
stizministeriums) in  Anwendung  zu  bringen,  ohne  dieselbe  so- 
wohl ihrer  Form  als  ihrem  Inhalte  nach  geprüft  zu  haben,  da 
sie  ihrer  Idee  nach  eine  die  Rechtswidrigkeiten  sowohl  der 
leirislativen  als  der  vollziehenden  Gewalt  überwachende  Be- 
hörde  sind^).  Administrativbeamte  dagegen  haben  nur  die 
Verpflichtung,  die  Form  der  Weisungen  der  vorgesetzten  Be- 
hörden zu  prüfen;  für  den  gesetzwidrigen  Inhalt  dagegen  sind 
sie  nicht  verantwortlich  eben  weil  sie  nicht  prüfende,  son- 
dern nur  vollstreckende  Behörden  sind.  Die  Verantwortlichkeit 
trifft  hier  nur  diejenige  Behörde,  von  welcher  die  Anordnung 
selbst  ausgegangen  ist. 

§.217. 

Von  der  Verpflichtung  des  Staates  aus  den  Handlungen 
seiner  Beamten. 

Es  ist  eine  der  wichtigsten  und  in  das  Rechtsleben  im  Staate 
lief  eingreifenden  Fragen,  ob  der  Staat  aus  den  rechtswidrigen 


^)  Das  römische  Recht  sanctionirt  hier  gauz  die  Grundsätze  des  natür- 
lichen Rechtes.  L.  1.  §.  9.  L.  7.  Dig.  de  magistr.  conven.  (27.  8).  —  L.  11. 
pr.  Dig.  ud  Municipal.  (50. 1).  —  L.  1.  Cod.  quo  quisqtie  ordine  (11.  35).  — 

*)  Arg.  L.  4.  in  f.  Cod.  quo  qiiis  ord.  (11.  35). 

*)  L.  6.  Cod.  de  Magist.  conven.  (F.  75). 

6)  Vergl.  oben  §.  200  u   206. 1. 

')  Mau  verwechsle  aber  mit  der  Klage  auf  Entschädigung  gegen  den 
Beamten  nicht  die  Klage  auf  Aufhebung  einer  beschwerenden  Verfügung 
(die  Spolienklage)  selbst.  —  Davon  oben  §.  200  Note  3;  206  Note  8. 
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Haiullungen  seiner  Beamten  verpflichtet  sei,  und  für  den  Scha- 
den einzustehen  liabe,  welcher  den  Privaten  daraus  zugegan^i^en 
ist.  Die  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  die  Beant- 
wortung dieser  Frage  rühret  daher,  dass  man  häufig  über  das 
Prinzip,  nach  welchem  die  Stelhing  des  Beamten  zu  der  Staats- 
gewalt und  das  VerhäUniss  dieser  letzteren  zu  dem  Publikum 
zu  beurtheilen  ist,  keine  klare  Anschauung  gewonnen  hat,  und 
namentlich  zwei  Hauptfälle,  welche  heut  zu  Tage,  namentlich 
in  den  monarchischen  Staaten,  nothwendig  getrennt  und  nach 
verschiedenen,  einander  geradezu  entgegengesetzten  Grund- 
sätzen behandelt  werden  müssen,  zu  scheiden  untcriässt.  Es 
ist  aber  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  ob  die  Verletzung  oder 
die  Beeinträchtigung  einer  Privatperson  von  Justizbeamten, 
d.  h.  von  Beamten,  welchen  richterliche  Funktionen  über- 
tragen sind,  oder  von  Administrativbeamten  ausgegangen 
ist.  Im  ersten  Falle  kann  der  Staat  nicht  für  verpflichtet  ge- 
achtet werden,  für  die  rechtswidrigen  Handlungen  seiner  Be- 
amten zu  haften,  welche  diese  bei  der  Ausübung  der  streiti- 
gen Civil-  oder  der  Criminal-Gerichtsbarkeit  begingen.  Der 
Grund  hiervon  liegt  in  der  Unabhängigkeit  des  Richters  bei 
der  Ausübung  des  Richteramtes  und  in  der  Unabhängigkeit 
desltdialtes  derUrtheile  von  allem  Einflüsse  der  Staatsgewalt  ^). 
In  diesem  Falle  bleibt  daher  denjenigen,  welche  durch  dolus 
oder  culpa  des  Richters  einen  Schaden  erlitten  haben,  niclits 
anderes  übrig,  als  sich  an  denselben  persönlich  mit  ihren  Enf- 
schädigungsklagen  zu  halten  2),  und  kann  denselben,  insoferne 
der  Richter  insolvent  sein  sollte,  und  nicht  vielleicht  für  seine 
Amtsführung  (was  heut  zu  Tage  kaum  mehr  vorkommen 
möchte)  zahlungsfähige  Bürgen  gestellt  hätte,  weiter  nicht 
geholfen  werden  ^).  Ganz  anders  verhält  es  sich  aber  im  z  wei- 


»)  Vergl.  oben  §.  107. 

*)  Vergl.  L.  6.  Dig.  de  extraordinär lls  cognitionibus  (-50.  IS).  —  Die 
I'raxis  hat  hieraus  eine  sog.  actio  malejudicati,  oder  Syndiliatslilage  ge- 
bildet. — 

')  A.  M.  ist  K.  S.  Zachuriae,  40  Buch.  (Uinarbeitiilig)  I.  S.  99;  nach 
ihm  ist  auch  der  Staat  für  die  schädlichen  Handlungen  der  Justizbeanite» 
unbedingt  verhaftet.  Er  übersieht  aber  hier  den  Einfluss,  welchen  die  völlig 
Zöptl,  Staatsrecht.  3tc  Auk{j.  24 
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teil  Falle*),  wenn  nämlich  einer  Person  aus  den  Handlungen 
von  Adminislralivbeamten  Schaden  zugegangen  ist^),  oder 
wenn  in  jenen  Staaten,  wo  die  Administration  noch  nicht  von 
der  Justiz  getrennt  ist,  und  der  Richter  auch  die  Geschäfte  der 
nicht -streitigen  (sog.  freiwilligen)  Gerichtsbarkeit,  wie  Yor- 
mundschafts-,  Hypotheken-  und  Depositen -Wesen  u.  s.  w.  zu 
besorgen  hat,  eine  Justizperson  bei  dieser  Galtung  von  Ge- 
schäften, in  Bezug  auf  welche  sie  gleichfalls  nur  als  Admini- 
stratiA'beamter  erscheint,  durch  Betrügereien  oder  andere  Unter- 
schleife und  Nachlässigkeiten  Privatpersonen  in  Nachtheile  und 
Verluste  gebracht  hat.  In  solchen  Fällen  muss  man  den  Staat 
für  unbedingt  verpflichtet  achten,  den  Verletzten  und  Betrogenen 
wegen  ihres  Schadens  zu  haften,  wenn  nur  überhaupt  die  nach- 
theilige Handlung  des  Beamten  bei  seiner  Amtsführung  vorge- 
kommen ist,  und  nicht  rein  als  eine  damit  in  durchaus  keiner 
Verbindung  stehende  Privalhandlung  erscheint.  Es  ist  ein  sehr 
grosser  Irrthum,  wenn  man  die  Haftungsverbindlichkeit  des 
Staates  aus  den  schädlichen  Handlungen  seiner  Beamten,  nach 
der  Analogie  des  einfachen  Mandatsverhältnisses  beurtheilen 
vvill^),  wonach  man  zu  dem  Resultate  gelangt,  dass  der  Staat 


unabhängige  Stellung  der  Gerichtspersonen  auf  die  Benrtheiliing  dieser 
Frage  äussern  muss.  — 

*)  Dem  römischen  Rechte  ist  die  hier  gemachte  Unterscheidung  fremd; 
vielmehr  spricht  dies  unbedingt  nur  jenen  Grundsatz  aus,  wie  er  hier  in  Be- 
zug auf  die  Justizbeamten  aufgestellt  wird.  L.  15.  §.  1.  Dig.  de  dolo  inalo. 
(4.  3).  Man  übersehe  aber  nicht,  dass  der  praktischen  Anwendung  des  rö- 
mischen Rechtes  in  dieser  Lehre  das  entgegen  steht,  dass  ihm  das  ganze 
Staatsdienerverhältniss,  wie  es  sich  bei  den  germanischen  Völkern  ent- 
wickelt hat,  in  jeder  Beziehung  fremd  ist.  Die  römische  Theorie,  welche 
durchaus  keine  Haftungsverbindlichkeit  des  Staates  für  die  Handlungen  der 
Magi'Strattis  anerkennt,  hat  ihren  Grund  in  eben  der  Unabhängigkeit 
der  sämmtlichen  Magistraturen  von  dem  Staatsherrscher  (dem  souverainen 
Volk),  wegen  welcher  auch  hier  die  Nichthaftuug  des  Staats  für  die  Hand- 
lungen der  Justizbeamten  vertheidiget  wird:  und  nachdem  die  Republik 
untergegangen  war,  fand  es  der  kaiserliche  Despotismus  seinem  Geize  und 
seiner  Habsucht  ganz  angemessen,  hier  eine  republikanische  Theorie 
beizubehalten. 

*)  Z.  B.  durch  Ausstellung  falscher  Documente,  Missbrauch  der  Amts- 
siegel, Unterschlagung  von  Depositengeldern  u.  s.  w. 

*)  Leider  wird  diese  wahrhaft  skandalöse  Theorie,  welche  alles 


371 

für  solrlie  Ilandlimc^cn  seiner  Beamten  nicht  zu  haften  brauche, 
Aveil  kein  !\ran(lant  für  das  einzustehen  schuldig  sei,  was  der 
[Mandatar  contra  muudutum  gethan  habe.  Allein  abgesehen  von 
der  alltjenieinen  Gefährhchkeit  und  UnzulängHchkeit  civiirecht- 
lieber  Analogien  im  öffentlichen  Rechte,  ist  die  analoge  Ueber- 
Iragung  der  Grundsätze  des  Mandatsverhältnisses  auf  das  Ver- 
hälfniss  des  Staates  zu  den  durch  seine  Beamten  bei  ihrer 
Amtsführung  verletzten  Privaten  schon  darum  völlig  unzulässig, 
weil  der  Dritte,  welcher  im  Privatverkehr  sich  mit  einem  an- 
geblichen Mandatar  einlässt,  dies  immer  freiwillig,  und  im 
Vertrauen  auf  die  persönliche  Redlichkeit  und  Tüchtigkeit  dieses 
Mandatars  thut,  und  mithin  ihm  immer  der  Vorwurf  einer /?ro/^r/rt 
culpa  gemacht  werden  kann,  wenn  er  mit  dem  Mandatar  ab- 
schloss,  ohne  sich  über  den  Umfang  seines  Mandates  gehörig 
vergewissert  zu  haben.  Dem  Staatsbeamten  aber  zu  vertrauen, 
welcher  persönlich  häufig  gar  keine  Sicherheit  gewährt,  sind 
die  Privaten  durch  das  Gesetz  gezwungen  ^),  und  gerade  der 
von  dem  Staate  dem  Beamten  beigelegte  öffentliche  Charakter 
nöthiget  sie,  auch  bei  den  bedeutendesten  und  wiclitigsten 
Geschäften  von  seiner  etwaigen  persönlichen  Garantielosigkeit 
abzusehen.  Die  Haftung  des  Staates  für  alle  von  den  Admiiii- 
strativbeamten  in  ihrer  Amtsführung  begangenen  schädlichen 
Handlungen  rechtfertiget  sich  daher  durch  die  politische  Rück- 
sicht auf  die  Erhaltung  des  öffentlichen  Vertrauen*,  und  als 
Folge  des  den  Beamten  von  dem  Staate  kraft  eines  Privilegs 
(§.  149)  beigelegten  öffentlichen  Charakters  (fides  publica) 
von  selbst  und  unmittelbar,  und  bedarf,  als  ein  im  öffentlichen 


öfFenÜicIie  Vertrauen  zerstört  und  den  Credit  des  Staates,  welcher  der 
höchste  und  heiligste  sein  sollte,  von  Grund  aus  vernichtet,  noch  häii(ig 
von  den  Gerichten  ihren  Entscheidungen  zii  Grund  gelegt.  Exempla  sunt 
odiosa  ! 

')  Man  nehme  z.  B.  nur  den  Fall,  dass  einer  Parthei  bei  Zwangsvermei- 
dung aufgegeben  wird,  eine  in  Streit  befangene,  oft  viele  Tausende  betra- 
gende Summe  in  ßaarem  oder  in  Staatspapieren  bei  einer  öffentlichen  Kasse 
bis  zum  Ausgange  des  Streites  zu  deponiren.  Ist  es  nicht  ein  offenbarer  Hohn 
gegen  die  Gerechtigkeit,  wenn  hier  der  Deponent,  nachdem  der  Kassenbe- 
anite  mit  dem  DeposiUim  entllohen  ist,  von  dem  Fiscus  mit  der  Antwort 
beschieden  werden  will,  der  Kassenbeamte  habe  hier  contra  inainlnlum  gv- 
handelt! 

24* 
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Rechte  und  in  der  Natur  des  Staatsdienstes  gegründetes  Ver- 
liältniss,  zu  ilirer  Kechlfertigung  keiner  weiteren  Bezugnahme 
auf  privalrechthche  Analogien.  Glaubt  man  jedoch  diese  letz- 
teren nicht  völlig  entbehren  zu  können,  so  niuss  man  nicht  die 
Analogie  des  einfachen  Mandatsverhältnisses,  sondern  die  des 
insti torischen  Verhältnisses  herbeiziehen:  denn  insoferne 
der  Beamte  durch  sein  Amt  nicht  nur  zur  Ausübung  von  Rech- 
ten des  Staates,  sondern  auch  dazu  berufen  ist,  Verpflich- 
tungen desselben  zu  erfüllen,  tritt  er  in  ein  dem  Institor,  und 
der  Staat  in  ein  dem  Praeponens  ganz  analoges  Verhältniss. 
Ueberdies  muss  der  Staat  auch  darum  wegen  des  aus  Pflicht- 
widrigkeiten der  Administrativ -Beamten  hervorgehenden  Scha- 
dens unbedingt  für  verantworilich  geachtet  warden,  weil  Nie- 
mand sich  von  seinen  Verpflichtungen  dadurch  befreien  kann, 
dass  er  ihre  Erfüllung  einem  anderen  aufträgt^).  Wo  der  Staat 
zur  Haftung  verpflichtet  ist,  muss  man  den  Betheiligten,  inso- 
ferne nicht  ein  besonderes  Landesgesetz  entgegen  stehet,  das 
Recht  zusprechen,  nach  ihrer  Wahl  sich  zuerst  an  den  Staat 
oder  an  den  Beamten  selbst  zu  halten  ^). 

§.218. 

VIII.  Von  den  relativ -wesentlichen  inneren  Hoheits- 
rechten, welche  in  Deutschland  vorkommen. 

1^  Lehnhoheit^y 

Unter  Lehnhoheit  (^Potestas  feudalis  stiblim{s,jns  sublime 
s.  majestatictim  s.   impermm  circa  feuda^  verstehet  man  den 


^)  Aus  denselben  Gründen  ergibt  sich  auch  analog  die  Verbindlichkeit 
eines  Patrimonialgerichtsherrn,  für  die  von  seinem  Gerichtshalter  bei  der 
Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  begangeneu  Gesetzwidrig- 
keiten zu  haften,  übi  emolumenttim,  ibi  onus. 

*)  Auch  wird  es  in  der  Regel  am  zweckmässigsten  sein,  dass  der  Be- 
schädigte sich  unmittelbar  an  den  Fiscus  hält.  Fiscus  semper  est  solvendo. 
—  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  der  Staat  da  nicht  haftet,  wo 
der  Beamte  selbst  nicht  ersatzpflichtig  ist,  z.  B.  bei  einem  danimim  extra 
vßin  datiim.  (Siehe  oben  §.  216.)  — 

*)  Behr,  Versuch  eiuer  allgemeinen  Bestimmung  des  Unterschiedes 
zwischen  Lehuherrlichkeit  und  Lehnhoheit.  Würzburg  1799. 
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Inbegriff  der  politischen  Rechte,  welche  dem  Staatsherrscher 
als  solchem  über  die  im  Staate  vorkommenden  Lehnverbin- 
dungen zustehen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Lehn  Staatslehn 
(Feuila  publica)  oder  Privatlehn  (^F.  privata)  sind.  Die  Lehn- 
lioheit  begreift:  1)  das  Recht  der  Gesetzgebung  (Lehn- 
gesetzgebung) und  2)  die  vollziehende  Gewalt  in  Bezug  auf 
das  ganze  Lehnverhältniss '),  und  diese  letztere  enthält:  a)  das 
Recht  der  fortwährenden  Beaufsichtigung  (jits  snpremae  inspec- 
fionis)  des  Lehn-Institutes  oder  die  sog.  Lehnpolizei  2);  b)  die 
Lehngerichlsbarkeit  (jurisdictlo  feu(htlis)^);  und  endlich  c)  die 
Befugniss  zur  Handhabung  der  Lehngesetze  durch  eigentliche 
Vollstreckung.  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Lehnhoheit  als 
einem  rein  politischen,  unmittelbar  in  dem  Begriffe  der  Staatsge- 
Avalt  wurzelndem  Rechte  ist  die  Lehnherrlichkeit  (Domininni 
feudale)^  d.  h.  der  Inbegriff  der  Rechte,  welche  dem  Lehnsherrn 
als  solchem  aus  dem  Lehnvertrage  gegen  seinen  Vasallen  und 
über  das  Lehngut  zustehen.  Die  Lehnherrlichkeit  erscheinet 
der  Lehnhoheit  gegenüber  als  ein  blosses  Privatrecht,  und  ist 
als  solches  der  Lehnhoheit  in  aller  Beziehung  unterworfen^). 
Es  ändert  daher  auch  nichts  weder  an  dem  Begriffe  dieser  beiden 
Rechte,  noch  an  dem  Verhältnisse  derselben  zu  einander,  wenn 


')  Insoferne  uach  der  älteren  Terminologie  unter  Jiirisdictio  die  ganze 
vollziehende  Gewalt  begriffen  wurde,  könnte  man  einfach  die  Lehnhoheit 
als  Leginlatio  et  jnrisdictio  circa  f'euda  erklären. 

*)  Die  Staatsgewalt  kann  hiernach  auch  die  ganze  Aufhebung  des 
Lehnwesens,  oder  eine  Beschränkung  in  Bezug  auf  Sachen  und  Personen, 
oder  der  Leistungen  des  Vasallen,  oder  der  Art  der  Vererbung  u.  s.  w.  an- 
ordnen. 

')  Die  Lehngerichtsbarkeit  ist  also  ilirem  Wesen  nach  ein  Theil  der  Staats- 
gerich(barkeit  überhaupt:  sie  wurde  jedoch  häufig  durch  Verleihung  oder 
Herkommen  von  den  Lehensherren  über  ihre  Vasallen  erworben,  so  dass  sie 
nunmehr  gemeinrechtlich  sogar  als  ein  in  der  Lehnherrlichkeit  begriffenes 
Recht  betrachtet  wird.  Dies  erklärt  sich  auch  daraus,  dass  in  der  ältercu 
Zeit  nur  grössere  Laudesherrn,  welche  somit  vom  Kaiser  als  solche  Jnris- 
dictio erhalten  hatten,  Lehnherrn  sein  konnten  (vgl.  L  feud.  1.  qui  feudam 
dare  possunt),  so  wie  auch  h.  z.  T.  meistens  nur  noch  die  souvcrainen 
Fürsten  und  die  Standesherrn  als  Luhiisherrn  erscheinen.  • 

*)  Leiinshoheit  und  Lehnsherrlichkeit  sind  eben  so  ihrem  Wesen  nnch, 
wie  hinsichtlich  ihres  Rechtsgrundes  und  ihren  Wirkungen  uach  verschieden. 
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sie  gleichwohl  beide,  wie  heut  zu  Tage  meistens  der  Fall  ist, 
einer  und  derselben  Person,  nämlich  dem  Staalsherrscher  zu- 
stehen'*). 

§.219. 

2J  Kirchenhoheit. 

a)  Begriff. 

Kirchenhoheit  (^Jtts  stiOlime  s,  inujestalicnm  circa  sacra^ 
ist  der  InbegrifTder  Rechte,  welche  der  Staatsgewalt  über  die 
in  dem  Lande  vorkommenden  Kirchen  uml  anderen  Religions- 
Gesellschaflen  zustehen').  Schon  in  dem  westphälischen Frieden 
wurde  die  Kirchenhoheit  als  ein  den  deutschen  Landesherrn 
zuständiges  Recht  anerkannt  2),  und  erscheinet  nunmehr  als 
eine  mit  dem  Begriffe  der  Souverainität  für  den  Staatsherrscher 
von  selbst  gegebene  Befugniss.  Nicht  zu  verwechseln  mit  der 
Kirchenhoheit  ist  die  Kirchen-Gewalt  (Jus  in  sacra^,  d.  h. 
der  Inbegriff"  der  Rechte,  welche  einer  Kirche  als  einer  mit  Kor- 
porationsrechten ausgerüsteten  Religions-Gesellschaft  über  ihre 
Mitglieder  in  Gemässheit  des  Zweckes  dieser  Verbindung  zu- 
stehen^). 


*)  Wo  nach  der  Lehnsgesetzgebiing,  wie  z.  B.  in  Baden  und  in  Bayern, 
nur  noch  der  Staatsherrscher  Lehnsherr  sein  kann,  und  ausserdem  nur  noch 
(ausnahmsweise)  den  Standesherrn  die  Lehnsherrlichlveit  belassen  worden 
ist,  da  ist  die  Lehnsherrlichkeit  selbst  als  ein  Regale  (§.  227)  zu  betrachten. 

')  Kirchen  und  andere  Religionsgesellschaften  stimmen  darin  über- 
ein, dass  sie  sämmtlich  Verbindungen  zur  gemeinsamen  äusseren  Gottesver- 
ehrung sind :  unterschieden  sind  sie  dadurch,  dass  nur  den  ersteren  Korpo- 
rationsrechte zustehen:  auch  pflegt  man  gegenwärtig  nur  christliche 
Religionsgesellschaften  (nach  Erlangung  von  Korporationsrechten)  als 
Kirchen  zu  bezeichnen. 

2)  L  P.  0.  Art.  VllL  §.  1.  „  .  .  .  Singuli  Electores,  Principes  et  Status 
Imperii  Romani  in  .  .  .  libero  juris  territorialis  tarn  in  Ecclesiasticis 
quam  in  politicis  exercitio  .  .  .  stabiliti  firmatique  sunto." 

')  Je  nach  der  Verfassung  der  Kirche  kann  die  Kirchengewalt  oder  die 
Ausübung  derselben,  ganz  oder  zum  Theil  als  das  Recht  eines  bevorzugten 
Theiles  der  Kirchengemeinde  (einer  Priesterschaft,  Hierarchie,  Episcopatus) 
auch  wohl  eines  Einzelnen  als  Kirchenoberhauptes  erscheinen. 
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§.  220. 

b)  Verhältiiiss  der  Kirche  zum  Staate. 

Ueber  das  Yerhältniss  der  Kirche  zum  Staate  sind  mehrere 
Systeme  möglich:  I.  Das  hierarchische  System.  Nach  diesem 
Systeme  trägt  die  Kirche  als  unmittelbare  göttliche  Institution 
den  Titel  ihres  Bestehens  als  Korporation  (Civitas  Bei)  in  sich 
selbst:  sie  wird  durch  eine  hohe  Priesterschaft  (Episcopatns) 
regiert,  welche  durch  göttliche  Anordnung  hierzu  berufen  ist. 
Die  Kirche  stellet  sich  nach  diesem  Systeme  in  Folge  ihres  golt- 
heben  Berufes  über  den  Staat,  welcher  von  ihr  erst  die  religiöso 
Weihe  und  die  sittlichen  Ideen  empfängt,  so  dass  also  die  Kir-« 
chengewalt  sich  über  die  Staatsgewalt  erhebt.  Es  ist  dies  das 
System,  dessen  praktische  Durchführung  sich  das  Papslthum 
im  Mittelalter  zur  Aufgabe  gesetzt  hatte,  welches  aber  theils 
durch  die  reformatorischen  Bestrebungen  seit  dem  XV.  Jahr» 
hunderte  überhaupt,  und  für  Deutschland  insbesondere  durch 
den  westphälischen  Frieden  (1648)  positiv  gebrochen  worden 
ist.  II.  Das  zweite  mögliche  System  pflegt  man  als  das  Ter- 
ritorial-System  zu  bezeichnen.  Hiernach  erscheinet  die  Re- 
ligion als  eine  Landesangelegenheit:  der  Staat  hat  sonach  in 
Religionssachen  dieselbe  Gewalt,  wie  in  politischen  Sachen: 
er  bestimmt  daher  auch  Symbolum  und  Cultus  und  der  Staats- 
herrscher vereinigt  sonach  die  Kirchengewalt  und  Kirchenhoheit 
in  solcher  Weise,  dass  die  erstere  in  der  letzteren  völlig  unter- 
gehet, d.  h.  von  der  Entscheidung  derselben  durchaus  abhängig 
und  die  Kirche  sowohl  in  den  inneren  als  äusseren  Beziehungen 
dem  Staate  untergeordnet  ist.  Dieses  System  wurde  mitunter 
in  einzelnen  deutschen  Staaten  in  dem  Reformations-Zeitalter, 
so  lange  die  Begrifl'e  von  Kirchengewalt  und  Kirchenhoheit 
noch  nicht  in  ihrem  ganzen  Gegensatze  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen und  in  richtiges  Yerhältniss  gesetzt  worden  waren, 
einzuführen  versucht,  ist  aber  in  der  hier  angegebenen  Be- 
deutung durch  die  Beschränkungen,  welche  der  wesfphälische 
Frieden  der  landesherrlichen  Kirchenhoheit  gesetzt  hat,  gleich- 
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falls  positiv  beseitigt  worden').  III.  Das  drilte  System  wird 
als  das  der  Keligionsfreiheit,  oder  auch  als  Associations- 
System  bezeichnet.  Es  wird  hiernach  für  jeden  Einzelnen  die 
vollkommenste  subjektive  Freiheit  des  religiösen  Glaubens  als 
ein  ihm  absolut  zuständiges  Recht  in  Anspruch  genommen,  und 
daher  an  den  Staat  auch  keine  andere  Forderung  gestellet,  als 
die,  unbedingte  Gewissensfreiheit  zu  geben,  so  dass  das  re- 
ligiöse Bekenntniss  auch  durchaus  keinen  beschränkenden 
Einfluss  auf  die  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  des  Indivi- 
duums äussern  darf  2),  der  Staat  dagegen  auch  nicht  verbunden 
ist,  irgend  etwas  für  die  einzelnen  Kirchen  zu  leisten,  wenn  er 
es  nicht  selbst  seinem  Interesse  angemessen  findet,  der  einen 
oder  der  anderen  Kirche  eine  Unterstützung  aus  Staatsmitteln 
zu  gewähren"^).  Die  Kirche  selbst  will  nach  diesem  Systeme 
vom  Staate  nur  nach  den  Grundsätzen  des  freien  Associations- 
oder  Gesellschafts -Rechtes  beurtheilt  sein,  und  räumet  daher 
dem  Staate  über  sich  auch  keine  anderen  Rechte  ein,  als  die- 
jenigen, welche  ihm  überhaupt  über  Gesellschaften  zustehen. 
Da  hiernach  die  Kirche  die  Einwirkung  des  Staates  in  ihre  in- 
neren Verhältnisse,  Avie  Dogma,  Symbolum,  Cultus  u.  s.  w.  zu- 
rückweiset, und  sonach  sich  in  dieser  Hinsicht  eine  unabhän- 
gige Selbstgesetzgebung  und  vollziehende  Gewalt  beileget,  und 
in  soweit  also  sich  dem  Staate  als  gleich  berechtiget  an  die 
Seite  stellet,  so  pflegt  man  dieses  System  auch  als  Collegial- 
system  zu  bezeichnen.  Dieses  System  wird  in  der  Regel  von 
allen  neu  entstehenden  Reliffionsffesellschaften  zuerst  aufge- 


')  In  einem  anderen  Sinne  kann  man  noch  von  einem  Terrltorialsysteme 
sprechen,  insoferne  es  sich  nur  um  den  Grund  handelt,  aus  welchem  die 
protestantische  Kirchengewalt  dem  Landesherrn  beizulegen  ist.  Vergl.  unten 
Note  7. 

*)  Wo  dies  nicht  gewährt  wird,  ist  die  Gewissensfreiheit  nur  ein  leerer 
Name. 

*)  Charte  const.  franc.  Art  7.  „Chacun  professe  sa  religion  avec  une 
egale  liberle,  et  ohtient  pour  son  culte  la  meme  protection."  —  Art.  8.  „Les 
ministres  de  la  religion  cathollque,  apostoJlque  et  romaine,  professee  par  la 
mojorite  des  Francais  et  ceux  des  autres  cultes  chretlens,  recoivent  des 
traitements  du  tresor  publique."  — 
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iiommen  und  verfochten,  so  lange  sie  sich  noch  nicht  erstarkt 
und  zahlreich  genug  fühlen,  um  von  dem  Staate  ausser  der 
Duldung  als  Gesellschaft  auch  noch  die  Beilegung  eigentlicher 
Korporationsrechte  zu  fordern^).  Es  setzet  aber  seine  prak- 
tische Gültigkeit  voraus,  dass  bereits  ein  Recht  der  Associa- 
tionsfreiheit  (§.  176)  im  Staate  anerkannt  ist,  und  sonach  ver- 
fassungsmässig feststehet,  dass  die  Unterthanen  jede  beliebige 
Verbindung  eingehen  dürfen,  welche  weder  unsittliche  noch 
staatsgefährliche  Zwecke  verfolgt^).  Dieses  System  wurde 
auch  in  den  ersten  Zeiten^der  Reformation  aufzustellen  versucht, 
und  liegt  theilweise  der  Augsburger  Confession  vom  J.  1530  und 
dem  Religionsfriedeij  vom  J.  1555  zu  Grunde,  so  wie  auch  die 
katholische  Kirche,  seitdem  ihr  Versuch  sich  über  den  Staat  zu 
erheben  gescheitert  ist,  und  insbesondere  seit  dem  westphäli- 
schen  Frieden  (1648)  hauptsächlich  auf  den  Grundlagen  dieses 
Systemes  sich  dem  Staate  gegenüber  zu  behaupten  sucht.  Es 
hat  sich  jedoch  das  Associations-System  in  Deutschland  eigen- 
thümlich  modifizirt,  weil  nicht  nur  die  katholische  Kirche  fort- 
fuhr, für  sich  nicht  blos  Gesellschaftsrecht,  sondern  eigentliche 
Jura  unlversitatis  in  Anspruch  zu  nehmen,  sondern  auch  die 
protestantische  Kirche  in  dieser  Beziehung  eine  Gleichstellung 
mit  der  katholischen  Kirche  erstrebend,  ebenfalls  die  Anerken- 
nung als  Universlfas  in  den  einzelnen  Staaten  forderte  und 
durchsetzte,  und  weil  die  Hauptkirchen,  namentlich  die  prote- 
stantischen, in  vielen  Ländern  die  Unterstützung  des  Staates 
nicht  entbehren  konnten,  und  weil  überdies  die  protestantischen 
Kirchen  sich  bald  genothiget  sahen,  sich  des  nötliigen  Schutzes 
wegen  enger  an  den  Landesherrn  anzuschliessen,  und  dem- 
selben ausser  der  Kirchenhoheit  sogar  einen  Theil  der  Kirchen- 
gewalt, insbesondere  die  Jurisdictio,  d.  h.  die  vollziehende  und 
verordnende  Gewalt  der  Kirche  oder  das  Kirchenreeiment  zu 


*)  So  z.  B.  aiicli  in  ueuerer  Zeit  von  den  Deutsch-Katholiken. 

*)  Wo  einmal  der  Grundsatz  der  Associationsfreiheit  aufgenommen  ist, 
kann  auch  die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  nicht  ohneinconsequenz 
verweigert  oder  erschwert  werden.  In  der  vollständigsten  praktischen  Gel- 
tung findet  sich  das  System  der  Religionsfreiheit  in  Nordamerika  und  Frank- 
reich. (Siehe  Note  3.) 
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iibertra{G^en  oder  zuzugestehen''),  so  dass  nunmehr  wenigstens 
hinsichthch  der  protestantischen  Kirche  das  Associations-  oder 
Collegialsysteni  eine  Beimischung  von  dem  Tcrritorialsysteme 
erhahen  hat^).  In  Folge  hiervon  konnte  sich  das  Collegial- 
system  in  Deutschland  nur  mit  folgenden  Modificationen  be- 
haupten: 1 )  die  Kirche  ist  hinsichtlich  ihrer  inneren  Gesellschafts- 
verhältnisse wie  Dogma,  Symbolum  u.  s.  w.  von  dem  Staate 
unabhängig,  und  also  in  dieser  Beziehung  dem  Staate  wirklich 
coordinirt^):  2)  insoferne  die  Kirche  aber  als  äusserlich  er- 
scheinende Gesellschaft  mit  Ansprüchen  auf  Universitätsrecht 
und  auf  Erhaltung  oder  Unterstützung  ihres  Cultus  aus  Staats- 
mitteln hervortritt,  so  ist  sie  wie  jede  andere  Verbindung,  welche 
derartige  Befugnisse  anstrebt,  dem  Staate  subordinirt.  Jede 
Kirche  bedarf  daher,  weil  sie  Unrversifas  sein  will,  der  Bewil- 
ligung des  Staates  zu  ihrem  rechtlichen  Dasein,  besonders  um 
die  Flauptwirkung  des  Korporationsrechtes,  des  Vermögens- 
rechtes (§.  183),  geniessen  zu  können:  3)  die  Kirche  stehet 
sonach  auch  fortwährend  unter  dem  Aufsichtsrechte  des  Staates, 


*)  Dies  ist  mitunter  selbst  dann  der  Fall,  wenn  der  Landesherr  katho- 
lisch ist:  jedoch  darf  dieser  die  Kirchengewalt  stets  nur  durch  ein  prote- 
stantisches Consistorium,  so  wie  der  protestantische  Landesherr  nur  mit 
einem  solchen  ausüben. 

')  Ueber  den  Grund  der  Zuständigkeit  der  protestantischen  Kirchen- 
gewalt für  den  Landesherrn  hat  man  drei  Systeme  aufgestellt:  a)  das 
Tcrritorialsystem  (Cujus  est  regio,  illius  est  religio).  Hiernach  soll  der 
Landesherr  als  solcher  (ipso  jure)  sofort  Inhaber  der  Kirchengewalt  sein. 
Man  will  dieses  System  in  dem  I.  P.  0.  Art.  Vlll.  §.  1  (§.  219.  Note  2)  be- 
gründet finden,  welche  Stelle  jedoch  nur  von  der  Kirchenhoheit,  nicht  von 
der  Kirchengewalt  spricht.  —  b)  Das  Devolution  s- System:  man  behaup- 
tete nämlich,  dass  die  bischöfliche  Gewalt  ipso  jure  auf  den  Landesherrn 
iibergegangen  (devolvirt)  sei,  weil  den  katholischen  Bischöfen  die  Kirchen- 
gewalt über  die  Protestanten  durch  den  Religionsfrieden  v.  1555  entzogen 
worden  ist.  Auch  dieses  System  beruhet  auf  einer  Verwechselung  der  Kirchen- 
gewalt und  Kirchenhoheit.  —  c)  Das  insbesondere  sog.  Collegial- System: 
hiernach  hat  der  protestantische  Landesherr  die  Kirchengewalt  in  Folge 
freier  Uebertragung  durch  die  Gemeinde.  Dieses  System  ist  der  Grundidee 
des  Protestantismus  am  meisten  entsprechend. 

*)  Praktisch  behauptet  nur  die  katholische  Kirche  wirklich  sich  in 
coordinirtem  Verhältnisse  mit  dem  Staate:  die  protestantische  Kirche  hat 
noch  vielfach  mit  Ueberresten  des  älteren  Territorialsystemes  zu  kämpfen. 
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der  auch  da,  wo  subsidiär  seine  Unterstützung  für  den  Bediuf 
des  Cultus  in  Anspruch  genommen  wird,  sehr  hefheiliget 
bei  der  Verwaltung  des  Kirchen  Vermögens  erscheint:  dagegen 
aber  ist  4)  die  von  dem  Staate  mit  Universitätsrecht  anerkannte 
Kirche  auch  befugt,  den  Schutz  desselben  für  sich  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

§.  221. 
c)  Unterschied  von  Kirchenhoheit  und  Kirchengewalt. 

So  wie  Staat  und  Kirche  inihrem  Wesen  verschieden  sind, 
so  sind  es  auch  die  Kirchenhoheit  und  die  Kirchengewalt. 
Schon  hinsichtlich  des  Ursprunges  tritt  nämlich  zwischen 
dem  Staate  und  der  Kirche  der  wesentliche  Unterschied  hervor, 
dass  der  erstere  als  das  Produkt  einer  zusammenwirkenden 
natürlichen  und  sittlichen  Nolhwendigkeit  erscheinet,  dagegen 
die  Kirche  nur  in  dem  sittlich-religiösen  Bedürfnisse  allein  wur- 
zelt, und  nur  durch  freien  Willensakt  oder  Vertrag  der  Theil- 
nehmer  entstehet  und  fortgepflanzt  wird  ^).  Hauptsächlich  unter- 
schieden sind  aber  Staat  und  Kirche  durch  ihre  Zwecke:  wäh- 
rend nämlich  der  Staat  sich  die  Herstellung  der  äusseren 
Bedingungen  einer  vernunftgemässen  Socialität  zur  Aufgabe 
setzt  (§.  35),  so  erkennt  die  Kirche  als  ihren  Zweck  die  ge- 
meinschaftliche Gottesverehrung  nach  einem  bestimmten  Cultus 
und  hierdurch  zugleich  die  Beförderung  der  sittlichen  Entwicke- 
lung  des  inneren  Menschen,  und  Hinleitung  ihrer  Mitglieder 
zur  ewigen  Glückseligkeit.  Demgemäss  unterscheiden  sich  auch 
Kirchenhoheit  und  Kirchengewalt  sowohl  hinsichtlich  ihres  Ur- 
sprunges als  ihres  Zweckes:  erstere  wurzelt  als  mit  dem 
Begriffe  der  Staatsgewalt  gegeben  in  der  Staatsverfassung  (im 
Gesetze)  selbst,  und  hat  die  Interessen  des  Staates  in  seinem 
Verhältnisse  zu  den  in  seinem  Territorium  auftretenden  Kirchen 
zum  Gegenstande:  letztere  dagegen  gründet  sich  als  ein  Ge- 
sellschaftsrecht auf  Vertrag,  und  hat  nur  die  Interessen  der 
Kirche  im  Verhältnisse  zu  ihren  Bekennern  zum  Gegenstände. 


')  Es  wird  Niemand  als  Mitglied  einer  Kirche  geboren,  sondern  jeder 
muss  persönlich  einen  Aufnahmsverti-ag  (Tauf blind)  mit  der  Kirche  scliliessen. 
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Hiermit  ist  aiicli  zugleich  ein  weiterer  Unterschied  hinsiclitlich 
des  Subjektes  beider  Berechtigungen  gegeben:  die  erste 
stehet  dem  Staatsherrscher  als  solchem  nothwendig,  die  letz- 
tere dagegen  der  Kirche  selbst  als  Gesellschaft  oder  denjenigen 
Personen  zu,  welchen  sie  von  der  Kirche  in  Gemässheit  ihrer 
selbstbestimmten  Verfassung  übertragen  worden  ist.  Auch  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  findet  zwischen  der  Kirchenhoheit 
und  der  Kirchengewalt  der  wesentliche  Unterschied  statt,  dass 
die  erstere  ein  wirkliches  Imperium^  d.  h.  mit  äusseren  Zwangs- 
mitteln ausgerüstet  ist,  wogegen  die  letztere  keine  eigentliche 
Sfrafgewalt  hat,  sondern  auf  Ermahnungen  und  Bussen  be- 
schränkt ist,  und  in  den  äussersten  Fällen  nichts  weiter  als  eine 
Ausschliessung  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  verfügen 
kann  2). 

§.  222. 

d)  Allgemeine  Grundsätze  in  Bezug  auf  die 
Kirclienholieit*). 

Hinsichtlich  der  Kirchenhoheit  gelten  im  allgemeinen   fol- 
gende Grundsätze:   l)  Die  Hoheitsrechte  des  Staatsherrschers 


*)  Nach  der  mUtelalterlichen  I^cclUsansicht  sollte  der  Aiiscliliiss  von 
der  Kircliengeineinde  (der  Bann)  den  Ausschluss  von  der  Staalsgemeinde 
(die  Acht)  zur  Folge  haben  und  umgekehrt.  Vergl.  Scliw  abensp.  Vorrede 
(Lassberg)  §.  f.  —  Heut  zu  Tage  kann  keine  kirchliche  Maasregcl  gegen 
ein  Individuum  Einfluss  auf  dessen  bürgerliche  und  politische  Rechte  äussern. 

*)  Als  gemeinrechtliche  Ouelleu  für  die  kirchenhoheitlichen  Verhältnisse 
sind  zu  betrachten:  a)  Der  Religionsf'rieden  von  1555,  und  der  westphälische 
Frieden  von  1648;  b)  Art.  16  der  deutschen  Bundesakte  (vergl.  unten  das 
Bundesrecht  §.  58.  Nr.  5).  —  Das  sog.  Wiener  Concordat  mit  dem  Pabste 
Kicolaus  V.  vom  J.  1448  hat  durch  die  gänzliche  Umänderung  der  Staats- 
verhältnisse seine  praktische  Bedeutung  verloren.  Dagegen  sind  die  Bezie- 
hungen der  Kirchenhoheit  zum  römischen  Stuhle  in  mehreren  Staaten  in 
neuerer  Zeit  geordnet  worden:  1)  in  Bayern  durch  einen  förmlichen  Staats- 
vertrag, das  Concordat  mit  Pabst  Pius  VII.,  v.  24.  Oct.  24.  Nov.  1818;  2)  in 
Preussen,  durch  die  Bulle:  Be  salute  animarvm  v.  16.  Juli  1821  ;  .3)  in 
Hannover,  durch  die  Bulle:  Impensu  Romanorii7n  Pontificinn  v.  26.  März 
1824;  4)  in  der  sog.  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  d.  h.  in  Würtem- 
berg,  Baden,  Nassau,  beide  Hessen,  Mecklenburg,  den  sächsischen  Herzog- 
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über  die  Kirche  sind  als  Aiisfluss  der  Staatsgewalt  mit  dieser 
selbst  wesentlich  und  unzertrennlich  verbunden:  sie  künneti 
daher  dem  Souverain  nie  entzogen  werden,  auch  kann  er  nie- 
mals auf  sie  gültig  verzichten  oder  sie  aufgeben.  2)  Die  Kirchen- 
hoheit als  ein  rein  politisches  Recht  stehet  einem  jeden  Staats- 
herrscher als  solchem  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  Confession 
zu,  welcher  er  persönlich  angehört.  3)  Gegenstand  der  Kirchen- 
hoheit ist  nur  die  äussere  Religionsübung  der  Unterthaneu. 
4)  Die  Kirchenhoheit  hat  nicht  nur  einen  negativen,  sondern 
auch  einen  affirmativen  Inhalt,  d.  h.  sie  ist  nicht  allein  ein  Jus 
cavendi  s.  prohibeniU,  sondern  sie  hat  auch  zur  Aufgabe,  den 
Kirchen  eine  solche  Stellung  zu  geben,  dass  hierdurch  das 
Wohl  des  Staates  selbst  gefördert  wird.  5)  Die  Grenzen  der 
Kirchenhoheit  sind  wie  die  eines  jeden  anderen  Hoheitsrechtes, 
abgesehen  von  den  singulären  Bestimmungen  einzelner  Staats- 


thümern,  Oldenburg,  Waldeck  und  (nunmehr  da  auch  der  Beitritt  von  Ham- 
burg erfolgt  ist)  in  den  vier  freien  Städten  durch  die  Bullen:  Provida 
soler)>(/ue  v.  16.  Aug.  1821,  und:  Ad  Dominici  greyis  custodiam  v.  11.  April 
1827.  Nach  der  Publikation  letzterer  Bulle  wurde  in  allen  zur  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  gehörigen  Staaten  zugleich  (30.  Januar  1830)  eine  gleich- 
lautende sehr  wichtige  Verordnung,  das  landesherrliche  Schutz-  und  Auf- 
sichtsrecht betreffend,  bekannt  gemacht.  Die  hierin  aufgestellten  Giundsä(,ze 
wurden  zwar  von  Plus  VIII.  durch  ein  an  die  Bischöfe  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  gerichtetes  Breve :  ,,  Pervenerat  non  ita  pridem"  v.  30.  Juni 
1830  verworfen,  welche  aber  von  Seite  der  Staatsregierungen  keine 
Beachtung  gefunden  hat.  —  Vergl.  S.  Brendel,  Handbuch  des  kath.  und 
prolest.  Kirchen  R.  3.  Aufl.  Bamberg,  1840.  Bd.  1.  §.  45  flg.  —  Bestimmun- 
gen über  die  kirchlichen  Verhältnisse  enthalten  auch  die  Verf.  Urkk.  von 
Bayern  (1818)  Tit.  IV.  §.9.  und  die  hierzu  gehörige  Beil.  II.  (Religions- 
Edikt)  nebst  deren  Anhängen  v.  26.  Mai  1818;  Baden  (1818)  §.  18  —  20; 
dabei  blieb  das  erste  Constitutions-Edikt  (Religions-Edikt  v.  14  Juli  1803) 
in  Kraft;  auch  gehört  hieher  die  Urk.  über  die  Vereinigung  der  beiden  evan- 
gelischen Landeskirchen,  nebst  den  dazu  gehörigen  Beilagen,  die  Kirchen- 
Verfassung  u.  s.  w.  betr.  v.  26.  Juli  1821 ;  Würtemberg  (1819)  §.24.  27. 
70  —  84;  Grossherz.  Hessen  (1820)  §.  20  —  22,  39  —  44;  Coburg  (1821) 
§.  13.  14.  25  —  30;  Meiningen  (1829)  §.  12.  29.  36;  K.  Sachsen  (1831) 
§.  32.  33.  56  —  62;  Kurhessen  (1831)  §.  29.  30.  132—  138;  Altenburg 
(1831)  §.  128  —  161;  Braunschweig  (1832)  §.  29.211  —230;  Sigma- 
ringen (1833)  §.  19.  33  —  40;  Hannover  (1840)  §.  32.  63-79;  Sou- 
dcrshausen  (1841)  §.  42.  96  —  107. 


Verfassungen,  im  allgemeinen  wie  die  eines  jeden  amleren 
Hoheitsrechtes  nur  durch  den  Staatszweck  bestimmt.  Es  ist 
jedoch  dieses  Hoheitsrecht  stets  in  solcher  Weise  auszuüben, 
dass  dadurch  weder  der  Gewissensfreiheit  der  Einzelnen,  noch 
auch  den  erworbenen  Rechten  der  bisher  bestehenden  und  an- 
erkannten Religionspartheien  zu  nahe  getreten  wird. 

§.  223. 

Uebcrsieht  der  Befugnisse,  Avelclie  in  der  Kirclienlioheit 

liegen. 

Die  Kirchenhoheit  des  Staates  wird  wie  jedes  andere  Ho- 
heitsrecht, in  den  Formen  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden 
Gewalt  ausgeübt.  In  dem  Inhalte  derselben  lassen  sich  aber 
drei  Befugnisse  unterscheiden:  I.  Das  Recht  der  Aufnahme  (Jus 
reformaniUy,  II.  das  Recht  der  Aufsicht  (Jus  supremae  Inspec- 
lioftis) ;  III.  das  Schirmrecht  (Jus  advocatiae  s.  protectionts). 

§.  224. 
A)  Von  dem  Rechte  der  Aufnahme  (Jus  refonnandi)*). 

Unter  dem  Rechte  der  Aufnahme  (Jus  reformandl)  verstehet 
man  die  Befugniss  des  Staates,  die  Bildung  von  Religions- 
gesellschaften in  seinem  Gebiete  zu  gestatten  und  die  Bedingun- 
gen ihres  Bestehens  festzusetzen.  Es  begreift  aber  dieses  Recht 
keinesweges  auch  die  Befugniss,  die  Glaubenssätze  zu  bestim- 
men, sondern  es  setzt  vielmehr  voraus,  dass  von  den  Beken- 


')  Der  Ausdruck,  Jus  reformandi,  findet  sich  im  I.  P.  0.  Art.  V.  §.  29  flg. 
Nach  §.  31.  (ebendas.)  sollte  dasselbe  nur  mit  Rücksicht  auf  das  Normal- 
jahr (annns  decretoritis),  d.  h.  auf  den  Besitzstand  im  Jahre  1624  ausgeübt 
werden,  so  dass  jede  Confession  geduldet  werden  muss,  welche  nur  in  irgend 
einem  Theile  dieses  Jahres  sich  in  einem  Besitze  der  Ausübung  ihres  Cultus 
befand.  Die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  wurde  in  demReichs- 
deputations-Hauptschlusse  vom  25.  Febr.  1803  §.  63  ausdrücklich  ausge- 
sprochen, und  dabei  noch  weiter  als  Recht  des  Landesherrn  positiv  aner- 
kannt, auch  andere  Religionsverwandte  zu  dulden,  und  ihnen  den  vollen 
Gemiss  der  bürgerlichen  Rechte  einzuräumen. 
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nern  eines  gewissen  Glaubens  ein  demselben  enlsprcchendes 
Symbolum  bereits  aufgestellt  worden  ist.  Das  Jus  refonnamli 
unifasst  1)  das  Recbt,  den  Untertbanen  zu  gestatten,  sidi  in 
religiöse  Gesellschaften  zu  vereinigen,  und  vor  der  Aufnahme 
als  Bedingung  derselben  die  Darlegung  ihres  Glaubens-Symbo- 
lum  zu  verlangen:  2)  ferner  das  Recht,  die  Befugnisse  der  Re- 
ligionsgesellschaften in  ihren  Beziehungen  zum  Staate,  so  wie 
unter  sich  zu  bestimmen.  3)  Umgekehrt  stehet  aber  auch  dem 
Staate  das  Recht  zu,  Religionsgesellschaften  die  .Aufnahme  zu 
verweigern,  welche  unsittliche  oder  staatsgefährlicbe  Grund- 
sätze aufstellen  sollten.  Die  Zulassung  der  Religionsgesell- 
schaften kann  auf  eine  zweifache  Art  geschehen :  entweder 
durch  ein  förmliches  Staatsgesetz  (Receptio),  oder  durch  ein- 
fache Bewilligung  aus  Gnade  des  Landesherrn  (sog.  Toleranz). 
Der  Unterschied  zwischen  beiden  Arten  der  Zulassung  lie«rt 
darin,  dass  im  ersteren  Falle  die  Aufnahme  im  Zweifel  als 
unwiderruflich ,  im  letzteren  als  widerruflich  (precan'o)  ge- 
währt erscheint.  In  den  neueren  Verfassungsurkunden  ist  durch- 
gehends  die  Toleranz  grundgesetzlich  verbürgt,  jedoch  nur  in 
der  Form  der  Gewissensfreiheit  der  Einzelnen,  ohne  Zu- 
sicherung kirchlicher  Rechte,  welche  letztere  nur  den  drei  christ- 
lichen Hauptconfessionen  eingeräumt  zu  sein  pflegen.  Hinsicht- 
lich der  Formen  der  äusseren  Religionsübung  kann  der  Staat 
Befugnisse  in  mehrfacher  Abstufung  gewähren:  1)  das  Recht 
der  einfachen  Hausandacht  (devotio  domestica  simplex):  diese 
ist  mit  der  Anerkennung  des  Rechtes  der  Gewissensfreiheit  der 
Einzelnen  von  selbst  gewährt.  2)  Das  Recht  der  sog.  quali- 
ficirten  Hausandacht,  insoferne  die  Besorgung  des  häuslichen 
Cultus  durch  einen  eigenen  Geistlichen  oder  Prediger  nach- 
gegeben Avird  ') .  3)  R  e  1  i  g  i  0  n  s  ü  b  u  n  g  {exercitium  rellgionis^ 
im  eigentlichen  Sinne  ist  dann  verstattet,  wenn  die  Bekenncr 
einer  Confession  ohne  Beschränkung  auf  die  Hausandacht  ein- 
zelner Familien  ihren  Gottesdienst  unter  eigenen  Seelsorgern 
gemeinschaftlich  feiern  dürfen.  Die  Religionsübung  selbst 


1)  Eine  solche  Befngniss  pflegt  den  Gesandten  eingeräumt  zu  werden, 
wenn  die  herrschende  Religion  des  Staates,  welchen  sie  repräsentiren,  in 
dem  Staate,  wo  sie  accreditirt  sind,  keine  öffentliche  Ausübung  hat. 
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kann  entweder  als  öffentliche  oder  Privat- Religionsübung 
(^E.  R.  publicum  s.  p/ivalftm)  versfattet  werden.  Die  ersterc 
gibt  folgende  Rechte:  1)  Die  Religionsgesellschaft  ist  als  i'tti- 
versHas  vom  Staate  anerkannt,  nnd  somit  eigentliche  Kirche. 
Die  einzelnen  Kirchengemeinden  haben  demnach  auch  Paro- 
chialrecht,  d.  h.  das  Recht,  Sakramente  auszutheilen,  Beerdi- 
gungen vorzunehmen,  Vermögen  zu  besitzen ,  Kirchenbücher 
mit  öffentlichem  Glauben  zu  führen  2),  und  den  Seelsorgern  für 
ihre  Functionen  ein  Einkommen  (jitra  stolae)  zu  gewähren. 
2)  Die  Kirchengemeinde  darf  hier  ihren  Gottesdienst  in  öffent- 
licher Versammlung  halten ;  auch  feierliche  Handlungen,  wie 
Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche  vornehmen:  3)  sie  darf 
ordiiiirte  Seelsorger  aufstellen;  -1)  die  Kirchengebäude  dürfen 
mit  öffentlichen  Auszeichnungen,  wie  Thürme  und  Glocken, 
versehen  werden:  und  endlich  5)  dürfen  auch  die  mehreren 
Kirchen-Gemeinden  derselben  Confession  unter  sich  eine  ge- 
meinschaftliche Kirchenverfassung  und  Kirchengewalt  errich- 
ten, oder  sich  einer  solchen  bereits  bestehenden  anschliessen. 
Wo  diese  Rechte  fehlen  oder  nur  unvollständig  gewährt  sind, 
ist  nur  Privat-Religionsübung  gestattet.  Eine  Religionsgesell- 
schaft, welche  die  öffentliche  Religionsübung  erlangt  liat, 
pflegt  man  eine  Staalskirche  oder  herrschende  Kirche  zu  nen- 
nen. Diese  Bezeichnung  konnte  aber  freilich  nur  so  lange  für 
entsprechend  gehalten  werden,  als  die  Staaten  nur  einer  Kirche 
solche  Auszeichnung  zu  gewähren  pflegten.  Nunmehr  kann  es 
in  demselben  Staate  mehrere  herrschende  oder  Staatskirchen 
in  der  angegebenen  Bedeutung  geben.  Solche  Kirchen  erschei- 
nen somit  im  Verhältnisse  zu  anderen  Religionsgesellschaften 
oder  Kirchen  als  privilegirt,  und  diese  Privilegien  äussern  sich 
insbesondere  in  Deutschland  in  der  Weise,  dass  1)  einer  solchen 
Kirche,  wo  sie  allein  bestehet,  das  Kirchenvermögen  des  Landes 
zugewiesen  ist,  wo  aber  mehrere  herrschende  Kirchen  bestehen, 


2)  Die  Staaten  haben  erst  von  der  Kirche  gelernt,  Bücher  (Register) 
über  Gebni-teu,  Trauungen  und  Sterbfälle  (sog.  bürgerliche  Staudesbücher) 
zu  führen.  Noch  vertreten  in  vielen  Staaten  die  Kirchenbücher  die  Stelle  der 
bürgerlichen  Standesbücher,  oder  werden  doch  letztere  noch  von  den  Orts- 
geistlicheu  (als  bürgerliche  Standesbeamten)  geführt. 
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einer  jeden  ihr  Kirchen  vermögen  gegen  alle  Angriffe  undSchmä- 
leriingen  bleibend  gesichert  ist.  2)  Die  in  einer  solchen  Kirche 
bestehenden  geistlichen  Aemter  gelten  als  öffentliche  Würden 
und  Ehrenstellen;  auch  stehet  derselben  3)  uneingeschränkte 
Religionsübung  in  dem  ganzen  Umfange  des  Staatsgebietes  zu, 
und  hat  4)  dieselbe,  wenn  ihrKiichenvermögen  nicht  ausreichen 
sollte,  Anspruch  auf  Unterstützung  aus  Staatsmitteln. 

§.  225., 
B)  Vom  Rechte  der  Beaufsichtigung  der  Kirche. 

Das  Aufsichtsrecht  des  Staates  über  die  Kirche  bestehet  in 
der  Befugniss,  von  allem  Kenntniss  zu  nehmen,  was  in  der 
Kirche  vorgeht,  und  alle  nöthigen  Maassregeln  zu  ergreifen, 
um  eine  Beeinträchtigung  des  Staates  durch  die  Kirche  zu  ver- 
hüten. Dieses  Recht  äussert  sich  in  Bezug  auf  alle  Anord- 
nungen, die  von  der  Kirchengewalt  ausgehen,  und  zwar  sowohl 
1)  in  Bezug  auf  die  Lehre  (Dogma),  Cultus  und  Liturgie,  als 
auch  2)  in  Bezug  auf  die  kirchliche  Verfassung  und  Verwaltung 
der  Kirchenämter,  und  3)  in  Bezug  auf  die  Kirchengüter.  In 
ersterer  Beziehung  wird  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates 
ausgeübt  in  der  Form  des  sog.  landesherrlichen  Placef  (Place- 
fum  politicmu  s.  regium,  s.  Exeqnatiir),  d.  h.  als  Recht  der 
Kenntnissnahme  und  der  Prüfung  aller  Anordnungen  und  Er- 
lasse der  Kirchenoberen  und  in  Folge  hiervon  als  das  Recht  der 
Gestattung  und  des  Verbotes  ihrer  Bekanntmachung  oder  Be- 
folgung ^).  In  einigen  Staaten  wird  auch  das  Recht  in  Anspruch 
genommen,  von  der  Correspondenz  der  katholischen  Geistlichen 
mit  dem  päpstlichen  Stuhle  (als  einer  ausländischen  Autorität) 


•)  Dieses  Recht  wurde  von  den  deutschen  Kaisern  und  Landesherren 
von  jeher  in  Anspruch  genommen.  Vergl.  über  das  Geschichtliche  und  die  in 
den  einzelnen  Staaten  gegenwärtig  pralitischen  Grundsätze  Brendel,  Hand- 
buch des  Kirchen  R.  (3.  Aufl.  1840),  §.  214.  —  Die  von  den  Staaten  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  gleichmässig  publizirte  Verordnung  über  das 
landesherrliche  Schutz-  und  Aufsichtsrecht  macht  in  §.  5  sogar  die  ver- 
bindliche Kraft  angenommener  päpstlicher  Bullen  davon  abhängig,  dass 
nicht  durch  neuere  Verordnungen  etwas  anderes  eingeführt  wird. 
Zopfl,  Staatsrecht.  3te  .\u*^g  .  25 


Einsicht  zu  nehmen  2):  doch  ist  nunmehr  in  mehreren  Staaten 
diese  Correspondenz  bereits  mit  mehr  oder  weniger  Einschrän- 
kungen frei  gegeben  worden  3).  Hinsichtlich  des  Cultus  äussert 
sich  das  Aufsichtsrecht  des  Staates  insbesondere  als  das  Recht 
der  Abschaffung  kirchlicher  Missbräuche  und  überhaupt  der 
Untersagung  von  Handlungen,  welche  nach  den  Zeitumständen 
nachtheilig  auf  den  Staat  wirken  können.  Ausflüsse  dieses 
Rechtes  sind  das  Recht  der  Abschaffung  übermässiger  Feier- 
tage, des  Verbotes  von  Wallfahrten,  Prozessionen  und  staats- 
gefährlichen geistlichen  Orden,  sowie  das  Recht,  die  Errichtung 
von  Klöstern  zu  gestatten  oder  dieselben  aufzuheben,  insoferne 
ihr  Fortbestehen  nicht  durch  die  Verfassung  oder  Staatsverträge 
verbürgt  ist.  In  zweiter  Beziehung,  d.  h.  in  Bezug  auf  die 
Verfassung  und  Verwaltung  der  Kirche,  äussert  sich  das  Ober- 
aufsichtsrecht des  Staates  1)  als  das  Recht,  die  Errichtung  geist- 
licher Stellen  und  Behörden  im  Lande,  wie  Bisthümer,  Pfarreien 
u.  s.  w.,  zu  genehmigen:  2)  sodann  als  das  Recht,  allen  eigent- 
lichen Kirchenbeamten  die  Bestätigung  (^Confinnatio)  in  ihrem 
Amte  (als  Vorbedingung  ihrer  Ausübungs-Befugniss)  zu  erthei- 
len*).  3)  Da  wo  die  Besetzung  einer  höheren  geistlichen  Würde 
durch  Wahl  (Electio)  eines  Kapitels  oder  anderen  geistlichen 
Collegiums  vor  sich  gehet,  hat  die  Krone  das  Recht,  einen  Com- 


»)  Vergl.  Brendel,  Handbuch,  §.  216. 

')  Die  Bulle  Ad  Dominici  greyis  cnstodiani  (11.  April  1827)  bestimmte 
einfach  Art.  VI.  „Liberum  erit  cum  Sancta  Sede  de  negotiis  ecclesiasticis 
communicare."  Die  laudesherrl.  Verordnung  v.  30.  Jan.  1830  §.19  räumt 
aber  diese  Freiheit  nur  dem  Erzbischof,  den  Bischöfen  oder  Bisthumsver- 
wesern  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  ein.  Die  übrigen  Diöcesan- 
Geistlichen  haben  sich  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten  an  den  Erz- 
bischof (oder  Bischof)  zu  wenden. 

*)  Ein  eigentliches  Ernennungsrecht  hat  der  Landesherr  wenigstens  in 
Bezug  auf  die  katholische  Kirche  nicht,  wenn  es  ihm  nicht  durch  eine  üeber- 
einkunft  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  besonders  eingeräumt  ist;  ausserdem 
ist  in  der  katholischen  Kirche  die  Ernennung  zn  den  höheren  Benefizien 
(Bisthümer  und  Canonicate)  regelmässig  Sache  der  Wahl  der  Kapitel,  die 
Collation  der  niederen  Benefizien,  wie  Pfarreien,  aber  meistens  abhängig 
von  der  Präsentation  durch  den  Patronatsherrn:  jedoch  ist  das  Patronats- 
recht  häufig  in  den  Händen  des  Landesherrn  selbst. 
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niissär  zu  der  AVahlhandlung  abzuordnen^),  und  im  voraus 
missfällige  Personen  (personas  minus  g/atas)  von  der  Wahl 
ausziischliessen^).  4)  Der  Staatsherrscher  ist  befugt,  von  den 
sämmtlichen  Geistlichen  bei  dem  Antritte  ihres  Amtes  einen  Eid 
der  Treue  zu  fodern'').  5)  Der  Landesherr  hat  das  Recht,  im 
Interesse  des  Landes,  und  überhaupt  zur  Verhütung  kirchlicher 
Spaltungen  Synoden  anzuordnen  ö).  6)  Die  Krone  hat  ferner 
das  Recht  zu  verbieten,  dass  kirchliche  Streitigkeiten  unter  den 
Mitgliedern  einer  Confession  ausserhalb  des  Landes  oder  der 
Kirchenprovinz  und  vor  auswärtigen  Richtern  verhaiulelt  wer- 
den^). 7)  Insbesondere  ist  der  Landesherr  befugt,  von  den 
Unterthanen  Beschwerden  wegen  Missbrauches  der  geist- 
lichen Gewalt  (y^ppeUutlo  tunquani  ab  abusti)  anzunehmen,  und 
die  beschwerenden  kirchlichen  Verordnungen  ausser  Wir- 
kung zu  setzen  ^").  In  dritter  Beziehung,  d.  h.  hinsichtlich  der 
Kirchengüter,  hat  die  Staatsregierung  kraft  ihres  Aufsichts- 
rechtes darüber  zu  wachen,  dass  das  Kirchenverraögen  erhalte« 
und  seinem  Zwecke  gemäss  verwendet  werde.  Eine  weitere 
Verfügung,  den  Fall  eines  Nothstandes  abgerechnet,  stehet  aber 
der  Staatsregierung  über  das  Kirchenvermögen  nicht  zu. 

§.  226. 
C)  Von  dein  landesherrlichen  Schiitzrechte. 

Das  landesherrliche  Schutz-  oder  Schirmrecht  (^Adrocaliu) 
über  die  Kirche  äussert  sich  heut  zu  Tage  praktisch  darin,  dass 


*)  Schon  durch  das  Wormser  Coiicordat  v.  J.  1 122  war  dem  Kaiser  die 
Befugniss  eingeräumt,  bei  den  Bischofswahlen  gegenwärtig  zu  sein. 

*)  Bulla,  Ad  Dominici  ijreyls  cuatodiatn,  Nr.  I.  u.  IV. 

')  Laudesherrl.  Verord.  v.  m.  Jan.  183Ü.  §.  16  und  34. 

^)  Ein  Bischof  kann  eine  Diöcesan-Synode  nur  mit  Genehmigung  des 
Laudesherru  berufen  und  in  Gegenwart  landesherrlicher  Commissarien  hal- 
ten. (Verord.  v.  30.  Jan.  1830.  §.  18.)  Daher  kann  in  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  eine  Provinzialsynode  auch  nur  mit  Genehmigung  sümmt- 
licher  Staatsregierungen  und  im  Beisein  ihrer  Commissäre  gehalten  werden. 
Ebendas.  §.  9. 

')  Ausdrücklich  spricht  dies  die  Verord.  v.  30.  Jan.  1830  §.  10  aus. 

'•)  Verord.  v.  30.  Jan.  1830  §.  36:  „Den  Geistlichen,  so  wie  den  Welt- 
lichen bleibt,  wo  immer  ein  Missbrauch  der  geistlichen  Gewalt  gegen  sie 
stattfindet,  der  Recurs  an  die  Landesbehörden." 
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der  Staat  1)  den  anerkannten  Kirchen  stets  den  Rechtsweg  zur 
Geltendmachung  ihrer  verfassungsmässigen  Rechte  offen  häH, 
2)  sodann  auch  auf  polizeilichem  Wege  ^)  einer  gegenseitigen 
Verunglimpfung  der  anerkannten  oder  geduldeten  Confessionen, 
der  Störung  ihres  Gottesdienstes  und  der  Proselytenmacherei 
oder  Verführung  zum  Abfall  vorbeugt,  und  3)  der  Kirche,  wo 
es  nöthig  wäre,  auch  in  etwaigen  Verwickelungen  mit  anderen 
Staaten,  z.  B.  wegen  daselbst  liegender  Kirchengüter,  seine 
diplomatische  Verwendung  gewährt.  Wo  mehrere  Kirchen  im 
Staate  anerkannt  sind,  hat  der  Staat  insbesondere  die  Selbst- 
ständigkeit jeder  Kirche  zu  achten  und  zu  schützen.  Es  darf 
daher  niemand  genöthiget  werden,  religiöse  Formen  einer  an- 
deren Kirche  (selbst  nicht  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten) 
mitzumachen,  welche  seine  Confession  verwirft:  auch  ist  der 
Staat  nicht  befugt,  verschiedene  Confessionen  zur  Vereinigung 
zu  nöthigen,  und  darfeine  solche,  insoferne  sie  ihm  wünschens- 
werlh  erscheint,  nur  durch  die  Bewirkung  eines  freien  Ver- 
gleiches herbeizuführen  suchen. 

§.  227. 

IX.  Von  den  ausserwesentlichen  Holieitsrechten  oder 
den  (nutzbaren)  Regalien. 

a)  Begriff  und  Arten*). 

Unter  Regalien  verstand  man  im  Mittelalter  im  allgemeinen 
alle  Hoheitsrechte,  welche  dem  deutschen  Könige  oder  Kaiser 


•  ')  Die  wissenschaftliche  Bekämpfung  und  Behauptung  der  Unrichtigkeit 
der  Dogmen  einer  Kirche  ist  jedoch  «n  sich  stets  erlaubt,  und  kann  nur 
dann  strafbar  werden,  wenn  die  Darstellung  in  herabwürdigender  Form  ge- 
schieht. 

*)  Sixtinus,  de  regalibus.  Mühlh.  1602,  Frkf.  1617  —  (Vergl.  über- 
haupt Pütter,  Lit.  des  Staatr.  Thl.  111.  S.  294.  Klüber,  Litt.  §.  1097.)  — 
Mittermaier,  deut.  Priv.-R  (6.  Aufl.  §.  200  flg.)  —  Himmelstoss,  Ver- 
such einer  Entwickelung  des  Begriffes  und  der  rechtlichen  VerhältnissÖ  der 
Regalität  in  Deutschland.  Landshut,  1804. —  llüllmann,  Gesch.  des  Ursprungs 
der  Regalien  in  Deutschland.  Frkf.  1806.  —  A.  Gemeiner,  Beitrag  L.  d. 
Lehre  von  den  Regalien.  München,  1842.  — 
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zustanden,  insbesondere  aber  jene,  welche  ohne  Mitwirkung 
der  Reichsstände  ausgeübt  wurden  und  somit  eine  Art  von  Prä- 
rogative der  Krone  bildeten  ').  Die  Landesherren  konnten  daher 
Regahen  auch  nur  durch  die  (regelmässig  lehenvveise)  Ver- 
leihung vom  Reichsoberhaupte  erwerben  2),  jedoch  vertrat  auch 
hier  häufig  das  Herkommen  die  Stelle  eines  eigentlichen  Er- 
werbtitels und  wurde  den  Reichsständen  wiederholt  die  ruhige 
Ausübung  der  hergebrachten  Regalien  von  den  Kaisern  bestä- 
tigt'). In  der  neueren  Zeit  hat  man  sich  gewöhnt,  die  Bezeich- 
nung „Regalien"  vorzugsweise  von  den  zufälligen  Hoheits- 
rechten zu  gebrauchen.  Man  v^erstehet  demnach  unter  Regalien 
heut  zu  Tage  jene  gewöhnlich  nutzbringenden  Rechte,  welche 
dem  Staate  (Fiskus)  in  dem  gesammten  Staatsgebiete,  oder 
doch  in  einem  gewissen  Landestheile  in  der  Art  ausschliesslich 
zustehen,  dass  kein  Recht  derselben  Gattung  einem  Privat- 
manne zustehen  oder  von  ihm  ausgeübt  werden  kann.  Die  Re- 
galien in  diesem  Sinne  sind  daher  ihrem  Wesen  nach  Rechte, 
welche  Privat  rechte  sein  würden,  wenn  sich  nicht  der  Staat 
dieselben  ausschliesslich  in  der  Gattung  beigelegt  hätte^). 
Die  Regalität  ist  also  nicht  sowohl  eine  Eigenschaft  ge- 
wisser Gegenstände,  als  vielmehr  ein  publizistischer  Rechts- 
grundsatz, welcher  in  einem  Staate  in  Bezug  auf  gewisse 
Klassen  von  Sachen  gilt.  Die  historische  Veranlassung  zur 
Entstehung  der  Regalität  war  das  Staatsbedürfniss:  dieses 
musste  auf  den  Versuch  hinführen,  dem  Staate  durch  ausschliess- 
liche Beileffuns:  gewisser  nutzbringenden  Befugnisse  eine  Ein- 
nähme  zu  verschaffen:  der  juristische  Grund  der  Regalität 
liegt  aber  in  der  Gebietshoheit,  da  in  Folge  dieser  der  Staat 


1)  Vergl.  II.  F.  56.  Qtiae  sint  reffalia. —  Die  hier  enthaltene  Aufzählung 
der  einzelnen  Regalien  ist  aber  nicht  für  Deutschland,  sondern  nur  für  die 
Lombardei  bestimmt  jü^ewesen.  — 

*)  Vergl.  z.  ß.  das  Concordatum  Calixtinura  a.  1122  (Professio  Papae 
§.  2):  „Electus  (Episcopus)  autem  Kegaliaper  sceptcura  a  Te  (Imperatore) 
recipiat." 

')  Vergl.  z.  B.  den  vvestphäl.  Frieden  (I.  P.  0.)  Art.  VIII.  §.  1.  — 

*)  Es  wird  daher  ein  Recht  nicht  dadurch  schon  ein  Regal,  dass  es  dem 
Staate  an  einer  einzelnen  Sache  zusteht:  so  z.  B.  ist  das  Eigenthumsrecht 
des  Staates  an  den  Staatsgütern  kein  Regal. 
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bestimmei)  kann,  woran  er  den  Privatbesitz  gestatten  oder  aus- 
schliessen  will^).  Unter  den  nutzbaren  Regalien  selbst  lassen 
sich  drei  Hauptarfen  unterscheiden:  1)  wirkliche  ausschliess- 
liche Eigenthunisrechte  des  Staates  an  ganzen  Klassen  von 
Gegenständen  ^)  :  2)  Regalien,  welche  in  dem  Rechte  bestehen, 
gewisse  Gewerbe  oder  Geschäfte  ausschliessend  zu  betrei- 
ben ^),  und  3)  Regalien,  welche  darin  bestehen,  dass  sich  der 
Fiskus  gewisse  Landesprodukte  oder  Erträgnisse  (pro- 
ventiis)  der  Grundstücke  oder  andere  Gegenstände,  welche  nach 
deutschrechtlicher  Vorstellungsweise  diesen  gleichgeachtet 
werden,  ausschliesslich  zueignen  darf^).  Was  insbesondere 
den  rechtlichen  Charakter  der  Regalien  dieser  letzten  Klasse 
anbelangt,  so  ist  es  durchaus  unpassend,  dieselben  als  ein 
Eigenthumsrecht  des  Fiskus  an  den  Landeserzeugnissen,  wie 
z.  B.  an  den  jagdbaren  Thieren,  selbst  aufzufassen,  da  weder 
nach  dem  gemeinen,  noch  nach  dem  philosophischen  Rechte 
ein  Eigenthum  an  Gegenständen  angenommen  werden  kann, 
welche  noch  niemals  occupirt  worden  sind.  Nicht  minder  un- 
richtig ist  es,  wenn  man  dieselben  als  dem  Staate  zuständige 
Personal-  oder  Real-Servituten  8),  oder  als  eine  Art  von  Nutz- 
eigenthum  (dominium  utile)  des  Staates  erklärt'*).  Vielmehr 


*)  Vergl.  oben  §.  201. 

*)  Hierher  gehören  z.B.  die  Landstrassen  und  öffentlichen  Flüsse;  eben- 
so die  Forsten  und  Bergwerke,  wo  diese  nach  der  Landesverfassung  Re- 
gal sind. 

')  So  bestehet  z.  B.  in  manchen  Staaten  ein  Tabaksregal,  Salzregal, 
«.  s.  w.  Auch  das  Post-Regal  gehört  in  diese  Klasse.  Vergl.  über  die  ge- 
genwärtigen Verhältnisse  desFürstl.  Hauses  Thurn  und  Taxis  zu  dem  Postre- 
gal, unten  Anh.  I.  Bundesrecht  §.  67.  a.  E.  —  v.  Mohl,  über  das  Verhältnlss 
der  Toxischen  Post  zu  den  Staats  -  Eisenbahnen,  in  d.  Tübinger  ZeKschr. 
1844.  Hft.  1.— 

^)  Hierher  gehört  z.  B.  das  Jagdregal,  das  Fischereiregal  u.  dergl.;  das 
Regal  an  herrenlosen  Sachen,  Schätzen  u.  dergl. 

')  Recht  gut  hat  dies  ausgeführt  Gemeiner,  1.  c.   (Note*)  S.  53  flg. — 

'*)  Dies  thut  G  emeiner,  1.  c.  S.  61  flg.  —  Allein  bei  den  Regalien  fehlt 
gerade  jenes  Merkmal,  wodurch  sich  die  Rechte,  die  man  unter  der  verwir- 
renden Bezeichnung  von  Dominium  utile  begreift,  charakteristisch  aus- 
zeichnen, dass  sie  nämlich  Concessionen  des  Grundeigenlhümers,  und 
also  von  ihm  abgeleitete,  ein  dingliches  und  erbliches  Cesilz-  und  Nu- 
tzungsrecht (eine  Nu(zgewer)  an  der  Immobilie  selbst  gebende  Rechte  sind. 
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sind  die  Regalien ' ')  der  letzteren  Art  lediglich  als  eine  besondere 
Art  der  deutschen  Immobiliarrechle  überhaupt  aufzufassen,  de- 
ren eigenthümlicher  Charakter  eben  darin  bestehet,  dass  sich 
der  Staat  in  einem  gewissen  Landesbezirke  die  Befugniss  bei- 
legt, gewisse  Gegenstände  ausschliesslich  occupiren  zu  dürfen, 
und  sich  in  dieser  Befugniss  durch  Strafgesetze  schützt  i'-^). 

§.  228. 

b)  Grundsätze. 

/}  Entstehimg  und  Erwerbung. 

Hinsichtlich  der  Regalien  gelten  im  allgemeinen  folgende 
Grundsätze:  l)  Die  Regalität  eines  Gegenstandes  oder  Gewerbes 
wird  niemals  vermulhet  und  ist  daher  auch  immer  strenge  aus- 
zulegen: auch  kann  daraus  allein,  dass  die  Staatsgenehmigung 
zur  Betreibung  gewisser  Gewerbe  nachgesucht  und  für  die  Be- 
Avilligung  eine  Abgabe  bezahlt  werden  rauss ,  noch  nicht  ge- 
folgert werden,  dass  ein  solches  Gewerbe  selbst  Regal  sei. 
2)  Jedes  Regal,  welches  eine  Beschränkung  oder  Belästigung 
der  Grundbesitzer  enthält,  muss  auf  die  dieselben  am  wenig- 
sten drückende  Art  ausgeübt  werden :  auch  gebührt  diesen  Er- 
satz für  den  Schaden,  welcher  ihnen  aus  einer  ordnungswidri- 
gen (culposen)  Ausübung  des  Regals  zugehet ').  3)  Die  Re- 
galität kann  nur  durch  Gesetze,  Landesverträge,  Herkommen, 
oder  sog.  Immemorialverjährung,  nicht  aber  durch  eine  Er- 
sitzung in  bestimmter  Zeit  entstehen,  weil  es  sich  hier  nicht 
um  den  Erwerb  einer  einzelnen  Sache  oder  Befugniss,  sondern 
um  die  Aufstellung  eines  rechtlichen  Grundsatzes  handelt.  4)  An 
Privatpersonen  können  die  nutzbaren  Regalien  nur  in  dem  Sinne 
von  der  Staatsgewalt  verliehen  werden,  dass  denselben  die 
Ausübung  und  der  Genus s  der  daraus  entspringenden  Vor- 


")  Der  Charakter  der  Regalien  alsImmobiliarrechCe  im  Sinne  des  deut- 
schen Rechtes  ergibt  sich  auch  daraus,  dass  sie  vom  Kaiser  (und  noch  jetzt 
von  den  Landesherren)  durch  Investitur  verliehen  werden,  und  nicht  ohne 
einen  Bezirk,  auf  welchem  sie  ausgeübt  werden,  denkbar  sind. 

'^)  Darauf  deutet  z.  B.  auch  die  Bezeichnung  Wild -Bann  u.  dergl. 

')  Vergl.  Gemeiner,  Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Regalien  S.  72. 
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theile  iiml  zwar  nur  mit  fortwährender  Unterordnung  unter 
die  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  des  Staates  über- 
lassen wird-).  Würde  eine  Regierung  ein  bisher  ihr  zustän- 
diges nutzbares  Regale  einer  Privatperson  vollkommen  abtreten 
und  einräumen,  so  würde  eben  hierdurch  die  hierunter  begrif- 
fene Befugniss  aufhören,  Regal  zu  sein,  und  nur  noch  als  ein 
Monopol  oder  Privilegium  erscheinen*').  Ausser  der  Verleihung 
durch  die  Staatsgewalt  kann  die  Berechtigung  zur  Ausübung 
eines  Regale  von  einer  Privatperson  nur  durch  unvordenkliche 
Zeit  erworben  werden*).  Dies  schliesst  jedoch  nicht  die  Befug- 
niss der  Privatpersonen  aus,  sich  in  der  Ausübung  des  Regals 
vorläufig  auch  mit  possessorischen  Rechtsmitteln  gegen  den 
Fiskus  zu  vertheidigen. 


')  Wie  viel  einer  Person  von  dem  Staate  verliehen  worden  ist,  knnn 
mitunter  bei  Regalien,  welche  mehrere  Grade  haben, wie  z.  B.  dns.Ingdrcfjal, 
zweifelhaft  sein,  nud  ist  sodann  Beweisfrage  in  concreto.  Eine  allgemeine 
Präsumtion  für  die  Verleihung  der  niedersten  Art  lässt  sich  nicht  unbe- 
dingt vertheidigen.  Besondere  Rücksicht  ist  hierbei  darauf  zu  nehmen,  in 
welchem  Umfange  der  Staat  überhaupt  solche  Regalien  an  Privatpersonen 
zu  verleihen  pflegt.  C.  J.  Guyet,  de  more  regionis   .lena  1837. 

')  Mit  der  Verleihung  nutzbarer  Regalien  an  Privatpersonen  darf  nicht 
die  Frage  verwechselt  werden,  ob  auch  eigentliche  Hoheitsrechte,  wie  Ge- 
richtsbarkeit, Polizei  u.  dergl.,  an  Privatpersonen  verliehen  werden  können. 
Zur  Zeit  des  Reichsverbandes  war  dies  selbst  hinsichtlich  der  höchsten  Stu- 
fen dieser  Hoheitsrechte  nicht  zu  bezweifeln,  jedoch  wurde  eben  durch  eine 
solche  Verleihung  der  eigentlichen  höhern  Regieruugsrechte  die  Privatperson 
in  einen  Landesherrn  umgewandelt.  Heut  zu  Tage  hängt  alles  von  der  Ver- 
fassung der  einzelnen  Länder  ab:  noch  wird  in  mehreren  die  niedere  Ge- 
richtsbarkeit undPolizei  u.  dergl.  (jedoch  nur  hinsichtlich  der  Ausübung) 
an  Privaten  verliehen,  oder  vielmehr  in  Folge  alter  Verleihungen  oder  Her- 
kommens denselben  als  eine  mit  gewissen  Gütern  (Rittergütern)  verbundene 
Realgerechtigkeit  fortzuführen  gestattet  (sog.  Patrimonialgerichtsbarkeit). 
Von  dem  Vorrechte  der  Standesherren,  sogar  Gerichte  zweiter  Instanz  zu 
halten,  s.  unten  das  Bundes-Recht  (Anh.  l.  §.  63.) 

*)  Ist  ein  Regale  oder  auch  die  Ausübungsbefugniss  eines  eigentlichen 
Hoheitsrechtes,  wie  z.  B.  der  Gerichtsbarkeit,  einmal  von  einer  Person  als 
Realgerechtigkeit  für  ihre  Güter  erworben,  und  stehet  später  nur  derüeber- 
gang  desselben  (als  Pertinenz)  wie  z.  B.  eines  Lehngutes  an  einen  anderen 
Privatmann  (z.  B.  den  Vasallen)  unter  Privatpersonen  selbst  in  Frage,  so 
genügen  auch  die  landesüblichen  Ersitzungen  in  bestimmter  Zeit. 
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§.  229. 
2)  Rechtsmittel.  Erlöschung.  Verhältniss  %u  den  Hoheitsrechten. 

Wie  bei  allen  deutschen  Immobiliarrechten  gestattet  die 
Praxis  auch  zur  Geltendmachung  der  Regalität  sowohl  petito- 
rische als  possessorische  Rechtsmittel  nach  der  Analogie  der 
bei  den  Servituten  zuständigen  Klagen.  Sind  aber  von  Privat- 
personen einzelne  Sachen  rechtswidrig  in  Besitz  genommen 
worden,  welche  der  Regalität  unterworfen  sind,  so  stehen  dem 
Fiskus  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  nicht  nur  die  ge- 
wöhnlichen Delictsklagen  (^condictio  furfiva  u.  s.  w.)  gegen  die 
Thäter  zu,  sondern  er  kann  sich  auch  der  Spolienklage  gegen 
dritte  Erwerber  unter  der  gewöhnlichen  Voraussetzung  dieses 
Rechtsmittels  bedienen').  Eine  eigentlichere«  f^indicatio  kann 
man  aber  dem  Fiskus  nur  dann  gestatten,  wo  die  der  Regalität 
unterworfene  Sache  bereits  nach  civilistischen  Grundsätzen  in 
sein  Eigenthum  übergegangen  war,  bevor  die  Entfremdung 
stattfand  2).  6)  Die  Regalität  erlischt,  eben  weil  sie  nicht  eine 
Befugniss  in  concreto,  sondern  ein  Rechtsgrundsatz  ist,  nur 
durch  Aufgeben  von  Seite  des  Staates  selbst,  d.  h.  durch  ein 
derogatorisches  Gesetz  oder  Herkommen,  für  welches  letztere 
auch  hier  wieder  eine  vollbeweisende  Yermuthung  in  dem  Ab- 
laufe einer  unvordenklichen  Zeit  gefunden  werden  darf  3) .  7)  Nicht 


1)  Die  Zulassung  der  Spolienklage  rechtfertigt  sich  daraus,  dass  jedes 
Regal  als  ein  Immobiliarrecht  aufzufassen  ist,  und  also  der  Berechtigte  eine 
Ge  wer  daran  hat,  welche  durch  die  unbefugte  Zueignung  der  dem  Regal- 
unterworfenen Sachen  von  Seite  eines  Dritten  verletzt  wird. 

2)  Eine  Rei-Vindicatio  kann  daher  auch  da  stattfinden,  wo  die  Regalität 
in  dem  ausschlieslichen  Eigenthum e  an  gewissen  Klassen  von  Gegenstän- 
den besteht,  wie  bei  den  Regalien  der  im  §.  227  aufgeführten  ersten  Klasse. 

')  Von  Erlöschung  eines  Regals  als  Folge  des  Missbrauches  kann  bei 
der  heutigen  Staatsverfassung,  insofern  es  der  Fiskus  selbst  ausübt,  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Auch  Privaten  können  die  verliehenen  Regalien  wegen 
Missbrauches  nur  dann  entzogen  werden,  wenn  dies  bei  der  Verleihung 
festgesetzt  ist,  denn  der  Staat  ist  mächtig  genug,  dieselben  jederzeit  zum 
geordneten  Gebrauche  anzuhalten.  Jedoch  kann  jedes  Regale,  dessen  Fort- 
bestand als  unzweckmässig  erkannt  wird,  wie  jedes  andere  Privatrecht 
durch  die  Gesetzgebung  aufgehoben  werden.  Hinsichtlich  der  etwa  den 
Privaten  desshalb  gebührenden  Entschädigung  gelten  die  allgemeinen  Grund- 
sätze (§.  196). 
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zu  veiwcchselii  mit  der  Regalität  eines  Gegenstandes  sind  die 
eigentlichen  Hoheilsrechte,  welche  über  denselben  der  Staats- 
gewalt gleichniässig  und  ohne  Unterschied  zustehen,  wo  sich 
auch  ein  Privateigenthum  befindet,  wie  z.  B.  die  Forst-  oder 
Jagdhoheit  im  Gegensatze  von  Forst-  oder  Jagdregal.  Die  Hoheit 
begreift  hier  (im  Gegensatze  der  Regalität,  welche  dem  Staate 
ausschliesshches  Besitz-,  Betriebs-  oder  Nutzungsrecht  beilegt) 
die  Befugniss  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung,  d.  h.  der  Be- 
aufsichtigung, Verordnung,  Gerichtsbarkeit  und  Vollstreckung 
im  öffentlichen  Interesse*). 

B.  Von  den  äusseren  Hoheitsrechten. 

§.  230. 

Von  der  völkerrechtlichen  Bedeutung  der  äusseren 
Hoheitsrechte. 

Die  äusseren  Hoheitsrechte,  d.  h,  diejenigen  Rechte,  welche 
der  Staatsgewalt  in  ihren  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  zu- 
stehen, gehören  ihrer  Wirksamkeit  nach  dem  Völkerrechte 
an,  wohin  auch  deren  Darstellung  zu  verweisen  ist.  Das  Staats- 
recht darf  sich  darauf  beschränken,  die  Zuständigkeit  derselben 
als  ausschliessliche  Rechte  des  Souverains  im  Verhältnisse  zu 
den  Unterthanen,  so  wie  auch  die  Befugnisse  nachzuweisen, 
welche  der  Repräsentation  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Re- 
präsentativgewalt zustehen  können  ') .  Für  die  deutschen  Staaten 
sind  überdies  durch  ihre  Vereinigung  im  deutschen  Bunde  viel- 
fach eigenthümliche  äussere  Staatsverhältnisse  begründet  wor- 
den, welche  zugleich  in  vielen  Beziehungen  bedeutenden  Ein- 
fluss  auf  die  inneren  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Länder  äussern  ^). 


*)  Praktisch  wichtig  wird  dieser  Gegensatz,  insoferiie  der  Fiskus  hier 
noch  selbst  gehalten  ist,  die  Regalien  nach  den  von  der  Gesetzgebung  hier- 
über aufgestellten  Normen  auszuüben.  Dasselbe  gilt  von  den  Privaten, 
welchen  von  dem  Fiskus  Hoheitsrechte  verliehen  worden  sind. 

')  Vergl.  oben  §.  104.  105.  164.  — 

*)  Davon  wird  im  Anhange  I.  besonders  gehandelt. 


Anhang   I. 


Oeffentliches  Recht  des  deutschen  Bundes. 


Zöpfl,  Staatsrecht.  .'51o  Ausg.   f.\iihaiig.) 


tert.  Mannheim  184'1.  —  Zum  Handgebrauche  zu  empfehlen  ist  die  Samm- 
lung der  deutschen  Bundesbeschlüsse  in  G.  v.  M  ey  er,  Staatsakten  für  Ge- 
schichte und  öffentliches  Recht  des  deutschen  Bundes  {Corpim  juris  con- 
fuederationis  Germanicae),  2te  Aufl.  Frankfurt  1833.  Fortsetzung  zum 
II.  Thl.  1840;  auch  finden  sich  die  Grundverträge  des  deutschen  Bundes 
und  deren  wesentliche  Ergänzungen  in  desselben:  Corpus  Constitu- 
tioniiin  Germaniae ,  oder  die  sämmtlicheu  Verfassungen  der  Staaten 
Deutschlands.  Frankfurt  1845,  Heft  I. 


§.  I. 

Begriff  und  Zweck  des  deutschen  Bundes. 

Der  deutsche  Bund  ist  ein  von  den  souverainen  Fürsten 
und  den  freien  Städten  Deutschlands  unter  dem  8.  Juni  1815 
geschlossener  beständiger  Staatenbund  —  (nicht  Bundes- 
staat) —  mit  dem  doppelten  Zwecke  der  Erhaltung  der  äus- 
seren und  inneren  Sicherheit  Deutschlands,  und  der  Unab- 
hängigkeit und  Unverletztheit  der  einzelnen  deutschen  Staaten ') . 

§.2. 
Entstehungs- Geschichte  des  deutschen  Bundes*). 

Die  gänzliche  Lossagung  mehrerer  vorzüglichen  Reichs- 
stände von  dem  deutschen  Reiche,  und  ihre  Vereinigung  zu 
einer  besonderen  Conföderation,  dem  Rheinbunde,  unter  dem 
Protektorate  des  Kaisers  der  Franzosen,  Napoleon^  hatte  den 
Kaiser  Franz  II.  bewogen,  den  deutschen  Staatskörper  am 
6.  August  1806  für  aufgelöst  zu  erklären  ^),  und  die  deutsche 
Kaiserkrone  niederzulegen.  Die  politische  Einheit  Deutschlands 
war  somit  vernichtet,  und  das  Reich  in  mehrere  souveraine 


>)  Bundesakte,  Art.  1  und  ü.  —  Ueber  den  Begriff  des  Inneren  vergl. 
Bahr,  v.  den  recht].  Gränzen,  S.  31  —  34.  —  Vergl.  unten  §.  6. 

*)  Vergl.  meine  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  2.  Aufl.  Stutt- 
gart 1844.,  I.  Bd.,  §.  59.60. 

')  Die  Urk.  siehe  in  G.  v.  Meyer,  Staatsakten.  II.  Ausg.,  Thl.  I.,  S.  10 r; 
und  in  dessen  Corp.  Constit.  Germ.  I.,  S.  103. 


Staaten  zerfallen,  welche  sich  zum  Theile  durch  die  von  der 
Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  2)  ausgesprochene  Unterwer- 
fung vieler  ehemaligen  Reichsglieder  unter  die  nunmehrigen 
Souveraine  gebildet  hatten.  Allein  auch  der  Rheinbund,  welcher 
für  seine  Mitglieder  gewissermassen  die  Stelle  des  Reichsver- 
bandes vertreten  sollte,  war  von  keiner  Dauer.  Nachdem  zwi- 
schen Russland  und  Preussen  im  Jahre  1813  (28.  Febr.)  ein 
Bündniss  zu  Kaiisch  gegen  Napoleon  geschlossen  worden 
war^),  hatte  sich  der  rheinische  Bund  durch  den  allmähligen 
Beitritt  seiner  Mitglieder  zu  diesem  Vertrage  stillschweigend 
aufgelöst.  Hierauf  wurde  zuerst  durch  den  Art.  6  des  ersten 
Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  1814  festgesetzt,  dass  die  deut- 
schen Staaten  unabhängig  und  durch  einen  Forderativ- Verband 
vereinigt  sein  sollten^). 

Die  weitere  Organisation  des  Bundes  wurde  aber  nach  dem 
ersten  geheimen  Artikel  dieses  Friedens  dem  2  Monate  später 
zu  eröffnenden  Wiener  Congresse  vorbehalten^). 

Die  Eröffnung  des  Wiener  Congresses  verzögerte  sich  je- 
doch noch  bis  zum  1.  November  1814.  Hier  erklärten  sich  fünf 
deutsche  Fürsten:  Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Hannover 
und  Würtemberg,  als  ein  Comite'  zur  Regulirung  der  deutschen 
Verfassungsangelegenheiten.  Dieses  Comite  löste  sich  aber 
schon  am  16.  Nov.  1814  nach  13  Sitzungen  wieder  auf,  ohne 
ein  Resultat  gehefert  zu  haben  ^). 

Da  Bayern  und  Würtemberg  gegen  die  von  Preussen 
und  Hannover  vorgelegten  Verfassungsentwürfe  Widerspruch 
erhoben,  und  die  übrigen  deutschen  Staaten  durch  eine  Note 
vom  16.  Novbr.  1814  Theilnahme  an  diesen  Berathungen  ver- 
langt haften,  so  gerieth  das  deutsche  Verfassungswerk  in's 
Stocken,  und  überhaupt  stand  der  ganze  Congress  auf  dem 
Punkte,  sich  ohne  Beschlussfassung  aufzulösen,  weil  sich  un- 


')  Bei  V.  Meyer,  Staatsakten,  S.  109. 

')  Martens  siippl.  V.,  p.  234. 

*)  I.  Paris.  Frieden,  v.  30.  Mai  1814.,  Art.  6.  „Les  HaU  de  VAUemagm 
seront  independants  et  tinis  pur  un  lien  fideratif.  —  (Bei  v.  Meyer, 
Staatsakten,!.,  S.  151.) 

*)  Kl  über,  Uebersicht,  S.  122  flg. 

•)  Kl  üb  er,  Uebersicht,  S.  59  flg. 
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ter  den  Grossmächten  eine  Meinungsverschiedenheit  über  das 
künftige  Schicksal  von  Sachsen  und  Polen  ergeben  hatte. 
Als  aber  endlich  am  11.  März  1815  die  Nachricht  von  Napolc'on's 
Flucht  aus  Elba  und  von  seinem  Wiedererscheinen  in  Frank- 
reich eintraf,  fühlten  sich  die  3Ionarchen  neuerdings  zur  Einig- 
keit und  Eile  gedrungen,  und  nun  wurden  die  deutschen  An- 
gelegenheiten in  11  Sitzungen,  vom  23.  Mai  bis  10.  Juni  1815, 
verhandelt,  avozu  diesmal  die  Bevollmächtigten  von  36  ehe- 
maligen deutschen  Reichsständen  zugezogen  wurden.  Baden 
und  Würtemberg  hielten  sich  jedoch  jetzt  aus  Besorgniss  vor 
Napolc'on  von  der  ßerathung  entfernt.  Auch  hatte  Hessen-Hom- 
burg keinen  Anthcil  daran. 

In  jenen  1 1  Sitzungen  kamen  20  Artikel  zu  Stande,  die  von 
36  deutschen  Staaten,  zuerst  einzeln  am  8.  Juni  1815  angenomr 
men,  und  dann  zusammen  als  Bundesakte  am  10.  Juni  1815 
zu  Wien  unterzeichnet  wurden^).  Für  Baden  und  Würtem- 
berg wurde  der  Beitritt  ausdrücklich  vorbehalten^). 

Baden  trat  sodann  am  26.  Juli  1815,  Würtemberg  am 
1.  Septbr.  1815  dem  deutschen  Bunde  bei^). 

Hessen-Homburg,  das  zur  Zeit  der  Abschliessung  der 
Bundesakte  noch  unter  der  Hoheit  von  Hessen-Darmstadt 
stand,  wurde  erst  am  7.  Juli  1817  in  den  deutschen  Bund  auf- 
genommen ^"). 

Von  den  früheren  Rheinbundsfürsten,  die  zur  Zeit  des  Wiener 
Congresses  noch  souverain  waren,  wurde  nur  zweien,  nämlich 
dem  Fürsten  von  Isenburg  und  dem  Fürsten  von  der  Leyen^ 


')  Die  Grundlage  der  Berathiuigen  bildete  ein  in  der  Sitzung  v.  23.  Mai 
von  dem  0  es  terr  eichisc  h  cn  ersten  Bevollmächtigten  im  Einverständ- 
nisse mit  Preussen  vorgelegter  Entwurf;  hierauf  wurde  noch  von  einer  dazu 
ernannten  Redaktions -Commission  ein  Entwurf  ausgearbeitet  (vorgelegt 
am  2.  ,luni  1815).  —  Ueber  die  verschiedenen  amtlichen  Entwürfe  des  Grund- 
vertrags des  deutschen  Bundes  vergl.  Kliiber,  lebersicht,  S.  61  u.  flg.  567; 
und  dessen  Akten  des  Wiener  Congr.,  Bd.  II.,  S.  293. 

^)  Kliiber,  Akten  des  Wiener  Congresses,  II.  Bd.,  S.  45T  n.  564. 

^)  S.  die  Urk.  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  Thl.  IL,  S.  30,  und  iü  des- 
sen Corp.  Coiistit.  Germ.  I.,  S.  1 6  u.  1 7. 

")  v.  Meyer,  Staatsakten,  S.  71,  u.  indessen  Corp.  Constit.  Germ. 
S.  26. —  Das  Stinunverhältniss  Hessen -Homburgs  blieb  hier  noch  ausge- 
setzt. Vergl.  unten  §.  17,  Note  3. 


die  Bundesgenossenschaft  verweigerte^).  Beide  wurden  durch 
die  Wiener  Congressakte  vom  9.  Juni  1815  ^2),  wegen  ihrer 
frü'ieren  Anhänghchkeit  an  Napole'on,  der  Hoheit  von  Oester- 
reich  unterworfen.  Eben  so  bemühte  sich  damals  der  Graf 
Bentink  vergebhch,  den  souverainen  Besitz  der  früher  reichs- 
unniittelbaren  Herrschaft  Knip hausen  und  die  Bundesgenos- 
senschaft zu  erliahen  e-^).  Erst  durch  ein  Abkommen  mit  Oklen- 
burg  d.  d.  Berhn  den  8.  Juni  1825,  welches  sodann  der  deutsche 
Bund  garantirte  e^),  erhielt  der  Graf  Bentink  die  Landesregie- 
rung in  dem  blasse  wieder,  wie  sie  ihm  vor  der  Auflösung  des 
deutschen  Reiches  zugestanden,  und  Oldenburg  trat  in  Bezug 
auf  ihn  und  die  Herrschaft  Kniphausen  ganz  in  das  ehemalige 
Verhältniss  von  Kaiser  und  Reich,  so  dass  also  die  Herrschaft 
Knipltausen  als  ein  halbsouverainer  Staat  erscheint,  der  in  Be- 
zug auf  den  deutschen  Bund  durch  Oldenburg  vertreten  wird, 
und  das  Oberappellationsgericht  von  Oldenburg  als  oberstes 
Gericht  an  der  Stelle  der  ehemaligen  höchsten  Reichsgerichte 
anzuerkennen  hat  ^5).  Als  eine  andere  publizistische  Singula- 
rität kann  man  auch  das  Verhältniss  des  fürstlichen  und  gräf- 
lichen Hausen  Schünburg  zu  dem  Königreiche  Sachsen  be- 
trachten, zu  dem  es  in  ähnlichem  Verhältnisse  steht,  wie  Ben- 
tink zu  Oldenburg.  Das  Verhältniss  dieses  Hauses  zum  deut- 
schen Bunde  wurde  erst  durch  Bundesbeschluss  vom  7.  Aug. 
1828  regulirt,  und  wenn  dieses  Haus  auch  nicht  zur  Bundes- 
genossenschaft gelangte,  so  ist  doch  jetzt  so  viel  anerkannt, 


")  Kliiber,  Akten  des  Wiener  Cougr.,  II.  Bd.,  S.  519.  581. 

•*)  Art.  51  u.  52.  Abgedruckt  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  Tbl.  I., 
S.  162  flg.  —  Kl  üb  er,  üebersicht,  S.  90. 

*')  Aehnliche  .Ansprüche  werden  von  dem  gräflichen  Hause  Rantzau- 
Breitenburg,  gegen  die  Krone  Dänemark  wegen  der  Herausgabe  der  von 
ihr  1726  eigenmächtig  in  Besitz  genommenen  Grafschaft  Rantzau  erhoben. 
—  Vergl.  Kuno,  Graf  zu  Rantzau -Breitenburg,  vorläufige  Widerlegung  ei- 
niger falschen  ISachrichten,  die  Grafschaft  Rantzau  betreffend.  Heidel- 
berg 1840. 

**)  Vergl.  die  hieher  gehörigen  Prot,  der  deut.  B.  V.  v.  18.  August  1825 
und  9.  März  1826,  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  IL  Tbl.,  S.  285. 

'*)  Das  Berliner  Abkommen  zwischen  Oldenburg  uud  Bentink  findet  sich 
abgedruckt  in  v.  Meyer,  Staatsakten,  II.  ThI.  S.  289  flg;  uud  in  dessen 
Corp.  Const.  Germ,  l.,  S.  16. 
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dass  dasselbe  auch  an  jenen  Vortlieilen  Antheil  neluiien  soll, 
vvelclie  den  sogenannten  Standesherrn  durch  die  Bundesgesetz- 
gebung gewährt  sind^^). 

§3. 
Quellen  des  deutschen  Bundesrechtes. 

A)  Grundverträge  oder  Grundgesetze  des  deutschen 

Bundes. 

Die  Grundverträge  oder  sog.  Grundgesetze  des  deutschen 
Bundes  ^),  d.  h.  diejenigen  Staatsverträge,  welche  die  Bestim- 
mungen über  die  Eingehung  des  deutschen  Bundes,  seine 
Zwecke,  die  Form  desselben,  das  Subjekt  der  Bundesgei^alt 
und  die  Yerbürgung  der  Rechte  der  einzelnen  Milgliedei  des 
Bundes  enthalten,  sind: 

1.  Die  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815. 

2.  Die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerialconferenzen  vom 
15.  Mai  1820. 

Von  den  20  Artikeln  der  deutschen  Bundesakte  betreffen 
nur  die  11  ersten  Artikel  unter  der  Rubrik:  „Allgemeine  Be- 
stimmungen" das  eigentliche  Bundesrecht  2).  Die  Artikel  12 —  19 
umfassen  dagegen  unter  der  Rubrik:  „Besondere  Bestimmun- 
gen" vertragsmässige  Bestimmungen  zur  gleichmässigen  Re- 
gulirung  einzelner  staatsrechtlicher  Verhältnisse  in  den  einzel- 
nen Bundesstaaten,  über  deren  Vollzug  die  Bundesversammlung 
zu  wachen  hat. 


")  Commissionsbe  rieht  vom  18.  Aug.  1825,  in  den  Protok.  derBim- 
desversaminl.  §.  90.  —  B.  B.  v.  7.  Aug.  1828;  auch  B.  B.  v.  3.  Juni  1836, 
§.  125.  —  Die  betr.  Alitenstüclie  finden  sich  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  I., 
S.  2Ü6  Ilg.,  IL,  S.  322  flg.  und  513  flg.  —  Ueber  die  Stellung  des  Hauses  Schön- 
burg zu  Sachsen  vergl.  auch  L.  Peruice,  Quaest.  de  jure  publ.  germ. 
Part.  I.  Hui.  1828. 

*)  Dass  G  rundv  ertrage  und  Grundgesetz  e  des  deutscheu  Bundes 
ganz  gleichbedeutend  sind  (in  demselben  Sinne,  wie  von  Lex  contrac- 
tus  gesprochen  werden  kann),  sagt  ausdrücklich  die  W.  S.  A.,  Art.  3.  —  Ue- 
ber den  BegrilFder  Grundgesetze  vergl.  v.  Dresch,  AbhandL  1832.  Nr.  IL 
S.  23.  —  Key  seh  er,  pubL  Vers.,  S.  114. 

^)  Sehr  scharf  hebt  die  Würtemberg'sche  Beitrittserklärung  zum 
deut.  Bunde  (oben  §.  2.  Note  9)  den  Gegensatz  der  11  ersten  Artikel  zu  den 
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Der  Art.  20  enthält  nichts  als  die  Ratifikationsformcl.  Die 
deutsche  Biindesakte  ist  im  Art.  1 18,  Nr.  9  der  Wiener  Congress- 
akte  vom  9.  Juni  1815  als  ein  integrirender  Theil  derselben 
erklärt  ^) .  In  die  Wiener  Congressakte  sind  übrigens  nur  die 
1 1  ersten  Artikel  der  Bundesakte  wörtlich  aufgenommen.  (W. 
Congr.  Akte,  Art.  53.  flg.)  — 

Die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  umfasst  in  65 
Artikeln  eben  so,  wie  die  Bundesakte,  sowohl  die  eigentlich 
bundesrechtlichen,  als  auch  die  nach  gemeinsamen  Prinzipfen 
zu  regulirenden  inneren  Verfassungsangelegenheiten  der  deut- 
schen Staaten,  und  ist  zur  Vervollständigung  und  Erläuterung 
der  Bundesakte  im  monarchischen  Sinne  durch  Abgeordnete 
sämmtlicher  deutschen  Staaten  auf  den  sogenannten  Wiener 
Ministerialconferenzen  in  den  Jahren  1819  und  1820  berathen*) 
und  von  der  Bundesversammlung  sodann  als  ein  Grundgesetz 
des  deutschen  Bundes  ausdrücklich  anerkannt  worden^). 

§.4. 

B)  Buiidesgesetze  oder  Beschlüsse  der  Bundesver- 

versainnilung. 

Die  nächste  hauptsächlichste  Quelle  für  das  Bundesrecht 
und  zugleich  die  regelmässige  Art,  wie  die  Bundesgesetzgebung 
»ich  in  den  übrig^en  Beziehungen  ausser  der  Grundverfassung 
fortbildet,  ist  die  Aufstellung  von  Normen  durch  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  hieraus 


übrigen  hervor,  mit  dem  Bemerken,  dass  nnr  die  ersteren  zum  Zwecke  des 
durch  den  Pariser  Frieden  (§.  2.  Note  4)  festgesetzten  Bundesvereines  er- 
forderlich seien. 

*)  Leber  den  rechtlichen  Werth  der  franz.  Uebersetzung  der  deut.  Biin- 
desakte, als  Beil.  9  der  Wiener  Congressakte,  vei'gl.  Klüber,  Abhandlun- 
gen (1830),  Bd.  I.,  Nr.  2. 

*)  Die  Protokolle  dieser  Wiener  Ministerialconferenzen  sind  nicht  offi- 
ciell  gedruckt,  doch  findet  man  viele  Auszüge  in  Klüber's  ö.Tentlichem 
Rechte,  so  wie  auch  viele  hieher  gehörige  Notizen  in  C  Welck  er's  wichti- 
gen Urkunden  etc.,  1844.  (Vergl.  oben  die  Lit.  des  Bundes -Rechts.) 

*)  B.  B.  V.  8.  Juni  1820.  —  Leber  die  Entstehung  und  den  rechtlichen 
Werth  der  franz.  Uebersetzung  der  W.  S.A.  vergl.  Klüber,  AbhandL 
(1830),!.,  Nr.  3. 
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für  die  Biindesglieder  erwaclisende  Verbindlichkeit  schlechthin 
Bundesgesetze  genannt  werden.  Doch  ist  es  schon  in  ein- 
fach vorgekommen,  dass  einzelne  Angelegenheiten  in  beson- 
deren Ministerialconferenzen  berathen  und  darin  Beschlüsse 
vorbereitet  wurden,  welche  die  Bundesversammlung  nachher 
als  die  ihrigen  anerkannte  und  promulgirte,  wie  z.  B.  die  eben 
erwähnte  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820;  eben  so  die 
Beschlüsse  des  Ministcrcongresses  zu  Carlsbad  (August  1819) 
über  Missbrauch  der  Presse,  Universitäten  und  demagogische 
Umtriebe,  welche  die  Bundesversammlung  einstimmig  am  20. 
Septbr.  1819  zum  Bundesgesetz  erhoben  hat^). 

§.5. 
C)  Die  übrigen  Ouellen  des  Bundesrechts. 

Ausser  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes  inid  den 
Beschlüssen  der  Bundesversammlung  sind  noch  den  Ouellen 
des  deutschen  Bundesrechtes  beizuzählen:  l)  Staats  vertrage 
mit  auswärtigen  Staaten;  2)  das  Herkommen,  das  sich  so- 
wohl in  der  Bundesversammlung  unter  den  Bundesgliedern  als 
Gesammtheit,  als  auch  im  Verhältniss  einzelner  Bundesgliedcr 
zu  dem  Bunde  bilden  kann').  —  Gerichtsgebrauch  kann 
dagegen,  insoferne  daraus  ein  den  Bund  selbst  verpflichtendes 
Recht  fliessen  soll,  unter  den  Ouellen  des  Bundesrechts  nicht 
aufgeführt  werden,  da  eine  Bildung  desselben  sowohl  durch  die 
Organisation,  als  durch  die  Grundidee  der  beiden  jetzt  bestehen- 
den entscheidenden  Instanzen  des  Bundes,  des  Austrägalge- 
richtes  und  des  Bundesschiedsgerichtes,  ausgeschlossen  ist. 

Auch  hat  die  Bundesversammlung  bereits  ausdrücklich  er- 
klärt, dass  sie  alle  doktrin  eile  Interpretation  der  Bundesgesetze 
für  sich  als  unverbindlich  betrachtet  2)  ,  was  sich  von  selbst 
versieht,  da  ihr  die  Befugniss  zukommt,  die  Bundesgesetze 
authentisch  zu  interpretiren.  (§.  27.)  — 


»)  Siehe  diese  Beschl.  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  II.  Thl.,  S.  133  flg. 

*)  Ein  Beispiel  eines  solchen  Biindesherkommens  liudet  sich  unten,  §.  17, 
in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Mitglieder  zu  Bundestagscommissionen. 

2)  Beschl.  V.  11.  Dec.  1823.  XXIV.  Sitzung,  §.  167;  bei  v.  Meyer,  Staats- 
akten, II.  Thl.,  Nr.  LV.,  S.  235. 
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X:r.^te  Albtlieiliui^. 

Verfassungsrecht  des  deutschen  Bundes. 


§.6. 
Publizistischer  Cliarakter  des  deutschen  Bundes. 

Der  deutsehe  Bund  wird  im  Art.  1  der  Wiener  Schlussakte 
selbst  als  ein  völkerrechtlicher  Verein  bezeichnet,  und  ist 
in  jeder  Beziehung  ein  eigentlicher  Staatenbund,  insoferne 
man  hierunter  eine  bl»ibende  Vereinigung  mehrerer  vollkom- 
men souverainer  Staaten  zu  bestimmten  politischen  Zwecken 
mit  organischen  Einrichtungen  für  die  Wirksamkeit  der  Bun- 
desgewalt  verstehet.  Man  würde  daher  sehr  irren,  Avenn  man 
den  deutschen  Bund  bloss  als  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss 
(Allianz)  der  deutschen  Staaten  betrachten  wollte;  vielmehr 
nähert  sich  sogar  der  deutsche  Bund  in  einiger  Beziehung  einem 
Bundesstaate,  nämlich  insoferne,  als  der  Bundesgewalt  einige 
Einwirkung  auf  gewisse  einzelne,  innere  politische  Verhält- 
nisse in  den  deutschen  Staaten  erlaubt  ist').  Doch  ist  der 
deutsche  Bund  von  einem  Bundesstaate  noch  immer  deutlich 
genug  dadurch  unterschieden,  dass  die  volle  Souverainität 
der  Bundesglieder  überall  und  wiederholt  in  den  Grundverträ- 
gen des  Bundes  anerkannt  ist,  und  als  die  Quelle  erscheint, 
woraus  die  Bundesgewalt  selbst  entspringt  2),  so  wie  auch  der 
deutsche  Bund  nicht  den  vollständigen  Staatszweck  ^)  sich  zur 
Aufgabe  gesetzt  hat,  sondern  nur  gewisse  einzelne  politische 
Zwecke  verfolgt*),  wesshalb  auch  jene  inneren  Staatsverhält- 
nisse, auf  die  dem  Bunde  einige  Einwirkung  gestattet  ist,  nach 
der  Einleitung  zum  Art.  12  der  Bundesakte  und  nach  Art.  53 
der  Wiener  Schlussakte  nur  als  besondere,  d.  h.  ausnahms- 


1)  Vergl.  die  B.  A.,  Art.  XII  — XIX. 

^)  Zur  Zeit  des  Reichsstaates   erschien   gerade  umgelielirt  die  Kegie- 
riuigsgcwalt  der  Laudeslierrn  als  eine  Concession  der  Reichsstaatsgewalt. 
*)  Vergl.  das  allgemeine  Staats  -  Recht,  §.  29. 
*)  Vergl.  oben,  §.  1. 
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weise  oder  singulare  Verhältnisse  dargestellt  werden  ^).  Ueber- 
dies  sind  auch  bereits  in  der  Bundesversammlung:  selbst  die 
bestimmtesten  Erklärungen  darüber  abgegeben  worden,  dass 
die  Bundesglieder  den  deutschen  Bund  als  einen  Staatenbund 
und  nicht  als  einen  Bundesstaat  betrachten^). 

§.7. 

Verliältiiiss  des  deutschen  Bundes  zum  deutschen 

Reiche  und  zu  dem  Rheinbunde. 

Der  deutsche  Bund  sollte  nach  der  Ansicht  seiner  Stifter 
eine  neue,  den  Zeitverhältnissen  angemessene  politische  Ge- 
staltung Deutschlands  hinsichtlich  der  völkerrechtlichen  Be- 
ziehungen der  deutschen  Staaten  zu  einander  und  zu  aus- 
wärtigen Staaten  begründen.  Es  war  daher  weder  von  der 
Wiederherstellung  des  deutschen  Reiches,  noch  von  der  Wie- 
dererrichtung einer  eigentlichen  Reichsstaatsgewalt,  noch  von 
einer  Aufhebung  jener  neueren  politischen  Verhältnisse  die 
Rede,  die  in  dem  Inneren  der  einzelnen  deutschen  Staaten  durch 
die  Rheinbundsakte  in  Bezug  auf  die  Mediatisirung  der  Stan- 
desherrn und  der  Reichsritterschaft  begründet  worden  waren  *). 
Der  deutsche  Bund  ist  eben  so  wenig  Rechtsnachfolger  des 
Rheinbundes,  der  sich  ohnehin  schon  vor  dem  ersten  Pariser 
Frieden  faktisch  aufgelöst  hatte,  als  er  auch  nicht  Rechtsnach- 
folger des  deutschen  Reiches  ist,  welches  schon  durch  die 
Stiftung  des  Rheinbundes  im  Jahre  1806  völlig  aufgelöst  wor- 


*)  Vergl.  §.  3.,  Note  2. 

^)  Vergl.  z.  B.  den  Bundes  -  Präsidialvortrag  v.  5.  Nov.  1816,  Protok. 
B.  V.,  §.  4.  „Deutschland  war  im  Laute  der  Zeit  weder  berufen,  die  Form  ei- 
ner Einherrsciiaft  oder  auch  nur  eines  wahren  Bundesstaates  zu  gewähren, 
eben.sowenig  aber  entsprach  es  dem  Bedürfnisse  der  allwaltenden  Stimme 
der  Zeit,  ein  blosses  politisches  Schutz  -  und  Trutzbündniss  zu  schliessen, 
sondern  in  der  Zeitgeschichte  ist  Deutschland  dazu  berufen,  einen  zugleich 
die  Nationalität  sichernden  Staatenbund  zu  bilden.  Dieses  ist  Deutschlands 
Bestimmung,  dieses  der  Standpunkt  der  deutschen  Nation  in  der  Reihe  der 
übrigen  Völker  Europens." 

')  Die  Standesherrii  übergaben  desshalh  auf  dem  Wiener  Congresse  eine 
förmliche  Rechtsverwahrung  d.  d.  13.  Juni  1815;  in  Klüber's  Akten  d. 
Wien.  Cougr.  Bd.  II.,  S.  384  flg.;  vergl.  dessen  Uebersicht,  S.  119.  327. 
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den  war.  Der  deutsche  Bund  ist  daher  auch  nicht  verpflichtet, 
die  Reichsgesetzgebung  oder  die  Rheinbundsakte  weiter  als 
für  sich  verbindhch  anzuerkennen,  als  dadurch  erworbene 
Rechte  für  einzelne  Staaten,  Souveraine  oder  Privatpersonen 
begründet  worden  sind  2) .  In  soweit  aber  der  deutsche  Bund 
die  älteren  Reichsgesetze  als  subsidiäre  praktische  Rechts- 
quellen anerkennt  3),  muss  man  ihm  auch  das  Recht  beilegen, 
dieselben  authentisch  zu  interpretiren,  da  die  authentische 
Interpretation  nichts  Anderes  ist,  als  die  Aufstellung  eines  neuen 
Gesetzes*).  Als  Rechtsnachfolger  des  deutschen  Reiches  kön- 
nen nur  die  einzelnen,  durch  seine  Auflösung  souverain  ge- 
wordenen Staaten  betrachtet  werden,  und  auch  diese  nur  so 
weit,  als  durch  die  Erwerbung  der  Souverainität  (gleichsam 
durch  Appropriation)  ^)  die  früher  dem  Kaiser  und  Reiche  zu- 
gestandenen obersten  Regierungsrechte  mit  der  damals  noch 
untergeordneten  Landeshoheit  vereiniget  worden  sind  ^). 


*)  Vergl.  oben  das  allgem.  Staats -Recht,  §.  25. 

3)  Vergl.  W.  S.  A.,  Art.  24. 

*)  Die  Frage,  ob  eine  authentische  Interpretation  einer  reichsgesetzli- 
chen Bestimmung  durch  die  Bundesversammlung  rückwirkende  Kraft  auf 
eine  in  anderem  Sinne  ergangene  Entscheidung  der  Landesgerlchtshöfe  ha- 
ben könne,  hat  bereits  weitläufige  Erörterungen  bei  Gelegenheit  der  Recla- 
mationen  des  Grafen  Hallberg,  wegen  der  ihm  im  Reichsdeputations- 
Hauptschluss  v.  25.  Febr.  1803,  Art.  24  angeAviesenen  Entschädigung,  herbei- 
geführt.—  Vergl.  Der  unerledigte  Rechtsfall  des  Grafen  Hallberg,  eine 
auf  die  ehemalige  Abtei  Schussenried  reichsgesetzlich  radizirte  ewige  Rente 
betr.  Frankfurt  1834.  , 

*)  Dieser  Ausdruck  wird  besonders  im  Lehnrechte  im  Gegensatze  der 
ConsoUdation  gebraucht,  wo  das  sog.  dominium  directum  von  dem  Vasal- 
len erworben  wird. 

')  Alle  Rechtsnachfolge  im  deutschen  Reiche  läugnet  und  behauptet  eine 
neue  Gründung  der  Macht  der  jetzigen  Souveräne  titulo  singulari,  Kohler, 
die  staatsrechtl.  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen,  vormals  reichs- 
ständ.  Adels,  S.  293.  —  Es  wird  hier  übersehen,  dass  alle  Staatssuccessio» 
nur  eine  Folge  titulo  singulari  ist  und  sein  kann;  vergl.  oben,  allgein. 
Staats -Recht,  §.  73. 
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§.8. 
Mitglieder  des  deutschen  Bundes. 

Die  Mitglieder  des  deutschen  Bundes  sind  in  der  Bundesakte 
vom  8.  Juni  1815,  Art.  6  namentlich  aufgeführt,  und  zwar  wa- 
ren es  deren  ursprünglich  38,  Würtemberg  und  Baden,  welchen 
der  Beitritt  vorbehalten  war,  mitgerechnet').  Diese  Zahl  ist 
auch  gegenwärtig  noch  vorhanden,  obschon  Hessen -Homburg 
im  Jahr  1817  neu  aufgenommen  wurde  (§.  2),  indem  durch 
das  Aussterben  von  Sachsen -Gotha  am  11.  Febr.  1825,  nach 
der  Erbtheilung  der  sächsischen  Häuser  vom  13.  Nov.  1826  2), 
ein  Bundesglied  in  Abgang  gekommen  ist. 

§.9. 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 

Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  deutschen  Bund  kann 
nur  durch  einstinnnigen  Beschluss  der  Bundesversammlung  ge- 
schehen^). Die  Vorbedingung  der  Aufnahme  ist  der  Erwerb  der 
Souverainität  über  ein  Land,  welches  zu  dem  deutschen 
Bundesgebiete  bereits  gehört,  oder  demselben  hei  der  Aufnahme 
seines  Beherrschers  in  den  Bund  einverleibt  wird.  Nur  den 
deutschen  Standesherrn  ist  die  Einräumung  einer  Curiat- 
stimme  in  der  Bundesversamudung  durch  Art.  6  der  Bundesakte 
als  eine  Möglichkeit  in  Aussicht  gestellt  worden  2). 


1)  Vergl.  §.  2.  —  Bei  dieser  Zählung  ist,  wie  auch  die  B.  A.  thiit,  Reuss 
jüngere  Linie  nur  für  ein  Bundesglied  gerechnet.  Zur  Zeit  der  Abfassung 
der  B.  A.  bestand  aber  Reuss  jüngere  Linie  aus  drei  souveralnen  Hänsern: 
Reuss -Schlelz,  Reuss- Lobenstein- Lobenstein  und  Reuss  -  Lobenstein- 
Ebersdorf.  Im  J.  1824  (7.  Mal)  erlosch  Reuss  -  Lobenstein  -  Lobenstein ;  seine 
Besitzungen  gingen  an  Reuss  -  Lobenstein -Ebersdorf  über.  (S.  noch  B.  B.  v. 
29.  Jan.  1829.  Sitz.  L  §.  7.) 

*)  Seitdem  bestehen  anstatt  der  in  der  B.  A.,  Art.  6  aufgeführten  HerzogL 
Sächsischen  Häuser:  die  Herzogthümer  1)  Sachsen- Co  bu  rg  -  Gotha; 
2)  Sachsen  -  Meluingen-Hildburghausen;  3)  Sachsen  -  .\ltenb  u  rg. 
—  Prot.  d.  B.  V.,  25.  Jan.  1827.  Sitz.  L  §.  4. 

')  W.  S.  A.,  Art.  6. 

^)  Diese  Aussicht  ist  den  Staudesherrn  noch  keineswegs  entzogen.  .\uf 
dem  Congresse  zu  Aachen  (Sitz.  v.  7.  Nov.  1818)  wurde  auf  Reclamatlou 
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§.  10. 
Bundesgebiet. 

Das  Bundesgebiet  ist  der  Inbegriff  der  Staatsgebiete  der 
zum  deutschen  Bunde  vereinigten  Regierungen.  Von  den  Für- 
sten, die  zugleich  europäische  Mächte  sind,  sind  Oest erreich 
und  Preussen  nur  für  ihre  früher  zum  deutschen  Reiche  ge- 
hörigen Besitzungen'),  Dänemark  anfänghch  nur  für  Hol- 
stein 2),  später  auch  für  den  von  ihm  erworbenen  Theil  des 
Herzogthums  Sachsen-Lauenburg  ^),  und  die  Niederlande 
nur  für  Luxemburg  dem  Bunde  beigetreten.  Hannover  war 
bei  dem  Abschlüsse  des  Bundes  nur  zufäHig  (persönlich)^) 

der  Standesherrii  die  Gerechtigkeit  ihrer  Forderung  anerkannt,  durch  die 
endliche  Einräunuiug  von  Ctiriatstimmen  eine  ihrer  früheren  Stellung  im 
deutschen  Reiche  entsprechende  Stellung  im  deutschen  Bunde  zu  erhalten, 
ohne  deren  Gewährung  selbst  die  ihnen  in  der  B.  A.,  Art.  14  zugesicherte 
Ebenburt  mit  den  souverainen  Häusern  allmählig  bedeutungslos  -werden 
(„tomber  en  desuetude")  könnte.  Die  Einleitung  der  Verhandlungen  auf  dem 
Bundestage  soll  aber  so  lange  verschoben  werden  (ad  Calendas  Graecas?) 
bis  0 es terreieh  und  Fr eussen,  die  sich  auf  dem  Aachener  Congresse 
sehr  entschieden  für  die  Gewährung  her  Bitte  der  Standesherrn  ausspra- 
chen, es  an  der  Zeit  finden  würden,  den  Impuls  zu  geben.  —  Das  Protokoll 
findet  sich  in  Martens,  recueil,  Supplem.  T.  IX.,  p.  287;  auch  in  Koh- 
ler, staatsrechtl.  Verhält,  des  mittelbar  gewordenen  reichsständ.  Adels, 
S.  267. 

')  B.  A.,  Art.  1.  —  Die  Erklärung  Oesterreichs  über  jene  seiner  Länder, 
welche  es  als  zum  deutschen  Bunde  gehörig  betrachtet,  findet  sich  in  dem 
Prot.  V.  6.  April  1818,  §.  77.  —  Als  Grund,  warum  die  Lombardei,  ob- 
schon  ein  vormaliges  Reichsland,  nicht  ebenfalls  als  Bundesland  aufge- 
führt wurde,  wird  angegehen,  dass  der  Kaiser  wünsche,  hierdurch  „dem 
Bunde  zu  bewähren,  wie  wenig  es  in  seiner  Absicht  liege,  dessen  Vertheidi- 
gungsliiiie  über  die  Alpen  auszudehnen." — Preussen  erklärte  als  Bundes- 
lande: Pommern,  Brandenburg,  Schlesien,  Sachsen,  Westphalen,  Cleve-Berg 
und  Niederrhein.  Prot.  v.  4.  Mai  1818,  §.  105.  —  (Beide  ErkläiHingen  finden 
sich  auch  in  v.  Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  I.,  S.  25.  26.) 

2)  B.  A.,  Art.  1. 

')  Erklärung  des  Königs  von  Dänemark,  im  Prot.  v.  5.  Nov.  1816,  §.  3.  — 
(Auch  in  v.  Meyer,  Staatsakten,  IL,  S.  31,  und  in  dessen  Corp.  Const. 
Germ.  S.  26.) 

*)  Die  volle  Trennung  Hannovers  von  England  besteht  wieder  seit  dem 
Tode  Wilhelm's  IV.,  20.  Juli  1887. 
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mit  England  vereinigt,  und  galt  daher  von  jeher  als  selbst- 
ständiges Königreich,  so  dass  also  England  als  solches  nie 
Bundesmitglied  war.  Nachdem  Oldenburg  von  der  ihm  schon 
im  Jahre  1818  von  Russland  abgetretenen  Erbherrschaft  Jever 
im  Jahre  1823  Besitz  ergriffen  halte,  wurde  dieselbe  ebenfalls 
als  Bundesland  anerkannt^).  In  Folge  der  Anerkennung  der 
Oldenburgischen  Hoheit  im  Berliner  Abkommen  vom  8.  Juni 
1825  ist  auch  die  dem  Grafen  Bentink  gehörige  Herrschaft 
Knip hausen  ein  Theil  des  deutschen  Bundesgebietes  gewor- 
den^). Das  Bundesgebiet  umfasst  sonach  alle  Länder,  die  heut- 
zutage den  politischen  Begriff  von  Deutschland  aus- 
machen^). 

§.  11. 
Abtretung  von  Bundesländern. 

Abtretungen  von  Ländern,  welche  dem  Bundesgebiete  ein- 
verleibt  sind,  widersprechen  dem  Zwecke  des  Bundes,  da  die- 
ser für  die  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Staaten  geschlossen 
ist*).  Es  darf  daher  auch  kein  Theil  eines  Bundeslandes  an 
Auswärtige  ohne  Zustimmung  des  Bundes  abgetreten  wer- 
den 2).  Eine  solche  Abtretung  hat  erst  einmal  stattgefunden, 
nämlich  von  Seiten  des  Königs  der  Niederlande,  als  Grossher- 
zog's  von  Luxemburg,  an  Belgien,  in  Gemässheit  des  Artikels  2 
des  Londoner  Vertrags  vom  19.  .^pril  1839.  Der  König  der  Nie- 
derlande hat  aber  an  die  Stelle  des  abgetretenen  Theiles  von 
Luxemburg  mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung  ein  aus 
den  Resten  dieses  Grossherzogthumes  und  aus  dem  Herzog- 
thume  Limburg:  neu   ffebildetes  Grossherzosthum  Luxemburs: 


*)  Oldenburg'sche  Erklärung,  im  Prot.  v.  27.  Nov.  1823,  §.  148. 
(Auch  in  v.  Meyer,  Corp.  Coufoed.  Germ.  I.,  S.  27.) 

*)  Berliner  Abkommen,  Art.  2.  (Abgedr.  in  v.  Meyer,  a.  a.  0.,  S.  46.) 

')  Ueber  den  Begriff  von  Deutschland  vergl.  KI  üb  er,  Abhandl.  I., 
Nr.  VII.,  S.  213.  —  Eine  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  der  Wiener 
Congressakte,  des  Frankfurter  Territorialrecesses  und  anderer  Ueberein- 
künfte  aus  den  Jahren  1815  bis  1821,  die  überrheinischen  Gebiete  betreffend, 
findet  sich  in  v.  Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  I.,  S.  34  (Ig. 

i)  B.  A.,  Art.  1. 

2J   W.  S.  A.,  Art.  (i. 
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mit  145,727  Seelen  treten  lassen.  Der  deutsche  Bund  hat  zu 
dieser  Veränderung  in  der  19.  Sitzung  vom  5.  Septbr.  1839  seine 
Zustimmung  ertheilt^).  —  Eine  Verletzung  der  Gränzen  eines 
Bundeslandes  durch  Auswärtige  gilt  als  Verletzung  des  Bundes- 
gebietes selbst*). 

§•  12. 
Rechtsgleichheit  der  Bundesglieder. 

Die  Gleichheit  der  Rechte  aller  Bundesglieder  ist  in  der  Bun- 
desakte, Art.  3.  positiv  ausgesprochen,  jedoch  ist  dieser  Grund- 
satz in  Bezuff  auf  die  Abstimmungsverhältnisse  in  der  Bundes- 
Versammlung  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse  der  Länder  und  die 
Stärke  der  Bevölkerung  in  der  Art  modifizirt,  dass  in  dieser 
Beziehung  den  Bundesgliedern  ein  mit  dem  Umfange  ihrer 
Pflichten  und  Lasten  im  geraden  Verhältnisse  stehendes 
Stimmgewicht  beigelegt  ist '), 

§.  13. 
Rangverschiedenheit  der  Bundesglieder. 

Daraus,  dass  den  Bundesgliedern  gleiche  Rechte  beigelegt 
sind,  folgt  aber  nicht,  dass  auch  alle  Bundesglieder  gleichen 
Rang  hätten.  Dies  ist  weder  in  einem  Bundesgesetze  ausge- 
sprochen, noch  nach  dem  europäischen  völkerrechtlichen  Ce- 
remoniel  bei  der  Verschiedenheit  der  politischen  Macht  und  Titel 
der  einzelnen  Bundesglieder  überhaupt  möglich.  Nur  so  viel  ist 
bundesgesetzlich  anerkannt  (B.  A.,  Art.  4  u.  8),  dass  weder  die 
Ordnung,  in  welcher  die  Bundesglieder  in  der  Bundesakte  auf- 
geführt sind,  noch  die  Ordnung,  wie  sie  in  der  Bundesversamm- 
lung sitzen  und  stimmen,  ihren  gegenseitigen  Rang-Ansprüchen 
einigen  Abbruch  thun  solle,  daher  auch  bis  jetzt  noch  keine 
Ranffstreitiffkeiten  am  Bundestaffe  vorsrekommen  sind. 


')  Die  hierauf  bezüglichen  Aktenstücke  s.  in  G.  v.  Meyer,  Staatsakten, 
II.,  S.  582  flg.  u.  zum  Theil  auch  in  desselben  Corp.  Const.  Germ.  I.,  S.  36. 
4)  Wien.  Schi.  A.,  Art.  36 
»)  B.  A.,  Art.  4.  u.  6.  —  Vergl.  unten,  §.  16. 
Zopil,  Staattifccht.  3te.\ugg.  (Anhang.)  2 
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§•  14. 
Titelveränderungen  einzelner  Bundesglieder. 

Seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  haben  bisher  fol- 
gende Veränderungen  in  der  Bezeichnung  und  den  Prädikaten 
der  einzelnen  Bundesgheder  stattgefunden:  A)  Die  Slinnne 
von  Dänemark  als  Herzog  von  Holstein  wird  in  Folge  der 
Erwerbung  des  Herzogthuines  Sachsen -Lauenburg  als  Hol- 
steinische und  Sachsen -Lauen burgische  Stimme  ge- 
fiihrtO.— B)  Seitdem  Jahre  1824  wird  von  Holstein-Ol- 
denburg die  Stimme  am  Bundestage  in  Folge  der  seit  der 
Erwerbung  der  Erbherrschaft  Jever  von  dem  Herzoge  vorge- 
nommenen Titel -Veränderung  nur  als  Oldenburg  geführt  2), 
und  seit  dem  28.  Mai  1829  von  Oldenburg  der  Gross  her- 
zogliche Titel  gebraucht,  welcher  diesem  Hause  schon 
durch  die  Wiener  Congressakte,  Art.  34.  zugestanden  worden 
war^).  —  C)  In  Folge  der  Succession  in  die  Herzoglich  Sach- 
sen-Gotha-  und  Altenburgischen  Lande  nach  dem  Erlöschen 
dieses  Hauses  im  Mannsstamme  am  11.  Febr.  1825,  bestehen 
anstatt  der  herzoglich  sächsischen  Häuser  Sachsen -Gotha, 
Sachsen -Coburg,  Sachsen-Meiningen  und  Sachsen -Hild- 
burghausen nunmehr  die  Herzogthümer  Sachsen-Meinin- 
gen-Hildburghausen, Sachsen-Altenburg  und  Sachsen- 
Coburg-Gotha*).  — D)  Am  16.  Aug.  1844  hat  die  Bundesver- 
sammlung beschlossen,  dass  von  Seilen  des  deutschen  Bundes 
den  die  Regierung  führenden  Herzogen  von  Braun  schweig, 
Nassau,  Sachsen  Coburg  -  Gotha,  Sachsen  -  Meiningen, 
Sachsen  -  Altenburg,  Anhalt  -  Dessau,  Anhalt-Bernburg 
und  Anhalt- Kot hen  für  ihre  Person  statt  des  bisher  geführten 
Prädikats  ,, Durchlaucht"  das  Prädikat  „Hoheit"  werde  bei- 
gelegt werden,  sobald  die  erforderliche  Notifikation  über  die 


')  Vergl.  §.  10,  Note  3. 

2)  Prot,  der  B.  V.  v.  15.  Januar  1824,  §.  2.  (v.  Meyer,  Cori).  Con- 
stit.  Germ.,1.,  S.  28.) 

')  Prot,  der  B.  V.  v.  4.  Juni  1829,  §.  88.  (v.  Meyer,  C.  C,  I.,  S.  28.) 

")  Vergl.  die  B.  A.,  Art.  6,  und  Prot,  der  B.  V.  v.  25.  Januar  1827.,  S.  4. 
(Dieses,  nebst  dem  gemeinschaftlichen  Patente  der  Herzoge  von  Sachsen, 
V.  12.  u.  15.  Novemb.  1826,  s.  bei  v.  Meyer,  C.  C,  I,,  S.  28  u.  flg. 
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desfalls  beliebte  Veränderung  des  Prädikats  von  Seite  der  re- 
gierenden Herzoge  bei  der  Bundesversammlung  eingegangen 
sein  wird.  In  der  vertrauensvollen  Erwartung  dass  die  sc- 
dachten  Herzoge  weder  in  deutscher  noch  in  einer  fremden 
Sprache  sich  einer  Bezeichnung  bedienen,  oder  eine  solche  in 
Anspruch  nehmen  werden,  wodurch  Zweifel  darüber  entstehen 
könnten,  dass  durch  das  Prädikat  „Hoheit"  ein  anderes  als  das 
der  ,, herzoglichen"  Hoheit  gemeint  sei,  wird  von  der  nähe- 
ren Bezeichnung  desselben  Umgang  genommen.  Ausdrücklich 
Avurde  noch  beigefügt,  dass  dieser,  nur  die  Courtoisiefrage  der 
regierenden  Herzoge  erledigende  Beschluss  die  wechselseitigen 
Rangverhältnisse  unter  den  souverainen  Häusern  durchaus 
nicht  berühren  und  vielmehr  hinsichtlich  des  Ranges  und  Yor- 
üittes  alles  und  jedes  in  der  bisherigen  Lage  verbleiben  solle  ^). 

§.  15. 

Subjekt  der  Biindesgewalt.  Bundesversammlung. 

Subjekt  der  Bundesgewalt  ist  die  Bundesversammlung, 
d.  h.  die  Gesammtheit  aller  Bundesmitglieder,  welche  aber  nicht 
selbst  zusammentreten,  sondern  durch  einen  permanenten  Con- 
gress  ihrer  Bevollmächtigten  (Bundestag)  zu  Frankfurt  a. M. 
repräsentirt  werden.  Das  Präsidium  auf  dem  Bundestag  führt 
nach  der  Bundesakte,  Art.  5.  Oesterreich.  Die  Bundestags- 
gesandten bilden  übrigens  kein  selbstständiges  und  unabhän- 
giges, am  wenigsten  ein  richterliches  Collegium,  sondern  sie 
sind  durchgängig  und  unbedingt  in  allen  Verhältnissen  an  die 
von  ihren  Souverainen  ertheilten,  oder  von  denselben  einzu- 
holenden Instruktionen  gebunden. 

§.16. 

Innere  Organisation  der  Bundesversammlung. 

Engerer  Rath  und  Plenum. 

Die  Bundesversammlung  hat  grundgesetzlich  zwei  ver- 
schiedene Verhandlungsarten  bei  ihren  Geschäften  und  Schluss- 
fassungen: 


»)  Separat.  Prot,  der  B.  V.  v.  16.  Aug.  1827.  Sitzung  XXVII.  S.  792.  (v. 
Meyer,  Corj».  Constit.  Germ.  I.,  S.  101.) 

2* 
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1)  Den  sogenannten  engeren  Rath,  der  die  regelmässige 
Art  der  Verhandlung  ist  (Bundesakte,  Art.  4)  ; 

2)  Das  Plenum,  als  ausnahmsweise  Verhandlungsform  in 
gewissen  bundesgesetzhch  bestimmten  Fällen,  —  (Bun- 
desakte, Art.  6.) 

§.  n. 

Zahl  und  Verhältniss  der  Stiininen  im  engeren  Rallie 
und  im  Plenum. 

Die  Unterschiede  zwischen  beiden  Formen  der  Verhandlung 
liegen : 
1)  In  der  Zahl  der  Stimmen  und  in  der  Verschiedenheit  des 
Stimmgewichtes,  welches  den  einzelnen  Bundesglie- 
dern in  dem  Plenum  oder  in  dem  engeren  Rathe  zukommt. 
Im  Plenum  sind  nämlich  nach  Art.  6.  der  Bundesakte, 
69  Stimmen  unter  38  Bundesglieder  vertheilt,  so  dass 
(Reuss  jüngere  Linie  ausgenommen^))  jedes  Bundesmit- 
glied wenigstens  eine  Stimme  führt,  vierzehn  Staaten 
aber  mehrere  Stimmen  (4,  3  oder  2)  und  zusammen  45 
Stimmen  haben 2).  Im  engeren  Rathe  sind  umgekehrt 
die  38  Bundesglieder  in  17  Stimmen  eingetheilt,  so  dass 
nur  eilf  Staaten  einzelne  Stimmen  führen,  von  den  sie- 
ben und  zwanzig  übrigen  aber  immer  mehrere  in  eine 
Gesammtstimme  oder  Curie  zusammengeworfen  sind,  und 
sonach  sechs  Curiatstimmen  bestehen 3).  Die  Curiat- 
stimmen  dürfen  immer  nur  von  einem  Bundestagsge- 
sandten der  in  eine  Curie  verbundenen  Staaten  geführt 
werden,  und  daher  wechselt  die  Stimmführung  unter  den 
Bundestagsgesandten  der  einzelnen  Curiatstimmen  nach 
Partikular-Conventionen,  die  darüber  zwischen  den  be- 
treffenden Höfen  bestehen;  doch  dürfen  gemäss  der  vor- 


»)  Vergl.  oben,  §.  8,  Note  1. 

«)  B.  A.,  Art.  6. 

')  B.  A.,  Art.  4.  —  Hessen  -  Homburg  ist  erst  durch  B.  B.  v.  17.  Mai  1838, 
§.  138  in  eine  Curie  eingetheilt,  und  stimmt  hiernach  im  engeren  Rathe  in  der 
XVI.  Stimme,  im  Plenum  vor  den  freien  Studien. 
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läufigen  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  vom 
14.  Nov.  1816  auch  die  Gesandten  der  übrigen  nicht- 
stimmführenden  Mitglieder  der  Curiatstimme  den  Versamm- 
lungen beiwohnen.  Die  mehreren  in  einer  Curie  einge- 
theilten  Bundesglieder  müssen  sich  daher  auch,  bevor  sie 
durch  den  stiramführenden  Bundestagsgesandten  abstim- 
men lassen,  in  ein  gemeinschaftliches  Votum  vereinigen*). 
2)  Ein  anderer  Unterschied  besteht  zwischen  der  Verhandlung 
in  dem  Plenum  und  im  engeren  Rathe  in  der  Verschieden- 
heit der  Berechnung  der  Majorität.  Im  engeren  Rathe 
entscheidet  nämlich  regelmässig  absolute  Majorität,  d.  h. 
es  genügt,  wenn  für  eine  Meinung  sich  überhaupt  mehr 
als  die  Hälfte  aller  Vo tan ten  ausgesprochen  hat.  In  dem 
Plenum  entscheidet  aber  nur  eine  Majorität  von  zwei 
Dritttheilen  der  Votanten^),  d.  h.  der  Bundesglieder, 
welche  ihre  Stimme  wirkhch  abgegeben  haben  ß).  Aus- 
nahmsweise genügt  jedoch  nach  einem  bei  der  Bundes- 
versammlung ausgebildeten  Herkommen  eine  relative 
Majorität  in  dem  engeren  Rathe  bei  der  Wahl  von  Mitghe- 
dern  zu  Bundestagscommissionen  ^). 


*)  Halbe  und  dergl.  Stimmen,  wie  solche  auf  der  Tagsatzung  in  der 
Schweiz  geführt  werden,  sind  in  der  Bundesversammlung  nicht  gestattet. 

*)  B.  A.,  Art.  7.,  Abs.  2. 

•)  A.  M.  ist  Brun quell,  1.  c,  I.,  S.  98.  —  Vergl.  aber  A.  Doerr,  Beitr. 
zu  d.  Lehre  von  der  Organisation  der  Bundesregierung,  in  der  Zeitschr.  f. 
deut.  R.  V.  Reyscher  u.  Wilda,  1843.  Bd.  VII.  flft.  2.  S.  243  flg.  Die  Be- 
stimmung in  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  v.  14.  Nov.  1816,  I.,  dass  zu 
einer  gültigen  Beschlussnahme  im  engereu  Rathe  die  Abgabe  von  wenig- 
stens 9,  im  Plenum  von  wenigstens  48  einverstandenen  Stimmen  gehöre, 
steht  nicht  entgegen,  da  dieselbe  hier  die  Vollzähligkeit  der  Versammlung 
voraussetzt.  —  Bundesglieder  können  sich  nämlich  der  Abstimmung  sowohl 
freiwillig  enthalten,  z.  B.  wegen  Betheiligung  bei  Reclamationen  von 
Privaten  gegen  dieselben,  als  auch  an  der  Abstimmung  versäumen.  (Vergl. 
§.  22  u.  §.  33.) 

'')  Vergl.  unten,  §.  32.  —  Mit  Unrecht  behauptet  dies  auch  für  die  Wahl 
eines  Oberfeldherrn  des  Bundes,  Doerr,  1.  c,  S.  258.  —  Die  (überdies 
noch  sehr  bestrittenen)  gemeinrechtlichen  Doktrinen  über  die  Abfassung 
von  Gemeindebeschlüsseu  sind  in  keiner  Weise  hieher  zu  ziehen. 
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§.  18. 
Gegenstände,  welche  vor  das  Plenum  gehören. 

Die  Gegenstände,  welche  nur  im  Plenum  entschieden  wer- 
den dürfen,  sind  nach  der  Bundesakte,  Art.  6: 

1)  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen 
des  deutschen  Bundes ') ,  daher  auch  (impUcite)  deren 
authentisciie  Interpretation  2); 

2)  Organische  Bundes -Einrichtungen; 

3)  Sonstige  gemeinnützige  Anordnungen. 

Nach  der  Wiener  SchUissakte,  Art.  12.  sollen  ferner  noch 
nur  im  Plenum  verhandelt  werden: 

4)  Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse; 

5)  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 

Bei  entstehenden  Zweifeln  soll  vorerst  im  engeren  Rathe 
darüber  entschieden  werden,  ob  eine  Sache  vor  das  Plenum 
gehöre  oder  nicht  ^). 

§.  19. 

Gegenstände,  die  nicht  durch  Stimmenmehrheit 
entschieden  werden  können*). 

Als  Regel  ist  in  der  Bundesakte,  Art.  7.  sowohl  für  die  Be- 
schlussfassungen im  Plenum,  wie  im  engeren  Rathe  die  Be- 
schlussfassung durch  Stimmenmehrheit  ausgesprochen. 
Dagegen  sollen  sowohl  im  Plenum,  wie  im  engeren  Rathe  aus- 
nahmsAveise  über  die  so  eben  im  §.  18.  aufgezählten,  vor  das 
Plenum  gehörigen  Gegenstände,  mit  alleiniger  Ausnahme  von 


')  B.  A.,  Art.  6.  erwähnt  als  hieher  gehörig  noch  ausdrücklich  „Be- 
schlüsse, welche  die  Biiudes-Akte  selbst  betreffen."  Diese  Krwähniing 
war  aber  an  sich  ganz  überflüssig,  da  die  Bimdesakte  selbst  Grundgesetz 
ist,  und  bis  zur  Abfassung  der  W.  S.  A.  sogar  das  einzige  Grundgesetz  war. 
—  Vergl.  über  die  verschiedenen  Ansichten  von  dem  Sinne  und  der  Bedeu- 
tung dieser  Stelle,  A.  Doerr,  I.  c,  S.  288  flg. 

')  Vergl.  unten,  §.  27. 

*)  W.  S.  A.,  Art.  12. 

*)  Vergl.  hierüber  im  Allgemeinen  das  als  Provisorium  angenommene 
Commissionsgutachtcn  v.  29.  Juli  1819  (v.  Meyer,  Staatsakten,  II., 
S.  114  flg.) 
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No.  4.  (Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse)  nur  durch 
Stimmen  ein  helligkeit  Beschlüsse  gefasst  werden  kön- 
nen i).  Man  ersieht  hieraus,  dass  Kriegserklärungen  und  Frie- 
densschlüsse die  einzigen  Gegenstände  sind,  bei  welchen  die 
in  der  Bundesakte,  Art,  7.,  Abs.  2.  aufgestellte  Regel  Platz 
greifen  kann,  dass  im  Plenum  regelmässig  eine  Stimmenmehr- 
heit von  zwei  Dritttheilen  entscheiden  solle^).  Ausserdem  dürfen 
aber  auch  noch  über  folgende  Gegenstände,  die  nicht  vor  das 
Plenum  gehören,  und  die  also  (nach  der  Regel)  im  engeren 
Rathe  zu  behandeln  sind,  doch  auch  in  diesem  lediglich  durch 
Stimmeneinhelligkeit  Beschlüsse  gefasst  werden: 

1)  lieber  Religionsangelegenheiten  (B.  A.,  Art.  7.;  W.  S.  A,, 
Art.  13)3). 

2)  Wenn  die  Rechte  und  Pflichten  eines  Bundesgliedes  wegen 
Veränderung  des  gegenwärtigen  Besitzstandes  eine  Ab- 
änderung erleiden  sollen  (W.  S.  A.,  Art.  ö)**). 

3)  Wenn  ein  Bundesglied  seine  Souverainität  oder  einen  Theil 
seiner  Länder  an  einen  auswärtigen,  nicht  verbündeten 
Fürsten  abtreten  Avill  (W.  S.  A.,  Art.  6). 

4)  Wenn  einem  deutschen  Bundesfürsten  durch  Erbschaft  an- 
dere Bundesstaaten  zufallen,  hat  der  Bund  durch  Stimmen- 
einhelligkeit zu  bestimmen ,  ob  und  in  wieferne   ihm  die 


»)  B.  A.,  Art.  7.  —  W.  S.  A.,  Art.  13  nnd  64.  —  Die  Beschlüsse,  welche  die 
Biindes-Akte  selbst  betreffen  (vergl.  §.  18.  Not.  1),  sind  hier  in  der  B.  A., 
Art.  7.  nicht  erwähnt,  was  jedoch  gleichgültig  ist,  rta  die  Bundes  -  Akte  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  Grundgesetz  des  Bundes  ist. 

*)  Es  ist  dies  also  vielmehr  eine  Ausnahme,  als  eine  Regel;  denn  in 
allen  anderen,  vor  das  Plenum  gewiesenen  Gegenständen  kann  nur  Stim- 
men -  Einhelligkeit  entscheiden.  Diese,  keinesweges  einzige,  Ungenauigkeit 
der  Redaktion  des  Textes  darf  wohl  auf  Rechnung  der  Eilfertigkeit  bei  der 
Abfassung  gesetzt  werden. 

')  Ueber  den  Begriff  von  Religionsangelegenheiten  vergl.  v.  Dresch, 
Abh.  (1822.),  Nr.  IL,  S.  37. 

*)  Solche  Veränderungen  sind  bis  jetzt  noch  nicht  mit  Einfluss  auf  das 
Stimmgewicht,  sondern  nur  mit  Einfluss  auf  die  matrikularmässigen 
Geldbeiträge  und  auf  die  Stellung  des  Militair- Contingentes  vorgekom- 
men Vergl.  die  Abtretung  des  Sachsen -Coburg-  Gothaischen  Fürstenlhums 
Lichtenberg  an  Preussen.  Prot.  d.  B.  V.  26.  Sept.  1834,  §.  10  u.  14.  Juli 
184-2,  §§.  105  u.  197  (v.  Meyer,  Corp.  Constit.  Germ.  L,  S.  31  n.  44.). 
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bisher  darauf  haftenden  Stimmen   im  Plenum  beigelegt 

werden  können  (AV.  S.  A.,  Art.  16). 
Wegen  der  Stimmführung  im  engeren  Rathe  enthält  dieser 
Art.  16.  für  einen  solchen  Fall  keine  Bestimmung,  Aveil  im  en- 
geren Rathe  kein  Bundesmitglied  mehr  als  eine  Stimme  führen 
könne.  Hieraus  scheint  aber  umgekehrt  gefolgt  werden  zu  dür- 
fen, dass,  wenn  die  Länder  eines  souverainen,  nur  an  einer 
Curiatstimme  im  engeren  Rathe  theilhabenden  Hauses  durch 
Erbschaft  an  ein  anderes  übergehen,  auch  von  selbst  hiermit 
der  Antheil  an  der  Curiatstimme  an  das  erbfolgende  Haus  über- 
geht, insoferne  dieses  nicht  bereits  schon  eine  ganze  Stimme 
im  engeren  Rathe  hat  ^). 

Endlich  dürfen  ohne  freiwillige  Zustimmung  der  Bethei- 
ligten weder  im  Plenum  noch  im  engeren  Rathe  Beschlüsse 
gefasst  Averden 

1)  über  Jura  singulorum  ^)  ; 

2)  wenn  einzelnen  Bundesgliedern  eine  besondere  Leistung 
zugemuthet  werden  solF). 

§.  20. 
Verliandluiigsart  im  Plenum. 

Hinsichtlich  der  Verhandlungsart  der  Geschäfte  im  Plenum 
ist  vorgeschrieben,  dass  in  diesem  durchaus  keine  Berathung 
stattfinden  soll,  sondern  es  darf  darin  lediglich  über  die  Be- 
schlüsse abgestimmt  werden,  welche  bereits  im  engeren  Rathe 
vorbereitet  worden  sind  (W.  S.  A.,  Art.  12). 

§•21. 
Verhandlungsart  im  engeren  Rathe. 

Für  die  Behandlung  eines  Gegenstandes  im  engeren  Rathe 
kann  man  nach  der  vorläufigen  Geschäftsordnung ')  der  Bun- 


*)  Wenigstens  ist  den  die  XH.  Stimme  bildenden  Herzoglich  Sächsi- 
schen Häusern  ipso  jure  der  Stimmantheil  von  Gotha  nach  dessen  Ausster- 
ben 1825  (s.  §.  8)  zugewachsen. 

6)  B.  A.,  Art.  7;  W.  S.  A.,  Art.  15.  (Vergl.  unten  §.  29.) 

»)  W.  S.A.,  Art.  15. 

0  Bei  V.  Meyer,  Staatsakten,  II.  Thl.,  S.  38  u.  flg. 
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desversammlung  vom  14.  Nov.  1816,  Absch,  2.  u.  3.  folgende 
Abschnitte  des  Verfahrens  unterscheiden: 

1)  Die  Eingabe  oder  Präsentation  eines  Antrages,  sei  es 
von  Seite  einer  Privatperson  2)  oder  eines  Bundesstaates. 
Im  erstem  Falle  geschieht  die  Eingabe  bei  dem  Bundes- 
tagspräsidium, und  dieses  macht  sodann  in  der  nächsten 
Sitzung  der  Bundesversammlung  davon  eine  vorläufige 
Anzeige^).  Bundesglieder  haben  dagegen  das  Recht, 
ihre  Anträge  unmittelbar  bei  der  Bundesversammlung  selbst 
zu  machen,  müssen  sie  aber  ^venigstens  am  Tage  vor  der 
Sitzung  dem  Präsidium  schriftlich  mittheilen. 

2)  Der  Antrag  zur  Berathung,  sogenannter  erster  An- 
tragt). Diese  Proposition  geht  von  dem  Präsidium  aus, 
und  muss  in  Bezug  auf  die  Anträge  von  Bundesstaaten  in 
vierzehn  Tagen  und  auf  Eingaben  von  Pritvatpersonen  in- 
nerhalb drei  Wochen,  vom  Tage  der  vorläufigen  Anzeige 
an  gerechnet,  gestellt  werden,  insoferne  die  Bundesver- 
sammlung nicht  bereits  bei  der  Anzeige  eine  frühere  oder 
spätere  Vornahme  des  Gegenstandes  beschlossen  haben 
sollte.  Findet  die  Bundesversammlung  eine  besondere  Be- 
rathung nöthig,  so  bestimmt  sie  nach  ihrem  Ermessen  den 
Tag,  an  welchem  die  Discussion  und  Erörterung  stattfinden 
soll,  und  dies  heisst  Verlassnahme. 

3)  Hierauf  erfolgt  sodann  an  dem  bestimmten  Tage  die  Er- 
örterung (Discussion)  und  nach  hinreichender  Berathung 


2)  Alle  Eingaben  an  die  B.  V.  müssen  in  deutscher  Sprache  abgefasst 
sein.  B.  Besohl,  v.  5.  Dec.  1816.  —  Gedruckt  bei  der  B.  V.  einzureichende 
Denkschriften  müssen  der  Censur  des  Staates  unterworfen  werden,  in  wel- 
chem sie  gedruckt  werden.  Werden  sie  in  Frankfurt  gedruckt,  so  übt  die 
Bimdeskanzlei- Direktion  selbst  die  Censur.  B.  B.  v.  15.  Jan.  1824.  —  Ano- 
nyme Eingaben  werden  nicht  berücksichtigt.  B.  B.  v.  30.  Jan.  1817.  —  Schrift- 
steller, welche  ihre  Werke  der  B.  V.  überreichen  wollen,  haben  dies  durch 
den  Gesandten  ihres  Staates  zu  thun.  Auch  werden  von  der  B.  V.  keine  Zu- 
eignungen angenommen,  wozu  die  Erlaubniss  nicht  vorher  nachgesucht 
worden  ist.  B.  B.  vom  3.  Juli  1823. 

*)  Wenn  eine  Eingabe  sich  nach  Form  und  Inhalt  gänzlich  unstatthaft 
darstellt,  geschieht  die  Anzeige  nur  in  der  nächsten  vertraulichen 
Sitzung  (§.  23). 

*)  Vergl.  d.  vorläufige  Geschäftsordnung,  in.  7,  a. 
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die  Beschlussfassung,  dass  dre  Sache  zur  Abstimmung 
reif  sei,  wobei  zugleich  die  Zeit  festgesetzt  wird,  wo  diese 
Abstimmung  vorzunehmen  ist,  insoferne  nicht  sofort  bei 
der  ersten  Umfrage  ein  Vorschlag  einstimmig  angenom- 
men oder  verworfen  worden  ist.  In  diesem  Falle  sind  also 
die  drei  Hauptstufen  für  die  Behandlung  eines  Gegen- 
standes (erster  Antrag,  Erörterung  und  endliche 
Abstimmung)  auf  zwei  Sitzungen  vertheilt;  im  entge- 
gengesetzten Falle  wird  die  endliche  Abstimmung  in  einer 
dritten  Sitzung  vorgenommen.  Wenn  eine  besondere  Er- 
örterung nothwendig  erscheint,  haben  die  Bundestagsge- 
sandten,  welche  sich  nicht  genügend  von  ihren  Regierungen 
instruirt  finden,  von  diesen  die  erforderlichen  Instruktionen 
einzuholen.  Wird  eine  gemeinsame  Instruktionseinholung 
für  rathsam  gefunden,  so  ist  es  gewöhnlich,  dass  die  Bun- 
desversammlung, um  möglichste  Uebereinstimmung  der 
zu  erwartenden  Instruktionen  zu  erwirken,  durch  eine  aus 
ihrer  Mitte  gewählte  Commission  einen  (sogenannten) 
gleichlautenden  Commissionsbericht  zur  Mitlhei- 
lung  an  die  Regierungen  bearbeiten  lässt.  In  solchen  Fällen 
kann  auch  noch  eine  vierte  Sitzung  nöthig  werden,  in 
welcher  sodann  durch  das  Präsidium  das  Resultat  aus  den 
eingegangenen  Abstimmungen  gezogen  wird  (Sitzung  zur 
Schlussziehung). 

§.  22. 

Von  dem  Enthalten  und  der  Ver.säinnniss  der 
Abstimmung. 

I.  Es  findet  sich  in  der  Bundesgesetzgebung  eben  so  wenig 
ein  Gebof,  dass  sämmtliche  Bundesglieder  in  allen  einzelnen 
Fragen  ihre  Stimme  abgeben  müssen,  als  eine  Vorschrift  darüber, 
obund  wann  sie  sich  der  Abstimmung  enthalten  dürfen,  oder 
etwa  sogar  zu  enthalten  haben.  Jedoch  finden  sich  mehrere 
Fälle,  dass  sich  Bundesglieder  der  Abstimmung  enthalten  haben, 
theils  bei  direkter  Betheiligung,  wie  z.  B.  bei  Reclamatio- 
nen  von  Privatpersonen,  welche  direkt  gegen  dieselben  ge- 
richtet waren,  oder  bei  Streitigkeiten  mit  anderen  Bundesglie- 
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dern,  oder  bei  Beschlussnahmen  über  die  eigenen  Landesver- 
fassungsangelegenheiten, wie  Uebernahme  der  Garantie  der 
Verfassung  durch  den  Bund  u.  dergl,,  theils  bei  mittelbarer 
B  e  t  h  e  i  1  i  g  u  n  g ,  z.  B.  wegen  naher  verwandtschaftlicher  Verhält- 
nisse mit  dem  Bundesgliede,  dessen  Handlungsweise  der  Be- 
urtheilung  unterliegt').  Insbesondere  findet  man,  dass  auch 
von  den  übrigen  Mitgliedern  einer  Curie  auf  die  Abgabe  der 
Curiatstimme  verzichtet  wurde,  wenn  ein  oder  mehrere  Mit- 
glieder derselben  als  direkt  betheiligte  sich  der  Abstimmung 
enthalten  zu  müssen  glaubten  2).  Auch  haben  sich  Bundes- 
glieder dann  der  Abstimmung  enthalten,  wenn  sie  die  Compe- 
tenz  der  Bundesversammlung:  zur  Fassung  des  in  Fragte  stehen- 
den  Beschlusses  in  Abrede  gestellt  hatten^).  Uebrigens  lässt 
sich  aus  diesen  Vorgängen  noch  nicht  schliessen,  dass  sich  bei 
der  Bundesversammlung  bereits  ein  Herkoramen  gebildet  habe, 
wonach  nunmehr  eine  Verpflichtung  der  einzelnen  Mitglieder 
festgestellt  wäre,  im  Falle  der  Betheiligung  sich  der  Abstim- 
mung zu  enthalten,  indem  das,  was  einzelne  Bundesglieder  in 
einzelnen  Fällen  freiwillig  gethan  haben,  den  übrigen  nicht 
präjudiziren  kann  und  überhaupt  die  Bundesversammlung  an 
sich  nicht  als  ein  richterliches  Collegium  constituirt  ist,  son- 
dern regelmässig  nur  als  eine  politische  Behörde  Beschlüsse 
fasst*).  Ueberdies    besteht,  namentlich   soviel  die  Beschluss- 


')  Eine  Ziisaminenstellung  der  einzelnen  Fälle  findet  sich  in  Dörr,  1.  c. 
(Zeitschr.  f.  deiU.  R.,  B.  VII.,  S.  277  flg.).  —  Auch  Baden  scheint  sich  bei  der 
Beschliissfassung  über  das  von  ihm  am  28.  t)ec.  1831  erlassene  Fressgesetz 
der  .Abstimmung  enthalten  zu  haben.  Vergl.  den  Eingang  der  Bad.  Verord- 
nung V.  8.  Juli  18.32,  Reg.  Bl.  i\r.  LH. :  „Nachdem  mittelst  eines  von  der  Bun- 
desversammlung unter  dem  5.  1.  M.  gefassten  Beschlusses  Unsere  sämmtli- 
cheu  Bundesgenossen  einmüthig  erklärt  haben"  etc. 

2)  Beispiele  bei  Dörr,  1.  c,  S.  278.  279. 

*)  Beispiele  bei  Dörr,  1.  c,  S.  279. 

*)  Vergl.  unten,  §.  39.  —  Wo  also  die  B.  V.  ausnahmsweise  selbst 
als  rieh  te  rliche  Behörde  entscheidet,  wie  dies  z.  B.  jetzt  nach  dem  B.  B. 
v.  15.  Sept.  18  42,  §.  283,  über  die  Errichtung  einer  richterlichen  Instanz  für 
die  Mediatisirteu  (vergl.  unten,  §.  66)  und  auch  nach  der  Wiener  Congre.ss- 
Akte,  Art.  46.  hin.sichtlich  der  über  die  Constitution  der  freien  Stadt  Frank- 
furt sich  ergebenden  Streitigkeiten  der  Fall  ist,  darf  das  betheiligte  Bun- 
desglied nicht  mitstimmen.  Vergl.  das  Bayerische  Votum  in  dem  B.  Prot, 
v.  2.  Dec.  1816,  §.  36. 
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fassuiigen  über  politische  Verhältnisse  der  einzelnen  Bundes- 
glieder zu  ihren  Landständen  oder  einzelnen  Unterthanen  an- 
belangt, noch  gar  keine  Gleichheit  der  Fälle,  wie  sie  die  Bildung 
eines  Herkommens  erfordern  würde,  und  sind  insbesondere 
auch  jene  Erklärungen  einzelner  Bundesglieder,  worin  sie  die 
Corapetenz  der  Bundesversammlung  bestreiten,  und  demge- 
mäss  über  die  Sache  selbst  sich  auszusprechen  sich  enthalten, 
als  wahre  und  Avirkliche  Abstimmimgen  zu  betrachten  ^). 

II.  Eine  Versäumnis s  an  der  Abstimmung  kann  durch 
Abwesenheit  eines  Bundestagsgesandten  entstehen,  wenn  der- 
selbe keinen  anderen  Bundestagsgesandten  als  Stellvertreter 
bestellt  hat.  Es  wird  jedoch  in  diesem  Falle  den  Abwesenden 
das  Protokoll  zur  Nachbringung  ihrer  Stimmen  in  der  nächsten 
Versammlung  offen  gehalten.  Wenn  aber  auch  diese  Frist  von 
ihnen  versäumt  und  nicht  etwa  ein  weiterer  Aufschub  aus  er- 
heblichen Gründen  bei  der  Versammlung  nachgesucht  und  be- 
wirkt worden  ist,  so  findet  die  Zuzählung  ihrer  Stimmen  zur 
Yervollständiffuno;  der  erforderlichen  Mehrheit  oder  Einstim- 
migkeit  ohne  Weiteres  statt  ^). 

§.23. 
Regelmässige  und  ausserordentliche  Sitzungen.  Ver- 
trauliche Besprechung.  Förmliche  Berathung. 

Die  Bundesversammlung  hält  seit  1819  i)  wöchentlich  nur 
einmal  (am  Donnerstag)  regelmässige,  d.  h.  nicht  besonders 
angesaffte  Sitzungen  im  Taxis'schen  Palaste  zu  Frankfurt  a.  M., 
Vormittags  von  10 — 1  Uhr;  ausserordentliche  Sitzungen  finden 
statt,  je  nachdem  es  die  Umstände  erfordern.  Man  unterscheidet 
dabei  die  bisher  (§.  21)  beschriebene,  sogenannte  förmliche 
Verhandlung      und     die     vertrauliche     Besprechung 


*)  Mau  kann  auch  von  keinem  Mitgliede  eines  RichtercoUegiums,  wel- 
ches sich  gegen  die  Corapetenz  des  Gerichtshofes  erklärt,  sagen,  dass  es  nicht 
abgestimmt  habe. 

«)  Vorläufige  Geschäftsordnung  v.  U.  Nov.  1816,  1.  (v.  Meyer,  Staats- 
akten, n.,  40.) 

1)  .Nach  der  vorl.  Gesch.  0.  v.  14.  Nov.  1816  sollten  wöchentlich  zwei 
Sitzungen,  am  Montag  und  Doun erst  ag,  gehalten  werden. 
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(förmliche  und  vertrauliche  Sitzungen).  Die  vertraulichen 
Sitzungen  dienen  zum  Zwecke  vorläufiger  Erörterung  und  Aus- 
tauschung der  Ansichten.  Sie  sind  ohne  amtliche  Form  und 
Wirkung;  es  wird  in  denselben  weder  förmlich  abgestimmt, 
noch  überhaupt  ein  förmliches  Protokoll  aufgenommen.  Auch 
kann  den  Umständen  nach  in  derselben  Sitzung  mit  förmlichen 
und  vertraulichen  Berathungen  gewechselt  werden  2). 

§.  24. 
Diktatur  und  Druck  loco  dictaturae. 

Die  Protokolle  und  Registraturen  der  Bundesversammlung 
werden  entweder  durch  Diktatur  oder  durch  den  Druck  loco  dic- 
taturae nach  dem  Bedürfnisse  der  Bundesmitglieder  vervielfäl- 
tigt. Durch  den  Bundesbeschluss  vom  14.  Nov.  1816^)  war 
sogar  die  Bekanntmachung  der  Protokolle  der  Bundesver- 
sammlung durch  den  Druck  als  Regel  ausgesprochen  worden. 
Durch  den  Beschluss  vom  1.  Juli  1824  wurde  aber  die  Bekannt- 
machung der  Protokolle  sehr  eingeschränkt. 

§.25. 
Wappen,  Siegel  und  Titel  der  Bundesversammlung. 

Bei  Ausfertigungen  bedient  sich  der  deutsche  Bund  vorläufig 
des  Wappens  und  Siegels  des  Präsidium's  mit  der  Umschrift: 
„Kaiserlich  Oesterreichische  Bundespräsidialkanzlei."  Schreiben 
der  Bundesversammlung  an  auswärtige  Staaten  führen  die  Un- 
terschrift: „Der  deutsche  Bund,  und  in  dessen  Namen  der  Kai- 


2)  Vergl.  die  vorläufige  Gesch.  0.  v.  14.  Nov.  1818.,  I. 

1)  Die  amtliche  (sog.  Originalausgabe)  der  Protokolle  der  B.  V.  wird 
in  Folio  gedruckt.  Bis  zum  J.  1828  erschien  für  das  Publikum  noch  eine 
Ausgabe  in  Quart  (im  Ganzen  19  Bde.,  u.  5  Bde.  Nachträge),  wobei  die  nur 
loco  dictaturae  für  die  Bundestagsgesandten  und  die  resp.  Höfe  gedruck- 
ten Separat- Protokolle  oder  Registraturen  weggelassen  sind.  —  Nach  den 
B.  B.  V.  5.  Febr.  1824  und  21.  Juni  1838  darf  in  die  Zeitungen  in  Bezug  auf 
die  Vei-handlungen  der  B.  V.  und  der  von  ihr  abhängenden  Commissionen 
nichts  aufgenommen  werden,  als  der  wörtliche  Inhalt  der  ihnen  niitge- 
th eilten  Buudesprotokolle. 
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serlich  Oesterreichische  präsidirende  Gesandte  der  Bundesver- 
saminlung-."  —  Die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  werden, 
insorornc  sie  bekannt  gemacht  werden,  als  Auszüge  aus  den 
Protokollen  derselben  und  mit  Unterzeichnung  der  Bundesprä- 
sidialkanzlei gegeben.  Der  Bund  erhält  von  auswärtigen  Staa- 
ten den  Titel :  „Durchlauchtigster  deutscher  Bund"').  In  Ein- 
gaben von  Bundesgliedern  oder  Privatpersonen  ist  die  Bundes- 
versammlung mit:  „Hohe  Bundesversammlung''  anzureden 2). 

§.  26. 
Vertagung  der  Bundesversainmliing. 

Die  Bundesversammlung  kann  nie  aufgelöst,  sondern  nach 
der  Bundesakte,  Art.  YII.  kann  nur  der  Bundestag  (§.  15)  höch- 
stens auf  vier  Monate  vertagt  werden  (sogenannte  Bundestags- 
ferien). Die  Amtsfunktion  des  Präsidiums  und  der  Präsidial- 
kanzlei werden  aber  hierdurch  nicht  unterbrochen,  daher  auch 
während  der  Ferien  Eingaben  an  die  Bundesversammlung  ee- 
richtet  werden  können.  Es  muss  daher  der  BundespräsidialgC' 
sandte,  wenn  er  selbst  abreiset,  einen  anderen  Bundestags- 
gesandten sich  substituiren,  und  üherdiess  müssen  stets  noch 
zwei  andere  Bundestagsgesandte,  ausser  dem  Präsidenten  oder 
dessen  Substituten,  am  Sitze  der  Bundesversammlung  gegen- 
wärtig sein,  um  von  den  Einlaufen  Kenntniss  zu  nehmen  und 
die  nothwendigen  Massregeln  bei  dringenden  Fällen  zu  er- 
greifen '). 

§.  27. 

Von  der  authentischen  Interpretation  der  Bundesgesetze 

insbesondere. 

Die  Frage,  welche  Verhandlungsart  und  Abstimmungsweise 
bei  der  authentischen  Interpretation  von  Bundesgesetzen  an- 


>)  Kl  üb  er,  öffentl.  R.,  §.  144.  185,  Not.  b. 

*)  Vorl.  Gesch.  0.  vom  14.  Nov.  1816,  III.  7.  g.  k.  —  Die  Adresse  ist: 
„An  die  hohe  deutsche  ßiindesversamniluiig.'' 

')  B.  B.  V.  26.  Juui  1817.  —  Vergl.  noch  B.  B.  v.  20.  Sept.  1819,  Sitz. 
XXXV.  §.  221. 


zuwenden  sei,  namentlich  ob  sie  immer  vor  das  Plenum  gehöre, 
oder  nicht,  ist  bereits  in  der  Bundesversammlung  selbst  ange- 
regt Avorden  i).  Am  richtigsten  wird  man  hier  von  dem  Grund- 
satze ausgehen,  dass  eine  authentische  Interpretation  nichts 
Anderes,  als  die  Aufstellung  eines  neuen  Gesetzes  ist,  und 
daraus  ergibt  sich  die  Folgerung,  dass  zu  der  authentischen 
Interpretation  alles  dasjenige,  aber  auch  nicht  mehr  gehört,  als 
was  zu  der  x\bfassung  des  zu  interpretirenden  Gesetzes  selbst 
erforderlich  gewesen  ist.  Hieraus  ergibt  sich  von  selbst  aie 
Unterscheidung,  dass  die  Gesetze,  die  nur  im  Plenum  errichtet 
werden  können,  auch  nur  im  Plenum  interpretirt  werden  dür- 
fen, die  übrigen  aber,  die  im  engeren  Käthe  errichtet  worden 
sind,  auch  von  diesem  interpretirt  werden  dürfen.  Dieselbe  Un- 
terscheidung ist  auch  hinsichtlich  der  Frage  zu  machen,  ob 
Stimmeneinhelligkeit  oder  Stimmenmehrheit  zu  der  authenti- 
schen Interpretation  erforderlich  sei  -) . 

§•  ^8. 
Von  den  organischen  Einrichtungen  des  Bundes. 

Organische  Einrichtungen  sind  nach  der  W.  S.  A.,  Art.  13. 
bleibende  Anstalten  als  Mittel  zur  Erfüllung  der  Bundes- 
zwecke'), Der  sehr  bald  äusserst  fühlbar  gewordene  Uebel- 
stand  und  die  Schwierigkeiten,  welche  sich  in  Bezug  auf  die 
organischen  Einrichtungen  ergeben  hatten,  weil  dieselben  nur 
durch  Stimmeneinhelligkeit  zu  Stande  kommen  können  (§.  19), 
Hessen  einen  Ausweg  in  der  Art  erfinden,  dass  man  da,  wo  die 
Stimmeneinhelligkeit  nicht  leicht  erzielt  werden  konnte,  nur 
provisorische  Beschlüsse  fasste,  welche    als  einstweilige 


0  Vergl.  die  Beil.  25,  §.  41,  zu  dem  Prot,  der  B.  V.  vom  5.  Jiiiii  1820, 
§.  190.  (Prot.  Xn.,  S.  143  flg.,  186  flg.  der  Oiiartaiisgabe.) 

^)  Diese  Unterscheidungen  sind  aucli  auf  den  Wiener  Ministerialconfe- 
renzeu  von  1820  gemacht  worden.  Klüber,  §.  120,  not.  d.  —  A.  M.  ist 
Brunquell,  I.,  S.  275  flg.  — Vergl.  aber  v.  Dresch ,  Beitr.,  Nr.  1:  Rey- 
scher,  Versuche,  S.  217;  und  besonders  Dörr,  1.  c.  (Zeitschr.  f.  deut. 
R.  1843,  Bd.  Vn.),  S.  304  u.  flg. 

^)  Ueber  den  Begriff  der  organischen  Einrichtungen  vergl.  v.  Dresch, 
Beitr.  1822,  Nr.  2,  S.  31. 
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Aushülfe,  lind  vorübergehende,  nicht  definitive  Einrichtungen 
nn  engeren  Käthe  nach  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  kön- 
nen''*). Wo  aber  bereits  über  eine  in  Frage  stehende  organische 
Einrichtung  einmal  wirklich  eine  Abstimmung  in  Pleno  ohne 
Erfolg,  d.  h.  ohne  dass  Stimmeneinhelligkeit  erzielt  werden 
konnte,  stattgefunden  hat,  da  darf  in  der  Regel  die  Minorität 
nicht  mehr  durch  die  Majorität  zum  Beitritt  gezwungen  werden, 
sondern  es  bleibt  sodann  den  Bundesgliedern,  die  zur  Majorität 
gehören,  anheimgestellt,  die  fragliche  Massregel  unter  sich 
(gleichsam  privatim)  durchzuführen.  Sollte  aber  ohne  Mitwir- 
kung sämmtlicher  Bundesglieder  die  fragliche  Massregel  nicht 
durchzuführen  sein,  so  ist  die  dissentirende  Minderzahl  zu  ihrer 
Mitwirkung  speziell,  als  durch  den  Bundeszweck  geboten,  auf- 
zufordern, und  dann  kann  die  Theilnahme,  resp.  der  Beitritt  zur 
Majorität,  nicht  mehr  verweigert  werden,  ohne  aufzuhören, 
Bundesmitglied  zu  sein^). 

§.  29. 
Von  den  Jurihus  Singulorum  insbesondere. 

Jura  Singulorum  (B.  A.,  Art.  7.)  sind  nach  der  Erklärung 
der  W.  S.  A.,  Art.  15.  solche  Rechtsverhältnisse,  in  Bezug  auf 
welche  die  deutschen  Staaten  nicht  als  Glieder  des  Bundes  in 
ihrer  vertragsmässigen  Einheit,  sondern  als  einzelne  selbst- 
ständige Staaten  in  Betracht  kommen  ^),  wesshalb  denn  auch 
ohne  freie  Zustimmung  der  Bet heiligten  kein  dieselben  bin- 
dender Beschluss  gefasst  werden  kann  2).  Die  Fälle,  in  welchen 
Jura  Singulorum  als  vorhanden  angenommen  werden  sollen, 


2)  Vergl.  das  am  29.  Juli  1819  zum  provisorischen  Bundesbeschluss  er- 
hobene Commissionsgutachten. 

ä)  Ebendaselbst  (v.  Meyer,  Staatsakten,  Thl.  II.,  S.  114  flg..) 

1)  Vergl.  noch  über  diesen  Begriff  das  durch  B.  B.  v.  29.  Juli  1819  als 
Provisorium  angenommene  Commissionsgutachten  bei  v.  Meyer,  Staats- 
akten, Thl.  II,  S.  118.  —  In  diesem  wird  besonders  auch  eine  Unterschei- 
dung zwischen  jtira  singiUonim  und  jura  quaesita  aufzustellen  versucht. 

'^)  Stimmt  also  das  bet  heiligte  Bundesglied  zu,  so  kann  die  Beschluss- 
fassung auch  wohl  durch  die  Majorität  der  Stimmen  geschehen,  lusoferne 
nicht  aus  anderen  Gründen  noch  Stimmeneinhelligkeit  erforderlich  wäre. 
Vergl.  oben,  §.  19. 
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sind  in  den  Bundesgesetzen  nicht  einzeln  aufgezählt  worden, 
was  auch  bei  der  deutUchen  Bestimmung  des  Gattungsbegriffes 
in  der  W.  S.  A.,  Art.  15.  nicht  noth wendig  war.  Es  gehören  dahin 
überhaupt  alle  inneren  Hoheitsrechte   der  deutschen  Bundes- 
glieder und  deren  Ausübung,  soweit  nicht  eine  Beschränkung 
hinsichthch  derselben  durch  die  Grundgesetze  des  Bundes  oder 
durch  die  mit  Zustimmung  der  Betheiligten  errichteten  späteren 
Bundesgesetze  begründet  worden  ist^).  Es  gehört  daher  dahin 
auch  die  Bewilligung  von  Gnaden,  Privilegien,  .\uszeichnungcn 
u.  dergl.,  zu  Gunsten  von  Personen,  hinsichtlich  deren  die  Bun- 
desglieder nicht  in  den  Grundverträgen  des  Bundes  eine  Ver- 
pflichtung zu  einer  derartigen  Concession  übernommen  haben. 
AVenn  daher  auch  die  Mehrheit  der  Bundesglieder  sich  für  ein 
solches  Zugeständniss  aussprechen  würde,  so  könnte  daraus 
dennoch  keine  rechtliche  Verbindlichkeit  eines  dissentirenden 
Bundesffliedes  zu  einer  gleichen  Gewährung  abgeleitet  werden. 
Der  Interimsbeschluss  vom  29.  Juli  1819  rechnete  unter  die 
Jura  Singnlornm  auch  die  Fälle,  wo  ein  Bundesglied  Leistungen 
übernehmen  soll,  welche  die  anderen  nicht  gleichmässig  tragen. 
Dieser  Fall  ist  zwar  in  der  W.  S.  A.  von  1820,  Art.  15.  uuch  na- 
mentlich und  mit  gleicher  Rechts  Wirkung,  wie  die  Jura  Singu- 
lorutn,  aufgeführt,  ohne  jedoch  denselben  fernerhin  beigezählt 
zu  werden.  Die  Bestimmung,  dass  über  Jura  Singulorum  kein 
Beschluss  ohne  Zustimmung  der  Betheiligten  gefasst  Averden 
soll,  enthält  die  eigentliche  bundesmässige  Garantie  der  Sou- 
verainität  der  einzelnen  Bundesglieder.  Es  kann  daher  auch, 
wenn  nicht  diese  ganze   Bestimmung  praktisch  bedeutunglos 
werden  soll,  niemals  darüber  durch  Stimmenmehrheit  entschie- 


')  Präsidial -Vortrag  am  15.  Nov.  1816  (I.  Sitzung):  „Wir  wollen  uns 
zum  Ziele  unserer  Bestimmung  setzen:  die  Heiligkeit  der  Bundesakte  in  ih- 
ren Grundbegriffen  mit  unbeirrt  er  inneren  freien  Wirksamkeit 
der  einzelnen  Regierungen  nach  Lokal-  und  Z  eit  be  du  rf  niss." 
—  Provisor.  Competenzbestimmung  v.  12.  Juni  J817,  §.5.  (3);  „Da  der 
Begriff  der  Souverainität  der  einzelnen  Bundes  -  Staaten  der  Bnndesakte 
zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweifeit  jede  Einmischung  der  Bun- 
desversammlung in  die  inneren  administrativen  Verhältnisse 
ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competcuz."  —  Vergl.  Reyscher,  Versuche, 
S.  116  (lg. 

Z(-)j)fl,  Staatsreclit.  3tc  Aiis-g.  (Aiihaug.)  3 
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den  werden,  ob  Jura  Sinyulornm  vorhanden  sind,  Avcnn  ein 
Bundesfflied  sich  darauf  beruft  und  aus  diesem  Grunde  seine 
Zustimmung  verweigert*).  Unverkennbar  ist  der  Sehhiss-Satz 
des  Art.  7.  der  deutschen  Bundesakte,  wodurch  für  Religions- 
sachen nw^Jura  Singulorum  Stimmeneinhelhgkeit  vorgeschrie- 
ben ist,  einer  ähnhchen  Bestimmung  des  westphäHschen  Frie- 
dens nachgebildet^). 

§.  30. 

Von  den  Interessen  oder  sogenannten  politischen 
Rechten  der  Bundesglieder. 

Es  ist  bereits  bei  dem  deutschen  Bunde  einmal  die  Frage 
angeregt  worden,  ob  auch  Interessen  (das  utile) ^  oder, 
wie  man  in  neuerer  Zeit  sich  auszudrücken  angefangen  hat, 
die  „politischen'  Rechte"  der  einzelnen  Bundesglieder, 
nach  den  Grundsätzen  über  Jura  Singulorum  zu  behandeln 
seien,  oder  ob,  wenn  auch  darüber  nicht  von  der  Bundesver- 
sammlung durch  Stimmenmehrheit  verfügt  werden  könne,  doch 
aber  ein  solcher  Streit  zwischen  einzelnen  Bundesgliedern  als 
ein  Rechtsstreit  zu  behandeln  sei,  und  daher  doch  wenig- 
stens nach  Art.  11.  der  Bundesakte  eine  austrägalgerichtliche 
Entscheidung  verlangt  werden  könne  oder  nicht  ^). 

Diese  Frage  ist  nun  zwar  durch  die  Bundesversammlung 
zu  keiner  Entscheidung  gekommen.  Vom  allgemeinen  juristi- 
schen Standpunkte  aus  betrachtet,  erscheint  der  Begriff  der 
Jura  Singulorum  allerdings  nur  da  passend,  wo  von  besonde- 
ren Rechten  eines  Bundesgliedes  gegen  die  Gesammtheit  des 
deutschen  Bundes  die  Rede  ist,  nicht  aber  da,  wo  ein  Bundes- 


*)  Vergl.  V.  Dresch,  Beiträge  1822.,  Nr.  II.,  S.  37. 

*)  I.  P.  0.,  Art.  V.,  §.  52.:  „In  causis  religionis  omnibnsqne  aliis 
nefiotiis,  tibi  status  tanqiiam  untim  corpus  considerari  nequexint,  nt 
etiam  catholicis  et  augnstanae  Conf'essionis  statibns  in  duus  partes 
enntibiis,  sola  amicabilis  co7npositio  Utes  dirimat,non  attentu  rotonnn 
pliirulitate.  —  Die  hier  zuletzt  gedachte  Jtio  in  partes  hat  in  iler  ilcutscluu 
ßundesgesetzgebiing  keine  Aufnahme  gefunden. 

')  Prot,  der  B.  V.  v.  1820,  Bd.  XII.,  S.  92  u.  flg.,  S.  149  flg.  —  Heff  ter, 
Beitr.  z.  deut.  Staats-  und  Fürsten- Recht,  S.  182. 
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glied  gewisse  Interessen,  die  dem  Rechte  eines  anderen  ein- 
zelnen Bundesgliedes  widerstreiten,  in  Anspruch  nimmt. 

Allein  daraus  folgt  noch  nicht,  dass  derjenige,  welcher  für 
seinen  Theil  ein  Interesse  oder  sogenanntes  politisches  Recht 
behauptet,  in  einem  Streite  mit  einem  anderen  Bundesgliede 
gar  keine  Autorität  anzuerkennen  schuldig  sei.  Vielmehr  setzt 
Art.  11.  der  Bundesakte  für  alle  Bundesglieder  hinsichtlich  aller 
und  jeder  Streitigkeiten  derselben  unter  einander  und  ohne 
Ausnahme  und  ohne  alle  Unterscheidung  eine  austrägalgericht- 
liche  Entscheidung  fest  2). 

§.  31. 
Von  den  gemeinnützigen  Anordnungen. 

Gemeinnützige  Anordnungen  sind  nach  der  Bundesakte, 
Art.  6.,  und  der  W.  S.  A.,  Art.  61.  Beschlüsse  über  solche  zu  den 
Befugnissen  der  einzelnen  Bundesregierungen  gehörige  Ge- 
genstände, welche  die  Bundesversammlung  zu  ihrer  Berathung 
zieht,  weil  sie  für  sämmtliche  Bundesstaaten  auf  irgend  eine 
Art  von  gemeinsamer  Wichtigkeit  oder  Bedeutung  sind,  und 
durch  ihre  Behandlung  nach  gleichförmigen  Grundsätzen  in 
sämmtlichen  Bundesstaaten  für  alle  Einzelnen  ein  grösserer 
Vortheil  zu  erwarten  steht  ^).  Durch  B.  B.  vom  30.  Jan.  1817, 
Sitz.  YI.  §.  30.  wurde  beschlossen,  ein  Verzeichniss  der  ein- 
gehenden Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen  anzu- 
legen, welches  in  der  letzten  Sitzung  des  Jahres  der  B.  V,  über- 
reicht und  dem  Protokolle  beigefügt  werden  soll.  Bisher  ist  die 
Bundesversammlung  mit  der  Zustandebringung  solcher  Anord- 


^)  Das  Gegentheil  sucht  auszuführen:  Carl  Friertr.  Eichhorn,  Be- 
trachtungen über  die  Verf.  des  deut,  Bundes.  Berlin  1833.  Die  Widerlegung 
findet  sich  schon  vollständig  bei  Dresch,  Beiträge,  Tübingen  1822,  Nr.  V., 
und  sodann  in  desselben  Abhanrtl.,  München  1830,  Nr.  I.  —  Vergl.  auch 
die  anonyme  Schrift:  Ueber  die  austrägalgerichtl.  Entscheidung  von  Strei- 
tigkeiten unter  den  Mitgliedern  des  deut.  Bundes.  Wien  1833;  und  Brunn  - 
quell,!,  c,  S.  303. 

')  Ueber  den  Begriff  von  gemeinnützigen  Anordnungen  vergl.  v.  1)  r  es  ch, 
Beitr.  1822.,  Nr.  11.,  S.  36. 
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mnin^en  nicht  sehr  glückhch  gewesen  2);  günsfigeie  Resuhatc 
liaben  tlageoen  mitunter  die  ausserhalb  derselben  unter  den 
cinzehien  Bundesstaaten  gepflogenen  Negotiafionen  gehabt^). 
Eine  sehr  zweckmässige  Anordnung  ist  die  auf  Antrag  des 
k.  b.  Bundestagsgesandten  Freiherrn  v.  Aretin  i.  J.  1S21  be- 
schlossene Sammlung  und  Aufstellung  aller  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  in  der 
Bibliothek  der  Bundesversammlung  *). 

§.  32. 

Von  den  Bundestagscommissionen  und  den  Biindes- 

comiiiissionen. 

Bundestagscommissionen  sind  Ausschüsse,  welche  von  der 
Bundesversammlung  aus  den  Bundestagsgesandten  zur  Instrui- 
rung  und  Vorbereitung  eines  sodann  durch  die  Bundesversamm- 
lung selbst  zu  entscheidenden  Gegenstandes  gewählt  werden  '). 
Bei  der  Wahl  zum  Mitoliede  einer  Bundestaoscommission  «e- 
nügt  nach  einem  in  der  Bundesversammlung  ausgebildeten  und 


*)  Zur  Gewährung  der  in  der  Wiener  Congressakte  v.  9.  Juni  1815.,  Ai-t. 
1 09  bis  1 1 6.,  ferner  in  der  Biuidesakte,  Art.  1 9.  und  den  B.  B.  v.  2.  Aug.  1 820, 
Plenarversammlung,  §.4.,  wiederholt  zugesicherten  Freiheit  der  Fluss- 
Schifffahrt  sind  bis  jetzt  zu  Stande  gekommen;  1)  die  Elbschiff- 
fahrts-Akte,  Dresden,  23.  Juni  1821,  mit  der  Revisions- Akte,  Ham- 
burg, V.  18.  Sept.  1824;  2)  die  W  es  er-S  chif  ffahrts- Akte,  Minden,  v. 
10.  Sept.  1823,  und  Revisions -Akte,  Bremen,  v.  21.  Dec.  1825;  3)  die 
Rhein- Schiff  fahrts- Akte,  Mainz,  v.  31.  März  1831;  —  sämmtLich  in 
V.  Meyer,  Staatsakten,  1.,  Nr.  XVI.,  XVH.  und  XVni.,  S.  347  u.  flg. 

^)  So  z.  B.  der  Abschluss  des  deutschen  Zollvereines,  die  damit  in  Ver- 
bindung stehende  Münzconventiou  u.  s.  w.  Eine  Uebersicht  der  reichsgesetz- 
licheu  Bestimmungen  und  der  Verhandlungen  auf  dem  Wiener  Congress  und 
auf  dem  Bundestage  gewährt  die  anonyme  Schrift:  dasZoUweseu  in  Deutsch- 
land, geschichtlich  beleuchtet.  Fraukf.  1832. 

*)  Vergl.  B.  B.  v.  18.  Jan.  1821  (v.  Meyer,  Staatsakten,  S.  192).  Vergl. 
B.  B.  V.  27.  Aug.  1829,  S.  183,  die  unentgeldliche  Einsendung  der  Gesetz- 
und  Regieruugsblätter  an  die  B.  V.  betr.  (Eben das.,  S.  349.) 

1)  Die  Geschäftsordnung  der  Buudestagscommissiouen  v.  29. 
April  1819,  s.  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  Thl.  H,  S.  108  flg.  —  Hierzu  sind 
auch  die  nicht  stimmführenden  Gesandten  von  Curiatstimmen  vei-wcudbar. 
B.  ß.  v.  26.  März  1821,  Sitz.  XH.,  §.  73. 
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von  ihr  anerkannten  Herkommen  relative  Stimmenmehrheit  ^) . 
Ausser  diesen  gibt  es  auch  noch  andere  Commissionen,  welche 
durch  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  für  gewisse  Ange- 
legenheiten angeordnet  werden,  und  nicht  aus  Bundestagsge- 
sandten bestehen.  Dahin  gehören  z.  B.  die  Militaircommission 
des  Bundes  3),  die  Centraluntersuchungscommission  zur  Unter- 
suchung der  demagogischen  Umtriebe*)  und  die  Archiv-Com- 
mission  zu  Wetzlar  zur  Bewahrung  des  ehemaligen  reichs- 
kammergerichtlichen  Archivs^).  Diese  Commissionen  heissen 
Bundescommissionen.  Der  Umfang  ihrer  Befugnisse  richtet  sich 
lediglich  nur  nach  den  von  der  Bundesversammlung  ihnen  er- 
theilten  Instruktionen. 

§.33. 
Geschäftskreis  des  Präsidenten  der  Bimdesversammlung. 

Das  Präsidium  der  Bundesversammlung,  welches  von 
Oesterreich  geführt  wird  (B.  A.,  Art.  5,),  hat  überhaupt  die 
formelle  Leitung  der  Bundestagsangelegenheiten  zu  besorgen, 
mithin  die  Vollmachten  und  Creditive  der  Gesandten,  Eingaben 
und  Anträge  an  die  Bundesversammlung  anzunehmen  und  vor- 
zubereiten, die  Sitzungen  zu  bestimmen,  den  Bundestag  zu 
vertagen  und  wieder  zu  eröffnen,  den  Vorsitz  in  den  Sitzun- 
gen zuführen,  und  die  Umfrage  und  Stimmenzählung  vor- 
zunehmen. Das  wichtigste  Recht  desselben  aber  besteht  darin, 
bei  Stimmengleichheit  im  engeren  Rathe  ein  Votum  ilecisi- 


2)  Gesch.  0.  d.  B.  Comm.  v.  29.  April  1819,  §.  1  ii.  §.  2.  —  Vergl.  Dörr, 
1.  c.  (Zeitsch.  f.  deut.  R.,  Bd.  VII.),  S.  251  flg. 

^)  Geschäftsordnung  der  technischen  Militaircommission  der  dent. 
B.  V.  15.  März  1819.  bei  v.  Meyer,  I.e.,  S.  103  flg.  Vergl.  auch  B.  B.  v.  29.  Juli 
und  5.  Aug.  1819.  Ebendas.,  S.  121. 

*)  B.  B.  V.  20.  Sept.  1819.  Ebendas.,  S.  143.  —  B.  B.  v.  20.  Juni  1833, 
8.  Aug.  u.  10.  Oct.  1833,  bei  v.  Meyer,  Fortsetzg.  z.  II.  Thl.,  Nr.  CXV. 
S.  427. 

ä)  B.  B.  V.  25.  Jan.  1821,  Sitz.  III.,  §.  15.  —  B.  B.  v.  7.  Febr.  1822,  Sitz. 
V.,  §.  46.  —  B.  B.  V.  19.  Juni  1823,  Sitz.  XVII.,  §.  109.  —  B.  B.  v.  29.  Jan. 
1824,  Sitz.  III.,  §.  34.  —  B.  B.  v.  5.  Mai  1825,  Sitz.  XI.,  §.  58  u.  59.  —  B.  B. 
V.  17.  Mai  1838,  Sitz.  VIIL,  §.  118.  —  B.  B.  v.  25.  Jul.  1839,  Sitz.  XIV.,  §.  188. 
—  B.  B.  V.  23.  Sept.  1839,  Sitz.  XXII.,  §.  305. 
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vmn  abzugeben  (B.  A.,  Art.  7).  Diese  Voraussetzung  kann  aber, 
da  im  engeren  Rathe  17  Stimmen  sind,  nur  eintreten,  wenn 
sich  ein  oder  mehrere  Mitglieder  der  Abstimmung  enthalten  '). 
Ferner  hat  der  Präsident  die  Aufsicht,  die  Befugniss  zur 
Anstellung  und  zur  Entlassung  im  Falle  nicht  gehörig  erfüUter 
Amtspflicht  und  die  Jurisdiction  über  das  Unterpersonal  der 
Bundesversammlung,  welches  gebildet  wird  durch  einen  Canz- 
leidirektor  (der  zugleich  die  Protokolle  in  den  Sitzungen  zu 
führen  hat),  einen  Registrator,  einen  Cassier,  einen  Cassen- 
confroleur,  zwei  Canzellisten,  den  Druckcorrector,  welcher  zu- 
gleich die  Stelle  eines  dritten  Canzellisten  versieht,  und  zwei 
Pedellen  und  einen  Cassediener  2), 

§.  34. 

Verliältniss  der  Biindestagsgesandten  zur  freien  Stadt 

Frankfurt. 

Den  Bundestagsgesandten  kommt,  wie  überhaupt  nach  völ- 
kerrechtlichen Grundsätzen  jedem  Gesandten,  sowohl  als  Ein- 
zelnen, als  in  ihrer  Gesammtheit  (als  Bundestag) ,  das  Recht 
der  Exterritorialität  zu,  und  eben  darum  ist  auch  jede  Jurisdic- 
tion der  Stadt  Frankfurt  über  die  zu  den  Bundestagsgesandl- 
schaften  gehörigen  Personen  und  ihre  Diener  ausgeschlossen  ^). 
Daher  hat  auch  das  Präsidium  die  Versiegelung  des  Nachlasses 
vorzunehmen,  wenn  ein  Bundestagsgesandter  stirbt  2),  Die  Bun- 
destagsgesandten machen  keinen  Anspruch  auf  die  Befugniss, 

1)  Vergl.  oben,  §.  17,  Note  1.  %.  27.  —  Vergl.  auch  Geschäfts-  Ordn.  f.  d. 
B.  Comin.,  V.  29  Apr.  1819,  §.  2.  Hiernach  kann  das  Präsidium  bei  Stim- 
mengleichheit durch  den  Gebi-auch  seines  Votum  decisivum  auch  die  zur 
Wahl  eines  Commissionsmitgliedes  erforderliche  relative  Majorität  be- 
wirken. 

^)  Registratur  über  die  VI.  Präliminarconferenz  der  Gesandten,  v.  30. 
Oct.  1816,  in  der  Quartausgabe  d.  F.  der  B.  V.,  I.,  S.  236.  —  Prot.  d.  B.  V.  v. 
23.  Dec.  1816,  §.  70.  —  Vergl.  Geschäfts  -  0.  der  B.  V.  v.  14.  Nov.  1816,  Nr. 
IV.  —  B.  B.  V.  14.  Oct.  1830  u.  27.  Jan.  1831. 

')  Die  Erklärung  der  Bundesversammlung  an  den  Frankfurter  Senat 
vom  22.  Oct.  1816,  bei  v.  Meyer,  Staatsakten,  Thl.  II.,  S.  33. 

2)  Prot,  der  B.  V.  v.  22.  Febr.,  1.,  8.  und  15.  März  1821,  bei  v.  Meyer, 
Thl.  IL,  S.  199. 


so 

anderen,  nicht  zu  der  Gesandtschaft  gehörenden ,  Unterthanen 
ihrer  Souveraine  oder  Fremden  Schutzbriefe  für  den  Aufenthalt 
oder  für  die  Treibung  eines  Gewerbes  zu  ertheilen^);  auch  ha- 
ben sie  sich  verpflichtet,  Personen,  welche  nicht  zu  ihrer  Ge- 
sandtschaft gehören  und  von  der  PoHzei  oder  den  Gerichten 
verfolgt  werden,  keinen  Zufluchtsort  (Asyl)  zu  ertheilen,  son- 
dern vielmehr  dieselben  auf  die  erste  ihnen  davon  gebührend 
gemachte  Anzeige  der  Behörde  verabfolgen  zu  lassen^).  — 
Ein  besonderes  Recht  ist  der  Bundesversammlung  überdiess 
durch  die  Wiener  Congress-Akte,  Art.  46.  in  Bezug  auf  die  freie 
Stadt  Frankfurt  beigelegt,  nämlich  die  Befugniss,  die  Verfas- 
sungs -Streitigkeiten  zu  entscheiden,  welche  sich  in  derselben 
erheben  können  ^) . 


Ziveite  Albtlieiliing'. 

Verwaltungsrecht  des  Bundes. 

§.35. 
Charakter  der  Bundesgewalt. 

Die  Bundesgewalt  ist  der  Inbegriff  der  Rechte,  welche  dem 
Bunde  in  seiner  Gesammtheit  (der  Bundesversammlung)  über 


*)  Vergl.  die  Note  1.  angef.  Erklärung  der  B.  V.,  III.  a.  —  Jedoch  hat 
sich  daselbst  die  gesammte  Bundesversammlung  die  Befugniss  vorbehal- 
ten, in  geeigneten  Fällen  einzelnen  Personen  Schatzbriefe  für  deren  Aufent- 
halt zu  ertheilen. 

*)  Ebendas.,  III.  d. 

*)  W.  C.  A.,  Art.  45.:  „Les  discussious,  qui  pourront  s'elever,  seit  siir 
l'etablissement  de  la  Constitution  (de  la  ville  de  Francfort),  soit  snr  son 
maintien,  seront  du  ressort  de  la  Diete  Germanique,  et  ne  pourront  etre  de- 
cidees  que  par  eile."  —  In  Geraässheit  dieser  Bestimmung  ist  im  J.  1816  bei 
der  B.  V.  eine  Reclamation  von  Seiten  der  alten  Geschlechter  der  adelichen 
Ganerbschaft  Alt-Limpurg  zu  Frankfurt  a.  M.  auf  die  Besetzung  einer  be- 
stimmten Anzalil  von  Stelleu  des  Senats  erhoben  worden.  Vergl.  Prot.  v.  2. 
Dec.  1816,  §.  36. 
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die  einzelnen  Bundesglieder  zustehen.  Da  nun  der  Bund  eine 
politische,  vertragsmässig  begründete  Corporation  ist,  so  folgt, 
dass  auch  die  Bundesgewalt  eine  eigentliche  politische  Col- 
legialgewalt  ist.  Hieraus  folgt  weiter,  dass  die  Bundesver- 
sammlung von  keinem  einzelnen  Mitgliede  des  Bundes  eine 
Weisung  anzunehmen  hat,  oder  von  demselben  zur  Rechen- 
schaft gezogen  werden  kann.  Die  Grundgesetze  des  Bundes 
schweigen  darüber,  ob  von  einem  Beschlüsse  der  Bundesver- 
sammlung noch  ein  Rekurs  an  die  sämmtlichen  einzelnen  sou- 
verainen  Bundesglieder  selbst  zulässig  sei.  Soviel  ist  jedoch 
gewiss ,  dass  einem  solchen  Rekurse  der  Charakter  eines 
eigentlichen  Rechtsmittels  nicht  zukommen  würde,  so  wie  auch 
die  Personen  sämmtlicher  Souveraine  nicht  als  eine  höhere  re- 
gelmässige Instanz  betrachtet  werden  können,  weil  sie  selbst 
schon  in  der  Bundesversammlung  vollständig  repräsentirt  wer- 
den. In  soferne  jedoch  die  Bundesversammlung  in  ihrer  Iden- 
tität mit  der  Gesammtheit  der  Souveraine  von  ihren  gefassten 
Beschlüssen  auch  wieder  abgehen  kann*),  so  kann  ein  Rekurs 
an  die  Person  der  Souveraine,  worin  die  betreffenden  Verhält- 
nisse besser  erörtert  und  aufgeklärt  oder  bei  der  Behandlung 
der  Sache  auf  dem  Bundestage  vorgefallene  Ordnungswidrig- 
keiten gerügt  werden,  allerdings  nach  Befinden  den  Bundes- 
gliedern Veranlassung  geben,  eine  neue  Verhandlung  der  Sache 
einzuleiten  und  sich  über  eine  abändernde  Beschlussfassung 
zu  vereinigen  ^) . 

§.  36. 

Die  Bundesgewalt  als  oberste  politische  Autorität  in 

Deutschland. 

Die  Bundesgewalt  ist  die  höchste  politische  Autorität  in 
Deutschland,  —  nicht  als  ob  sie  ihrem  Begriffe  nach  über  den 


>)  Vergl.  unten,  §.  39. 

*)  Ein  solcher  Rekurs  an  die  Souveraine  ist  bereits  einmal  von  einem 
Bundesgliede  (Reuss- Lobenstein  und  Ebersdorf)  im  J.  1825  eingelegt  wor- 
den. Derselbe  findet  sich  in  Klub  er,  Abhandl.,  Bd.  II.,  Nr.  III.,  S.  261  flg.  — 
Die  Sache  wurde  ausserhalb  der  Bundesversammlung  durch  Vergleich  (13. 
Mai  1828)  erledigt. 
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einzelnen  Souverainen  stände,  was  mit  dem  BegrifTe  eines 
Staatenbundes  und  der  Souverainität  gleichmässig  im  Wider- 
spruche wäre,  sondern  darum,  weil  sie  durch  die  Vereinigung 
aller  in  Deutschland  anerkannten  Souveraine  gebildet  wird  und 
ihre  Beschlüsse  als  der  Ausdruck  ihres  freien  und  vertrags- 
mässigen  Gesammtwillens  erscheinen.  Die  Mitglieder  des  Bun- 
des selbst,  nämlich  die  Souveraine,  sind  daher  auch  der  Bundes- 
gewalt nicht  weiter  unterworfen,  als  dies  durch  den  Zweck  des 
Bundes  geboten  und  durch  die  Grundgesetze  desselben  vorge- 
schrieben ist,  wie  dies  schon  daraus  folgt,  dass  der  Bund  nur 
eine  zu  gewissen  Zwecken  errichtete  Corporation  ist. 

§.37. 

Verhältiiiss  der  BundesgeAvalt  zu  den  üntertlianen  der 
einzelnen  Bundesstaaten. 

Die  Bundesgewalt  als  Collegialgewalt  erstreckt  sich  ihrem 
Begriffe  nach  nur  über  die  Mitglieder  dieser  politischen  Corpo- 
ration, d.  h.  also  nur  über  die  Souveraine  selbst,  nicht  aber  un- 
mittelbar über  deren  Unterthanen.  Es  ist  daher  auch  für  diese, 
so  wie  auch  für  die  Gerichtshöfe  in  den  deutschen  Bundes- 
staaten durchaus  kein  Beschluss  der  Bundesversammlung  ver- 
bindlich, so  lange  er  nicht  von  der  betreffenden  Staats regie- 
rung  speciell  publizirt  ist^).  Den  Einrückungen  von  Bundes- 
beschlüssen in  die  zu  Frankfurt  erscheinenden  Zeitungen,  welche 
die  Bundescanzlei  seit  1829  manchmal  unter  der  Bezeichnung 
„officieller  Artikel"  veranlasst 2),  ist  die  rechtliche  Wir- 
kung einer  Gesetzes -Pubhkation  eben  so  wenig  beizulegen, 
als  früher  der  Aufnahme  derselben  in  die  für  das  Pubhkum  be- 
stimmte Ouartausgabe  der  Protokolle  der  Bundesversammlung. 


2)  Badische  Verf.-Urk.,  §.  2.—  Grossh.  Hess.  Verf.-Urk.,  §.  2.  —  Wür- 
temberg.  Verf.  -  Urk.,  §.  2. 

2)  Vergl.  auch  die  Erklärung  der  B.  V.  an  die  freie  Stadt  Frankfurt  v, 
22.  Oct.  1816.  II. 


<]i2 

§.38. 
Aufzählung  der  in  der  Bundesgewalt  liegenden  Rechte. 

Der  Inbegriff  von  Rechten,  der  die  Bundesgewalt  bildet, 
lässt  sich  analog  den  Rechten,  welche  in  dem  Begriffe  der 
Staatsgewalt  liegen,  in  folgende    einzelne   Rechte    auflösen: 

I.  In  formeller  Beziehung  sind  1)  die  gesetzgebende,  und 
2)  die  vollziehende  Gewalt  des  Bundes  zu  unterscheiden. 

II.  Diese  beiden  Gewalten,  in  Bezug  auf  die  Verhältnisse  be- 
trachtet, welche  Objekt  der  Bundesgewalt  sein  können,  erschei- 
nen sodann  ferner  analog  den  materiellen,  im  Begriffe  der 
Staatsgewalt  liegenden  Hoheitsrechten  ^),  A.  als  sog.  richter- 
liche Gewalt 2);  B.  als  Polizeigewalt;  C.  als  Finanzge- 
walt; D.  als  Militärgewalt,  und  endlich  E.  (correspondirend 
den  im  Begriffe  der  Staatsgewalt  hegenden  äusseren  Hoheits- 
rechten) als  Repräsentativgewalt  des  Bundes. 

§.39. 

Von  der  Couipetenz  der  Bundesversammlung  in  Bezug 
auf  die  von  ihr  zu  behandelnden  Gegenstände  im 
Allgemeinen. 

Was  die  Competenz  der  Bundesversammlung  anbetrifft,  so 
lässt  sich  im  Allgemeinen  nur  so  viel  angeben,  dass  sie  mit 
Ausnahme  derjenigen  Fälle,  in  welchen  sie  durch  ein  Austrä- 
gal-  oder  ein  Bundesschiedsgericht  thätig  wird,  oder  in  welchen 
ausnahmsweise  die  Entscheidung  einer  Recht sstreitigkeit 
ihr  selbst  zugewiesen  oder  vorbehalten  ist'),  keine  richterliche 
Behörde,  sondern  nur  eine  politische  Autorität  ist.  Darum  sind 


')  Der  Ausdruck  „Hoheitsrechte"  wird  von  den  in  der  Bundesgewalt 
liegenden  Rechten  nicht  gebraucht,  sondern  durchaus  nur  der  Ausdruck: 
„Gewalten." 

^)  Richtiger  wäre  die  Bezeichnung:  „ Gerichtsbarkeit,  jMW5<?/cf/o,"  weil 
auch  der  Bund  regelmässig  nicht  selbst  Recht  spricht,  sondern  nur  durch 
eigenthümliche  Instanzen,  welche  von  den  Weisungen  der  B.  V.  völlig  unab- 
hängig sind.  Vergl.  §.  46  u.  flg. 

')  Vergl.  über  diese  Ausnahme  §.  46. 
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auch  alle  Erlasse,  welche,  abgesehen  von  diesen  ausgenomme- 
nen Fällen,  von  der  Bundesversammlung  selbst  innerhalb  der 
Schranken  ihrer  Competenz  ausgehen,  niemals  als  Richter- 
sprüche, sondern  nur  als  Vertrags -Gesetze  oder  administrative 
Yerfügungen  zu  betrachten.  Daher  kann  auch  die  Bundesver- 
sammlung von  ihren  Beschlüssen  in  der  Regel  beliebig  wieder 
abgehen,  dieselben  aufheben  und  durch  neue  Beschlüsse  das 
Gegenlheil  der  früheren  festsetzen  2).  Die  Gegenstände,  welche 
zur  Competenz  der  Bundesversammlung  gehören,  sind  im  All- 
gemeinen durch  den  Zweck  des  Bundes  bestimmt.  Ueberdies 
erstreckt  sich  aber  die  Competenz  der  Bundesversammlung 
noch  auf  jene  Verhältnisse,  welche  ihr  namentlich  durch  die 
Grundgesetze  des  Bundes  oder  durch  neuere  Bundesbe- 
schlüsse zugewiesen  sind.  Ganz  diesen  Grundsätzen  gemäss 
ist  auch  die  Frage  nach  der  Competenz  der  Bundesversammlung 
durch  die  sogenannte  Competenzbestimmung  der  Bundes- 
versammlung vom  12.  Juni  1817,  Sitz.  XXXIV.,  §.  223.,  sowohl 
hinsichtlich  der  inneren,  als  äusseren  Verhältnisse  des  Bun- 
des beantwortet,  und  zwar  in  ersterer  Beziehung  nach  folgenden 
drei  Hauptrücksichten: 

A.  Mit  Rücksicht  auf  den  Bund  selbst,  d,  h.  auf  die  Stellung, 
Rechte  und  Pflichten  der  Bundesmitglieder  zu  einander  als  Mit- 
glieder derselben  Gesammtheit; 

B.  Mit  Rücksicht  auf  die  einzelnen  Staaten  und  Regierungen 
zu  einander; 

C.  Mit  Rücksicht  auf  einzelne  Deutsche,  sie  mögen  nun 
Privatpersonen  sein,  oder  Corporationen,  oder  sonst  eine  ganze 
Klasse  von  Personen,  insoferne  diesen  der  Bund  gewisse  Rechte 
garantirt  hat. 

Eine  spezielle  Aufzählung  der  zur  Competenz  der  Bundes- 
versammlung gehörigen  Gegenstände  ist  daher  auch  in  der 


^)  Nur  in  so  weit  muss  auch  die  Bundes  -  Versammlung,  wo  sie  als  le- 
gislative oder  vollziehende  Behörde  handelt,  an  ihre  eigenen  Beschlüsse 
gebunden  betrachtet  werden,  als  jeder  Souverain  auch  an  die  von  ihm  aus- 
gehenden Gesetze  und  Verfügungen  gebunden  zu  achten  ist,  z.  B.  insoferne 
dadurch  jura  quaesita  für  Privaten  oder  Entschädigungsforderungen  be- 
gründet worden  sind. 
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Competcnzbestimmung  nicht  versucht  worden,  und  ist  auch  an 
sich  nicht  nothwendig. 

In  Bezug  auf  die  zu  ihrer  Competenz  gehörigen  Gegenstände 
schreitet  die  Bundes versamnihmg  theils  unaufgefordert, 
theils  nur  auf  Antrag  der  Beiheiligten  ein. 

A.  Ersteres  ist  der  Fall  in  Bezug  auf  Grundgesetze,  organi- 
sche Einrichtungen,  die  militärischen  und  finanziellen  Verhält- 
nisse des  Bundes,  die  Erfüllung  der  bundesgesetzlichen  Ver- 
pflichtungen der  Bundesglieder  gegen  den  Bund,  ferner  in  Bezug 
auf  alle  auswärtigen  Verhältnisse,  sodann  bei  Störungen  des 
Besitzstandes  durch  Feindseligkeiten  der  Bundesglieder  unter 
einander,  und  bei  ßedrängung  einer  Regierung  durch  ihre  re- 
bellischen Unterthanen,  Sicherung  der  Neutralität  der  Bundes- 
glieder bei  Kriegen  auswärtiger  Mächte,  Kriegserklärungen 
und  Friedensschlüsse  des  Bundes  und  Interpretation  der  Bun- 
desbeschlüsse ^),  üeberdies  soll  die  Bundesversammlung  noch 
unaufgefordert  sorgen  für  die  Einführung  landständischer  Ver- 
fassungen in  allen  deutschen  Bundesstaaten,  für  gleichlautende 
Bestimmungen  über  Pressfreiheit,  Nachdruck,  Handelsverkehr, 
bürgerliche  Verbesserung  der  Juden,  nähere  Bestimmung  der 
Rechte  der  Standesherrn,  Festsetzung  einer  beständigen  Stinun- 
ordnung  unter  den  Bundesgliedern ,  für  Aufrechthaltung  der  Be- 
stimmungen des  Reichsdepulationshauptschlusses  vom  25,  Febr. 
1803  über  die  Rheinschifffahrtsoctroi  und  deren  Renten,  und 
die  ebendaselbst  bestimmten  Pensionen  und  Sustentationen  ^). 

B.  Auf  Aufforderung 

a)  einzelner  Bundesstaaten  hat  der  Bund  einzuschreiten  (ab- 
gesehen von  dem  Falle,  dass  die  Anträge  eines  Bundes- 
staates die  Bundesangelegenheiten  selbst  berühren,  B.  A., 
Art.  5),  wenn  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Bun- 
desgliedern unter  sich  entstehen  und  die  Vermittlung  der 
Bundesversammlung  oder  die  Execution  eines  Austrägal- 
gerichtserkenntnisses  verlangt  wird ;  ferner  wenn  ein  Bun- 
desglied Schutz  des  Besitzstandes  oder  Hülfe  gegen  auf- 


3)  B.  A.,  Art.  10.  —  W.  S.  A.,  Art.  18,  19,  26,  28,  31,  45,  50,  51,  52.  — 
Biindesbeschl.  v.  28.  Juni  1832.  Art.  6. 

*)  B.  A.,  Art.  6,  8,  14,  15,  16,  18,  19.  —  W.  S.  A.,  Art.  54,  63,  65. 
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rührerische  Unterlhanen  verlangt,  oder  ein  Bundesstaat 
die  Vermittlung  des  Bundes  in  seinen  eigenen  oder  auch 
seiner  Unterthanen  Angelegenheiten  mit  auswärtigen  Staa- 
ten anspricht^),  oder  wenn  eine  Bundesregierung  die 
Garantie  einer  von  ihr  eingeführten  landständischen  Ver- 
fassung nachsucht,  oder  Vorschläge  zu  gemeinnützigen 
Anordnungen  macht,  oder  wenn  sich  ein  Bundesglied  durch 
die  in  einem  andern  Bundesstaate  erschienenen  Druck- 
schriften verletzt  glaubt  ß). 

b)  Auf  Aufforderung  einzelner  Privatpersonen  oder  Corpora- 
tionen  ist  die  Bundesversammlung  competent  bei  Rekursen 
und  Reclamationen  wegen  Justizverweigerung  oder  wegen 
Verletzung  der  ihnen  durch  die  Bundesverfassung  garan- 

'  tirten  Rechte;  auch  Avenn  es  sich  um  Rechte  handelt,  die 
durch  die  Landesverfassung  begründet  sind,  jedoch  hier 
nur,  wenn  der  Bund  die  Garantie  der  Verfassung  über- 
nommen hat '^j,  insoferne  nämlich  nicht  schon  aus  allge- 
meinen Gründen  ^)  der  Bund  einzuschreiten  befugt  ist. 
Auch  bei  Reclamationen  von  Privatpersonen,  welche  nach 
der  W.  S.  A.,  Art.  30.  Anlass  zu  einem  Austrägalverfahren 
unter  mehreren  Bundesgliedern  geben  ßönnen,  ist  die  Bun- 
desversammlung competent,  einzuschreiten^). 

c)  Endlich  kann  die  Bundesversammlung  sogar  auf  die  Auf- 
forderung auswärtiger  Staaten  thätig  werden,  wenn  näm- 
lich diese  über  Verletzungen  durch  ein  BundesHied  klagen 
(W.  S.  A,,  Art.  36.)  oder  wenn  von  zwei  streitenden  frem- 
den Mächten,  deren  Streit  Bundesglieder  bedroht,  die  Ver- 
mittelung  des  Bundes  begehrt  oder  angenommen  wird 
(W.  S.  A.,  Art.  43.)  oder  wenn  eine  auswärtige  Macht  die 


*)  Die  Unterthanen,  welche  gegen  eine  auswärtige  Macht  Beschwerde 
zu  führen  haben,  dürfen  sich  nicht  direkt  um  Verwendnng  an  die  B.  V.,  son- 
dern nur  an  ihren  Laudesherrn  wenden.  Conipetenzbest.  v.  12.  Jul.  IS  17, 
§.  5,  C.  .3.  0. 

")  Competenzbestiinnumg  vom  12.  Juli  1817,  §.  4.  —  Pressgosetz 
vom  2Ü.  Sept.  1819,  §.  6. 

')  W.  S.  A.,  Art.  19,  53,  60. 

8)  W.  S.  A.,  Art.  61. 

'')  Cunipeteuzbcstimmung,  Art.  Ol. 
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Ycrwcnilung  der  Buiulesversanimlmig  bei  einem  Bundes- 
gliede  wegen  einer  Beschwerde  gegen  einen  Unlerthan 
desselben  nachsucht  ^^). 

§.  40. 
Von  den  Beratliiin*if8-  und  Voll/,iehung!sgegeiiständen. 

Alle  Gegenstände,  in  Bezug  aufweiche  die  Bundesversamm- 
lung thätig  wird,  sind  nach  der  Art  dieser  Thätigkeit  entweder 
Berathungs-  oder  Vollziehungs-Gegenstände,  je  nachdem 
es  sich  darum  handelt,  gesetzliche  Bestimmungen  darüber  zu 
treffen,  oder  die  Gesetze  durch  die  dem  Bunde  zustehenden 
Zwangsmittel  zu  handhaben,  so  dass  also  nach  den  Umständen 
derselbe  Gegenstand  bald  Berathungs-  bald  Vollziehungsgegen- 
stand sein  kann.  • 


§.  41. 

I.  Formelle  Rechte  der  Bimdesversammluno^. 

yij  fort  der  gesetzgebenden  Getvalt  des  Bundes. 

1)  Rechtlicher  Charakter  der  Bundesgesetzgebinig 
überhaupt. 

Alle  Beschlüsse,  welche  von  der  deutschen  Bundesver- 
sammlung gefasst  werden,  tragen  den  Charakter  der  Ver- 
tr.agsmässigkeit  an  sich,  und  sind  daher  als  Staats- 
verträge zu  betrachten.  Dieser  Charakter  kömmt  ohne  Un- 
terschied auch  jenen  Beschlüssen  zu,  welche  innerhalb  der 
Competenz  der  Bundesversammlung  durch  Stimme  n  m  e  h  r  h  ei  t 
zu  Stande  gekommen  sind,  indem  auch  die  Verbindlichkeit  zur 
Anerkennung  eines  solchen  Beschlusses  nur  eine  vertrags- 
mässig  übernommene  ist  (B.  A.,  Art.  7.)  ^)  DieBundesbeschlüsse 


'")  Competenzbestimmung,  §.  5,  C.  3.  d.,  1  ii.  2. 

V)  Nicht   zu  verwechseln  mit   eigentlichen  Bundesbeschlüssen  sind  die 
mitunter  wohl  auch  vorkomuieudeu  Beschlüsse  der  Bundestagsgesaudteu, 
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stellen  entweder  allgemeine  Namen  auf,  und  dann  werden  sie 
vorzugsweise  Bundesgesetze  genannt  (§.  4.),  oder  sie  be- 
ziehen sich  auf  die  Ausführung  der  bereits  feststehenden  bun- 
desgesetzlichen Bestimmungen  und  die  Ann  endung  der  Bundes- 
gesetze auf  einzelne  Fälle,  oder  sie  enthalten  Bestimmungen 
zu  Gunsten  einzelner  Personen,  d.  h.  die  Bewilligung  von 
Gnaden  oder  Privilegien.  Diese  Mannigfaltigkeit  des  möglichen 
Inhaltes  der  Bundesbeschlüsse  ist  die  Folge  davon,  dass  die 
Bundesversammlung  nicht  nur  ein  legislatives,  sondern  auch 
zugleich  ein  regierendes  (vollziehendes)  Collegium  ist.  Hin- 
sichtlich der  Gesetzgebung  und  der  Verleihung  von  Privilegien 
gelten  auch  für  die  Bundesversammlung  dieselben  Beschrän- 
kungen, welchen  die  gesetzgebende  Gewalt  eines  Souverains 
überhaupt  der  Natur  der  Sache  nach  unterworfen  ist,  d.  h.  es 
kann  ein  Bundesgesetz  weder  mit  rechtlicher  Wirkung  über 
Verhältnisse  gemacht  werden,  welche  an  sich  gesetz unfähig 
sind  2),  noch  darf  demselben  rückwirkende  Kraft  beigelegt 
werden,  noch  kann  eine  von  der  Bundesversammlung  einer 
Person  oder  Familie  zugestandene  Gnade  die  erworbenen  Rechte 
dritter  Personen  aufheben  oder  wirkungslos  machen^). 

§.42. 

2)  Yerhältniss  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  deutschen 
Landesherren  zur  gesetzgehenden  Gewalt  des  Bundes. 

Da  die  Bundesakte  (Art.  12  u.  flg.)  und  die  spätere  Bundes- 
gesetzgebung mancherlei  Bestimmungen  über  politische  Rechte 
enthalten,  welche  den  Unterthanen  der  einzelnen  Bundesstaaten 
von  ihren  Regierungen  gewährt  werden  sollen,  so  musste  als- 
bald die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  ein  Bundesglied  befugt 


wodiu-ch  sie  sich  zu  gleichlautenden  Anträgen  und  Ansuchen  an  ihre  Re- 
gierungen vereinigen,  Avie  z.  B.  um  unentgeldliche  Zusendung  der  Regie- 
rungsblätter. (Vergl.  oben,  §.  31.,  Note  4.) 

2)  Vergl.  meine  Abhandl.  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des  deut- 
scheu Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  und  gei-ichtlichen 
Entscheidungen  im  civilist.  Arch.,  Bd.  XXVI.,  llft.  3,  S.  i'60. 

'j  Vergl.  §.  29  u.  g.  39.,  Note  2. 


sei,  seineu  Unterthanen  durch  Landesgesetze  mehr  Rechte 
einzuräumen,  als  ihnen  die  Bundesgesetze  zusprechen. 

Nach  der  Natur  der  Sache  und  nach  der  Analogie  der  Rechts- 
grundsätze, die  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  gallen  '),  muss 
diese  Frage  bejaht  werden,  mit  der  sich  von  selbst  verstehenden 
Einschränkung,  dass  die  innere  Gesetzgebung  eines  Bundes- 
staates nicht  dem  Zwecke  des  Bundes  oder  den  bundesverfas- 
sungsmässigen  Verpflichtungen  der  Regierung  im  Widerspruche 
stehen  darf  2).  Desshalb  wurde  schon  in  der  W.  S,  A.,  Art.  57. 
hinsichtlich  der  landständischen  Rechte  eine  gewisse  Gränze 
gezogen,  und  besonders  vorgeschrieben,  dass  die  landstän- 
dischen Befugnisse  nie  so  weit  durch  ein  Landesgesetz  aus- 
gedehnt werden  dürften,  dass  hierdurch  eine  Th eilung  der 
Staatsgewalt  bewirket  würde.  Auch  wurde  in  Bezug  auf  das 
badische  Pressgesetz  vom  28,  Decbr.  1831  durch  Beschluss  der 
Bundesversammlung  vom  6.  Juli  1832,  Sitz.  24.  ausgesprochen: 
,,dass  dieses  Gesetz  für  unvereinbar  mit  der  Bundesgesetz- 
«ebunir  zu  erklären  sei,  und  daher  nicht  bestehen  dürfe."  Dem- 
zufolge  ist  auch  von  der  badischen  Regierung  durch  Verordnung 
vom  8.  Juli  1832  jenes  Pressgesetz  wieder  ausser  AVirkung 
gesetzt  worden  ^} . 

§.  43. 

3)  Verhältniss  der  Buiidesgesetzgebiing  zu  den 
deutschen  Landständen. 

Nach  der  natürlichen  Rechtsregel,  dass  eine  Gesamm<heit 
nicht  mehr  Rechte  haben  könne,  als  ihre  einzelnen  Mitglieder 
an  sie  abgeben  können,  müsste  man  nach  logischer  Consequenz 
den  Satz  aufstellen,  dass  in  Bezug  auf  die  innere  Verfassung 
und  die  inneren  Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Bundes- 


>)  Lei  st,  deiit.  Staatsr.,  §.  155.;  Gönner,  deiit.  Staatsr.,  §.290,331,333. 

2)  Positiv  ist  dies  jetzt  ausgesprochen  durch  den  B.  B.  v.  25.  Juni  1832, 
Art.  3.  (vergl.  unten,  §.  50). 

^)  Bad.  Reg. -El.,  Nr.  XLH.,  1832.  —  Uebrigens  bestimmte  schon  §.  17. 
der  Bad.  V.  U.  ausdrücklich:  „Die  Pressfreiheit  wird  nach  den  künftigen 
Bestimmungen  der  Bundesversammlung  gehandhabt  werden." 
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Staaten,  iiber  welche  selbst  der  Landesherr  nicht  ohne  Concur- 
renz  der  Landstände  beschliessen  und  verfügen  kann,  auch  der 
Bund  nicht  einseitig  verfügen  könne,  ohne  dass  vorher  jedes 
Bundesglied  mit  seinen  Landständen  die  nothwendige  Verein- 
barung getroffen  hätte.  Allein  der  praktischen  Geltung  dieser 
Ansicht  stehet  entgegen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden 
landständischen  Verfassungen  in  der  Bundesgesetzgebung 
selbst  wurzeln,  und  namentlich  durch  Art.  13.  der  B.  A.  und 
Art.  54.  der  W.  S.  A.  ins  Leben  gerufen  worden  sind,  und  also 
selbst  als  eine  positiv -bundesverfassungsmässige  Institution 
erscheinen.  Auch  ist  so  viel  gewiss,  dass  es  bei  der  Abfassung 
der  Bundesakte  durchaus  nicht  in  der  Absicht  der  Souveraine 
gelegen  ist,  die  Rechtsgültigkeit  der  Bundesbeschlüsse  von 
einer  landständischen  Genehmigung  abhängig  zu  machen.  Viel- 
mehr liegt  der  Bundesakte  off'enbar  die  Ansicht  zu  Grunde,  dass, 
der  von  den  Souverainen  in  ihrer  Gesammtheit  (als  Bund)  den 
deutschen  Völkern  gemachten  Concession  landständischer  Ver- 
fassungen ungeachtet,  nichts  desto  weniger  diese  Gesammtheit, 
der  Bund,  die  höchste  pohtische  Autorität  in  Deutschland  ver- 
bleiben müsse,  und  dass  die  landständischen  Befugnisse  nie  die 
Bundesgewalt  sollten  beschränken,  oder  die  Ausführung  eines 
Bundesbeschlusses  sollten  verhindern  können  i).  Die  Verbind- 
lichkeit eines  Bundesbeschlusses  für  die  Unterthanen  der  deut- 
schen Staaten  hängt  daher  auch  nicht  von  dessen  Genehmiauno- 
durch  die  Landstände  der  einzelnen  Staaten,  sondern  lediglich 
von  der  Publikation  desselben  durch  den  Landesherrn  ab 
(§.  37.),  und  hierbei  kann  es  keinen  Unterschied  begründen,  ob 
dies  durch  die  Landesverfassung  speciell  ausgesprochen  wor- 
den ist,  oder  nicht. 


')  Diese  Grundsätze  sind  positiv  bundesgesetzlich  ausgesprochen,  W.  S. 
A.  Art.  57,  58.  —  Biindesbeschliiss  vom  28.  Juni  1832,  Art.  1,  2,  3,  1.  — 
Vergl.  Präsidialvortrag,  20.  Sept.  1819,  Sitz.  XXXV.,  §.220.,  Nr.  I.  bei  v. 
Meyer,  Tbl.  II,  p.  125  flg. 


Zu|)i1,  Staatsrecht.  3te  Ausg.  (Anhang.) 
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§•44. 
B)   Vollziehende  Gewalt  des  Bundes. 

1)  Execulivinitlel  der  Bundesversamniliing. 

Das  Executivmittel  der  Bundesversanimhing  ist  lediglich 
militairisches  Einschreiten  des  Bundes,  und  dieses  kann 
in  dreifacher  Beziehung  staltfinden : 

1)  In  Beziehung  auf  die  einzelnen  Bundesregierungen  selbst, 
insoferne  diese  ihren  bundesmässigen  Verpflichtungen 
nicht  nachkommen,  oder  den  austrägalgerichtlichen  und 
bundesschiedsgerichthchen  Erkenntnissen  nicht  Folge  lei- 
sten, oder  insoferne  zwischen  Bundesgliedern  Thätlich- 
keiten  zu  besorgen  sind,  in  welchem  Falle  die  Bundesver- 
sammlung vor  Allem  den  Besitzstand  schützen  muss  ^). 

2)  In  Bezug  auf  die  Unterthanen  kann  eine  Anwendung  der 
Executivmittel  des  Bundes  vorkommen,  wenn  sich  diese 
im  Zustande  der  Widersetzlichkeit  gegen  ihre  Regierung 
befindeUj  jedoch  hier  regelmässig  nur,  wenn  es  die  betref- 
fende Regierung  verlangt,  ausnahmsweise  auch  unaufge- 
fordert, wenn  die  betreffende  Regierung  faktisch  an  der 
Stellung  eines  solchen  Antrags  verhindert  wäre  2). 

3)  In  Bezug  auf  auswärtige  Staaten  kann  man  von  Anwen- 
dung von  Executivmitteln  des  Bundes  nur  in  dem  Sinne 
sprechen,  als  es  sich  uni  die  Führung  eines  Bundeskrie- 
ges handelt  3). 

§•  45. 
2)  Verfahren  bei  der  Exeeutioii. 

Nach  der  W.  S.  A.,  Art.  33  flg.  beauftragt  die  Bundesver- 
sammlung (den  Fall  des  Bundeskrieges  abgerechnet,  an  dem 
alle  Bundesstaaten  gemeinschaftlich  Antheil  zu  nehmen  haben) 
eine  oder  mehrere  Regierungen  zur  Durchführung  der  beschlos- 


')  W.  S   A.,  Art.  31  flg.  —  Executionsordiiiiiig  v.  3.  Aiigii-st  1820, 
Art.  I. 

2)  \V.  S.  A.,  Art.  25,  26,  27,  32. 
ä)  W.  S.  A.,  Art.  35  bis  47. 
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senen  Execution  unter  der  Leitung  eines  sogenannten  Civil- 
coramissairs,  den  die  beauftragten  Regierungen  zu  ernennen 
haben.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei 
der  Execution  enthäU  die  Bundesexecutionsordnung  vom  3.  Au- 
gust 1820.  Hiernach  besteht  eine  von  6  zu  6  Monaten  zu  er- 
neuernde Bundescommission  von  5  Mitgliedern,  welche  die 
Vollziehungs- Gegenstände  zu  prüfen  und  der  Bundesversamm- 
lung zur  Beschlussfassung  vorzulegen  und  vorzubereiten  hat. 
Bevor  jedoch  ein  Beschluss  der  Execution  zur  Ausführung 
kommt,  wird,  wenn  dieselbe  gegen  eine  Bundesregierung  ge- 
richtet werden  soll,  dieser  eine  Frist  zur  Erfüllung  ihrer  Oblie- 
ffenheiten  o^esetzt.  Nach  ver<;eblichem  Ablaufe  derselben  wird 
sodann  in  der  Bundesversammlung  der  Anfang  der  Execution 
beschlossen  und  dies  der  betreffenden  Regierung  notificirt.  So- 
dann macht  die  mit  der  Execution  beauftragte  Regierung  der 
damit  bedrohten  die  Anzeige,  dass  sie  damit  nach  drei  Wochen 
in  Ermangelung  genügender  Nachweisung  der  Parition  wirklich 
beginnen  werde.  Ein  Incidentverfahren  kann  dabei  eintreten, 
wenn  eine  Bundesregierung  sich  weigert,  die  Execution  zu 
übernehmen.  Auch  tritt  bei  Bundesausträgalerkenntnissen  die 
Execution  nur  auf  Antrag  der  Betheiligten  ein. 


§.  16. 

IL  Von  den  materiellen  Rechten  der  Bundes- 
gewalt. 

A)  Von  der  sog.  richterlichen  Gewalt  (Gerichts- 
harkeit)  des  Bundes  üherhaiipt. 

Eine  oberste  richterliche  Gewalt  (Gerichtsbarkeit,  yw/s- 
dictio)  in  dem  Sinne  und  in  der  Art,  wie  früher  dem  Reichs- 
kammergerichte  eine  solche  zukam,  hat  die  deutsche  Bundes- 
versammlung nicht,  und  daher  gibt  es  auch  von  den  Entschei- 
dungen der  obersten  Gerichtshöfe  in  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  keine  Berufung  an  den  Bund.  Wohl  aber  hat  die  Bundes- 
versammlung darüber  zu  wachen,  dass  in  keinem  Bundeslande 
die  Rechtspflege  gehemmt,  oder  der  verfassungsmässige  GcUig 

4* 
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derselben  unterbrochen  werde.  Zu  diesem  Ende  vcrsfallet  die 
W.  S.  A.,  Art.  29.  im  Falle  einer  Justizverweigerung-  durch 
die  Gerichte  eines  Bundesstaates  den  betheiligten  Unterthanen 
bei  der  Bundesversammlung  eine  Beschwerde  über  verweigerte 
oder  gehemmte  Rechtspflege  anzubringen,  worauf  sodann  der 
Bund  dahin  zu  wirken  hat,  dass  die  Rechtspflege  nach  Maass- 
gabe der  Landesgesetze  ausgeübt  werde  ^),  Es  erhellet  hieraus 
von  selbst,  dass  die  Bundesversammlung  nicht  für  befugt  ge- 
achtet werden  kann,  in  den  Gang  der  Rechtspflege  vor  den 
Landesgerichten  oder  etwaigen  sonstigen,  z.  B.  vertragsmässi- 
ofen  Instanzen  hemmend  einz>u2;reifcn,  oder  denselben  durch 
einen  Bundesbeschluss  das  in  einer  anhängigen  Sache  zu  fäl- 
lende Urtheil  vorzuschreiben  2).  Aus  Rücksicht  darauf,  dass 
keinem  rechtlichen  Ausspruche  aus  Mangel  einer  richterlichen 
Instanz  die  Möglichkeit  seiner  Geltendmachung  entzogen  sein 
dürfe,  sind  nach  der  W,  S.  A.,  Art.  30.  Privatpersonen  für  be- 
rechtigt erklärt  worden,  Bundesglieder  gegen  einander  vor  der 
Bundesversammlung  zu  einem  austrägalgerichtlichen  Verfahren 
zu  provoziren,  wenn  nämlich  ungewiss  ist,  welches  von  meh- 
reren Bundesghedern  von  einer  Privatperson  wegen  Staats- 
schulden, Entschädigungen  und  anderen  ähnlichen  Forderungen 
als  Verpflichteter  in  Anspruch  zu  nehmen  sei  ^). 

Ein  richterliches  Einschreiten  des  Bundes  kömmt  nach  der 


^)  Vergl.  den  B.  B.  v.  Y.  Oct.  1830,  betr.  die  Beschwerde  des  Freiherrn 
vou  Sierstorpff.  —  Die  Fälle,  in  welchen  eine  Juslizverweigeriiiig  als  vor- 
handen anzunehmen  ist,  sind  in  den  Bundesgesetzen  nicht  aufgezählt.  Auch 
war  dies  um  so  weniger  nöthig,  als  darüber  nach  der  W.  S.  A.,  Art.  29.  zu- 
nächst die  Landesverfassung  zu  entscheiden  hat.  Zu  weit  geht  hier  Brun- 
quell,  1.  c,  S.  175.  177.  —  Auch  finden  sich  manche  eigenthüuiliche  Ansich- 
ten hierüber  in  der  oben  §.  7,  Note  5.  angef.  Schrift  über  den  gräfl.  Hall- 
berg'schen  Rechtsstreit. 

2)  Vergl.  meine  Abhandlung  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des 
deut.  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  oder  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  civil.  Arch..  Bd.  11,  Hft.  3,  S.  388  flg. 

^)  Hinsichtlich  der  Prozesse,  welche  bereits  zur  Zeit  der  Auflösung  des 
Reiches  an  dem  Reichskanunergerichte  gegen  mehrere  jetzige  Bundesglieder 
als  Streitgenossen  anhängig  waren,  hat  die  B.  V.  die  mehreren  Beklagten 
veranlasst,  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  zur  Erledigung  der 
Prozesse  zu  vereinigen.  Vergl.  Kl  über,  ölfenLl.  R.,  §.  177. 
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gegenwärtigen  Bimdesgesetzgebnng  nur  in   folgenden  Bezie- 
hungen vor,  nämlich: 

1)  in  Bezug  auf  Streitigkeiten  der  Mitglieder  des  Bundes  unter 
einander; 

2)  in  Bezug  auf  Streitigkeiten  der  Regierung  eines  Bundes- 
staates mit  ihren  Landständen; 

3)  in  Bezug  auf  Beschwerden  vormaliger  Reichsangehörigen 
auf  den  Grund  des  Art.  63.  der  Wiener  Schlussakte,  gegen 
Bundesglieder,  wegen  der  von  diesen  zur  Vollziehung  des 
Art.  14.  der  Bundesakte  erlassenen  landesherrlichen  Ver- 
ordnungen, und 

4)  in  Bezug  auf  Streitigkeiten,  welche  sich  über  die  Constitu- 
tion der  freien  Stadt  Frankfurt  ergeben,  zufolge  ausdrück- 
licher Bestimmung  des  Art.  46.  der  Wiener  Congressakte. 

Im  ersten  Falle  beschränkt  sich  jedoch  die  Befugniss  des 
Bundes  darauf,  zu  verlangen,  dass  die  Streitigkeiten  der  Bun- 
desfiflieder  vor  der  Bundesversammlung-  selbst  angebracht  wer- 
den  sollen,  und  hierauf  hat  die  Bundesversammlung  nach  einem 
vergeblichen  Versuche  der  Güte  für  die  Aufstellung  einer  wohl- 
geordneten Austrägalinstanz  zu  sorgen,  sich  selbst  aber  jeder 
richterlichen  Entscheidung  zu  enthalten^). 

In  zweiter  Beziehung  hat  die  Bundesversammlung  eben  so 
nur  für  die  Aufstellung  einer  entscheidenden  Behörde,  des  so- 
genannten Bundesschiedsgerichts,  zu  sorgen,  das  erst  durch 
den  Bundesbeschluss  vom  30.  October  1834  angeordnet  worden 
ist.  Dabei  stehet  den  Bundesgliedern  nunmehr  frei,  auch  ihre 
Streitigkeiten  unter  einander,  wenn  sie  es  vorziehen,  bei  dem 
Bundesschiedsgerichte  anzubringen,  anstatt  sich  einer  austrä- 
galgerichtlichen  Entscheidung  zu  unterwerfen^). 

In  dem  dritten  Falle  hat  sich  die  Bundesversammlung  die 
definitive  Entscheidung  selbst  vorbehalten,  insoferne  sie  die- 
selbe nicht  durch  einen  nach  Stimmenmehrheit  zu  fassenden 
Beschluss  an  eine  richterliche  Instanz  zur  Entscheidung  in  ih- 
rem Auftrag  und  Namen  zu  verweisen  beschhesst  ^) . 


*)  B.  A.,  Art.  11. 

5)   B.  B.  V.  3Ü.  Oct.  1834,  Art.  XII.  (Vergl.  unten  §.  48.) 

«)  B.  B.  V.  15.  Sept.  1842.  (Vergl.  unten  §.  66.) 
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Auch  in  dem  vierten  Falle  ist  die  Entscheiduno;  von  der 
Bundosversamnilung  selbst,  und  zwar  in  «ewühnlicher  Weise 
der  Beschlussfassung,  da  nichts  Anderes  bestimmt  ist,  zu  fas- 
sen ''). 

Daraus,  dass  in  einer  Sache  die  richterliche  Gewalt  des 
Bundes  nicht  competent  ist,  d.  h.  dass  sich  dieselbe  nicht  zu 
einem  bundesausträgalgerichtlichen  oder  bundesschiedsgericht- 
lichen Verfahren  eignet,  folgt  noch  nicht,  dass  der  Bund  darüber 
nicht  in  anderen  Beziehungen  competent  und  einzuschreiten 
befugt  sei,  z.  B.  in  etwaigen  Successionsslreitigkeiten  der  >Iit- 
glieder  einer  regierenden  Familie,  oder  bei  Streitigkeiten  und 
Verwickelungen  einer  Regierung  mit  dem  Volke  selbst  wiegen 
angeblichen  Missbrauches  der  Staatsgewalt,  Verfassungsver- 
letzung u.  dgl.,  oder  bei  StreitigKoiten  gewisser  Unterlhanen- 
klassen,  z.  B.  des  katholischen  oder  protestantischen  Religions- 
theiles  mit  der  Landesregierung  über  die  ihnen  bundesverfas- 
sungsmässig  garantirten  Rechte.  Hier  kann  der  Bund,  und  zwar 
in  den  gewöhnlichen  Formen  der  Verhandlung  der  Bundesver- 
Sammlung,  einschreiten  und  sich  als  competent  erklären,  als 
oberste  in  Deutschland  bestehende,  politische  G  e  w  al  t (§.  36.) ; 
jedoch  ist  hier  der  Natur  der  Sache  nach  seine  Competenz  da- 
durch bedingt,  dass  Streitigkeiten  der  gedachten  Art  den  Zweck 
des  Bundes,  d.  h.  ErhaHung  der  äusseren  und  inneren  Sicher- 
heit Deutschlands  berühren  und  gefährden.  Darum  muss  sich 
auch  seine  Wirksamkeit  in  solchen  Fällen  nach  der  bis  jetzt 
bestehenden  Bundesverfassung  lediglich  darauf  beschränken  ^), 
Störung  der  öffentlichen  Ruhe  zu  verhüten  und  die  Streitigkeiten 
dieser  Art  durch  seine  Dazwischenkunft  vom  gewaltsamen 
Ausbruche  abzuhalten  und  daher  entweder  zu  vermitteln,  oder 
die  streitenden  Theile  zur  Wahl  eines  Schiedsgerichtes  oder 
einer  Austrägalinstanz  im  Geiste  der  alten  Reichsverfassung 
zu  nöthigen''),  oder  sonst  ihre  Erledigung  auf  den  durch  die 
Landesverfassung  dazu  vorgezeichneten  Wegen  zu  bewirken. 


')  W.  Congr.  A.,  Art  46.  (Yergl.  oben  §.  34,  Note  5.) 

^)  üeber  das  Ungenügende  der  jetzigen  Biiudesverfassimg  in  den  ange- 
gebenen Beziehungen  vergl,  meine  Abhandlung  im  civil.  Arch.,  Bd27,  Hft.  3, 
S.  394  flg. 

»)  Vergl.  meine  Note  8.  angef.  Abb.,  S.  405  flg.,  415  flg. 
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§.47. 
Von  dem  Aiisträgalgeriehte  insbesondere*). 
Durch  tiie  Anordnung  der  Auslrägalinsfanz  suchte  man  das 
Problem  der  Rechtsverfolgung'  unter  souverainen  Staaten  auf 
einem  friedlichen  und  gesetzlich  geordneten  Wege  zu  lösen, 
ohne  dadurch  der  Souverainität  der  Einzelnen  zu  nahe  zu  tre- 
ten. Aus  dem  Art.  11.  der  Bundesakte  ergibt  sich,  sowohl  seinem 
Geiste  als  auch  seiner  allgemeinen  Fassung  nach,  dass  alle 
und  jede  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  einander  vor 
der  Bundesversammlung  angebracht,  und  bei  Ermangelung 
gütlicher  Ausgleichung  oder  Vereinbarung  über  die  Aufstellung 
eines  Schiedsgerichtes  oder  freiwilliger  Anerkennung  der  Com- 
petenz  einer  richterlichen  Behörde,  durch  das  Bundesausträgal- 
gericht  zu  entscheiden  sind,  ohne  dass  hinsichtlich  der  sog. 
Interessen  oder  sog.  politischen  Rechte  (§.30.)  oder  der  Privat- 
rechte, die  Souveraine  gegen  einander  in  Anspruch  nehmen, 
eine  Ausnahme  gemacht  werden  könnte  ^).  Das  Institut  der 
Austrägalinstanz  war  schon  der  alten  deutschen  Reichsverfas- 
sung bekannt,  und  ist  aus  dieser  nur  erst  in  der  neuern  Zeit 
entlehnt  und  mit  einigen  Veränderunsren  auf  den  deutschen 


*)  Literatur:  Hef fter,  Beiträge  1829, Nr. III,  S.  16.5 flg.— v.Dresch, 
Abhandlungen,  1830,  N.  II,  S.  27  flg.  —  G.  v.  Struve,  erster  Versuch  auf 
dem  Felde  des  deutschen  Bundesrechtes,  betr.  die  verfassungsmässige  Erledi- 
gung der  Streitigkeiten  zwischen  deutschen  Bundesgliedern.  Bremen  I8.S0. — 
Leonhardi,  das  Austrägal verfahren  des  deutschen  Bundes,  I.  Bd.  Frank- 
furt 1838;  II.  Bd.  1845.  —  F.  v.  Lindelof,  von  dem  Rechte  der  Bundesaus- 
trägalgerichte,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäum- 
nisse zu  ertheUen,  Darmstadt  1838.  —  Vergl.  auch  die  §.  30.  Note  2.  angef. 
Schriften. 

')  Die  B.  A.,  Art.  11.  spricht  sich  nicht  namentlich  über  die  Fälle  aus, 
MO  Souveraine  bei  ihren  Streitigkeiten  n:i\  als  Privatpersonen  in  Betracht 
kommen,  z.  B.  nur  als  Besitzer  von  Gütern,  Renten  oder  Gerechtsamen,  oder 
wo  der  Fiskus  der  Gegner  wäre.  Es  wollen  daher  Manche  in  solchen  Strei- 
tigkeiten nicht  das  Bundesausträgalverfahren,  sondern  nur  den  Prozess  vor 
den  gewöhnlichen  Lan.lesgerichtcn  für  zulässig  halten  (z.  B.  KI  üb  er,  öf- 
fentl.  R.,  §.  177;  Br  unqu  eil,  I.  c,  S.  115;  vergl.  auch  Heffter,  Beitr., 
S.  182.  188  flg.).  Auch  der  Fall  einer  persönlichen  Beleidigung  eines  Sou- 
vernins  durch  einen  andern  ist  in  der  B.  A.  nicht  besonders  erwähnt.  Die  un- 
eingeschränkte Competenz  des  Bundesausträgalgerichls  vertheidigt  aucii 
G.  V.  Struve,  in  der  im  §.  46,  Acte  1.  angef.  Schrift,  S.  4  flg. 
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Bund  übertragen  worden.  Die  Austräge  haben  ihren  Ursprung 
in  einem  uralten  Herkommen,  und  stammen  aus  einer  Zeit,  wo 
es  der  Adel  für  erniedrigend  halten  mochte,  sich  in  seinen  Strei- 
tigkeiten eigentlichen  Gerichten  zu  unterwerfen,  und  daher  lieber 
seine  Rechtsansprüche,  wenn  er  sie  nicht  mit  dem  Schwerdte 
ausmachen  wollte,  durch  selbstgewählte  Vermittler  ausgleichen 
oder  austragen  Hess.  Nach  Errichtung  des  Reichskammerge- 
richts suchte  man  von  Seiten  der  Reichsstaatsgewalt  den  Ge- 
brauch der  Austräge  einzuschränken,  wegen  des  vielen  Miss- 
brauches und  Verschleifes  der  Sachen,  welche  dabei  gewöhnlich 
vorkamen.  Man  erlaubte  sie  daher  nur  noch  den  reichsunmittel- 
baren und  jenen  anderen  Personen  und  Corporationen,  die  sie 
durch  Herkommen  oder  kaiserliche  Privilegien  erworben  hatten; 
für  diese  aber  behielten  die  Austräge  den  Charakter  einer  wah- 
ren ersten  Instanz,  welche  der  Kläger  nicht  überspringen  durfte^). 
Die  Bundesgesetze,  die  sich  auf  das  Austrägalverfahren 
beziehen,  sind : 

1)  Die  Bundesakte,  Art.  11. 

2)  Die  Wiener  Schlussakte,  Art.  2i  —  24. 

3)  Die  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817. 

4)  Die  Bundesgesetze  vom  3.  August  1820;  vom  19.  Juni 
1823;  vom  T.  Oct.  1830;  vom  28.  Februar  1833;  vom  25.  Juni 
1835  und  vom  19.  Oct.  1838. 

Nach  diesen  Gesetzen  soll  die  Bundesversammlung  bei 
Streitigkeiten  unter  den  Bundesgliedern  vor  Allem  eine  gütliche 
Vermittlung  durch  einen  Ausschuss  versuchen;  B.  A.,  Art.  11. — 
(Austrägalordnung  von  1817,  No.  II.)  Gelingt  dies  nicht,  so 
schreitet  sie  zur  Veranlassung  einer  Austrägalinstanz  (B.  A., 
Art.  11.).  Als  Austrägalinstanz  soll  nun  nach  der  Bestimmung 
der  Austrägalordnung  III,  1.  die  Bundes  Versammlung  selbst 
betrachtet  werden.  Sie  darf  aber  weder  den  Prozess  selbst  lei- 
ten, noch  das  Urtheil  selbst  sprechen,  sondern  sie  thut  dies 
durch  eine  dritte  oberste  Justizstelle  (ein  Oberappellations- 
oder Oberhofgericht)  irgend  eines  deutschen  Bundesstaates, 
ohne  alle  Einmischung  von  ihrer  Seite  in  den  Prozessgang,  so 


*)  Concept  der  Kammergerichtsordiuing,  Thl.  IL,  Tit.  3.  —  Jüngster 
Reichsabschied,  §.  1G8.  —  Wahlcap.  Franz  IL,  Art.  18,§.  4;  Art.  19,  §.  6.  a.  E 
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wie  ohne  alle  Einwirkung  auf  den  Inhalt  des  zu  sprechenden 
Urtheils.  Dieses  wird  von  dem  Kläger  aus  drei  Oberappella- 
tionsgerichten gewählt,  welche  ihm  der  Beklagte  längstens 
innerhalb  6  Wochen  von  dem  Tage  der  bei  der  Bundesver- 
sammlung gemachten  Anzeige  des  misslungenen  Sühnever- 
suches vorzuschlagen  hat.  Versäumt  der  Beklagte  diese  Frist, 
so  geht  das  Vorschlagsrecht  an  die  Bundesversammlung  über. 
Das  so  bestimmte  Oberappellationsgericht  leitet  und  entscheidet 
den  Prozess  im  Namen  und  anstatt  der  Bundesversammlung,  in 
Folge  eines  ihm  von  derselben  zu  ertheilenden  förmlichen  Auf- 
trags, und  soll  nach  Bestimmung  der  Austrägalordnung  III,  5. 
die  Sache  stets  in  Pleno  verhandeln  und  entscheiden*).  Die 
Oberappellationsgerichte  in  Deutschland  sind  verpflichtet,  die 
Bestellung  als  Austrägalgericht  anzunehmen,  haben  aber  ein 
Rekusationsrecht,  wenn  sie  der  Bundesversammlung  innerhalb 
14  Tagen  solche  unbekannte  Verhältnisse  vorstellen  können, 
die  eine  absolute  Unfähigkeit  zur  Ausübung  des  Richteramtes 
in  diesem  Falle  darthun.  Der  Modus  procedendi  wird  nach  der 
Prozessordnung  geleitet,  welche  überhaupt  bei  dem  gewählten 
Austrägalgerichte  gilt.  Nach  B.  B.  v.  7,  Oct.  1830,  Sitz.  XXXI. 
§.  234.  sind  die  0.  A.  Gerichte  angewiesen,  in  allen  Fällen,  wo 
sie  als  Austrägalgerichte  eine  unmittelbare  Zustellung  (Insi- 
nuation) ihrer  Verfügungen  an  Anwälte  der  streitenden  Theile 
nicht  bewirken  können,  davon  ihren  Regierungen  die  Vorlage 
zu  machen,  damit  dieselben  in  den  Stand  gesetzt  werden,  durch 
ihre  Bundestagsgesandtschaften  die  geeignete  Mittheilung  an 
jene  Regierung,  die  es  angeht,  zu  bewirken.  —  Das  Austrägal- 
gericht hat  alle  Fristen  von  Amts  wegen  zu  beachten,  und  wenn 
sie  pereratorische  sind,  sofort  mit  deren  Ablauf  den  Verzicht 
des  Säumigen  zu  präsumiren,  und  auch  ohne  Contumacialantrag 
des  Gegners  das  Weitere  nach  Lage  der  Sache  zu  verfügen*). 


')  Dies  ist  durch  B.  B.  vom  19.  Oct.  1838,  Sitz.  XXIX.,  §.  .320.  dahin  mo~ 
dificirt  worden,  dass  denjenigen  Regierungen,  deren  oberste  Gerichte  aus 
mehreren  Senaten  bestehen,  und  ausser  dem  Präsidenten  oder  Director  mehr 
als  12  Mitglieder  zählen,  gestattet  ist,  einen  besondern  Senat  für  die  Austrä- 
galsachen  zu  bilden,  der  jedoch,  mit  Eiuschluss  des  Vorsitzenden,  wenigstens 
aus  13  Mitgliedern  bestehen  soll. 

*)  B.  B.  V.  19.  Juni  1823. 
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Die  Entsdieiilung  der  Sache  selbst  geschieht  aber  nach  gemei- 
nem (leulsdien  Rechte  und  nach  den  von  den  Reichsgerichten 
befolgten  Normen,  sofern  nicht  in  einer  Sache  spezielle  Ent- 
scheidungsnormen, wie  Verträge,  Spezialherkommen  u.  dgl.  an- 
geführt werden  können.  Das  Erkenntniss  muss  innerhalb  Jah- 
resfrist von  Zeit  der  Anstellung  der  Klage  an  erfolgen,  wenn 
nicht  die  Bundesversammlung  auf  einen  dessfallsigen  Bericht 
des  Oberappellationsgerichtes  eine  weitere  Frist  bewilligt.  Die 
Erkenntnisse  des  Oberappellationsgerichtes  als  Austrägalinstanz 
sind  sofort  mit  ihrer  Publikation  rechtskräftig.  Alle  Remedia  or- 
dinaria  sind  daher  unbedingt  unzulässig. 

Von  den  ausserordentlichen  Rechtsmitteln  ist  nur  die  Besti- 
tutio  ex  capite  novoriim^  und  auch  diese  nur  ohne  Suspensiv- 
effekt in  einem  Onadrieiinium  vom  Tage  der  Auffindunsf  der 
Nova  an  verstattet,  niemals  aber  eine  Nullitätsquerel  ^).  Das 
Restitutionsgesuch  wird  in  solchen  Fällen  bei  der  Bundesver- 
sammlung angebracht,  über  die  Statthaftigkeit  desselben  ent- 
scheidet aber  wieder  jenes  Oberappellationsgericht,  welches  die 
Hauptsache  als  Austrägalinstanz  entschied.  Der  Restitutionseid 
muss  hierbei  von  dem  Vorstande  der  Behörde,  welche  die  Nach- 
suchung der  Restitution  betreibt,  und  von  sämmtlichen  Beamten, 
die  bisher  die  Sache  bearbeitet  haben,  in  Person  oder  durch 
Specialbevollmächtigte  geschworen  werden,  wenn  sich  der 
Gegner  nicht  begnügt,  von  diesen  einen  zu  benennen,  der 
schwören  soll.  Widerklagen  sind  nur  statthaft  bei  materieller 
Connexität,  und  wenn  sie  sogleich  mit  der  Litiscontestation 
verbunden  werden.  Interventionen  und  Litisdenuntiationen  sind 
gleichfalls  nur  bei  materieller  Connexität  zulässig  ^). 

Zur  Adcitation  eines  andern  dritten  Bundesgliedes  als  Par- 
thei  ist   aber  das  Austrägalgericht  nicht  berechtigt,  weil   es,  ' 
abgesehen  von   andern   Gründen,  dadurch  die   Gränze   seines 
Mandates  überschreiten  würde.  Die  Execution  der  austräoalge- 


*)  Ausdrücklich  ist  dies  festgesetzt  in  dem  B.  B.  v.  25.  Juni  1835. 
Sitz.  XVI,  §.  2.30.  (üeber  die  früher  in  dieser  Beziehung  erregten  Zwei- 
fel vergl.  V.  Dresch,  Abhandl.  1830,  Nr.  III,  S.  118  flg.  —  Heffter, 
a.  a.  0.,  S.  252). 

*)  B.  B.  V.  3.  Aug.  1820,  das  bei  Aufstellung  der  Auslrägalinstanzen  zu 
beobachtende  Verf.  betr.,  Art.  3. 
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richtlichen  Erkenntnisse  geschieht  durch  die  Bundesversamm- 
lung nach  den  Grundsätzen  der  Executionsordnung  vom  3.  Aug. 
1820  ''),  und  ist  daiier  für  die  Bundesversammlung  lediglich  nur 
ein  Vollziehunosg-ewenstand,  aber  nicht  mehr  Berathungsgegen- 
stand  (§.  21.).  lieber  Streitigkeiten,  die  sich  bei  der  Execution 
selbst  ergeben,  entscheidet  jedenfalls  noch  das  Oberappel- 
lationsgericht, welches  die  Hauptsache  entschieden  hat.  Durch 
Bundesbeschluss  vom  23.  Juni  1836,  Sitz.  X.  §.  171.  ist  die  Un- 
anwendbarkeit  von  Stempelpapier  und  Sportein  auf  Austrägal- 
und  Compromiss  -  Verhandlungen  ausgesprochen  worden.  — 
Nach  B.  B,  v.  28.  Febr.  1833  kann  ein  Austrägalgericht  zwar 
mit  unbedingten  Mandaten  vorschreiten,  wenn  über  Neuerungen 
während  der  Rechtshängigkeit  geklagt  wird,  jedoch  hat  sich 
das  Gericht  hierbei  der  Androhung  von  Geldstrafen  zu  enthalten, 
und  die  Veranlassung  der  Vollstreckung  des  auf  das  erlassene 
Mandat  ergehenden,  an  die  Bundesversammlung  einzusenden- 
den schliesslichen  Erkenntnisses  dieser  zu  überlassen. 

§.  48. 

Bundesschiedsgericht. 

Durch  Bundesbeschluss  vom  30  Oct.  1834  ^)  ist  eine  neue 
eigenthümliche  Instanz  unter  dem  Namen  Bundesschieds- 
gericht eingeführt  worden.  Es  tritt  diese  Instanz  in  Thätig- 
keit,  wenn  sich  zwischen  einer  Bundesregierung  und  ihren 
Landständen,  oder  in  den  freien  Städten  zwischen  dem  Senate 
und  den  verfassungsmässigen  bürgerlichen  Behörden  Streitig- 
keiten über  die  Auslegung  einer  von  beiden  Th eilen  aner- 
kannten Verfassung,  oder  über  die  Gränzen  der  den  Ständen 
bei  der  .^usübunff  einzelner  Regierunffsrechte  eingeräumten 
Mitwirkung,  namentlich  über  die  Grösse  der  Steuerbewil- 
ligung für  die  Dauer  einer  Steuerperiode  ergeben  (Art.  I.  XL). 
Die  Berufung  auf  diese  Instanz  steht,  nach  dem  Wortlaute  des 
Bundesbeschlusses,  nur  allein  der  betreffenden  Regierung  nach 


^)  Vergl.  §.  45.  dieses  Anhangs. 

')  Abgedruckt  in  v.  Meyer,  Staatsakten,  Thl.  II.,  Forts.,  S.  485.  u.  in 
dessen  Corp.  Const.  I.,  S.  79  flg. 
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Erschöpfung  aller  anderen  verfassungsmässigen  Wege,  nicht 
aber  auch  den  Landständen  zu  (Art.  I.)^)-  Eine  Regierung  kann 
daher  auch  nicht  von  ihren  Landständen,  wohl  aber  kann  sie 
von  der  Bundesversammlung  selbst  dazu  gezwungen  werden, 
ihre  Differenzen  vor  das  Bundesschiedsgericht  zu  bringen,  weil 
der  Bund  nicht  schuldig  ist,  der  Regierung  gegen  ihre  Land- 
stände eher  eine  Hülfe  und  Unterstützung  zu  gewähren,  bevor 
sie  die  Sache  vor  das  Bundesschiedsgericht  gebracht  und  die- 
ses darüber  entschieden  hat.  Die  Personen,  die  das  Bundes- 
schiedsgericht bilden,  heissen  Spruchmänner,  und  werden  von 
den  deutschen  Bundesregierungen  allein,  ohne  Mitwirkung  ihrer 
Stände,  und  zwar  nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Rathes, 
von  jeder  Stimme  zwei  Spruchmänner,  nämlich  ein  Justizbe- 
amter und  ein  Administrativbeamter,  jedesmal  für  den  Zeitraum 
von  drei  Jahren  gewählt,  so  dass  also  immer  34  gewählte 
Spruchmänner  vorhanden  sind  (Art.  IL).  Aus  diesen  34  Spruch- 
männern wählen  nun  vorkommenden  Falles  die  betreffende  Re- 
gierung und  eben  so  auch  ihre  Landstände,  jeder  Theil  ge- 
wöhnlich 3  Schiedsrichter;  sie  können  sich  aber  auch  auf  2 
oder  4  im  Ganzen  beschränken,  nie  aber  im  Ganzen  mehr  als 
8  Spruchmänner  wählen.  Kein  Theil  hat  ein  Recusationsrecht 
in  Bezug  auf  die  von  dem  andern  gewählten  Spruchmänner, 
nur  dürfen  die  von  der  streitenden  Regierung  selbst  in  das 
Schiedsgericht  ernannten  Spruchmänner  nicht  von  derselben 
ohne  Zustimmung  ihrer  Landstände  zur  Fällung  der  Entschei- 
dung gewählt  werden  (Art.  III.).  —  Die  hiermit  erlesenen 
Schiedsrichter  wählen  sodann  einen  Obmann  aus  den  übrigen 


2)  Aus  den  Worten  des  Art.  III.:  „Erfolgtim  Falle  der  Vereinbarung 
über  die  Berufung  an  das  Bundes -Schiedsgericht  etc,"  erhellet  jedoch, 
dass,  wenn  die  Landstände  gleichwohl  kein  Recht  haben,  die  Regierung 
vor  das  Bundesschiedsgericht  vorzuladen,  doch  auch  die  Stände  nicht  wi- 
der ihren  Willen  von  der  Regierung  vor  dasselbe  genöthiget  werden  kön- 
nen.—  In  dem  Begleitungsrescripte  des  Geheimenrathes  in  Würtemberg 
an  den  ständischen  Ausschuss,  bei  Mittheilung  dieses  Bundesbeschlusses  ist 
aussgeprochen,  dass  die  Regierung  auch  eine  Befugniss  der  Stände,  „eine 
Vereinbarung  über  die  Betretung  des  schiedsrichterlichen  Weges  zu 
veranlassen,"  anerkennt.  Vergl.  v.  Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  I.» 
S.  78,  Note  2. 
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Spruchmännern.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  wird  der  Obmaiiii 
von  der  Bundesversammhing  gewählt  (Art.  I\.).  Der  Obmann 
ernennt  aus  den  in  concreto  benannten  Spruchmännern  einen 
Referenten  und  einen  Correferenten,  von  denen  wenigstens 
einer  oder  der  andere  aus  den  von  den  Ständen  ernannten 
Schiedsrichtern  genommen  sein  muss  (Art.  V.).  Die  Schieds- 
richter entscheiden  sodann  (wie  eine  Jwy)  nach  eigenem 
Gewissen  und  eigener  Einsicht^)  (Art.  VI.).  Die  Entschei- 
dung geschieht  immer  nach  Stimmenmehrheit  (Art.  VI.).  Das 
Urtheil  soll  regelmässig  in  4  Monaten  von  der  Ernennung  des 
Obmannes  an  erfolgen  (Art.  VIII.) ;  der  schiedsrichterliche  Aus- 
spruch hat  sodann  ganz  die  Kraft  eines  austrägalgerichtlichen 
Erkenntnisses,  d.  h.  er  ist,  wie  dieses,  nur  ein  Vollzugsgegen- 
stand für  die  Bundesversammlung  (Art.  IX.).  Bei  Streitigkeiten 
über  die  Ansätze  eines  Budgets  erstreckt  sich  die  Kraft  des 
Schiedsspruches  auf  die  Dauer  der  Steuerbewilligungsperiode, 
welche  das  in  Frage  stehende  Budget  umfasst  (Art.  IX.).  Die 
Kosten  des  Bundesschiedsgerichtes  trägt  der  betreffende  Staat, 
und  zwar,  wenn  sich  über  dieselben  Anstände  ergeben,  nach 
deren  Festsetzung  durch  die  Bundesversammlung  (Art.  X.)  ^) . 

§.49. 
B)   Von  der  Polizeigewalt  des  deutschen  Bundes, 

a)  Im  Allgemeinen. 

Eine  pohzeihche  Gewalt  ist  dem  deutschen  Bunde  insofern 
beigelegt,  als  dies  der  Zweck  des  Bundes,  nämlich  die  Erhal- 
tung des  Rechtszustandes  in  Deutschland  fordert.  Daher  kann, 
wie  schon  im  §.  39.  bemerkt  wurde,  die  Bundesversammlung 
theils  ex  officio,  theils  auf  Anrufen  der  betheiligten  Bundes- 
staaten einschreiten,  wo  die  öffentliche  Ruhe  in  einzelnen  oder 
mehreren  Bundesstaaten   durch   Aufruhr  gestört,   oder    durch 


')  Es  ist  nicht  gesetzlich  bestimmt,  dass  die  Spnichmänner  verpflichtet 
seien,  nach  dem  positiven  Landesrechte  zu  entscheiden.  —  Auch  ist  eine 
Vereidigung  der  Schiedsmänner  nicht  vorgeschrieben. 

*)  Bisher  ist  noch  kein  Fall  vor  das  ßundesschiedsgericht  zur  Entschei- 
dung gebracht  worden. 
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revolutionäre  Verbindungen  bedroht  ist,  oder  wo  zwischen 
Bundesgliedern  Thätlichkeiten  zu  besorgen  oder  ausgebrochen 
sind  ^). 

§.50. 

b)  In  Bezug  auf  die  Erhaltun»  der  öfFeiitlieheii  Ordnung 
und  des  Recbtszustandes. 

Die  wichtigsten  Bundesgesetze  in  dieser  Hinsicht  sind: 
I.  Das  Bundesgesetz  (VI.  Artikel)  vom  28.  Juni  1832.  Hier- 
nach ist  beschlossen  (Art.  1.),  dass  jede  Bundesregierung  be- 
fugt und  verpflichtet  ist,  Petitionen  der  Stände  zu  verwerfen, 
die  mit  dem  Prinzipe  des  Art.  57.  der  AViener  Schlussakte  in 
Widerspruch  stehen,  wonach  ein  Souverain  nur  bei  der  Aus- 
übung gewisser  Rechte  an  die  Mitwirkung  seiner  Stände  ge- 
bunden  sein  soll.    In  Art.  2.  wird  bestimmt,  dass  die  Verwei- 
gerung einer  den   Bundespflichten  und  der  Landesver- 
fassung entsprechenden  Regierung  erforderlichen  Geldmittel 
durch  die  Landstände  unter  Art.  25  und  26.  der  Wiener  Schluss- 
akte gezogen,  d.  h.  als  Widersetzlichkeit  gegen  die  Regierung 
betrachtet  werden  soll.    Der  Art.  3.  bestimmt,  dass  die  innere 
Gesetzoebung   eines  deutschen  Bundesstaates  nicht  mit  dem 
Zwecke  des  Bundes  oder  den  bundesverfassungsmässigen  Ver- 
bindlichkeiten der  Regierung  im  Widerspruche  stehen,  oder  den 
Leistungen  der  Geldbeiträge  zum  deutschen  Bunde  hinderlich 
sein  dürfe.    Der  Art,  4.  verordnet,  dass   eine  Commission   auf 
6  Jahre  vom  Bunde  ernannt  werde,  um   die  ständischen  Ver- 
handlungen in  Deutschland  zu  überwachen,  und  Anträge  und 
Beschlüsse,  welche  die  Verpflichtungen  gegen  den  Bund  oder 
die   durch  die  Bundesakte    garantirten   Regierungsrechte    be- 
schränken, bei  der  Bundesversammlung  zur  Anzeige  zu  brin- 
gen. Art.  5.  setzt  fest,  dass  die  Bundesstaaten  verpflichtet  sein 
sollen,  in  den  landständischen  Versammlungen,  wo  die  Landes- 
verfassung Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  gestattet,  dafür  zu 
sorgen,  dass  durch  die  freie  Aeusserung  und  durch  den  Druck 
der  ständischen  Verhandlung:  keine  Ansfriff'e  auf  den  Bund  ge- 


')  Wien.  Schi.  A.,  .\rt.  19,  25,  26,  28. 


63 

macht  und  die  Ruhe  von  Deutschland  oder  den  einzehien  Bun- 
desstaaten gefährdet  werde.  Art.  6.  verordnet  endHch  (was  aber 
schon  längst  durch  die  Grundgesetze  bestimmt  war^)),  dass 
hur  die  Bundesversammhmg  befugt  sei,  die  Bundesgesetze  mit 
rechtlichen  Wirkungen  authentisch  zu  interpretiren^). 

Hieran  reihet  sich  zunächst : 

IL  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Juh  1832  über  die  Maass- 
regeln zur  Erhaltung  der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe  in 
Deutschland.  Hierdurch  wurde  bestimmt 

1)  Dass  alle  ausser  Deutschland  in  deutscher  Sprache 
erscheinenden  Zeitungen  und  politischen  Schriften 
unter  20  Bogen  nur  mit  Genehmigung  der  Regierung  in 
einem  deutschen  Staate  eingeführt  werden  dürfen.  Die 
Contravention  ist  als  Verbreitung  verbotener  Druckschrif- 
ten zu  betrachten. 

2)  Alle  Vereine  mit  politischer  Tendenz  sind  in  allen 
Bundesstaaten  verboten,  und  soll  gegen  Urheber  und  Theil- 
nehmer  mit  geeigneten  Strafen  eingeschritten  werden. 

3)  Volksversammlungen  und  Volksfeste,  die  bisher 
nicht  üblich  waren,  können  nur  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung gehalten  werden.  Wer  dieselben  ohne  eingeholte 
Erlaubniss  veranlasst  oder  ausschreibt,  soll  angemessener 
Strafe  unterliegen.  Auch  bei  erlaubten  Volksversammlun- 
gen dürfen  bei  Strafe  keine  Reden  politischen  Inhalts 


')  Vergl.  §.  27  dieses  Anhangs. 

*)  Diese  VI  Artilvel  Aviirden  in  Sachsen,  Bayern,  Wiirtemberg,  dem  Gross- 
herzogthiim  Hessen  und  in  dem  Herzogthum  Sachsen -Meinungen  von  den  Re- 
gierungen mit  der  Erklärung  publicirt,  dass  dadurch  den  Verfassungen  und 
verfassungsmässigen  Rechten  der  Stände  nirgend  Eintrag  geschehen  solle. 
Dagegen  wurde  in  dem  Prot,  der  B.  V.,  Sitz.  XLII.  Nov.  8. 1832  die  Bemerkung 
niedergelegt,  dass  durch  diese  Beisätze  einzelner  Regierungen  der  allgemei- 
nen Verbindlichkeit  des  B.  B.  v.  28.  Juni  1832  kein  Eintrag  habe  geschehen 
sollen  und  können.  —  Da  in  einigen  Bundesstaaten  Protestationen,  Petitio- 
nen und  Adressen  gegen  diese  VI  Artikel  vorgekommen  waren,  so  sprach 
die  B.  V.  durch  Beseht,  v.  9.  Aug.  1832  die  zuversichtliche  Erwartung  aus, 
„dass  die  Regierungen,  in  deren  Staaten  derlei  Akte  der  Auflehnung  gegen 
die  im  Staatsoberhaupte  vereinigte  Staatsgewalt  sich  ereignen,  gegen  die 
Urheber  und  Verbreiter  solcher  Protestationen,  Petitionen  und  Adressen  die 
Untersuchung  einleiten  und  nach  den  Gesetzen  verfahren  werden. 
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f^ehallen  weiden,  auch   keine  Adressen   und   Beschlüsse 
vorgeschlagen  und  genehmigt  werden. 

4)  Unnachsichthche  Strafe  ist  dem  öffenthchen  Tragen  von 
Abzeichen  in  Bändern  oder  Cocarden  gedroht,  die  andere 
Farben  haben,  als  die  Landesfarben  des  Staates,  dem 
der  Tragende  als  Unterthan  zugehört.  Eben  so  ist  das  nicht 
autorisirle  Aufstecken  von  Fahnen  und  Flaggen,  das 
Errichten  von  Freiheitsbäumen  und  dergleichen  Auf- 
ruhrzeichen unnachsichtlich  zu  bestrafen. 

5)  Sodann  wurden  die  über  die  Beaufsichtigung  der  Univer- 
sitäten bestehenden  Verordnungen  neu  eingeschärft.  (S. 
oben  §.  48.) 

6)  Die  Bundesregierungen  verpflichten  sich  zur  grössten  Auf- 
merksamkeit auf  alle  Einheimischen,  die  aufwiegleri- 
scher Tendenzen  verdächtig  sind,  und  versprecehn  sich 
auch  gegenseitige  Mittheilung  der  gemachten  Entdeckungen. 

7)  Besonders  strenge  Aufmerksamkeit  soll  über  fremde  poli- 
tische Flüchtlinge  und  über  solche  Einheimische 
und  Fremde  gehalten  werden,  die  aus  Orten  und  Gegen- 
den kommen,  wo  sich  Verbindungen  zum  Umsturz  des 
deutschen  Bundes  und  der  Regierungen  gebildet  haben, 
und  die  der  Theilnahme  daran  verdächtig  sind,  daher  die 
Passvorschriften  verschärft  werden  sollen,  und  verdächti- 
gen Ausländern  der  Aufenthalt  nicht  zu  gestatten  ist. 

8)  Alle  in  einen  Bundesstaat  aus  einem  andern  geflüchteten 
politischen  Verbrecher  sollen  auf  Requisition  ausgeliefert 
werden,  sofern  sie  nicht  eigene  Unterthanen  sind^).  End- 
lich sichern  sich  die  Bundesregierungen  : 

9)  Gegenseitig  die  prompteste  militairische  Assistenz  zu,  wie 
dies  bereits  schon  früher  durch  den  B.  B.  v.  21.  Oct.  1830. 
Sitz.  XXXIV.  §.  258.  geschehen  war. 

Hieran  reihet  sich : 

III.  Der  Bundesbeschluss  vom  27.  Oct.  1831.  Sitz.  XXXVI., 
§.  239.,  wonach  das  Einreichen  von  gemeinschaftlichen 
Adressen  und  Vorstellunsfen  von  Angehörigen  der  deutschen 


')  Vergl.  uoch  den  B.  B.  v.  18.  August  1836.  Sitz.  XVI.  §.  226.  —  (Siehe 
hier  Nr.  IV.  p.  329). 
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Bundesstaaten  bei  der  Bundesversammlung  über  öffentliche 
Angelegenheiten  des  deutschen  Bundes  als  unstatt- 
haft erklärt  worden  ist,  weil  eine  Befugniss  hierzu  in  der  Bun- 
desverfassung nicht  begründet  4),  das  Sammeln  von  Unter- 
schriften zn  dergleichen  Adressen  aber  vielmehr  nur  als  ein 
die  Autorität  der  Bundesregierungen  und  die  öffentliche  Ord- 
nung und  Ruhe  gefährdender  Versuch  anzusehen  sei,  auf  die 
gemeinsamen  Angelegenheiten  und  Verhältnisse  Deutschlands 
einen  ungesetzlichen,  mit  der  Stellung  der  Unterlhanen  zu  ih- 
ren Regierungen  und  dieser  letzteren  zum  Bunde,  unvereinba- 
ren Einfluss  zu  üben. 

IV.  Durch  Beschluss  v.  18.  August  1836,  Sitz.  XVI.,  §.  226. 
wurde  bestimmt,  dass  die  gegen  die  Existenz,  Integrität,  Sicher- 
heit oder  Verfassung  des  deutschen  Bundes  gerichteten  Hand- 
lungen in  dem  Staate,  in  dem  der  Thäter  Unterthan  ist,  als 
Ho chverrath,  Lande sverrath  oder  unter  einer  andern  Be- 
nennung gestraft  werden  sollen,  unter  welcher  die  gleiche 
Handlung,  gegen  den  einzelnen  Staat  selbst  begangen,  zu  stra- 
fen sein  würde.  Als  Grund  dieser  Bestimmung  wird  in  diesem 
Beschlüsse  selbst  angegeben,  dass  die  Verfassung  des  deut- 
schen Bundes  auch  ein  Theil  der  Landesverfassung  sei.  Auch 
verpflichteten  sich  hier  abermals  ^)  die  Bundesregierungen  zur 
gegenseitigen  Auslieferung  politischer  Verbrecher,  vorausge- 
setzt, dass  ein  solches  Individuum  nicht  ein  Unterthan  des  um 
die  Auslieferung  angegangenen  Staates  selbst,  oder  in  diesem 
schon  wegen  andew3r  ihm  zur  Last  fallenden  Verbrechen  zu 
untersuchen  oder  zu  bestrafen  ist.  Sollte  das  Unternehmen, 
dessen  der  Auszuliefernde  beschuldigt  ist,  gegen  mehrere  Bun- 
desstaaten gerichtet  sein,  so  hat  die  Auslieferung  an  jenen  die- 
ser Staaten  zu  geschehen,  welcher  zuerst  darum  bittet. 

V.  Da  es  im  Interesse  des  deutschen  Bundes  liegt,  dass  die 
deutschen  Handwerksgesellen  an  keinen  Associationen  und 


*)  Es  liegt  jedoch  keineswegs  in  der  Absicht  dieses  Beschhisses,  dem 
Art.  53  der  W.  S.  A.  zu  derogiren,  und  den  Betheiligten  die  Anrufung  des 
Bundes  zum  Schutze  bundesverfassungsmässig  garantirter  Rechte  zu  unter- 
sagen. S.  oben  §.  37.  dieses  Anhangs. 

*)  S.  hier  oben  Nr.  II.  8. 

Ziipfl,  Staatsrecht.  .Ste  Ausg.  {Arihaiig.)  ,  5 
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Versammlungen  Theil  nehmen,  wodurch  die  öffenlliche  Ruhe 
im  In-  oder  Auslände  bedroht  oder  gestört  werden  köinile,  so 
wurde  schon  durch  Bundesbeschluss  v.  15.  Jan.  1835,  Sitz.  III., 
§.  36.  das  Wandern  der  deutschen  Handwerksgesellen  nach 
denjenigen  Ländern,  in  welchen  offenkundig  dergleichen  Asso- 
ciationen und  Versammlungen  geduldet  werden,  untersagt,  und 
den  Regierungen  aufgegeben,  die  Zurückberufung  der  gegen- 
wärtig in  solchen  Ländern  befindlichen  Handwerksgesellen  und 
deren  Beaufsichtigung  bei  ihrer  Rückkehr  in  die  Heimath  zu 
verfügen,  und  auch  über  die  in  Deutschland  wandernden  Hand- 
werksgesellen und  über  die  Verbindungen,  in  welche  sie  sich 
einlassen  konnten ,  strenge  polizeiliche  Aufsicht  zu  führen. 
Durch  Bundesbeschluss  vom  3.  Dec.  1840,  Sitz.  XXVII.  verei- 
nigten sich  ferner  die  Regierungen,  übereinstimmende  Maass- 
regeln hinsichtlich  derjenigen  Handwerksgesellen  zu  treffen, 
welche  durch  Theilnahme  an  unerlaubten  Gesellenverbindun- 
gen, Gesellengerichten,  Verrufserklärungen  u.  dgl.  sich  gegen 
die  Landesgesetze  vergangen  haben,  und  zwar  sollen  den 
Handwerksgesellen,  welche  sich  in  einem  Bundesstaate,  dem 
sie  nicht  durch  Heimath  angehören,  derlei  Vergehen  zu  Schul- 
den kommen  lassen,  nach  deren  Untersuchung  und  Bestrafung 
ihre  Wanderbücher  oder  Reisepässe  abgenommen,  in  dieselben 
die  begangenen  und  genau  zu  bezeichnenden  Uebertretungen  der 
Gesetze  nebst  den  verhängten  Strafen  bemerkt,  und  diese  Wan- 
derbücher an  die  Behörde  der  Heimath  des  betreffenden  Gesel- 
len gesendet  werden.  Solche  Handwerksgesellen  sollen  nach 
überstandener  Strafe  mit  gebundener  Reiseroute  in  ihre  Hei- 
math gewiesen,  und  dort  unter  geeigneter  Aufsicht  gehalten, 
und  sonach  in  keinem  andern  Bundesstaate  zur  Arbeit  zuge- 
lassen werden.  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  werden 
nur  dann  stattfinden,  wenn  die  Regierung  der  Heimath  eines 
solchen  Handwerksgesellen  sich  durch  dauerndes  Wohlverhal- 
ten desselben  zur  Ertheilung  eines  neuen  Wanderbuches  oder 
Reisepasses  nach  anderen  Bundesstaaten  veranlasst  finden 
sollte. 
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§.51. 
c)  In  Bezug  auf  die  Pressfreiheit*). 

In  Bezug  auf  die  freie  Presse  hatte  gleichfalls  die  Bundes- 
akte, Art.  18.  der  Bundesversammlung  die  nähere  Bestimmung 
vorbehalten.  Bis  jetzt  bildet  das  provisorisch  erneuerte  Press- 
gesetz vom  20.  Sept.  1819  ^)  die  Grundlage.  Hierdurch  wurde 
bestimmt : 

1)  Dass  alle  Schriften,  die  in  Form  von  täglichen  Blättern 
oder  regelmässigen  Heften  oder  überhaupt  in  Heften  erschei- 
nen, die  nicht  über  20  Bogen  stark  sind,  nicht  ohne  Censur  und 
Staatserlaubniss  gedruckt  werden  sollen. 

2)  Findet  sich  ein  Bundesstaat  durch  die  in  einem  andern 
erscheinenden,  der  Censur  hiernach  rucht  unterliegenden  Schrif- 
ten verletzt,  so  bringt  er  seine  Klage  bei  der  letztgedachten  Re- 
gierung an,  und  diese  lässt  diese  Klage  dann  auf  ihren  Namen 
in  landesgesetzlichera  Wege  verfolgen. 

3)  Jeder  Bundesstaat  ist  wegen  der  in  ihm  erscheinenden 
Schriften  nicht  nur  dem  beleidigten  Bundesstaate,  sondern  auch 
der  Gesammtheit  des  Bundes  verantwortlich  gemacht.  Die  Bun- 
desversammlung ist  insbesondere  durch  §.  6.  befugt  erklärt,  so- 
wohl nach  Antrag  eines  Bundesgliedes,  als  auch  unaufgefor- 
dert, alle  staatsgefährlichen  Schriften  durch  einen  Ausspruch 
zu  unterdrücken,  von  dem  keine  Appellation  stattfindet,  und  den 
alle  Bundesregierungen  zu  vollziehen  verpflichtet  sind.  Der 
Redakteur  einer  unterdrückten  Zeitschrift  oder  Zeitung  darf  so- 
dann nach  Art.  7  binnen  5  Jahren  in  keinem  Bundesstaate  bei 
der  Redaktion  einer  ähnlichen  Zeitschrift  zugelassen  Averden. 
Wohl  zu  bemerken  ist  aber  die  weitere  Bestimmung  des  Art.  7. 
Absch.  2.  des  Bundespressgesetzes,  dass,  wenn  die  Verfasser 
oder  Herausgeber  Censur- Pflichtiger  Schriften  diese  gehörig 


*)  Reyscher,  Versuche,  S.  80  flg.  S.  102  flg.  —  Welcker,  wiclitige 
Urkunden,  S.  302,  —  J.  A.  Collmann,  Quellen,  Materialien  und  Commen- 
tar  des  gem.  deut.  Pressrechts.  Berlin,  1844. 

•)  Abgedruckt  in  v.  Meyer,  Staatsakten,  II,  S.  140  flg.  —  Durch  B.  B. 
V.  16.  Aug.  1824,  Sitzg.  XXIV.,  §.  131,  Nr.  3.  wurde  bestimmt,  dass  dieses 
provisorische  Pressgesetz  so  lange  in  Kraft  bleiben  soll,  bis  man  sich  über 
ein  definitives  Pressgesetz  vereinbart  haben  wird. 

5* 
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der  Censur  unterstellt  haben,  sie  sodann  von  aller  weitern  Ver- 
antwortung frei  bleiben,  und  die  Bundes v^ersamm hing  nur 
noch  gegen  die  Schriften  selbst  (d.  h.  also  durch  Confis- 
cation),  nicht  aber  gegen  die  Person  (also  nicht  mehr  mit 
Strafen)  einschreiten  kann  2).  Nach  §.  9  müssen  alle  Zeitungen 
mit  dem  Namen  des  Redakteurs,  alle  übrigen  Druckschriften 
mit  dem  Namen  des  Verlegers  (aber  nicht  nothwendig  mit  dem 
Namen  des  Autors)  versehen  sein,  widrigenfalls  Beschlagnahme 
oder  Geld-  und  Gefängniss- Strafen  eintreten'*). 

§.  5S. 

d)  In  Bezug  auf  Universitäten  *). 

Nach  dem  Bundesbeschlusse  v.  20.  Sept.  1819,  Sitz.  XXXV, 
§.  220.  soll  an  jeder  Universität  ein  ausserordentlicher,  am  Orte 
der  Universität  residirender  landesherrlicher  Commissarius  er- 
nannt Averden,  der  aber  auch  zugleich  Curator  der  Universität 
sein  kann,  um  auf  die  Handhabung  der  Gesetze  und  Disciplinar- 
vorschriften  zu  halten,  den  Geist,  in  welchem  die  Lehrer  bei 
ihren  öffentlichen  und  Privatvorträgen  verfahren,  zu  beobach- 
ten, und  die  Sittlichkeit,  gute  Ordnung  und  äusseren  Anstand 
der  Studirenden  zu  überwachen.  Nach  Art.  2  verpflichten  sich 
die  Bundesstaaten,  Lehrer,  die  ihren  Einfluss  auf  die  Gemüther 


«)  Dnrch  ß.  B.  v.  14.  Jnni  1832.  Sitz.  XXI.  §.  202.  i\r.  3.  hat  die  B.  V.  ihre 
Meinung  dahin  ausgesprochen,  dass  durch  die  Beobachtung  der  Vorschrif- 
ten des  Bundespressgesetzes,  Art.  7.  Abs.  2.  die  Verfasser  etc.  noch  keines- 
weges  der  Verantwortung  gegen  die  einzelnen  Bundesstaaten  entbunden 
seien,  sondern  sich  von  selbst  verstehe,  dass  die  Anwendung  der  Landesge- 
setze auf  Pressvergehen  durch  die  Bundesgesetze  keiner  Beschränkung 
unterworfen  sei.  —  v.  Meyer,  Staatsakten,  H.  Thl.  p.  396. 

*)  Es  bestehen  über  die  Censurnoch  folgende  besondere  Bundesgesetze: 
1)  das  B.  G.  V.  15.  Jan.  1824.  Sitz.  1.  §.  3.  wegen  der  bei  der  B.  V.  gedruckt 
einzureichenden  Schriften;  s.  oben  §.  21.  Not.  2;  2)  B.  G.  v.  28.  April  1836. 
Sitz.  in.  §.  70.  über  die  Censur  der  Zeitungen  wegen  Aufnahme  laudständi- 
scher  Vei'handlungen  oder  Nachrichten  darüber  betreffend;  s.  unten  §.  60.; 
3)  B.  G.  V.  5.  Febr.  1824  und  (repet.)  21.  Juni  1838  über  die  Aufnahme  vou 
JSeituugsartikelu  über  die  Bundestagsverhandlungen;  s.  §.  24,  Not.  1. 

*)  Vergl.  Reyscher,  Versuche,  S.  228.  —  Welcher,  wichtige  Lrkuu- 
-den,  S.  311  llg. 


der  Jugend  missbrauchen,  und  der  öffentlichen  Ruhe  feindseh'ge, 
oder  die  Grundlagen  der  bestehenden  Ordnung  untergrabende 
Lehren  vortragen,  vom  Lehramte  zu  entfernen,  und  soll  ein  sol- 
cher Lehrer  an  keiner  anderen  Universität  in  den  Bundesstaaten 
mehr  angestellt  werden.  Geheime  und  nicht  autorisirte  Ver- 
bindungen unter  den  Studirenden,  namentlich  die  allgemeine 
Burschenschaft,  sind  untersagt  (Art.  3),  und  die  Bundesregie- 
rungen sind  verpflichtet,  die  Theilnehmer  hieran  bei  keinem 
öffentlichen  Amte  zuzulassen  (Art.  3,  Abs.  2).  Auch  soll  kein 
Studirender,  der  auf  Antrag  oder  mit  Bestätigung  des  Regie- 
rungscommissärs  von  einer  Universität  weggewiesen  wurde, 
oder  der  keine  genügenden  Zeugnisse  seines  Wohlverhaltens 
nachweisen  kann,  an  einer  andern  Universität  aufgenommen 
werden.  Diese  Grundsätze  sind  durch  die  Beschlüsse  vom  16. 
Aug.  1824,  vom  5.  Juni  1832  und  durch  den  Bundesbeschluss 
vom  13.  Nov.  1834  wiederholt  eingeschärft  und  bestätigt  wor- 
den. Insbesondere  wurde  durch  letzteren,  aus  15  Artikeln  be- 
stehenden B.B.  die  Niedersetzung  besonderer  Immatrikulations- 
commissionen unter  dem  Beisitze  eines  ausserordentlichen  Re- 
gierungsbevollmächtigten angeordnet,  und  die  Bedingungen  der 
Immatrikulation,  so  wie  die  Nachweisungen,  welche  ein  Stu- 
dirender desshalb  zu  machen  hat,  festgesetzt.  Nach  Art.  I.  sind 
alle  Studirenden  verpflichtet,  sich  bei  der  Immatrikulationscom- 
mission innerhalb  zwei  Tagen  nach  ihrer  Ankuiift  zur  Immatri- 
kulation zu  melden.  Acht  Tage  nach  dem  vorschriftsmässigen 
Beginnen  der  Vorlesungen  darf  ohne  Genehmigung  der  von  der 
Regierung  hierzu  bestimmten  Behörde  keine  Immatrikulation 
mehr  stattfinden.  Diese  Genehmigung  wird  insbesondere  dann 
erfolgen,  wenn  ein  Studirender  die  Verzögerung  seiner  Anmel- 
dung durch  Nachweisung  gültiger  Verhinderungsgründe  zu  ent- 
schuldigfen  vermag.  Auch  die  auf  einer  Universität  bereits  im- 
matrikulirten  Studirenden  müssen  sich  beim  Anfange  eines 
jeden  Semesters  in  den  zur  Immatrikulation  angesetzten  Stun- 
den bei  der  Commission  melden,  und  sich  über  den  inzwischen 
gemachten  Aufenthalt  ausweisen.  —  (Art.  II.)  Ein  Studirender, 
welcher  um  die  Immatrikulation  nachsucht,  muss  der  Commis- 
sion vorlegen:  1)  wenn  er  das  akademische  Studium  beginnt, 
ein  Zeufjniss  seiner  wissenschafthchen  Vorbereitung:  zu  dem- 
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selben  und  seines  sittlichen  Betragens,  wie  solches  durch  die 
Gesetze  des  Landes,  dem  er  angehört,  vorgeschrieben  ist;  2) 
Avenn  der  Stndirende  sich  von  einer  Universität  auf  eine  an- 
dere begeben  hat,  auch  von  jeder  früher  besuchten  ein  Zeug- 
niss  des  Fleisses  und  des  sittlichen  Betragens;  3)  wenn  er  die 
Studien  eine  Zeit  lang  unterbrochen  hat,  ein  Zeugniss  über 
sein  Betragen  von  der  Obrigkeit  des  Ortes,  wo  er  sich  im  letzten 
Jahre  längere  Zeit  aufgehalten  hat,  in  welchem  zugleich  zu  be- 
merken ist,  dass  von  ihm  eine  öffentliche  Lehranstalt  nicht  be- 
sucht sei.  Pässe  und  Privatzeugnisse  genügen  nicht;  jedoch 
kann  bei  solchen,  welche  aus  Orten  ausser  Deutschland  kom- 
men, hierin  einige  Nachsicht  stattfinden;  4)  jedenfalls  bei  sol- 
chen Studirenden,  die  einer  natürlichen  oder  vormundschaft- 
lichen Gewalt  noch  unterworfen  sind,  ein  obrigkeitlich  beglau- 
bigtes Zeugniss  der  Aeltern  oder  derer,  welche  ihre  Stelle 
vertreten,  dass  der  Studirende  von  ihnen  auf  die  Universität, 
wo  er  aufgenommen  zu  werden  verlangt,  gesandt  sei.  Die 
Zeugnisse  sind  von  der  Immatrikulationscommission  nebst  dem 
Passe  des  Studirenden  bis  zu  seinem  Abgange  aufzubewahren. 
Ist  Alles  gehörig  beobachtet,  so  erhält  der  Studirende  die  ge- 
wöhnliche Matrikel;  die  Regierungen  der  Bundesstaaten  wer- 
den aber  Verfügung  treffen,  dass  diese  in  keinem  derselben 
statt  eines  Passes  angenommen  werden  kann.  —  (Art.  III.)  In 
den  Zeugnissen  über  das  Betragen  sind  die  etwa  erkannten 
Strafen  nebst  der  Ursache  derselben  anzuführen,  und  zwar  in 
allen  Fällen,  wo  irgend  eine  Strafe  wegen  verbotener  Ver- 
bindungen erkannt  ist.  Die  Anführung  der  Bestrafung:  wegen 
anderer  nicht  erheblicher  Contraventionen  kann  nach  dem  Er- 
messen der  Behörde  entweder  ganz  unterbleiben,  oder  nur 
im  Allgemeinen  angedeutet  werden.  In  allen  Zeugnissen  ist 
(wo  möglich  mit  Angabe  der  Gründe)  zu  bemerken,  ob  der  In- 
haber der  Theilnahme  an  verbotenen  Verbindungen  verdächtig 
geworden  sei  oder  nicht.  Jeder  ist  verpflichtet,  um  diese  Zeug- 
nisse so  zeitig  nachzusuchen,  dass  er  sie  bei  der  Immatriku- 
lation vorzeigen  kann,  und  die  Behörden  sind  gehalten,  solche 
ohne  Aufenthalt  auszufertigen,  falls  nicht  Gründe  der  Verwei- 
gerung vorliegen,  weiche  auf  Verlangen  des  Studirenden  be- 
scheinigt werden  müssen.  Gegen  die  Verweigerung  kann  der- 
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selbe  Reciirs  an  die  Obcrbehorde  nehmen.  Kann  ein  Studirender 
bei  dem  Gesuche  um  Immatrikulation  die  erforderlichen  Zeug- 
nisse nicht  vorlegen,  verspricht  er  jedoch  deren  Nachlieferung, 
so  kann  er  nach  dem  Ermessen  der  Immatrikulationscommission 
vorerst  ohne  Immatrikulation  auf  die  akademischen  Gesetze 
verpflichtet  und  zum  Besuche  der  Collegien  zugelassen  werden. 
Von  Seite  der  Universität  soll  aber  sofort  an  die  Behörde,  welche 
die  Zeugnisse  auszustellen  oder  zu  beglaubigen  hat,  um  Nach- 
richt geschrieben  werden,  welche  von  derselben  ohne  Aufent- 
halt zu  ertheilen  ist.  —  (Art.  lY.)  Die  Immatrikulatien  ist  zu 
verweigern:  1)  wenn  ein  Studirender  sich  zu  spät  meldet, 
und  sich  desshalb  nicht  genügend  entschuldigen  kann  (Art.  I.)  ; 
2)  wenn  er  die  erforderlichen  Zeugnisse  nicht  vorbringen  kann. 
Erfolgt  auf  Erkundigung  von  Seiten  der  Universität  längstens 
binnen  vier  Wochen,  vom  Abgangstage  des  Schreibens  an  ge- 
rechnet, keine  Antwort,  oder  wird  die  Ertheilung  eines  Zeug- 
nisses, aus  welchem  Grunde  es  auch  sei,  verweigert  (Art.  II. 
III.),  so  rauss  der  Angekommene  in  der  Regel  sofort  die  Univer- 
sität verlassen,  wenn  sich  die  Regierung  nicht  aus  besonders 
rücksichtswürdigen  Gründen  bewogen  findet,  ihm  den  Besuch 
der  Collegien  noch  auf  eine  zu  bestimmende  Zeit  zu  gestatten. 
Auch  bleibt  ihm  unbenommen,  wenn  er  später  mit  den  erforder- 
lichen Zeugnissen  versehen  ist,  sich  wieder  zu  melden.  3)  Die 
Immatrikulation  ist  ferner  zu  verweigern,  wenn  der  Ankom- 
mende von  einer  andern  Universität  mittelst  des  Consilii  abeundi 
weggewiesen  ist.  Ein  solcher  kann  von  einer  Universität  nur 
dann  wieder  aufgenommen  werden,  wenn  die  Regierung  dieser 
Universität  nach  vorgängiger  nothwendiger,  mittelst  des  Re- 
gierungsbevollmächtigten zu  pflegender  Rücksprache  mit  der 
Regierung  der  Universität,  welche  die  Wegweisung  verfügt 
hat,  es  gestattet.  Zu  der  Aufnahme  eines  Relegirten  ist  nebst- 
dem  die  Einwilligung  der  Regierung  des  Landes,  dem  er  ange- 
hört, erforderlich.  4)  Endlich  ist  noch  die  Immatrikulation  zu 
verweigern,  wenn  sich  gegen  den  Ankommenden  ein  dringen- 
der Verdacht  ergibt,  dass  er  einer  verbotenen  Verbindung  an- 
gehört, und  er  sich  von  demselben  auf  eine  befriedigende  Weise 
nicht  zu  reinigen  vermag.  Die  Regierungscommissäre  werden 
darüber  wachen,  dass  die  Universitäten  jede  Wegweisung  eines 
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Studircnden  von  der  Universität  nebst  der  genau  zu  bezeich- 
nenden Ursache  und  einem  Signalement  des  Weggewiesenen 
sich  gegenseitig  mittheilen,  zugleich  aber  auch  die  Acltern  des 
Wejisewiesenen  oder  deren  Stellvertreter  davon  benachrich- 
tigen.  —  (Art.  V.)  Jedem  Studirenden  werden  vor  der  Immatri- 
kulation die  Vorschriften  der  §§.  3  u.  1  des  Bundesbeschlusses 
vom  20.  Sept.  1819  über  die  in  Ansehung  der  Universitäten  zu 
ergreifenden  Maassregeln,  so  wie  die  Bestimmungen  der  hier 
folgenden  Artikel,  in  einem  wörtlichen  Abdruck  eingehändigt, 
Avelcher  sich  mit  folgendem  Reverse  schliesst:  ,,Ich  Endes- 
unterzeichneter verspreche  mittelst  meiner  Namensunterschrift 
auf  Ehre  und  Gewissen:  1)  dass  ich  an  keiner  verbotenen  oder 
unerlaubten  Verbindung  der  Studirenden,  insbesondere  an  kei- 
ner burschenschaftlichen  Verbindung,  welchen  Namen  dieselbe 
auch  führen  mag,  Theil  nehmen,  mich  an  dergleichen  Verbin- 
dungen in  keiner  Weise  näher  oder  entfernter  anschliessen, 
noch  solche  auf  irgend  eine  Weise  befördern  werde;  2)  dass 
ich  weder  zu  dem  Zwecke  gemeinschaftlicher  Berathschlagun- 
gen  über  die  bestehenden  Gesetze  und  Einrichtungen  des  Lan- 
des, noch  zu  jenem  der  wirklichen  Auflehnung  gegen  obrigkeit- 
liche Maassregeln  mit  Andern  mich  vereinigen  werde.  Insbe- 
sondere erkläre  ich  mich  für  verpflichtet,  den  Forderungen, 
welche  die  diesem  Reverse  vorgedruckten  Bestimmungen  ent- 
halten, stets  nachzukommen,  widrigenfalls  aber  mich  allen  ge- 
gen deren  Uebertreter  daselbst  ausgesprochenen  Strafen  und 
nachtheihgen  Folgen  unverweigerlich  zu  unterwerfen."  Erst 
nachdem  dieser  Revers  unterschrieben  worden  ist,  findet  die 
Immatrikulation  Statt.  Wer  diese  Unterschrift  verweigert,  ist 
sofort  und  ohne  alle  Nachsicht  von  der  Universität  zu  entfer- 
nen. —  (Art.  VI.)  Vereinigungen  der  Studirenden  zu  wissen- 
schaftlichen oder  geselligen  Zwecken  können  mit  Erlaubniss 
der  Regierung,  unter  den  von  letzterer  festzusetzenden  Bedin- 
gungen, stattlinden.  Alle  anderen  Verbindungen  der  Studirenden, 
sowohl  unter  sich,  als  mit  sonstigen  geheimen  Gesellschaften, 
sind  als  verboten  zu  betrachten.  —  (Art.  VII.)  Die  Theilnahme 
an  verbotenen  Verbindungen  soll,  unbeschadet  der  in  einzelnen 
Staaten  bestehenden  strengeren  Bestimmungen,  nach  folgenden 
Abstufungen  bestraft  werden:  1)  Die  Stifter  einer  verbotenen 
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Verbindung,  und  alle  diejenigen,  welche  Andere  zum  Beitrifte 
verleitet  oder  zu  verleiten  gesucht  haben,  sollen  niemals  mit 
blosser  Carcerstrafe,  sondern  jedenfalls  mit  dem  consilio  abe- 
undi,  oder  nach  Befinden  mit  der  Relegation,  die  den  Umständen 
nach  zu  schärfen  ist,  belegt  werden.  2)  Die  übrigen  Mitglieder 
solcher  Verbindungen  sollen  mit  strenger  Carcerstrafe,  bei  wie- 
derholter oder  fortgesetzter  Theilnahme  aber,  wenn  schon  eine 
Strafe  wegen  verbotener  Verbindungen  vorangegangen  ist,  oder 
andere  Verschärfungsgründe  vorliegen,  mit  der  Unterschrift  des 
Consilii  abeundi  oder  dem  Consilio  abeundi  selbst,  oder  bei  be- 
sonders beschwerenden  Umständen  mit  der  Relegation,  die  dem 
Befinden  nach  zu  schärfen  ist,  belegt  werden,  3)  Insofern  aber 
eine  Verbindung  mit  Studirenden  anderer  Universitäten,  zur  Be- 
förderung geheimer  Verbindungen,  Briefe  wechselt,  oder  durch 
Deputirte  communicirt,  so  sollen  alle  diejenigen  Mitglieder, 
welche  an  dieser  Correspondenz  einen  thätigen  Antheil  genom- 
men haben,  mit  der  Relegation  bestraft  werden.  4)  Auch  die- 
jenigen, welche,  ohne  Mitglieder  der  Gesellschaft  zu  sein,  den- 
noch für  die  Verbindung  thätig  gewesen  sind,  sollen  nach  Be- 
finden der  Umstände,  nach  obigen  Strafabstufungen  bestraft 
werden.  5)  Wer  wegen  verbotener  Verbindung  bestraft  wird, 
verliert  nach  Umständen  zugleich  die  akademischen  Beneficien, 
die  ihm  aus  öffentlichen  Fondscassen  oder  von  Städten,  Stiftern, 
aus  Kirchenregistern  etc.  verheben  sein  möchten,  oder  deren 
Genuss  aus  irgend  einem  andern  Grunde  an  die  Zustimmung 
der  Staatsbehörden  gebunden  ist.  Dessgleichen  verliert  er  die 
seither  etwa  genossene  Befreiung  bei  Bezahlung  der  Honora- 
rien  für  Vorlesungen.  6)  Wer  wegen  verbotener  Verbindungen 
mit  dem  consilio  abeundi  belegt  ist,  dem  kann  die  zur  Wieder- 
aufnahme auf  eine  Universität  erforderliche  Erlaubniss  (Art.  IV., 
Nr.  3)  vor  Ablauf  von  6  Monaten,  und  dem,  der  mit  der  Rele- 
gation bestraft  worden  ist,  vor  Ablauf  von  einem  Jahre  nicht  er- 
theilt  werden.  Sollte  die  eine  oder  die  andere  Strafe  theils  we- 
gen verbotener  Verbindungen,  theils  wegen  anderer  Vergehen 
erkannt  werden,  und  das  in  Betreff  verbotener  Verbindungen 
zur  Last  fallende  Verschulden  nicht  so  gross  gewesen  sein, 
dass  desshalb  allein  auf  Wegweisung  erkannt  worden  sein 
würde,  so  sind  die  oben  bezeichneten  Zeiträume  auf  die  Hälfte 
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beschränkt.  7)  Bei  allen  in  den  akademischen  Gesetzen  des 
beticjffenden  Staates  erwähnten  Vergebungen  der  Studirenden 
ist,  bei  dem  Dasein  von  Indizien,  nachzuforschen,  ob  dazu  eine 
verbotene  Verbindung  näheren  oder  entfernteren  Anlass  gege- 
ben habe.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  soll  es  als  erschwerender 
Umstand  angesehen  werden.  8)  Dem  Gesuche  um  Aufhebung 
der  Strafe  der  Wegweisung  von  einer  Universität  in  den  Fällen 
und  nach  Ablauf  der  feslgesetzen  Zeit,  wo  Begnadigung  statt- 
finden kann  (Nr.  6  oben),  wollen  die  Regierungen  niemals  will- 
fahren, wenn  der  Nachsuchende  nicht  glaubhaft  darthut,  dass 
er  die  Zeit  der  Verweisung  von  der  Universität  nützlich  ver- 
wendet, sich  eines  untadelhaften  Lebenswandels  beflissen  hat, 
und  keine  glaubhaften  Anzeigen,  dass  er  an  verbotenen  Ver- 
bindungen Antheil  genommen,  vorliegen.  —  (Art.  VIII.)  Die 
Mitglieder  einer  burschenschaftlichen  oder  einer  auf  politische 
Zwecke  unter  irgend  einem  Namen  gerichteten  unerlaubten  Ver- 
bindung trifft  (vorbehaltlich  der  etwa  zu  verhängenden  Cri- 
minalstrafen)  geschärfte  Relegation.  Die  künftig  aus  solchem 
Grunde  mit  geschärfter  Relegation  Bestraften  sollen  eben  so 
Avenig  zum  Civildienste,  als  zu  einem  kirchlichen  oder  Schul- 
amte, zu  einer  akademischen  Würde,  zur  Advocatur,  zur  ärzt- 
lichen und  chirurgischen  Praxis  innerhalb  der  Staaten  des  deut- 
schen Bundes  zugelassen  werden.  Würde  sich  eine  Regierung 
durch  besonders  erhebliche  Gründe  bewogen  finden,  eine  gegen 
einen  ihrer  Unterthanen  wegen  Verbindungen  der  bezeichneten 
Art  erkannte  Strafe  im  Gnadenwege  zu  mildern  oder  nachzu- 
lassen, so  wird  dieses  nie  ohne  sorgfältige  Erwägung  aller  Um- 
stände, ohne  Ueberzeugung  von  dem  Austritte  des  Verirrten 
aus  jeder  gesetzwidrigen  Verbindung  und  ohne  Anordnung  der 
erforderlichen  Aufsicht  geschehen.  —  (Art.  IX.)  Die  Regie- 
rungen werden  das  Erforderliche  verfügen,  damit  in  Fällen,  wo 
politische  Verbindungen  der  Studirenden  auf  Universitäten  vor- 
kommen, sämnilliche  übrigen  Universitäten  hiervon  benachrich- 
tiget werden.  —  (Art.  X.)  Bei  allen  mit  akademischen  Strafen 
zu  belegenden  Gesetzwidrigkeiten  bleibt  die  criminelle  Bestra- 
fung nach  Beschaffenheit  der  verübten  gesetzwidrigen  That, 
und  insbesondere  auch  dann  vorbehalten,  wenn  die  Zwecke 
einer  Verbinduns:  der  Studirenden  oder  die  in  Folge  derselben 
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begangenen  Handlungen  die  Anwendung  härterer  Strafgesetze 
notli wendig  machen.  —  (Art.  XI.)  Wer  gegen  eine  Universität, 
ein  Institut,  eine  Behörde  oder  einen  akademischen  Lehrer  eine 
sogenannte  Verrufserklärung  direkt  oder  indirekt  unternimmt, 
soll  von  allen  deutschen  Universitäten  ausgeschlossen  sein, 
und  es  soll  diese  Ausschliessung  öffentlich  bekannt  gemacht 
werden.  Diejenigen,  welche  die  Ausführung  solcher  Verrufser- 
klärungen vorsätzlich  befördern,  werden  nach  den  Umständen 
mit  dem  consilio  abeundi  oder  mit  der  Relegation  bestraft  wer- 
den, und  es  wird  in  Ansehung  ihrer  Aufnahme  auf  einer  anderen 
Universität  dasjenige  stattfinden,  was  oben,  Art.  VII.,  Nr.  6.  be- 
stimmt ist.  Gleiche  Strafe,  wie  Beförderer  vorgedachter  Verrufs- 
erklärungen, wird  diejenigen  Studirenden  treffen,  welche  sich 
Verrufserklärungen  gegen  Privatpersonen  erlauben  oder  daran 
Theil  nehmen.  Der  Landesgesetzgebung  bleibt  die  Bestimmung 
überlassen,  in  wie  weit  Verrufserklärungen  ausserdem  als  In- 
jurien zu  behandeln  seien.  —  (Art.  XII.)  Jeder,  der  auf  einer 
Universität  studirt  hat  und  in  den  Staatsdienst  treten  will,  ist 
verpflichtet,  bei  dem  Abgange  von  der  Universität  sich  mit  ei- 
nem Zeugnisse  über  die  Vorlesungen,  die  er  besucht  hat,  über 
seinen  Fleiss  und  seine  Aufführung  zu  versehen.  Ohne  die  Vor- 
lage dieser  Zeugnisse  wird  keiner  in  einem  deutschen  Bundes- 
staate zu  einem  Examen  zugelassen  und  also  auch  nicht  im 
Staatsdienste  angestellt  werden.  Die  Regierungen  werden  solche 
Verfügungen  trelTen,  dass  die  auszustellenden  Zeugnisse  ein 
möglichst  genaues  und  bestimmtes  Urtheil  geben.  Vorzüglich 
haben  diese  Zeugnisse  sich  auch  auf  die  Frage  der  Theilnahme 
an  verbotenen  Verbindungen  zu  erstrecken.  Die  ausserordent- 
lichen Regierungsbevollmäch(igten  werden  angewiesen  wer- 
den, über  den  gewissenhaften  Vollzug  dieser  Anordnung  zu 
wachen.  —  (Art.  XIII.)  Die  akademischen  Gremien  als  solche 
werden  der  von  ihnen  bisher  ausgeübten  Strafgerichtsbar- 
keit in  Criminal-  und  allgemeinen  Polizei- Sachen  über  die  Stu- 
direnden allenthalben  enthoben.  Die  Bezeichnung  und  Zusam- 
mensetzung derjenigen  Behörden,  welchen  diese  Gerichtsbarkeit 
übertragen  werden  soll,  bleibt  den  einzelnen  Landesregierungen 
überlassen.  Vorstehende  Bestimmung  bezieht  sich  jedoch  eben 
so  wenig  auf  einfache,  die  Studirenden  ausschliesslich  betref- 
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fende  Disciplinargogenstände,  namentlich  die  Aufsicht  auf  Stu- 
dien, Sitten  und  Beobachtung  der  akademischen  Statuten,  als 
auf  Erkennung  eigentlich  akademischer  Strafen.  —  (Art.  XIV.) 
Dieser  Bundesbeschluss  ist  auf  6  Jahre  verbindlich,  und  (Art.  XV,) 
analog  auf  andere  öffentliche  und  Privatlehranstalten  auszu- 
dehnen. 

§.  53. 

e)  In  Bezug  auf  Nachdruck  und  Schutz  des  sogenannten 
geistigen  Eigentlmmes  *). 

I.  Hinsichtlich  des  Nachdruckes  oder  des  Schutzes  des  so- 
genannten geistigen  Eigenthums  hatte  schon  die  Bundesakte, 
Art.  18.  die  Aufstellung  gleichförmiger  Grundsätze  verheissen. 
Durch  den  Bundesbeschluss  vom  6.  Decbr.  1832  wurde  zuerst 
nur  eine  allgemeine  Verbindlichkeit  der  Bundesregierungen  aus- 
gesprochen, hinsichtlich  des  Nachdruckes  den  in  anderen  Bun- 
desstaaten sesshaften  Verlegern  gleichen  Rechtsschutz,  Avie 
ihren  eigenen  Unterthanen  zu  gewähren.  Durch  den  Beschluss 
vom  9.  Nov.  1837  ist  aber  nun  endlich  so  viel  festgesetzt  wor- 
den, dass  literarische  Erzeugnisse  und  Kunstwerke,  sie  mögen 
bereits  veröffentlicht  sein  oder  nicht,  nicht  ohne  Erlaubniss  des 
Urhebers  oder  dessen,  dem  er  sein  Recht  übertrug,  auf  mecha- 
nischem Wege  vervielfältigt  werden  dürfen.  Art.  1.  —  Das 
solchergestalt  anerkannte  geistige  Eigenthum  an  einem  litera- 
rischen oder  Kunstwerke  geht  auch  auf  die  Erben  und  Rechts- 
nachfolger über,  und  muss  in  allen  Bundesstaaten  mindestens 
10  Jahre  geschützt  werden  ^).  Das  Maximum  des  Schutzes,  das 


*)  Denkschrift  des  Börsenvereins  der  deutschen  Buchhändler  in  Bezug 
auf  die  von  einer  hohen  deutschen  Bundesversammlung  für  das  Jahr  1842 
verheissene  Revision  der  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  liter. 
Rechtsverhältnisse  in  Deutschland.  Als  Mscpt.  gedruckt,  Jena  1841.  —  Gut- 
achten des  k.  Preuss.  geh.  Obertribunals  über  den  Begritf  des  strafbaren 
Nachdrucks  etc.,  auf  Veranlassung  des  Justizministers  Mühler  abgege- 
ben am  13.  Febr.  1844.  Ans  dem  Justizministerialblatt  bes.  abgedruckt. 
Berlin  1844. 

^)  So  erfreulich  es  ist,  die  Anerkennung  eines  literarischen  Eigenthums 
endlich  einmal  durch  die  Bundesgesetzgebung  ausgesprochen  zu  sehen,  und 
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die  Bundesversammlung  auf  Antrag  einer  Regierung  für  Werke, 
die  besondere  Verauslagen  fordern,  gewährt,  sind  20  Jahre. 
Werke,  die  vor  20  Jahren  vor  der  Abfassung  dieses  Gesetzes 
erschienen  sind,  stehen  nicht  mehr  unter  seinem  Schutze.  Bei 
den  innerhalb  der  letzten  20  Jahre  erschienenen  Büchern  läuft 
die  zehnjährige  Verjährungsfrist  des  literarischen  Eigentliums 
vom  Datum  dieses  Bundesbeschlusses  an.  Bei  Werken,  die  in 
mehreren  Bänden  und  Heften  erscheinen,  läuft  die  Frist  von 
Erscheinung  des  letzten  Bandes  an,  wenn  nicht  mehr  als  3  Jahre 
zwischen  der  Erscheinung  der  einzelnen  Hefte  oder  Bände  ver- 
flossen sind^).  Ausser  der  Verbindlichkeit  zur  Entschädigung 


so  gewiss  das  literarische  Eigenthnm  als  ein  ganz  singnläres,  nur  durch  le- 
gislative Fiction  dem  wirklichen  Eigenthnm  an  körperlichen  Sachen  gleich- 
gestelltes RechtsverhäUniss  von  Haus  aus  nicht  geeignet  ist,  auf  einen  im- 
merwährenden Schutz  der  Gesetze  Anspruch  zu  machen,  so  unbefriedi- 
gend ist  die  in  dem  angef.  B.  B.  ausgesprochene  Fristbestimnunig  für  den 
Schutz  des  literarischen  Eigeuthums.  Nur  dann  ist  dieser  auf  eine  den  In- 
teressen des  Autors  und  des  Buchhandels  wahrhaft  entsprechende  Weise 
gewährt,  wenn  man  1)  jeden  Nachdruck  bei  dem  Leben  des  Autors  un- 
bedingt, und  2)  den  Nachdruck  auch  noch  eine  besimrate  Zeit  (10  —  30 
Jahre)  nach  seinem  Tode  bei  Strafe  verbietet,  Es  ist  nämlich  sehr  unbillig 
und  ungerecht,  Avenn  das  Gesetz  selbst  dem  Autor  noch  bei  seinem  Leben  Con- 
currenten  bei  der  Ausgabe  seiner  eigenen  Werke  schafft,  und  i'm  dadurch 
um  die  Honorarien  bringt,  welche  er  ausserdem  mit  Sicherheit  von  einer 
Verlagshandlung  erwax'ten  durfte,  und  die  Erfahrung  lehrt,  dass  gerade  bei 
guten,  classischen  Büchern,  also  bei  jenen,  wo  der  Autor  und  sein  redlicher 
Verleger  des  Schutzes  der  Gesetze  am  würdigsten  sind,  die  grössten  buch- 
händlerischen Geschäfte  oft  erst  nach  des  Autors  Tode  gemacht  werden. 
Warum  will  man  hier  ohne  Weiteres  den  Gewinn  jedem  unbefugten  Dritten 
preisgeben,  so  lauge  mau  noch  Interessenten  kennt,  welche  Mühe,  Zeit  und 
Kapitalien  daran  gewagt  haben,  ein  einträgliches  Werk  zu  Stande  zu  brin- 
gen? Nach  aller  Gerechtigkeit  müsste  auch  jeder  Verlagshandlung,  so 
lange  ihre  Firma  besteht,  voller  Schutz  gegen  den  Nachdruck  ihres 
Verlags,  ohne  alle  Zeiteinschränkung,  bewilligt  werden.  (Diese  im  J.  1841 
bei  der  ei'sten  Ausgabe  dieses  Abrisses  ausgesprochenen  Anforderungen  an 
die  Gesetzgebung  sind  nunmehr  zum  Theile  durch  den  neuesten  Buudes- 
beschluss  v.  19.  Juni  1845  zur  gesetzlichen  Geltung  gelangt!) 

2)  Man  vermisst  hier  eine  ausdrückliche  Entscheidung  der  Frage:  ob  die 
zweite  oder  fernere  Ausgabe  eines  Werkes,  welche  innerhalb  der  Ver- 
jährungsfrist des  literarischen  Eigenthums  von  dem  Autor  oder  rechtmässi- 
gen Verleger  geschah,  als  ein  solches  (neues)  Werk  gilt,  welche»  nun 
wieder  den   Ablauf   der   Verjährungsfrist   für   sich  in  Anspruch  nehmen 
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trifft  den  unbefugten  NachbiUlner  oder  Nachdrucker  noch  die 
Strafe  der  Confiscation  der  Exemplare,  und  bei  Ivunstprodukten 
die  Wegnahme  der  Platten  und  anderer  Vorrichtungen  (Art.  4.) 
Auch  ist  unter  Strafe  der  Confiscation  der  Exemplare,  und  mit 
Vorbehalt  der  landesgesetzlichen  Strafen  der  Debit  aller  Nach- 
drucke in  den  deutschen  Bundesstaaten  verboten,  auch  wenn 
sie  ausser  Deutschland  gemacht  wurden.  Den  Bundesstaaten, 
in  welchen  aber  bisher  der  Nachdruck  nicht  gesetzlich  verboten 
war,  steht  es  frei,  eine  Frist  zum  Ausverkauf  der  noch  vorhan- 
denen Nachdrücke  zu  gestatten  (Art.  5.).  Die  Einführung  dieser 
Grundsätze  durch  speciellere  Vollzugsverordnungen  in  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ist  der  Territorialgesetzgebung  anheim- 
gestellt. Zur  Ergänzung  des  B.  B.  v.  9.  Nov.  1837  sind  sämmt- 
hche  deutsche  Regierungen  durch  B.  B.  v.  19.  Juni  1845,  Sitz.  21., 
§.  228.  noch  über  folgende  Bestimmungen  übereingekommen**): 
„1)  Der  durch  den  Art.  2.  des  Beschlusses  v.  9.  Nov.  1837  für 
mindestens  zehn  Jahre  von  dem  Erscheinen  eines  literarischen 
Erzeugnisses  oder  Werkes  der  Kunst  an  zugesicherte  Schutz 
gegen  den  Nachdruck  und  jede  andere  unbefugte  Vervielfälti- 
gung auf  mechanischem  Wege  wird  fortan  innerhalb  des  gan- 
zen deutschen  Bundesgebietes  für  die  Lebensdauer  der  Ur- 
heber solcher  literarischen  Erzeugnisse  und  Werke  der  Kunst 
und  auf  dreissig  Jahre  nach  dem  Tode  derselben  gewährt.  — 
2)  Werke  anonymer  oder  pseudonymer  Autoren,  so  wie  post- 
liume  und  solche  Werke,  welche  von  moralischen  Personen, 
Akademien,  Universitäten  u.  s.  w.,  herrühren,  geniessen  solchen 
Schutzes  während  dreissig  Jahren,  von  dem  Jahre  ihres 
Erscheinens  an.  —  3)  Um  diesen  Schutz  in  allen  deutschen 
Bundesstaaten  in  Anspruch  nehmen  zu  können,  genügt  es,  die 


darf,  bis  es  jedem  Andern  verstattet  ist,  dasselbe  nachzudrucken:  d.  h. 
die  Frage,  ob  die  Veranstaltung  einer  rechtmässigen  neuen  Auflage  die 
Verjährungszeit  unterbricht,  und  deren  Lauf  neu  begründet,  ist  nicht  aus- 
drücklich entschieden.  Auch  der  neue  B.  B.  v.  19.  Juni  1845  erklärt  sich 
nicht  hierüber.  Diese  Frage  muss  aber  um  so  mehr  bejaht  werden,  als  aus- 
serdem die  jetzige  Bnndesgesetzgebung  über  den  Nachdruck  einen  offenen 
Freibrief  zum  Prellen  der  Autoren,  deren  Werke  wiederliolte  Auflagen  er- 
leben, enthalten  würde. 

^)  Mitgetheilt  in  der  0.  P.  A.  Zeitg.  v.  1.  Juli  1845  als  officieller  Artikel. 
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Bedingungen  und  Förmlichkeiten  erfüllt  zu  haben,  welche  die- 
serhalb  in  dem  deutschen  Staate,  in  welchem  das  Originahverk 
erscheint,  gesetzlich  vorgeschrieben  sind.  —  4)  Die  Verbind- 
lichkeit zu  voller  Schadloshaltung  der  durch  Nachdruck  u.  s.  w. 
Verletzten  liegt  dem  Nachdrucker  und  demjenigen,  welcher  mit 
Nachdruck  wissentlich  Handel  treibt,  ob,  und  zwar  solidarisch, 
in  soweit  nicht  allgemeine  Rechtsgrundsätze  dem  entgegen- 
stehen 4),  —  5)  Die  Entschädigung  hat  in  dem  Verkaufspreise 
einer  richterlich  festzusetzenden  Anzahl  von  Exemplaren  des 
Original  Werkes  zu  bestehen,  welche  bis  auf  1000  Exemplare  an- 
steigen kann,  und  eine  noch  höhere  sein  soll,  wenn  von  dem 
Verletzten  ein  noch  grösserer  Schaden  nachgewiesen  worden 
ist.  —  6)  Ausserdem  sind  gegen  den  Nachdruck  und  andere 
unbefugte  Vervielfältigung  auf  mechanischem  Wege,  auf  den 
Antrag  der  Verletzten,  in  allen  Bundesstaaten,  wo  die  Landes- 
gesetzgebung nicht  noch  höhere  Strafen  vorschreibt,  Geld- 
bussen bis  zu  1000  Gulden  zu  verhängen.  —  7)  Die  über  der- 
gleichen Vergehen  erkennenden  Richter  haben  nach  näherer 
Bestimmung  der  Landesgesetze,  in  denjenigen  Fällen,  wo  ihrem 
Ermessen  zufolge  der  Befund  von  Sachverständigen  einzu- 
holen ist,  bei  literarischen  Werken  das  Gutachten  von  Schrift- 
stellern, Gelehrten  und  Buchhändlern,  bei  musikalischen  und 
Kunstwerken  das  von  Künstlern,  Kunstverständigen  und  Musik- 
oder Kunsthändlern  einzuholen  ^)." 

IL  Durch  B.  B.  v.  22.  April  1841,  Sitz.  X.  sind  nunmehr  auch 
besondere  Verfügungen  zum  Schutze  der  inländischen  Verfasser 
musikalischer  Compositionen  und  dramatischer  Werke  ge- 
gen unbefugte  Aufführung  und  Darstellung  derselben  im 
Bundesgebiete  getroffen  worden  ^).  Hiernach  darf  1)  die  öffent- 


*}  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  sich  hier  das  Gesetz  bestimmter  aus- 
gesprochen hätte. 

*)  Von  Landesgesetzen  sind  zu  bemerken:  Preuss.  Landr.  IL,  Tit.  20, 
§.  1294  flg.  —  Preuss.  Gesetz  v.  11.  Juni  1837.  —  Bad.  Landr.  Art.  577  flg. 
—  Würtemberg,  provis.  Ges.  v.  17.  Oct.  1838.  —  Weimar,  Ges.  v.  15. 
Jan.  1839.  —  Bayern,  Ges.  v.  15.  April  1840.  —  Braunschweig,  Ges.  v. 
10.  Febr.  1842. 

«)  Mitgetheilt  in  der  Frankfurter  0.  P.  A.  Zeitg.  v.  14.  Mai  1841,  aus 
dem  Fraukf.  Amtsbl.  v.  12.  Mai  1841. 
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liehe  Aufführung  eines  solchen  Werkes  im  Ganzen  oder  mit  Ab- 
kürzungen nur  mit  Erlaubniss  des  Autors,  seiner  Erben  oder  son- 
stigen Rechtsnachfolger  geschehen,  so  lange  das  Werk  noch 
nicht  durch  den  Druck  vervielfältigt  worden  ist.  2)  Dieses  Recht 
soll  wenigstens  10  Jahre  in  allen  Bundesstaaten,  von  der  ersten 
rechtmässigen  Aufführung  an  gerechnet,  anerkannt  und  ge- 
schützt werden.  Hat  jedoch  der  Autor  die  Aufführung  irgend 
Jemand  ohne  Nennung  seines  Familien-  oder  offenkundigen 
Autornamens  gestattet,  so  findet  auch  gegen  Andere  kein  aus- 
schliessliches Recht  mehr  Statt.  3)  Dem  Autor  stehet  gegen 
Jeden,  der  sein  ausschliessliches  Recht  durch  öffentliche  Auf- 
führung eines  noch  nicht  gedruckten  Werkes  beeinträchtigt, 
Anspruch  auf  Entschädigung  zu.  4)  Die  Bestimmung  dieser 
letzteren  und  die  Festsetzung  einer  etwa  noch  ausser  dem 
Schadenersatz  zu  leistenden  Geldbusse  bleibt  den  Landesge- 
setzen vorbehalten.  In  jedem  Falle  soll  als  Entschädigung  der 
ganze  Betrag  der  Einnahme,  ohne  Abzug  der  Kosten,  gegeben 
werden,  und  zwar  ohne  Rücksicht,  ob  das  betreffende  Stück 
allein  oder  mit  andern  zur  Aufführung  gebracht  worden  ist. 

§.54. 
f)  In  Bezug  auf  den  Negerhandel. 

In  voller  und  gerechter  Anerkennung  der  Gesinnungen  und 
Grundsätze  christlicher  Menschenliebe,  welche  die  Höfe  von 
Grossbritannien,  Oesterreich,  Preussen  und  Russland  zu  dem 
wegen  Unterdrückung  des  Negerhandeis  (Traite  des  Negres) 
am  20.  Dec.  1841  geschlossen  Uebereiukommen  veranlasst  hat, 
und  von  dem  Wunsche  beseelt,  so  viel  von  ihnen  abhängt,  auch 
ihrer  Seits  zur  gänzlichen  Abschaffung  des  Negerhandels  mit- 
zuwirken, haben  sich  sämmthche  deutsche  Regierungen  durch 
B.  B.  vom  19.  Juni  1845,  Sitz.  XXI.,  §.  227.  dahin  vereinbart, 
dass  von  denselben  der  Negerhandel  allgemein  verboten  werde. 
Demgemäss  soll,  wo  diesfalls  durch  bestehende  Strafgesetze 
nicht  bereits  Fürsorge  getroffen  ist,  der  Negerhandel  gleich  dem 
Seeraube  bestraft,  in  denjenigen  Bundesstaaten  aber,  deren  Ge- 
setzoebuns:  des  Sceraubes  nicht  besonders  erwähnt,  mit  der 
Strafe  des  Menschenraubes  oder  mit  einer  ähnlichen  schweren 
Strafe  belegt  werden. 
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§.55. 

C)  Finanzverfüssung  des  Bundes, 

Die  Finanzverfassung  des  Bundes  ist  bis  jetzt  sehr  einfach, 
da  ausser  der  Besoldung  des  dienenden  Personals  der  Bundes- 
versammlung und  ausser  den  Kosten  für  Unterhaltung  der  Lo- 
kaUtäten  der  Bundesversammlung  keine  regelmässigen  Ausga- 
ben des  Bundes  vorkommen.  Zur  Bestreitung  dieser  regel- 
mässigen Bedürfnisse  besteht  eine  Kasse  unter  dem  Namen 
Bundeskanzleikasse.  Jede  der  17  Stimmen  des  engeren 
Rathes  zahlt  dahin  jährlich  2000  Gulden  sogenannten  Bundes- 
kanzleibeitrag,  also  zusammen  34,000  Gulden.  Für  ausseror- 
dentliche Auslagen,  worunter  auch  Kriegskosten  gehören,  be- 
steht eine  zweite  Hauptkasse,  die  Matrikularkasse,  wovon 
die  Bundeskriegskasse  eine  Filialkasse  ist.  Die  Beiträge,  welche 
die  Bundesglieder  dazu  zu  leisten  haben,  heissen  Bundesma- 
trikularbeiträge,  weil  sie  nach  einer  Matrikel,  d.  h.  einem  Ver- 
zeichnisse erhoben  werden,  worin  säramtliche  einzelne  Bun- 
desglieder nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  jedes  Landes  als 
beitragpflichtig  eingetragen  sind  ^) .  Die  Matrikel  ist  nach  dem 
Bedürfnisse  {simplimi)  von  30,000  Gulden  berechnet.  Den 
meisten  Beitrag  zahlt  Oesterreich  mit  9429  fl.  56  kr.,  den  klein- 
sten Liechtenstein  mit  5  fl,  30  kr.  ^) . 


0  Die  erste  Matrikel  wurde  am  20.  Aug.  1818,  Sitz.  43.  nach  den  offi- 
ziellen Angaben  der  Volkszahl  der  Bundesstaaten  aufgestellt;  die  Fortdauer 
derselben  wurde  am  12.  Juli  1823,  Sitz.  21.  §.  139.  bis  auf  Weiteres  be- 
schlossen. —  Die  neueste  Matrikel  des  deutschen  Bundes  nach  den  Be- 
schlüssen der  ß.  V.  in  den  J.  1819,  182T,  1831,  1834,  1839  und  1842  s.  bei  v. 
Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  Hft.  I.  S.  92. 

2)  Die  Grundlage  der  Finanzverfassung  bestimmt  die  Finanzmatrikel 
vom  20.  Aug.  1818,  Sitz.  XLIII.  §.  210.  Hiei'zu  ergänzender  Beschluss  v.  4. 
Febr.  1819,  Sitz.  III.  §.  19.  —  Vergl.  den  Coramlssionsvortrag  v.  19.  Juli 
1821,  Sitz.  XXVIII.  §.  205.  Als  Vervollständigung  hiervon  die  am  21.  Jiiui 
1827,  Sitz.  XVIII.  Sep.  Prot.  §.  4.  zum  Regulativ  erhobene  Uebersicht  der 
Grimdsätze  und  Einrichtungen  bei  dem  Bundeskassen-  und  Rechnungswe- 
sen. —  Der  Beschluss  vom  14.  Oct.  1830.  Sitz.  XXXII.  §.246.  über  die 
definitive  Organisation  des  Bundeskassenwesens  bestimmt  das  Verwal- 
tungspersonale, welches  hiernach  aus  einem  Bundeskassier,  einem  Kasse- 
controleur  und  einem  Kassediener  besteht.  —  Vergl.  B.  B.  v.  27.  Jan.  1831, 

Zö|))l,  SlaalMt'cht.  :^lc  Aii.sg.  (Anhang.)  Q 
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§.56. 

D)  Kriegsverfassung  des  Bundes, 

Das  Bundesheer  besteht  aus  Contingenten  der  einzelnen 
Bundesstaaten,  welche  durch  die  im  §.  55.  erwähnte  Matrikel 
gleichfalls  bestimmt  sind.  Das  Bundesheer  besteht  aus  10  Ar- 
meecorps; von  diesen  stellt  Oeslerreich  allein  drei  (I.  II.  III.), 
Preussen  ebenfalls  drei  (IV.  V.  VI.)  und  Bayern  eines  (das  VII.). 
Diese  sieben  Armeecorps  heissen  desshalb  ungemischte.  Die 
übrigen  drei  Armeecorps  sind  gemischte  Armeecorps,  und 
überdies  sind  19  kleinere  Bundesstaaten  ^)  von  den  in  das  VIII. 
IX.  u.  X.  Armeecorps  eingetheilten  Staaten  gegen  Uebernahme 
der  Verpflichtung  zur  Stellung  einer  grösseren  Anzahl  von  In- 
fanterie von  der  Stellung  von  Cavallerie  und  Artillerie  be- 
freit worden  2) .  Die  hiernach  nur  aus  Infanterie  bestehenden 
Contingente  derselben  sind  durch  B.  B.  v.  9.  Dec.  1830  von  den 
drei  gemischten  Armeecorps  ausgeschieden,  und  in  eine  zu- 
nächst zur  Verstärkung  der  Kriegsgarnisonen  in  den  Bundes- 
festungen')  bestimmte  Reserve-Infanteriedivision  ver- 
einigt worden*). 


Sitz.  I.  §.  15.  —  Eine  Zusammenstellung  der  auf  die  Leistungen  für  den 
Bund  bezüglichen  Bundesbeschlüsse  findet  sich  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Const. 
Germ.,  Hft.  I.  S.  89  flg. 

')  Das  VIII.  Armeecorps  bilden  jetzt  VVürtemberg,  Baden  und  Grossher- 
zogthum  Hessen;  das  IX.  Königreich  Sach.sen,  Kurhessen,  Luxemburg  und 
Nassau;  das  X.  Hannover,  Holstein,  Braunschweig,  beide  Mecklenburg,  Ol- 
denburg, Lübeck,  Bremen  und  Hamburg;  die  übrigen  kleinen  Staaten  bilden 
jetzt  eine  Reserve -Infanteriedivision.  —  B.  B.  v.  9.  Dec.  1830. 

^)  B.  B.  V.  9.  Dec.  1830,  Sitz.  XLI.  §.  314.  Vergl.  B.  B.  v.  14.  Dec.  1830, 
Sitz.  XLII.  §.  324.  und  B.  B.  v.  17.  Febr.  1831,  Sitz.  V.  §.  39.  —  Auch  Nas- 
sau ist  von  der  Cavallerie- Stellung  befreit.  —  B.  B.  v.  3.  Sept.  1836, 
Sitz.  XIX  §.  265. 

')  Ursprünglich  bestanden  drei  Bundesfestungen  :Mainz,  Luxemburg 
und  Landau.  Durch  B.  B.  v.  26.  März  1841  ist  auch  die  Befestigung  von 
Ulm  und  Rastatt  als  Bundesfestungen  beschlossen  worden.  Die  auf  die  Bun- 
desfestungen bezüglichen  europäischen  Bestimmungen  undBundesbeschlüsse 
siehe  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Conf.  Germ.,  Hft.  L  S.  93  flg. 

')  B.  B.  V.  3.  März  1831.  —  Vergl.  revidirte  Instruction  für  die  Muste- 
rung der  zur  Reserve -Infanterie -Division  gehörigen  Contingente  v.  28. 
April  1836,  Sitz.  III.  §.  81.  —  VergL  B.  B.  v.  25.  April  und  11.  Aug.  1831. 
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Das  Biindesheer  ist  nach  der  ersten  Matrikel  auf  300,000 
Mann  berechnet;  gegenwärtig  berechnet  sich  dasselbe  auf 
303,493  Mann  5). 

Das  Militairwesen  des  Bundes  ist  durch  folgende  Gesetze 
regulirt : 

1)  Durch  Bundesgesetz  vom  9,  April  1821,  sog.  Entwurf 
der  Kriegsverfassung  des  Bundes,  in  24  Artikeln. 

2)  Durch  die  sog.  Grundzüge  der  Kriegs  Verfassung  des 
deutschen  Bundes,  bestehend  in  10  Abschnitten,  zusam- 
men 97  §§.  enthaltend,  wovon  die  5  ersten  Abschnitte  am 
12.  April  1821,  die  5  letzten,  die  sich  vorzüglich  auf  die 
Rechte  des  Oberfeldherrn  beziehen,  durch  Beschluss  vom 
II.  Juni  1822  zu  Stande  gekommen  sind. 

3)  Der  Beschluss  vom  13.  Sept.  1832  als  authentische  Inter- 
pretation der  Grundzüge  der  Kriegsverfassung; 

4)  Die  allgemeine  Cartell- Convention  der  Bundes -Staaten, 
vom  10.  Febr.  1831,  wegen  gegenseitiger  Auslieferung 
der  Militairdeserteure  und  Conscriptionsflüchtlinge,  und 

5)  Der  nachträgliche  Beschluss  der  B.  V.  vom  17.  Mai  1832 
zu  der  allgemeinen  Cartell- Convention. 

Hiernach  bestehen  folgende  Grundsätze: 

Das  Contingent,  welches  jeder  Bundesstaat  an  streitbarer 
Mannschaft  zu  stellen  hat,  bildet  den  hundertsten  Theil  seiner 
Bevölkerung.  Die  Mannschaft  zur  Bäckerei,  Sanitätsanslaltea 
und  das  Armeefuhrwesen,  mit  Ausnahme  des  regelmässigen 
Artilleriefuhrwesens,  muss  überdies  nach  Bedürfniss  gestellt 


*)  Die  neueste  Uebersicht  der  Biiudescontingente  der  zehn  Arineecorps 
in  ihrer  Eintheilimg  und  nach  dem  Bestände  ihrer  Waffengattungen  findet 
sich  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Const.  Genn.,  Hft.  I.  S.  99  flg. —  Vergl.  die  In- 
struktion für  die  mit  der  Inspizirung  der  deut.  Bundescontingeute  beauf- 
tragten Generale,  in  der  Kriegsverfassung  des  deutschen  Bundes  nach 
den  neuesten  Bestimmungen  (Frankf.  1841,  Mainz  1842).  —  Das  grösste 
Contingent  stellet  Oesterreich  mit  94,822  Mann,  das  kleinste  Liechtenstein 
mit  55  Mann.  —  Die  freie  Herrschaft  Knipbausen  stellet  zu  dem  Olden- 
burgischen  Contingente  29  Manu.  —  Oldenburg,  Lübeck  und  Bremen  haben 
ihr  Contingent  zu  einer  Brigade  vereinigt:  B.  B.  v.  10.  April  1834,  Sitz.  XI \'. 
§.  185;  beide  Hoheuzollern  und  Liechtenstein  haben  sich  wegen  der  Formi- 
lung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons  vereinigt.  B.  B.  v.  16.  Febr.  1837, 
Sitz.  m.  §.  44. 
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werden.  So  wie  das  Heer  ausrückt,  muss  sofort  der  sechs- 
hundertste Theil  der  Bevölkerung  als  Reserve  aufgestellt 
und  die  Hälfte  hiervon  muss  sogleich  5  Wochen  nach  dem 
Ausrücken  dem  Heere  nachgesandt  werden.  Weitere  Nachsen- 
dunffen  ffeschehen  nach  Bedürfniss  von  2  zu  2  Monaten.  Wenn 
grössere  Yerluste  eintreten,  so  ist  ein  Bundesglied  in  einem 
Kriegsjahre  nicht  schuldig,  einen  grösseren  Ersatz  allein  zu 
stellen,  als  den  zweihundertsten  Theil  seiner  Bevölkerung. 
Grössere  Anstrengungen  müssen  durch  besondere  Bundesbe- 
schlüsse bestimmt  werden,  und  diese  werden  sodann  nicht 
von  einem  Bundesstaate  allein,  sondern  von  allen  verhältniss- 
mässig  nach  tler  Matrikel  geleistet  6).  Das  Contingent  von 
1  Proc.  der  Bev^ölkerung  muss  auch  im  Frieden  so  schlag-  und 
marschfertig  sein,  dass  es  4  Wochen  nach  der  vom  Bunde  er- 
haltenen Aufforderung  ausrücken  kann.  Desshalb  kann  bei  die- 
sem Contingente  auch  im  Frieden  nur  eine  theilweise  Beurlau- 
bung eintreten.  Von  der  Infanterie  müssen  stets  y^  und  y,  der 
Unterofficiere  bereit  sein;  bei  der  Cavallerie  muss  in  jenen 
Staaten,  die  (wie  Preussen)  Landwehr- Cavallerie  haben,  we- 
nigstens 2/3  der  Mannschaft  und  Pferde  präsent  sein.  Die  ande- 
ren Staaten  dürfen  sogar  nur  '/s  ihres  Cavalleriecontingentes 
an  Pferden  im  Frieden  vacant  haben.  Bei  reitender  Artillerie  ist 
das  Minimum  der  Präsenz  gleichfalls  % ,  und  bei  Fussartillerie 
und  ihrer  Bespannung  Y^.  —  Rekruten  werden  nicht  unter  die- 
sem Minimum  der  bereit  zu  haltenden  Mannschaft  mitgerechnet, 
und  in  dieser  Beziehung  bestimmt  der  Beschluss  vom  13.  Sept. 
1832,  dass  der  Infanterist  erst  nach  6  Monaten  als  eingeübter 
Soldat  gelten  soll.  Der  Oberfeldherr  des  Bundesheeres  wird 
vom  Bunde  erwählt,  steht  in  dessen  Eid  und  Pflicht,  erhält  von 
diesem  seine  Instruktion,  und  ist  ihm  allein  verantwortlich.  Er 
entwirft  allein  den  Operationsplan,  den  er  erst  bei  der  Ausfüh- 
rung der  Bundesversammlung  zur  Kenntnissnahme  vorlegt,  und 
vollständig  schriftlich  aufsetzen  muss,  für  den  Fall,  dass  er 
selbst  umkäme  oder  dienstunfähig  würde.  Der  Bund  ernennt 
auch  einen  Generallieutenant  des  Bundes  aus  der  Zahl  der 
Corpscommandanten,  zum  Stellvertreter  des  Oberfeldherrn.  Der 


")  Vergl.  V.  Dresch,  Beitr.  1822  Nr.  III.  S.  41  ttg. 
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Oberfeldherr  ist  zu  allen  provisorischen  Maasregeln,  wo  Gefahr 
auf  dem  Verzug  ist,  befugt,  wie  z.  B.  zu  Verträgen  über  die 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  (aber  nicht  zum  Abschlüsse 
förmlicher  Waffenstillstände),  ferner  zur  Suspension  und  Ver- 
haftung von  Militairs,  zur  Anordnung  von  Standrechten,  Ver- 
kündigung von  Martialgesetzen  u.  dergl.  —  Zur  Vertretung  der 
Interessen  seiner  Corps  hat  jeder  Staat  das  Recht,  einen  Offi- 
zier zu  dem  Hauptquartier  abzuordnen,  welcher  bei  dem  Ober- 
general freien  Zutritt  hat. 

Zufolge  der  allgemeinen  Cartell- Convention  vom  10.  Febr. 
1831  und  des  nachträglichen  Beschlusses  vom  17.  Mai  1832 
sind  die  Bundesstaaten  gegenseitig  zur  Auslieferung  der  Mili- 
tairdeserteure  und  Conscriptionsflüchtlinge  (Refracteurs)  ver- 
pflichtet. Nur  dann  darf  die  Auslieferung  eines  Deserteurs  ver- 
weigert werden,  wenn  derselbe  aus  dem  Militairdienste  eines 
anderen  Staates  in  seine  eigene  Heimath  geflohen  ist.  Hat  der 
Deserteur  in  dem  Staate,  in  welchen  er  geflohen  ist,  ein  Ver- 
brechen begangen,  so  wird  er  erst  nach  ausgestandener  Strafe 
ausgeliefert.  Schulden  dagegen,  welche  ein  Deserteur  contra- 
hirte,  geben  an  sich  dem  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält, 
kein  Recht,  die  Auslieferung  zu  verweigern. 

§.  57. 

Repräsentativgewalt  des  deutschen  Bundes. 

In  dem  deutschen  Bunde  erscheinen  die  sämmtlichen  sou- 
verainen  Staaten  Deutschlands  den  übrigen  souverainen  Staa- 
ten gegenüber  in  einer  unauflöslichen  (corporativen)  Einheit 
und  Unabhängigkeit  in  Bezug  auf  alle  Verhältnisse  der  aus- 
wärtigen Politik  und  des  Völkerrechtes  ^) .  Als  Verein  souverai- 


')  Die  Bundesversammlung  hat  im  Beschlüsse  v.  18.  Sept.  1834  (v. 
Meyer,  Staatsakten,  II,  S.  475)  in  einer  sehr  kräftigen  Sprache  die  Einmi- 
schung fremder  Mächte  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  deutschen  Bundes 
zurückgewiesen,  und  insbesondere  ausgesprochen,  dass  durch  die  Einver- 
leibung der  Bundesakte  in  die  Wiener  Congressakte  den  fremden  Mächten, 
welche  diese  unterzeichnet  haben,  weder  ein  Recht,  die  Aufrechthaltung  der 
in  der  deutschen  Biindesakte  sanctionirten  Grundsätze  zu  beaufsichtigen 
eingeräumt,  noch  eine  Verpflichtung  übertragen  worden  sei,  die  Ünabhäa  - 
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ner  Staaten  hat  daher  der  Bund,  wie  diese  seihst  2),  das  Recht 
des  Krieges  ^),  der  Bündnisse  und  Friedensschlüsse  *), 
das  Gesandtschaftsrecht  (das  Recht,  Gesandte  zu  schicken 
und  anzunehmen^))  und  das  Recht  der  Staatsservituten ß). 
Insbesondere  hat  der  Bund  das  Recht  und  die  Pflicht,  seine 
Mitglieder,  und  auf  deren  Verlangen  auch  ihre  ünterthanen, 
auswärtigen  Staaten  gegenüber  zu  vertreten  und  zu  schützen^). 
Ungeachtet  der  deutsche  Bund  nach  dem  Umfange  seines  Ter- 
ritoriums nnd  seiner  Walfenmacht  den  mächtigsten  auswärtigen 
Staaten  Europa's  an  die  Seite  gestellt  werden  kann,  so  hat  der- 
selbe dennoch  bis  jetzt  an  keiner  diplomatischen  Verhandlung 
der  europäischen  Grossmächte,  worin  Angelegenheiten  von 
europäischer  Wichtigkeit  zur  Berathung  und  Entscheidung  ge- 
kommen sind,  Antheil  genommen,  sondern  bis  jetzt  sind  es  nur 
zwei  Mitglieder  des  deutschen  Bundes  —  Oesterreich  und 


gigkeit  der  einzelnen  Glieder  des  deutschen  Bundes  zu  beschützen,  und  dass 
der  wahre  Schutz  und  Schirm  einzelner  Bundesstaaten  gegen  Verletzung 
ihrer  Unabhängigkeit  in  der  ausschliessend  nur  von  den  Bundesgliedern  ge- 
genseitig übernommenen  Garantie  ihrer  im  Bunde  begriffenen  Besitzun- 
gen liege. 

*)  Die  einzelnen  Bundesglieder  behalten  daher  auch  des  Bundesverban- 
des ungeachtet  ihre  Repräsentativ -Gewalt,  dürfen  aber  das  Bündniss- 
recht nicht  gegen  die  Sicherheit  des  Bundes  oder  anderer  Bundesstaaten 
gebrauchen  (B.  A.,  Art.  11),  und  das  Kriegsrecht  nur  nach  Maassgabe  der 
Bestimmungen  der  W.  S.  A.,  Art.  35 — 50  ausüben,  auch  bei  einmal  ausge- 
biochenem  Bundeskriege  einseitig  keinen  Frieden  oder  Waffenstillstand  mit 
dem  Feinde  schliessen.  (B.  A.,  Art.  11.  —  W.  S.  A.,  Art.  48.) 

')  Die  Grundsätze,  nach  welchen  der  Bund  das  Kriegsrecht  ausübt,  s. 
W.  S.  A.,  Art.  35—47. 

*)  W.  S.  A.,  Art.  35.  48.  49.  50. 

*)  W.  S.  A.,  Art.  50.  —  B.  B.  v.  12.  Juli  1817  über  die  auswärtigen  Ver- 
hältnisse (den  diplomatischen  Verkehr)  des  deut.  Bundes.  —  Nach  B.  B.  v. 
19.  Febr.  1824,  Sitz.  VI.  §.  42.  ist  ausgesprochen,  dass  die  bei  dem  durch- 
lauchtigsten deutschen  Bunde  accreditirteu  Gesandten  mit  den  Bundestags- 
gesandten dieselben  gesandtschaftlichen  Vorrechte  theilen,  welche  für  diese 
in  ihren  Verhältnissen  zur  freien  Stadt  Frankfurt,  als  dem  Sitze  des  Bundes- 
tages, festgesetzt  sind.  (^.  34.  dieses  Anhangs.) 

*)  Als  solche  erscheinen  z.  B.  die  §.  56.  Not,  ^)  erwähnten  Bundes- 
f  e  s  t  H  n  g  e  n. 

'J  VV.  S.  A.,  Art.  50.  —  Siehe  auch  oben  §.  39.  dieses  Anhangs. 
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Preussen  —  gewesen,  welche  in  ihrer  Eigenschaft  als  euro- 
päische Mächte  (mit  Ausschluss  des  übrigen  Deutschlands)  in 
der  hohen  Diplomatie  Stimmen  geführt  haben  ^) . 


Dritte  A1>tlieilii]igr. 

Besondere   Bestimmungen. 

§.  58. 
Vorbemerkung. 

Obgleich  die  durch  die  Bundesakte  den  einzelnen  Bundes- 
staaten garantirte  Unabhängigkeit  im  Allgemeinen  jede  Einwir- 
kung des  Bundes  in  die  innere  Staatseinrichtung  und  Staats- 
verwaltung derselben  ausschliesst,  so  sind  doch  durch  die 
Bundesakte,  Art.  12  — 19.,  mehrere  Bestimmungen  über  ein- 
zelne, einer  Regulirung  nach  gleichmässigen  Grundsätzen  für 
bedürftig  geachtete  Verhältnisse  des  Territorialstaatsrechtes, 
und  zwar  mit  gleicher  verbindlicher  Kraft  getroffen  worden, 
wie  sie  den  1 1  ersten  Artikeln  der  Bundesakte  zukömmt.  Diese 
Bestimmungen  enthalten  mehrfache,  bundesgrundgesetzlich  den 
ünterthanen  der  einzelnen  Bundesstaaten  oder  einzelnen  Klassen 
oder  Personen  garantirte  Rechte,  und  daher  liegt  der  Bundes- 
versammlung ob,  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen 
übernommenen  Verbindlichkeiten  zu  bewirken,  wenn  sich  aus 
genügenden  Anzeigen  der  Betheihgten  ergibt,  dass  solche  nicht 
stattgefunden  haben  (W.  S.  A.,  Art.  53.)  i). 


8)  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  hieraus  für  die  übrigen  kleinen  Staa- 
ten Deutschlands  mancherlei  Inconvenienzen  entstehen  können.  Insbeson- 
dere wird  schwerlich  vermieden  werden  können,  dass  dieselben  nicht  in  alle 
Kriege  hineingezogen  und  verflochten  werden,  welche  ein  zugleich  als  euro- 
päische Macht  erscheinendes  Bundesglied  mit  anderen  europäischen  Staaten 
unternimmt.  Vergl.  W.  S.  A.,  Art.  47.  —  Heber  das  Kriegsrecht  der  Staaten, 
welche  zugleich  europäische  Mächte  sind,  vergl.  v.  Dresch,  Beiträge  1822. 
Nr.  IV.  S.  59. 

')  Vergl.  oben  §.  39.  dieses  Anhangs. 
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§.59. 


I.  Von  der  Notliweiidigkeit  von  Gerichten  dritter  Instanz 
und  von  der  Aktenversendunj^. 

In  dem  Art.  12.  der  Bundesakte  ist  jenen  Bundesgliedern, 
deren  Besitzungen  nicht  eine  Volkszahl  von  300,000  Seelen  er- 
reichen, aufgegeben,  sich  mit  verwandten  Häusern  oder  ande- 
ren Bundesgliedern  zu  der  Bildung  eines  gemeinschaftlichen 
obersten  Gerichtshofes  dritter  Instanz  zu  vereinigen^).  Auch 
wurde  die  Befugniss  zu  einer  gleichen  Vereinigung  den  vier 
freien  Städten  eingeräumt,  und  ausgesprochen,  dass  in  jenen 
Staaten,  welche  die  erwähnte  Volkszahl  nicht  besitzen,  die  be- 
reits etwa  bestehenden  Gerichte  dritter  Instanz  erhalten  werden 
sollen,  woferne  nur  die  Volkszahl,  über  welche  sie  sich  er- 
strecken, nicht  unter  150,000  Seelen  ist.  Unverkennbar  ist  in 
Bezug  auf  Staaten  von  einer  Bevölkerung  von  über  300,000 
Seelen  das  Bestehen  von  obersten  Gerichtshöfen  dritter  Instanz 
stillschweigend  (als  sich  von  selbst  verstehend)  vorausgesetzt 
worden  2).  Nach  der  Bestimmung  des  Art.  12.  der  Bundesakte 
sollte  bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen 
Oberappellationsgerichten  jeder  der  Partheien  gestattet  sein, 
auf  die  Verschickung  der  Akten  an  eine  deutsche  Fakultät  oder 
einen  Schöppenstuhl  zu  Abfassung  des  Endurtheiles  anzutragen. 
Durch  einhelligen  Bundesbeschluss  vom  13.  November  1834, 
Sitz.  XXIX.  §.  547.  wurde  aber  der  Art.  12.  der  B.  A.  authen- 


')  Gemeinschaftliche  Oberappellationsgerichte  bestehen  gegenwärtig  zu 
Jena,  für  die  grossh,  und  herz.  Sächsischen  und  die  fürstl.  Reussischen 
Häuser;  zu  Wolfenbüttel,  für  Braunschweig,  Waldeck  und  beide  Lippe; 
zu  Z  erbst,  für  die  drei  Anhalt  und  beide  Schwarzburg;  zu  Rostock  (frü- 
her zu  Parchim),  für  beide  Mecklenburg;  zu  Lübeck,  für  die  vier  freien 
Städte.  Beide  Hechingen  haben  sich  1818  an  das  0.  A.  G.  zu  Darmstadt, 
seit  1824  u.  1825  an  das  Obertribunal  in  Stuttgart,  Liechtenstein  (wegen 
des  Fürsten thums  Vaduz)  an  das  österreichische  Appellationsgericht  für 
Tyrol  und  Voralberg  zu  Insb  ruck,  und  Hessen -Homburg  an  das  0.  A.  G. 
zu  Darmstadt  angeschlossen. 

*)  Dass  der  B.  V.  im  Verhältniss  zu  den  Landesgerichten  keine  oberge- 
richtliche Gewalt,  sondern  nur  die  Befugniss  zukommt,  auf  Anrufen  der  Be- 
theiligten wegen  Justizverweigerungen  zu  interveniren,  ist  schon  angeführt 
Würden.  Siehe  oben  §.  46. 
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tisch  dahin  interprelirt,  dass  eine  Ausdehnung  seiner  Bestim- 
mung auf  Polizei-  und  Criminalerkenntnisse  nicht  in  seinem 
Sinne  hege,  und  er  daher  nur  in  Bezug  auf  Civilstreitigkeiten 
Anwendung  zu  finden  habe.  Durch  Stimmenmehrheit  er- 
folgte sodann  am  5.  Nov.  1835,  Sitz.  XXVII.  §.  447.  ein  weite- 
rer Beschluss,  wonach  die  Bundesstaaten,  in  denen  die  Versen- 
dung der  Akten  in  Civil-  und  Criminalsachen  an  Fakultäten  und 
SchöfFenstühle  noch  verstattet  war,  veranlasst  wurden,  solche 
Anordnungen  zu  treffen,  dass  diese  Verschickung  der  Akten, 
es  sei  an  deutsche  oder  ausländische  Universitäten,  spätestens 
vom  1,  Jan.  1837  an  aufhöre.  Die  Regierungen,  in  deren  Staa- 
ten Universitäten  bestehen,  wurden  ersucht,  denselben  von 
gleichem  Termine  an  die  Annahme  solcher  Akten  zum  Spru- 
che zu  untersagen^). 

§.  60. 

II.  Bundesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  land- 
ständisehe  Verfassung. 

Durch  den  Art.  13.  der  deutschen  Bundesakte  wurde  im 
Allgemeinen  bestimmt,  dass  in  jedem  Bundesstaate  eine  land- 
ständische Verfassung  bestehen  soll '),  und  nach  der  Schluss- 
akte der  Wiener  Ministerialconferenzen,  Art.  54.,  soll  die  Bun- 
desversammlung darüber  wachen,  dass  diese  Bestimmung  in 
keinem  Bundesstaate  unerfüllt  bleibe.  Eine  spezielle^Bestimmung, 
aus  welchen  Elementen  die  Landstände  gebildet,  und  welche 
Befugnisse  denselben  eingeräumt  werden  sollen,  ist  in  der  Bun- 
desgesetzgebung nicht  enthalten  2).   Es  ist  daher  auch  die  Ein- 


•  ')  Gutachten  (Responsa)  in  Criminal  -  und  Polizeisachen  zu  ertheilen, 
ist  den  Universitäten  nicht  verwehrt. 

')  Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  0 esterreich,  Preussen  und  Hannover 
unter  dem  Widerspruche  von  Bayern  und  Wiirtemberg  auf  dem  Wiener 
Congresse  Landstände  mit  wesentlichen  Rechten  forderten,  vergl.  Kl  üb  er, 
üebersicht,  S.  201  flg.  —  Reyscher,  Versuche,  S.  128. 

*)  Hinsichtlich  der  .späteren  diplomatischen  Verhandlungen  vergl.  die 
oben  (S.  4  des  Anhangs)  angef.  Schrift  v.  C.  Welcher,  wichtige  Urkun- 
den etc.  1814;  und  Hinrichs,  Ferienschriften:  die  deutsche  Verfassungs- 
frage. Darstellung  und  Kritik  der  Karlsbader  Verhandlungen  über  die 
Interpretation  des  Art.  13.  der  B.  A.  Halle,  1845. 


führung  der  laiulstäiidischcn  Verfassung  von  den  einzelnen 
Bundesstaaten  in  sehr  verschiedener  Weise  bewirkt  worden, 
indem  man  eines  Theiles  sich  begnügte,  die  ältere  ständische 
Verfassung  fortbestehen  zu  lassen,  oder  mit  einigen  durch  die 
Zeit  gebotenen  Modificationen  wieder  in's  Leben  zu  rufen ^), 
theils  neue  Verfassungen  gab,  in  welchen  das  Prinzip  der 
Volksvertretung,  wenn  gleich  bald  mit  grösserer,  bald  mit 
geringerer  Beimischung  eines  ständischen  Elementes,  über- 
Avog*).  Da  diese  Verfassungen  mehr  oder  minder  Nachbildun- 
gen der  französischen  Charte  von  1814  sind,  nach  welcher  die 
Verfassung  auf  dem  Systeme  der  Theilung  der  Gewalten  be- 
ruht, so  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  nicht  die  neuen  Verfassun- 
gen in  den  deutschen  Ländern  vielfach,  sow^ohl  in-  als  aus- 
serhalb der  Ständeversammlungen,  in  einem  gleichen  Sinne 
aufgefasst  und  entwickelt  werden  wollten.  Um  dieser,  zum 
Theile  nicht  ohne  eigenes  Verschulden  mancher  deutschen  Re- 


^)  S.  z.  B.  in  Kurhessen,  Ges.  v.  27.  Febr.  1814;  in  Hannover,  Ges. 
V.  7.  Dec.  1819;  in  Braun  scliweig,  erneuerte  Landschaftsordnung,  v.  25. 
April  1820;  das  preuss.  Gesetz  v.  9.  Juni  1823;  auch  in  Oesterreich,  in 
beiden  Mecklenburg,  den  Anhaltischen  und  Reussischen  Ländern,  dauert  die 
alte  landschaftliche  Verfassung  fort.  Vergl.  Klüber,  öflFentL  R.  des  deut. 
Bundes,  §.  287. 

*)  Neuere  (repräsentative)  Verfassungen  erhielten:  1)  Nassau,  l.Sept. 
1814;  2)  Luxemburg,  anfänglich  die  k.  Niederländische  Verf.  v.  24.  Aug. 
1815,  nunmehr  Constitution  V.  12.  Oct.  1841;  3)  Seh  warzburg  -  Rudol- 
stadt,  6.  Jan.  1816;  4)  S  chaumburg- Lipp  e,  15.  Jan.  1816;  5)  Wal  - 
deck, 19.  April  1816;  6)  W  eimar- Eisenach,  5.  Mai  1816;  7)  Sach- 
sen-Hildburghausen, 19.  März  1818;  8)  Bayern,  26.  Mai  1818;  9) 
Baden,  22.  Aug.  1818;  10)  Liecht ens  tein,  9.  Nov.  1818;  11)  VVürtem- 
berg,  25.  Sept.  1819;  12)  Hessen-Darmstadt,  17.  Dec.  1820;  13> 
Sachsen-Koburg- Saalfeld,  8.  Aug.  1821;  14)  Sachsen  -  Meinun - 
gen  a)  4.  Sept.  1824,  sodann  b)  23.  Aug.  1829;  15)  Seh  warzburg- Son- 
dershausen, 28.  Dec.  1830,  nunmehr  Landesgrundgesetz  v.  24.  Sept.  1841 ; 
16)  Kur  hessen,  5.  Jan.  1831;  17)  Sachs  en- Altenburg,  29.  April  1831; 
18)  Königreich  Sachsen,  4.  Sept.  1831:  19)  Braunschweig,  12.  Oct. 
1832;  20)  Hohenzollern-Sigmaringen,  11.  Juli  1833;  21)  Hanno- 
ver a)  26.  Sept.  1833;  sodann  b)  6.  Aug.  1840;  22)  Holstein  (Provin- 
zialstände,  eingef.  d.  15.  Mai  1834);  23)  HohenzoUern  -  Hechingen 
(Landstände  seit  1796)  neue  Wahlordnung,  1.  Febr.  1835;  24)  Lippe - 
Detmold,  6.  Juli  1836. 


91 

gierungen,  vielverbreiteten,  irrigen  Ansicht  über  das  land- 
ständische Verfassungswesen  in  Deutschland  entschieden  zu 
begegnen,  vv^urde,  nach  vorgängigen  Berathungen  auf  dem 
Congresse  zu  Aachen,  im  J.  1818,  durch  die  W.  S.  A.,  Art.  57., 
im  J.  1820  positiv  festgesetzt,  dass  die  gesammte  Staatsge- 
walt in  dem  Monarchen  vereinigt  bleiben,  und  der  Souverain 
nur  in  der  Ausübung  gewisser  Rechte  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  werden  dürfe,  wodurch  also  das  System  der 
Theilung  der  Gewalten  ausdrücklich  verworfen,  und  dage- 
gen das  System  der  Belebung  von  Volks  rechten  neben 
den  Hoheitsrechten  grundgesetzlich  für  die  deutschen  Reprä- 
sentativ-Verfassungen  adoptirt  worden  ist^). 

Ferner  wurde  bestimmt,  dass  kein  Bundesglied  durch  eine 
landständische  Verfassung  in  der  Erfüllung  seiner  bundesmäs- 
sigen  VerpflichtiTngen  beschränkt  werden  dürfe  ^).  Durch  den 
Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1832,  Art.  2.,  wurde  auch  fest- 
gesetzt, dass  die  Stände  nicht  befugt  sind,  die  zur  Führung 
einer  verfassungsmässigen  Regierung  erforderlichen  Steuern 
zu  verweigern'^),  und  nachdem  auf  der  Wiener  Conferenz 
vom  J.  1834  noch  weitere  Verabredungen  zur  Kräftigung  des 
monarchischen  Prinzips  getroffen  worden  waren *^),  ist  durch 
den  Bundesbeschluss  vom  30.  October  1834  in  dem  Bundes- 
schiedsgerichte eine  eigenthümliche  Instanz  zur  Erledigung 
der  Streitigkeiten  der  Regierungen  mit  ihren  Ständen  gegrün- 


*)  Vergl.  B.  B.  v.  28.  Juni  1832,  Art.  1.  (Siehe  oben  S.  62  dieses  An- 
hangs.) —  Die  auf  dem  Congress  zu  Aachen  abgefassten  Protokolle  nebst 
anderen  hierauf  bezüglichen  Dokumenten  siehe  bei  C.  Welcker,  wichtige 
Urkunden  etc.  Mannheim  1844. 

6)   W.  S.  A.,  Art.  58.  —  B.  B.  v.  28.  Juni  1832,  Art.  2. 

')   Siehe  oben  §.  50  dieses  Anhangs. 

8)  Das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Conferenz  v.  12.  Juni  1834  in  60 
Artikel»,  siehe  bei  Welcker,  I.  c,  S.  373  flg.  und  hiernach  unten  im  Anhang 
II.  C.  —  Die  meisten  Bestimmungen  dieses  Schlussprotokolls  sind  (zum 
Theil  mit  Modificationen)  seitdem  in  die  Form  von  einzelnen  Bundesbe- 
schlüssen fibergegangen.  (B.  B.  v.  30.  Oct.  1834  u.  v.  13.  Nov.  1834,  §.  546 
u.  547.)  Die  fernere  Verbindlichkeit  einiger  anderen  Artikel  des  Schlusspro- 
tokolls, über  Handhabung  der  Cen,sur  und  Beaufsichtigung  der  Universitäten 
(Art.  28^34  und  39  —  41)  wurde  für  weitere  sechs  Jahre  durch  B.  B.  v. 
29.  Juli  1841  festgesetzt. 
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det  worden^).  Den  Bundesregierungen  ist  insbesondere  zur 
Pflicht  gemacht,  Missbräuchen,  welche  durch  die  OeffentUch- 
keit  der  landständischen  Verhandlungen  und  durch  den  Druck 
derselben  begangen  werden  könnten,  so  wie  Angriffen  auf  den 
Bund  in  den  ständischen  Versammlungen  vorzubeugen  '").  Ein 
B.  B.  vom  28.  April  1836,  Sitz.  III.  §.  70.  schreibt  insbesondere 
vor,  dass  Berichte  und  Nachrichten  über  Verhandlungen  deut- 
scher Ständeversammlungen  nur  aus  den  öffentlichen  Blättern 
und  aus  den  zur  Oeffentlichkeit  bestimmten  Akten  des  betreffen- 
den Bundesstaates  in  die  Zeitungen  und  periodischen  Schriften 
aufgenommen,  und  dass  desshalb  die  Herausgeber  und  Redak- 
toren der  öffentlichen  Blätter  angehalten  werden  sollen,  jeder- 
zeit die  Quelle  anzugeben,  aus  welcher  sie  solche  Berichte  und 
Nachrichten  geschöpft  haben.  Nach  dem  B,  B.  v.  28.  Juni  1832, 
Art.  IV.  war  auch  eine  Bundestagscommission  auf  6  Jahre  er- 
nannt, um  die  landständischen  Verhandlungen  in  Deutschland 
zu  überwachen  i^).  Dagegen  sollen  die  in  anerkannter  Wirk- 
samkeit bestehenden  Verfassungen  nicht  anders  als  auf  verfas- 
sungsmässigem Wege  geändert  werden  können  ^^).  Auch  ist  die 
Bundesversammlung  befugt,  auf  Ansuchen  eines  Bundesgliedes 
die  Garantie  der  in  seinem  Lande  eingeführten  landständischen 
Verfassung  zu  übernehmen,  wodurch  sie  die  Befugniss  erhält, 
auf  Anrufen  der  Betheiligten  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhal- 
ten, und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  ent- 
standenen Irrungen,  soferne  darüber  nicht  anderweitig  Mittel 
und  Wege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind,  durch  gütliche  Ver- 
mittelung  oder  compromissarische  Entscheidung  beizulegen  ^'). 
Die  in  den  Grundgesetzen  des  Bundes  über  die  landständische 
Verfassung  enthaltenen  Bestimmungen  sind  auch  auf  die  freien 
Städte  analog  anwendbar  ^*). 


*)  Siehe  hierüber  oben  §.  48  dieses  Anhangs. 

»«)  W.  S.  A.,  Art.  59.  —  B.  B.  v.  16.  Aug.  1824,  Nr.  1.  Sitz.  XXIV.  §.  131. 
—  B.  B.  V.  28.  Juni  1832,  Art.  5.  —  Siehe  oben  §.  50  dieses  Anhangs.  — 
Vergl.  Reyscher,  Versuche,  S.  213. 

")  Siehe  §.  50.  dieses  Anhangs.  —  Siehe  auch  B.  B.  v.  28.  Nov.  1832, 
Sitz.  XLV.  §.  526.  —  Reyscher,  Versuche,  S.  208. 

'»)  W.  S.  A.,  Art.  56. 

'*)  W.  S.  A.,  Art.  60.  61. 

'*)  W.  S.  A.,  Art.  62. 


§.  61. 

III.  Biindesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Reehlsver- 
liältnisse  der  mediatisirten  reiclisständisclien  Reichs- 
fiirsten  und  Reichsgrafen,  und  der  übrigen  zum  ehe- 
maligen unniittelbaren  Reichsadel  gehörigen  Familien. 

Bei  der  Gründung-  des  deutschen  Bundes  wurde  darauf  Be- 
dacht genommen,  den  ehemaligen  reichsständischen  fürst- 
lichen und  gräflichen  Familien,  sowie  den  übrigen  Reichsange- 
hörigen, welche  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
ihre  Selbstständigkeit  verloren  hatten, als  den  unglücklichen 
Opfern  einer  vergangenen  Zeit  ^)  alle  jene  Auszeichnungen, 
Vorzüge  und  Gerechtsame  zu  gewähren,  welche  mit  den  neu- 
begründeten politischen  Verhältnissen  Deutschlands  verträglich 
sind.  Die  deutsche  Bundesakte,  Art.  14.,  sichert  demnach  den 
seit  1806  mittelbar  gewordenen  (mediatisirten)  reichs- 
ständischen fürstlichen  und  gräflichen  Häusern^)  unter  der 
Bezeichnung  als  St andeshcrren^),  mit  Verweisung  auf  die 


')  So  werden  sie  im  ersten  Vortrag  der  k.  k.  österr.  versitzenden  Ge- 
sandtschaft (Sitz.  II.  11.  Nov.  1816,  §.  7.  ad  II.  p.  53  der  Quart -Ausg.)  be- 
zeichnet. 

')  Dass  man  nur  reichsständische  Familien  für  bundesgrundgesetzlich 
berechtiget  zu  den  standesherrlichen  Rechten  betrachten  kann,  zeigt  auch 
das  Protokoll  auf  dem  Aachener  Congresse  v.  7.  Nov.  1818  (siehe  oben  §.  9. 
Note  2.  lüeses  Anhangs),  wonach „leur  ancienne position  dans  l'empire" als  der 
Grund  der  ihnen  auch  in  der  deutschen  Bundesversammlung  in  .\ussicht  ge- 
stellten Curiatstlmme  erwähnt  wird.  —  Vergl.  Bayer.  Reglement  v.  1. 
Januar  1841;  Würtemberg  V.  ü.  §.  129;  Bad.  Edikt  v.  16.  .April 
1819,  §.  1. 

')  Der  Ausdruck:  „Standesherrschaften"  für  mittelbar  gewordene 
Herrschaften  findet  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  Schlesien  und  in  der 
Lausitz.  Klüber,  öfFentl.  R.,  §.301,  Note  b.  Ueber  die  standesherrlichen  Ver- 
hältnisse vergl.  überhaupt:  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte 
und  Verhältnisse  etc.,  2  Bde.  Heilbronn  und  Carlsruhe,  1821.  1822.  —  Voll- 
graff,  die  deutschen  Standesherrn,  Giessen  1823  (1824).  —  v.  Dresch, 
Abhandlungen,  1830.  Nr.  IV.  S.  119  flg.  (Von  den  Rechtsverhältnissen  der 
Standesherrn  nach  dem  deutschen  und  Bayerischen  Staatsrechte.)  —  (V  a  h  1  - 
kämpf.)  Die  deutschen  Standesherrn:  ein  Ueberblick  über  ihre  Lage  und 
Verhältnisse.  Jena  1844.  —  J.  C.  Kohl  er,  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
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bayerische  Deklaration  vom  19,  März  1807,  welche  als  subsi- 
diaircs  BundesgesctÄ  rezipirt  ist^),  folgende  Befugnisse  zu,  um 
ihnen  einen  gleichmässigen  Rechtszustand  in  Bezug  auf  alle 
deutschen  Staaten  zu  gewähren: 

1)  Dass  sie  der  Mediatisirung  ungeachtet  zu  dem  hohen 
Adel  (gleich  den  regierenden  Familien)  in  Deutschland  ge- 
rechnet werden  sollen,  und  dass  ihnen  das  Recht  der  Ebenburt 
mit  den  souverainen  Häusern  verbleibt  (B.  A.,  Art.  14,  a.).  Hier- 
durch ist  nun  auch  (iraplicite)  im  Verhältnisse  zu  den  an- 
erkennenden souverainen  deutschen  Häusern  jede  weitere 
Untersuchung  über  den  früheren  etwa  nicht  ebenbürtigen  Ur- 
sprung eines  jetzt  als  standesherrlich  anerkannten  Hauses 
bundesgesetzlich  abgeschnitten^),  und  ebenso  ist  bundesver- 
fassungsmässig  keine  regierende  Familie  für  befugt  zu  achten, 
ein  neues  Hausgesetz  zu  gründen,  worin  sie  die  Verbindung 
eines  ihrer  Mitglieder  mit  einem  Mitgliede  einer  jetzt  standes- 
herrlichen Familie  für  eine  Missheirath  erklären  wollte  ^). 

2)  Die  Häupter  der  standesherrlichen  Familien  und  diese 
selbst  bilden  noch  (B.  A.,  Art.  14.  b.)  die  privilegirteste  Klasse 
in  den  deutschen  Staaten,  namentlich  hinsichtlich  der  Besteue- 
rung, und  durch  Bundesbeschluss  vom  18.  August  1825  ist 
den  Häuptern  der  fürstlichen  Familien  das  Prädikat  „Durch- 
laucht" und  durch  Beschluss  vom  18.  Febr.  1829  den  Häuptern 
der  gräflichen  Familien  das  Prädikat  „Erlaucht"  verliehen 
worden,  um  denselben  einen  „ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den 


des  mittelbar  gewordenen,  vorraäls  reichsstäudischen  Adels  in  Deutschland. 
Sulzbach  1844. 

*)  Abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  deut.  Staatsakten,  II.,  S.  16. 

*)  Dass  der  Art.  14.  der  B.  A.  in  Bezug  auf  die  in  seinem  Sinne  wirklich 
•Standes herrlichen  Häuser  in  diesem  Sinne  aufgefasst  werden  müsse, 
ergibt  sich  deutlich  aus  dem  Inhalte  des  oben  Note  2.  angef.  Aachener  Con- 
ferenzprotokolles  v.  7.  Nov.  1818.  —  Vergl.  auch  Prot,  der  B.  V.,  Quart- 
Ausg.  Bd.  I,  S.  53.  —  Meine  Schrift  über  das  Nachfolgerecht  des  fürstl. 
Hauses  Löwenstein  -  Wertheim  in  den  Stammländern  des  Hauses  Wittels- 
bach.  Heidelberg  1838,  S.  59. 

^)  Abweichende  Ansichten  über  letzteren  Punkt  haben  Klub  e  r,  Abhand- 
lungen und  Beobachtungen  etc.  1830,  p.  14011g.,  und  v.  Dresch,  Abhandlun- 
gen über  Gegenstände  des  öffentl.  R.  1830,  p.  239. 
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souverainen  Häusern  entsprechenden  Rang  und  Titel"  zu 
gewähren  ^) . 

§.62. 

Fortsetzung. 

3)  Als  persönliche  Vorrechte  der  Standesherren  und  ihrer 
Familien  erscheinen  ferner  nach  dem  Art.  14.  der  Bundesakte: 

a)  das  Recht  des  beliebigen  Aufenthaltes  in  jedem  zu  dem 
Bunde  gehörigen  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staate; 

b)  ferner  das  Recht  der  Autonomie,  als  Befugniss,  über  ihre 
Güter  und  Familienverhältnisse  verbindliche  Verfüg-unoen  zu 
treffen,  sowie  denselben  auch  die  Aufrechthaltung  ihrer  noch 
bestehenden  Familienverträge  nach  den  Grundsätzen  der  frü- 
heren deutschen  Verfassung  zugesichert  ist.  Verträge  und 
Statute,  welche  die  standesherrlichen  Familien  kraft  ihres  bun- 
desgesetzlich anerkannten  Automierechtes  errichten,  bedürfen 
keiner  Bestätigung  {confirmatlo) ,  AA'^eder  durch  den  Bund, 
noch  durch  den  Souverain,  in  dessen  Lande  die  standesherr- 
lichen Besitzungen  liegen,  oder  die  standesherrliche  Familie 
ihren  Wohnsitz  erwählt  hat;  jedoch  sind  sie  dem  Souverain 
vorzulegen  und  durch  die  höchsten  Landesstellen  zur  allge- 
meinen Kenntniss  und  Nachachtung  zu  bringen.  Alle  bisher  da- 
gegen erlassenen  Verordnungen  sollen  für  künftige  Fälle  nicht 


')  Die  Biindesversammluug  hat  mitunter  auch  solchen  Familien,  welche 
nicht  die  sämmtlichen  für  die  Anerkeuming  als  Standes  herrlich  erfor- 
derlichen Qualifikationen  besassen,  die  Rechte  des  hohen  Adels  und  der  Eben- 
bürtigkeit im  Sinne  des  Art.  14.  der  B.  A.  beigelegt,  jedoch  regelmässig  nur 
auf  Anmeldung  dieser  Familien  durch  ihren  betreffenden  Souverain.  Bis  jetzt 
ist  nur  in  einem  Falle  unter  Widerspruch  des  betreffenden  Souverains 
durch  Stimmenmehrheit  eine  derartige  Erklärung  von  der  B.  V.  gegeben 
worden,  nämlich  in  Betreff  der  reichsgräflichen  Familie  Bentink.  B.  B.  21. 
Juni  1845,  Sitz.  XX.  §.  218;  als  offizieller  Artikel  bekannt  gemacht  in  der 
Frankf.  0.  Postamtszeitung  v.  1.  Juli  1845.  —  Ueber  die  Unverbindlichkeit 
eines  solchen  Beschlusses  für  die  dissentirenden  Bundesglieder  und  seine 
Einflusslosigkeit  auf  die  Rechte  Dritter  und  gerichtliche  Entscheidungen 
darüber,  vergl.  meinen  Aufsatz  im  Archiv  f.  civilist.  Prax.,  Bd.  27,  Hft.  3, 
S.  388  11g. 


weiter  anwendbar  sein'),  c)  Endlich  ist  den  standesherrlichen 
Familien  Befreiung  von  aller  Militairpflicht,  und  d)  (als 
Beklagten)  ein  befreiter  Gerichtsstand  garantirt.  In  Ge- 
mässheit  der  bayerischen  Deklaration  v.  19.  März  1807,  A.  11.^) 
bestehet  dieser  befreite  Gerichtsstand  in  Bezug  auf  Criminalsa- 
chen  in  dem  Rechte,  durch  Standesgenossen  {Judicium  paritttn) 
gerichtet  zu  werden^).  —  Von  der  Aussicht  auf  die  Einräumung 
einer  Curiatstimme,  welche  die  Bundesaktc,  Art.  6.  den  Stan- 
desherrn eröffnet  hat,  ist  bereits  oben  (§.  9.)  gehandelt 
worden. 

§.  63. 

Fortsetzung. 

4)  In  Bezug  auf  ihre  Besitzungen  sind  den  Standesherrn 
durch  die  Bundesakte,  Art.  14.,  alle  jene  Rechte  zugesichert, 
welche  aus  dem  Eigenthume  an  Grund  und  Boden  fliessen, 
dagegen  aber  im  allgemeinen  alle  jene  Rechte  abgesprochen, 
welche  aus  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  und  den  höheren 
Regierungsrechten  fliessen  ^).  Jedoch  ist  den  Standesherrn 
ausdrücklich  in  ihren  Standesherrschaften  die  Ausübung  der 
Civil-  und  Criminaljustiz  in  erster,  und,  wo  die  Besitzungen 


')  üeber  die  standesherrliche  Familien  -  Autonomie  und  Familienver- 
träge vergl.  Klüber,  Abhandl.,  Bd.  I,  Nr.  IV, 

2)  Diese  Bestimmung  ist  der  Rheinbundsalite,  Art.  28.  nachgebildet. 

')  Ob  im  Falle  der  Verurtheilung  dem  Verurtheilten  ein  Rechtsmittel,  und 
welches,  zustehe,  ist  nicht  ausdrücklich  bestimmt  worden.  Das  Interesse  der 
Gerechtigkeit,  insbesondere  der  Favor  innocentiae  fordert  aber  die  Gestat- 
tung einer  weiteren  Vertheidigung  vor  einem  aus  anderen  Personen  zusam- 
menzusetzenden Judicium  Parium. 

•)  .\uch  dieser  Grundsatz  war  schon  in  der  Rheinbundsakte,  Art.  2T.  aus- 
gesprochen, woselbst  sich  auch  eine  Aufzählung  der  einzelnen  Rechte  findet, 
welche  als  aus  der  Souverainität  oder  als  aus  dem  Grundeigenthume  flies- 
send betrachtet  werden  sollen.  —  Das  aber  war  nicht  in  der  Rheinbunds- 
akte ausgesprochen,  dass  die  Rechte,  welche  die  Standesherrn  vom  Reiche 
zu  Lehn  trugen,  ihnen  als  All  od  verbleiben  sollten,  obschon  die  Natur  der 
Sache  und  die  Billigkeit  dahin  hätten  führen  sollen.  Vielmehr  betrachteten 
die  Rheinbundsfürsten  die  ReicLslehnherrlichkeit  als  an  sie  unmittelbar  (jure 
occupaliouis)  übergegangen. 
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gross  genug  sind,  auch  in  zweiter  Instanz,  ferner  die  Forst- 
gericlitsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schul- 
sachen, und  über  die  milden  Stiftungen,  jedoch  nach  Vorschrift 
der  Landesgesetze  und  unter  der  Oberaufsicht  der  Regierungen 
gestattet.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  den  Standesherren 
unverwehrt  ist,  für  die  Erhebung  und  Verwaltung  ihrer  Renten 
und  Gefälle  eigene,  selbst  collegialische,  Behörden  (Domänen- 
kanzleien) einzurichten.  Ein  Recht  der  Besteuerung  haben  aber 
die  Standesherren  über  ihre  Unterthanen  nicht  mehr.  Alle  kraft 
der  Landeshoheit  früher  erhobenen  oder  zu  erhebenden  Steuern 
bezieht  jetzt  der  Staat,  wehher  aber  dafür  eine  verbältnissmäs- 
sige  Quote  der  auf  den  standesherrlichen  Gebieten  ruhenden 
Schulden  zu  übernehmen  hat 2).  Die  Einkünfte  aus  nutzbaren 
Regalien  verbleiben  den  Standesherren  eben  so  unsreschmä- 
lert,  wie  ihnen  die  Renten  aus  ihren  Domänen  verbleiben  3). 
Daher  muss  man  auch  den  Standesherren  (und  nicht  dem  Sou- 
verain),  insoferne  sie  es  vor  der  Mediatisirung  hatten,  das 
Recht  des  Fiscus  zusprechen,  in  erblose  Güter  zu  succediren, 
oder  überhaupt  herrenlose  Güter  an  sich  zu  ziehen,  und  die 
Nachsteuer  u.  s.  w.,  in  so  weit  sie  nach  Art.  18.  der  deutschen 
Bundesakte  noch  stattfinden  kann,  zu  erheben*).  Alle  diese 
nutzbaren  Rechte,  sowie  die  Domänen  der  Standesherren  selbst, 
haben  jetzt  nur  noch  den  Charakter  von  adelichen  Privat- 
rechten und  Privatgütern,  und  sind  daher  im  Verhältnisse  zum 
Staate  nur  noch  als  Ausflüsse  der  Grundherrlichkeit  zu  be- 
trachten ') . 


^)  Bayr.  Decl.  v.  19.  März  1807,  H.  I. 

3 )  Rheiiib.  Akte,  Art.  27.  —  Die  angef.  bayr.  Declar.  H.  5,  6,  7. 

*)  Die  angef.  bayr.  Declar.,  I.e.  —  Man  muss  bei  der  Beiutheiliing  dieser 
Verliältnisse  von  der  Grundansicht  ausgehen,  dass  der  Verlust,  welchen  die 
Standesherren  leiden,  ein  politisches  Opfer  ist,  /u  welehem  sie  durch 
die  Zeitveihältuisse  gezwungen  wurden,  daher  denn  auch  ihnen  nur  dasje- 
nige rechtlich  abgesprochen  werden  kann,  was  mit  den  jetzigen  politischen 
Zuständen  absolut  unverträglich  ist.  —  Vergl.  W.  Emmerich,  die  An- 
sprüche der  deutschen  Standesherren  auf  die  jura  fi^ci  des  römischen 
Rechts.  Hanau  1834. 

*j  Bayr.  Declar.  1,  a.  H.  5. 

Znpfl,  Staatsrecht.  .3te  Ausg.  (Anhang.)  7 


§•  64. 
Fort.seizmig. 

Dem  übrigen  früher  unmittelbaren  Reichsadel ')  sichert  die 
Bundesakte,  Art.  14.,  ebenso  wie  den  Standesherren,  freie  Wahl 
des  Wohnsitzes  in  allen  Bundesstaaten  und  in  den,  dem  Bunde 
befreundeten  Staaten,  die  Aufrechthaltung  seiner  Familienver- 
träge und  das  Autonomierecht  in  dem  §.  62.  angegebenen  Sinne, 
und  einen  befreiten  Gerichtsstand  zu.  Denjenigen,  welche  Rit- 
tergüter besitzen,  ist  überdies  die  Landstandschaft,  die  Patri- 
monial-  und  Forstgerichtsbarkeit,  die  Ortspolizei  und  das  Kir- 
chenpatronat  eingeräumt. 

§.  65. 

Fortsetzung. 

Die  standesherrlichen  Vorrechte  werden,  so  weit  sie  sich 
auf  die  standesherrlichen  Besitzungen  beziehen,  verloren, 
wenn  diese  an  den  Staat  abgetreten  werden  (^consolidatio) ^ 
oder  wenn  darauf  verzichtet  wird.  Die  persönlichen  Vor- 
rechte der  standesherrlichen  Familien  gehen  aber  mit  der  Ent- 
äusserung  der  standesherrlichen  Besitzungen  an  sich  nicht 
verloren,  weil  kein  Gesetz  dies  sagt,  und  auch  überhaupt  die 
persönlichen  Privilegien  des  hohen  Adels,  und  namentlich  die 
Ebenbürtigkeit  nicht  von  der  Fortdauer  des  Territorialbesitzes 
abhängen  ^).  Nach  der  Rheinbundakte,  Art.  27.,  Abs.  2.  war  die 


')  Hierunter  sind  nacli  der  Anleitung  der  Bundesakte  im  Gegensatze  der 
Standesjierren  (des  früheren  r  ei  c  lis  ständischen  Adels)  nicht  nur  die 
Mitglieder  der  ehemaligen  freien  Reichsritterschaft,  sondern  auch  alle  übri- 
gen reichsfreien  nicht  -  reichsstäudischen  Familien  zu  begreifen. 

')  Dies  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  überhaupt  nicht  alle  Mitglieder 
einer  souverainen  oder  hochadelichen  Familie  das  Territorium  zugleich 
besitzen  (sondern  immer  nur  ein  Mitglied).  So  hatmanauch  zur  Zeit  des  deut- 
schen Reiches  nie  aufgehört,  solche  Familien,  welche  (Uuch  Fehden  mit 
anderen  Reichsständen,  oder  durch  andere  Ereignisse  aus  dem  Besitze  ihrer 
Territorien  und  Reichsstandschaft  geworfen  worden  waren,  fortwährend 
zu  dem  hohen  Adel  zu  zählen,  so  z.  B.  die  reichsgrälliche  Familie  der 
Rantzau.  —  Aehnliche  Beispiele  bietet  die  neueste  Zeit  in  Bezug  auf  die 
Familie  VVasa,  und  die  Familie  Kar  l's  X.  von  Frankreich. 


99 

Veräusserung  eines  standesherrlichen  Gebietes  an  einen  aiis- 
wärligen  (d.  h.  nicht  zu  dem  Bunde  gehörigen)  Sou verain  un- 
bedingt untersagt,  und  bei  jeder  anderen  Veräusserung  vorge- 
schrieben, dass  die  Standesherrschaft  vorerst  dem  Fürsten  an- 
geboten werden  solle,  unter  dessen  Staatshoheit  sie  gelegen 
ist.  Die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  kann  wegen 
der  sich  darauf  beziehenden  Vorschrift  der  als  subsidiäres  Bun- 
desgesetz adoptirten  Bayerischen  Declaration  v.  19.  Mai  1807, 
H.  14.  nicht  beanstandet  werden.  Zweifelhaft  konnte  es  dage- 
gen erscheinen,  ob  in  dem  Falle,  wo  die  standesherrlichen  Be- 
sitzungen an  einen  Besitzer  übergehen,  welcher  nicht  selbst  zu 
derselben  oder  vielleicht  auch  überhaupt  zu  keiner  standes- 
herrlichen Familie  gehört,  jene  standesherrlichen  Vorrechte, 
welche  sich  auf  die  Besitzungen  beziehen,  ebenso  erlöschen, 
wie  im  Falle  der  Consolklatlo  oder  des  Verzichtes,  oder  ob  die- 
selben als  wahre  Realgerechtigkeiten  auf  den  neuen  Er- 
werber übergehen  2).  Erwägt  man  jedoch,  dass  so  viel  positiv- 
rechtlich  feststehet,  dass  die  sich  auf  die  standesherrlichen 
Besitzungen  beziehenden  Rechte  als  aus  der  Grundherr- 
schaft fliessende  Rechte  angesehen  werden  sollen  (§.  69.), 
und  dass  sie  auch  zum  grössten  Theile  keine  anderen  Berech- 
tigungen umfassen,  als  solche,  w6lche  mit  adelichen  Güleru 
überhaupt  verbunden  zu  sein  pflegen,  so  wird  nmn  kein  Be- 
denken tragen  dürfen,  den  Erwerber  einer  Standesherr^chaft 
für  allerdings  befugt  zur  Ausübung  der  auf  die  Besitzungen 
bezüglichen,  den  Standesherren  durch  die  Bundesgesetze  als 
ein  Privateigenthum  zugesprochenen  Rechte  zu  erklären, 
wenn  er  überhaupt  persönlich  so  qualifizirt  ist,  dass  er  nach 
der  Landesverfassung  adeliche  Güter  (Rittergüter)  erwerben, 
und  die  mit  solchen  regelmässig  verbundenen  politischen 
Rechte  ausüben  kann.  Nur  das  Recht,  ein  Gericht  ZAveiter  In- 
stanz zu  haben,  erscheint  als  ein  so  exorbitantes  Privilegium, 
dass  der  Uebergang  desselben  an  einen  Erwerber,  der  nicht 
selbst  einer  standesherrlichen  Familie  angehört,  beanstandet 
werden  muss. 


*)  Dass  die  persönlichen  Vorrechte  tler  Standesherren  anf  don  Erwerber 
einer  Standeshenschaft  nicht  übergehen,  bedarf  Iveitier  Erditeinii";. 


100 

§.  ö6. 
Foii.seizung. 

Zum  Schutze  ilirer  bundesverfassungsmässigen  Rechlc  ste- 
het den  Standesherren  und  dem  früher  unmittelbaren  Pieichsadel 
ausser  dem  Rechtswege  vor  den  Landesgerichten  auch  der  Re- 
kurs an  die  Bundesversammhnig  zu,  jedocli  nur: 

1)  wenn  sie  durch  die  Legislation  eines  Bundesstaates  in 
ihren,  durch  die  Bundesgesetze  ausdrücklich  begrün- 
deten, oder  auch  in  den  ihnen  durch  die  Landesgesetz- 
gebung in  Gemässheit  der  Bundesgeselze  eingeräum- 
ten Rechten  beschränkt  werden^),  und 

2)  wenn  ihnen  die  gesetzliche  Rechtshülfe  im  Staate  verwei- 
gert wird  2) . 

Zur  Ergänzung  dieser  im  Art.  63.  der  Wiener  Schlussakte 
enthaltenen  Bestimmungen  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom 
15.  Sept.  1812,  Sitz.  XXVL,  §.  283.  verordnet:  „1)  Bei  Reclama- 
tionen,  welche  von  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichs- 
ständen oder  von  Gliedern  des  vormaligen  unmittelbaren  Reichs- 
adels auf  den  Grund  des  Art.  63.  der  Schlussakte,  gegen  die  zur 
Vollziehung  des  Art.  11.  der  Bundesakte  erlassenen  landesherr- 
lichen Verordnungen,  insofern  diese  nicht  auf  Vertrag  beruhen, 
oder  ohne  dagegen  erhobene  Beschwerde  in  unbestrittener 
Wirksamkeit  bestehen,  bei  der  Bundesversammlung  angebracht 
werden,  soll  jedesmal,  und  bei  Reclamationen  gegen  spätere 
einseitige  legislative  Erklärungen  der  durch  die  Bundesakte 
ihnen  zugesicherten  Rechte,  so  oft  das  Bedürfniss  sich 
dazu  zeigt,  dem  in  anderweiten  Rechtssachen  der  Reclaman- 
tcn  zuständigen  Landesgerichte  zweiter  Instanz  von  der  Bun- 
desversammlung durch  die  betreffende  Landesregierung  der 
nicht  abzulehnende  Auftrag  ertheilt  werden,  den  Streitfall  in 
seinem  ganzen  Umfange  für  eine  definitive  Entscheidung,  nach 
der  von  dem  Gerichtshofe  überhaupt  beobachteten  particular- 
oder  gemeinrechtlichen  Prozessordnung,  innerhalb  der  kürzest 
möglichen  Frist  zu  instruiren.  —  2)  Die  definitive  Entscheidung  ist 
hiernächst  nach  den  Umständen  von  der  Bundesversamm- 


')  B.  B.  V.  16.  Juli  1836,  veigl.  inil  der  grossherz.  Bad.  Verorän.  v.  16. 
Febr.  1837,  Reg.-Bl.  Nr.  V. 
^)  W.  S   A.,  Art.  63. 
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liinjj,  oder  auf  einen  durch  Stimmenmehrheit  zu  fassenden  Be- 
Schliiss,  von  einer  richterlichen  Instanz,  soweit  derselben 
der  Streitfall  von  der  Bundesversammlung  zugewiesen  wird, 
in  deren  Auftrag  und  Namen  zu  erlassen.  —  3)  Diese  richter- 
liche Instanz  wird  für  jeden  einzelnen  Fall  dadurch  gebildet 
werden,  dass  die  Bundesversammlung  durch  Stimmenmehrheit 
vier  Mitglieder  für  dieselbe  aus  der  Liste  der  Spruchmänner 
für  das  Bundesschiedsffericlit  erwählt,  und  in  Abaaußs-  oder 
Sterbfällen  ersetzt,  sowie  dass  von  diesen  erwählten  vier  Mit- 
gliedern, oder  bei  Stimmengleichheit  unter  ihnen,  von  der  Bun- 
desversammlung ein  fünftes  Mitglied  als  Obmann  aus  derselben 
Liste  gewählt  wird.  —  4)  Von  dieser  Instanz  ist  jedesmal  zu- 
gleich darüber  zu  erkennen,  von  welcher  Seite,  oder  in  welchem 
Maasse  A'on  beiden  Seiten  antheilig  die  Kosten  des  richterlichen 
Verfahrens  zu  tragen  seien.  —  5)  Alle  Bestimmungen  des  Bun- 
desbeschlusses vom  30.  Oktbr.  1834  über  das  Bundesschieds- 
gericht, mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  sich  auf  die  anders 
normirte  Bildung  und  die  Kosten  des  Bundesschiedsgerichts  und 
auf  nur  zwischen  Regierungen  und  Ständen  vorkommende 
Streitigkeiten  beziehen,  sollen  auch  bei  dieser  richterlichen  In- 
stanz und  ihren  Aussprüchen  eintreten."  **) 

§•  67. 

IV.  Buiidesgesetz.liclie  Garantien  zu  Gunsten  einzelner 

Personen. 

Nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  deutschen  Buiulesakte, 
Art,  15,,  ist  die  Fortdauer  der  durch  den  Reichsdeputationshaupt- 


3)  Vergl.  B.  B.  v.  1.3.  Juli  1843  (Aiigsb.  Allg.  Zeitung  Nr.  232.),  wodurch 
ein  Rekurs  der  Staudesherren  des  Grossherzogtluims  Hessen  gegen  die  dor- 
tige Regierung  von  der  Bumiesversammlung  verworfen  wurde,  da  letztere 
sich  bereit  erklärt  hatte,  den  Streit  bei  dem  competenten  Gericht  zur  Ent- 
scheidung bringen  zu  lassen.  —  Siehe  noch  über  diesen  Streit:  Beleuchtung 
des  zwischen  den  Standesherren  des  Grossherzogthunis  Hessen  als  Klägeru 
und  dem  grossherz.  Hess.  Fiskus  als  Beklagten  anhängigen  Rechtsstreites, 
betreffend  die  Anwendung  des  grossherzogl.  Hess.  Grundrenten- Ablösungs- 
gesetzes vom  27.  Juni  1836  auf  die  Grundrenten  der  klagend  aufgetretenen 
Staudesherren.  Darmstadt  1845. 
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schluss  vom  25.  Febr.  1803  auf  die  Rhein -SchifITahrts-Octroi 
angewiesenen  direkten  und  subsidiarischen  Renten '),  so  wie 
auch  die  fortwährende  Gühigkeit  der  in  demselben  in  Betreff 
des  Schuldenwesens  der  ehemaligen  Reichskreise,  der  Landes- 
herren und  Länder-),  und  hinsichtlich  der  Pensionen  an  geist- 
liche und  weltliche  Individuen  ^^  enthaltenen  Bestimmungen 
von  dem  Bunde  garantirt,  und  dabei  den  Mitgliedern  der  ehe- 
maligen Dom-  und  freien  Reichsstifter  verstattet,  ihre  Pensionen 
ohne  Abzug  in  jedem  mit  dem  deutschen  Bunde  in  Frieden 
stehenden  Staate  verzehren  zu  dürfen.  Den  Mitgliedern  des 
deutschen  Ordens  sind  ebenfalls  Pensionen  nach  den  in  dem 
Reichsdeputationshauptschlusse  von  1803  für  die  Domstifter 
festgesetzten  Grundsätzen  zugesichert,  und  zwar  in  der  Art, 
dass  jene  Fürsten,  welche  eingezogene  Besitzungen  des  deut- 
schen Ordens  erhalten  haben,  diese  Pensionen  nach  Verhältniss 
ihres  Antheiles  an  denselben  bezahlen.  Diese  im  Art.  15.  der 
Bundesakte  ^)  zu  Gunsten  der  Mitglieder  des  deutschen  Ordens 
enthaltene  Bestimmung  wurde  durch  Bundesbeschluss  vom 
17.  Juli  1817,  Sitz.  XL  VI.,  §.351.  auch  auf  die  Mitglieder  und 
Diener  des  Johanniterordens  ausgedehnt.  Im  Art.  15.  der 
Bundesakte  wurde  der  Bundesversammlung  insbesondere  die 
Berathung  über  die  Regulirung  der  Sustentationskasse  und  der 
auf  die  Besitzer  des  linken  Rheinufers  übertragenen  Pensionen 
für  die  überrheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen  vorbehalten. 
Diese  Regulirung  sollte  binnen  Jahresfrist  geschehen,  bis  dahin 
aber  die  Bezahlung  dieser  Pensionen  in  der  bisherigen  Art  fort- 
gesetzt werden  ^). —  Obgleich  die  Bundesakte  über  die  Pen- 

')  Reichsdeputationshauptschliiss  v.  1803,  §.  7,  9,  14,  17,  20,  27. 

■^)  Ebendas.,  §.  38,  77  —  85. 

^)  Ebeudas.,  §.  50  u.flg. 

*)  Vergl.  auch  B.  B.  v.  23.  Aug.  1832,  Sitz.  XXXI.,  §.  329.  —  Die  B.  V. 
erlvennet  hiernach  kein  Ascensionsre  cht  an,  d.  h.  kein  Recht  von  Mit- 
gliedern des  deutschen  Ordens,  in  den  Genuss  der  Revenuen  anderer  Cora- 
meuden  hinaufziinickcu,  als  welche  sie  selbst  besassen. 

*j  Diese  Angelegenheit  (sog.  transrhenanische  Sustentations- Angele- 
genheit) hat  mehrfache  Verhandlungen  und  Bundesbeschlüsse  veranlasst. 
Vergl.  insbesondere  B.  B.  v.  23.  Dec.  1816,  Sitz.  XIV.,  §.  60.  —  B.  B.  v.  14.  Juli 
1817,  Sitz.  XLIIL,  §.  332.  —  Zuletzt  B.  B.zur  völligen  Erledigung  der  trans- 
rhenauiscben  Sustentations  -  .\ugelegenheit  v.  10.  Juni  1824,  Sitz.  XVI.,  §.  102. 
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sionsverhältnisse  der  Mitglieder  und  Angehörigen  des  Reichs- 
kammergerichtes nichts  bestimmt  hatte,  so  Hess  sich  doch 
die  Bundesversammlung  angelegen  sein,  „das  Pensionswesen 
derselben  auf  eine  dem  Geiste  der  deutschen  Nation,  sowie  der 
Achtung  für  dieses  ehrwürdige  Nationalinstitut  entsprechende 
Weise  zu  ordnen  6),"  Durch  B.  B.  v.  14.  Juli  1817,  Sitz.  XLIIL, 
§.  330.  wurde  zwischen  den  Gehaltsrückständen  bis  zum  Ende 
des  Jahres  1816  und  der  Feststellung  der  Pensionen  für  die 
Zukunft  vom  1.  Januar  1817  an  unterschieden,  und  namentlich 
in  letzterer  Beziehung  der  Beweis  gegeben,  „dass  der  Geist 
deutscher  Milde,  wie  er  sich  in  dem  Reichsdeputationsabschiede 
von  1803  zum  Yortheile  entlassener  Staatsdiener  so  laut  aus- 
gesprochen, sich  nach  allen  Stürmen  der  Staatsumwälzung  un- 
verändert in  Deutschland  erhalten  hat  ^)."  Auch  die  Frage  über 
die  Bezahlung  der  Besoldungsrückstäiide  ist  nach  einigen  wei- 
teren Verhandlungen  nunmehr  definitiv  erledigt  und  für  die  Be- 
friedigung der  dessfallsigen  Ansprüche  Sorge  getragen  wor- 
den^). Sodann  hat  auch  die  Bundesversammlung  Verhandlungen 
eingeleitet,  um  die  Privatgläubiger  der  ehemaligen  Reichs- 
operationskasse aus  Rücksicht  der  Billigkeit  zu  befriedigen, 
obgleich  keine  rechtliche  Verbindlichkeit  des  Bundes  zur  Zah- 
lung dieser  Schulden  anerkannt  worden  ist^).  —  Endlich  aber 
wurden  dem  fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis  in  der  Bun- 
desakte, Art.  1 7.  seine  ihm  zufolge  des  Reichsdeputationshaupt- 
schlusses  auf  Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  verschiedenen 
Bundesstaaten  zustehenden  Rechte,  und  resp.  auf  angemessene 
Entschädigung  gegündeten  Ansprüche  garantirt. 

§.  68. 

V.  Bundesgesetzliche  Ziisicheniiig  von  Rechten  der  Un- 

terthanen  in  särnnitlichen  deutschen  Bundesstaaten. 

Die  deutsche  Bundesakte  sichert  den  Unterthanen  sämmt- 
licher  Bundesstaaten  gewisse  gemeinsame  Rechte  zu,  daher  man 


«)  Worte  des  Biindesbeschl.  v.  14.  Juli  1817. 
')  Ebenfalls  Worte  des  B.  B.  v.  14.  Juli  1817. 

8)  Vergl.  B.  B.  v.  6.  Febr.  und  18.  August  1818.  —  B.  B.  v.  24.  Febr.  182-3. 
B.  B.  V.  18.  Aug.  1825,  und  besonders  B.  B.  v.  24.  Nov.  1831. 

9)  Vergl.  B.  B.  v.  9.  Oct.  1820.  —  B.  B.  v.  27.  April  1826.  —Insbeson- 
dere die  B.  B.  v.  5.  Nov.  1835,  v.  15.  Nov.  1838  und  v.  28.  Febr.  1839. 
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in  dieser  Beziehung  auch  von  einem  auf  die  Buudesakte  sich 
stützenden  allgemeinen  deutschen  Staatshürgerrechte  oder 
Bundesindigenale  (im  Gegensatze  des  Landesindigenates) 
sprechen  kann.  Als  solche,  den  ünterthanen  sämmtlicher  Bun- 
desstaaten gemeinschaftliche  Rechte  sind  in  der  B.  A.,  Art.  18. 
aufgeführt: 

1)  das  Recht,  Grün  deigen  th  um  auch  in  anderen  Bundes- 
staaten, als  in  jenem,  welchem  sie  angehören,  zu  erwer- 
ben, ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate  mehreren  Ab- 
gaben und  Lasten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen  eigene 
ünterthanen.  Die  in  einem  Staate  etwa  bestehenden  Re- 
traktsrechte  der  Einheimischen  sind  aber  dadurch  nicht 
aufgehoben. 

2)  Den  ünterthanen  aller  Bundesstaaten  ist  Freiheit  der  Aus- 
wanderung nach  allen  Bundesstaaten  zugestanden,  unter 
der  Voraussetzung,  dass  der  Militairpflicht  gegen  das  bis- 
herige Vaterland  vollständig  genügt  ist,  und  ein  anderer 
Bundesstaat  den  Auswandernden  erweislich  als  Unterthan 
aufnehmen  will. 

3)  Insoferne  durch  Auswanderung  oder  Erbfolge  oder  durch 
sonst  einen  Rechtstitel,  wie  Mitgift,  Schenkung,  Kauf, 
Tausch  u.  s.  w.,  Vermögen  aus  einem  Bundesstaate  in  den 
anderen  übergeht,  ist  Freiheit  von  aller  Nachsteuer,  d.h. 
die  Freiheit  von  allen  Abgaben  ausgesprochen,  welche 
nicht  ein  inländischer  Erwerber  ebenfalls  zu  tragen 
hätte.  Besondere  Freizügigkeitsverüäge  unter  den  einzel- 
nen Bundesstaaten  behalten  nur  insoferne  ihre  Gültigkeit, 
als  sie  den  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  nicht  ent- 
gegen sind  '). 

4)  Auch  hat  jeder  unterthan  eines  deutschen  Bundesstaates 
die  Befugniss,  in  die  Civil-  und  Militairdienste  eines  ande- 
ren Bundesstaates  zu  treten,  gleichfalls  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  ihm  die  Militairpflicht  gegen  sein  bisheriges 
Vaterland  nicht  im  Weffe  stehet. 


*)  Siehe  besonders  B.  B.  über  die  Nachsteuer  und  Abziigsfreiheit  v.  23. 
Juni  1817.  Sitz.  XXXVII.,  §  2.'>4.  und  die  authentische  Interpretation  des  Art. 
8.  dieses  Beschlusses  durch  B.  B.  v.  2.  August  1827,  Sitz.  XXIV.,  §.  89. 
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5)  Durch  die  Bundesakte,  Art.  1 6.  ist  festgesetzt  worden,  dass 
die  Verschiedenheit  der  christlichen  Religio nspar- 
theien  in  den  deutschen  Bundesländern  keinen  Unter- 
schied im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  begründen  kann  2).  In  Bezug  auf  die  Bekenner  des 
jüdischen  Glaubens  wird  ebendaselbst  die  Bundesversamm- 
lung die  bürgerliche  Verbesserung  derselben  in  Deutsch- 
land, und  die  Gewährung  voller  bürgerlicher  Rechte  gegen 
die  Uebernahme  aller  Bürgerpflichten  in  den  einzelnen  Bun- 
desstaaten in  Berathung  ziehen;  unterdessen  sollen  ihnen 
jene  Rechte  erhalten  werden,  welche  ihnen  in  den  einzel- 
nen Bundesstaaten  bereits  eingeräumt  sind'). 


2)  Der  allgemeinen  Fassung  nach  möchte  es  scheinen,  als  ob  im  Art.  16 
der  B.  A.  den  Bekenneru  einer  jeden  Confession,  wenn  sie  nur  eine  christ- 
liche ist,  gleiche  bürgerliche  und  politische  Berechtigung  habe  zugestan- 
den werden  wollen.  Auch  ist  gewiss,  dass  die  Fassung  dieses  Artikels  im 
preussischen  Entwurf  v.  1.  Mai  1815,  und  im  österreichisch -preussischen 
Entwurf  v.  23.  Mai  1815,  welche  „die  drei  christlichen  Religionspartheien" 
gesetzt  hatten,  nicht  beliebt  und  das  Wort -„drei"  absichtlich  gestrichen 
worden  ist.  Allein  dies  geschah  nicht  darum,  um  sämmtlichen  möglichen, 
oder  auch  nur  sämmtlichen  damals  bestehenden  christlichen  Sekten  volle 
Rechtsgleichheit  zu  gewähren  —  (man  fand  sogar  auf  dem  Congresse  selbst 
die  Ausdehnung  des  Begriffes  einer  Religion  spar th ei  auf  die  Wieder- 
täufer, Herrnhuter  u.  dergl.  bedenklich)  —  sondern  es  geschah  darum,  um 
keine  Neuerung  in  der  B.  A.  einzuführen,  indem  mau  zur  Zeit  des  Rei- 
ches publicistisch  nur  zwei  Religion spartheien,  Katholiken  und  Evan- 
gelische, letztere  mit  der  Unterabtheilung  in  Augsburgische  Confessions- 
verwandte  undReformirte,  unterschied,  im  Uebrigen  aber  der  Westphälische 
Frieden  (Instr.  Pacis  Osnabr.  Art.  7.)  bestimmte:  „Praeter  religiones  supra 
nominatas  nulla  alia  in  sacro  Romano  imperio  recipiatur  vet  toleretur." 
Vergl.  Klüber,  Uebersicht,  S.  149  flg.,  443.  (Derselbe  erwähnt  überdiess, 
S.  270,  als  nicht  gewährt:  die  Freiheit  christlicher  Religionsübung  jeder 
Art  etc.)  —  Auch  hat  bisher  die  Praxis  in  den  deutschen  Staaten  den  Art.  16 
derB.  A.  nur  in  dieser  restriktiven  Auslegung  aufgefasst.  Rey  scher,  Ver- 
suche, S.  135. 

3)  Vergl.  B.  B.  v.  26.  August  1824,  Sitz.  XXVI.,  §.  138. 
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Anhang  II. 


Die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes. 


A. 

Die  deutsche  Bundesakte, 

vom  8.  Juni  1815. 
Im  Namen  der  allerhelligsten  und  untheilbaren  Dreieinigkeit. 


Die  souverainen  Fiiisten  iihd  'freien  Städte  Deutschlands,  den  gemein- 
samen Wunsch  hegend,  den  6.  Artikel  des  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai 
1814  in  Erfülhiiig  zu  Setzen,  nnd  von  den  Vortheilen  überzengt,  welche  aus 
ihrer  festen  und  dauerhaften  Verbindung  für  die  Sicherheit  und  Unabhängig- 
keit Deutschlands,  und  die  Ruhe  und  das  Gleichgewicht  Europa's  hervor- 
gehen würden,  sind  übereingekommen,  sich  zu  einem  beständigen  Bunde  zu 
vereinigen,  und  haben  zu  diesem  Behuf  ihre  Gesandten  und  Abgeordneten 
am  Congresse  iu  Wien  mit  Vollmachten  versehen 

In  Gemässheit  dieses  Beschlusses  haben  die  vorstehenden  Bevollmäch- 
tigten, nach  geschehener  Auswechselung  ihrer  richtig  befundenen  Voll- 
machten, folgende  Artikel  verabredet. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1  Die  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  D(?utschlands  mit 
Einschluss  Ihrer  Majestäten  des  Kaisers  von  Oesterreich  und  der  Könige 
von  Preussen,  Dänemark  und  der  Niederlande;  und  zwar  der  Kaiser  von 
Oesterreich,  der  König  von  Preussen,  beide  für  ihre  gesammten,  vormals 
zum  deutschen  Reich  gehörigen  Besitzungen;  der  König  von  Dänemark  für 
Holstein;  der  König  der  Niederlande  für  das  Grossherzogthum  Luxemburg, 
vereinigen  sich  zu  einem  beständigen  Bunde,  welcher  der  deutsche  Bund 
heissen  soll. 

Art.  2.  Der  Zweck  desselben  ist  Erhaltung  der  äusseren  und  inneren 
Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der 
einzelnen  deutschen  Staaten, 

Art.  3.  Alle  Bundesglieder  haben  als  solche  gleiche  Rechte;  sie  ver- 
pflichten sich  alle  gleichmässig,  die  ßundesakte  unverbrüchlich  zu  halten. 

Art.  4.  Die  Angelegenheiten  des  Bundes  werden  durch  eine  Bundesver- 


( 
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Sammlung  besorgt,  in  M-elcher  alle  Glieder  desselben  durch  ihre  Bevoll- 
mächtigten theils  einzelne,  theils  Gesainmtstimmen  folgender  Massen,  jedoch 
unbeschadet  ihres  Ranges,  führen : 

1)  Oesterreich  1  Stimme.  2)  Preussen  1  St.  3)  Bayern  1  St.  4)  Sachsen 
1  St.   5)  Hannover  1  St.  6)  Würtemberg  1   St.  7)  Baden  1  St.  8)  Kurhessen 

1  St.  9)  Grossherzogthuni  Hessen  1  St.  10)  Dänemark  wegen  Holstein  1  St. 
It)  Niederlande  wegen  des  Grossherzogthums  Luxemburg  1  St.  12)  Die 
Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  Häuser  1  St.  13)  Braunschweig 
sind  Nassau  1  St.  14)  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  1  St. 
15)  Holstein-Oldenburg,  .\nhalt  und  Schwarzburg  1  St.  16)  Hohenzollern, 
Liechtenstein,  Reuss,  Schaumburg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck  1  St.  1  7)  Die 
freien  Städte:  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  1  St.  Zusammen 
17  Stimmen 

Art.  5.  Oesterreich  hat  bei  der  Bundesversammlung  den  Vorsitz;  jedes 
Bundesglied  ist  befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen, 
und  der  Vorsitzende  ist  verpflichtet,  solche  in  einer  zu  bestimmenden  Zeit- 
frist der  Berathung  zu  übergeben. 

Art.  6.  Wo  es  auf  Abfassung  und  .Abänderung  von  Grundgesetzen  des 
Bundes,  auf  Beschlüsse,  welche  die  Bundesakte  selbst  betreffen,  auf  orga- 
nische Bundes-Einrichtungen  und  auf  gemeinnützige  Anordnungen  sonstiger 
Art  ankömmt,  bildet  sich  die  Versammlung  zu  einem  Plenum,  wobei  jedoch 
mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Grösse  der  einzelnen  Bundes- 
staaten folgende  Berechnung  und  Vertheilung  der  Stimmen  verabredet  ist: 

1)  Oesterreich  erhält  4  Stimmen.  2)  Preussen  4  St.  3)  Sachsen  4  St. 
4)  Bayern  4  St.  5)  Hannover  4  St.  6)  Würtemberg  4  St.  7)  Baden  3  St. 
8)  Kurhessen  3  St.  9)  Grossherzogtlium  Hessen  3  St.  10)  Holstein  3  St. 
11)  Luxemburg  3  St.   12)  Braunschweig  2  St.   13)  Mecklenburg- Schwerin 

2  St.  14)  Nassau  2  St.  15)  Sachsen -Weimar  1  St.  16)  Sachsen  -  Gotha  1  St. 
17)  Sachsen -Coburg  1  St.  18)  Sachsen  -  Meiningen  1  St.  19)  Sachsen-Hild- 
burghausen 1  St.  20)  Mecklenburg-Strelitz  1  St.  21)  Holstein  -  Oldenburg 
1  St.  22)  .\nhalt-De.ssau  1  St.  23)  Anhalt-Bernburg  1  St.  24)  Anhalt-Cöthcn 
1  St.  25)  Schwarzburg -Sondershausen  1  St.  26)  Schwarzburg- Rudolstadt 
1  St.  27)  Hohenzollern-Hechingen  1  St.  28)  Liechtenstein  1  St.  29)  Hohen- 
zollern-Sigmaringen  1  St.  30)  VValdeck  1  St.  31)  Reuss,  ältere  Linie  1  St. 
32)  Reuss,  jüngere  Linie  1  St.  33)  Schaumburg  -  Lippe  1  St.  34)  Lippe  1  St. 
35)  Die  freie  Stadt  Lübeck  1  St.  36)  Die  freie  Stadt  Frankfurt  1  St.  37)  Die 
freie  Stadt  Bremen  1  St.  38)  Die  freie  Stadt  Hamburg  1  St.  Zusammen  69 
Stimmen. 

Ob  den  mediatisirten  vormaligen  Reichsständen  auch  einige  Curiatstim- 
men  in  Pleno  zugestanden  werden  sollen,  wird  die  Bundesversammlung  bei 
der  Berathung  der  organischen  Bundesgesetze  in  Erwägung  nehmen. 

Art.  7.  In  wiefern  ein  Gegenstand  nach  obiger  Bestimmung  für  das  Ple- 
num geeignet  sei,  wird,  in  der  engern  Versammlung  durch  Stimmenmehrheit 
entschieden. 

Die  der  Entscheidung  des  Pleni  zu  unterziehenden  Beschlussentwürfe 
werden  in  der  engern  Versammlung  vorbereitet  und  bis  zur  .\nnahme  oder 
Verwerfung  zur  Reife  gebracht;  sowohl  in  der  engern  Versammlung  als  im 
Pleno  werden  die  Beschlüsse  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen  gefasst,  jedoch 
in  der  Art,  dass  in  der  ersten  die  absolute,  in  letzerer  aber  nur  eine  auf 
zwei  Dritttheilen  der  .Abstimmung  beruhende  Mehrheit  entscheidet. 

Bei  Stimmengleichheit  in  der  engern  Versammlung  stehet  dem  Vorsitzen- 
den die  Entscheidung  zu. 

Wo  es  aber  auf  Annahme  oder  Abänderung  der  Grundgesetze,  auf  orga- 
nische Bundes-Einrichtungen,  auf /«/•«  singidoriim  oder  Religions  -  Ange- 
legenheiten ankommt,  kann  weder  in  der  engern  Versammlung,  noch  in 
Pleno  ein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  Averden. 

Die  Bundesversammlung  ist  beständig,  hat  aber  die  Befugniss,  wenn  die 
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ihrer  Beralhiina;  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind,  auf  eine  bestimmte 
Zeit,  jedoch  nicht  länger  als  vier  Monate  sich  zu  vertagen.  Alle  näheren,  die 
Vertagung  und  die  Besorgung  der  etwa  während  derselben  vorkommenden 
dringenden  Geschäfte  betreifenden  Bestimmungen  werden  der  Bundesver- 
sammlung bei  Abfassung  der  organischen  Gesetze  vorbehalten. 

Art.  8.  Die  .\bstimmungsordnung  der  Bundesglieder  betreffend,  wird 
festgesetzt,  dass,  so  lange  die  Bundesversammlung  mit  Abfassung  der  or- 
ganischen Gesetze  beschäftiget  ist,  hierüber  keinerlei  Bestimmung  gelte, 
und  die  zufällig  sich  fügende  Ordnung  keinem  der  Mitglieder  zum  Nachtheil 
gereichen,  noch  eine  Kegel  begründen  soll.  Nach  Abfassung  der  organischen 
Gesetze  wird  die  Bundesversammlung  die  künftige  als  beständige  Folge 
einzuführende  Stimmordnung  in  Berathung  nehmen  und  sich  darin  so  wenig 
als  möglich  von  der  ehemals  auf  dem  Reichstage  und  namentlich  in  Ge- 
mässheit  des  Reichsdeputationsschlusses  von  18t)3  beobachteten  Ordnung 
entfernen.  Auch  diese  Ordnung  kaiui  aber  auf  den  Rang  der  Bundesglieder 
überhaupt,  und  ihren  Vortritt  ausser  den  Verhältnissen  der  Bundesversamm- 
lung keinen  Einfluss  ausüben. 

Art.  9.  Die  Bundesversammlung  hat  ihren  Sitz  zu  Frankfurt  am  Main; 
die  Eröffnung;  derselben  ist  auf  den  1.  September  1815  festgesetzt. 

Art.  10.  Das  erste  Geschäft  der  Bundesversammlung  nach  ihrer  Eröff- 
nung wird  die  Abfassung  der  Grundgesetze  des  Bundes  und  dessen  orga- 
nische Einrichtung  in  Rücksicht  auf  seine  auswärtigen,  militärischen  und 
inneren  Verhältnisse  sein. 

Art.  11.  Alle  Mitglieder  des  Bundes  versprechen,  sowohl  ganz  Deutsch- 
land als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schutz  zu  neh- 
men, und  garantiren  sich  gegenseitig  ihre  sämmtlichen  unter  dem  Bunde 
begriffenen  Besitzungen. 

Bei  einmal  erklärtem  Bundeskrieg  darf  kein  Mitglied  einseitige  Unter- 
handlungen mit  dem  Feinde  eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder 
Frieden  schliessen. 

Die  Bundesglieder  behalten  zwar  das  Recht  der  Bündnisse  aller  Art, 
verptlicliten  sich  jedoch,  in  keine  Verbindungen  einzugehen,  welche  gegen 
die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  wären. 

Die  Bunde.sglieder  machen  sich  ebenfalls  verbindlich,  einander  unter 
keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt  zu 
verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  anzubringen.  Dieser  liegt 
alsdann  ob,  die  Vermittelung  durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen ;  falls 
dieser  Versuch  fehlschlagen  sollte,  und  demnach  eine  richterliche  Entschei- 
dung nothwendig  würde,  solche  durch  eine  wohlgeordnete  Austrägalinstanz 
zu  bewirken,  deren  Ausspruch  die  streitenden  Theile  sich  sofort  zu  uuter- 
werfeu  haben. 

IL  Besondere  Bestimmungen. 

Ausser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  bestimmten,  auf  die  Fest- 
stellung des  Bundes  gerichteten  Punlvten  sind  die  verbfindeten  Mitglieder 
übereingekommen,  hiermit  über  folgende  Gegenstände  die  in  den  nach- 
stehenden Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  zu  treffen,  welche  mit  jenen 
Artikeln  gleiche  Kraft  haben  sollen. 

Art.  12.  Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Besitzungen  nicht  eine  Volks- 
zahl von  300,000  Seelen  erreichen,  werden  sich  mit  den  ihnen  verwandten 
Häusern  oder  andern  Bundesgliedern,  mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche 
Volkszahl  ausmachen,  zu  Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Ge- 
richts vereinigen. 

In  den  Staaten  von  solcher  Volksmenge,  wo  schon  jetzt  dergleichen  Ge- 
richte dritter  Instanz  vorhanden  sind,  werden  jedoch  diese  in  ihrer  bisherigen 
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Eigenschaft  erhalten,  wofern  nur  die  Volkszalil,  über  welclie  sie  sich  er- 
strecken, nicht  unter  15U,Ü00  Seelen  Ist. 

Den  vier  freien  Städten  steht  das  Recht  zu,  sich  unter  einander  über  die 
Errichtung  eines  gemeinsamen  obersten  Gerichts  zu  vereinigen. 

Bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichten 
soll  jeder  der  Partheien  gestattet  sein,  auf  die  Verschickung  der  Akten  auf 
eine  deutsche  Facultät  oder  an  einen  Schöppenstuhl  zu  Abfassung  des  End- 
urtheils  anzutragen. 

Art.  13.  In  allen  Bundesstaaten  wird  eijie  landständische  Verfassung 
stattfinden. 

Art.  14.  Um  den  im  Jahr  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen    ehe- 
maligen Reichsständen  und  Reichsangehörigen  in  Gemässheit  der  gegenwär- 
tigen  Verhältnisse  in   allen  Bundesstaaten   einen  gleichförmig   bleibenden 
Rechtssiand  zu  verschaffen,  so  vereinigen  die  Bundesstaaten  sich  dahin: 
a)  dass  diese  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  fortan  nichts  desto  we- 
niger zu  dem  hohen  Adel  in  Deutschland  gerechnet  werden,  und  ihnen 
das  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Be- 
griff verbleibt; 
6)  sind  die  Häupter  dieser  Häuser  die  ersten  Standesherren  in  dem  Staate, 
zu  dem  sie  gehören ;  —  sie  und  ihre  Familien  bilden  die  privilegirteste 
Classe  in  demselben,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung; 
c)  es  sollen  ihnen  überhaupt  in  Rücksicht  ihrer  Personen,  Familien  und 
Besitzungen  alle  diejenigen  Rechte  und  Vorzüge  zugesichert  werden 
oder  bleiben,  welche    aus  ihrem  Eigenthum  und    dessen  ungestörtem 
Genüsse   herrühren,  und  nicht  zu    der  Staatsgewalt  und  den  höhern 
Regierungsrechten  gehören.    Unter  vorerwähnten  Rechten  sind  ins- 
besondere und  namentlich  begriffen: 

1)  die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt  in  jedem  zu  dem  Bunde 
gehörenden  oder  mit  demselben  im  Frieden  lebenden  Staate  zu  nehmen; 

2)  werden  nach  den  Grundgesetzen  der  früheren  deutschen  Verfassung 
die  noch  bestehenden  Familienverträge  aufrecht  erhalten,  und  ihnen 
die  Befugniss  zugesichert,  über  ihre  Güter  und  Familien  -  Verhältnisse 
verbindliche  Verfügungen  zu  treffen,  Avelche  jedoch  dem  Souverain 
vorgelegt  und  bei  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kennt- 
niss  und  Nachachtung  gebracht  werden  müssen.  Alle  bisher  dagegen 
erlassenen  Verordnungen  sollen  für  künftige  Fälle  nicht  weiter  an- 
wendbar sein; 

3)  privilegirter  Gerichtsstand  und  Befreiung  von  aller  Militärpflichtigkeit 
für  sie  und  ihre  Familien; 

4)  die  Ausübung  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerechtigkeitspflege  in 
erster,  und  wo  die  Besitzung  gross  genug  ist,  in  zweiter  Instanz,  der 
Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schul- 
sachen, auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch  nach  Vorschrift  der  Lan- 
desgesetze, welchen  sie,  so  wie  der  Militärverfassung  und  der  Ober- 
aufsicht der  Regierungen  über  jene  Zuständigkeiten  unterworfen 
bleiben. 

Bei  der  näheren  Bestimmung  der  angeführten  Befugnisse  sowohl,  wie 
überhaupt  und  in  allen  übrigen  Punkten  wird  zur  weitern  Begründung  und 
Feststellung  eines  in  allen  deutschen  Bundesstaaten  übereinstimmenden 
Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die 
in  dem  Betreff  erlassene  königl.  bayerische  Verordnung  vom  Jahr  1807  als 
Basis  und  Norm  unterlegt  werden. 

Dem  ehemaligen  Reichsadel  Averden  die  sub  Nr.  1  und  2  angeführten 
Rechte,  Antheil  der  Begüterten  an  Landstandschaft,  Patrimonial-  und  Forst- 
gerichtsbarkeit, Ortspolizei,  Kirchenpatronat  und  der  privilegirte  Gerichts- 
stand zugesichert.  Diese  Rechte  wei'den  jedoch  nur  nach  Vorschrift  der 
Landesgesetze  ausgeübt. 
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In  den  tliirch  den  Frieden  von  Lfmeville  vom  9.  Febr.  1801  von  Deutsch- 
land Jibf^etrett-nen  und  jetzt  wieder  damit  vereinigten  Provinzen  werden 
bei  Anwenduii«-  der  obigen  Grundsätze  auf  den  elienialigea  unmittelbaren 
Reichsadei  diejenigen  Beschränkungen  stattfinden,  welche  die  dort  be- 
stehenden besondern  Verhältnisse  nothwendig  machen. 

Art.  15.  Die  Fortdauer  der  auf  die  Kheinschifffahrts-Octroi  angewie- 
seneu directen  und  subsidiarischen  Renten,  die  durch  den  Reichsdeputa- 
tionsschluss  vom  25.  Februar  ISO'J  getroffenen  Verfügungen,  in  Betreff  des 
Schuldenwesens  und  festgesetzten  Pensionen  an  geist-  und  weltliche  In- 
dividuen, werden  von  dem  Bunde  garantirt. 

Die  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  Reichsstifter  haben  die 
Befugniss,  ihre  durch  den  erwähnten  Reichsdeputationsschluss  festgesetzten 
Pensionen  ohne  Abzug  in  jedem  mit  dem  deutschen  Bunde  im  Frieden 
stehenden  Staate  verzehren  zu  dürfen. 

Die  Mitglieder  des  deutschen  Ordens  werden  ebenfalls  nach  den  in  dem 
Reichsdeputations -Hauptschluss  von  1803  für  die  Domstifter  festgesetzten 
Grundsätzen  Pensionen  erhalten,  insofern  sie  ihnen  noch  nicht  hinreichend 
bewilliget  worden,  und  diejenigen  Fürsten,  welche  eingezogene  Besitzungen 
des  deutschen  Ordens  erhalten  haben,  werden  diese  Pensionen  nach  Ver- 
hältniss  ihres  Antheils  an  den  ehemaligen  Ordens  -  Besitzungen  bezahlen. 

Die  Berathung  über  die  Regulirung  der  Sustentations- Casse  und  der 
Pensionen  für  die  überrheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen,  welche  Pen- 
sionen auf  die  Besitzer  des  linken  Rheinufers  übertragen  werden,  ist  der 
Bundesversammlung  vorbehalten.  Diese  Regulierung  ist  binnen  Jahresfrist 
zu  beendigen,  bis  dahin  wird  die  Bezahlung  der  erwähnten  Pensionen  auf 
die  bisherige  Art  fortgesetzt. 

.\rt.  16.  Die  Verschiedenheit  der  christlichen  Religionspartheien  kann 
in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deutschen  Bundes  keinen  Unterschied  in 
dem  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen. 

Die  Bundesversammlung  wird  in  Berathnng  ziehen,  wie  auf  eine  mög- 
lichst übereinstimmende  Weise  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner 
des  jüdischen  Glaubens  in  Deutschland  zu  bewirken  sei,  und  wie  insonder- 
heit denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  gegen  die  Uebernahme 
aller  Bürgerpflichten  in  den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden 
könne;  jedoch  w^erden  den  Bekennern  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  den- 
selben von  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten. 

Art.  17.  Das  fürstliche  Haus  Thurn  und  Taxis  bleibt  in  dem  durch  den 
Reichsdeputationsschluss  vom  25.  Februar  1803  oder  spätere  Verträge  be- 
stätigten Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten, 
so  lange  als  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunft  anderweitige  Verträge 
abgeschlossen  werden  sollten. 

In  jedem  Falle  werden  demselben  in  Folge  des  Artikels  13.  des  erwähn- 
ten Reichsdeputations-Hauptschlusses,  seine  auf  Belassung  der  Posten,  oder 
auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  Ansprüche 
versichert. 

Dieses  soll  auch  da  stattfinden,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  1803 
gegen  den  Inhalt  des  Reichsdeputations -Hauptschlusses  bereits  geschehen 
wäre,  insofern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv 
festgesetzt  ist. 

Art.  18.  Die  verbündeten  Fürsten  und  freien  Städte  kommen  überein, 
den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende  Rechte  zuzusichern: 

a)  Grundeigenthum  ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  er- 
werben und  zu  besitzen,  ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate  mehre- 
ren Abgaben  und  Lasten  unterworfen  zu  sein,  als  dessen  eigene  Un- 
terthanen. 

b)  Die  Befugniss 
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1)  des  freien  We^zieheiis  aus  einem  Biindessta.Tt  in  den  andern,  der 
erAveislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen  will,  auch 

2)  in  Civil-  und  Militärdienste  desselben  zu  treten,  beides  jedoch  nur, 
insofern  keine  Verbindlichkeit  zu  Militärdiensten  gegen  das  bis- 
herige Vaterland  im  Wege  stehe;  und  damit  wegen  der  dermalen 
vorwaltenden  Verschiedenheit  der  gesetzlichen  Vorschriften  über 
MilitärpUichtigkeit  hierunter  nicht  ein  ungleichartiges,  für  einzelne 
Bundesstaaten  nachtheiliges  Verhältniss  entstehen  möge,  so  wird 
bei  der  Bundesversammlung  die  Einführung  möglichst  gleichför- 
miger Grundsätze  über  diesen  Gegenstand  in  Berathung  genommen 
werden. 

c)  Die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  (jus  detractiis,  gabella  emiffratlo- 
nis),  insofern  das  Vermögen  in  einen  andern  deutschen  Bundesstaat 
übergeht  und  mit  diesem  niclit  besondere  Verhältnisse  durch  Frei- 
zügigkeits-  Verträge  bestehen. 

d)  Die  Buiulesversammlung  wird  sicli  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft 
mit  Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen  über  die  Pressfreiheit  und 
die  Sicherstellung  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nach- 
druck beschäftigen. 

Art.  19.  Die  Bundesglieder  behalten  sich  vor,  bei  der  ersten  Zusammen- 
kunft der  Bundesversammlung  in  Frankfurt,  wegen  des  Handels  und 
Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten,  so  wie  wegen  der 
Schifffahrt  nach  Anleitung  der  auf  dem  C'ongress  zu  Wien  angenommenen 
Grundsätze  in  Berathung  zu  treten. 

Art.  20.  Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  von  allen  contrahirenden 
Theilen  ratificirt  werden  und  die  Ratificationen  sollen  binnen  der  Zeit  von 
sechs  Wochen,  oder  avo  möglicli  noch  früher,  nach  Wien  an  die  Kaiserlich 
Oestcrreichische  Hof-  und  StaatsUanzlei  eingesandt  und  bei  Eröffnung  des 
Bundes  in  das  Archiv  desselben  niedergelegt  w  erden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  sämmtüche  Bevollmächtigte  den  gegenwär- 
tigen Vertrag  unterzeichnet  und  mit  ihren  Wappen  besiegelt.  So  geschehen 
Wien  den  achten  Juni  im  Jahr  eintausend  achthundert  und  fünfzehn. 


Sclilussakte  der  über  Ausbildung  und  Befesti- 
gung des  deutsehen  Bundes  zu  Wien  gehal- 
tenen Ministerial-Conferenzen  v.  15.  Mai  1820. 

Die  souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands,  eingedenk  ihrer 
bei  Stiftung  des  deutschen  Bundes  übernommenen  Verpflichtung,  den  Be- 
stimmungen der  Bundesakte  durch  ergänzende  und  erläuternde  Grundge- 
setze eine  zweckmässige  Entwickelung  und  mithin  dem  Bundesverein  selbst 
die  erforderliche  Vollendung  zu  sichern,  überzeugt,  dass  sie,  um  das  Band, 
welches  das  gesammte  Deutschland  in  Friede  und  Eintracht  verbindet,  un- 
auflöslich zu  befestigen,  nicht  länger  anstehen  durften,  jener  Verpflichtung 
und  einem  allgemein  gefühlten  Bedürfnisse  durch  gemeinschaftliche  IJe- 
rathungen  Genüge  zu  leisten,  haben  zu  diesem  Ende  nachstehende  Bevoll- 
mächtigte ernannt welche  zu  Wien  nach  geschehener  Auswechselung 

ihrer  richtig  befundenen  Vollmachten,  in  Cabiuets-Conferenzea  zusammen- 


112 

getreten,  und,  «ach  sorgfältiger  Erwägung  und  Ausgleichung  der  wechsel- 
seitigen Ansichten,  Wünsclie  und  Vorschläge  ihrer  Regierungen,  zu  einer 
definitiven  Vercinbariuig  über  folgende  Artikel  gelangt  sind. 

Art.  1.  Der  deutsche  Bund  ist  ein  völkerreclillicher  Verein  der  deutschen 
souverainen  Fürsten  und  freien  Städte,  zur  Bewahrung  der  Unabhängigkeit 
und  l'nverletzbarkeit  ihrer  im  Bunde  begriffenen  Staaten,  und  zur  Erhaltung 
der  innern  und  äussern  Sicherheit  Deutschlands. 

Art.  2.  Dieser  Verein  hesteht  in  seinem  Innern  als  eine  Gemeinschaft 
selbstständiger,  unter  sich  unabhängiger  Staaten,  mit  wechselseitigen  glei- 
chen Vertrags-Rechten  und  Vertrags-Objiegenheiten,  in  seinen  äussern  Ver- 
hältnissen aber,  als  eine  in  politischer  Einheit  verbundene  Gesammt-Macht. 
Art.  3.  Der  Umfang  und  die  Schranken,  welche  der  Bund  seiner  Wirk- 
samkeit vorgezeichnet  hat,  sind  in  der  Bundesakte  bestimmt,  die  der  Grund- 
vertrag und  das  erste  Grundgesetz  dieses  Vereins  ist.  Indem  dieselbe  die 
Zwecke  des  Bundes  ausspricht,  bedingt  imd  begränzt  sie  zugleich  dessen 
Befugnisse  und  Verpflichtungen. 

Art.  4.  Der  Gesammtheit  der  Bundesglieder  steht  die  Befugniss  der  Ent- 
wickelung  und  Ausbildung  der  Bundesakte  zu,  insofern  die  Erfüllung  der 
darin  aufgestellten  Zwecke  solche  uothwendig  macht.  Die  deshalb  zu  fas- 
senden Beschlüsse  dürfen  aber  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  nicht  im 
Widerspruch  stehen,  noch  von  dem  Grundcharakter  des  Bundes  abweichen. 
Art.  5.  Der  Bund  ist  als  ein  unauflöslicher  Verein  gegründet,  und  es 
kann  daher  der  Austritt  aus  diesem  Verein  keinem  Mitgliede  desselben  frei 
stehen. 

Art.  6.  Der  Bund  ist  nach  seiner  ursprünglichen  Bestimmung  auf  die 
gegenwärtig  daran  Theil  nehmenden  Staaten  beschränkt.  Die  Aufnahme  eines 
neuen  Mitgliedes  kann  nur  Statt  haben,  wenn  die  Gesammtheit  der  Bundes- 
glieder solche  mit  den  bestehenden  Verhältnissen  vereinbar  und  dem  Vor- 
theil  des  Ganzen  angemessen  findet.  Veränderungen  in  dem  gegenwärtigen 
Besitzstande  der  Bundcsglieder  können  keine  Veränderungen  in  den  Rechten 
und  Verpflichtungen  derselben  in  Bezug  auf  den  Bund,  ohne  ausdrückliche 
Zustimmung  der  Gesammtheit  bewirken.  Eine  freiwillige  Abtretung  auf 
einem  Bundesgebiete  haftender  Souverainitäts- Rechte  kann  ohne  solche 
Zustimmung  nur  zu  Gunsten  eines  Mitverbündeten  geschehen. 

Art.  1.  Die  Bundesversammlung,  aus  den  Bevollmächtigten  sämmtlicher 
Bundcsglieder  gebildet,  stellt  den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  vor,  und  ist 
das  beständige  verfassungsmässige  Organ  seines  Willens  und  Handelns. 

Art.  8.  Die  einzelnen  Bevollmächtigten  am  Bundestage  sind  von  ihren 
Committenten  unbedingt  abhängig,  und  dieseu  allein  wegen  getreuer  Be- 
folgung der  ihnen  ertheilten  Instruktionen,  so  wie  wegen  ihrer  Geschäfts- 
führung überhaupt,  verantwortlich. 

A  rt  9.  Die  Bundesversammlung  übt  ihre  Rechte  und  Obliegenheiten  nur 
innerhalb  der  ihr  vorgezeichneten  Schranken  aus.  Ihre  Wirksamkeit  ist  zu- 
nächst durch  die  Vorschriften  der  Bundesakte  und  durch  die  in  Gemässheit 
derselben  beschlossenen  oder  ferner  zu  beschliessenden  Grundgesetze,  wo 
aber  diese  nicht  zureichen,  durch  die  im  Grundvertrage  bezeichneten  Buu- 
deszwecke  bestimmt. 

Art.  lü.  Der  Gesammtwille  des  Bundes  wird  durch  verfassungsmässige 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  ausgesprochen;  verfassungsmässig 
aber  sind  diejenigen  Beschlüsse,  die  innerhalb  der  Grenzen  der  Competenz 
der  Bundesversammlung,  nach  vorgängiger  Berathung,  durch  freie  Abstim- 
mung, entweder  im  engern  Rathe,  oder  im  Plenum,  gefasst  Averden,  je  nach- 
dem das  Eine  oder  das  Andere  durch  die  grundgesetzlichen  Bestimmungen 
vorgeschrieben  ist. 

■  Art.  11.  In  der  Regel  fasst  die  Bundesversammlung  die  zur  Besorgung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Bundes  erforderlichen  Beschlüsse 
im  engern  Rathe,  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Diese  Form  der  Schluss- 
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fassiiug  findet  in  allen  Fällen  statt,  wo  bereits  feststehende  allgemeine 
(Grundsätze  in  Anwendun»,  oder  beschlossene  Gesetze  und  Einrichtungen 
zur  Ausführung;  zu  bringen  sind,  überhaupt  aber  bei  allen  ßerathungs- Ge- 
genständen, welche  die  Bundesakte  oder  spätere  Beschlüsse  nicht  bestimmt 
davon  ausgenommen  haben. 

Art  12.  iNur  in  den  in  der  Bnndesakte  ausdrücklich  bezeichneten  Fällen, 
und  wo  es  auf  eine  Kriegserklärung,  oder  Friedensschluss-Beslätigung  von 
Seiten  des  Bundes  ankommt,  wie  auch,  wenn  über  die  Aufnahme  eines  neuen 
Mitgliedes  in  den  Bund  entschieden  werden  soll,  bildet  sich  die  Versamm- 
lung zu  einem  Plenum.  Ist  in  einzelnen  Fällen  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand 
vor  das  Plenum  gehört,  zweifelhaft,  so  steht  die  Entscheidung  derselbett 
dem  engern  Rathe  zu.  Im  Plenum  findet  keine  Erörterung  noch  Berathung 
statt,  sondern  es  wird  nur  darüber  abgestimmt,  ob  ein  im  engern  Rathe 
vorbereiteter  Beschlnss  angenommen  oder  verw  orfen  werden  soll.  Ein  gül- 
tiger Beschluss  im  Plenum  setzt  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittheileu  der 
Stimmen  voraus. 

Art.  13.  Heber  folgende  Gegenstände: 

1)  Annahme  neuer  Grundgesetze,  oder  Abänderung  der  bestehenden; 

2)  Organische  Einrichtungen,  das  heisst,  bleibende  Anstalten,  als  Älittel 
zur  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke; 

3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund; 

4)  Religions- Angelegenheiten; 

findet  kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  statt;  jedoch  kann  eine  defi- 
nitive Abstimmung  über  Gegenstände  dieser  .Art  nur  nach  genauer  Prüfung 
und  Erörterung  der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  bestimmenden 
Gründe,  deren  Darlegung  in  keinem  Falle  verweigert  werden  darf,  erfolgen. 

Art.  14.  Was  insbesondere  die  organischen  Einrichtungen  betrifft,  so 
muss  nicht  nur  über  die  Vorfrage,  ob  solche  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen nothwendig  sind,  sondern  auch  über  Entwurf  und  Anlage  derselben 
in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  w  esentlichen  Bestimmungen,  im  Plenum 
und  durch  Stimmen -Einhelligkeit  entschieden  werden.  Wenn  die  Entschei- 
dung zu  Gunsten  der  vorgeschlagenen  Einrichtung  ausgefallen  ist,  so  bleiben 
die  sämnulichen  wei(ern  Verhandlungen  über  die  Ausführung  im  Einzelnen 
der  engern  Versammlung  überlassen,  welche  alle  dabei  noch  vorkommenden 
Furagen  durch  Stimmenmehrheit  entscheidet,  auch,  nach  Befinden  der  Um- 
stände, eine  Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die  verschiedenen 
Meinungen  und  Anträge  mit  möglichster  Schonung  und  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  und  Wünsche  der  Einzelnen  auszugleichen. 

Art.  15.  In  Fällen,  wo  die  Bundesglieder  nicht  in  ihrer  vertragsmässigen 
Einheit,  sondern  als  einzelne,  selbstständige  und  unabhängige  Staaten  er- 
scheinen, folglich  jura  singulorum  obwalten,  oder  wo  einzelnen  Bundes- 
gliedern eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen  Verpflichtungen  Aller 
begriff'ene  Leistung  und  Verwilligung  für  den  Bund  zngemuthet  werden 
sollte,  kann  ohne  freie  Zustimmung  sämmtlicher  Betheiligten  kein  dieselben 
verbindender  Beschluss  gefasst  werden. 

Art.  Iti.  Wenn  die  Besitzungen  eines  souveritinen  deutschen  Hauses 
durch  Erbfolge  auf  ein  anderes  übergehen,  so  hängt  es  von  der  Gesammt- 
heit  des  Bundes  ab,  ob  und  in  wie  fern  die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden 
Stimmen  im  Plenum,  da  im  engern  Rathe  kein  Bundesglied  mehr  als  eine 
Stimme  führen  kann,  dem  neuen  Besitzer  beigelegt  werden  sollen. 

Art.  n.  Die  Bundesversammlung  ist  berufen,  zur  Aufrechthaltung  des 
wahren  Sinnes  der  Bundesakte,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen,  wenn 
über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  sollten,  dem  ßundeszweck  gemäs."? 
zu  erklären,  und  in  allen  vorkommenden  Fällen  den  Vorschriften  dieser 
Urkunde  ikre  richtige  Anwendung  zu  sichern. 

Art.  J8.  Da  Eintracht  und  Friede  unter  den  Bundesgliedern  ungestört 
aufrecht  erhalten  werden  soll,  so  hat  die  Bunde  s  v  e  rsammlung,  wenn 
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(He  innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  auf  irgend  eine  Weise  be- 
droht oder  gestört  ist,  über  Erhaltun»;  oder  Wiederherstellung  derselben 
Ralli  zu  pflegen,  und  die  dazu  geeigneten  lieschlüsse  nach  Anleitung  der  in 
den  Colgeiiden  Artikeln  cnlhaltenen  Besfininuingen  zu  fassen. 

Art.  19.  Wenn  z\\isciien  Bundesgliedern  J  hätlichkeiten  zu  besorgen, 
oder  Avirklich  ausgeübt  worden  sind,  so  ist  die  Bumiesversitninilnng  be- 
rufen, vorläufige  .Massregeln  zu  ergreifen,  wodurch  jeder  Selbstliüife  vor- 
gebeugt und  der  bereits  unternommenen  Kinhalt  gethan  werde.  Zu  dem 
Ende  hat  sie  vor  Allem  für  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes  Sorge  zu 
tragen. 

Art.  10.  Wenn  die  Bundesversammlung  von  einen»  Bundesgliede  zum 
Schutze  des  Besitzstandes  angerufen  wird,  und  der  jüngste  Besitzstand 
streitig  ist,  so  soll  sie  für  diesen  besondern  Fall  befugt  sein,  ein  bei  der 
Sache  nicht  betheiligtes  Bundesglied  in  der  Nähe  des  zu  schützenden  Ge- 
bietes aufzufordern,  die  Thatsache  des  jüngsten  Besitzes,  uml  die  ange- 
zeigte Störung  desselben  ohne  Zeitverlust  durch  seinen  obersten  Gerichtshof 
summarisch  untersuchen  und  darüber  einen  rechtlichen  Bescheid  abfassen 
zu  lassen,  dessen  Vollziehung  die  Bundesversammlung,  Menn  der  Bundes- 
staat, gegen  welchen  er  gerichtet  ist,  siih  nicht  auf  Norgängige  Auffor- 
derungen freiwillig  dazu  versteht,  durch  die  ihr  zu  diesem  Ende  angewie- 
senen Mittel  zu  bewirken  hat. 

Art.  21.  Die  Bundesversammlung  hat  in  allen,  nach  Vorschrift  der 
Bundesakte  bei  ihr  anzubringenden  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  die 
Vermittelung  durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen.  Können  die  entstandenen 
Streitigkeiten  auf  diesem  Wege  nicht  beigelegt  werden,  so  hat  sie  die  Ent- 
scheidung derselben  durch  eine  Austrägal- Instanz  zu  veranlassen,  und  da- 
bei, so  lange  nicht  wegen  der  Austrägal- Gerichte  überhaupt  eine  ander- 
weitige Uebereinkunft  zwischen  den  Bundesgliedern  stattgefunden  hat,  die 
in  dem  Bundestags -Beschlüsse  vom  sechzehnten  Juni  achtzehnhundert  und 
siebenzehn  enthaltenen  Vorschriften,  so  wie  den  in  Folge  gleichzeitig  an  die 
Bundestags  -  Gesandten  ergehender  Instruktionen,  zu  fassenden  besondern 
Beschluss  zu  beobachten. 

Art.  22.  Wenn  nach  Anleitung  des  obgedachten  Bundestags-Beschlusses 
der  oberste  Gerichtshof  eines  Bundesstaats  zur  Austrägal-Instanz  gewählt 
ist,  so  steht  demselben  die  Leitung  des  Prozesses  und  die  Entscheidung  des 
Streits  in  allen  seinen  Haupt-  und  Xebenpunkten  uneingeschränkt  und  ohne 
alle  weitere  Einwirkung  der  Bundesversammlung  oder  der  Landesregierung 
zu.  Letztere  wird  jedoch  auf  Antrag  der  Bundesversammlung,  oder  der 
streitenden  Theile,  im  Fall  einer  Zögerung  von  Seiten  des  Gerichts,  die  zur 
Beförderung  der  Entscheidung  nöthigen  Verfügungen  erlassen. 

Art.  2:1  Wo  keine  besondern  Entscheidungsnormen  vorhanden  sind,  hat 
das  Austrägalgericht  nach  i\cn  in  Kechtsstreitigkeiten  derselben  Art  vor- 
mals von  den  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgten  Rechtsquellen,  in  so 
fern  solche  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundesglieder  noch  anwendbar 
sind,  zu  erkennen. 

Art.  24.  Es  steht  übrigens  den  Bundesgliedern  frei,  sowohl  bei  den  ein- 
zelnen vorkommenden  Streitigkeiten,  als  für  alle  künftige  Fälle,  wegen 
besonderer  Au.'^träge  oder  Compromisse  übereinzukommen,  wie  denn  auch 
frühere  Familien-  oder  Vertrags- Austrage  durch  Errichtung  der  Bundes- 
Austrägal -Instanz  nicht  aufgehoben,  noch  abgeändert  werden. 

Art.  25.  Die  Aufrechthaltung  der  Innern  Ruhe  und  Ordnung  in  den  Bun- 
desstaaten steht  den  Regierungen  allein  zu.  Als  Ausnahme  kann  jedoch  in 
Rücksicht  auf  die  innere  Sicherheit  des  gesammten  Bundes,  und  in  Folge 
der  Verpflichtung  der  Bundesglieder  zu  gegenseitiger  Hülfsleistung  die  Mit- 
wirkung der  Gesammtheit  zur  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Ruhe, 
im  Fall  einer  Widersetzlichkeit  der  liiterthanen  gegen  die  Regierung,  eines 


ofTeiicii  Aiifrulirs,  oder  gefährlicher  Bewegung  in  mehre  rcn  Diindcsstaate» 
Statt  (imleii. 

Art.  2().  Wenn  in  einem  Bundesstaate  durch  Widersil/.lichkeit  der  In- 
tcrthanen  gegcü  die  Obrigkeit  die  innere  Ruhe  UMinitttüJMr  gefährdet,  und 
eine  Vorbreiliuig  aufrührerischer  Bewegungen  zu  fürchlen,  oder  ein  wirk- 
liclier  Aufruhr  /.um  .Ausbruch  gekommen  ist,  und  die  Rfgitrung  selbst,  nach 
Erschöpfung  der  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  ?vi;ltel,  dtn  f'eisland 
des  Bundes  anruft,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die  schleunigste 
Hülfe  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen.  Sollte  im  letzt- 
gedachten Falle  die  Regierung  notorisch  ausser  Stande  sein,  den  Aufruhr 
durch  eigene  Kräfte  zu  unterdrücken,  zugleich  aber  durch  die  Umstände 
gehindert  werden,  die  Hülfe  des  Bundes  zu  begehren,  so  ist  die  Bundes- 
versammlung nichts  desto  weniger  verpflichtet,  auch  unaufgerufen  zur 
Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Sicherheit  einzuschreiten.  In  jedem 
Falle  aber  dürfen  die  verfügten  Maassregeln  von  keiner  längern  Dauer  sein, 
als  die  Regierung,  welcher  die  bundesmässige  Hülfe  geleistet  wird,  es  noth- 
wendig  erachtet. 

Art.  27.  Die  Regierung,  welcher  eine  solche  Hülfe  zu  Theil  geworden, 
ist  gehalten,  die  Bnudesversammluiig  von  der  Veranlassung  der  eingetre- 
tenen Unruhen  in  Kenntniss  zu  setzen,  und  von  den  zur  Befestigung  der 
wie<lerhergestellten  gesetzlichen  Oruinuig  getroffenen  Maassregeln  eine  be- 
ruhigende Anzeige  an  dieselbe  gelangen  zu  lassen. 

Art.  28.  Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  mehreren 
Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen  und  Anschläge  bedroht  sind, 
und  dagegen  nur  durch  Zusammenwirken  der  Gesammtheit  zureichende 
Maassregeln  ergriffen  Averdeu  können,  so  ist  die  Bundesversammlung  be- 
fugt und  berufen,  nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedroh- 
ten Regierungen  solche  Maassregeln  zu  berathen  und  zu  beschliessen. 

Art.  29.  Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer  Justitz -Verwei- 
gerung eintritt,  und  auf  gesetzlichen  Wegen  ausreichende  Hülfe  nicht  erlangt 
werden  kann,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  erwiesene,  nach  der 
Verfas.sung  und  den  bestehenden  Gesetzen  jedes  Landes  zu  beurtheilende 
Beschwerden  über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtsi)flege  anzunehmen, 
und  darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung,  die  zu  der  Be- 
schwerde Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken. 

Art.  30.  Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen  desshalb  nicht  befrie- 
digt werden  können,  weil  die  Verpflichtung,  denselben  Genüge  zu  leisten, 
zwischen  mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft  oder  bestritten  ist,  so  hat 
die  Biuidesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  zuvörderst  eine  Aus- 
gleichung auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen,  im  Fall  aber,  dass  dieser  Ver- 
such ohne  Krfolg  bleibe,  und  die  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder 
sich  nicht  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  über  ein  Compromiss  vereinigen, 
die  rechtliche  Kntscheidung  der  streitigen  Vorfrage  durch  eine  Austrägal- 
Instanz  zu  veranlassen. 

Art.  31.  Die  Bundesversammliuig  hat  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit, 
für  die  Vollziehung  der  Bnndesakte  und  übrigen  Gründgesetze  des  Bundes, 
der  in  Gemässheit  ihrer  Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse,  der  durch 
Austräge  gefällten  schiedsrichterli(;hen  Erkenntnisse,  der  unter  die 
Gewährleistung  des  Bundes  gestellten  compromissarischen  Entscheidungen 
und  der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche,  so  wie  für  die  Aufrecht- 
haltung der  von  dem  Bunde  übernommenen  besonderen  Garantien  zu 
sorgen,  auch  zu  diesem  Ende,  nach  Erschö])iung  aller  andern  bundesverfas- 
sungsmässigen  Mittel,  die  erforderlichen  E.xecutions  -  Maassregeln,  mit  ge- 
nauer Beobachtung  der  in  einer  besondern  Executions- Ordnung  dieserhalb 
festgesetzten  Bestimmungen  und  Normen,  in  Anwendung  zu  bringen. 

Art.  32.  Da  jede  Bundesregierung  die  Obliegenheit  hat,  auf  Vollzieiuing 
der  Bundesbeschlüsse  zu  halten,  der  Bundesversammlung  aiier  eine  unniit- 
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telbare  Kinwirkiin»  auf  die  innere  Verwaltung:  der  Bundesstaaten  nicht  7.«- 
steht,  so  liaiin  in  der  Hege!  nurp:effen  die  Kejfierung  selbst  ein  Execiitions- 
verfaliren  Statt  finden.  —  Ausnahmen  von  dieser  Regel  treten  jeiloch  ein, 
wenn  eine  Bundesregierung;,  in  Ermangelung  eigner  zureichenden  Mittel, 
selbst  die  Hülfe  des  Bundes  in  Anspruch  nimmt,  oder  wenn  die  lUindesver- 
sammlung  unter  den  im  sechs  und  zwanzigsten  Artikel  bezeiclmetcn  Lm- 
ständen,  zur  Wiederherstellung  der  allgemeinen  Ordnung  und  Sicherheit 
unaufgerufen  einzuschreiten  verpflichtet  ist.  —  Im  ersten  Falle  muss  jedoch 
immer  in  Uebereinstimmung  mit  den  Anträgen  der  Regierung,  welcher  die 
bundesmässige  Hülfe  geleistet  wird,  verfaliren,  und  im  zweiten  Falle  ein 
Gleiches,  sobald  die  Regierung  wieder  in  Thätigkeit  gesetzt  ist,  beobachtet 
werden. 

Art.  33.  Die  Executionsmaassregeln  werden  im  Namen  d«r  Gesammtheit 
des  Bundes  beschlossen  und  ausgeführt.  Die  Bundesversammlung  ertheilt  zu 
dem  Ende  mit  Berücksichtigung  aller  Localumstände  und  sonstigen  Ver- 
hältnisse, einer  oder  mehreren,  bei  der  Sache  nicht  betheiligten  Regierungen, 
den  Auftrag  zur  Vollziehung  der  beschlossenen  Maassregeln,  und  bestimmt 
zugleich  sowohl  die  Stärke  der  dabei  zu  verwendenden  Mannschaft,  als  die 
nach  dem  jedesmaligen  Zweck  des  Executionsverfahrens  zu  bemessende 
Dauer  desselben. 

Art.  34.  Die  Regierung,  an  welche  der  Auftrag  gerichtet  ist,  und  welche 
solchen  als  eine  Bundespflicht  zu  übernehmen  hat,  ernennt  zu  diesem  Behuf 
einen  Civil  -  Commissair,  der,  in  Gemässheit  einer,  nach  den  Bestimmungen 
der  Bundesversammlung,  von  der  beauftragten  Regierung  zu  ertlieilenden 
besoudern  Instruktion,  das  Executionsverfahren  unmittelbar  leitet.  —  Wenn 
der  Auftrag  an  mehrere  Regierungen  ergangen  ist,  so  bestimmt  die  Bundes- 
versammlung, welche  derselben  den  Civil  -  Commissair  zu  ernennen  hat. 
Die  beauftragte  Regierung  wird,  während  der  Dauer  des  Executions  -  Ver- 
fahrens, die  Bundesversammlung  von  dem  Erfolge  desselben  in  Kenntniss 
erhalten,  und  sie,  sobald  der  Zweck  vollständig  erfüllt  ist,  von  der  Been- 
digung des  Geschäfts  unterrichten. 

Art.  35.  Der  Bund  hat  als  Gesammtmacht  das  Recht,  Krieg,  Frieden, 
Bündnisse  und  andere  Verträge  zu  beschliessen.  Nach  dem  im  zweiten  Ar- 
tikel der  Bundesakte  ausgesprochenen  Zwecke  des  Bundes  übt  derselbe  aber 
diese  Rechte  nur  zu  seiner  Selbs  t  ve  rtheidigung,  zur  Erhaltung  der 
Selbstständigkeit  und  äussern  Sicherheit  Deutschlands,  und  der  Unabhän- 
gigkeit und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten  aus. 

Art.  3fi.  Da  in  dem  eilften  Artikel  der  Bundesakte  alle  Mitglieder  des 
Bundes  sich  verbindlich  gemacht  haben,  sowohl  ganz  Deutschland,  als  jeden 
einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schutz  zu  nehmen,  und  sich 
gegenseitig  ihre  sämmtlichen  unter  dem  Bunde  begriffenen  Besitzungen  zu 
garantiren,  so  kann  kein  einzelner  Bundesstaat  von  Auswärtigen  verletzt 
werden,  ohne  dass  die  Verletzung  zugleich  und  in  demselben  Maasse  die  Ge- 
sammtheit  des  Biuides  treffe. 

Dagegen  sind  die  einzelnen  Bundesstaaten  verpflichtet,  von  ihrer  Seite 
weder  Anlass  zu  dergleichen  Verletzungen  zu  geben,  noch  auswärtigen 
Staaten  solche  zuzufügen.  —  Sollte  von  Seiten  eines  fremden  Staates  über 
eine  von  einem  Mitgliede  des  Bundes  ihm  widerfahrene  Verletzung  bei  der 
ßundesversammlung  Beschwerde  geführt,  und  diese  gegründet  befunden 
werden,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  das  Bundesglied,  welches  die 
Beschwerde  veranlasst  hat,  zur  schleunigen  und  genügenden  Abhülfe  auf- 
zufordern, und  nach  dieser  Aufforderung,  nach  Befinden  der  Umstände, 
Maassregeln,  wodurch  weitern  friedestörenden  Folgen  zurrechten  Zeit  vor- 
gebeugt werde,  zu  verbinden. 

Art.  37.  Wenn  ein  Bundesstaat  bei  einer  zwischen  ihm  und  einer  aus- 
wärtigen Macht  entstandenen  Irrung,  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  an- 
ruft, so  hat  die  Bundesversammlung  den  Ursprung  dieser  Irrung  und   das 
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wahre  SachverhäKniss  sorgfältia;  zu  prüfen.  —  Ergibt  sich  aus  dieser  ?rü- 
fiino^,  dass  dem  Bundesstaate  das  Recht  nicht  zur  Seite  steht,  so  hat  die 
Biindesversaminluno;  denselben  von  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  ab- 
zumahnen, und  die  begehrte  Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erfor- 
derlichen Falls  zur  Erhaltung  des  Friedens  geeignete  Mittel  anzuwenden. 
Ergibt  sich  das  Gegenthcil,  so  ist  die  Bundesversammlung  verpflichtet,  dem 
verletzten  Bundesstaate  ihre  wirksamste  Verwendung  und  Vertretung  an- 
gedeihen  zu  lassen,  und  solche  so  weit  auszudehnen,  als  nöthig  ist,  damit 
demselben  volle  Sicherheit  und  angemessene  Genugthuung  zu  Theil  werde. 

Art.  38.  Wenn  aus  der  Anzeige  eines  Bundesstaates,  oder  aus  andern 
zuverlässigen  Angaben,  Grund  zu  der  Besorgniss  geschöpft  wird,  dass  ein 
einzelner  Bundesstaat,  oder  die  Gesammtheit  des  Bundes,  von  einem  feind- 
lichen Angriffe  bedroht  sei,  so  muss  die  Bundesversammlung  sofort  die 
Frage,  ob  die  Gefahr  eines  solchen  Angriffs  wirklich  vorhanden  ist,  in  Be- 
rathung  nehmen,  und  darüber  in  der  kürzest  möglichen  Zeit  einen  Aus- 
spruch thun.  Wird  die  Gefahr  anerkannt,  so  muss  gleichzeitig  mit  diesem 
Ausspruche,  wegen  der  in  solchem  Falle  unverzüglich  in  \\'irksaitikeit  zu 
setzenden  Vertheidigungsmaassregeln,  ein  Beschluss  gefasst  werden.  Beides, 
jener  Ausspruch  und  dieser  Beschluss,  ergeht  von  der  engern  Versammlung, 
die  dabei  nach  der  in  ihr  geltenden  absoluten  Stimmenmehrheit  verfäiirt. 

Art.  39.  Wenn  das  Bundesgebiet  von  einer  ansAvärtigen  Macht  feindlich 
überfallen  wird,  tritt  sofort  der  Stand  des  Krieges  ein,  und  es  muss  sofort 
in  diesem  Falle,  was  auch  ferner  von  der  Bundesversammlung  beschlossen 
werden  mag,  ohne  weiteren  Verzug  zu  den  erforderlichen  Vertheidigungs- 
maassregeln geschritten  werden. 

Art.  40.  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  förmlichen  Kriegserklärung  ge- 
nöthigt ,  so  kann  solche  nur  in  der  vollen  Versammlung  nach  der  für  die- 
selbe vorgeschriebenen  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  beschlossen 
werden. 

Art.  41.  Der  in  der  engern  Versammlung  gefasste  Beschluss  über  die 
Wirklichkeit  der  Gefahr  eines  feindlichen  Angriffes  verbindet  sämmtliche 
Bundesstaaten  zur  Theilnahme  an  den  vom  Bundestage  nothwendig  erach- 
teten Vertheidigungsmaassregeln.  Gleicherweise  verbindet  die  in  der  vollen 
Versammlung  ausgesprochene  Kriegserklärung  sämmtliche  Bundesstaaten 
zur  unmittelbaren  Theilnahme  an  dem  gemeinschaftlichen  Kriege. 

Art.  42.  Wenn  die  Vorfrage,  ob  Gefahr  vorhanden  ist,  durch  die  Stim- 
menmehrheit verneinend  entschieden  wird,  so  bleibt  nichts  desto  weniger 
denjenigen  Bundesstaaten,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gefahr  über- 
zeugt sind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  Ver theidigungs-Maassre- 
geln  unter  einander  zu  verabreilen. 

Art.  43.  Wenn  in  einem  Falle,  wo  es  die  Gefahr  und  Beschützung  ein- 
zelner Bundesstaaten  gilt,  einer  der  streitenden  Theile  auf  die  förmliche 
Vermittelung  des  Bundes  anträgt,  so  wird  derselbe,  in  so  fern  er  es  der 
Lage  der  Sachen  und  seiner  Stellung  angemessen  findet,  unter  vorausge- 
setzter Einwilligung  des  andern  Theils,  diese  Vermittelung  übernehmen;  je- 
doch darf  dadurch  der  Beschluss  wegen  der  zur  Sicherheit  des  Bundesgebiets 
zu  ergreifenden  Vertheidigungs  -  Maassregeln  nicht  aufgehalten  werden, 
noch  in  der  .■Ausführung  der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine 
Verzögerung  eintreten. 

Art.  44.  Bei  ausgebrochenem  Kriege  steht  jedem  Bundesstaate  frei,  zur 
gemeinsamen  Vertheidigung  eine  grössere  Macht  zu  stellen,  als  sein  Bundes- 
Contingent  beträgt;  es  kann  jedoch  in  dieser  Hinsicht  keine  Forderung  an 
den  Bund  Statt  finden. 

Art.  45.  Wenn  in  einem  Kriege  zwischen  auswärtigen  Mächten,  oder  in 
andern  Fällen  Verhältnisse  eintreten,  welche  die  Besorgniss  einer  Verletzung 
der  Neutralität  des  Bundesgebiets  veranlassen,  so  hat  die  Bundesversamm- 
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l.;ng  oiiiie  Ver/iig  im  engein  Rathe  die  zur  Beliaupliing  dieser  Neutrnlltät 
erforderliclien  Maassregeln  zu  bescliliessen. 

An.  4ü.  JSeginiit  ein  Hundesstaat,  der  zugleich  ausseiiialb  des  Bundes- 
gibiet.s  liesilziingen  iial,  in  seiner  Eigenscliaft  als  e(iro|>äiscIie  Maclit  einen 
Krieg,  so  blcilH  solcher,  die  Verhältnisse  und  \'er|)llichtungen  des  Bundes 
nicht  berührender  Krieg,  dem  Bunde  ganz  fremd. 

Art.  17.  In  den  Fällt  n,  avo  ein  soiiln-r  iJundesstaat  in  seinen  ausser  dem 
Bunde  gelegenen  Besilzüiigun  bedroiit  oder  angcgrilien  uird,  tritt  für  den 
Bund  lue  Verpflichtung  zu  geineinschafllichen  Vertheidigungs  -  lAlaassregeln, 
oder  z;:r  Theilnahme  und  Ihilfeieistung  nur  in  so  ferne  ein,  als  derselbe 
nach  vorgängiger  Beratluing  luirch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  Ver- 
sammlung, Gefahr  für  das  Bundesgebiet  erkennt.  Im  letzteren  Fal'e  linden 
die  Vorschriften  der  vorhergehenden  Arliiu-l  ilire  gleichmässige  Anwendung. 

Art.  48.  Die  Bestimmungen  der  l'iindesakle,  vermöge  welcher,  nach 
einm;d  erklärtem  Bundeskriege,  kein  Mitglied  des  Bundes  einzelne  l'nter- 
ii;;ndlungen  mit  dem  Feinde  eingehen,  nocii  einseitig  WafTenstilistand  oder 
Frieden  schliessen  darf,  ist  für  sämmtliche  Bundesstaaten,  sie  mögen  ausser- 
halb des  Bundes  Besitzungen  haben  oder  nicht,  gleich  verbindlich. 

Art.  49.  Wenn  von  Seiten  des  Bundes  Unterhandlungen  über  Abschluss 
des  F'riedens  oder  eines  Waffenstillstandes  stattlinden,  so  hat  die  Bundes- 
versammlung zu  specieller  Leitung  derselben  einen  Ausschuss  zu  bestellen, 
zu  dem  Unterhandlungs -Geschäft  selbst  aber  eigene  Bevollmächtigte  zu 
ernennen,  und  mit  gehörigen  Instruktionen  zu  versehen.  Die  Annahme  und 
Bestätigung  eines  F'ricdeusvertrags  kann  nur  in  der  vollen  Versammlung 
geschehen. 

A  r  t.  50.  In  Bezug  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  überhaupt  liegt  der 
Bundesversammlung  ob : 

i)  .\ls  Organ  der  Gesammtlieit  des  Bundes  für  die  Anfrechthaltung 
friedlicher  und  freundschaftlicher  Verhältnisse  mit  den  auswärtigen 
Staaten  Sorge  zu  tragen; 

2)  die  von  fremden  Mächten  bei  dem  Bunde  beglaubigten  Gesandten  an- 
zunehmen, und  wenn  es  nöthig  befunden  werden  sollte,  im  JNanien 
des  Bundes  Gesandte  an  fremde  Mäciite  abzuordnen; 

3)  in  eintretenden  Fällen  Unterhandlungen  für  die  Gesammtheit  des 
Bundes  zu  führen,  und  Verträge  für  denselben  abzuschliessen; 

4)  auf  Verlangen  einzelner  Bundesregierungen,  für  dieselben  die  Ver- 
v>  endung  des  Bundes  bei  fremden  Regierungen,  und,  in  gleicher  Art 
auf  Verlangen  fremder  Staaten,  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  bei 
einzelnen  Bundesgliedern  eintreten  zu  lassen. 

Art.  51.  Die  Bunilesversamnilung  ist  ferner  verpflichtet,  die  auf  das 
Militärwesen  des  Bundes  Bezug  habenden  organischen  Einrichtungen  und 
die  zur  Sicherstellung  seines  Gebiets  erforderlichen  Vertheidigungs  -  An- 
stalten zu  beschliessen. 

Art.  52.  Da  zur  Erreichung  der  Zwecke  und  Besorgung  der  Angelegen- 
heiten des  Bundes,  von  der  Gesammtheit  der  Mitglieder  Geldbeiträge  zu 
leisten  sind,  so  hat  die  Bundesversammlung 

1)  den  Betrag  der  gewöhnlichen  verfassungsmässigen  Ausgaben,  so 
weit  solches  im  Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen; 

2)  in  vorkommenden  Fällen  die  zur  Ausführung  besonderer  in  Hinsicht 
auf  anerkannte  Bundeszwecke  gefassten  Beschlüsse  erforderlichen 
ausserordentlichen  .\usgaben  und  die  zur  Bestreitung  derselben  zu 
leistenden  Beiträge  zu  bestimmen; 

3)  das  matrikelmässige  Verhällniss,  nach  welchem  von  den  Mitgliedern 
des  Bundes  beizutragen  ist,  festzusetzen; 

4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Beiträge  anzuord  - 
nen  und  darüber  die  Aufsicht  zu  führen. 

Art.  53.  Die  durch  die  Bundesakte  den  einzelnen  Bundesstaaten  garau- 
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Bundes  in  die  innere  Staatsverwaltung  aus.  Da  aber  die  Bundesglieder  sich 
in  dem  zweiten  Abschnitt  der  Bundesakte  über  einige  besondere  Bestim- 
mungen vereinigt  haben,  welche  sich  theils  auf  Gewährleistung  zugesicherter 
Rechte,  theils  auf  bestimmte  Verhältnisse  der  Unterthanen  beziehen,  so  liegt 
der  ßundtsversaramlung  ob,  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen 
übernommenen  Yerbindlichkeiteii,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten 
Anzeigen  der  ßetheiligten  ergibt,  dass  solche  nicht  stattgefunden  habe,  zu 
bewirken.  Die  Anwendung  der  in  Gemässheit  dieser  Verbindlichkeiten  ge- 
troffenen allgemeinen  .Anordnungen  auf  die  einzelnen  Fälle  bleibt  jedoch 
den  Regierungen  allein  überlassen. 

Art.  M.  Da  nach  dem  Sinn  des  13ten  Artikels  der  Bundesakle,  und  dea 
darüber  erfolgten  spätem  Erklärungen  in  allen  Bundesstaaten  landständi- 
sche Verfassungen  stattfinden  sollen,  so  hat  die  Bundesversammlung  darüber 
zu  wachen,  dass  diese  Bestimmung  in  keinem  Bundesstaat  unerfüllt  bleibe. 

Art.  55.  Den  souverainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt  überlassen, 
diese  innere  Landesangelegenheit,  mit  Berücksichtigung  sowohl  der  früher- 
hin  gesetzlich  bestandenen  -siänuischen  Hechte,  als  der  gegenw  artig  obwal- 
tenden Verhältnisse  zu  ordnen. 

Art.  56.  Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  landständischen 
Verfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege  wieder  abge- 
ändert werden. 

Art.  57.  Da  der  deutsche  Bund,  mit  Ausnahme  der  freien  Städte,  aus 
souverainen  Fürsten  besteht,  so  nuiss,  dem  hierdurch  gegebenen  Grund- 
begriffe zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staats 
vereinigt  bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Ver- 
fassung nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  werden. 

Art.  58.  Die  im  Bunde  vereinten  souverainen  Fürsten  dürfen  durch 
keine  landsländische  Verfassung  in  der  Erfüiluug  ihrer  bundesmässigen 
Verpflichtungen  gehindert  oder  beschränkt  werden. 

Art.  59.  Wo  die  Oeffentlichkeit  landständischer  Verhandlungen  durch  die 
Verfassung  gestattet  ist,  nuiss  durcii  die  Geschäftsordnung  dafür  gesorgt 
werden,  dass  die  gesetzlichen  Glänzen  der  freien  Aeusserung  weder  bei  den 
Verhandlungen  selbst,  noch  bei  deren  Ijekanntmachung  durch  den  Druck, 
auf  eine  die  Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaats  oder  des  gesammten  Deutsch- 
lands gefährdende  Weise  überschritten  werden. 

Art.  60.  Wenn  von  einem  Bundtsgliede  die  Garantie  des  Bundes  für  die 
in  seinem  Lande  eingeführte  landsländische  Verfassung  nachgesucht  wird, 
so  ist  die  Bundesversammlung  berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält 
dadurch  die  Befugniss,  auf  Anrufung  der  Betheiligten,  die  Verfassung  auf- 
recht zu  erhalten,  und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  ent- 
standenen Irrungen,  sofern  dafür  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege  ge- 
setzlich vorgeschrieben  sind,  durch  gütliche  Vermitteluug  oder  compromis- 
sarische  Entscheidung  beizulegen. 

Art.  61  Ausser  dem  Fall  der  übernommenen  besonderen  Garantie  einer 
landständischen  Verfassung,  und  der  Aufrechthaltung  der  über  den  drei- 
zehnten Artikel  der  Bundesakte  hier  festgesetzten  Bestimmungen,  ist  die 
Bundesversammlung  nicht  berechtigt,  in  iHn'istämiische  .Angelegenheiten, 
oder  in  Streitigkeiten  zwischen  den  Lanilesherren  und  ihren  Ständen  einzu- 
wirken, so  lange  solche  nicht  den  im  sechs  und  zwanzigsten  Artikel  bezeich- 
neten Charakter  annehmen,  in  welchem  Falle  die  Bestimmungen  dieses,  so 
wie  des  sieben  und  zwanzigsten  .Artikels  auch  hierbei  ihre  Anwendung  fin- 
den. —  Der  sechs  und  zwanzigste  Artikel  der  Wiener  Congressakte  vom 
Jahr  achtzehn  hundert  und  fünfzehn,  in  Betreff  der  Verfassung  der  freien 
Stadt  Frankfurt,  erhält  jedoch  hierdurch  keine  Abänderung. 

Art.  62.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  in  Bezug  auf  den  dreizehnten 
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Arlikcl  (1er  Bundesakte  sind  auf  die  freien  Stiidte  in  so  weit  anwendhar,  als 
die  besondern  Verfassung^en  und  Veriiällnisse  derselben  es  zulassen. 

Art.  63.  Hs  liegt  der  Bundesversammhiii";  ob,  airf  die  genaue  und  voll- 
.ständige  Krriillung  derjenigen  Bestimmungen  zu  achten,  welche  dor  vier- 
zehnte Artikel  der  Bnndesakte  in  Betreff  dir  mittelbar  gewordenen  ehema- 
ligen Reichsstände  und  des  ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadels  enthält. 
Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Ländern  die  Besitzungen  derselben  einver- 
leilit  worden  bleiben  gegen  den  Buml  zur  unverriickten  Aufrechthaltung  der 
durch  jene  Bestimmungen  begründeten  staatsrechtlichen  Verhältnisse  ver- 
pflichtet. Und  wenn  gleich  die  über  die  Anwendung  der  in  Gemässheit  des 
vierzehnten  Artikels  der  ßundcsakte  erlassenen  Verordnungen  oder  abge- 
schlossenen Verträge  entstehenden  Streitigkeiten  in  einzelnen  Fällen  an  die 
competenten  Behörden  des  Bundesstaats,  in  welchem  die  Besitzungen  der 
mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  sind,  zur  Ent- 
scheidung gebracht  werden  müssen,  so  bleibt  denselben,  im  Fall  der  ver- 
weigerten gesetzlichen  und  verfassungsmässigen  Rechtshülfe,  oder  einer 
einseitigen  zu  ihrem  Nachtheil  erfolgten  legislativen  Erklärung  der  durch 
die  Butidesakte  ihnen  zugesicherten  Rechte,  der  Recurs  an  die  Bundesver- 
sammlung vorbehalten;  und  diese  ist  in  einem  solchen  Falle  verpflichtet, 
wenn  sie  die  Beschwerde  gegründet  findet,  eine  genügende  Abhülfe  zn  be- 
wirken. 

Art.  64.  Wenn  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen,  deren  Zweck 
nur  durch  die  zusammenwirkende  Theilnahme  aller  Bundesstaaten  vollstän- 
dig erreicht  werden  kann,  von  einzelnen  Bundesgliedern  an  die  Bundesver- 
sammlung gebracht  werden,  und  diese  sich  von  der  Zweckmässigkeit  und 
Ausführbarkeit  solcher  Vorschläge  im  Allgemeinen  fiberzeugt,  so  liegt  ihr 
ob,  die  Mittel  zur  Vollführung  derselben  in  sorgfältige  Erwägung  zu  ziehen, 
lind  ihr  anhaltendes  Bestreben  dahin  zu  richten,  die  zu  dem  Ende  erforder- 
liche freiwillige  Vereinbarung  unter  den  sämmtlichen  Bundesgliedern  z» 
bewirken. 

Art.  65.  Die  in  den  besondern  Bestimmungen  der  Bundesakte,  .\rtikel 
16,  18,  19  zur  Berathung  der  Bundesversammlung  gestellten  Gegenstände 
bleiben  derselben,  um  durch  gemeinschaftliche  Uebereinkunft  zu  möglichst 
gleichförmigen  Verfügungen  darüber  zu  gelangen,  zur  fernem  Bearbeitung 
vorbehalten. 

Die  vorstehende  Akte  wird  als  das  Resultat  einer  unabänderlichen  Ver- 
einbarung zwischen  den  Bundesgliedern,  mittelst  Präsidial- Vortrags  an  den 
Bundestag  gebracht,  und  dort,  in  Folge  gleichlautender  Erklärungen  der 
Bundesregierungen,  durch  förmlichen  Bundesbeschluss  zn  einem  Grundgesetz 
erhoben  werden,  welches  die  nämliche  Kraft  und  Gültigkeit  wie  die  Bundes- 
akte selbst  haben,  und  der  Bundesversammlung  zur  unabweichlichen  Richt- 
schnur dienen  soll. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  sämmtliche  hier  versammelte  Bevollmächtigte 
die  gegenwärtige  Akte  unterzeichnet  und  mit  ihrem  Wappen  untersiegelt. 

So  geschehen  zu  Wien,  den  fünfzehnten  des  Monats  Mai,  im  Jahr  ein 
tausend  acht  hundert  und  zwanzig. 
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Abdankung   des   Souverains  194. 
Abstimmung  am  Bundestage  1.  21; 

Enthalten  von  derselben  und  Ver- 

säumniss  1.  26.  flg. 
Abtretung     von     Bundesländei'n 

1.  16. 
Abzeichen,  politische  1.64. 
Acten  Versendung  1.89. 
Adel  220.  flg.  1.  93. 
Administrativsachen  349. 
Adoption,  eines  Thronfolgers  107. 

147. 
Adressen   297.  an  die  Bundesver- 
sammlung I.  64. 
Aemterhoheit  186.363. 
Agnaten,  fürstliche  (deren  Rechte) 

108.  119.  138.  139.  142.  148.  150. 
154.  flg.  164.  196. 
Alter  der  Staaten  59. 
Anerkennung  der  Staatsgewalt 

82.  88. 


Anfallsrecht  117.  157.  168. 
Anklage  der  Minister  282. 
Anonymität  301. 
Anwartschaften,  auf  Lehn  -   und 
Staatsämter  119.  flg.,  kaiserliche 
auf  Reichslehn  124.  173. 
Apanagen  164. 

Appellatio  tanquam  ab  abusu  3T8. 
Archie  239. 

Archivcommission,  des  Bundes 
für  das  Archiv  des   Reichskam- 
niergerichtes  I.  37. 
Aristokratie  96.   239;   natürliche 
98;  der  Intelligenz  251;  der  Be- 
amten 299.  366;  der  Grossmächte 
114. 
A  s  c  e  n  s  i  0  n  s  r  e  c  h  t  1 .  1 02. 
Associations recht  297. 
Associations- System  376. 
Aufführung,   unbefugte,   musika- 
lischer und  dramatischer  Werke 
I.  79. 
Auflösung    der    Ständeversamm- 
lungen 288. 
Aufnahme     neuer     Bundesglieder 
i.  14. 


Aufsehende  Gewalt  181.  188.  334; 
über  die  Kirche  382.  385. 

AiLsländer,  s.  Fremde. 

Auslegung,  s.  Interpretation. 

Auslieferung,  von  Verbrechern 
214.  225.  343.  1.  64.  65;  s.  Car- 
tellconvention. 

Ausschüsse,  landständische  305. 

Aussteuer  der  Prinzessinnen  165. 

Au  st  rage  116.  178.  307.  s.  Bundes- 
Austrägalgericht. 

Auswanderung  217.  I.  104. 

Au s zeich  nungen  357. 

Autokratie  241. 

Autonomie  der  sou verainen  Häuser 
131;  des  Souverains  319.  322;  der 
Standesherren  und  des  ehemali- 
gen Reichsadels  I.  95.  98. 

B. 

Beamte  s.  Staatsdiener. 

Beamten -Aristokratie  s.  Ari- 
stokratie. 

Beherrschungsformen  239. 

Begnadigungsrecht  18.  185.357. 

Beneficia  legis  215.  224.  356. 

Bentink,  Grafs.  Kniphausen. 

Berathungs-Gegenstände  der 
Bundesversammlung  I.  46. 

Berathungsrecht ,  landständi- 
sches, der  Gesetze  275. 

Besitz  39;  unvordenklicher  40.  112. 
391.  393. 

Bullen,  päpstliche,  die  Kirchenver- 
hältnisse betr.  380.  381. 

Bund,  deutscher,  Begriff  I.  4.  Be- 
schlussfassung im  engeren  Rathe 
und  im  Plenum  I.  19.  flg.  24;  nach 
Majorität  oder  Einhelligkeit  der 
Stimmen  1.  21.  22;  sein  Charakter 
als  Staatenbund  I.  1 1 ;  Entstehung 
I.  4;  Mitglieder  I.  14;  deren 
Rechtsgleichheit  und  Rangver- 
schiedenheit  1.  17;  Unabhängig- 


keit von  fremden  Mächten  I.  85; 

Verbältniss  zum  deutschen  Reich 

und  Rheinbund  1.  12. 
Bündnissrechl  186.  1.  86. 
Bürgerliche  Gesellschaft  9. 
Bürgerliche  Rechte,  s.  droits  ci- 

vils  u.  Privatrecht. 
Bürgerlicher  Gehorsam  9. 
Bund  es -Acte  1.  18. 

—  Auslrägalgericht  1.  53.  55. 

—  Canzlei-Kasse  I.  81. 

—  Commissionen  I.  36. 

—  Execution  I.  50. 

—  Festungen  I   82. 

—  Gebiet  1.  15. 

—  Gesetze  I.  9. 

—  Gewalt  I.  19.  39. 

—  Grundverträge  I.  8. 

—  Heer  I.  82. 

—  Indigenat  212.  I.  104. 

—  Matrikeil.  81.  82. 

—  Matrikularkasse  I.  81. 

—  Militär-Commission  I.  37. 

—  Präsidium  I.  19;  sein  Geschäfts- 
kreis I.  37. 

—  Recht  25.  26;  rheinisches  32, 

—  Schiedsgericht  281.  289.  307.  I. 
59.  91. 

Bundestag  I.  19. 
Bund  es  tags -Commissionen  I.  21. 
36. 

—  Ferien  1.  30. 

—  Gesandte  I.  38. 

Bundesversammlung!.  19;  de- 
ren Titel,  Siegel  und  Wappen  1.  29; 
Competenz  I.  39. 

Burschenschaft  s.  Verbindun- 
gen. 

C. 

Cartellconvention,    allgemeine 

I.  83.  85. 
Censur  301.  deren  Wirkungen  304. 

s.  Fressfreiheit. 


Central  II  ntersuchnngs-rom- 
mission  I.  37. 

Cognatische  Succession  106.   166. 

Collateralenfolge  159. 

Collegialsystem  3T6.  378. 

Competenz  der  Gerichte  in  Bezug 
auf  Gesetze  und  Verordnungen 
337.  338.  350;  der  Bundesver- 
sammlung 1.  39. 

Concordate  380. 

Condomin  ate  345. 

Conscrlption  362. 

Constitution  244.  flg.  s.  Land- 
slände, Repräsentation,  und  Ver- 
fassung. 

Contingente  der  Bundesstaaten 
1.  82. 

Contrasignatur  der  Minister  249. 
293. 

Corporationen  s.  Gemeinwesen. 

Correspondenz  der  Geistlichen 
mit  Rom  386. 

Cultur-Polizei  185.  354. 

Curiatstimmen  I.  20.  24;  der  Stan- 
desherrn I.  14. 

D. 

Demokratie  96.  239. 
Descendentenfolge  158. 
Deutscher  Orden  I.  102. 
Devolutions- System  378. 
Diäten  der  Laiidstände  171. 
Dictatur  1.  29. 

Disciplin  in  den  Kammern  271.  273. 
Dispensationen  357. 
Domainen  125.  359. 
Dominium  eminens  360;  politicum 

94. 
Droits  civils  211.  flg.  224. 

E. 

Ebenburt  221.  I.  94. 

Eherecht  der  souverainen  Häuser 

134. 


Eigenthum,    an    Geistesprodukten 

s.  .Nachdruck. 

Eingebo  rnenrecht  210.  dessen 
Erwerb  21 3;  Wirkungen  214.  Ver- 
lust 216. 

Einmischung  fremd  er  Mächte  I.  85. 

Enclaven  345. 

Engerer  Rath  I.  19.  flg.  24. 

Enterbung  des  Thronfolgers  155. 

Entlassung  der  Minister  288;  an- 
derer Beamten  366. 

Entschädigungspflicht  des  Staa- 
tes 128.  327.  360.  369. 

Entstehung  der  Staaten  59.  61. 

Erbfolge  s.  Thronfolge. 

Erbmonarchie  73.  100.  102.  flg. 

Erbtochter  167. 

Erb  vertrag  (Erbverbrüderungen) 
107.  171. 

Erneuerung  der  Repräsentation 
269. 

Ersitzung  s.  Besitz  u.  Verjährung. 

Eventual belehnungen,  121.  kai- 
serliche 1  73. 

Fxecutiv mittel  des  Bundes  I,  50. 

E.xheredare  145. 

F. 

Familie  6. 

Familiengewalt  des   Souverains 

133. 
Finanzhoheit  185.  358. 
Finanzverfassung    des     Bundes 

1.  81. 
Fiscalhoheit  185.  358. 
Fluch  tl  inge,  politische  I.  64. 
Fluss  -  Schifffahrts- Akten    I, 

36. 
Folge  (Recht  der)  154. 
Frankfurt    315;    sein   Verhältniss 

zum  Bundestag  I.  38.  53. 
Freiheits  bäume  I.  64. 
Fremde  205.  210.  224.  343.  I.  64. 
Fremdlingsrecht  211. 


Friedensschlüsse  111.  278.  I.  22. 

23.  86. 
Fürstensouverainltät  227. 

Garantien  der  Verfassung  305. 1.92. 

Gebiet  s.  Staatsgebiet. 

Gebietshoheit  342. 

Gehorsam,  bürgerlicher  205. 

G  em  ein  de  Verfassung  308.  flg. 

Genieindevermögen  311. 

Gemeine  Bescheide  341. 

Gemeinnützige  Anordnungen!. 22. 
35. 

Gemeinwesen  3.  5;  deren  Ver- 
mögensrechte 312. 

Gerichte,  s.  Competenz;  dritter  In- 
stanz 1.  88. 

Gerichtsbarkeit  185.  191.  346; 
freiwillige  354;  des  Souverains 
über  seine  Familie  134.  176;  des 
Bundes  1.42.  51. 

Gerichtsgebranch  30.230.  I.  10. 

Gerichtspflichtigkeit  209. 

Gerichtsstand  der  Mitglieder  sou- 
verainer  Familien  176;  der  lan- 
desherrlichen Kammer  177. 

Gesandte,  fremde  bei  dem  Bund 
I.  86. 

Gesandtschaftsrecht  186.  I.  86. 

G  e  s  e  1 1  e  n  v  e  r  b  i  n  d  u  n g  c n  I.  66. 

Gesetze  187.  317.  320;  provisori- 
sche 336. 

Gesetzgebende  Gewalt  181.  187. 
316;  deren  Gräuzen  321 ;  des  Bun- 
de s  1.  46 ;  ihr  Verhältniss  zur  lan- 
desherrlichen Gesetzgebung!.  47; 
zu  den  Landständen  1.  47.  48. 

Gesetzsammlung,  der  deutschen 
Bundesstaaten  I.  36. 

Gewalt,  86. 

Gewalten,  politische,  182.  187. 

Gewissensehe  134. 

Gewissensfreiheit  238. 


Glaubens-Staaten  63. 
Grundeigenthum,  (dessen  freien 

Erwerb)  215.  224.!.  104. 
Grundgesetze  318;  des  Bundes!.  8. 
Gut  erVerhältnisse,  eheliche,  in 

souveraineu  Häusern  135. 

H. 

Haftung  des  Staates,  s.  Entschädi- 
gungspflicht. 

Handwerks-  Gesellenverbindun- 
gen. 

Hausandacht  383. 

Herkommen  27.  229.  233.  !.  10, 

Herrscherpflicht  18.  248. 

Herrscherrecht  s.  Souverainität. 

Hessen-Homburg  I.  6.  20. 

Hierarchie  240.  375. 

Hochverrath  202.209;  am  Bund 
!.  65. 

Hoheits  rechte,  Eintheilung  179; 
äussere  186.394;  innere  184.  342; 
Erwerb  durch  Privaten  392. 

Holstein,  I.  15. 

Huldigungseid  208. 

I. 

Incorporation  345. 

Indigenat  21 1. 

J  e  V  e  r ,  !.  16. 

Iniative  275. 

Instructionen  der  Bundestagsge- 
sandten 19.  26. 

Interessen,  politische  265.  der 
Bundesglieder  !.  34. 

Interpretation  der  Gesetze  317; 
der  Verfassungen  245;  der  Bun- 
de.sgesetze  I.  10.  30. 

Johanniter- 0  rd  en  I.  102 

Ilio  in  partes  1.  34. 

Judicium  Pariuml78;  der  Standes- 
herren !.  96. 

Jüdische  Glaubensgenossen!.  105. 


Jura  quaesita  s.  Rechte. 
Jura  singiilorum  I.  21.  32 
Jus  armoriun  186.  362. 

—  in  Sacra,  circa  sacra,  s.  Kirchen- 
gewalt und  Kirchenhoheit. 

—  reformandi  382. 

—  universitatis  358. 
Justizhoheit  18.5.  191.  346. 
Justizsachen  349. 

Justiz  Verweigerung  I.  52. 

H. 

Kabinetsjustiz  190.  274.  361. 

Kammergut,  125.  359. 

Kammersachen  177. 

Kirch  e  6.  374. 

Kirchengewalt,  374.  379. 

Kirchengüter  312.  384.  385. 

Kirchenhoheit  374.  379.  380. 

Klagen,  gegen  den  Staat,  s.  Ent- 
schädigungspflicht  und  Spolien- 
klage. 

Knip hausen  223.  I.  7.  16. 

Kratie  239.  241. 

Kriegsrecht  186.  I.  86. 

Kriegs  Verfassung  des  Bundes. 
I.  82. 

Krone,  als  Patrimonium  oder  Majo- 
rat 72.  95.  103.  105.  108.  Hg. 

li. 

Land  esdiensthoheit  186.  361. 

Landeshoheit  85;  fortdauernde 
223. 

Land  stände:  deren  persönliche 
Rechte  270;  deren  Rechte  in  Be- 
zug auf  die  gesetzgehende  Gewalt 
27  4 ;  in  Bezug  auf  die  vollziehende 
Gewalt  279;  in  Bezug  auf  Staats- 
verträge 276;  ihrVerhältnisszum 
Bundl.  48;  bundesgesetzliche  Be- 
stimmungen L  82.  89.  flg.;  s.  Re- 
präsentation. 


Landsassiat  209. 

Landw^ehr  363. 

Legalität  der  Regleningsacte  92; 

s.  Vermuthung. 
Legitimation   unehelicher   Kinder 

141. 
Legitimität  75.  100.  113.  115. 
Lehnshoheit  186.  372. 
Lineal  System  159. 
Luxemburg  I.  15.  16. 

m. 

Machtsprüche  361. 

Machtvollkommenheit  356.  360. 

Majestät  (.Majestätsrechte)   182. 

Majorität  der  Stimmen  (^deren  Be- 
rechnung im  Plenum  und  engern 
Rathe  L  21. 

Matrikel,  der  Studierenden  I.  70. 
s.  Bundes-Matrikel. 

Me  tapoli  tik  15. 

Militärhoheit  186.  361. 

Minister,  s.  Anklage,  Contrasigna- 
tur, "Verantwortlichkeit. 

Miss  brauch,  der  Staatsgewalt  113; 
der  Pressfreiheit  300;  der  Rega- 
lien 393;  kirchlicher  386. 

Missheirath  139. 

Mitglieder  des  Bundes,  s.  Bund. 

Mitregentschaft  111.  197. 

Monarchie  96.  191.239;  constitu- 
tionelle  242.  247.  11g. 

Moratorien  358. 

Morganatische  Ehe  136. 

Mündliches  Verfahren  348. 

nr. 

Nachdruck  und  Nachbildung  von 

Kunstwerken  L  76. 
Nachsteuer  I.  104. 
Nationalität  11.  37. 
Natur  (der  Sache)  38. 
Naturalisation  213. 


Natur-Staaten  63. 
Natiirstand  9.  10. 
Negerhandel   I.  80. 
Not h recht  (des  Staates)  3G0. 
Nothstand  50. 

O. 

0  b  e  r  a  11  fs  1  c  h  t  s  r  e  c  h t  s.  aufsehen- 
de Gewalt. 

0  I)  er  fei  d  her  r  des  Bundes  84. 

0  e f  f e n  1 1  i ch  e  Meinung  25 1 . 

Oeffen  II  ichk  eit  der  Kanimerver- 
handlungen  272  I.  92. 

Oeffen tliches  Verfahren  348. 

Oligarchie  240. 

Opposition  250. 

Organische  Gesetze  320;  des  Bun- 
des 1.  22.  31. 

Pairs  (deren  Ernennung)  257.  264. 
265.  290. 

P  a  r  t  i  c  u  1  a  r  i  s  m  u  s  (Partikular- 
rechte) 13.  28.  236. 

Patriarchalprincip  67. 

Patrimonialprincip  69. 

Person ae  minus  gratae  387. 

Personal-  Union  202. 

Petitionen,  an  den  Fürsten  297; 
an  die  Landstände  284. 

Petitionsrecht  der  Landstände 
275.  I.  62. 

Place  tum  regium  385. 

Plenum  der  Bundesversammlung 
L  1 9  flg. 

Politik  15. 

Politische  Partheien  249.  253. 

—  Rechte  der  Bundesglieder  L  34. 

Polizei,  geheime  355. 

Polizeigewalt  des  Bundes  L  42. 
61. 

Polizeihoheit  185.  207. 

Polizeistaat  56. 


Postregal  390;  s.  Thurn. 

Pouvoir  moderateur,  representatif 
181. 

Prärogative,  fürstliche  183.  285. 

Pressf  reih  eit  und  l'ressgesetz- 
gebung  295.  1.  67. 

Primogenitur  159.  164. 

Prinzenerziehung  305. 

Privatfürstenrecht  129. 

Privathandlungen  des  Souve- 
rains  125. 

Privatrecht  16.  17. 

Privatrechte,  staatsbürgerliche 
212. 

Privatverlassenschaft  d.  Sou- 
vcrains  125.  163. 

Privilegia  favorabilia,  odiosea 
337.  356. 

Privilegienhoheit  185.  355. 

Propolitik  15. 

Proselytenmacherei  388. 

Protokolle  der  Bundesversamm- 
lung L  29;  der  Kammerverhand- 
lungen 272. 

Provisorische  Gesetze  336;  des 
Bundes  I.  31 . 

Publikation  der  Bundesgesetze  I. 
42.  49. 


Qu  eilen  des  deutschen  Staatsrechts 
29;  des  Privatfürstenrechts  131; 
des  Bundesrechtes  L  8.  10. 

R. 

Rang  der  Bundesglieder  I.  17. 

Real-Union  345. 

Recht,  göttliches  75.  103;  nationa- 
les 37;  öffentliches  16;  positives 
36;  volksmässiges  229  flg. 

Rechte,  fremde  33.  131;  erworbene 
323.  329.  I   47. 


Rechtsgleichheit  der  Bundes- 
glieder I.  17. 

Rechtsstaat  56.  63. 

Redac  teur  s.  Pressfreiheit  iindZei- 
tiingsredactenr. 

Redefreiheit  295;  der  Landstände 
270. 

Regalien  180.388.  flg.;  der  Stan- 
desherrn I.  96. 

Regent  (Regentschaft);  s.  Regie- 
rnngs  Vormundschaft. 

Regentenhandlungen  117  flg. 

Regieren  291. 

Regierung  des  Innern  353. 

Regierungsformen  240. 

Regierungs  Vormundschaft  11 1 
149.  195. 

Regredienterbin  167. 

Reichs-Adel,  ehemaliger,  unmit- 
telbarer I.  93.  98. 

—  Indigenat  212. 

—  Kammergericht,  dessen  Archiv  1. 
37;  Pensionen  der  Angestellten 
I.  103. 

—  Operationskasse,  deren  Schulden- 
wesen 1.  103. 

—  Pfandschaften  346. 

—  Staatsrecht  20;  dessen  Anwend- 
barkeit 30. 

—  Verwesung,  s.  Regierungsvor- 
mundschaft. 

Religions-  Freiheit  376. 

• — Partheien,  christliche!.  105. 

—  Sachen  I.  23.  34. 

—  Uebung  383. 

Repräsentation,  255;  Zusammen- 
setzung 257;  nach  Interessen  265; 
Erneuerung  269. 

Repräsentativ-  Gewalt  181. 187; 
des  Bundes  I.  95, 

—  Verfassung  242 ;  5.  Monarchie. 
Republik  239. 
Restauration  126. 

Reuss,  ältere  u.  jüngere  Linie  l.  14. 
Revolution  202. 


Rheinbund  32.  L  12. 

Rheinschiffahrtsoctroi  32.   102. 

Richtern  che  Gewalt  189;  der  Kam- 
mer 274;  des  Bundes  I.  51. 

Rückwirkende  Kraft  der  Gesetze 
322. 


S. 


Sachsen -Gotha  L  14;  Lauenburg 
I.  15. 

S  als  ine,  s.  Anfallsrecht. 

Salisches  Gesetz  103. 

S  am  mtbelehnung  173. 

Saue  tion,  landesherrliche,  der  Ge- 
setze 268. 

Schönburg  223.  l.  7. 

Schutzrecht  über  die  Kirche  387. 

Selbstentscheidung  d.  Bundes- 
versammlung 1.  53.  54. 

Selbstversammlungsrecht  der 
Landstände  306. 

Singularitäten,  politische  223. 

Sitzungen  der  Bundesversamm- 
lung l.  28. 

Souverain  93. 

Souverainität  85,  Erwerbung  96. 
99;  Beweis  115;  Beendigung  und 
Verlust  193:  s.  Staatsgewalt. 

Spolienklage  337.  353.  393. 

Staat,  Alter  59.  Begriff  1;  Entste- 
hung 59.  61.  flg.  Factoren  14. 
Grösse  60;  Rechtsgrund  61 ;  Uni- 
versalität 58;  Verhältuiss  zu  an- 
deren Zuständen  3.  13. 

Staats- Beamte  s.  Staatsdiener. 

—  Bürger  203.  205. 

—  Bürgerrecht  210. 

—  Diener  364;  mittelbare  311;  s. 
Verpflichtung  und  Wahlfähigkeit. 

—  Gebiet,  1.  13.  14. 

—  Gebiete,  deutsche  345. 

—  Gewalt  84.  86;  Charakter  91; 
Gränzen    92;  Uebertragung    88; 


Unwiderruflichkeit  90;  s.  Souve- 

niinität. 

—  Güter  359. 

—  Recht,  allgemeines  19.  34.  deut- 
sches 24.  gemeines  26. 

—  Servituten  186.  1.  86. 

—  Souverainität  227. 

—  Vertrag  77. 

—  Verträge  29.  186.  2T6. 

—  Wissenschaft  15. 

—  Zweck  46.  flg. 
Städte,  freie,  314. 

Stände,    254;  s.    Landstände    und 

Repräsentation. 
Staudesherren  223.  I.  12.  14.  93. 

flg- 
Standesrechte,    besondere    217. 

Steuern  358. 
Steuerbewilligung  279. 
Stimmeneinhelligkeit  s.  Bund. 
Synkratie  241. 

T. 

Territorial-Princip  94. 

—  System  375.  378. 
Territorium,  s.  Staatsgebiet. 
Testamentarische  Verfügung  ü. 

die  Krone  169. 

Theilbarkeit  der  Staaten  158. 

Theilung  der  Gewalten  192.  243. 

Theorie  des  Sittengesetzes  47;  der 
Rechtssicherheit  5)  ;  der  allseiti- 
gen Unterstützung  55 5  ideale  76; 
naturhistorische  64;  der  Ueber- 
raacht  66  ;  religiöse  74. 

Thronfolge,  106;  deren  rechtliche 
Natur  116;  Delationsgründe  153; 
cognatische  106.  166;  nach  Ge- 
blütsrecht 154;  testamentarische 
108.  166;  vertragsmässige  171; 
aus  Lehn- Exspectanzen  173;  der 
Descendenz  eines  Ausgeschlos- 
senen 162. 

—  Fähigkeit  155. 


—  Ordnung  158. 

—  Rechte,  eventuelle  173. 
Thronfolger,  seine   Verpflichtung 

aus  den  Handlungen  des  Vorgän- 
gers 1 17.  164. 

Thurn  und  Taxis  390,  l.  103. 

T  i  t  e  1,  der  Bundesversammlung  1. 29. 

Titelveränderungen  I.  18. 

Toleranz,  religiöse  383. 


W. 


Uebergang  von  Stimmen  in  der 
Bundesversammlung  an  andere 
Bundesglieder  I.  23.  24. 

üebertragung  der  Staatsgewalt 
88. 

Unabhängigkeit  der  Gerichte  191. 
231.  249.  347.  L  42.  52;  des  Bun- 
des, s.  Einmischung. 

Unfähigkeit  zu  regiren  und  zu 
succediren  155.  195.  198. 

Universal- Staat  59. 

Universitäten  L  68. 

Unterpersonal  der  Bundesver- 
sammlung 1.  38. 

ünterthanen  (Unterthanschaft) 
203.  204. 

Untheilbarkeit  der  Staatsgewalt 
92;  der  Staatsgebiete  346. 

UnVerantwortlichkeit  des  Sou- 
verains  182;  s.  Contrasignatur. 

Unveräu  sserlichkeit  der  Staats- 
gebiete 346. 

Unverletzlichkeit  des  Souve- 
rains  182. 

Uuwiderruflichkeit  der  Staats- 
gewalt 90. 
Urverträge  78. 

Urtheile,  ausländische,  214.  343. 
Usurpation  112. 


V. 

Väterliche  Gewalt  des  Souveralns 
133. 

Verantwortlichkeit  der  Minister 
249.  281 ;  der  Beamten  367. 

Verbindlichkeit  der  Bundesge- 
setze I.  41.  49. 

Verbindungen, verbotene  der  Stu- 
dierenden I.  69;  der  Ilandwerks- 
gesellen  I.  66. 

Verbrechen  gegen  den  Bund  I.  65. 

Vereine,  politische,  268.  I.  63. 

Verfassungen,  243;  octroirte  u. 
vertragsmässige  244;  ständische, 
repräsentative  242.  254.  256;  de- 
ren Werth  246.  252. 

Verfassungseide  306. 

Verfassungsrecht  19;  der  con- 
stitutionellen  Monarchie  247;  des 
deutschen  Bundes  I.  1 1.  — 

Verfassungs Urkunden,  deut- 
sche I.  90. 

Ve  r  f  ii  g  u  n g,  s.  Verordnung  über  die 
Krone  1U8. 

V  e  r j  ä  h  r  u  n  g  39.  1 1 2 ;  s.  Besitz. 

Verlassnahnie  I.  25. 

Vermuthung,  für  die  Regierung 
205.  245. 

Verordnung  336. 

Verpfändung  des  Landes  111.  345. 

Verpflichtung,  des  Souveralns 
(des  Staates)  aus  den  Handlun- 
gen eines  Vorgängers  121;  oder 
eines  Zwischenherrschers  1 26 ;  der 
Beamten  368. 

Vertagung  der  Bundesversamm- 
lung I.  30. 

Vertragstheorie  77.  252. 

Vertrauliche  ßerathung  I.  28. 

Verwalten  292. 

Verwaltungsrecht  19.  316  flg. 
des  Bundes  1.  39. 


Veto  28T. 

Volk  (Völkerschaft)  10.  11.  13.  14. 

Völkerrecht  20. 

Volksrechte  83.  226  flg. 

Volk ssouveraini tat  78.  80  flg. 

96.  110.  227. 
Volksversammlungen    298.   I. 

63. 
Volljährigkeit  der  Prinzen  148. 
Vollziehende    Gewalt    187.    334; 

des  Bundes  I.  50. 
Vollziehungsgegenstand  I.  46. 
Volonte  generale  78. 
Vormundschaft  149. 

W. 

Wahlen,  landständische  257.  flg. 

Wahlfähigkeit  257;  der  Staats- 
beamten, 261. 

Wahlfreiheit  267. 

W^artrecht  157. 

Widerstandsrecht  206. 

Wiener  Congress  I.  5. 

Wiener  Schlussakte  derMinisterial- 
conferenzen  von  1820;  I.  8;  von 
1834;  I.  91. 

Wohl,  öffentliches,  4.  49.  54. 

Wohlfahrtstheorie  47. 

Z. 

Zeit  der  landständischen  Versamm- 
lungen 267. 

Zeitungen,  ausländische  I.  63. 

Zeitungsnachrichten,  über  die 
Verhiindlungen  der  Dundesver- 
sammlung I.  29;  der  Landstände 
I.  92. 

Zeitungsredacteure  303.  I.  67. 

Zw  ei  kam  mern- System  263. 

Zwischenherrscher  126. 


Druckfehler. 


Seite    8  Note  1  statt:  1703  lies:  1793. 

„  5  Note  3  statt:  uniuscujusque ,  pecuniae  lies:  uniuscujusque  pe- 
cuniae. 

„    134  Note  3  statt:  Fe.ellx  lies:  Foelix. 

„  136  im  Text,  Zeile  16  vou  oben,  statt:  Se t bstr egieriing  lies:  Selbst- 
regie rung. 

„  142  im  Text,  Zeile  2  von  unten,  statt:  nahfolgende  lies:  nachfol- 
gende. 

„    153  Note  12  ist  beizusetzen:  S.  51.  — 

„    198  Note  1  statt:  (o  ben  §.  89  Note  2)  lies:  (oben  §.  1 11  Note  4). 

„  336  Text,  Zeile  2  von  unten  statt:  „und  kann  eine"  lies:  und  kann 
nur. 

(Im  Bundesrecht,  Anhang  I.) 
Seite  64  im  Text,  Nro.  5  statt:  (S.  oben  §.  48)  lies:  (S.  unten  §.  52). 
„     91  Note  8  sind  die  Worte:  „und  hiernach  unten  im  Anhang  II.  C.  hin- 
wegzustreichen." 
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